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Vorwort als Einleitung. 


Der in dem nachjtehenden „Lehrbuche“ gemachte Verſuch, das 
geltenve öfterreichiiche Preßrecht in erichöpfender Weife barzuftellen, 
bedarf an fich wol feiner Rechtfertigung. Lien bache r's Kommentar, 
das einzige Werk, welches dasſelbe Ziel verfolgt, hat den Anforderungen 
nie entſprochen, welche wir an derartige Arbeiten zu ftellen berechtigt 
und verpflichtet find, und ift heute durch Gefeßgebung und Wiffenfchaft 
weit überholt. Mit dem deutſchen Reichspreßgeſetze vom 7/5 187% 
beginnt ein neuer Abfchnitt in ver Geſchichte des Preßrechts, tritt ein 
entfcheivender Wendepunkt ein in der Entwicklung dieſer jungen Wiffen- 
Schaft. Die parlamentarische Berathung des Geſetzes, bei welcher jeder 
Standpunkt Vertretung und Berüdfichtigung fand, lieferte reichliches 
Material zur eingehentiten Prüfung aller einfchlagenden legislativen 
Fragen; viele von ihnen wurden gelöft, bei anderen ber Streitpunft 
jeftgeftellt. Die tüchtigften deutſchen Schriftjteller unternahmen es, 
das nene Geſetz in Wiffenfchaft und Praxis einzuführen. Kurze Zeit 
nach der Publikation erjchienen die Kommentare von Thilo, Mar- 
quardſen, Schwarze, welde, jever durch eigenthümliche Vorzüge 
ausgezeichnet, dem Praktifer bie bisherigen Refultate der Kechts- 
iprechung, beſonders in Preußen und Sachen, zur Verfügung ftellten, 
ihn mit der äußerft lehrreichen Entjtehungsgefchichte bes Gefeges wie 
mit den Grundzügen der außerbeutichen Preßrechtsſyſteme bekannt 
machten. Berner's ‚Lehrbuch“ verbanten wir eine muftergiltige Ge- 


ſchichte des deutſchen Prefrechtes von der Einführung ber Cenſur an- 
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gefangen, und einen trefflichen Kommentar zu vem Gefege, beive mit 
jener jugenvlichen Wärme, mit jener anregenden, jtellenweife geradezu 
zündenden Yebendigfeit gefchrieben, die Berner's Werke zu uner- 
reichten Vorbildern für uns jüngere Schriftfteller macht, und ihnen 
dauernden Einfluß auf die Studentenfchaft wie auf bie weiteften 
Kreife der Praxis fichert. Auch die in Holgenporff’s Handbuch des 
Strafrechts (IV. Band). erſchienene Abhandlung Kayfjer’s, des be- 
währten Kenners ber franzöfifchen Preßgefetgebung, deren Einwirkung 
auf vie Entwicdlung ver Dinge biesfeits des Rheins nicht in Abrede 
gejtellt werben kann, hat die Wiffenfchaft des Preßrechts in vielen 
Punkten wejentlich gefördert. 

Die öfterr. Literatur hat Feine de lege lata gefchriebene Arbeit 
anfzuweifen, die den genannten deutſchen Leiftungen an die Seite ge- 
ftelft werden könnte. Es galt diefe Lücke auszufüllen, oder wenigftens 
ten Verfuch ihrer Ausfüllung zu unternehmen; es galt, unter Wah- 
‚rung des eigenen Stanbpunftes, bie von ver deutſchen Wiffenjchaft 
und Praxis gewonnenen Reſultate für das öfter. Hecht zu verwerthen, 
fuweit e8 die Verfchiedenheit der Geſetzgebung gejtattet; auch hier den 
geiftigen Zufammenhang mit Deutſchland zu betonen, die fördernde 
Wechſelwirkung ver beiderfeitigen Yeiftungen auch auf dieſem Gebiete 
anzubahnen. Es galt ferner, die zahlreichen Präjudifate ver öfter: 
reichifchen Oberlandesgerichte wie des oberjten Gerichtshofes, die, in 
ben verfchiedenften Fachblättern zerftvent, dem augenblidlichen Be— 
bürfniffe nicht zugänglich find, zu ſammeln und Fritifch zu beleuchten. 
Es galt endlich, die als hochbedeutend alffeitig anerkannten Arbeiten 
unferer öfterr. Schriftfteller auf dem Felde der lex ferenda, bie 
Leiftungen von Glafer, Wahlberg, Jaques u. A. für die Dar- 
ftellung und Kritik des pofitiven Rechts fruchtbar zu machen. Das war 
das erfte und nächfte Ziel, das dem Verfaſſer vor Augen ftand. 

Daß die Darftellung, follte fie allen Anforderungen der Wijfen- 
ſchaft genügen, feine andere fein konnte und durfte, als die ſyſte ma— 
tifche, war mir von allem Anfange an Har. Und diefe Ueberzeugung 
feftigte fich, je mehr die Arbeit fortichritt. Daß für große, um— 
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fangreiche Rechtsgebiete die ſyſtematiſche Darſtellung nicht die allein 
berechtigte, aber die geeignetſte iſt, um die volle Herrſchaft über den 
zu behandelnden Stoff, den ſicheren Leitfaden in der reichen Kaſuiſtik 
des praktiſchen Lebens zu gewinnen und Anderen zu übermitteln, ſollte 
heute nicht mehr zweifelhaft ſein. Der gleiche Grundſatz gilt aber 
nach meiner entſchiedenſten Ueberzeugung in gleich hohem wenn nicht 
höherem Grabe für die gerade in dieſer Beziehung regelmäßig vernach— 
läſſigten Seitenzweige des Rechts. Die Praxis iſt gerade bei ber 
Anwendung von Spezialgejegen nur zu fehr geneigt, ihren Zufammen- 
bang mit dem allgemeinen Organismus des Rechts zu überſehen, über 
Rechtsprinzipien fich leicht hinwegzufegen, vie fie fonft als unumftößlich 
richtige für heilig zu halten pflegt. Nur die ftete Erkenntniß, daß alle 
Zweige des Rechts miteinander im unlöslichen organischen Zufammen- 
hange ftehen und, von dem Stamme [osgetrennt, verfümmern und ab- 
ſterben; daß alle Gebiete des Rechts vurchfluthet fein müffen von tem 
Einen großen Strome ber Vollskraft, die das Recht gefchaffen hat, 
es erhält und weiterbiltet, daß die Verſumpfung eintreten muß, ſobald 
ver belebende und reinigende Zufluß abgejchnitten wird: nur dieſe ftets 
vor Augen gehaltene Ueberzeugung fann die Praxis auch des Preß— 
rechtes vor der Verfnöcherung bewahren. Aufgabe ver Wifjenfchaft 
ift e8, diefe Erfenntniß lebendig zu erhalten, fie kann e8 aber nur, 
wenn fie, bie Shftematit gewiffermaßen vdemonftrativ zur Schau 
tragend, den Zuſammenhang der Spezialgejeßgebung mit dem ganzen 
Rechtsorganismus unabläffig betont und ohne zu ermüben an ber 
fuftematifchen Vertiefung auch der Heinften unfcheinbarjten Rechts: 
gebiete arbeitet. — Bon derſelben Wichtigkeit ijt die Syſtematik für 
ven Gejeßgeber. Nur von diefem erhöhten Standpunkte aus kann er 
das ganze Gebiet des von ihm zu orbnenden Stoffes überblicken; ver: 
läßt er ihn, fo läuft er Gefahr, daß die überwuchernven Gejegespara- 
graphe ihm ben freien Ausblid hemmen. Der öfterr. Geſetzgebung 
kann der Vorwurf nicht erfpart werden, daß ihr bie ſyſtematiſche 
Durchdringung des Prefrechtes gründlich mangelte, bie Interpreta: 
tion des geltenden Rechtes wird uns vielfache Belege für die Richtig: 
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feit diefer Behauptung und ebenfoviele Beifpiele für die verhängniß- 
vollen Wirkungen einer mangelhaften Syftematif bieten. 

Die Forderungen der Wiffenfchaft, wie vie Bebürfniffe ver Praris 
und der Gefeßgebung brängten alfo in gleicher Weife zu einer ſyſtema— 
tifchen Behandlung des Prefrechtes, zu einem Abweichen von jenem 
Wege, den vie bisherigen Schriftfteller mit fo bebeutendem Erfolge 
betreten hatten, ven noch Berner in feinem „Xehrbuche” gegangen 
war. Die Schwierigkeiten ſchienen anfänglich unüberwindlich , erft 
allmäfig fügte fich der jpröde Stoff. Daß der Verſuch gelungen fei, 
wage ich nicht zu behaupten; aber ich betrachte es als ein Verdienſt, 
ihn unternommen zu haben. Die ftrengfte Kritik meines Syſtemes 
wird mir im Intereffe der Sache willkommen fein, wenn fie andere 
Kräfte veranlaßt, fich der gleichen Aufgabe mit beſſerem Erfolge zu 
widmen. 

Ich wiederhole e8: Nur als einen Verſuch möchte ich mein 
Syſtem betrachtet wiffen. Wenn ich vie nicht ſchon auf dem Titel 
blatte des Buches ausgejprochen habe, wenn ich auch im Verlaufe ver 
Darftellung meine Anfichten mit möglichfter Beftimmtheit formulirte 
und nicht in zweifelnder VBorficht die jehwierigften Kragen offen ließ, 
jo gefchah dieß nicht aus Mangel an Bejcheivenheit, fondern aus einem 
anderen Grunde. Wer als Schriftfteller in die Deffentlichteit tritt, 
muß ihr bejtimmte, möglichft ſcharf präzifirte Anfichten zur Prüfung 
vorlegen, muß mit fich felbft zu einem, werm auch nur vorläufigen, 
Abſchluſſe gelangt fein. Was an Zweifeln in der Bruft zurückbleibt — 
und wer ein offenes Auge für die Yeiftungen Anderer hat, dem wird 
es an folhen nie mangeln — das braucht die Außenwelt nicht zu 
erfahren und fie ſoll es auch nicht. Nur jo kann die Kritik herans- 
gefordert und damit der Fortſchritt angebahnt werden. Dieß als Ant- 
wort auf ven Wunſch, den ein von mir hoch verehrter Kriminalift (im 
ber Borrede zu der zweiten Auflage feines Lehrbuches) mit Bezug auf 
ben Berfaffer ver „faljchen Ausfage vor Gericht u. ſ. w.“ ausgefprochen 
hat: „daß die Richtigkeit feiner Anfichten ftets gleichen Schritt halten 
möge mit ver Sicherheit feiner Behauptungen.” — 
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Aber mit der ſyſtematiſchen Darjtellung des geitenten Rechts war 
die Aufgabe des Lehrbuches noch nicht gelöft. In dem Sate: „durch 
das geltende Recht, aber über vasjelbe hinaus“ jcheint mir das 
feste höchſte Ziel ver Wiffenfchaft ausgefprochen zu fein. Und zwar 
halte ich das Verhältniß zwiſchen Wiſſenſchaft und Geſetzgebung für 
ein ftreng gegenfeitiges. Die Darftellung des geltenden Rechts 
hat ſich nicht auf dieſes zu beſchränlen, ſondern zugleich vie Bahn für 
fünftige Reformen vorzuzeichnen ; und umgekehrt: jede Reform, bie 
nicht in willfürliche Umgeftaltung ausarten ſoll, ift bevingt durch bie 
genaue Kenntniß des pofitiven Rechts in feinen Prinzipien und in 
allen feinen Folgefägen. Aus diefem Grunde fchien mir einerjeits bie 
fritifche Beleuchtung des Beftehenden unerläßlich, glaubte ich an— 
bererjeits feinen beſſeren Beitrag zu der dringend nothwendigen Re— 
form unferer Preßgeſetzgebung liefern zu können, als durch bie 
gewiffenhafte Darftellung des geltenden Rechts. Wenn das Yehr- 
buch dazu beiträgt, daß e8 — in dieſer Geftalt wenigſtens — recht 
bald überflüffig wird, hat es einen feiner Hauptzwede erreicht. 

Bezüglich der von mir als veformbebürftig bezeichneten Beſtim— 
mungen unferer Gefeßgebung, bezüglich der von mir in Vorſchlag 
gebrachten Reformen, werde ich e8 wol wenigen vecht gemacht, ven 
Einen zu Biel, den Anderen zu Wenig beantragt haben. In diefem 
Punkte fehe ich dem Urteile am vubigften entgegen. Daß ein Yehr- 
buch des Preßrechts Feine politifche Barteifchrift fein kann und darf, 
bevarf feines Beweijes ; ebenſo klar aber ift es auch, daß ver Einfluß 
ber politifchen Nichtung des Verfaſſers an vielen Stellen, insbejonvere 
bei ven de lege ferenda geäußerten Anfichten nicht ganz zurückge— 
brängt werben konnte. Ich muß e8 objektiven Richtern überlaffen, zu 
beurteilen, ob und inmwieferne biefer Einfluß ein förbernder oder hem⸗ 
menber gewejen ijt. 

Nur zwei Momente möchte ich an biefer Stelle zur Vermeidung 
von Mißverftändniffen hervorheben, weil fie für die ganze Anlage des 
Buches von maßgebender Bedeutung waren. 

sch habe e8 ftrenge vermieden, mit Schlagworten zu fämpfen, 


X Vorwort als Einleitung. 


oder auf die Argumentation mit ſolchen irgend welche Rückſicht zu 
nehmen. Auf dem Gebiete des Preßrechtes bedeutet dieß ein Abweichen 
von den hergebrachten Kampfesregeln. Zu den Schlagworten rechne 
ich aber insbeſondere die Identifizirung ver Preßfreiheit 
mit dem „reinen Repreſſivſyſtem“. As Mirabeau im 
Jahre 1789 die Ausbrüde restreindre und reprimer einander gegen» 
überftellte und ben berühmten Sa ausſprach: »la liberte de la 
presse ne doit pas éêtre restreinte; les delits commis par la 
voie de la presse doivent ötre reprimes« — hatte er mtit ber 
plaftifchen Anfchaulichkeit, die dem Genie eigenthimlich ift, der eben 
mündig geiprochenen Preſſe in einem Worte gejagt, was fie aus ber 
Aufhebung der Genfur nicht folgern dürfe. Die Epigonen aber mach: 
ten aus ber geiftreichen Antithefe ein unantaftbares Dogma, und 
hielten ven Funken franzöfiichen Esprits für das geeignete Rohmate- 
rial, aus dem jie fi) den ganzen nothwendigen Vorrath von Preß- 
gefegen anfertigen fönnten. Der Erfolg war vorauszuſagen; bie 
»confusion grammaticale« (Baulabelle) führte zur Verwirrung 
ber juriftiichen Begriffe, das Fefthalten an dem Dogma zum Ana- 
chronismus. 

Die Forderung, auf die Preſſe das „reine* Repreſſivſyſtem anzu— 
wenden, ift in boppelter Richtung verkehrt; verkehrt infoweit fie bie 
prinzipielle VBerwerfung jeder Präventivmaßregel in fich ſchließt; 
verfehrt, infoweit fie die Preffreiheit für gefichert hält, fo bald nur 
- „teprimirt“ wird. Wäre ver Nachweis erbracht, daß unfer gefamm- 
tes heutiges Nechtsleben auf der ausichließlichen Herrichaft des Re— 
preſſivſyſtems beruht, over daß wenigftens ber Zug der Zeit bahin 
geht, ven Staat auf das post exitum vindicare zu befchränfen, dann, 
aber auch nur dann, wäre ber gegneriiche Standpunkt gerechtfertigt. 
Aber das gerade Gegentheil ift richtig. Der wichtigfte Yortichritt, ven 
die Staatsphilofophie in unferem Jahrhunderte gemacht hat, bejteht 
ja eben in ver Reaktion gegen den ausfchließlichen „Rechts ftaat“, in 
der beginnenden Erkenntniß der Aufgaben ver Staatsverwaltung. 
Es genügt, an biefen Umstand erinnert zu haben; jede weitere Diskuſ— 
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fion tiefer heute nicht mehr fontroverfen Frage wäre Zeitverluft. Nur 
um das Eine feien die Gegner gebeten, fich zu erklären, ob fie das Re— 
preffivigften als ein Brivileginm der Preſſe nur für biefe ver- 
fangen, over ob fie e8 allgemein auf allen Gebieten des 
Rechts für das allein zuläffige halten. Im letten Falle bedarf es 
feiner Widerlegung, im erften nur eines Hinweifes auf die Konfe- 
quenzen. Daß ber Blumenftod nicht bereits- von dem Fenſter des 
britten Stockwerkes herabgeftürzt fein und einen Menſchen erjchlagen 
haben muß, ehe man gegen ven fahrläffigen Verwahrer vesjelben ein: 
zufchreiten berechtigt ift; daß man den Dieb, der einzufteigen im Be— 
griffe iſt, ſchon feftnehmen kann, bevor er die Sachen wirklich geftohlen 
hat — daran zweifelt fein Menſch; aber wenn burch einen bereits ge- 
drudten, zur Verfendung bereit liegenden Zeitungsartifel meine Ehre 
empfinplich gekränkt, mein kaufmänniſcher Kredit untergraben werben 
fol, dann antwortet man auf meine Klage: „warte bis es zu ſpät ift, 
dann werden wir bir helfen!” Jede plus petitio gefährvet ven ganzen 
Anspruch, auch jenen Theil, ver vollfommen berechtigt iſt; das follten 
bie Freunde ber Prekfreiheit fich merken. Nach meinem Dafürhalten 
war e8 fein Dienft, ven die Mitglieder des beutfchen Iuriftentages der 
Breffe erwiefen, als fie für die Befeitigung der richterlichen Beichlag- 
nahme ftimmten. oz 

Die ift die eine Seite ver Medaille. Die andere lernen wir fen- 
nen, wenn wir bie einfchlagenven Verhandlungen z. B. des öfter. 
BParlamentes lejen, wenn wir jehen, wie alle Bebrüdungen, unter 
welchen unfere Prefje heute leidet, als jelbjtverftändlich hingenommen 
wurden. Wozu auch gegen das objektive Verfahren und andere Maf- 
regeln unferes heutigen Rechtes ankämpfen; entjpricht e8 nicht dem 
„reinen Repreſſivſyſtem““ Im der That, ein Prinzip, das nach der 
einen Richtung zu ben maßlofeften Forderungen , nach der anderen zu 
einem Preisgeben der Preſſe führt, kann Fein vichtiges fein. 

Worin befteht nun aber das Weſen der Preffreiheit, wenn 
nicht in ber Herrjchaft des Repreſſivſyſtems? — Es ift nicht möglich, 
die Antwort in einem Sage zu geben. Der Begriff ver Preffreiheit 
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ift wie jener ver Freiheit überhaupt ein relativer. Derfonftruf- 
tiven Jurisprudenz beventet Freiheit ven tbatfählichen, im 
Augenblicke wirklich gegebenen, Flächeninhalt jenes Kreisjegmentes in 
ver Willensfphäre des Einzelnen, welches von der ftaatlichen Autorität 
unberührt geblieben tft; als politiſche Forderung bebeutet fFrei- 
heit die im Augenblide verlangte Erweiterung jenes Flächeninhal- 
tes, die geforverte Verſchiebung ver Grenzlinie. Darum ift der Begriff 
ver Freiheit heute ein anderer, als vor 10, 50, 100 over 1000 Jahren, 
fein abfoluter, fondern ein relativer. Und das Gleiche gilt von der 
Preffreiheit. Wenn alfo in ven Staatsgrundgejegen vie Preffreiheit 
unter ven „Rechten ver Staatsbürger” aufgezählt wird, wenn eine poli- 
tiſche Partei die Forderung der Preffreiheit in ihr Programm aufge 
nommen hat — fo ift damit gar nichts gejagt. Bezüglich ver 
„Srundrechte“ oder wie dieſe gleißenden Spielwaaren für politifche 
Kinder fonft heißen mögen, find wir, durch die Erfahrung belehrt, zu 
ver Erfenntniß ihrer Werthlofigfeit gelangt ; aber im Kampfe ber Par: 
teten gebraucht man nur zu gerne noch die verrofteten Waffen aus ber 
Rüftlammer von 1848. Auf die Frage: „was ift bie Preßfreiheit ?“ 
läßt fich die Antwort in einem Worte nicht geben, es giebt eben 
feine andere Antwort, als das liebevolle, auf ven rauſchenden Beifall 
ver Menge verzichtente, Eingehen auf die ſcheinbar unbedeutendften 
Einzelbeftimmungen. An vie Stelle ves Schlagwortes muß 
auch hier das bis in die Details ausgearbeitete Pro- 
gramm treten. Diefen Standpunkt habe ich in dem vorliegenden 
Buche eingenommen; er war maßgebend für die ganze Anlage bes- 
jelben, und darum mußte ich ihn am diefer Stelle rechtfertigen. 

Auch in einem anderen Punkte bin ich von der herrfchenden Methode 
abgewichen. Ich habe die durch ven Inhalt von Drudjchriften be- 
gangenen Webertretungen allgemein-ftrafrechtlicher Normen, die von 
mir fogenannten uneigentlichen Preßdelilte, nur injoweit berührt, 
als fih vem Preßrechte eigenthümlihe Borfhriften an bie- 
felben knüpfen. — Wenn wir in unferen Preßgeſetzen beſondere 
Strafbeftimmungen gegen bie in Drudjchriften erfolgende Beröffent- 
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lichung von Aktenftücen aus Strafprozeffen, von Mittheilungen über 
milstärifche Operationen, gegen Sammlungen zur Dedung von Geld- 
ftrafen u. j. w. finden; wenn in deu de lege ferenda gejchriebenen 
preßrehtlichen Abhandlungen vie Frage eingehend beiprochen wird, 
ob und unter welchen Boransjegungen bie Aufreizung zu ftrafbaren 
oder unfittlichen Handlungen, der Angriff auf die Inftitute der Ehe, 
des Eigenthums, der Kampf gegen Religion ober ftantliche Autorität 
u. f. w. überhaupt als ftrafbar erfcheint — jo mag dieß durch äußere 
Umftände gerechtfertigt fein; aber mit vem Preßrechte haben 
jene Beftimmungen, biefe Unterfuhungen nichts zu 
thun. Die Deffentlichfeit der Berübung kann gewiffe Handlungen 
ftrafbar machen, bei anberen die Bedeutung eines Qualifilationsum- 
ftandes haben, aber die Begehung duch Drudjchriftem erjcheint 
nur als einer ber Fälle öffentlicher Begehung, ift an und für fich 
gleichgiltig für den Berbrechensbegriff. Verkehrt ijt es, gewiſſe Hand⸗ 
lungen nur dann zu betrafen ober mit ftrengerer Strafe zu bebrohen, 
wenn fie durch die Preſſe begangen werden; verkehrt ift es anderer: 
feits, den Thatbeſtand einengen zu wollen nur wenn e8 fich um die 
Brejje als Begehungsmittel handelt. Verkehrt darum, weil in beiden 
Fällen eine Verwechslung der Begriffe: öffentliche Begehung und 
Begehung durch die Preffe vorliegt, eine Verwechslung von Begriffen, 
die nicht gleichen Umfang haben, von welchen wielmehr der erſte als der 
weitere den zweiten im fich fchließt. Nicht nur aus doftrinärem Eigen: 
finne habe ich dieſe Anficht, die übrigens in dem öſterr. Strafgejeh- 
entwurfe vollinhaltliche Anerkennung gefunden, fejtgehalten; ſondern 
auch aus — wie mir fcheint, wichtigen — praftifchen Gründen. 
Die Anhänger ver entgegengefegten Auffaffung verändern zu ihrem 
Nachtheile ihre taktifche Stellung. Wenn fie gegen die Haß- und Ver— 
achtungsparagraphe und deren ſcheinbar harmloſere Nachfolger an- 
fümpfen, und babei die Preffreiheit zum Yofungsworte machen, fo 
erſcheinen fie als die Verfechter eines Privilegiums der Preffe, 
während fie in Wahrheit das allgemeine Interefje an einer ratio- 
nellen Geſetzgebung vertreten. Allerdings ftehen dabei auch die Inter: 
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eſſen ver Preffe in Frage, aber nicht diefe allein; wenn auch bie 
Prefje als Fräftigfter Bundesgenoffe einfpringt, fo ift doch der Kampf, 
ven fie fümpft, fein Kampf pro domo: ober verfolge ich Sonver- 
intereffen, wenn vie Wälle der Stabt, zu deren Schuß ich die Waffen 
ergreife, auch mein Haus umfchließen? Wozu alfo ein Loſungswort 
wählen, das die öffentliche Meinung ivreleitet? Wozu fich eine Blöße 
geben, welche die Gegner nur zu gut zu benutzen verſtehen? — 


Das geltende dfterr. Preßrecht in einer dem heutigen Stande ber 
Wiffenfchaft entiprechenden , dem Studenten wie dem Praktiker förder- 
(ichen, Weife parzuftellen ; durch diefe Darftellung die fünftige Reform 
unferer Preßgejeßgebung mit vorbereiten zu helfen, ven Nachweis zu 
liefern, daß die ſyſtematiſche Behandlung des Prefrechts, mag auch der 
erjte Verſuch mißlungen fein, Fein Ding der Unmöglichkeit ift: das find 
die Aufgaben des Lehrbuches. Hat es auch nur eine von ihnen gelöft, 
jo ift e8 nicht umſonſt gejchrieben. 

Graz, am 49. Juni 4878, 

Der Berfafler. 
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Erſtes Buch. 
Die Gejchichte des öſterreichiſchen Preßrechtes. 


J. Die Beit der Cenſur. 


$A. Den entjcheidenden Wendepunkt in dev Gefchichte des öſterr. 
Prefrechtes, mithin den naturgemäßen Abjchnitt in ver Darftellung 
derjelben, bezeichnet die Bejeitigung ver Cenſur am 14. Mär; 
1848. Allerdings wäre e8 ein ſchwerwiegender Irrthum, anzunehmen, 
daß mit dem Wegfalle ver Genfur ein durchaus neues Syitem an vie 
Stelle des alten getreten, Prävention durch Repreffion, die Thätigfeit 
der Berwaltungsbehörten durch jene der Gerichte, die Herrichaft ver 
Willkür durch die des ftrengen Nechts völlig erjegt worben fei. Auch 
die Cenſur ruhte ja, wie groß auch immer ver ihren Organen einge: 
räumte Spielraum fein mochte, auf gefeßlichen Beſtimmungen, jie 
ichloß die Judicatur der Gerichte, jie jchloß eine energijche Ne: 
preſſion nicht aus, und andrerſeits hat von allen bisher erlafjenen 
öjterr. Preßgejegen feines auf die Ingerenz der Adminiſtrativbehörden, 
feines auf eine ganze Reihe von vorbeugenten Maßregeln Verzicht ge- 
leijtet, feines Normen aufgeftellt, die jede Willkür ausfchließen würden. 
Die fräftigfte Stüge des alten Syſtems hat das Jahr 1848 fiir 
immer gebrochen, und darauf beruht die Berechtigung ver hier beibe- 
haltenen Eintheilung; aber das Syſtem jelbft, wenngleid) in ven meiften 
Theilen Ruine, vagt herüber in vie neue Zeit, bildet mit feinen morjchen 
Trümmern die Bafis gar a noch heute für unentbehrlich gehal- 
tenen Einrichtung. 

Zur Gefchichte ver Genjur in Defterreich haben ältere und neuere 
Schriftjteller werthvolle Beiträge geliefert. Abgejehen von ven lücken— 


haften Zufammenjtellungen ver in ver erſten Hälfte dieſes N: rtes 
Liszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 


2 Erftes Buch. Die Geſchichte des öfterreichiichen Prefrechtes. 


geltenden Verordnungen, welche Schletter in feinem Handbuche ver 
deutjchen Prefgejetgebung (1846), welche die Defterreicher Barth: 
Barthenheim, Fauller, Kanka, Kudler, Borſchitzky und 
Andere geben, bat Wiesner in feinen Denkfwürbigfeiten der öfterr. 
Genfur (1847) reiches Material gefammelt und chronologisch wie dog— 
matifch dargeftellt. Auf Grund archivalifcher Forfchungen jchilverte 
Wiedemann vie kirchliche Büchercenfur in der Erzdiöcefe Wien, 
Kink die Thätigfeit ver Wiener Univerfität als Cenfurbehörbe;, in 
jüngfter Zeit hat Fournier den für die Regierungszeit Maria The- 
reſia's mafgebenden Einfluß, welchen „van Swieten als Cenfor“ ? 
übte, in trefflicher Darftellung behanvelt. 

Aber die vollſtändige Gefchichte ver öfterr. Cenfur ift noch unge- 
ichrieben. Das Lehrbuch des geltenden Prefrechtes kann und barf die 
Lücke nicht ausfüllen, ſoll nur einzelne für das Verſtändniß der Gegen- 
wart unentbehrliche Andeutungen bieten. 

Bor Allem fei darauf hingewiefen, daß das Wort Genfur im wei- 
teren Sinne zwei wejentlich von einander zu unterfcheidende Einrich- 
tungen umfaßt. Neben die eigentliche GCenjur, bie dem Drude 
vorhergehende Prüfung des Manufcriptes, tritt, fie an praftifcher Wich- 
tigfeit, an hemmenvem Einfluß auf die geiftige Bewegung beinahe über- 
ragend, bie Aufficht über die bereits gedruckten, insbejondere die aus: 
ländiſchen Bücher, die Reviſion verfelben in ven Zoll- und Mauth- 
ftationen, in den Kaufläden ver Buchhändler, ven Werkjtätten der 
Drudereibefiger. Schon aus diefem Gegenſatze ergiebt fich die Noth- 
wenbigfeit firenger Sonderung ber einzelnen VBorjchriften. ‘Dazu treten 
in den meiften „Senfur“ = Verordnungen gewerberechtliche Beſtimmun— 
gen, die „Ordnungen“ für Buchhändler, Buchführer, Buchoruder, 
Buchbinver bis hinab zu den „Formſchneidern, Briefmalern, Karten: 
malern, Kauflenten, Tändlern, Krämern, Haufirern, Yandfahrern, 
Brandmweindlerinnen, die neben Brandwein auch Calender, brief und 
liedf feil haben“. Ziehen wir ferner in Erwägung, daß die Cenſur 
eine ver wichtigjten Waffen in dem Kampfe ver katholiſchen Regierun- 
gen gegen bie veformatorifche Bewegung war, daß bald Schmähjchriften 


1) Sigungsberichte der Alademie d. W. 50. Bd. ©. 215ff. (Separatabdrud 


Wien, Gerold, 4873). 
2) Sitnngeberichte ber Alademie d. W. 84. Bd. S. 387 ff. (Separatabbrud 


Wien, Gerold, 1877), 


I. Die Zeit der Cenſur. & 2. 3 


und Pasquille!, bald unzüchtige Bilder?, bald abergläubiſche Bücher 3 
beſondere Strafdrohungen erforderlich erſcheinen ließen, daß bereits im 
17. Jahrhunderte die Vorhut der neuen Ideen, die Zeitungen, beſon— 
ders die geſchriebenen ‚Gaſſenblättl“, ven kleinen Krieg gegen die polizei— 
lichen Einrichtungen auf der ganzen Linie eröffnet hatten — ſo haben 
wir ein oberflächliches Bild von der reichen Mannigfaltigkeit jener 
Maßregeln, die unter dem gemeinſamen Namen ‚Cenſurvorſchriften“ 
zuſammengefaßt zu werden pflegen. Ein Chaos von Geſetzen, Ver— 
ordnungen, Patenten, Decreten, Mandaten, Conſtitutionen, Re— 
ſolutionen, deren chronologiſche Aufzählung keinen Werth hat, die nach 
ihrem Inhalte geſondert dargeſtellt werden müßten, wenn es ſich darum 
handelte, die Geſchichte der öſterr. Cenſur zu ſchreiben. 


$2. Die Einführung ver ftaatlich angeordneten Cenſur fällt in 
Dejterreich in diefelbe Zeit wie in Deutjchland. Auch die Beranlaffung 
für die Einführung ift hier wie dort die gleiche: bie veformatorifche 
Bewegung. 

Die herrſchende Anſicht betrachtet den Speier'ſchen Reichsabſchied 
v. 22/4 1529 als den Anfangspunkt der Cenſur in Deutſchland; ich 
möchte venfelben in das Jahr 1521 zurücdverlegen. Schon im Worm- 
jer Ediet wurden Luther's Schriften verboten und zum euer ver- 
urteilt; damit in Zukunft feine ähnlichen erjchienen, wurde eine Cenſur 
für alle neuen Drude angeoronet 5. 

Dejterreich folgte bald nah ®, Das Mandat Ferdinand I. v. 12/3 
15237 verbot alle gegenwärtigen fowie alle etwa künftig noch erjchei- 
nenden Schriften Luther's; fpätere Verordnungen? ſchärften, wie es 
icheint ohne bejonderen Erfolg, das Verbot wieberholt ein, und dehnten 
es auf alle jectifchen Bücher aus. Daran fchloffen fich binnen Kurzer 





4) Bgl. beifpielsweife die Mandate v. 18/2 1559, 30/8 4560 u. N. 

2) Bgl. unter Anderen das Generalmandat Ferbinand III. v. 4/4 4652. 

3) Insbeſondere unter der Regierung Maria Therefia's. 

4) So auch Berner, Lehrbuch des deutſchen Preßrechts (1876) ©. 15. 

* Vgl. Ranke, Geſchichte der Reformation in Deutſchland J. Bd. 2. Bud 

4. Cap. 

6) Die weitere Ausbildung ber Eenfur in Deutichland hat Berner mit be: 
fannter Meifterfchaft in feinem Lehrbuche geſchildert. 

7) Codex austriacus II, S. 295 f. 

8) 20/8 4597, 24/7 1528, 4/8 1334, 22/5 4555 (alle von Ferdinand 1.); 
10/4 4628 Ferd. I.); 44/1 4645 Ferd. TU). 
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Friſt geheime Verordnungen gegen jene Schriften, welche die Bauern- 
bewegung anfachten, und zur Empörung „des gemainen mannk und 
poffls“ gegen geiftliche und weltliche Obrigfeit aufreizten !. 

Als ter Zeitpunkt der ausprüdlichen Einführung ver Cenfur im 
eigentlichen Sinne, der vom Drude vorausgehenden Prü- 
fung, kann dagegen für Defterreich erft ver 24/7 1528 bezeichnet 
werben, Die Verordnung Ferdinand's I. von diefem Tage? enthält 
das ftrenge Verbot, irgend ein Werk ohne Bewilligung der Obrigfeit 
in Drud zu legen; Drudereien follten überhaupt nur in den Haupt- 
ſtädten der Provinzen gebulvet werten d. Den Zufammenhang mit ber 
veformatorischen Bewegung beweift die ausdrückliche Begrüntung: 
„wegen der verbottenen jeftiichen bücher“. Zugleich erfolgte die Ein- 
fegung von Cenſurbehörden; für Wien am 5/11 1528, 

Damit war die Cenjur auch für Defterreich begründet. Ihre wei— 
teren Schickſale können hier nicht dargeftellt werden. Auch hat ihr all- 
gemeiner Charakter im Laufe ter Jahrhunderte keine Veränderung er- 
litten. Immer ericheint fie als Ausfluß der landesherrlichen Gewalt; 
auch Biſchöfe und Geiftlichkeit üben fie nur im Namen und Auftrage 
ver Regierung. Größere oder geringere Strenge in der Hanthabung 
ver beſtehenden Gefege, Strafurtheile wegen einzelner beſonderes Auf: 
jehen erregender Preßfrevel, Verbote der neuen Waffen, welche Druder- 
preſſe und die verwandten Gewerbe zum Kampfe gegen die Autorität zu 
ſchmieden nicht müde wurden, jeweiliges Ueberwiegen ftaatlicher over 
firchlicher Gefichtspunfte, abwechſelnd jteigender und ſinkender Einfluß 
der Jeſuiten, wiederholte Reorganifirung der Cenſur- und Revifions- 
behörden — in diejen ſtets hin- und zurückfluthenden Momenten erfchöpft 
fich die ganze Geſchichte der öfterr. Genfur, deren Wejen unter Franz 11. 
fein anderes war als unter Ferdinand I. 


83. Nur in einem Punkte vollzieht fih ein allmälig, aber mit 
wachjenter Entjchiedenheit auftretenter, Umfhwung. Schon unter ver 


1) Bei Wiesner S. 28 (aus Melly, Beiträge zur Siegellunde des Mittel: 
alters [Wien 4846] entnommen). 

2) Cod. aust. I. ©. 235. 

3) In Deutichland wurden erft 4570 die Drudereien auf Fürftenfige, ange 
ſehene Reihsftädte und Univerfitätsftädte eingeſchränkt. Bgl. Berner ©. 22. 

4) Wiedemann ©. 216. 
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Regierung Joſef's 1. beginnt der Staatsgedanke fih Bahn zu 
brechen ; bezüglich jener „imprimenda, fo einigermaßen in das publi- 
cam Einlanffen,“ aljo politifche Bedeutung haben, behält die Regierung 
fih die Druckbewilligung vor!. Karl VI. fett ven Kampf fort; Maria 
Therefia’s, an Genfurvorfchriften überaus produftive Regierung führt 
ihn durch bie Verwandlung der Univerfitätscenfur in eine Kachcenfur, 
durch die Einfegung der Büchercenfur - Hoftommiifion 1753)? fieg- 
reich zu Ende. Im Jahre 1759 tritt van Swieten, der Vater, an die 
Spike der Kommiſſion?, in welcher Niegger, Juſti, Boeck, Sonnenfels 
und Andere wirken, die Macht der Jeſuiten wird gebrochen, das In— 
tereſſe des Staates als das in erſte Linie maßgebende zur Geltung ge— 
bracht, den Anſichten der Aufklärungsperiode auch an dieſer Stelle Ein— 
gang verſchafft. 

Eine neue Periode beginnt auch auf dieſem Gebiete mit der Re— 
gierung Joſef's II., ver ſchon im Jahre 1765 eine ausführliche 
Denkſchrift über die Cenſur ausgearbeitet hatte. Um die Bedeutung 
ſeiner Reformen würdigen zu können, muß daran fejtgehalten werden, 
daß gerade bie Stimmführer ver „Aufklärung“ in Dejterreich, Juſti, 
Sonnenfels und Andere unter vem Einfluffe der Wolff'ſchen Philoſophie 
für die Beibehaltung der Cenfur als einer ebenfo nothwendigen wie 
nüßlichen Staatseinrichtung aufgetreten waren. Noch im Jahre 1798 
fonnte Sonnenfels, der die Anfichten feiner Sturm: und Drang- 
periote 5 beibehalten hatte, obwol fie von dem Gange der Ereigniffe 
längſt überholt waren, die bezeichnenvden Worte fchreiben 6: „Nur da, 
wo eine Cenſur beſteht, findet fich die wahre Freiheit der Preſſe und 
bürgerliche Sicherheit für Schriftjteller, Buchbruder und Buchhändler.“ 

Joſef's II. berühmtes Genfurgefe vom 11/6 1781, ein glänzendes 
Denkmal ver Seelengröße der Monarchen ?, wird an prinzipieller Trag- 


1) Fournier S. 9. 
2) Fournier ©. 27. 
3) Esift Fournier's Berdienft, van Swieten’s Thätigfeit als Cenſor nad 
- jenen Maßftabe, welchen bie damaligen Zeitverhältniffe an die Hand geben, ge- 
würdigt und gegen ungerechtfertigte Angriffe vertheibigt zu haben. 

4) Juſti, Grundfeſte 11867 ff.; Staatswirthichaft $ 95. 

5) Sonnenfels, Grundſätze der Polizei u. 1. w. 181145f. 

6) Sonnenfels, Handbuch der inneren Staatsverwaltung (fein unvollendet 
gebliebenes Hauptwerk) I. Bb. S. 294 ff, ©. 407— 435. 

7) Am befannteften find die beiden folgenden Abiäge: 1) „Soll man gegen 
Alles, was umfittliche Auftritte und ungereimte Zoten enthält, ans welchem feine 
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weite bedeutend überragt von den Decreten vom 24. und 26. Februar, 
I. und 13, April 1787, welche, allerdings nur für die Drudereien 
Wiens, das Repreſſivſyſtem an Stelle dev Prävention fegen. Sie ge: 
ftatten die Druclegung auch ohne vorhergegangene Genfur; doch muß 
diefe nachgeholt werden und der Druder haftet für den Fall, als das 
nachträgliche admittitur verfagt werben follte, für jedes two immer ge: 
fundene von ihm verbreitete Exemplar mit einer Geldſtrafe von 50 fl.! 
Der Kaifer hatte damit einem Gedanken gejegliche Anerkennung ver 
ichafft, welcher von Juſti 30 Jahre vorher ausgefprochen worden 


war 2. 
“= 


$ 4. Die Herrichaft des Repreſſivſyſtems war von fürzejter Dauer. 
Schon am 20. Januar 1790 erklärte der Kaifer: „Da diefe Erlaubnik 
jehr gemißbraucht wurde, jo haben Se. Majeftät verorpnet, daß künftig, 
jo wie vormals die Ordnung bejtand, nur Handfchriften zur Genjur ge- 
bracht werden mögen, und ber Abdruck verjelben, ehe vie Zulaffung er- 
folgt, gänzlich verboten fein ſoll.“ Damit waren die Decrete von 1787 
aufgehoben ; das Gejet von 1781 blieb in Kraft. 

Unter Joſef's Nachfolgern kehrte man alsbald zurüd zu dem alten 
Syſteme der Kleinen Hausmittel, der polizeilichen Bevormundung, ber 
hermetiſchen Abjperrung Defterreich& vor dem jchärferen Yuftzuge, der 
von Zeit zu Zeit im Auslande fich erhob. Die General-Genfur:Ber: 
orbnung vom 22/2 1795 3, und bie bis zum Jahre 1848 in Kraft be- 
jtehende, durch zahlreiche Nachtragsverortnungen ergänzte VBorfchrift 


Gelehrſamkeit, keine Aufflärung jemals entfteben kann, firenge, gegen alle übrigen 
Werke aber, wo Gelehrfamteit, Kenntnifje und ordentliche Sätze fich vorfinden, um 
jo nachfichtiger fein, als erftere nur vom großen Haufen und von Shwachen Köpfen 
gelefen, Telstere hingegen ſchon bereiteten Gemüthern und in ihren Säten ftand: 
hafteren Seelen in die Hände kommen ...... 3) Krititen, wenn es nur feine 
Schmähichriften find, fie mögen nun treffen, wen fie wollen, vom Lanbesfürften bis 
zum Unterſten, follen, befonders wenn ber Verfaffer feinen Namen dazu druden 
läßt, und fich alfo für die Wahrheit der Sache dadurch als Bürgen dargeftellt, nicht 
verboten werben, da es jedem Wahrhbeitliebenden eine Freude fein muß, wenn ihm 
ſolche auf diefem Wege zulommt.“ Es ift befannt, welden Gebraud die Gegner 
des Kaifers von Diefer hochherzigen Beſtimmung machten. 

1) Ueber die Bedeutung dieſer Decrete vgl. Wiesner S. 182ff. 

2) Juſti, Grundfäge der Bolizeiwiffenichaft $ 275 (2. Aufl. 4759). 

3) In der polit. Gefeßfammlung von 1797; bei Schletter ©. 161, Wies— 
uer S. 193, 


1. Die Zeit der Eenfur. % 4. 7 


vom 40/9 1810! find von dieſem Geifte erfüllt?. Es kann bier auf 
die eingehende Schilverung bei Wiesner ©. 193 — 405 verwiefen 
werben; das Syſtem felbft, tas im vormärzlichen Defterreich überall 
nicht bloß auf dem Gebiete des Prefrechtes herrichte, ift ebenfo bekannt 
wie die Früchte e8 find, die es getragen 3. 

Das Strafgefegbuch von 1803 hatte im 5. Hauptſtücke des Il. Theils 
eine Reihe von Genfurvergehen unter die „schweren Polizetübertretungen 
gegen die Sicherheit des gemeinfchaftlihen Staatsbantes und ven 
öffentlichen Ruheſtand“ aufgenommen (857 ff.); ſeſtere Umgrenzung 
bes ftrafbaren Thatbeftandes, genauere Beftimmung ver zu verhängen- 
den Strafübel, waren bie nicht zu unterfchägenden Vortheile dieſer Ein- 
reihung?. 

Seit der Julirevolution vegte auch in Defterreich fich ver Geiſt des 
Widerſpruchs. Die politischen Forderungen hüllten fich in das Gewanv 
der Poeſie und fanden um fo ficherer Fräftigen Wiverhall in ven Herzen 
bes Volks; die Dichter, Grün und Yenau an der Spite, ftanden im 
Borbertreffen, und riefen die Maffen zum Streit. 

Dezeichnend für den Geift der Zeit, für die Befcheivenheit der For— 
derungen, bie politifche Kurzfichtigkeit aller Betheiligten, ift die — als 
fühne, gefährliche That gepriefene — Petition der Wiener Schriftiteller 
vom 11/3 18455. Die angejehenften Vertreter öfterr. Kunft un 
Wiſſenſchaft hatten unterzeichnet. Das Petit lautete: 4) Erlaffung 
eines Genfurgefeßes auf Grundlage der Inftruction von 1810, und 


1) Schletter ©. 168, Wiesner ©. 213. 

2) Nur oberflädhliche Beobachter, wie Berg (vgl. feinen Bortrag an bie beut- 
che Bundesverfammlung v. 12/10 4848, vollftändig mitgetbeilt bei Collmann, 
Quellen, Materialien und Commentar bes gemeinen deutfchen Preßrechts [1844] 
©. 175— 252) und Andere liefen fih durch die ſchwungvollen Eingangsworte 
täuſchen: „Keim Lichtftrahl, er komme woher er wolle, ſoll in Hinkunft unbeachtet 
und unerkannt in ber Monarchie bleiben, ober feiner möglichen Wirkſamkeit ent: 
zogen werben ; aber mit vorfichtiger Hand follen auch Herz und Kopf der Unmüns 
bigern vor ben werberblihen Ausgeburten einer ſcheußlichen Bhantafie, vor dem gif- 
tigen Hauche jelbftfüchtiger Verführer, und vor den gefährlichen Hirngeipinnften 
verſchrobener Köpfe gefichert werben.” — Die „vorfichtige Hand“ Metternich, die 
„Unmiünbigen ſichernd“ — gäbe es ein treffenderes Symbol für die Staatsweisheit 
jener Tage? 

3) Ueber die öfterr, Preffe vor 1848 vgl. Wuttke, Die deutfchen Zeitichriften 
und bie Entftehung der öffentlihen Meinung (3. Aufl. 4875) ©. 373 ff.; 
etwa auch Perthes, Friebrich Perthes’ Leben II. Bd. ©. 200 ff. (4. Aufl. 1857). 

4) Bgl. Kudler, Strafgefeß, 1. (8. Aufl.) 134 ff. 

5) Abgebrudt bei Wiesner ©. 409, 
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öffentliche Kundmachung dieſes Geſetzes. 2) Verleihung einer un— 
abhängigen Stellung für die Cenſoren. 3) Gründung eines wirkſamen 
Rekurs⸗Zuges in Cenſur-Angelegenheiten. 

Das war die Preßfreiheit, welche die öſterr. Liberalen jener Tage 
— „unvorgreiflich“ — anzuſtreben ven Muth hatten!. 


II. Die Zeit der Preßgeſehgebung?. 


85. Was die bejcheidene Denkichrift der öfterr. Schriftfteller 
vom Jahre 1845 auszufprechen nicht gewagt hatte, das warf mit feichter 
Mühe die Sturmpetition vor der Wiener Hofburg am 13. März 1848 
als reife Frucht in den Schoß der harrenven Vollsinaffen: Die Be- 
feitigung der Cenfur, mithin — nach damaliger Auffaffung — die 
Verbürgung der Preßfreiheit. Eine Proffamation vom 44/3, 
fundgemacht durch das Hoffanzfei - Präfidial- Decret an ſämmtliche 
Pänberftellen vom 16/3 1848, J.G.-S. No. 1126, erklärte mit 
kurzen Worten: „Seine k. k. Majeftät Haben die Aufhebung der Cenſur 
und tie alsbaldige Beröffentlihung eines Preßgeſetzes Allergnädigſt zu 
befchließen geruht.“ Diefelbe Verheißung erhielt das f. Patent vom 
15/3 4848 (in Heißler's Sammlg. ber Yuftizgefete No. 1). 

Das Verfprechen wurde nach kurzer Frift eingelöft. Am 31/3 1848 
wurde in Folge der A. h. Entjchließg. vom 29/3 eine, von dem Mi- 
nifter des Innern Freiherrn v. Pillersporff gezeichnete, „proviforifche 
Borichrift“ 3 erlaffen, welche „einftweilen, bis zur Erlaffung eines de- 
finitiven Preßgeſetzes im Eonftitutionellen Wege“ zu gelten hatte. 


1) Treffender kann bie Petition v. 4845 nicht dharakterifirt werben, als mit 
den berühmten Worten, welche Anaft. Grün (übrigens einer ber Unterzeichner ) 
anderthalb Jahrzehnte früher in feiner „Salonfcene” in Bezug auf ben au ber Thüre 
harrenden Klienten niebergeichrieben hatte: 

Brauchſt Dich nicht wor ihm zu fürchten ; er ift artig und gefcheibt, 
Trägt auch feinen Dolch verborgen unter feinem ſchlichten Kleid ; 
Oeſtreich's Bolt iſt's, ebrlich, offen, wolerzogen auch und fein, 

Sieb, e8 fleht ganz artig: Dürft’ ich wol fo frei fein, frei zu fein? 

2) Bgl. Lienbader I. S. 13ff.; Wahlberg 1871, ©. 357ff.; Hye, 
Strafgeich S. 272 Anm, 

3) I. Theil „Von den Uebertretungen ber Preßgeſetze und deren Beftrafung“ ; 
II. Theil „Von dem Verfahren gegen Uebertretungen der Preßgeſetze“, erläutert 
duch Juſt.-Min.⸗Erl. v. 6/4 1848 (bei Heyßler No. 26). 
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Die Vorſchrift entiprach zwur nicht den ungeftümen Forderungen 
der aufgeregten Menge, wol aber ven Wünfchen ver Gemäßigten. 
$ 4 verlangte auf jeber Drudjchrift Angabe des Druders oder Ber: 
fegers, des Drudortes und der Zeit des Drudes. Nach $ 9 follte von 
jever Nummer einer periotifchen fowie won jeder nicht über 6 Bogen 
betragenden nichtperiodifchen Drudjchrift gleichzeitig mit dem Beginne 
der Austheilung oder Verſendung ein Probeeremplar hinterlegt werben. 
Amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigungen von Thatfachen 
müffen unbedingt, andere in bem Umfange des zu berichtigenven Artikels 
foftenfrei aufgenommen werben ($ 43). Periodiſche Drudjchriften 
dürfen in der Regel nur in Provinzialhauptftäbten, fowie in folchen 
Städten, wo fich ein Kreisamt oder eine Delegation befindet, herans- 
gegeben werden, an ben übrigen Orten ift zur Herausgabe behörbliche 
Bewilligung erforderlich ($ 15). & 5 enthält Beſtimmungen über bie 
Eigenfchaften, welche der ven Behörden anzuzeigenve Redakteur einer 
periobifchen Drudjchrift befigen muß, und führt die Kautionspflicht 
(2000 ff. für öfter als breimal in der Woche erfcheinende Drudichriften, 
1000 fl. für bie übrigen) in bie öfterr. Gefeggebung ein. Bereit von 
ber Konzeffion, der Kautionspflicht, der Abgabe der Probeeremplare 
find ($12) Schriften „rein wiffenfchaftlichen, artiftifchen oder technifchen 
Inhalts und amtlich herausgegebene Blätter.” Die Begehung eines 
Deliktes durch die Preffe ijt bei Bemeſſung der Strafe als Erfchwe- 
rungsumftand in Rechnung zu ziehen ($ 15). Die Arrejtitrafe kann 
durch cumulative Verhängung einer Gelpftrafe „verichärft“ werben 
($ 24). Bezüglih der Haftung aboptirt &_ 28 das fog. beigiiche 
Syſtem!, wenngleich mit bedeutenden Mopdificationen. Es haften ber 
Reihe nach: Berfaffer, Herausgeber, Verleger, Druder, Berbreiter ; 
bei Berübung eines Berbrechens gelten „jevoch bie allgemeinen Grund— 
fäge in Betreff der Beftrafung ver Mitfchulvigen”;, „für den Inhalt 
ber Zeitungen und Zeitfchriften haftet jedenfalls ($ 30) der verantwort- 
liche Redakteur“. Der Buchhändler ift als Verbreiter verantwortlich 
($ 29), wenn ihm eine Schrift außer dem gewöhnlichen Wege des 
Buchhandels zugefommen, wenn auf derſelben nicht ver Name des Ber- 
faffers oder des Herausgebers, Verlegers over Druders nebit ver Be- 
zeichnung des Ortes und der Zeit des Druckes angegeben ift, endlich 


1) DBgl. unten $ 56. 
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wenn wegen berfelben eine Beichlagnahme erfolgte und dieß amtlich 
fundgemacht wurde. Auch der auswärtige Berfaffer, Redakteur, Ver⸗ 
leger und Druder kann vor die inländifchen Gerichte gezogen werben 
($ 32), wenn eine Schrift gegen das Inland ober einen Inländer einen 
fteäflichen Angriff enthält. Wenn ver ausländifche Herausgeber einer 
Zeitung oder Zeitjchrift dem wider ihn ergangenen Urteile nicht genügt, 
jo kann das Verbot derſelben bis auf die Zeit von 6 Monaten und in 
Wiederholungsfällen auch für immer ausgefprochen werben ($ 33). In 
ganz eigenthümlicher Faſſung beftimmt $ 34: Preßdelikte können nur 
dann verfolgt werben, wenn fie vollendet find. Sie gelten für voll- 
endet 4) wenn die Schrift in Umlauf gefegt worden, 2) wenn ber 
Druck vollendet und die Verbreitung nur durch Umſtände, die nicht 
vom Willen des Angeſchuldigten herrühren, verhindert worden ift. 
Im legteren Falle kann jedoch nur die Unterbrüdung ber fträflichen 
Schrift ausgefprochen werten. $ 36 fett bie Verjährungsfrift, ohne 
weitere Bedingungen der Verjährung zu erwähnen, allgemein auf 
6 Monate feft. Die Berechtigung zur Betreibung ver Preßgewerbe 
fann ($ 35) „bei wiederholter und von fonft erſchwerenden Umſtänden 
begleiteter Mebertretung des gegenwärtigen Geſetzes“ entzogen werben. 
Das öffentliche Anjchlagen gedruckter Ankündigungen ift nur mit Be— 
willigung ver Sicherheitsbehörden „unter Beobachtung des in ven 88 3 
und 44 vorgefchriebenen Verfahrens“ (%), das Ausrufen nur ben ber 
Behörde angezeigten und von biefer nicht beanftandeten Perfonen ge- 
ftattet ($ 36). Im Uebrigen bleiben vie bisherigen gewerberechtlichen 
Beftimmungen in Kraft. 

Die Berfolgung ver Preßdelikte erfolgt im Wege des Anklageprozeffes 
($ 40); das Verfahren ift öffentlich und mündlich. Zur Bejorgung ver 
ftaatsanwaltjchaftlichen „Amtshandlungen ift ein Beamter des Fiskal- 
amtes zu bejtellen und öffentlich befannt zu machen“ ($ AA)!. Die 
weiteren Beftimmungen über den Gang des Strafverfahrens können 
hier nicht mitgetheilt werden. Nur ein wichtiger Punkt jei erwähnt. 
Die Beſchlagnahme kann regelmäßig nur von dem Gerichte angeorbnet 
werben; vorläufige polizeiliche Beichlagnahme ift nur zuläffig 
($ #2) 1. bei Uebertretung prefpolizeilicher Vorfchriften, 2. wenn 


1) Erfte Einführung bes reformirten Berfahrens mit Staatsanwaltſchaft in 
Oeſterreich! 
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durch den Inhalt der Schrift, mit deren Ausgabe bereits begonnen 
worden tft, eine von Amtswegen zu verfolgente ftrafbare Handlung 
begangen wurde. Im dieſem Falle ift fofortige gerichtliche Beſtätigung 
erforderlih. Wird dem Betheiligten der dießbezügliche Beſchluß nicht 
innerhalb 3, eventuell 8 Tagen von ver erfolgten Beichlagnahme an 
gerechnet eröffnet, „jo verliert der Beichlag ohne weitere Verfügung 
von Nechtswegen feine Wirkffamteit, und ven durch den Beſchlag 
Beſchädigten gebührt ver Erſatz des Schadens und der 
Kosten aus der Staatsfaffe.“ 


8 6. Diefes erjte öfterr. Preßgeſetz ift nie ins Yeben getreten, und 
hat feine Aufnahme in bie Juſtiz-Geſetzſammlung gefunden; die Stu- 
denten verbrannten es auf ver Aula, und noch am Tage feiner Kund- 
mahung — 1. April 1848 — fügte fich die Regierung dem Votum 
der tonangebenden Stummführer ver öffentlichen Meinung und zog bie 
Borichrift zurüd. Im der Verfaffungsurfunde vom 25/4 1848 8 19 
war die Erlaffung eines Preßgeſetzes durch ben Reichstag in Aussicht 
geftellt worden. Allein ver Gang der Ereigniffe machte für die Zwifchen- 
zeit neue proviforifche Vorſchriften nöthig. 

Am 18/5 1848 wurden von den „interimiftifchen Miniftern“ Pillers- 
dorff, Latour, Sommaruga, Doblhoff, Krauß, Baumgartner, ohne 
faiferlihe Sanction!, zwei auf die Preffe bezügliche Verordnungen 
J.G.“S. No. 1150 und 4451) erlaffen, welche ven herrſchenden 
Wünſchen Rechnung trugen. 

Abermals wurden, unter Berufung auf die Allerhöchſte Entichl. 
vom 14., das Patent vom 15. März, fowie auf den $ 19 der Ber- 
faffungsurfunde, alle auf die Cenſur von Drudfchriften und Bildwerken 
fich beziehenden Gefege und Verordnungen als aufgehoben erflärt. Die 
Berpflichtung zur Rautionsbeftellung, zur Abgabe der Probeeremplare, die 
Beſchränkung ver Fonzeffionsfreien periodiſchen Preſſe auf die größeren 
Städte wurden ſtillſchweigend befeitigt; um eine Zeitung oder perio- 
diſche Schrift herauszugeben, genügt es ($ 5), daß der Behörde vor 
der Herausgabe ein verantwortlicher Redakteur angezeigt werde, welcher 
im Inlante wohnhaft und wenigftens 24 Jahre alt fein muß. 88 10 ff. 
behandeln bie durch ven Inhalt der Drudichrift begangenen ftrafbaren 


1) Der Monarch hatte Wien am 17/5 1848 verlaffen. 
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Handlungen, durch die bier gegebenen, nach ver ausdrücklichen Er- 
klärung des Gejeges „milderen Beſtimmungen“ werben bie ent- 
Iprechenden Strafbrohungen des allgemeinen St.-&. zu Gunften 
der Preſſe erjegt. Das Syftem ver Berantwortlichkeit, welches in dem 
Sejege vom 31/3 vorgefchlagen war, wurde mit einigen Milverungen 
beibehalten ; dagegen entfiel die Haftung des ausländischen Verfafjers, 
Kedakteurs u. |. w. und demgemäß auch das Verbot der ausländifchen 
Druckſchriften als Ungehorfamsftrafe für die Weigerung des Heraus- 
gebers, dem inländiichen Erfenntniffe zu „genügen“. Das öffentliche 
Anſchlagen und Ausrufen, Berfaufen und Austheilen ven Drudichriften 
wird (8 25) „ven berechtigten Buch- und Kunſthandlungen und Buch- 
drudereien und ihren Beftellten“, welche der Sicherheitsbehörte vor- 
läufig angezeigt werben müſſen, geftattet. Die übrigen Beftimmungen 
ichließen fich dem früheren Gefete im Wefentlichen an; ebenjo jene über 
das Verfahren in Preffachen insbefondere über die Befchlagnahme !. 
Ren tft die Einführung dev Schwurgerichte, welche bei ben durch ben 
Inhalt dev Druckichrift begangenen Delikten „über die Frage dev Schuld 
oder Nichtſchuld' zu entfcheiden haben. Die Urliſten werten burch freie 
Wahl gebildet ($ 45 der 2. Verordnung); wahlberechtigt find alle an 
dem Orte der Wahl anfäffigen öfterr. Staatsbürger männlichen Ge- 
ſchlechtes, welche felbftftändig, 24 Jahre alt und im Vollgenufje ihrer 
bürgerlichen Rechte find, ohne Unterſchied des Glaubensbefenntnifjes. 
Jahresbliſte, Dienftlifte und Gefchtworenenbanf werben lediglich durch 
das Yoos gebildet. 

Die Anarchie, welcher die öfterr. Preffe nach der Erlaffung des 
Geſetzes vom 18, Mai anheimfiel, haben Yienbacher? und Andere in 
den grellften Farben gefchilvert. Die gegen das Geſetz erhobenen 
Klagen find aber nur zum Theile berechtigt. Daß die Einführung der 
Schwurgerichte nur für Prefachen, daß insbejondere die Bildung ver 
Urliften durch allgemeine Volkswahl, ſchwere verhängnißvolle Fehler 
waren, baß fie ben Todeskeim in das neue Gejeg jchon von dem Tage 
feines Erfcheinens an gelegt hatten — unterliegt feinen Zweifel. Aber 
was die allgemeine Zügellofigfeit, was die Feigheit oder Gleichgiltigkeit 


) Bgl. die Verordnung bes Juft.» Min. v. 2/2 1849 R.:©.:B. No. 113 
Uber die Antimation ber Betätigung der Beichlagnahme. 
"no, insbe, ©. 18 ff. 
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dev Behörden, was vie Schwerfälligfeit ver Regierung, welche die 
jtaatsanwaltichaftlichen Beamten erjt nach Monaten ernannte, ebenjo 
(ange alfo dem neuen Mechanismus jeine motorische Kraft vorenthielt, 
was die Unbeholfenheit aller Betheiligten den ungewohnten Einrich- 
tungen gegenüber verſchuldete — das kann nicht ausjchließlih auf 
Rechnung der Breßverorinungen gejegt werten. Nur leitenfchaftliche 
Boreingenommenheit kann in der Bejeitigung der Kautionspflicht und 
der Probeeremplare die Urfache aller traurigen Erfcheinungen erbliden, 
bie in ven Sommermonaten des Jahres 1848 zu Tage traten. 

Die Berhältniffe änderten ſich erft, als die Militärgewalt zum 
Siege gelangte. In den beiden Proflamationen, welche Felemarjchall 
Fürft Windifchgräg am 23/10 und 1/44 1848 von Hetzendorf (bei Wien) 
aus erließ, wurten während der Dauer des Belagerungszuftandes alle 
Zeitungsblätter mit Ausnahme der auf officielle Mittheilungen be— 
ſchränkten Wiener Zeitung fuspendirt, Drud, Verlag, Affigirung von 
Plakaten, bildlichen Darftellungen und Schriften von ver vorherigen 
Bewilligung der Militärbehörde abhängig gemacht. Ein Decret ves 
Juſtizminiſteriums vom 18/12 4848 erklärte das Abhalten öffentlicher 
Preßverhandlungen während der Dauer des Belagerungszuftandes für 
unzuläffig. Neue Einſchränkungen enthielt ver Erlaß des Minifteriums 
des Innern vom 20. Dec. 1848 |R.-G.:B. No. 42), welcher die 
„Unzulänglichkeit" ver Berorpnungen vom 18/5, ſowie „vie Uebergriffe 
und die Zügellofigteit eines Theil8 der Tagespreſſe“ ausprüdlich her- 
vorhob. Ind A wurde das öffentliche Anfchlagen von Plakaten und 
Slugichriften, das Austheilen, Ausrujen und Verkaufen verjelben 
an öffentlichen Orten und auf der Strafe, jowie das Haufiren mit 
denſelben unbebingt und für Jedermann verboten. Ankündigungen rein 
örtlichen oder gewerblichen Inhaltes wurden von dem Verbote aus: 
genommen. $ 4 legte dem Herausgeber, Verleger und dem Redakteur 
einer Zeitung oder anderen periobiichen Schrift politischen Inhaltes die 
Berpflichtung auf, von jedem Blatte over Hefte, ehe noch vie Aus- 
theilung oder Verſendung beginnt, ein vom Redakteur zu unterzeichnen: 
tes Exemplar ver Behörde zu überreichen. Strenge Strafen follten vie 
Befolgung diefer Vorjchriften fichern. 


$7. Am 4/3 1849 wurde ver Reichstag von Kremfier aufgelöft, 
und „ven Völkern Defterreihs aus eigener Macht des Kaijers eine 
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Reichsverfaſſung verliehen”. Vgl. das f. Danijeft R.“G.«B. No. 149.) 
Das faif. Patent von demfelben Tage „über die durch die Fonftitutio- 
nelle Staatsform gewährleifteten politifchen Rechte‘ R.-G.-B. No. 151 
verfügte in & 5: „edermann hat das Recht, durch Wort, Schrift, 
Druck oder bilvliche Darftellung feine Meinung frei zu äußern. Die 
Preſſe darf nicht unter Cenfur geftellt werben. Gegen ben Mißbrauch 
der Preſſe wird ein Repreſſivgeſetz erlaſſen.“ 

Die Ausführung diefer Grundfäße erfolgte durch die beiden kaiſ. 
Patente vom 13/3 1849 R.-©.:B. No. 161 („enthaltend pas Geſetz 
gegen den Mißbrauch ver Preſſe“), und vom 14/3 1849 R.-©.:B. 
No. 164 („womit das Berfahren in Preß-Uebertretungsfällen feftgeietst 
wird‘). Es muß auch hier genügen, die wichtigften Abweichungen von 
dem früheren Gejete kurz hervorzuheben. 

Außer dem Namen bes Druders muß auch ($ &) der des Heraus- 
gebers oder Verlegers auf jeder Drudichrift angegeben fein. Die Her- 
ausgabe einer periodiſchen Drudichrift ijt an Feine Konzeffion gebun- 
ben, wol aber verlangt $ 6 eine vorläufige Anzeige der beabfichtigten 
Herausgabe an Staatsanwaltjchaft oder Sicherheitsbehörbe, deren In- 
halt genau beſtimmt wird. Zu den Eigenjchaften, bie ver verantwort- 
liche Redakteur befiten muß, ift das Erforberniß der öfterr. Staats- 
bürgerfchaft hinzugetreten ($ 8). Der Kautionspflicht ($ 9ff.) unter: 
liegen jene periodischen Druckſchriften, welche, ſei e8 auch nur nebenher, 
die politiiche Tagesgefchichte behandeln, oder überhaupt politischen In— 
baltes find, und mindeftens zweimal im Monate erjcheinen. Die Höhe 
ver Kaution beträgt an Orten mit mehr als 60,000 Einwohnern und 
deren Umfreife 5000, 40,000 oder 3000 fl., je nachdem die Schrift 
breimal in ver Woche, öfter oder weniger oft erjcheint, an den übrigen 
Drten aber tie Hälfte diefer Summen. Ganz neu ift die Beftimmung 
des & 12, daß die Kaution wegen Uebertretungen bes Prefpatentes 
ganz oder zum Theile verfallen joll. Von jedem einzelnen Blatte 
einer periodifchen Drudichrift, ebenjo von jeder Druckſchrift, die nicht 
über 3 Bogen im Drude beträgt, it bei Beginn der Hinausgabe ein 
Eremplar der Sicherheitsbehörbe und an den Orten, wo der Staats- 
anwalt feinen Sit bat, auch biefen zu überreichen! ($ 16). Im 

1) Diefe Beftimmung weicht, wie der Vergleich ergiebt, wejentlich ab von dem 
oben erwähnten Erlaffe vom 20/12 1848. Demnach ift die Bemerfung bei Lien— 
bacher J. ©. 28 zu berichtigen. 
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Falle ver Verweigerung der Aufnahme von Berichtigungen iſt ver 
Herausgeber vom Staatsanmwalte tazu zu verhalten ($ 17). 
Das Haufiren mit Drudjchriften ift gänzlich, tas Anfchlagen von 
Plakaten mit Ausnahme ver Kundmachungen amtlichen, rein örtlichen 
und gewerblichen Inhaltes unterjagt ($19)!. In ven $$ 22 ff. werben 
Strafprohungen gegen die durch den Inhalt von Drudjchriften began- 
genen Delikte feftgejetst, welche jowol an und für ſich, als auch durch 
den mit der fonftigen Beftrafung verbundenen, obligatorifch vorge: 
Ichriebenen, nur durch einen Marimalbetrag abgegrenzten, daher unter 
Umſtänden die ganze beftellte Summe umfafjenden Ktautionsverfall be- 
beutend ftrenger find al8 jene der Verordnung vom 18/5 1848. Die 
Beitrafung tritt jedoch nur ein ($ 36), wenn die Dinausgabe und 
Berjendung ber fträflichen Drudjchrift begonnen hat. Zeitweife 
Suspension einer periodifehen Druckſchrift kann bei abermaliger 
Berurteilung wegen einer der in ben $$ 22—35 normirten Weber: 
tretungen, wenn befonbers erjchwerende Umftände vorliegen, und zwar 
bis auf die Dauer von 3 Monaten verhängt werben ($ 39). Wejent- 
lich ftrenger ift auch das Berantwortlichkeitsiyften des neuen Gejekes. 
Zunächit haftet ($ 42) der Verfafjer, wenn bie Herausgabe mit feinem 
Wiffen und Willen, mit oder ohne Angabe feines Namens, ftattgefunden 
hat. Nebft dem Bee jind jedoch in der nachjtehenden Reihenfolge 
verantwortlich: 4) der Herausgeber, 2) Verleger oder Betriebsbe— 
jorger; 3) ver ber Druderei; 4) der Verbreiter. Für 
den Inhalt periodifcher Drudichriften haftet gemäß $ 43 mit dem 
Berfajfer jeder verantwortliche Redakteur jolidarifch, 
injoferne nicht von ihm nachgewiefen wird, daß die Aufnahme eines 
itrafbaren Inhaltes wider feinen ausprüdlichen Willen oder ohne fein 
Wifjen und Verſchulden erfolgte. Auch hier treten jedoch nach Ver— 
faffer und Redakteur die oben genannten Perfonen in ber gleichen 
Reihenfolge in die Haftung ein. Aber auch die Beftunmungen ver all- 
gemeinen Strafgejege über Mitſchuld und Theilnahme find ($ 44) an- 
zuwenden, wenn eriwiejen wird, daß eine Perfon den Inhalt einer 
Druckſchrift als ftrafbar erfeunen mußte, und diefelbe dennoch auf was 
immer für eine Weife bei dev Drudlegung oder Verbreitung mitge- 
wirkt hat. 





) Auch bier ergiebt der Bergleih mit dem Erlaß v. 20/42 4848 nicht unbe: 
bike Abweihungen. Ungenau aud bier Lienbacher l. ©. 28. 
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Das Patent über das Berfahren in Prekiachen ſchloß jih, von 
einzelnen Abänvderungen abgejehen, im Allgemeinen rer Berortnung 
vom 18,5 1848 an. Die Beitimmungen über die Beihlagnahme 
blieben im Weientlichen unvreräntert. Die Erſatzpflicht des Staates 
im Falle einer ungeredtfertigten Beſchlagnahme wurte jeroch einge- 
ichräntt. $ 10 Abi. 2 verfügt: „Im Kalle ver Erlöfhung over Auf: 
bebung einer nah $5 jtattgefuntenen Beichlagnahme gebührt dem 
turch ten Beichlag Beſchädigten ver Eriat des ermeislihen Schadens 
aus ter Staatskaſſe, jevoch im Falle ter austrüdiichen Aufhebung 
nur Dann, wenn biebei tie Beſchlagnahme ald werer turch ven In— 
halt ter Druckſchrift, noch durch eine Außerachtlaſſung rer in ten 
85 4— 20 des Patentes vom 13.3 1849 enthaltenen Vorichriften ge 
rechtfertigt erfannt wird.“ Die Kompetenz ver Gejchworenen zur Ent: 
ſcheidung ter Schultfrage wurte beibehalten. Die Biltung ver Ge— 
ſchwornenliſten wurde durch das faiferliche Patent vom 11 9 1849 
R.:G.:B. Nr. 388 geregelt, und biebei das gewöhnliche Syſtem ver 
Kombination von Intelligenz und Cenjus als Beringungen für vas 
Amt eines Gejchwornen, tes Zujammenwirtens von jtaatlichen und 
autonomen Organen, von bewußter Auswahl und Yoos zur Zufammen- 
jtellung der verjchievenen Yiften (Gemeinte-Geichwornenlifte, Haupt: 
liſte, Iahreslifte) zu Grunde gelegt. 

Die Forttauer des Belagerungszuftantes in Wien und an anderen 
Orten hemmte vie Wirkjamfeit ver Preßgeſetze, um teren Beſtimmun— 
gen die Militärbehörven jich wenig kümmerten!. 

Inzwifchen hatte vie Strafprozekortnung vom 47,1 4850 neue 
Veränderungen gebraht. Die allgemeine Einführung der Schwur- 
gerichte machte das Patent vom 14,3 1849 überflüjjig; vie wenigen 
bejonteren Bejtimmungen, welche die eigenthümliche Natur des Ver— 
jahrens in Preßſachen nothwendig machte, wurten in die Strafprozeß— 
ordnung jelbit (24. Hauptftüd) aufgenommen, und das Patent vom 
14/3 4849 durch Art. II des Einführungsgejeges zur St.-P.-O. aus- 
prüdlich befeitigt. „Es mußte als ein jehr großer Gewinn betrachtet 
werden“, bemerkt Würth?) mit vollem Recht, „daß das Verfahren in 
Preßſachen vor den Gejchwornen nicht mehr als eine ganz exceptionelle 


4) Bgl. Lieubacher J. S. 31. 
2) Würth, Die öſterr. Strafprozeßordnung v. 17/1 1850. Wien 1831. 
©. 743. 
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Procebur erſchien, jonvern ven allgemeinen Borfchriften über das 
Strafverfahren unterworfen werden fünnte.“ Leider haben die dfterr. 
GSefeßgeber im Fahre 1869 es unterlaffen, fich diefe Worte in's Ge- 
dächtniß zurüczurufen. 


88. Das Jahr 1854 brachte einen neuen Wendepunkt in der 
inneren Entwidlung Oeſterreichs. Erft fchüchtern und langjam, dann 
immer vajcher und entjchiedener jchritt man zur Befeitigung der „Er: 
rungenjchaften” des Jahres 1848. Zunächſt wandte die Reaktion fich 
gegen bie Prefje. Die Verordnung vom 6,7 1851 R.-©.:B. No. 163 
ficherte Defterreich vor Frankreich die Priorität in der Einführung eines 
der wirfjamften Mittel zur Unterdrückung ver Freiheit der Preſſe: tes 
Syſtems der Berwarnungen (avertissements)!, jenes eigenthüm- 
lichen Surrogates für die denn doch nicht mehr mögliche Cenſur. Die 
Berordnung, von Schwarzenberg, Bach und Krauß gezeichnet, betont 
im Eingange „bie Unzulänglichkeit der vermalen in Preffachen bejtehen- 
den Geſetze“, und unterwirft die inländifchen periodijchen und alle aus- 
fändiichen Drudichriften ven folgenden Bejtimmungen. & A geftattet 
die Einftellung jener periodiſchen Drudjchriften, welche „beharrlich eine 
bem Throne, der Einheit und der Integrität des Reiches, der Religion, 
der Sittlichkeit oder überhaupt den Grundlagen ber Staatsgeſellſchaft 
feindfelige, oder mit der Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung unvereinbare Richtung verfolgen“ nach voransgegangener 
zweimaliger fruchtlofer Verwarnung, und zwar auf 3 Monate durch ven 
Statthalter, auf längere Zeit oder für immer durch den Minifterrath. 
Nah $2 können ausländische Drudjchriften durch den Minifter des 
Innern ohne Weiteres verboten werden. 83 unterfagt den Poftanftalten 
die Annahme ver Pränumeration und die Beförderung von verbotenen 
und „ihnen gleichgehaltenen" Drudichriften, Jedermann ferner die Ein» 
fuhr, die Ankündigung und Verbreitung derjelben, fowie den Handel 
mit ſolchen Preßerzeugniffen. Gegen Zuwiderhandelnde droht $ 5 
Geldſtrafe von 50 bis 500 fl., bei erfchwerenden Umftänden Arreft 
von A bis zu 3 Monaten. 

Diefe Verorpnung bildete die Grundlage, auf welcher man nun- 
mehr zum Ausbau des ganzen Syitems jchreiten fonnte. 


4) Bol. unten $ 36. 
Liszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 2 
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öffentliche Kundmachung dieſes Geſetzes. 2) Verleihung einer un— 
abhängigen Stellung für die Cenſoren. 3) Gründung eines wirkſamen 
Rekurs⸗Zuges in Cenſur-Angelegenheiten. 

Das war die Preßfreiheit, welche die öſterr. Liberalen jener Tage 
— „unvorgreiflich“ — anzuſtreben ven Muth hatten!. 


II. Die Zeit der Preßgeſehgebung?. 


9 5. Was die beſcheidene Denkſchrift ver öſterr. Schriftſteller 
vom Jahre 1845 auszuſprechen nicht gewagt hatte, das warf mit leichter 
Mühe die Sturmpetition vor der Wiener Hofburg am 13. März 1848 
als reife Frucht in den Schoß der harrenden Volksmaſſen: Die Be— 
ſeitigung der Cenſur, mithin — nach damaliger Auffaſſung — die 
Verbürgung der Preßfreiheit. Eine Proklamation vom 14/3, 
kundgemacht durch das Hoffanzlei - Präfivial- Decret an ſämmtliche 
Fänberftellen vom 16/3 1848, J.G.-S. No. 1426, erklärte mit 
kurzen Worten: „Seine k. k. Majeftät haben die Aufhebung der Cenſur 
und tie alsbaldige Veröffentlichung eines Preßgejeges Allergnädigſt zu 
befchließen geruht.“ Diefelbe Verheißung erhielt das k. Patent vom 
15/3 4848 (in Heißler's Sammlg. der Yuftizgefege No. 1). 

Das Berfprechen wurde nach furzer Frift eingelöft. Am 31/3 1848 
wurde in Folge ver A. h. Entjchließg. vom 29/3 eine, von dem Mi- 
nifter des Innern Freiherrn v. Pillersborff gezeichnete, „proviſoriſche 
Borichrift” 3 erlafien, welche „einftweilen, bis zur Erlaffung eines be- 
finitiven Preßgeſetzes im konſtitutionellen Wege“ zu gelten hatte. 


4) Treffender kann bie Petition v. 4845 nicht charakteriſirt werden, ala mit 
den berühmten Worten, welche Anaſt. Grün (übrigens einer ber Unterzeichner) 
anderthalb Jahrzehnte früher in feiner „Salonfcene” in Bezug auf den an ber Thüre 
harrenden Klienten niebergeichrieben hatte: 

Brauchſt Dich nicht vor ihm zu fürchten; er ift artig und gefcheibt, 
Trägt auch keinen Dolch verborgen unter feinem ſchlichten Kleid; 
Deftreich’8 Volk iſt's, ehrlich, offen, wolerzogen auch und fein, 

Sieb, es fleht ganz artig: Dürft' ich wol fo frei fein, frei zu fein? 

2) Bgl. Lienbadher 1. S. 15ff.; Wahlberg 1871, ©. 357ff.; Hye, 
Strafgeieh S. 272 Anm, 

3) I, Theil „Bon dem Uebertretungen ber Prefgefege und beren Beftrafung“ ; 
II. Theil „Won dem Verfahren gegen Uebertretungen ver Preßgeſetze“, erläutert 
durch Zuft.:Din.»Erl. v. 6/4 41848 (bei Heyßler No. 26), 


11. Die Zeit der Prefigejeßgebung. 8 5. 9 


Die Vorſchrift entjprach zwar nicht den ungeftümen Forderungen 
ver aufgeregten Menge, wol aber den Wünfchen ver Gemäßigten. 
$& 4 verlangte auf jeder Drudjchrift Angabe des Druders oder Ber- 
fegers, des Drudortes und der Zeit des Drudes. Nach $ 9 follte von 
jeder Nummer einer periotifchen ſowie von jeder nicht über 6 Bogen 
betragenden nichtperiodifchen Druckſchrift gleichzeitig mit dem Beginne 
der Austheilung oder Verſendung ein Probeeremplar hinterlegt werben. 
Amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigungen von Thatfachen 
müſſen unbedingt, andere in bem Umfange des zu berichtigenden Artifels 
foftenfrei aufgenommen werben ($ 13). Periodiſche Drudjchriften 
dürfen in der Kegel nur in Provinzialhauptftädten, fowie in folchen 
Städten, wo ſich ein Kreisamt oder eine Delegation befindet, heraus— 
gegeben werben, an den übrigen Orten iſt zur Herausgabe behörbfliche 
Bewilligung erforverlich ($ 45). 85 enthält Beftimmungen über bie 
Eigenfchaften, welche der ven Behörden anzuzeigende Redakteur einer 
periodiſchen Drudichrift befigen muß, und führt die Kautionspflicht 
(2000 fl. für öfter als dreimal in der Woche erfcheinende Drudichriften, 
1000 fi. für bie übrigen) in bie öfterr. Gejeßgebung ein. Befreit von 
ver Konzeifion, der Kautionspflicht, der Abgabe der Probeeremplare 
find ($12) Schriften „rein wiffenfchaftlichen, artiftifchen oder technifchen 
Inhalts und amtlich herausgegebene Blätter.“ Die Begehung eines 
Deliktes durch die Preſſe ift bet Bemeffung der Strafe als Erjchwe- 
rungsumftand in Rechnung zu ziehen ($ 15). Die Arreitftrafe kann 
durch cumulative Verhängung einer Gelpftrafe „verfchärft“ werben 
($ 24). Bezüglich der Haftung aboptirt & 28 das fog. beigijche 
Syſtem!, wenngleich mit bedeutenden Modificationen. Es haften ber 
Reihe nach: Berfaffer, Herausgeber, Verleger, Druder, Verbreiter ; 
bei Berübung eines Verbrechens gelten „jeboch die allgemeinen Grund— 
füge in Betreff ver Beftrafung der Mitſchuldigen“; „für den Inhalt 
ber Zeitungen und Zeitfchriften haftet jevenfalls ($ 30) der verantwort» 
liche Redakteur”. Der Buchhändler ift als Verbreiter verantwortlich 
($ 29), wenn ihm eine Schrift außer dem gewöhnlichen Wege bes 
Buchhandels zugefommen, wenn auf derfelben nicht ver Name des Ber: 
faffers oder des Herausgebers, Verlegers oder Druders nebjt ver Be- 
zeichnung des Ortes und der Zeit des Drudes angegeben ift, enblich 


1) Bgl. unten $ 56, 
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wenn wegen berfelben eine Beichlagnahme erfolgte und dieß amtlich 
fundgemacht wurde. Auch der auswärtige Verfaffer, Redakteur, Ber: 
leger und Druder kann vor die inländischen Gerichte gezogen werben 
(8 32), wenn eine Schrift gegen das Inland oder einen Inländer einen 
fteäflichen Angriff enthält. Wenn der ausländijche Herausgeber einer 
Zeitung oder Zeitjchrift dem wider ihn ergangenen Urteile nicht genügt, 
jo kann das Verbot verjelben bis auf die Zeit von 6 Monaten und in 
Wiederholungsfällen auch für immer ausgefprochen werden ($ 33). Im 
ganz eigenthümlicher Faſſung bejtimmt $ 34: Preßdelikte können nur 
dann verfolgt werben, wenn fie vollendet find. Sie gelten für voll- 
endet 4) wenn die Schrift in Umlauf gefest worden, 2) wenn ber 
Drud vollendet und die Verbreitung nur durch Umſtände, bie nicht 
vom Willen des Angefchuldigten herrühren, verhindert worden it. 
Im Tetteren Falle kann jedoch nur bie Unterdrüdung ber fträflichen 
Schrift ausgefprochen werten. 8 36 feßt die Verjährungsfrift, ohne 
weitere Bedingungen der Verjährung zu erwähnen, allgemein auf 
6 Monate feft. Die Berechtigung zur Betreibung ver Preßgewerbe 
kann ($ 35) „bei wiederholter und von fonft erfchwerenden Umftänden 
begleiteter Uebertretung des gegenwärtigen Gefetes“ entzogen werben. 
Das öffentliche Anfchlagen gedruckter Ankündigungen ift nur mit Be— 
willigung ver Sicherheitsbehörben „unter Beobachtung des in den 88 3 
und 44 vorgejchriebenen Verfahrens“ (?), das Ausrufen nur ben ber 
Behörde angezeigten und von dieſer nicht beanftandeten Perſonen ge- 
ftattet ($ 36). Im Uebrigen bleiben bie bisherigen gewerberechtlichen 
Beitimmungen in Kraft. 

Die Berfolgung ver Preßdelikte erfolgt im Wege des Anklageprozeffes 
($ 40); das Verfahren ift öffentlich und mündlich. Zur Bejorgung der 
ftaatsanwaltichaftlihen „Amtshandlungen ift ein Beamter des Fiskal— 
amtes zu beftellen und öffentlich befannt zu machen“ ($ 44)1. Die 
weiteren Beftimmungen über den Gang des Strafverfahrens können 
bier nicht mitgetheilt werden. Nur ein wichtiger Punkt fei erwähnt. 
Die Beſchlagnahme kann regelmäßig nur von dem Gerichte angeorbnet 
werben; vorläufige polizeiliche Beichlagnahme iſt nur zuläffig 
($ 42) 1. bei Uebertretung preßpolizeilicher Vorfchriften, 2. wenn 


) Erſte Einführung des reformirten Verfahrens mit Staatsanmwaltichaft in 
Oeſterreich! 


11. Die Zeit der Prefgefeßgebung. $ 6. 11 


durch den Inhalt der Schrift, mit deren Ausgabe bereits begonnen 
worden ift, eine von Amtswegen zu verfolgente ftrafbare Handlung 
begangen wurde. Im dieſem Falle ift fofortige gerichtliche Beftätigung 
erforberlih. Wird dem Betheiligten ver dießbezügliche Beſchluß nicht 
innerhalb 3, eventuell 8 Tagen von der erfolgten Beichlagnahme an 
gerechnet eröffnet, „Jo verliert der Beichlag ohne weitere Verfügung 
von Rechtswegen feine Wirffamteit, und ven durch den Beſchlag 
Beſchädigten gebührt ver Erſatz des Schadens und der 
Koften aus per Staatskaſſe.“ 


8 6. Diefes erite öfterr. Preßgeſetz iſt nie ins Yeben getreten, und 
hat feine Aufnahme in die Juſtiz-Geſetzſammlung gefunden; bie Stu- 
denten verbrannten es auf ver Aula, und noch am Tage feiner Kund- 
mahung — 1. April 1848 — fügte fich die Regierung dem Votum 
ber tonangebenden Stimmführer der öffentlichen Meinung und zog bie 
Vorſchrift zurüd. Im der Verfaffungsurfunde vom 25/4 1848 & 19 
war bie Erlaffung eines Preßgeſetzes durch den Reichstag in Ausficht 
geftellt worden. Allein der Gang der Ereigniffe machte für die Zwiſchen— 
zeit neue proviſoriſche Vorjchriften nöthig. 

Am 18/5 41848 wurden von ben „interimiftifchen Miniſtern“ Pillers- 
borff, Latour, Sommaruga, Doblhoff, Krauß, Baumgartner, ohne 
faiferlihe Sanction!, zwei auf die Preffe bezügliche Verordnungen 
J.G.“S. No. 1150 und 4451) erlaffen, welche ven herrichenven 
Wünſchen Rechnung trugen. 

Abermals wurden, unter Berufung auf die Allerhöchfte Entichl. 
vom 14., das Patent vom 15. März, fowie auf den $ 19 ver Ber- 
faffungsurfunde, alfe auf die Cenſur von Drudichriften und Bildwerken 
fich beziehenden Gefege und Verordnungen als aufgehoben erklärt. Die 
Verpflichtung zur Rautionsbeftellung, zur Abgabe ver Probeeremplare, bie 
Beſchränkung der fonzeffionsfreien periodischen Prefje auf die größeren 
Städte wurden ftilffehiweigend befeitigt; um eine Zeitung ober perio- 
diſche Schrift herauszugeben, genügt es ($ 5), daß der Behörde vor 
der Herausgabe ein verantwortlicher Redakteur angezeigt werde, welcher 
im Inlande wohnhaft und wenigftens 24 Jahre alt fein muß. 88 10 ff. 
behandeln bie durch den Inhalt der Drudichrift begangenen ftrafbaren 


1) Der Monarch hatte Wien am 17/5 1848 verlaffen. 
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Handlungen; durch die hier gegebenen, nach der ausbrüdlichen Er- 
Härung des Gefeges „milderen Beltimmungen“ werden bie ent— 
ſprechenden Strafbrohungen bes allgemeinen St.G. zu Gunſten 
ver Preſſe erſetzt. Das Syſtem der Berantwortlichkeit, welches in dem 
Geſetze vom 31/3 vorgefchlagen war, wurde mit einigen Milderungen 
beibehalten , dagegen entfiel vie Haftung des ausländiſchen Verfafiers, 
Redakteurs u. ſ. w. und demgemäß auch das Verbot der ausländijchen 
Drudichriften als Ungehorfamsitrafe für die Weigerung des Heraus- 
gebers, dem inländifchen Erfenntnifje zu „genügen“. Das öffentliche 
Anschlagen und Ausrufen, Verkaufen und Austheilen von Drudjchriften 
wird ($ 25) „ven berechtigten Buch- und Kunſthandlungen und Buch- 
drucdereien und ihren Beftellten“, welche ver Sicherheitsbehörbe vor- 
läufig angezeigt werben müffen, geftattet. Die übrigen Beſtimmungen 
schließen fich dem früheren Gefege im Weſentlichen an; ebenfo jene über 
das Verfahren in Preffachen insbefonvere über die Beichlagnahme !. 
Neu ijt die Einführung der Schwurgerichte, welche bei den durch den 
Inhalt ver Drudichrift begangenen Delikten „über die Frage der Schuld 
ober Nichtfchulo“ zu entjcheiven haben. Die Urliſten werten durch freie 
Wahl gebildet 8 45 der 2. Verorbnung) ; wahlberechtigt find alle an 
dem Orte ver Wahl anfäfligen öfterr. Staatsbürger männlichen Ge- 
jchlechtes, welche ſelbſtſtändig, 24 Jahre alt und im Vollgenuffe ihrer 
bürgerlichen Rechte find, ohne Unterjchied des Glaubensbekenntniſſes. 
Jahresliſte, Dienftlifte und Gefchworenenbanf werben lediglich Durch 
das 2008 gebilvet. 

Die Anarchie, welcher vie öfterr. Preffe nach der Erlaffung des 
Geſetzes vom 18. Mai anheimfiel, haben Lienbacher? und Andere in 
ven grelfften Farben gefchilvert. Die gegen das Gefeg erhobenen 
Klagen find aber nur zum Theile berechtigt. Daß die Einführung der 
Schwurgerichte nur für Preffachen, daß insbejonvere bie Bildung ber 
Urliften durch allgemeine Voltswahl, ſchwere verhängnißvolle Fehler 
waren, daß fie ven Todeskeim in das neue Gefets fchon von bem Tage 
feines Erjcheinens an gelegt hatten — unterliegt feinem Zweifel. Aber 
was bie allgemeine Zügellofigfeit, was die Feigheit oder Gleichgiltigkeit 


1) Bol. die Verordnung des Zufl.- Min. v. 2/2 1849 R.:©.:B. No. 113 
über die Intimatien der Beftätigung der Beſchlagnahme. 
2) AD. insbe. S. 18 ff. 


HM. Die Zeit der Preßgeleßgebung. $ 7. 13 


der Behörden, was tie Schwerfälligfeit ver Regierung, welche die 
jtaatsanwaltichaftlihen Beamten erſt nach Monaten ernannte, ebenjo 
lange aljo vem neuen Mechanismus jeine motorische Kraft vorenthielt, 
was die Unbeholfenheit aller Betheiligten den ungewohnten Einrich- 
tungen gegenüber verjchultete — das kann nicht ausichließlich auf 
Rechnung der Preßverordnungen gejegt werten. Nur leivenfchaftliche 
Boreingenommenheit kann in der Bejeitigung der Kautionspflicht und 
der Probeeremplare die Urjache aller traurigen Ericheinungen erbliden, 
die in den Sommermonaten des Jahres 1848 zu Tage traten. 

Die Berhältniffe änderten fich erſt, als die Milttärgewalt zum 
Siege gelangte. Im den beiden Proflamationen, welche Feldmarſchall 
Fürft Windifchgräg am 23/10 und 1/44 1848 von Hetzendorf (bei Wien) 
aus erließ, wurden während der Dauer des Belagerungszuftandes alle 
Zeitungsblätter mit Ausnahme der auf officielle Mittheilungen be- 
ſchränkten Wiener Zeitung juspendirt, Drud, Verlag, Affigirung von 
Plakaten, bilvlichen Darftellungen und Schriften von der vorherigen 
Bewilligung der Militärbehörde abhängig gemacht. Ein Decret ves 
Juftizminifteriums vom 18/12 1848 erklärte das Abhalten öffentlicher 
Preßverhantlungen während ver Dauer des Belagerungszuftandes für 
unzuläffig. Neue Einjchränkungen enthielt ver Erlaß des Diinifteriums 
des Innern vom 20. Dec. 1848 R.G.B. No. 42), welcher die 
„Unzulänglichkeit" der Beroronungen vom 18/5, ſowie „die Uebergriffe 
und die Zügellofigfeit eines Theils der Tagespreſſe“ ausprüdlich her- 
vorhob. Ind A wurde das öffentliche Anfchlagen von Plakaten und 
Flugſchriften, das Austheilen, Ausrufen und Verkaufen verjelben 
an öffentlichen Drten und auf ver Straße, fowie das Haufiren mit 
venjeiben unbetingt und für Jedermann verboten. Ankündigungen rein 
örtlichen oder gewerblichen Inhaltes wurden von dem Berbote aus: 
genommen. & & legte dem Herausgeber, Verleger und dem Redakteur 
einer Zeitung oder anderen periodijchen Schrift politiichen Inhaltes die 
Berpflichtung auf, von jedem Blatte oder Hefte, ehe noch vie Aus- 
theilung oder Berjendung beginnt, ein vom Nedakteur zu unterzeichnen: 
tes Exemplar der Behörde zu überreichen. Strenge Strafen follten die 
Befolgung diefer Borjchriften fichern. 


$7. Am 4/3 1849 wurde ber Reichstag von Kremfier aufgelöft, 
und „ven Völkern Defterreichg aus eigener Macht des Kaijers eine 
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Reichsverfaſſung verliehen". (Vgl. das k. Manifeſt R.“G.B. No. 149.) 
Das kaiſ. Patent von demſelben Tage „über die durch die konſtitutio— 
nelle Staatsform gewährleijteten politischen Rechte” R.-G.-B. No. 154 
verfügte in $ 5: „edermann hat das Recht, durch Wort, Schrift, 
Drud oder bildliche Darftellung feine Meinung frei zu äußern. Die 
Preffe darf nicht unter Genfur geftellt werden. Gegen den Mißbrauch 
der Prefje wird ein Repreſſivgeſetz erlaffen.“ 

Die Ausführung diefer Grundſätze erfolgte durch die beiden faif. 
Patente vom 13/3 1849 R.-©.-B. No. 161 („enthaltend pas Geſetz 
gegen den Mißbrauch ver Preſſe“), und nom 14/3 1849 R.-©.:B. 
No. 164 („womit das Berfahren in Preß-Uebertretungsfällen feſtgeſetzt 
wird”). Es muß auch hier genügen, die wichtigften Abweichungen von 
dem früheren Geſetze kurz hervorzuheben. 

Außer dem Namen des Druders muß auch ($ &) der des Heraus- 
gebers oder Verlegers auf jeder Drudichrift angegeben fein. Die Her- 
ausgabe einer periodijchen Drudjchrift ift an feine Konzeffion gebun- 
den, wol aber verlangt $ 6 eine vorläufige Anzeige der beabfichtigten 
Herausgabe an Staatsanwaltjchaft oder Sicherheitsbehörbe, deren In- 
halt genau beftimmt wird. Zu ben Eigenjchaften, die ver verantwort- 
liche Redakteur befigen muß, ift das Erforderniß der öfterr. Staats- 
bürgerfchaft Hinzugetreten ($ 8). Der Kautionspflicht ($ 9ff.) unter: 
liegen jene periodifchen Drudjchriften, welche, ſei e8 auch nur nebenher, 
die politische Tagesgefchichte behandeln, oder überhaupt politifchen In- 
baltes find, und mindeſtens zweimal im Monate erfcheinen. Die Höhe 
der Kaution beträgt an Orten mit mehr als 60,000 Einwohnern und 
beren Umfreife 5000, 40,000 oder 3000 fl., je nachdem die Schrift 
breimal in ver Woche, öfter oder weniger oft erjcheint, an ben übrigen 
Orten aber vie Hälfte diefer Summen. Ganz neu ift die Beftimmung 
des $ 42, daß die Kaution wegen Uebertretungen des Preßpatentes 
ganz ober zum Theile verfallen ſoll. Bon jedem einzelnen Blatte 
einer periodifchen Drudjchrift, ebenjo von jeder Drudichrift, die nicht 
über 3 Bogen im ‘Drude beträgt, ift bei Beginn ber Hinausgabe ein 
Exemplar ver Sicherheitsbehörde und an den Orten, wo der Staats- 
anwalt feinen Sit bat, auch biefem zu überreichen! (& 46). Im 


1) Dieje Beftimmung weicht, wie der Vergleich ergiebt, weientlih ab von dem 
oben ermäbnten Erlaſſe vom 20/412 4848. Demnach ift bie Bemerkung bei Lien— 
bacher J. S. 28 zu berichtigen. 


1. Die Zeit der Preßgeſetzgebung. 8 7. 15 


Falle der Verweigerung der Aufnahme von Berichtigungen ift der 
Herausgeber vom Stantsanmwalte tazu zu verhalten ($ 17). 
Das Haufiren mit Drudjchriften ift gänzlich, tas Anfchlagen von 
Plakaten mit Ausnahme ver Kundmachungen amtlichen, rein örtlichen 
und gewerblichen Inhaltes unterfagt ($19)!. In ven $$ 22 ff. werben 
Strafvrohungen gegen die durch ven Inhalt von Drudjchriften began- 
genen Delikte fejtgejetst, welche jowol an und für fih, als auch durch 
ben mit der fonftigen Bejtrafung verbuntenen, obligatorifch vorge- 
ichriebenen, nur durch einen Marimalbetrag abgegrenzten, daher unter 
Umftänden die ganze bejtellte Summe umfafjenden Kautionsverfall be- 
beutend ftrenger find als jene ver Verordnung vom 18/5 1848. Die 
Beitrafung tritt jedoch nur ein ($ 36), wenn die Dinausgabe und 
Verſendung der fträflichen Drudjchrift begonnen hat. Zeitweije 
Suspension einer periodifchen Drudjchrift kann bei abermaliger 
Berurteilung wegen einer ber in ben $$ 22—35 normirten Weber: 
tretungen, wenn beſonders erſchwerende Umſtände vorliegen, und zwar 
bis auf die Dauer von 3 Monaten verhängt werben ($ 39). Wejent- 
lich ftrenger ift auch das Verantwortlichkeitsfyften des neuen Gejekes. 
Zunächit haftet ($ 42) der Verfafjer, wenn bie Herausgabe mit feinem 
Wiffen und Willen, mit oder ohne Angabe feines Namens, ftattgefunden 
hat. Nebit vem in find jedoch in der nachjtehenden Reihenfolge 
verantwortlich: 1) ver Herausgeber, 2) Verleger oder Betriebsbe- 
jorger; 3) ber Abe der Druderei; 4) der VBerbreiter. Für 
den Inhalt periodifcher Drudichriften haftet gemäß $ 43 mit dem 
Berfaffer jeder verantwortliche Redakteur ſolidariſch, 
infoferne nicht von ihm nachgewiefen wird, daß die Aufnahme eines 
jtrafbaren Inhaltes wider feinen austrüdlichen Willen oder ohne fein 
Wiſſen und Verfchulden erfolgte. Auch hier treten jedoch nad) Ver— 
fafjer und Redakteur die oben genannten Perjonen in der gleichen 
Reihenfolge in die Haftung ein. Aber auch die Beftimmungen ver all- 
gemeinen Strafgefege über Mitſchuld und Theilnahme find ($ 44) an- 
zuwenden, wenn eviwiejen wirb, daß eine Perſon ven Inhalt einer 
Drudichrift als ftrafbar erfennen mußte, und diefelbe dennoch auf was 
immer für eine Weife bei ver Drudlegung oder Verbreitung mitge- 
wirkt hat. 


4) Auch bier ergiebt der Bergleih mit dem Erlaß v. Re . nicht unbe: 
beutende Abweichungen. Ungenau auch bier Lienbacher J. 
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Das Patent über das Berfahren in Preßfachen ſchloß ji, von 
einzelnen Abänderungen abgejehen, im Allgemeinen ver Verordnung 
vom 48/5 1848 an. Die Beftimmungen über die Bejchlagnahme 
blieben im Wejentlichen unverändert. Die Erfjagpflicht des Staates 
im Falle einer ungerechtfertigten Beichlagnahme wurde jedoch einge- 
ſchränkt. $ 10 Abf. 2 verfügt: „Im Falle der Erlöfchung oder Auf: 
hebung einer nach 5 jtattgefundenen Beſchlagnahme gebührt dem 
durch den Beſchlag Beichädigten der Erſatz des erweislichen Schadens 
aus der Staatskaſſe, jedoch im Falfe der ausdrücklichen Aufhebung 
nur dann, wenn biebei die Beichlaguahme als werer durch den In— 
halt ver Drudjchrift, noch durch eine Außerachtlaffung ver in ven 
$5 4—20 des Patentes vom 13/3 1849 enthaltenen Vorfchriften ge- 
rechtfertigt erfannt wird.“ Die Kompetenz der Gejchworenen zur Ent: 
ſcheidung der Schuldfrage wurde beibehalten. Die Bildung der Ge— 
jchwornenliften wurde durch das Faiferliche Patent vom 11/9 1849 
R.G.B. Nr. 388 geregelt, und hiebei das gewöhnliche Syſtem ver 
Kombination von Intelligenz und Cenſus als Bedingungen für das 
Amt eines Gefchwornen, des Zufammenwirkens von jtaatlichen und 
autonomen Organen, von bewußter Auswahl und Loos zur Zufammen- 
jtellung der verſchiedenen Liſten (Gemeinve-Gefchwornentifte, Haupt: 
liſte, Sahrestifte) zu Grunde gelegt. 

Die Forttauer des Belagerungszuftandes in Wien und an anderen 
Orten hemmte vie Wirkſamkeit ver Preßgeſetze, um veren Beſtimmun— 
gen die Militärbehörden fich wenig kümmerten!. 

Inzwifchen hatte die Strafprozeßorinung vom 47/1 4850 neue 
Veränderungen gebracht. Die allgemeine Einführung der Schwur- 
gerichte machte das Patent vom 14/3 4849 überflüfjig; vie wenigen 
befonveren Bejtimmungen, welche die eigenthümliche Natur des Ber: 
fahrens in Preßſachen nothwendig machte, wurden in die Strafprozeß- 
orbnung jelbjt (24. Hauptftüd) aufgenommen, und das Patent vom 
14/3 A849 durch Art. II des Einführungsgejetes zur St.P.-D. aus— 
drücklich befeitigt. „Es mußte als ein jehr großer Gewinn betrachtet 
werden“, bemerkt Würth?) mit vollem Recht, „daß das Verfahren in 
Preffachen vor ven Gejchwornen nicht mehr als eine ganz exceptionelfe 


4) Bl. Lieubacher J. ©. 34. 
2) Würth, Die öfterr. Strafprogeßordnung v. 17/1 41850. Wien 1851. 
©. 743. 
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Procedur erfchien, jonvern ven allgemeinen Vorfchriften über das 
Strafverfahren unterworfen werben fünnte.“ Leider haben vie öſterr. 
Geſetzgeber im Jahre 1869 es unterlaffen, fich diefe Worte in's Ge— 
dächtniß zurückzurufen. 


88. Das Jahr 1854 brachte einen neuen Wendepunkt in der 
inneren Entwidiung Defterreihs. Erft fhüchtern und langjam, dann 
immer vajcher und entjchievener jchritt man zur Beſeitigung der „Er- 
rungenjchaften“ des Jahres 1848. Zunächft wandte die Reaktion fich 
gegen die Prefje. Die Verordnung vom 6,7 1851 R.-©.-B. No. 163 
fiherte Defterreich vor Frankreich die Priorität in der Einführung eines 
der wirkſamſten Deittel zur Unterbrüdung der Freiheit der Preffe: tes 
Spftems der Verwarnungen (averlissements)!, jenes eigenthün- 
lichen Surrogates für die denn doch nicht mehr mögliche Cenſur. Die 
Verordnung, von Schwarzenberg, Bach und Krauß gezeichnet, betont 
im Eingange „die Unzulänglichkeit der vermalen in Preßſachen beitehen- 
den Geſetze“, und unterwirft die inländifchen periodifchen und alle aus- 
ländiſchen Drudjchriften den folgenden Beftimmungen. $ A geftattet 
die Einftellung jener periodifchen Druckſchriften, welche „beharrlich eine 
dem Throne, der Einheit und der Integrität des Neiches, der Religion, 
der Sittlichfeit oder überhaupt den Grundlagen der Staatsgejellichaft 
feindfelige, oder mit der Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung unvereinbare Richtung verfolgen“ nach vorausgegangener 
zweimaliger fruchtlofer Verwarnung, und zwar auf 3 Monate burch ven 
Statthalter, auf längere Zeit oder für immer durch den Minifterrath. 
Nah $ 2 können ausländische Drudichriften durch den Minifter des 
Innern ohne Weiteres verboten werben. 83 unterfagt ven Boftanftalten 
die Annahme ver Pränumeration und die Beförderung von verbotenen 
und „ihnen gleichgehaltenen“ Drudjchriften, Jedermann ferner die Ein» 
fuhr, die Ankündigung und Verbreitung derjelben, fowie den Handel 
mit jolhen Preßerzeugnifien. Gegen Zuwiderhandelnde droht $ 5 
Geltitrafe von 50 bis 500 fl., bei erjchwerenden Umftänden Arreſt 
von A bis zu 3 Monaten. 

Dieje Verordnung bildete die Grundlage, auf welcher man nun- 
mehr zum Ausbau des ganzen Syſtems jchreiten konnte. 


4) Bgl. unten $ 36. 
Liszt, Das öfterreichiſche Preßrecht. 2 
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Mit den „Grundfägen für die organischen Einrichtungen in ven 
Kronländern des öſterr. Kaiſerſtaates“ vom 31/12 4851 (Mo. 4 
R.“G.«“B. von 1852) wurde die Wendung in ber herrſchenden Strö- 
mung officiell zur Kenntniß gebracht, der Rückzug auf allen Linien als 
Negierungsprogramm aufgeftellt. Der 27. Mai 1852 brachte gleich: 
zeitig ein neues Strafgefeg (No. 117 R.-G.-B.) und eine neue „Breh- 
ordnung“ (No. 122 R.G.-B.). Während aber bezüglich des all- 
gemeinen Strafvechtes der Regierung das Geſetz von 1803 als durchaus 
zeitgemäß, nur kleiner Abänverungen bebürftig, eine „neue Ausgabe* 
desjelben als hinreichende Reform erichien, hielt man es fin nothwendig, 
die Preßgejeßgebung des Jahres 1849, ben veränderten Zeitverhäft- 
niffen entiprechend, eimer durchgreifenden Umgeftaltung zu unter: 
ziehen. Es ift ein durchaus anberer Geift — der Geift der fünfziger 
Jahre — der die Beftimmungen dev Preßordnung vom 27/5 1852 
erfüllt!. An Stelle ver vorläufigen Anzeige der beabfichtigten Heraus: 
gabe einer periopifchen Drudichrift, mit der man fich 1849 begnügt 
hatte, trat nunmehr ($ 40) das Erforderniß einer befonderen Bewil- 
ligung (Konzeſſion), deren Exrtheilung bei fautionspflichtigen perio- 
diſchen Drudfchriften ver oberjten Polizeibehörde, bei den übrigen dem 
Statthalter des Kronlandes zuſtand. Die Konzeffion konnte auch auf 
unbeftimmte Zeit verliehen, und durfte ohne Bewilligung nicht ab- 
getreten werben. Unter ven nothwendigen Eigenfchaften des Redakteurs 
erwähnt & 12 ven „Befig einer tabellofen Moralität und jenes Grades 
wiffenschaftlicher Bildung, welchen die Leitung eines literariſchen Un— 
ternehmens vorausſetzt“. Kantionspflichtig find nach $ 43 nicht bloß 
politiiche Blätter, ſondern alle periopifchen Drudichriften, wenn „wegen 
ihres Inhaltes over wegen Uebertretung des gegenwärtigen Patentes 
eine gerichtliche Verurteilung erfolgt.“ Das jchon 1854 eingeführte 
Verwarnungsſyſtem wird in & 22 zeitgemäß fortgebilvet, inbem auch 
die „monarchiſche Regierungsform“ und bag monarchiſche 
Prinzip“ unter ven beſonders gejchügten Rechtsgütern aufgezähft, 
und die dauernde Einftellung oder gänzliche Konzeffionsentziehung in 
die Hänte ver oberjten Polizeibehörde gelegt wurbe?. Auch 
u 4; Bgl. insbef. Harum, Die Preßordnung v. 27/5 1852. Peſt 1852; in 
2. Aufl.: Die gegenwärtige öfter. Prefigefeisgebung. Wien 1857. Dürftiger 
Kommentar in den älteren Auflagen der Handbücher des Strafrehts von Herbft 


und Frühwald. 
2) Bgl. den oben S. 17 mitgeteilten Wertlant ber VBerorbnung v. 6/7 1851. 
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andere nicht periodische im Inlande erſcheinende Druckſchriften können, 
wenn fie eine folche gefährliche Richtung verfolgen... ... verboten werben. 
Ausländische Drudichriften kaun gemäß $ 23 vie oberfte Polizeibehörde für 
den ganzen Umfang des Kaiſerſtaates verbieten. Das Recht zur Befchlag- 
nahme im weitejten Umfange ($ 25 ſteht ven Sicherheitsbehörpen zu. 
Der Rekurs gegen dieſelbe geht — ohne auffchiebende Wirfung — an 
ben Statthalter und weiter an die oberfte Polizeibehörde. Die Auf: 
bebung einer folchen Beichlagnahme kann nur im politifchen Wege 
jtattfinden, 88 34 ff. führen die Haftung „wegen Vernachläffigung 
pflichtmäßiger Aufmerkjamfeit und Obforge* in die dfterr. Preßgeſetz— 
gebung ein, Verfaſſer, Meberfeßer, Herausgeber, Redakteur, Verleger, 
Druder, Bertriebsbeforger, Verſchleißer, Verbreiter haften „gleich: 
zeitig“; mit Freiheitsftrafe bis zu 2 Jahren wird cummlativ Geld» 
jtrafe oder Kautionsverfall angebroht. 

Dieß der wejentliche Inhalt des von Graf Buol- Schauenftein, 
Bad) und Krauß gezeichneten Gejeges, unter deſſen drückender Herr- 
ichaft bie öfterr. Preffe 10 volle Jahre fchmachtete. 

Zwei Inftructionen, eine vom 48/8 1852, bie andere vom 43,44 
1854, letztere die Reviſion ausländischer Druckſchriften regelnd, ergänzten 
die Beftimmungen ver Preßordnung. Die Verorpnung vom 22/11 1852 
verbot allen Militärperfonen, der Juſtiz-M.-E. vom 6/4 14854 im 
Anichluffe an $ 12 ver B.-D. allen Staatsbeamten jede Betheiligung 
an der periodiſchen Preſſe ohne Borwiffen ihrer Vorgeſetzten; nur zu 
Gunften ver wiffenfchaftlichen insbeſondere ver juridifchen Zeitfchriften 
wurde im Jahre 1855 (Huft.-M.-E. vom 24/9 und 13/12) eine Aus⸗ 
nahme gemacht. 

Die Schwurgerichte, welche das Patent vom 14/3 1849 für 
Preßdelikte beibehalten, die St.-P.:D. vom 17/1 1850 allgemein ein- 
geführt hatte, waren bereits befeitigt, ehe die St.-P.-D. von 29/7 1853 
auch den Inquifitionsprozeß in moderniſirter Form zu jenen Gaben 
fügte, mit welchen die herrſchende Partei Defterreich in fo verſchwen— 
verifcher Weiſe beglückte. | 

Das leiste Denkmal, welches die Reaktion auf bem Gebiete des 
Preßrechtes fich aufrichtete, ift die Verordnung ber Miniſter des 
Innern, der Juſtiz und der Polizei und des Armeeoberfommando's 
vom 27/11 1859 R.G.B. No. 212, in welcher die Beſtimmungen 
der Preßordnung einige „Ergänzungen“ erfuhren. Nach & 4 wurde 

2% 
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„wenn feine Bedenken obwalten“, die Uebertragung ter Konzeffion auf 
die Wittwe und die fonftigen Erben für zuläffig erklärt. $ 2 milverte das 
Verwarnungsſyſtem; die rechtlichen Folgen ber nach $ 22 B.-D. er- 
theilten Warnung find als erloſchen anzuſehen, wenn von dem Zeit: 
punkte ihrer Erlaffung zwei Jahre ohne neue Verwarnung ober Be— 
gehung einer ftrafbaren Handlung verftrichen find. Diefen Konzeffionen 
gegenüber hielt man es num für nothwenbig, neue Strafbrohungen 
gegen die Preife in ven 88 3 und 4 zu erlafien. Für jede Mittheilung 
ter Preſſe von Nachrichten oder Schriftftüden, wenngleich mit Be— 
ziehung auf bloße Gerüchte gemacht, welche nur in Folge einer Ber: 
letzung der Dienftpflicht eines öffentlich Angeftellten geſchehen konnten, 
ferner für jede Berlautbarung, welche geeignet erfcheine, Jemanden in 
feiner gejellichaftlichen oder öffentlichen Stellung zu kränken ober 
lächerlich zu machen, eine öffentliche Behörde oder das Amtsanjehen 
eines einzelnen Organs der Regierung bloß zu ftellen, over eine für bie 
öffentliche Ruhe und Ordnung bebenkliche Aufregung zu erzeugen, oder 
das Vertrauen in die Regierung zu ſchwächen — find bie in ben 
88 34 ff. P.-O. verantwortlich gemachten Berfonen nach den tafelbjt 
gegebenen Beftimmungen zu bejtrafen. 


$ 9. Ungefähr ein Jahr nur hatte die öfterr. Preffe diefe neue 
Feſſel thatfächlich zu tragen. 

Mit dem Diplom vom 20/10 4860 und dem Patent vom 
26,2 1861 beginnt eine neue Periode auch in der Gefchichte des öſterr. 
Prefrechtes. Das Verfprechen, das Staatsminifter v. Schmerling in 
feinem Rumbdfchreiben gegeben hatte, Löfte der Yuftizminifter v. Prato- 
bevera ein. Schon im März 1861 erhielt fienbacher ven Auftrag, 
den Entwurf eines Preßgeſetzes auszuarbeiten, und im April konnte be: 
reits die fommiffionelle Berathung beginnen. Außer diefem Entwurfe!, 
ber nicht bloß das materielle Prefrecht, ſondern auch das Verfahren in 
Preßſachen umfaßte, follte eine Novelle zum allgemeinen Strafgejege 
eingebracht werben, welche, vie politifchen Delikte und die Ehren- 
befeidigungen umfaffend, gegenüber der größeren Freiheit der Preffe 
zugleich bie für nöthig evachteten Garantien einer ficheren und ftrengen 


4) Bgl. über denſelben die anonym erfchicnene, von Lien bach er herrührende 
Schrift „Die Preßfreibeit und die Regierungsvorlage eines Preßgeſetzes“. Wien 1861, 


II. Die Zeit der Preßgeſetzgebung. $ 9. 71 


Repreifion gewährte!. Am 4/10 1861 wurden bie beiden Vorlagen 
bon ber Regierung auf ven Tiſch des Haufes niedergelegt, und bem 
bereits gewählten Preßgeſetz-⸗Ausſchuſſe zugewieſen. Damit begann vie 
an Wechjelfällen reiche, das Zujtandefommen des Geſetzes felbit ge- 
fährvende, parlamentarische Behandlung der Entwürfe, die Lienbacher 
a. a. D. eingehend, aber von feinem einfeitigen Standpunkte aus, ge- 
ſchildert hat. Die materiellen Abänderungen, welche von ven beiden 
Häufern vorgenommen wurben?, betrafen nirgends bie Grundlagen 
der Regierungsvorlagen ; die Debatten ließen den großen Zug ver: 
miffen, ven zu erwarten der Gegenftand der Berathung berechtigt hätte, 
nur tie formvollendete gedankentiefe Rede, mit welcher Anton Graf 
Auersperg im Herrenhaufe die Prekfreiheit begrüßte, erhob ſich über 
bie Durchfchnittsebene der geichäftsmäßigen Behandlung. Eine Form: 
frage war e8, welche die Gemüther erhigte. Im Abgeorpnetenhaufe hatte 
man bie Beftimmungen über das Verfahren in Preffachen einem be- 
fonveren Geſetze überwiefen, und mehrere Strafdrohungen, welche vie 
Regierung in das Preßgejeg aufgenommen wiffen wollte, ver Straf- 
gefegnovelle zugetheilt. Das Herrenhaus ſchloß fich den Beſchlüſſen ver 
anderen Kammer mit vem Beiſatze an, daß die Zuftimmung zum Pref- 
geſetze erſt dann in Wirkſamkeit zu treten habe, wenn auch die Berein- 
barung über das Strafverfahren in Preffachen und vie Strafgefet- 
novelle erfolgt fein würde. Diefen Beifat hielt das Abgeorbnetenhaus 
für verfaffungsmwibrig und lehnte e8 ab, in die 3. Berathung einzugehen. 
Immer mehr fchärften vie Gegenfäge fich zu; am 22/10 1862 ſprach 
Schmerling die hiftorifh gewordenen Worte: „Die Regierung hat den 
ganzen Apparat ver Verwarnungen und Konzeffionen gegen die Preffe 
in Händen, und will man das neue Gefeg nicht zu Stanve kommen 


fafien, jo fann fiewarten“ Endlich gelang es einer aus beiden ; 


Häufern gebildeten gemifchten Kommiſſion, eine Einigung zu erzielen ; 
Mühlfeld erwarb fich das Verdienst gegenüber den einjeitig juriftifchen 
Argumenten des Abgeordneten Herbft ven großen politiichen Ge: 
fihtspunft zur Geltung gebracht zu haben. Am 17/12 1862 wurden 


1) Bol. über die Entftehungsgefchichte ber Geſetze v. 17/12 1862 Yienbader 
1. S. 37ff.; ferner S. Mayer, Handbuch des öſterr. Strafprogeßredhts I. 73 ff. ; 
Darum, Die erfte Seffion des öfterr. Reichsrathes. 3 Vorträge. Innsbruck 1863. 


2) Bgl. A.-St.-B. 1. Seſſion 1955 ff. ; H.St.P. 1. Seſſion 502 ff. 
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Reichsverfaſſung verliehen“. (Vgl. das f. Manifeft R.“G.-B. No. 149.) 
Das kaiſ. Patent von demſelben Tage „über die durch die fonftitutio- 
nelle Staatsform gewährleijteten politifchen Rechte‘ R.-©.-B. No. 151 
verfügte in $ 5: „Jedermann hat das Necht, durch Wort, Schrift, 
Druck oder bilvliche Darftellung feine Meinung frei zu äußern. Die 
Preſſe darf nicht unter Genfur geftellt werden. Gegen den Mißbrauch 
ver Brefje wird ein Repreſſivgeſetz erlaſſen.“ 

Die Ausführung diefer Grundſätze erfolgte durch die beiden faif. 
Patente vom 13/3 1849 R.-©.-B. No. 164 („enthaltend das Geſetz 
gegen den Mißbrauch ver Preſſe“), und vom 14/3 1849 R.-©.:B. 
No. 164 („womit das Verfahren in Preß-Uebertretungsfällen feſtgeſetzt 
wird“). Es muß auch hier genügen, die wichtigiten Abweichungen von 
dem früheren Gejete kurz hervorzuheben. 

Außer dem Namen des Druders muß auch ($ &) der bes Heraus- 
gebers oder Verlegers auf jeder Drudjchrift angegeben fein. Die Her- 
ausgabe einer periodifchen Drucdjchrift ijt an feine Konzeffion gebun- 
den, wol aber verlangt $ 6 eine vorläufige Anzeige der beabfichtigten 
Herausgabe an Staatsanwaltichaft oder Sicherheitsbehörbe, deren In- 
halt genau beftimmt wird. Zu den Eigenfchaften, bie der verantwort- 
fiche Redakteur beſitzen muß, ift das Erforderniß ver öfterr. Staats- 
bürgerfchaft hinzugetreten ($ 8). Der Kautionspflicht ($ 9ff.) unter: 
liegen jene periodischen Drudjchriften, welche, ſei e8 auch nur nebenher, 
die politische Tagesgefchichte behandeln, oder überhaupt politifchen In— 
haltes find, und mindeftens zweimal im Monate ericheinen. Die Höhe 
ver Kaution beträgt an Orten mit mehr als 60,000 Einwohnern und 
deren Umfreife 5000, 40,000 oder 3000 fl., je nachdem bie Schrift 
dreimal in der Woche, öfter oder weniger oft erjcheint, an den übrigen 
Drten aber vie Hälfte diefer Summen. Ganz neu ift die Beftimmung 
des & 42, daß die Kaution wegen Vebertretungen des Preßpatentes 
ganz oder zum Theile verfallen joll. Von jedem einzelnen Blatte 
einer periodifchen Drudjchrift, ebenjo von jeder Druckſchrift, die nicht 
über 3 Bogen im Drude beträgt, ift bei Beginn der Hinausgabe ein 
Eremplar ver Sicherheitsbehörde und an ben Orten, wo ber Staats- 
anwalt feinen Sit hat, auch biefem zu überreichen! ($ 16). Im 


1) Diefe Beftimmung weicht, wie der Vergleich ergiebt, wejentlich ab von dem 
oben erwähnten Erlaffe vom 20/42 4848. Demnach ift die Bemerfung bei Lien— 
bacher J. ©. 28 zu berichtigen. 


BELA „ar m mo. - nm. 
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Falle ver Verweigerung der Aufnahme von Berichtigungen ift der 
Herausgeber vom Stantsanmwalte dazu zu verhalten ($ 17). 
Das Haufiren mit Druckſchriften ift gänzlich, tas Anjchlagen von 
Plakaten mit Ausnahme der Kundmachungen amtlichen, rein örtlichen 
und gewerblichen Inhaltes unterfagt ($19)!. In ven 88 22 ff. werben 
Strafprohungen gegen bie durch den Inhalt von Drudjcriften began- 
genen Delikte fejtgejetst, welche jowol an und für fih, als auch durch 
den mit der fonftigen Beſtrafung verbuntenen, obligatorifch vorge: 
jchriebenen, nur durch einen Marimalbetrag abgegrenzten, daher unter 
Umftänden die ganze beftellte Summe umfafjenden Kautionsverfall be- 
beutend ftrenger find al8 jene der VBerorpnung vom 18/5 1848. Die 
Beitrafung tritt jedoch nır ein ($ 36), wenn die Dinausgabe und 
Berjendung ver fträflichen Drudichrift begonnen bat. Zeitweije 
Suspenfion einer periodiſchen Drudichrift kann bei abermaliger 
Verurteilung wegen einer der in ben 88 22—35 normirten Ueber: 
tretungen, wenn beſonders erjchwerende Umftände vorliegen, und zwar 
bis auf die Dauer von 3 Monaten verhängt werben ($ 39). Weſent— 
(ich ftrenger ift auch das Verantwortlichkeitsſyſtem des neuen Geſetzes. 
Zunächit haftet ($ 42) der Verfafjer, wenn die Herausgabe mit jeinem 
Wiſſen und Willen, mit oder ohne Angabe jeines Namens, ftattgefunden 
hat. Nebſt dem Verfaſſer find jedoch in ber nachſtehenden Reihenfolge 
verantwortlich: A) der Herausgeber, 2) Verleger oder Betriebsbe— 
jorger; 3) der Gejchäftsleiter ver Druderei,; 4) der Verbreiter. Für 
den Inhalt periodiſcher Druckſchriften haftet gemäß $ 43 mit dem 
Berfajfer jeder verantwortliche Redakteur jolidariich, 
infoferne nicht von ihm nachgewiefen wird, daß bie Aufnahme eines 
jtrafbaren Inhaltes wider feinen austrüdlichen Willen oder ohne fein 
Wiffen und Verſchulden erfolgte. Auch hier treten jedoch nach Ver— 
fafjer und Redakteur die oben genannten Perſonen in ber gleichen 
Reihenfolge in die Haftung ein. Aber auch die Beftimmungen ber all- 
gemeinen Strafgejege über Mitſchuld und Theilnahme find ($ 44) an- 
zuwenden, wenn eriwiejen wird, daß eine Perfon den Inhalt einer 
Drudichrift als ftrafbar erfennen mußte, und dieſelbe dennoch auf was 
immer für eine Weife bei dev Drudlegung oder Verbreitung mitge- 
wirft hat. 


4) Auch hier ergiebt der Vergleich mit dem Erlaß v. 20/42 41848 nicht unbe: 
deutende Abweichungen. Ungenau auch bier Lienbacher J. ©. 28. 
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Das Patent über das Verfahren in Preßſachen ſchloß fich, von 
einzelnen Abänverungen abgejehen, im Allgemeinen ver Verordnung 
vom 18/5 1848 an. Die Beitimmungen über vie Beichlagnahme 
blieben im Wejentlichen unverändert. Die Erſatzpflicht des Staates 
im Falle einer ungerechtfertigten Beichlagnahme wurde jedoch einge- 
ſchränkt. $ 10 Ab. 2 verfügt: „Im Falle ver Erlöfchung oder Auf: 
hebung einer nah $ 5 jtattgefundenen Beſchlagnahme gebührt dem 
durch ven Beſchlag Befchädigten der Erfag des erweislichen Schadens 
ans der Staatskaſſe, jedoch im Falle ver ausdrücklichen Aufhebung 
nur dann, wenn hiebei die Beichlagnahme als werer durch den In— 
halt ver Drudichrift, noch durch eine Außerachtlaffung ver in ven 
85 4— 20 des Patentes vom 13/3 1849 enthaltenen Vorſchriften ge- 
rechtfertigt erkannt wird.“ Die Kompetenz der Gejchworenen zur Ent: 
icheivung der Schuldfrage wurde beibehalten. Die Bildung der Ge— 
ichwornenliften wurde durch das Fatjerliche Patent vom 11/9 1849 
R.G.B. Nr. 388 geregelt, und hiebei das gewöhnliche Syſtem ver 
Kombination von Intelligenz und Cenſus als Bedingungen für das 
Amt eines Gejchwornen, des Zuſammenwirkens von ftaatlichen und 
autonomen Drganen, von bewußter Auswahl und Loos zur Zufammen- 
jtellung der verjchiedenen Liften (Gemeinde-Gejchwornenlifte, Haupt: 
liſte, Jahresliſte) zu Grunde gelegt. 

Die Forttauer des Belagerungszuftandes in Wien und an anderen 
Orten hemmte vie Wirkſamkeit ver Preßgeſetze, um deren Beſtimmun— 
gen die Militärbehörden ſich wenig kümmerten!. 

Inzwiſchen hatte die Strafprozeßordnung vom 17/1 1850 neue 
Veränderungen gebracht. Die allgemeine Einführung der Schwur- 
gerichte machte da® Patent vom 14,3 1849 überflüjjig; die wenigen 
bejonteren Bejtimmungen, welche die eigenthümliche Natur des Ber: 
fahrens in Preßſachen nothwendig machte, wurden in die Strafprozeß- 
ordnung jelbit (24. Hauptftüc) aufgenommen, und das Patent nom 
14/3 1849 durch Art. II des Einführungsgejeges zur St.P.-D. aus: 
drücklich befeitigt. „Es mußte als ein ſehr großer Gewinn betrachtet 
werben“, bemerkt Würth?) mit vollem Recht, „daß das Berfahren in 
Preßſachen vor ven Gejchwornen nicht mehr als eine ganz exceptionelle 


4) Bol. Lienbacher J. ©. 31. 
2) Würth, Die öfterr. Strafprogefordnung v. 17/1 1850. Wien 1851. 
©. 743. 
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Procetur erichien, ſondern ven allgemeinen Vorfchriften über das 
Strafverfahren unterworfen werden fünnte.“ Leider haben vie djterr. 
Geſetzgeber im Jahre 1869 es unterlaffen, fich diefe Worte in's Ge- 
dächtniß zurüczurufen. 


88. Das Jahr 1851 brachte einen neuen Wendepunkt in ver 
inneren Entwidlung Defterreichs. Erft fchüchtern und langjam, dann 
immer raſcher und entjchievener jchritt man zur Befeitigung der „Er- 
rungenfchaften“ des Jahres 1848. Zunächſt wandte bie Reaktion fich 
gegen bie Prefje. Die Verordnung vom 6,7 1851 R.G.B. No. 163 
ſicherte Defterreich vor Frankreich die Priorität in der Einführung eines 
ber wirkjamften Meittel zur Unterbrüdung der Freiheit der Preſſe: des 
Syſtems der Verwarnungen (averlissements)!, jenes eigenthüm- 
lichen Surrogates für die benn doch nicht mehr mögliche Genfur. Die 
Verordnung, von Schwarzenberg, Bach und Krauß gezeichnet, betont 
im Eingange „die Unzulänglichkeit der vermalen in Preßfachen beftehen- 
den Geſetze“, und unterwirft die inlänbifchen periodifchen und alle aus- 
ländiſchen Drudjchriften ven folgenden Beftimmungen. $& 4 geftattet 
bie Einftellung jener periodischen Drudjchriften, welche „beharrlich eine 
dem Throne, der Einheit und der Integrität des Reiches, der Religion, 
der Sittlichfeit over überhaupt den Grundlagen der Staatsgefellfchaft 
feindfelige, oder mit ber Aufrechthaltung der öffentlihen Ruhe und 
Ordnung unvereinbare Richtung verfolgen“ nach voransgegangener 
zweimaliger fruchtlofer Verwarnung, und zwar auf 3 Donate durch ven 
Statthalter, auf längere Zeit oder für immer durch den Minijterrath. 
Nah $ 2 können ausländische Drudichriften durch den Minifter des 
Innern ohne Weiteres verboten werben. 83 unterfagt den Poftanftalten 
die Annahme ver Pränumeration und die Beförberung von verbotenen 
und „ihnen gleichgehaltenen“ Drudjchriften, Jedermann ferner die Ein- 
fuhr, die Ankündigung und Verbreitung derſelben, ſowie den Handel 
mit folchen Preßerzeugnifien. Gegen Zuwiderhandelnde droht $ 5 
Geldſtrafe von 50 bis 500 fl., bei erfchwerenden Umftänden Arreft 
von 4 bis zu 3 Monaten. 

Dieſe Verordnung bildete die Grundlage, auf welcher man nun- 
mehr zum Ausbau des ganzen Syſtems jchreiten konnte. 


4) Bgl. unten $ 36. 
Liszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 2 
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Mit deu „Grundfägen für die organischen Einrichtungen in ben 
Kronländern des öſterr. Kaiſerſtaates“ vom 31/12 1854 (Mo. 4 
R.«“G.«“B. von 1852) wurde die Wendung in ber herrichenden Strö- 
mung officiell zur Kenntniß gebracht, der Rückzug auf allen Linien als 
Regierungsprogramm aufgejtellt. Der 27. Mai 1852 brachte gleich- 
zeitig ein neues Strafgefet (No. 117 R.-G.B.) und eine neue „Pref- 
ordnung“ (No. 122 R.-©.-B.). Während aber bezüglich des all- 
gemeinen Strafrechtes der Regierung das Gefet von 1803 als burchaus 
zeitgemäß, nur Kleiner Abänderungen bevürftig, eine „neue Ausgabe“ 
desfelben als hinreichende Reform erſchien, hielt man es fin nothwendig, 
die Preßgefetgebung des Jahres 1849, dem veränderten Zeitverhäft- 
niſſen entjprechend, einer durchgreifenden Umgejtaltung zu unter: 
ziehen, Es ift ein durchaus anderer Geift — der Geift der fünfziger 
Jahre — der die Beftimmungen dev Preßordnung vom 27/5 1852 
erfüllt!. An Stelle ver vorläufigen Anzeige der beabfichtigten Heraus- 
gabe einer periobifchen Drudichrift, mit der man fich 1849 begnügt 
hatte, trat nunmehr ($ 10) das Erfordernig einer befonderen Bewil— 
ligung (Konzeffion), deren Ertheilung bei fautionspflichtigen peric- 
diſchen Drudichriften ver oberften Polizeibehörve, bei den übrigen dem 
Statthalter des Kronlandes zuſtand. Die Konzeffion konnte auch auf 
unbeftimmte Zeit verliehen, und durfte ohne Bewilligung nicht ab- 
getreten werden. Unter den nothwendigen Eigenfchaften ves Redakteurs 
erwähnt $ 12 ven „Befit einer tabellofen Moralität und jenes Grades 
wiſſenſchaftlicher Bildung, welchen die Leitung eines Itterarifchen Un— 
ternehmens vorausſetzt“. Kautionspflichtig find nach $ 13 nicht bloß 
politiiche Blätter, jondern alle periodischen Drudjchriften, wenn „wegen 
ihres Inhaltes over wegen Uebertretung des gegenwärtigen Patentes 
eine gerichtliche Verurteilung erfolgt.“ Das jchon 1854 eingeführte 
Verwarnungsſyſtem wird in $ 22 zeitgemäß fortgebiltet, indem auch 
die „monarhiiche Regierungsform“ und dag monarchiſche 
Prinzip“ unter ven beſonders gefchügten Rechtsgütern aufgezählt, 
und die dauernde Einjtellung over gänzliche Konzejfionsentziehung in 
die Hände ver oberften Polizeibehörde gelegt wirrde?. Auch 
2 Bl. insbe. Harum, Die Preforbnung v. 37/5 1852. Peft 1852; im 
2. Aufl.: Die gegemmärtige öſterr. Preßgefetzgebung. Wien 1857. Dürftiger 
Kommentar in dem älteren Auflagen der Handbücher des Strafrecht? von Herbft 


und Frühwald. 
2) Bol. den oben S. 17 mitgetheilten Wortlant der Verordnung v. 6/7 1851. 





1. Die Zeit der Preßgeiebgebung. $ 8. 19 


andere nicht periopifche im Inlande ericheinente Druckſchriſten können, 
wenn fie eine folche gefährliche Richtung verfolgen .. .. verboten werben. 
Ausländische Drudichriften kann gemäß $ 23 vie oberfte Bolizeibehörbe für 
ben ganzen Umfang bes Kaiferftaates verbieten. Das Recht zur Beichlag- 
nahme im weitejten Umfange ($ 25 ſteht ven Sicherheitsbehörden zu. 
Der Rekurs gegen diejelbe geht — ohne aufichiebende Wirkung — an 
ben Statthalter und weiter an die oberfte Polizeibehörve. Die Auf- 
bebung einer folchen Beichlagnahme kann nur im politischen Wege 
ftattfinden. 89 34 ff. führen die Haftung „wegen Vernachläffigung 
pflihtmäßiger Aufmerkiamkeit und Obſorge“ in die öfterr. Preßgeſetz— 
gebung ein; Verfaſſer, Ueberfeger, Herausgeber, Redakteur, Verleger, 
Druder, Bertriebsbeforger, Verſchleißer, Verbreiter haften „gleich: 
zeitig“; mit Freiheitsftrafe bis zu 2 Jahren wird cumulativ Geld- 
jtrafe oder Kautionsverfall angebroht. 

Dieß der wejentliche Inhalt des von Graf Buol- Schauenftein, 
Bach und Krauß gezeichneten Geſetzes, unter deſſen drückender Herr- 
jchaft die öſterr. Preſſe 10 volle Jahre jchmachtete. 

Zwei Inftructionen, eine vom 18/8 1852, die andere vom 13,44 
1854, letztere die Reviſion ausländiſcher Drudichriften'regelnd, ergänzten 
die Beſtimmungen der Preßordnung. Die Verordnung vom 22/11 4852 
verbot allen Militärperfonen, der Yuftiz-M.-E. vom 6/1 14854 im 
Anſchluſſe an $ 12 ver B.-D. allen Staatsbeamten jede Betheiligung 
an der periodifchen Preffe ohne Vorwiſſen ihrer Vorgeſetzten; nur zu 
Gunſten ver wiffenjchaftlichen insbefondere ver juridiſchen Zeitfchriften 
wurde im Jahre 1855 (Huft.-M.-E. vom 24/9 und 13/12) eine Aus- 
nahme gemacht. 

Die Schwurgerichte, welche das Patent vom 14/3 1849 für 
Preßdelikte beibehalten, die St.-B.-D. vom 17/4 1850 allgemein ein- 
geführt hatte, waren bereits befeitigt, ehe vieSt.-P.-D. vom 29/7 1853 
auch den Inquifitionsprozeß in modernifirter Form zu jenen Gaben 
fügte, mit welchen die herrichende Partei Defterreich in jo verjchwen- 
perifcher Weife beglüdte. 

Das leiste Denkmal, welches vie Reaktion auf dem Gebiete bes 
Preßrechtes ſich aufrichtete, ift die Verordnung ber Minifter bes 
Innern, der Juſtiz und der Polizei und des Armeeoberkommando's 
vom 27/11 1859 R.-©.:-B. No. 212, in welcher die Beſtimmungen 
der Preforinung einige „Ergänzungen“ erfuhren. Nach $ 4 wurde 

2% 
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„wenn feine Bedenken obwalten“, vie Uebertragung ter Konzeffion auf 
bie Wittwe und die fonftigen Erben für zuläffig erflärt. $ 2 milberte das 
Verwarnungsſyſtem; bie rechtlichen Folgen der nach $ 22 P.-D. er- 
theilten Warnung find als erlofchen anzufehen, wenn von dem Zeit: 
punkte ihrer Erlaffung zwei Jahre ohne neue Verwarnung oder Be— 
gehung einer ftrafbaren Handlung verftrichen find. Diefen Konzeffionen 
gegenüber hielt man es num für nothwenbig, nee Strafbrohungen 
gegen die Preſſe in ven $$ 3 und 4 zu erlaffen. Für jede Mittheilung 
ter Preſſe von Nachrichten oder Schriftftüden, wenngleich mit Be— 
ziehung auf bloße Gerüchte gemacht, welche nur in Folge einer Ver: 
fegung ber Dienftpflicht eines öffentlich Angeftellten geſchehen konnten, 
ferner für jede Verlautbarung, welche geeignet erjcheine, Jemanden in 
ſeiner gejellichaftlichen oder Hffentlichen Stellung zu kränken ober 
lächerlich zu machen, eine öffentliche Behörde oder das Amtsanjehen 
eines einzelnen Organs ver Regierung bloß zu ftellen, oder eine für bie 
öffentliche Ruhe und Ordnung bedenkliche Aufregung zu erzeugen, ober 
das Vertrauen in die Regierung zu jchwächen — find bie in ben 
88 34ff. B.-D. verantwortlich gemachten Perfonen nach ven daſelbſt 
gegebenen Beſtimmungen zu beftrafen. 


8 9. Ungefähr ein Jahr nur hatte die öſterr. Preffe dieſe neue 
Feſſel thatfächlich zu tragen. 

Mit dem Diplom vom 20/10 4860 und dem Patent vom 
26/2 4864 beginnt eine neue Periode auch in der Gefchichte des öfterr. 
Prefrechtes. Das Berfprechen, das Staatsminifter v. Schmerling in 
feinem Rundfchreiben gegeben hatte, Löfte der Fuftizminifter v. Brato- 
bevera ein. Schon im März 1861 erhielt Lien bacher ven Auftrag, 
ben Entwurf eines Preßgefetes auszuarbeiten, und im April fonnte be- 
reits die fommiffionelfe Berathung beginnen. Außer biefem Entwurfe!, 
ber nicht bloß das materielle Prefrecht, ſondern auch das Verfahren in 
Preßſachen umfaßte, follte eine Novelle zum allgemeinen Strafgeſetze 
eingebracht werben, welche, die politifchen Delikte und bie Ehren- 
befeidigungen umfaffend, gegenüber der größeren Freiheit der Preffe 
zugleich die für nöthig erachteten Garantien einer ficheren und ftrengen 


4) Bol . über benfelben bie anonym erfchicnene, von Lienbacher berrübrenbe 
Schrift „Die Preßfreiheit und Die Regierungsvorlage eines Preßgeſetzes“ Wien 1864. 


H. Die Zeit der Prefigefeßgebung. $ ®. 71 


Repreffion gewährte!. Am 4/10 1864 wurben bie beiden Vorlagen 
von der Regierung auf ven Tifch des Haufes niedergelegt, und dem 
bereits gewählten Preßgefeg-Ausfchuffe zugewieſen. Damit begann bie 
an Wechjelfällen reiche, das Zuftandefommen bes Gefeges ſelbſt ge- 
fährdende, parlamentariiche Behandlung ver Entwürfe, die Lienbacher 
a. a. D. eingehend, aber von feinem einfeitigen Standpunkte aus, ge- 
fchilvert hat. Die materiellen Abänderungen, welche von ven beiden 
Häufern vorgenommen wurben?, betrafen nirgends die Grundlagen 
ber Regierungsvorlagen ; die Debatten ließen den großen Zug ver- 
miffen, ven zu erwarten ver Gegenftand der Berathung berechtigt hätte; 
nur vie formvollendete gevanfentiefe Rebe, mit welcher Anton Graf 
Auersperg im Herrenbaufe die Prekfreiheit begrüßte, erhob ſich über 
die Durchfchnittsebene ver geichäftsmäßigen Behandlung. Eine Form: 
frage war e8, welche die Gemüther erhigte. Im Abgeorpnnetenhaufe hatte 
man die Beftimmungen über das Verfahren in Preßfachen einem be- 
fonveren Geſetze überwiefen, und mehrere Strafdrohungen, welche vie 
Regierung in das Prefgejeg aufgenommen wiffen wollte, der Straf: 
geſetznovelle zugetheilt. Das Herrenhaus fchloß fich den Beichlüffen ver 
anderen Kammer mit dem Beifage an, daß bie Zuftimmung zum Preß— 
geiege erit dann in Wirkſamkeit zu treten habe, wenn auch vie Verein- 
barung über das Strafverfahren in Preffachen und die Strafgejeg- 
novelle erfolgt fein würte. Diefen Beifatz hielt das Abgeordnetenhaus 
für verfaffungswidrig und lehnte es ab, in die 3. Berathung einzugehen. 
Immer mehr fchärften vie Gegenfäge fich zu, am 22/10 14862 ſprach 
Schmerling die hiftorifh gewordenen Worte: „Die Regierung hat ven 
Jamen Apparat ver Verwarnungen und Konzeffionen gegen vie Preffe 
in Händen, und will man das neue Gefet nicht zu Stande kommen 


laſſen, ſo kann ſie warten“. Endlich gelang es einer aus beiden 


Häufern gebilveten gemiſchten Kommiſſion, eine Einigung zu erzielen; 
Mühlfeld erwarb fich das Vervienft gegenüber den einjeitig juriftifchen 
Argumenten des Abgeordneten Herbft den großen politiichen Ge: 
fichtspunft zur Geltung gebracht zu haben. Am 17/12 1862 wurden 


4) Bgl. über die Entftehungsgefchichte der Geſetze v. 17/12 1862 Lienbader 
l. S. 37ff.; ferner S. Mayer, Handbuch des öfterr. Strafprogehrechts I. 73 ff. ; 
Harum, Die erfte Seſſion des öfter. Reichsrathes. 3 Vorträge. Innsbrud 1863. 
2) Bgl. A.-St.-B. I. Seffion 1955 ff. ; H.⸗St.“P. I. Seſſion 502 ff. 


En — 
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die drei Gefege fanctionirt, und traten am 45. Tage nach ter Rund: 
machung durch das Reichsgeſetzblatt in Wirkfamteit !. 

In eine Beiprechung ber Strafgefegnovelle vom 17/12 1862 
(No. 8 R.⸗G.⸗B. von 1863) kann nach dem Plane des Lehrbuches (vgl. 
Einleitung) Hier nicht eingegangen werben. Die genauere Würbigung 
des Preßgefeßes vom 17/12 1862 (No. 6 R.-G.-B. von 1863) muß 
ven fpäteren Ausführungen vorbehalten bleiben ; gegenüber ver Preßord⸗ 
nung von 1852 zeichnete es fich Durch ven Wegfall ver Konzeffionen bei 
periodischen Drudichriften, des Verwarnungsfpftens, der rein „politis 
ſchen“ Beichlagnahme, ver anminiftrativen Verbote, der polizeilichen Ge« 
werbeentziehung, burch bie Beſchränkung ver Haftung für Bernachläffigung 
pflichtmäßiger Objorge und Aufmerkfamfeit, ſowie durch eine große Reihe 
von Berbefferungen in minder wichtigen Beftimmungen aus. Wenn auch 
ven heutigen Anforberungen ver Wiffenfchaft durchaus nicht genügend, 
dem Geifte polizeilicher Bevormundung, ängftlichen Miftrauens mehr 
als billig Rechnung tragend, beveutet das Prefgefeg von 1862 doch 
einen unläugbaren Fortjchritt, eine unverlierbare Errungenschaft. Die 
öfterr. Preffe begrüßte es mit aufrichtiger Sympathie, die allerdings 
ichon nach fürzerer Zeit durch bie engherzige von den Traditionen bes 
abgelaufenen Jahrzehnts getragene Handhabung bes Geſetzes von 
Seiten der Staatsanwaltichaften und Gerichte getrübt wurde. Zu 
einem neuen bisher ungeahnten Aufſchwunge ber öfterr. periopifchen 
Literatur führte die größere Zreiheit der Bewegung; und nicht in biefer 
fondern in äußeren allgemeineren Verhältniſſen hatten die fpäter zu 
Zage tretenden traurigen Erfcheinungen ihre legte Wurzel. 

Das gleichzeitig erlaffene Gefek über das Strafverfahren in Breßfachen 
No. 7 R.G.⸗B. von 1863) ift heute nicht mehr in Kraft; e8 nimmt 
aber eine wichtige Stelle ein in der Gefchichte des öfterr. Strafprozeh- 
rechtes. Es vollzog den erften Bruch mit dem Shſteme ber Straf- 
progeßorbnung von 4853, mit jenen halben Maßregeln, vie man mit 


1) Wuttke ſchreibt S. 389 (im Jahre 1875!) über bie öfterr. Preßgeſetzge— 
bung im der Zeit nad 1860: „Nunmehr befam bie Preffe Freiheit. Die alten 
Geſetze mit ihren äußerſt harten Strafen für ben fich verfehlenden Schriftfteller 
wurben zwar nicht aufgehoben (fo wiel ich weiß; hoch an der Zeit wäre es), 
allein bei ber veränderten Sinnesart nur in Ausnahmsfällen zur Anwendung ge- 
bracht“. Ein Heiner Beitrag zur Beleuchtung ber Gründlichkeit des vielbeiprochenen 
Buches. 


II. Die Zeit der Prefigeletgehung. 5 10. 23 


dem Schilde des öfterr. Patriotismus gegen den Vorwurf des Rück— 
ſchrittes, der Prinziplofigkeit veden zu fönnen glaubte, Zum erftenmafe 
jeit 1850 machte man Ernſt mit der Durchführung des Anklageprozeßes, 
ver Deffentlichkeit und Münpfichkeit des Verfahrens. Dem $ 16 des 
Geſetzes verdanken wir bie Einführung bes „objektiven“ Verfolgung, in 
deſſen Ausbildung, wie ich glaube, die Zukunft des Prefrechtes liegt. 
Die dem Wortlaute des Geſetzes entfprechende,, den Abfichten ver ge- 
ſetzgebenden Faktoren direkt zuwiderlaufende Hanthabung des citirten 
& 16 wird an geeigneter Stelle eingehender beiprochen werden müffen. 
Glücklich hatte man im Jahre 1862 ben Fehler vermieden, ber im 
Sahre 1869 verhängnißvoll für unfere Rechtspflege in Preffachen 
wurde: der Ausichußantrag, die Prefvergehen und zwar dieſe alfein 
den Schwurgerichten zuzuweiſen, wurde vom Plenum bes Abgeort- 
netenhaufes abgelehnt, nachdem Schmerling, Pratobevera, Wafer, 
Schindler, Tihabufhniggu.N. dagegen gefprochen hatten !. 

Eine „Amtsinftruction für die k. k. Stantsanwaltichaften und 
Sicherheitsbehörden“, und der Juſt.“M.E. vom 4/2 4863 2 führte 
bie beiden Gefege (No. 6 und 7 R.G.B. für 1863) in die Praxis ein. 


$ 10. Durch die Staatsgrundgefege vom 21/12 1867 trat auch 
die Entwicklung bes öfterr. Prefrechtes in eine neue Phafe. Art. XII 
des St.G.“G. No. 142 R.-G.-B. garantirte die Preßfreiheit: vie 
Preſſe darf weber unter Cenſur geftellt, noch durch das Konzefſionsſyſtem 
befchränft werden?. Nach Art. IX des St.G.G. nom 27/12 1867 
No. 144 R.-G.-⸗B. ſollten bei allen durch ven Inhalt einer Drudichrift 
verübten Verbrechen und Vergehen Gefchworene über die Schuld des 
Angeklagten entjcheiben. 

Bevor noch diefe letztere Beftimmung verwirklicht wurde, führten bie 
immer brängender werdenden Klagen ber Preffe zu einer theilweifen Re- 
form des materiellen und prozeffualen Preßrechtes. Am 23/7 1867 
A.⸗St.P. IV Seffion, S. 518) überreichte Klun im Abgeorbneten- 
hauſe eine Petition des Wiener Iournaliften- und Schriftftellervereing 


1) Bol. S. Mayera.D.; Geyer G.Z. 1862 No.2; Tribüne II. ©. 
230ff.; 260 fj.; 290. 

2) Abgedrudt in der Manz'ſchen Ausgabe bes P.G. von 1862. 

3) Ueber die Borausfesungen und Folgen einer Suspenfton biefes Artikels 
gemäß dem Geſetze v. 5/5 1869 R.:&.:B. No. 66 vgl. unten $ 21. 
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Concordia „um eine gründliche liberale Reform ver beſtehenden Preß— 
geſetze“. Die Petition wurde einem neunglievrigen Ausſchuſſe zugewiefen!. 
Die 2. und 3. Lefung fand am 15/5 1868 ftatt (S.3190 ff.), Wafer 
eritattete den Bericht; Rehbauer und Kuranda fprachen gegen ven 
Zeugnißzwang, erjterer für die unbebingte Haftung des verantwortlichen 
Redakteurs; im übrigen war tie Debatte ohne Bedeutung. Das Herren: 
haus nahm am 16/6 1868 (H.:St.:B. IV Seffion, ©. 1070 ff.) das 
Geſetz mit unwejentlihen Aenderungen an, welchen das Abgeordneten: 
haus am 20,6 1868 S. 4087) beitrat. Am 15/10 1868 erhielt das 
Gefeg die aller. Sanction, und wurde in ver No. 142 des R.G.B. 
publizirt. Die „gründliche‘ Revifion, die beantragt war, hatte zu jehr 
bejcheidenen Nejultaten geführt. Die Abänverungen betrafen folgente 
Bunte: 

1) Die Unfähigkeit zur Uebernahme ver Redaktion einer perioti- 
ſchen Drudichrift joll nicht mehr währen ver ganzen Dauer ber 
Unterfuchung wegen eines Verbrechens, fondern nur während ter 
Dauer der gerichtlichen Berwahrung ober Unterfuchungs haft ein- 
treten. (Art. I.) 

2) Einführung der jofortigen Provocation auf gerichtliche Ent: 
ſcheidung im Berichtigungsverfahren (Art. I). 

3) Befeitigung ver Verantwortlichkeit des VBerfaffers und Heraus: 
gebers wegen Bernachläffigung der pflichtgemäßen Obforge und Auf: 
merkſamkeit (Art. II). 

4) Aufhebung des $ 38 Pr.⸗G. über die Einjtellung als Folge 
ver Verurteilung (Art. IV). 

5) Geſtattung des Einfpruches mit öffentlicher mündlicher Ver- 
handlung gegen das Erfenntniß im objektiven Verfahren (Art. V). 

Der Antrag auf Aufhebung des $ 23 Pr.-©. wurde dagegen ab- 
gelehnt. 

In Ausführung des Staatsgrundgefetes über die richterliche Gewalt 
vom 21/12 1867 No. 144 R.:©.:2. (f. oben ©. 23) erfchienen die 
beiden Gefee vom 9/3 1869; das erjtere No. 32 R.G.B. ?, „be 


4) Derfelbe beftand aus den Abgeorbneten Kuranda (Obmann), Klun 
(Schriftführer), Schindler, Mübhlfeld, Rechbauer, Wafer, Herbft, 
Kremer, Pfeiffer. 

2) Bol. über das Zuftanbeloinmen bes Geſetzes S. Mayer J. S. 199ff. Nicht 
unerwähnt kann bleiben, daß Kayfer in Holtzendorff's Handbuch bes beutjchen 


1. Die Zeit der Prefigefeßgebung. 8 11. 25 


treffend vie Einführung von Schwurgerichten für vie durch den Inhalt 
einer Drudichrift verübten Verbrechen und Vergehen“; das andere 
No. 33 R.-G.B. „womit die Vorſchrift über die Bildung der Ge— 
ſchwornenliſten für die Preßgerichte erlaffen und vom Tage ver Kund- 
machung in Wirkſamkeit geſetzt wird”. 

Vergebens waren alſo die Warnungen derjenigen geweſen, welche, 
wie insbeſondere Wahlberg, Glaſer u. A.! von der ausnahms— 
weiſen Einführung der Jury für Preßſachen die Gefährdung der Rechts— 
pflege, wie die Discreditirung des Geſchwornengerichtes befürchteten; 
kurzſichtige Voreingenommenheit hatte den Sieg davon getragen. 


814. Nur zu bald ſollte es ſich zeigen, wie begründet dieſe Be— 
fürchtungen waren. Die Wirklichkeit übertraf die ſchlimmſten Erwar— 
tungen; der Fehler, den die Geſetzgeber begangen, hatte Zuſtände im 
Gefolge, welche, noch heute fortwirkend, auf den dunkelſten Blättern 
in der Geſchichte der öſterr. Rechtspflege verzeichnet werden müſſen. 
Nationale Leidenſchaft führte das Schwert der Gerechtigkeit: in Prag, 
Krakau, Cilli, überall, wo der Racenkampf entbrannt war, kamen die 
trotz unzweifelhafter Schuld ver Angeklagten erfolgenden Freifprechun: 
gen einer förmlichen Juſtizverweigerung gleich 2. Dieſer Erſcheinung 
gegenüber griffen die Organe der Staatsgewalt zu einem nicht minder 
bedauerlichen Auskunftsmittel. Der offenen Mißachtung des Ge— 
ſetzes antwortete man mit der Umgehung deſſelben; das „objektive 


Strafrechts IV. ©. 633 die Einführung der Preßjury in Oeſterreich won dem Geſetze 
v. 15/10 4868 batirt. 

1) Bol. Wahlberg 1871, ©. 463 ff.; Glafer, Gef. Hein. Schriften 11. 
©. 56. — Ueber bie in Frantreich ſeit 1874 —— Er abrungen, bie zur Ein- 








vgl. ben imtere anten Bericht 3.:B. 1876 Ro. 4. —Bg T Berb 

I gen er Tächflfcher Kammern Her Warth, Das t. en Brefgefeh v. 1876 

S. 13. — Dagegen aber Friedrich Genk in ben Wiener Jahrbüchern ber Literatur. 
ne Trait6 des delits et contraventions de la 

de l’6criture et de la presse (2. Aufl.) II. 132. 

3) Bol. dievonWahlberg 1874, 463 ff. angeführten Fälle. In 151 Berhanb- 
lungen — vom 12/7 1869 bis 14/7 4870 — wurben 102 verneinende, 49 be 
jahende Berbikte abgegeben. Man vgl. insbef. auch die (officielle) „Zufammenftel- 
lung der Ergebniffe der Rechtspflege der Schwurgerichte in Preßfachen während ber 
Zeit v. 12/7 1869—14/7 1870", Wien (Hof- und Staatsbruderei) 4870, melde 
bie infriminirten Stellen der betr. Drudfchriften, die Fragen an die Gejhworenen 
und deren Antworten enthält. 
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Berjahren“ zur Regel machend, bejchränkte man bie ſtaatsgrundgeſetz— 
liche Kompetenz der Schwurgerichte auf wenige Ausnahmsfälle, oder 
, ließ vor ven Bezirkögerichten den Redakteur, ver in offen als) Ver 


faſſer des ſtrafbaren Artifele befannte Yinb vor eichivorenien EA 


7 Trettzu werben verlangte, wegen ber UI tee ber Wernachäffging 
fflichmaßiger ————— verurteilen. Wem dieſer — auch heute 
noch vberechtigte ¶ Vorwurf zu Hart erfcheinf, ber ſei verwiefen auf ven 
fofort zu erwähnenden Bericht, welchen ver Prefausfchuß des Abgeord- 
netenhaufes am 5/6 4874 erftattete. Er ift unterzeichnet von dem Ob- 
manne Wafer, und dem Berichterftatter Glaſer, und fagt: „Wenn es 
offenkundig wird, daß die Anklage ohne fahlihen Grund ein- 
geichränft und mobificirt wird, lediglich weil der Ankläger fo hoffen 


ann xRichter zu finden, welche verurteilen, während er bejorgt, daß das 


eigentlich zuſtändige Gericht freiiprechen werbe, fo erleidet durch 
ſolche Vorgänge bie öffentliche Rechtsoördnung eine 
Schädigung, welche zu ven Vortheilen, welche man ſich von ein- 
zelnen Berurteilungen verfprechen mag, außer allem Verhältniß fteht. 


„= Die von allen Seiten gegen biefe Uebelftände erhobenen Klagen, 


die zahlreichen ver Volksvertretung überreichten Petitionen, veranlaß- 
ten den Abgeordneten Fux, in ber 31. Sigung ber VI. Seffion bes 
Abgeorpnetenhaufes vom 48/4 4874 ven Antrag auf Revifion des 
Prefgefeges zu ftellen. Der neungliebrige Ausſchuß, dem dieſer Antrag 
zugewiefen wurde, legte am 5/6 4871 den Entwurf eines Geſetzes, 
„betreffend Abänderungen und Ergänzungen ver beftehenven Preßgeſetz⸗ 
gebung“, in 16 Paragraphen, mit eingehender Begründung dem Haufe 
vor. Obwol diefer Entwurf „ihätbares Material“ geblieben ift, muß 
auf venfelben hier kurz eingegangen werben !. 

Der Bericht des Ausschuffes geht von dem Grundgedanken aus, 
baß über alle durch den Inhalt einer Drudichrift begangenen ftraf- 
baren Handlungen, Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen 
die Schwurgerichte zu verhandeln und zu entjcheiven haben. Er betont 
mit vollem Rechte, daß nicht das „objektive“ Erfenntniß an fich, fon- 
bern die progefuale Form, in welcher e8 herbeigeführt werde, als 
eine „Anomalie“ betrachtet werden müffe, und jchlägt folgende Ab- 


1) Bgl. A.⸗St.⸗P. VI. Seffion, Beilagen Bd II. S. 1370ff.; Beurteilung 
bes —** bei Wahlberg 1874, ©. 471 ff. 


— 


H. Die Zeit der Preßgeſetzgebung. $ 12. 27 


änberung ber 88 15 und 16 des Geſetzes vom 17/12 1862 R.⸗G. B. 
No.142 für 1863 No. 9, bez. Art. V des Geſetzes vom 15/10 1868 
(e8 find die $$ 492 und 493 der St.-B.:D. von 1873) vor: 
4) Bei jever Hauptverhandlung wegen eines Prefbeliktes ift auf 
Verlangen einer Partei eine Frage an die Gefchwornen barüber zu 
ftelfen, „ob durch ven Inhalt der Druckſchrift eine beftimmte jtrafbare 
Handlung begangen fei“, an vie Beantwortung berfelben hat fich ber 
Ausipruch des Gerichtshofes über Verbot und Vernichtung anzulehnen 
(88 5 und 6). 2) Das objektive Verfahren nach Art. V cit. ($ 493 
&t.-P.:D.) findet nur gegen inlänbifche nicht periobifche und gegen 
ausländifche Drudichriften ftatt ($ 8). 3) Inländifchen periobifchen 


— — 


und ſchlägt einige unweſentliche Veränderungen der auf die Ordnung 
der Preſſe“ bezüglichen Beſtimmungen vor. Den Schluß bilden ftrenge 
Strafprohungen gegen Beleidigung, Drohung und Erprefung, wenn 
fie durch die Preffe begangen werten. Der Ausschuß vergaß bei dieſen 
Schlußparagraphen, daß eine forrupte Preffe nur auf dem Boten all- 
gemeiner Korruption gedeiht, daß ber Arzt ein Stümper ift, der ftatt 
ber Urſache bes Leidens die Symptome zu heilen ſucht, daß für bie- 
jenigen, deren Vergangenheit feine dunklen Punkte aufzumweifen bat, 
ber durch das allgemeine Strafgejeg gewährte Schuß genügend, 
für die übrigen aber mehr als genügend ift. Der Revolverjournalift 
verichwinbet, wie die Pilze überhaupt, wenn reine Luft in ber Gefell- 
Ichaft herrſcht; er gebeiht nur in der dumpfen Atmojphäre ver Grün- 
dungsperioden, trogt dann aber auch allen derartigen Hausmitteln 
einer bequemen Gelegenheitsgejeßgebung. 


$ 12. Der Entwurf von 14874 hatte keine weitere Folgen. Die 7— — 


Strafprozeßordnung v. 23/5 1873 (R.⸗G.⸗B. 119) bat auf ihn 
Pf 


I Ms 


feine Rüchficht genommen. Das Geſeh v. 9/3 1869 (R.-&.-B. 32) 
außer Kraft feend, behielt fie (Art. VI Einführungsg.) die Kompetenz 
der Geſchworenen für die durch ven Inhalt ver Drudichrift begangenen 
Verbrechen und Vergehen bei, und faßte im 27. Hauptftüd bie für das 


3 —— 7 % 2 < ge ur 4 { * v * . ⸗ ev BB; -. 4 © “ 
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Berfahren in Preßſachen geltenden befonveren Beftimmungen, in allem 
Wefentlichen dem Gefege v. 17/12 1862 (R.-G.-B. für 1863 No. 7) 
folgend, zufammen. 

Damit waren die vielbeiprochenen Uebelftände neuerlich von allen 
Saftofen der gefeggebenden Gewalt fanctionivt worden. Die Klagen 
dauerten fort, fie wurben lebhafter und drangender, als die Regierung 
die Zügel ftrammer anziehen ließ. Während in den 3 Jahren 1868— 
1870 die Zahl der Beichlagnahmen im Brünner Oberlandesgerichts— 
fprengel 15, im Lemberger 26, im Wiener 176, im Prager 333 be» 
tragen hatte, fteigerte fie fich in ven Jahren 1872 — 1874 in Brünn 
auf 109, Lemberg 58, Wien 431, Prag 889 (davon im Jahre 1873 
allein 344 !), im Ganzen alfo in diefen 4 Sprengeln von 550 auf 1487. 

Noch einmal raffte En ne erkiroe unter 
den ungünftigften Aufpicien, zur Ergreifung der Inittative auf. Der 
auf Antrag der Abgeordneten Dr. Foreggerund Umlauft (No. 112 
und 208 ver Beilag. zu den A.-St.:P. VII. Seſſion) zur Revifion des 
Preßgeſetzes niedergeſetzte Ausschuß erftattete nach langer Frift Bericht 
über feine Thätigfeit (Beilag. 583 ebenta). Er legte zwei Novellen 
por, deren eine die St.-P.-D. von 1873, deren andere das P.-G. von 
1862 abänderte. Der Entwurf von 14874 und das beutiche Reichs— 
preßgefeg bilveten die Grundlage ver Vorfchläge. In Bezug auf das 
objektive Verfahren wurde der Standpunkt von 1874 beibehalten. Die 
nichtrichterliche Beſchlagnahme follte, abgejehen von ven durch den In— 
halt einer Druckſchrift begangenen Preßdelikten, auf gewiſſe ftrafbare 
Handlungen eingejchränft werben. Nebakteur, Herausgeber und 
Druder wurden zur Verweigerung des Zeugniffes über die Perfon 
des DVerfaffers oder Tinjenders berechtigt Die Verpflichtung zur 





jollte eine gegen ben Herausgeber zu verhängenve ,Geldbuße“ bis zu 
3000 fl. treten. Die Freieremplare des $ 18 B.-©. follten gänzlich 
"entfallen. An der Haftung wegen Bernachläffigung pflichtmäßiger 
Sorgfalt Hielt der Ausſchuß — im Gegenfage zum Entwurf von 1871 
— jeft; doch wurde ber Thatbeftand genauer umgrenzt, und die Bahr: 
läffigkeitsftrafe mit dem Syſtem der ftufenweifen Verantwortlichkeit in 
Verbindung gebradht. Durch Abänderung ber 88 3 Abſ. 5 und 23 
P.⸗G. follte der freie Verkehr mit Drudfchriften eine beveutende Er- 
weiterung erfahren. 


11. Die Zeit der Preßgefebgebung. $ 12. 29 


Am 9/3 1877 A.St.P. S. 8273 ff.) famen die Vorfchläge des 
Ausjchuffes, welche Berichterftatter Dr. Foregger vertrat, im Plenum 
des Haufes zur Berathung. Die Debatte gab allen Parteien Gelegen- 
beit, über die Hanthabung ver beſtehenden Geſetze durch bie Negie- 
rungsorgane zu Hagen , große Gefichtspunfte, werthvolle fachliche Er- 
Örterungen förderte fie nicht zu Tage. Wie ein Alp laftete auf dem 
Haufe das fühl ablehnende Schweigen des Minifteriums; Heinliche 
gegenjeitige Vorwürfe ver Parteien untereinander, Wortgezänt ver 
einzelnen Redner — wobei bezeichnenver Weife ver „Paternitätsprogeß“ 
gegen Vienbacher wegen des objektiven Verfahrens bie befte Zeit in 
Anſpruch nahm — ſchwächten die Wirkung der Discuffion auch ver 
Außenwelt gegenüber bis zur Gleichgiltigkeit. Die Abftimmung ergab 
Ichlieglich die Annahme ver allerdings abgeänderten Ausfchußanträge ; 
zu erwähnen wäre, daß bie Majorität des Haufes fich für Beibehal- 
tung des Kautionsſyſtems ausiprach. 

Damit fchließt vorläufig die an Reformbeftrebungen reiche, an er: 
freulihen Refultaten unendlich arme Gefchichte der öſterr. Preßgeſetz— 
gebung. Aufgabe des Lehrbuches ift es, das geltende Recht darzu— 
ftellen, und die Ausgangspunkte für die unabweisliche Reformbewegung 
Harzulegen. Die Wiffenfchaft, für welche freie Bewegung die erfte 
Lebensbebingung ift, muß für die Preffreiheit in die Schranken treten, 
follten auch die im praftifch-öffentlichen Leben zunächit maßgebenven 
Faktoren, müde des unfruchtbaren Kampfes, die Waffen ftreden, vie 
Hände in den Schooß legen. 


Zweites Buch. 


Allgemeiner Theil. Das pofitive Preßrecht 
und jeine Grundbegriffe. 





I, Begriff und Eintheilung; Quellen und Literatur 
des öſterr. Preßrechts. 


813. Begriffdes Preßrechts. 

Preßrecht iſt der Inbegriff der für die Erzeugniſſe der 
Preſſe im weiteren Sinne! geltenden beſonderen Be— 
ſtimmungen. 

Es fallen demnach unter den Begriff des Preßrechts: 

A) Alle für Preßerzeugniſſe geltenden Sonderbeſtimmungen, 
gleichgiltig, ob diefelben auch formell als ‚„Preß“-Geſetze oder Verorb- 
nungen bezeichnet werden, oder in anderen Geſetzen Aufnahme gefun— 
ben haben. So enthalten die Gewerbeorbnung, das allgemeine Straf- 
gefeß, die Strafprozeßordnung u. ſ. w. zahlreiche auf Drudjchriften 
bezügliche Beſtimmungen, welche daher das Prefrecht in den Kreis 
feiner Darftellung zu ziehen hat. Preßgefeg und Brefrecht verhalten 
ſich wie der engere zum weiteren Begriff. 

2) Nur folhe auf Drudichriften bezügliche Beftimmungen, welche 
jpectell für diefe zu gelten haben. Nicht aber gehören zum Preß- 
rechte Vorſchriften, welche, wenn auch vielleicht in erfter Linie auf 
die Preſſe abzielend, in ihrer Tragweite über dieſelbe hinausreichen. 
So werben gewiffe ftrafbare Handlungen regelmäßig durch bie 
Preffe begangen, andere fönnen auch durch die Preſſe verübt werben, 
ohne daß jedoch in dem einen wie in dem anderen Falle dieſe beſtimmte 


1) Bgl. unten $ 22. 


Begriff und Eintbeilung des öfterr. Preßrechtes. 88 13, 44. 31 


Begehungsart zum Weſen des Deliktes gehören würde; hier entſcheidet 
die allgemeine Natur biefer Delikte für ihre Aufnahme in das 
Strafrecht, nicht ihre — wenn auch noch To Häufig eintretenne — 
zufällige Erſcheinungsform für die Einreihung in das Pref- 
recht. Als Beijpiel diene & 65 St.G.: „Des Verbrechens ver 
Störung der Öffentlichen Ruhe macht fich ſchuldig, wer öffentlich oder 
vor mehreren Leuten, oder in Drudwerfen, verbreiteten Schriften 
oder bilvlihen Darftellungen zur Verachtung oder zum Hajfe wider die 
Regierungsform aufzureizen ſucht.“ — Es ift dieß nur eine, aber bie 
wichtigjte Konſequenz aus dem aufgeftellten Grundſatze, die fich auch 
dahin formuliren ließe: Jede Uebertretung einer Norm bes Preßrechts 
ift ein Preßdelikt, aber nicht umgekehrt !. 

An diejer doppelten Begrenzung des Begriffes muß feitgehalten 
werben, um zwei ber häufigften, für die richtige Auffaffung des Pref- 
rechts zum Theil verhängnißvoll gewordene Irrthümer zu vermeiden. 

Die Darftellung des geltenden Rechts bildet die nächjte Auf— 
gabe des Lehrbuchs. Dieſe Darftellung wäre aber unvollftändig, wenn 
nicht Zwed und Berechtigung der einzelnen Normen geprüft, ihr legie- 
lativer Werth Hargeftellt, und damit die Grundlage für die Weiter: 
bildung der Gejeßgebung angedeutet würde. Das Recht jreimüthigfter 
Kritit muß der Wifjenjchaft gewahrt bleiben; Anbahnung der Reform 
iſt nicht ihr nächſtes, wol aber ihr höchites Ziel. 


$ 14. Eintheilung des Preßrechts. 

Das Prefgejeg vom 17/12 1862 zerfällt in 3 Abjchnitte: 1) all— 
gemeine Beftimmungen; 2) Beftimmungen zur Aufrechthaltung ver 
Ordnung in Preßſachen; 3) Beftimmungen über die ftrafbaren Hand— 
lungen, welche durch den Inhalt ver Drucdichriften begangen werben. 

Diefe von einent an ſich richtigen Grundgedanken ausgehende Ein- 
theilung kann aber nur mit bedeutenden Mopificationen dem Syſteme 
zu Grunde gelegt werden. 

4) Zunächſt müffen vie „allgemeinen Beſtimmungen“, welche für 
den ganzen Umfang tes Prekrechts Geltung haben, geordnet und er- 
gänzt, es muß das Herrichaftsgebiet, das von der dfterr. Preßgefek- 
gebung umfpannt wird, nach allen Richtungen hin abgeftect, es müffen 


4) Das Nähere unter im $ 28. 
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die Grundbegriffe, die das Preßrecht als befannt vorausjegt, beftimmt 
und jene, die es definirt, genauer bejprochen werten. Daraus ergiebt 
fich der „allgemeine Theil‘ des Lehrbuchs. 

2) Dann finden wir, daß in dem 4. Abfchnitte des Preßgeſetzes 
eine Reihe von Anorbnungen enthalten find, welche theils auf Beſtim— 
mungen ber vor Ienem (1859) erlafienen Gewerbeordnung Bezug 
nehmen, theils dieſe durch andere erjegen. Dieje Bejtimmungen unter: 
jcheiven fich von den übrigen Normen des Preprechts durch das Zurüd- 
treten des politifchen Charakters, der im Allgemeinen einen Grundzug 
bes modernen Prefrechtes bildet, durch die regelmäßige Kompetenz ber 
nicht nad ftarren Nechtsregeln urteilenven Verwaltungsbehörden, 
durch den ganz verjchiedenen Kreis jener Perfonen, welche als Subjefte 
ber gegen biefe Vorſchriften begangenen Uebertretungen regelmäßig zur 
Verantwortung gezogen werden. Dieß rechtfertigt ihre Abjcheivung 
von den übrigen Theilen des Preßrechts, ihre Zufammenfaffung als 
„Preßgewerberecht“. Im viefen Theil werden wir aber bei ftreng 
ſyſtematiſchem Vorgehen auch einige der in dem 2. Abjchnitte des Preß— 
gejeges enthaltenen Beftimmungen verweifen müfjen; jo haben z. B. 
die Freieremplare des $ 18 B.-©. lediglich ven Charakter einer fiskali- 
ichen Abgabe, fie ftehen mit polizeilichen Zweden in feinem Zuſammen— 
bange, und gehören demnach als Belaftungen ver Preßgewerbe in das 
Prefgewerberecht. Endlich werben auch antere, in das Prefgejeg gar 
nicht aufgenommene Vorjchriften, 3. B. über ven Zeitungsftempel, in 
diefem Theile ihre paſſende Stelle finden. 

3) Die bei Weiten größere Zahl der im 2. Abjchnitte des Preß— 
gejeges zujammengeftellten Bejtimmungen hingegen bilvet unter ver 
gemeinfamen Rubrik „Prefßpolizeirecht“ ven 3. Theil des Preß— 
rechts. Allerdings wird bie Grenze zwifchen Preßgewerbe- und Pref- 
polizeirecht im einzelnen Ball oft ſchwer zu ziehen, die Eintheilung der 
verfchiedenen Vorjchriften in das eine oder das andere dieſer beiden 
Gebiete, deren charakteriftifche Unterſcheidungsmerkmale von ber Theorie 
noch nicht genügend feftgeftellt find, manchem Bedenken ausgefegt fein. 
Mafgebend war für das Syftem des Yehrbuchs der Gedanke, daß die 
Thätigfeit der Polizei als Sicherheitspolizei, in welcher Richtung 
fie Hier allein in Betracht fommt, in der unmittelbaren Unter: 
ftüßung ber Strafgerichte beſteht, daß fie dem Zuftandefommen von 
ftrajbaren Handlungen vorzubeugen, ihr Weiterwirfen zu verhüten, bie 


Eintheilung des Prefrechtes. 5 44. 33 


That und den Thäter zu konftatiren, die VBollziehung des Erkenntniſſes 
zu fichern hat. Zwar verfolgen auch die Anordnungen - des Gewerbe: 
rechts vielfach den Zweck, dem Entjtehen von Delikten vorzubeugen; 
bann war für die Eintheilung von ausjchlaggebenver Bedeutung: a) der 
vorwiegende Charakter ver Anordnung, nicht untergeorpnete Zwede, 
die nebenbei mit verjelben verfolgt werden; b) jene gewiſſe unmittel- 
bare, virefte Beziehung zu bevorftehenden oder bereits begangenen 
Delikten, welche das Weſen polizeilicher Auorpnungen im eigentlichen 
Sinne ausmacht. Oder anders ausgebrüdt: der Staat Ichütt gewiffe 
Nechtsgüter, abgejehen von dem direkten Verbote ihrer Berlegung 
strafrechtliche Beitimmungen): a) durch pas Verbot, eine in ab- 
stracto oder in concreto fie gefährdende Handlung vorzunehmen ; 
b) durch genaue Ueberwachung jener Beichäftigungen, mit welchen vie 
Gefahr einer Rechtsverletzung oder Nechtsgefährtung in erhöhten 
Maße verbunden ift. Dieje legtere Gruppe von Anordnungen find 
wegen ihrer entfernteren Beziehung zu dem gejchügten Rechtsgute, 
deſſen äußerſte Umwallung fie gewijjermaßen bilden, von dem Polizei- 
rechte überhaupt, mit Bezug auf die Preſſe von dem Prefpolizeirecht 
im Befonderen loszutrennen. Als durchaus unentjcheivend mußte es 
dagegen betrachtet werden, ob die in Frage ftehende Mafregel ven 
Begriffe der Prävention entjpricht oder nicht, ob ſofort eingefchritten 
werden darf oder ob das Zuſtandekommen eines Delikts abgewartet 
werden muß, ob Sicherheitsbehörve, Staatsanwaltfchaft oder Gericht 
die Beachtung ver betreffenden Borfchriften zu überwachen haben u. |. w. 

4) An das Preßpolizeirecht reiht ſich das „Preßſtrafrecht“ au; 
vie über die Beftrafung der Preßdelikte geltenden, von den Grundſätzen 
des allgemeinen Strafrechts abweichenden Bejtimmungen. Der Um: 
fang diefes Theils in dem vorliegenden Yehrbuche kann erft in der Folge 
gerechtfertigt werben '. 

5) Das Berfahren in Preffachen jchließt fich zum Theile den Be— 
jtimmungen der Strafprozeßordnung an, zum Theil weicht es von 
biefen ab. Nur die Abweichungen ſind hier darzuftellen, und bilven 
den legten Theil des Prekrechts: das „Preßprozeßrecht“. 

Die gefchichtliche Einleitung als befonderen Theil vorangejchidt, 
gewinnen wir demnach folgende Eintheilung: 

1) Bgl. unten $ 54. 

Yiszt, Das öfterreichifche Preßrecht, 3 
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. Buch. Gejchichte des öfterr. Preßrechts. 
. Buch. Das geltende öfterr. Preßrecht. Allgemeiner Theil. 
. Buch. Das Preßgewerberecht. 
. Buch. Das Preßpolizeirecht. ‚ 
. Buch. Das Prekftrafrecdht. 
. Bud. Das Preßprozekrecht. 
In einem 7. Buche jollen anhangsweije die Vorjchläge zu einer 
Reform unjerer Preßgeſetzgebung zufammengefaßt werben. 


a mn an — 


845. Quellen und Literatur des öſterr. Preßrechts. 
($182.©.). 

I. Die einzige Quelle des öſterr. Prefrechts bildet das geſetzte 
Net. Daß Wiffenfchaft und Gerichtsgebraucdh, daß Gewohnheitsrecht 
oder gar „die natürlichen Nechtsgrundfäge” als Rechtsquellen weder 
überhaupt noch für das öfterr. Preßrecht anerkannt werden können, 
bedarf heute faum der Erwähnung, gewiß feines Nachweies. 

Im Einzelnen beruft das öfterr. Preßrecht auf folgenden Gejegen : 

4) auf dem Preßgefege vom 17/42 1862 (No. 6 R.G.⸗B. 
für 1863) und ven zu demjelben erlaffenen Nachtragsbeitin- 
mungen, welche am betreffenden Orte anzuführen find; 

2) auf der Novelle vom 15/10 1868 (R.-G.-B. No. 142; 
vgl. oben $ 10); 

3) auf den „allgemeinen Strafgejegen”, infofern dieſe 
durch die Beitimmungen ver Preßgefetgebung feine Abänderung 
erlitten, e8 find dies tas Strafgejek vom 27/5 1852 
(R.“G.B. No. 117), das Militärftrafgeieg v. 15/1 1855 
(R.G.B. No. 19), das Gefällsftrafgejeg v. 11/7 
1835, jowie alle zu diefen Gejegen nachträglich erlaffenen Be— 
ftimmungen ; 

4) der Gewerbeorhnung v. 12/42 1859 (R.-G.B. No. 
227); 

5) ver Strafprozeßordnung v. 23/5 1873 (R.G.B. No. 
419) und zwar dem 27. Hauptſtück „von dem Verfahren in 
Preßſachen“ 58 483 ff. 

Als theils durch ausdrückliche, theils durch ſtillſchweigende Erklä— 

rung der Preßgefeßgebung aufgehoben find zu betrachten : 
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4) Die Preßordnung v. 27/5 1852 „jammt ven darauf bezüg- 
lichen Nachtragsbeftimmungen“ 84 P.-©.). Bei Lienbacher J. 
©. 130 ff. find dieſe legteren zufammengeftellt, doch ift vie Aufzählung 
weder vollſtändig noch durchaus richtig; im Verlaufe ver Darftellung 
wird auf bie etwa einſchlagenden aufgehobenen Vorſchriften aufmerkfam 
gemacht werben. 

2; Das Gefeß über das Verfahren in Preßſachen vom 
17/42 1862 (No. 7 R.G.-B. für 4863; vgl. oben ©. 22); die Gefege 
vom 9/3 1869 (No. 32 u. 33 R.G.⸗B.) über die Einführung 
von Shwurgeridhten für Preßfachen vgl. oben S.24 f.) und 
über die Biltung ber Geſchworenenliſten (aufgehoben durch 
bie Strafprozeßorbnung v. 23/5 1873). 

3) Einzelne Paragraphe des Strafgeſetzes vom 27/5 1852 
nämlich : 

a) 89 28 u. 254 des Strafgefeges, welde vom Kautionsverfall 
handeln, wurden durch $ 35 des Preßgeſetzes bedeutend ge- 
milbert ; 

b) 88 29 u. 252 des Strafgejeges wurden, foweit fie die Zuläffig- 
feit der Einftellung ausfprachen, zuerft durch 8 38 B.-®. erſetzt 
und fpäter durch Art. IV. ver Novelle vom 15/10 1868 aufge: 
hoben; joweit fie fich auf die Vernichtung von Drudichriften be- 
ziehen, durch 37 P.⸗G. erſetzt; 

ce) An Stelle des $ 493 letzter Abſatz des allg. Strafgeſetzes über 
die Veröffentlichung des Erfenntnifjes, welches die Verurtei— 
fung wegen einer durch die Preife begangenen Ehrenbeleitigung 
angspricht, ift der 839 B.-©. getreten. 

4) Bejtritten ift die fortdauernde Giltigfeit des & 11 ter Verord— 
nung vom 20/% 1854 über bie polizeiliche Beftrafung vemon- 
ftrativer Handlungen, durch welche Abneigung gegen bie Re- 
gierung oder Geringſchätzung ihrer Anordnungen ausgedrückt werben 
fol. Während Yienbaher 1S. I im Anfchluffe an eine Entjchei- 
dung des öfterr. O.L.«G. vom 8/4 1867 dieſe Verordnung noch 
gegenwärtig auch ver Preffe gegenüber für anwendbar hält, wurde von 
anderer Seite (Schrott G.-H. 1868 No. 16) die entgegengefette 
Meeinung vertreten, und fogar die prinzipielle Behauptung aufgeftellt, 


daß polizeiliche Straftrohungen überhaupt fich nicht mehr auf den 
3 * 
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Inhalt von Drudjchriften erftreden. Die erftangeführte Anficht er- 
jcheint al8 die richtige. Da die Berortnung vom 20/4 1854 nicht 
jpeciell gegen die Preſſe erlaffen wurde, ift fie nicht als durch $ 1 P.-©. 
aufgehoben zu betrachten ; wol aber jteht das Strafrichteramt für den 
Fall einer durch die Preſſe begangenen Uebertretung dieſer Borfchrift 
nach $ 484 St.P.O. und VIII des Einführungsgejeßes zu derjelben 
ausschließlich ven Gerichten zu. Die Veranftaltung einer neuen Aus: 
"gabe einer mit Beſchlag belegten Drudfchrift, wobei ver von ven be: 
anftandeten Artikeln in ber erjten Ausgabe eingenommene Raum leer 
gelaffen oder mit Druderfchwärze überftrichen wird, fann daher 
allerdings, wenn der Nachweis ver böjen Abficht gelungen ift, nach 
jener Verordnung von den Gerichten bejtraft werben. 


I. Literatur. Abgefehen ven den bürftigen Beiprechungen, 
welche das Preßgejeß von 1862 in dem Hanpbuche tes dfterr. Straf: 
rechts von Herbit, und in vem Werfchen Frühwald's: „Die Fort: 
bildung des öfterr. materiellen Strafrechts durch Gefetgebung Literatur 
und Praxis in ven legten 10 Jahren“ (Wien 1865, Ergänzung zu des 
Verfaſſers Handbuch des öfterr. Strafgejeges) gefunden, wurde vie 
Darftellung des geltenden Preßrechtes durch die beiden Werke Yien- 
bacher's: 

4) Hiſtoriſch-genetiſche Erläuterungen des öſterr. Preßgeſetzes; 

Wien 1863; (itirt „Lienbacher I"). 

2) Praktiſche Erläuterungen des öſterr. Preßgeſetzes; Wien 1868; 

(eitirt „Xienbacher I1”) 
wejentlich gefördert, wenn auch die Breite der Behantlung, das Her- 
vorfehren des einjeitigen Standpunktes des Verfaffers, die Nichtberüd- 
fichtigung der auswärtigen Literatur und Praris den Werth dieſes ein- 
gehenden Kommentares jchmälern. 

Erwähnung verdienen ferner: 

4) Die anonym erjchienene, von Lienbacher herrührende Schrift 
„die Preßfreiheit und die Regierungsvorlage eines neuen Preß- 
gejetes für Oeſterreich“ (Wien 1861), welche als Erfat für vie 
nicht veröffentlichten Motive der Vorlage zu dienen geeig- 
net ift!; 


4) eitirt „Lien bacher, Preßfreibeit”. 


Herrſchaftsgebiet des öſterr. Preßrechts im zeitlicher Beziehung. $ 16. 37 


2) Das aud) für das geltende Recht manches Brauchbare enthal- 
tende Buch von Harum „die gegenwärtige öfterr. Preßgeſetz— 
gebung”. Wien 1857 (erfte Auflage Peſt 1852). 

Damit wäre bie nichts weniger als veiche Literatur des pofitiven 

öfterr. Preßrechts erichöpft. 

Dagegen hat gerade die öfterr. Literatur eine Reihe von trefflichen, 
de lege ferenda gefchriebenen Abhandlungen aufzumweifen. Hierher ge- 
hören: 

1) Glaſer's Gutachten an ben 6. deutſchen Yuriftentag über bie 
Behandlung der Preßvergehen (in ben geſammelten Heineren 
Schriften 1 ©. 21 ff.); 

2) Wahlberg’s Abhandlung in Holgenvorffs allgemeiner deutſcher 
Strafrechtszeitung von 1874 „Die Revifion des Prefftrafrechts 
in Oeſterreich“ S. 357 ff., 459 ff. '; theilweife aufgenommen in 
bie gefammelten kleineren Schriften 1 ©, 165 ff.); 

3) Lentner die Grundlagen des Prekitrafrechts, Wien 1873. 

4) Jaques Grundlagen der Prefgejeßgebung, Yeipzig 18742. 


II. Herrſchaftsgebiet des öfterr. Preßrechts. 


$ 16. Im zeitliher Beziehung. 

I. Der Beginn der Wirffamfeit der einzelnen gefeßlichen Beftim- 
mungen, auf welchen das öſterr. Preßrecht beruht, ift für jede berjelben 
befonders, nach ben allgemeinen Regeln ber öfterr. Gefeßgebung ?, zu 
berechnen. 

Bon diefem Tage angefangen, ift das neue Geſetz, foweit e8 nicht 
ausdrüclich entgegengefegte Anordnungen enthält oder privatrechtliche 
Berhältniffe berührt, feiner öffentlich vechtlichen Natur entfprechent, 
fofort und unbedingt zur Anwendung zu bringen. Die Durchführung 
dieſes Grundfages dürfte feine Schwierigkeiten bieten; doch mögen 
einige Beifptele zur Erläuterung dienen. 

E8 fallen vemnach alle nach ver Rechtskraft des neuen Geſetzes 
erfcheinenden Drudfchriften fofort unter deſſen Herrichaft, follten 


1) citirt Wahlberg 1871. 
3) Erſter Theil der „Abhandlungen zur Reform ber Geſetzgebung.“ 
3) 8 6 des Geſetzes v. 10/6 1869 R.-&.-B. No. 113. 


38 Zweites Bud. Das pofitive Preßrecht und feine Grundbegriffe. 


fie auch bereit vorher vorbereitet worben fein, follte auch bie Drud- 
legung noch unter dem früheren Gefege begonnen haben, over ſogar 
zum Abichluffe gelangt fein. Der Augenblid des Erjcheinens bebeutet 
die Geburt des Preferzeugniffes, macht die gedruckte Schrift zur Drud- 
Schrift. Die Ausgabe darf alfo nicht ftattfinden, wenn bie Druckſchrift 
die nach dem neuen Gejege geforderten Angaben nicht enthält, wenn 
das hier vorgefchriebene Probeexremplar nicht abgeliefert wurde u. |. w., 
felbft wenn dem früheren Gejege derartige Vorſchriften durchaus fremd 
waren. Dafjelbe gilt von neuen Auflagen, Umarbeitungen, 
Veberfegungen älterer Werke, von Auszügen u. ſ. w.; fie 
müffen unbedingt dem neuen Geſetze entfprechen. Ein in Lieferun— 
gen erfcheinendes Werk, deſſen Publikation unter der Herrichaft des 
früheren Geſetzes begonnen hat, fällt mit ven fpäteren Nummern unter 
das neue Gejeß; die periodifhe Drudfchrift muß vom Tage 
ber Geltungsfraft des neuen Geſetzes fich diefem unbebingt fügen, 
eventuell den Redakteur wechjeln, Kaution erlegen u. f. w. Hatte 
ferner die Ausgabe einer Drudichrift noch unter dem alten Geſetze be— 
gennen ohne zum Abſchluß gelangt zu fein, ift alfo während bes Er- 
Icheinens ein Wechjel in ver Geſetzgebung eingetreten, fo ift die Fort— 
feßung ver Ausgabe nur unter ven Bedingungen des neuen Gejekes 
gejtattet,; es muß daher eventuell noch nachträglich die Angabe des 
Verlegers oder Druders auf die Schrift gejett, vie Ablieferung des 
Probeeremplares nachgetragen werben u. ſ. w. theilweife abweichen 
bie Entfcheivung des O.⸗L.-G. Venedig in ©.:H. 1865 No. 4). 
Dabei ift jedoch auf einen wichtigen Unterichier aufmerkſam zu 
machen. Das Gejagte gilt nur von der erjten Ausgabe, nicht von 
ver jpäteren, nach bereits vollendeter Ausgabe eintretenden Berbrei- 
tung. War die Ausgabe bereits abgejchlofien, tft Die Drudjchrift ein: 
mal in Verkehr gelangt, ehe das neue Gefeg in Wirkſamkeit trat (ob 
und wann bieß ver Fall, kann eventuell durch Sachverſtändige ohne 
Schwierigkeit fejtgeftellt werden), jo findet auf fie das nee Gefet Feine 
Anwendung mehr. Die Nachhofung ber von dem netten Gejege auf- 
geftellten Erforderniſſe ift in diefem Falle alfo nicht nothwendig, und 
die Verbreitung kann als dem neuen Gejege zuwiderlanfenb nicht an- 
gefehen werden, wenn die verbreitete Drudichrift auch nur ven Vor: 
fchriften des früheren Geſetzes Genüge geleiftet hat. Dasfelbe muß 
jelbftverftändlich auch dann angenommen werden, wenn bie unter der 
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Herrichaft des früheren Gefeges erjchienene Drudjchrift zwar nicht ben 
Bedingungen bes früheren, wol aber jenen des neuen Geſetzes ent- 
ſpricht. Wie ver deutſche Kommiffionsbericht ! mit Recht erklärt, „be 
darf biefer Grundſatz einer bejonderen Rechtfertigung nicht.“ Sollte 
abgejehen von ver Beichaffenheit ver Drudichrift die Verbreitung 
felbft dem neuen Geſetze zuwiderlaufen, in einer durch das neue Geſetz 
unterfagten Weife man vente an $ 23 P.-©.) erfolgen, fo ift dieſe Ver— 
breitung fteafbar, aber als Verbreitung fchlechthin, nicht als Verbreitung 
einer den Vorfchriften des Prefrechts nicht genügenden Drudicrift. 

Il. In Uebereinftimmung mit einem burchgreifenden Grundſatze 
ber modernen Gejeßgebung verfügt $ 8 P.-G.: 

„Die Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes finden auf 
ftrafbare Handlungen, welche vor dem Tage, an welchem 
jeine Wirkſamkeit beginnt, begangen wurben , nur infofern An— 
wendung, als der Schuldige nach den bisherigen Gejegen einer 
jtrengeren Behandlung unterliegen würde“. 

Bei Zweifeln varüber, welches von ven beiden Geſetzen das ftrengere 
ift, kommen bie allgemeinen Grundſätze zur Anwendung, vie bier ala 
befannt vorausgefettt werben müffen. Es ift alfo jedes ver beiden Ge— 
ſetze mit allen feinen Borausfegungen und Konfequenzen zu berüdjich- 
tigen, bie Formulirung des Thatbeftandes mit den übrigen Bedingungen 
der Strafbarkeit, die Höhe der Strafe mit den Nebenfolgen der Ber: 
urteilung in Betracht zu ziehen, in feinem Falle aber eine Kombination 
durch Auswahl ver milderen Beſtimmungen aus beiden Gejegen vor: 
zunehmen. Sind beide Geſetze gleich ftreng, jo fommt nad) dem Wort: 
laute des $8 eit. das frühere Gefeg zur Anwendung; mit ben (unpaf- 
jenven) Worten der herrſchenden Anficht ausgebrüdt : prefitrafvechtliche 
Anordnungen wirken regelmäßig nicht zurüd. Etwaige milvere wi: 
ichengefete find in feiner Weiſe zu berücjichtigen : in Frage ftehen nur 
1) das Gefet zur Zeit ver begangenen That und 2) das Geſetz zur Zeit 
ber Urteilsfällung: es entipricht diefer Grundſatz der de lege ferenda 
einzig richtigen, wenn auch wielfach beftrittenen Anficht. 

Unter ven „trafbaren Handlungen“, von welchen & 8 cit. ſpricht, 


1) Abgebrudt in den „Materialien zum Geſetz über bie Preffe vom 7/5 1874” 
(S.-A. XXI S. 161 ff.); enthaltend +) die Regierungsvorlage mit den Motiven; 
2) den Kommijfionsbericht und Entwurf; 3) den Entwurf nach ber zweiten Be- 
ratbung ; 4) die Ammendements Marquardſen und Genofien; 5) den — mit 
dem Geſetze üibereinftimmenben — Entwurf der dritten Berathung. 
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find ohne Zweifel nicht nur die durch den Inhalt ver Drudichrift be— 
gangenen, fonbern auch vie unten zu beiprechenven Preßdelikte zweiter 
und britter Ordnung (vergl. $ 25) zu verftehen. Es ergiebt fich dieß 
nicht nur aus der Natur der Sache, jontern auch aus der Stellung tes 
88 am Schluffe des 1. Abjchnittes („allgemeine Bejtimmungen“) fowie 
aus feiner allgemeinen Faffung. 

Die Vorfchrift ves $8 darf, als eine Ausnahme von ber allgemeinen 
Regel ber fofortigen Anwendbarkeit des neuen Preßgeſetzes, nicht weiter 
ausgebehnt werden, als fie wirklich reicht. Nur wenn eine ftrafbare 
Handlung, ein Preßdelikt vorliegt, aber auch Hier nur dem „Schuldigen“ 
gegenüber, foll die größere Milde des Geſetzes den Ausſchlag geben. 
Das neue Gefet ift alfo unbedingt, ſelbſt wenn es ftrenger fein follte, 
anzuwenden auf alle Folgen, welche die Lebertretung einer prekrecht- 
lichen Norm au ßer der Verurteilung des Schuldigen nach fich zieht. 
Beichlagnahme, objektives Verfahren, Verbot ver Weiterverbreitung, 
Vernichtung ver Drudichrift u. ſ. w. richten fich in ihren Voraus: 
fegungen nach Form und Inhalt nur nach dem neuen Gefege. 

Dbwol die erörterte Beftimmung ($ 8 eit.) fich nur in dem Preß— 
gejetge vom 17/12 1862 ausdrücklich ausgefprochen findet, ift fie auch 
bei allen übrigen preßrechtlichen Anordnungen in durchaus gleicher 
Weife zur Anwendung zu bringen. Ein praftifch wichtiges Beiſpiel 
bietet die Novelle vom 15/10 1868 mit ihren milveren Strafbrohungen 
gegen die VBernachläffigung pflichtmäßiger Obforge und Aufmerkfamfeit. 


$ 17. Herrihaftsgebiet des öſterr. Preßrechts in 
räumlicher Beziehung. Internationales Preßrecht. 

Das Prefgejeg von 1862, die Novelle von 1868 und alle übrigen 
Quellen des öfterr. Preßrechts haben Geltungsfraft nur für „bie im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder“. 

Wie auf allen Gebieten des Rechts, ergeben fich troß dieſer feſten 
Begrenzung des Begriffes „Inland“ auch für das Preßrecht zahlreiche 
Schwierigkeiten, jobald die Frage nad) der Anwendbarkeit der inlän- 
bischen Geſetzgebung eingehender beantwortet werden foll. Die Löſung 
ver Aufgabe wird durch den eigenthümlichen Charakter des Prekrechts, 
durch die weientlich verschiedene Natur der Beſtandtheile, aus welchen 
e8 jich zufammenjegt, und durch die taraus hervorgehenten Ab- 
weichungen in der inneren Structur der einzelnen Gruppen der Pref- 
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delikte, durch die ausgedehnte Zulaffung einer rein objektiven nur gegen 
die Druckſchrift ſelbſt gerichteten Verfolgung und Verurteilung — um 
ein Bebeutenves erjchwert. Die NRechtsregeln, nach welchen vie auf: 
tauchenten pofitiven und negativen Kompetenzkonflikte ver verſchiedenen 
Gejeßgebungen zu entſcheiden find, können nach Analogie der auf ben 
übrigen Rechtsgebieten herrjchenden Redewendung als „internationales 
Prekrecht“ bezeichnet werben. 

Berfuchen wir e8 die verfchiedenen Fälle zu ſondern, fo ergiebt fich 
folgendes: 

1) Sobald eine durch den Inhalt der Druckſchrift be- 
gangene ftrafbare Handlung den Gegenftand ver Verfolgung 
bilvet, fommen vie befannten Grundſätze des allgemeinen Strafrechts 
— 88 36 ff. und 234 ff. des St.-G. von 1852 — zur unbejtrittenen 
Anwendung. Es find alfo nach inländifchem Rechte zu behandeln: 

a) alle von einem Inlänber im Inlande oder Auslande 
durch den Inhalt einer Drucdichrift begangenen Verbrechen, 
Bergehen und Lebertretungen. 

b) Das Gleiche gilt von allen ftrafbaren Handlungen, welche ver 
Ausländer im Inlande begangen hat. 

c) Dagegen haftet ver Ausländer wegen der im Ausland 
durch den Inhalt der Drudichrift verübten ‘Delikte nicht all- 
gemein, jondern nur dann, wenn ein Verbrechen in Frage 
jteht, und auch in biefem Falle nur infofern als die Voraus: 
jegungen ver $$ 38 ff. St.G. eingetreten find. 

Der Ausländer alfo, der durch die Prefje im Auslande eine Ehren- 
befeitigung begeht, fällt nicht unter das öfterr. Necht, wol aber ber- 
jenige, welcher in Druckſchriften zu einer hochverrätherifchen Handlung 
gegen den öſterr. Staat aufzureizen ſucht. 

Zu betonen ift: es entjcheidet hier einzig und allein der Ort ber 

begangenen That, durchaus nicht die Eigenschaft der benügten 
Drudihrift. Es kann durch eine inländische Drudichrift im Aus- 
(ante, durch eine ausläntifche im Inlande ein Delikt begangen werben; 
Begehung im Inlande und Begehung durch eine inländische Druckſchrift 
ſind nichts weniger als gleichbeveutende Ausdrücke. 

2, Genau diefelben Grundfäge gelten auch für die Vernachläſ— 
figung pflihtmäßiger Obforge und Aufmerkſamkeit, für 
die preßrechtliche Fahrläffigkeit, denn auch hier handelt e8 fich, wie 
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unten nachgewiefen werben joll!, um die — fahrläffige — Begehung 
einer ftrafbaren Handlung durch ven Inhalt der Druckſchrift; auch hier 
fommen alfo die Grundſätze des allgemeinen Strafrechts zur Anwen: 
dung. Der Inländer 3. B., der im Auslande als Redakteur u. f. w. 
die ihm durch feine befontere Stellung auferlegte Pflicht der Aufmerk— 
famfeit vernachläffigt, fann ohne Weiteres nach dem inlänbifchen Ge- 
fege zur Verantwortung gezogen werben. Auch bier entjcheivet lediglich 
ber Ort der begangenen That, und nicht die Stantsangehörigfeit ber 
betveffenven Drudjchrift, obwol gerade hier in ver Regel beide praftifch 
zuſammenfallen werben. 

3) Zu einem ganz abweichenden Ergebniffe gelangen wir, wenn ein 
objeftives Erfenntniß ($ 492 St.:B.-O.) over eine rein ob- 
jeftive Berfolgung ($ 493 St.-B.-D.) in Frage fteht. Voraus— 
ſetzung für bie Anwendbarkeit diefer Beftimmungen ift die Strafbarkeit 
ber That, die durch ven Inhalt ver Drudichrift begangen wurde, 
nicht aber die Strafbarkeit des Thäters. $ 493 &t.-B.:D. fieht 
von der Verfolgung des Thäters gänzlich ab, und $ 492 fegt ausdrück⸗ 
(ih voraus, daß die gegen eine beftimmte Perfon geführte Unterfuchung 
eingejtellt, ober auch Freifprehung des Angeklagten erfannt wurde. 
Die Strafbarfeit der That aber ift lediglich nach inlänpifchem Rechte 
zu beurteilen, felbft wenn der Begehungsort im Auslande gelegen fein 
follte, und an der Strafbarfeit ver That wird durch den Umftand 
nichts geändert, daß ber ausländiiche Thäter wegen viefer feiner Eigen- 
ichaft nicht nach inländischen Rechte zur Verantwortung gezogen wer: 
ven fan. Wenn der Ausländer im Auslande durch eine ausländtiche 
Druckſchrift zum Klaſſenkampfe aufzureizen fucht, fo kann er, wenn 
nicht die Vorausfegungen des $ 40 St.-&. eintreten, nicht nach öſterr. 
Rechte beſtraft werden; aber feine That ift ftrafbar, und darum vie 
Beichlagnahme, die objektive Verfolgung, das Erfenntniß nad) $ 492 
St.P.O., das Verbot der Weiternerbreitung, Vernichtung u. |. w. 
gegen die Drudichrift ohne Bedenken zuzulafjen. 

4) Die Beftimmungen des Breßgewerberechtes beziehen fich 
(für diefe Behauptung bedarf es wohl feines Beweifes) auf die im 
Inlande betriebenen Preßgewerbe, auf vie im Inlande 
herausgegebenen periodifhen Drudihriften. Dabei ent- 


1) Bl. unten $ 60. 
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jcheivet einzig und allein ver Drt des Betriebes oter ber Ort der Her: 
ausgabe, das Prefigewerberecht bindet auch ten Ausländer, der im 
Inlande ein folches Gewerbe betreibt, bindet nicht den Inländer, ber 
an einem im Auslanbe betriebenen Prefgewerbe betheiligt ift. Auch ift 
e8 durchaus gleichgiltig, ob jene Drudichriften, welche herausgegeben, 
oder erzeugt, oder in Verkehr gebracht werden, inländiſche oder aus: 
länbifche find; wenn es fich demnach um ben inlänpifchen Verkehr mit 
einer im Auslande gebrudten Schrift handelt, jo wird dieſer Verkehr 
durch die Beftimmungen des inländiſchen Nechtes geregelt. Als eine 
Anwendung dieſes im Gefege nirgends ausdrücklich anerkannten Grund- 
fates erfcheint e8, wenn nach $ 18 B.-©. die Freiexemplare von jeder 
im Inlande gedruckten oder verlegten Drudichrift abgeliefert werben 
müflen!; wird alfo die Schrift im Inlande gedruct, im Auslande ver- 
legt, jo trifft die Verpflichtung ten inländifchen Druder, wird fie im 
Auslande gedruckt, im Inlande verlegt, den inländischen Verleger. 

5) Dagegen finden bie Beftimmungen des Preßpolizeirech— 
tes lediglich Anwendung auf inländiſche Drudjchriften. 
Weiche Drudichriften find aber als inlänbifche zu betrachten? Ent- 
jcheibet ver Ort des Drudes oder jener des Erfcheinens? Einzelne 
Preßgeſetze haben diefe Frage ausprüdlich beantwortet. So bejtimmte 
das ſächſiſche B.-G. von 1870, es fei als inländifche Druckſchrift jene 
anzufeben, welche im Inlande entweder verlegt over gedruckt wurbe 2; da— 
gegen entjcheibet nach $ 14 des R.P.-G. lediglich ver Ort des Erfchei- 
nens3. Da unfer Geſetz fchweigt, müffen wir auf die Natur der Sache 
zurüdgehen. Zum Wefen ver Drudfchrift — wenn auch nicht zu ihrer 
pofitivrechtlichen Begriffsbeftimmung — gehört die Verbreitung, die Aus- 
gabe; e8 genügt nicht, daß fie gedruct wurde, fie muß ins Publikum 
bringen; bie Stunde der Ausgabe ift die Stunde ihrer Geburt, ver Drt ver 
Ausgabe ihre Heimath. Eine inländiſche Drudichrift ift alſo diejenige, 
bieim Inlande erſchienen iſt, gleichgiltig ob fie im Inlande oder 
im Auslande gedruckt wurde. Dieje Auffaffung erhält eine wejentliche 
Stüge durch $ 17 B.:©.4, die Hinterlegung der Probeeremplare hat 

1) Es liegt darin zugleich ein Beweis für die Richtigkeit der bier vertretenen 
Auffaffung, welche in diefer Vorſchrift keine polizeiliche, fondbern eine preßgemwerb- 
liche Beftimmung erblidt. 

2) Vgl. Barth ©. 37. 3) Berner S. 246, Thilo ©. 47. 


4) Dan beachte die auch im dieſem Punkte hervortretende prinzipielle Ver: 
Ichievenheit der Probe» und der Freiexemplare. Vgl. Anm. 4. 
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nicht zu geſchehen an bie Behörven bes Drudortes, fondern an jene des 
Ausgabeortes, 

An die im Auslande erfcheinenden Drudichriften ftellt das öſterr. 
Preßrecht Feine andere Anforberung, als daß fie feinen ftrafbaren 
Inhalt in fich ſchließen. Ihre Verbreitung im Inlande unterliegt 
feinem Anftande, auch wenn weder der Drudort noch der Name 
bes Druders oder Verleger auf ihnen angegeben wäre, ober 
wenn fie mit ven übrigen Vorſchriften bes öſterr. Prefpolizei- 
rechtes im vollften Widerſpruche ftehen follten. Nur dann, wenn der 
Inhalt diefer ausländifchen. Drudichriften eine ftrafbare Handlung be- 
gründet, wird ber Verbreiter zur Verantwortung gezogen; er haftet 
wegen Vernachläffigung pflichtmäßiger Aufmerkffamfeit, wenn die Vor- 
ausſetzungen bes Art. III ver Novelle vom 15/10 1868 eingetreten 
find. Auf einem ganz abweichenden Standpunkte befand fich bie In- 
fteuction zur Preßorbnung von 1852, welche in $ 1 verlangte, daß bie 
auswärtige Drudichrift „ven am Erzengungsorte giltigen Geſetzen ent- 
Ipreche, jedenfalls aber Drucker over Verleger und Drudort ber Aus: 
gabe enthalten müſſe“. Eine derartige Beftimmung fehlt dem geltenden 
öfterr. Recht; die Beachtung oder Nichtbeachtung ber Vorfchriften der 
auswärtigen Geſetzgebung ift ohne jeven Einfluß auf ihre Beurteilung 
im Inlande, und die Behauptung von Herbit (ad $ 9 P.:G.), daß 
die auswärtige Drudichrift den auswärtigen Gefeken Genüge geleiftet 
haben müffe, findet weder in ausdrücklichen gefeßlichen Anoronungen, 
noch auch in ber Natur der Sache eine-Stübe. 


$ 18. Befondere Mafregeln gegen ausländiſche 
Drudihriften. 1. Das Verbot. 

Die foeben befprochenen Grundſätze über die Anwendbarkeit des 
infänbifchen Preßrechts erfcheinen ven meijten modernen Gefeßgebun- 
gen als ungenügend gegenüber ber von ausländifchen Druckſchriften 
angeblich drohenden Gefahr. Unter den Schutimaßregeln, bie man für 
nöthig hält, kehren das Verbot ausländifcher periopifcher 
Drudichriften und die Entziehung des Poſtdebits regel- 
mäßig in ven verschiedenen Preßgeſetzen wieder. Wir haben viefe beiden 
Einrichtungen, von welchen bie dfterr. Gefetsgebung nur bie letztere als 
ein privilegium odiosum ber auswärtigen Preſſe kennt, näher zu be- 
ſprechen. 


Berbot ausländifcher Drudigriften. & 18. 45 


J. An erfter Stelle, an praftifcher Tragweite wie an innerer Un» 
haltbarkeit die Poftvebits-Entziehung weit überragend, ſteht als Bollwerk 
gegen tie vom Auslande gefürchteten Angriffe das abminiftrative 
Berbot der periopifhen ausländifchen Drudichriften. 

Die Gründe, die man zu feiner Rechtfertigung anzuführen pflegt!, 
find ohne Ausnahme wenig beweifend. Man beruft fich auf ven Ber- 
gleich mit ver Ausweifung des Ausländers, der durch eine ftrafbare 
Handlung oder durch fein fonftiges Verhalten fich des Gaftrechts un: 
würdig gemacht hat, man weift auf die Nechtsungleichheit hin, die un- 
vermeiblich wäre, wenn ber inländische Redakteur jederzeit vor Gericht 
gejtellt werben Fönnte, gegen ven ausländischen aber gar feine Repreſſiv— 
maßregel zu Gebote ftünde. Man erörtert dann in concreto die bejon- 
vers gefährliche Yage des einzelnen, jeweilig in Frage ftehenden Staates, 
und folgert daraus die doppelte Nothwendigkeit eines Schuges gegen 
die Nachbarftaaten. 

Mit vollem Rechte haben Biedermann und Andere gegen viefe 


Argumentation eingewendet, daß mur wenige auswärtige Blätter von | 


— — — — 


Privaten gehalten werden, ihre Ueberwachung in öffentlichen Lokalen 


aber feinen Schwierigfeiten unterliege, daß ver Einfluß der auswärti—⸗ 


gen Preſſe auf ihre Leſer im Inlande ein äußerſt geringer, und gerade ihr 


gegenüber die Reaktion des jelbjtbewußten Patriotismus bei Angriffen‘ 


oder Aufreizungen voppelt raſch und doppelk heftig einzutreten pflege. 
In der That reicht die objektive Verfolgung unter denjelben Vor— 
ausjegungen, unter welchen fie gegen vie inländische Preſſe jtatthaft 
ift, volllommen aus auch gegen auswärtige Angriffe, Beſchlagnahme, 
Berbot ver Weiterverbreitung, Bernichtung der ergriffenen Exemplare 
find genügenve Waffen zur Abwehr, und daß die Entjcheidung auch 
hier wie fonft in die Hand der Gerichte und nicht in jene der Verwal- 
tungsbehörven gelegt ift, kann nur als Vortheil betrachtet werben. 
Das übrige überlaffe man getroſt vem Takte der inländiſchen Be— 
völferung. Ausnahmsverhältniffe können durch die geſetzlich geftattete 
Suspenfion der Preffreiheit? genügend berüdfichtigt werden, und 
andrerjeits ift unter normalen Umſtänden der Bezug auswärtiger Drud- 


1) Bol. Stein, Berwaltungslehre VI. Bd. ©. 121, Mohl, Polizeiwifjen- 
ſchaft Ul. Bd. ©. 156, Bartb, ſächſiſches Preßgeſetz S. 38. Berner ©. 247, 
Kayſer in Holtzendorff's Handbuch des Strafrechts IV. Bd. (4877) ©. 608. 

2) Vgl. unten $ 24. 


N 
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ichriften auf Schleichwegen burchaus nicht mit Schwierigfeiten oder 
Gefahren verbunden. 

Der entgegengefetsten Anficht huldigen die meiften auswärtigen 
Gejeggebungen!. Am weiteften ging bas franzöfiiche Decret vom 
17/2 1852, welches ben Eintritt auswärtiger politischer und national: 
ökonomischer Journale von der vorhergehenden Autorifation der franz. 
Regierung abhängig machte. Die Prefgefege von Preußen (1851), 
Baden (1868), Sachen (1870) geftatten, im Uebrigen vielfach von 
einander abweichend, dem Meinifterium des Innern den Ausspruch des 
Verbotes, während Baiern (1850) nur ein gerichtliches Verbot feunt. 
Das R.⸗P.-G. 814 geftaltete pas Verbot, deſſen Ausipruch, nach vor- 
ausgegangener zweimaliger objeftiver Verurteilung des Blattes inner- 
halb Jahresfriſt, in das Ermefjen bes Reichsfanzlers geftellt wurde, zu 
einer Einrichtung, welche zwar nicht, wie dieß im franzöfifchen Rechte 
der Fall ift, ven Charakter einer Präventiomaßregel ? aber ebenfowenig 
den eines reinen Rechts inftitutes trägt. 


II. Wechfelnde Schickſale erfuhr die auswärtige Preſſe in Defter- 
reich. Die VBorfchriften, durch welche man zur Zeit der Genfur bie 
geiftige Iſolirung Defterreich8 zu erzielen ftrebte, hat Wiesner 
©. 342 ff. zufammengeftellt. Die Verordnung vom 31/3 1848 (oben 
©. 10) geftattete da8 Verbot als Ungehorjamsftrafe gegen ven aus- 
wärtigen Herausgeber einer Zeitung oder Zeitichrift, welcher dem wider 
ihn ergangenen Urteile nicht genügte. Die Beftimmung erregte An: 
jtoß; fie fehlt in ven Gefegen vom 18,5 4848 und 13/3 4849. Der 
Verordnung von 6/7 1851 (oben ©. 17) war es vorbehalten, das 
abminiftrative Verbot durch das Minifterium des Innern) in die 
öfterr. Geſetzgebung einzuführen, die Preßorinung vom 27/5 4852 
ränmte, noch weiter gehend, das Necht zum Ausſpruche des Verbotes 
ber oberften Polizeibehörde ein. Dieje machte von dem ihr zugeſtan— 
denen Rechte ven umfaſſendſten Gebrauch ; von 1852 bis zum April 18614 
wurden, wie Yienbacher berichtet, weit über 800 Verbote ansgejprochen ; 
95 davon waren im April 1861 noch in Kraft, und bis 14/12 1861 
kamen noch 49 neue hinzu. Die Negierungsvorlage von 1864 wollte 


1) Bgl. die Zufammenftellung bei Thilo, Das Preßgeſetz fiir das deutſche 
Reich vom 7/5 1874 ©. 46, 
2; Berner ©. 247, Schwarze, Das Reichspreßgeſetz v. 7/5 1874 S 47. 
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das abminiftrative Verbot beibehalten, das Abgeordnetenhaus, Her bſt 
an der Spitze, brachte es zum Falle. 

$ 26 des P.-©. vom 17/12 1862 hob ausdrücklich die bisherigen 
auf politiichem Wege erlaffenen Verbote beftimmter auswärtiger Drud- 
ichriften auf. Dazu kam die Unterfagung derjelben auch für vie Zukunft. 
$ 26 führt fort: 

„Inſoferne jedoch derlei Drudichriften durch die Sicherheits- 
behörde neuerlich mit Beſchlag belegt werben, hat ver Staats- 
anwalt die Rechtfertigung ver Beſchlagnahme nach den Vorſchrif— 
ten bes Verfahrens in Preßfachen binnen längftens 3 Monaten, 
vom Beginn der Wirkfamfeit dieſes Geſetzes gerechnet, zu er- 
wirken.“ 

Damit war eine Uebergangsbeftimmung getroffen, deren Bedeu— 
tung in der Erweiterung der dem Staatsanwalte zur Rechtfertigung 
ver Beichlagnahme eingeräumten Frift beftand. Für vie Folge aber 
fonnte das Verbot nur unter denſelben Borausfegungen und in dem 
gleichen Verfahren wie gegenüber inländischen Drudichriften, alfo nur 
buch Ausspruch des Gerichtes ($ 38 P.-&.) erwirkt werben. 
Der 838 eit. hatte dem Gerichte nämlich das Necht eingeräumt, bie 
Einftellung einer periodischen Druckſchrift bis auf die Dauer von 3 Mo- 
naten, oder das Verbot der weiteren Verbreitung einer im Auslande 
ericheinenden periodifchen Druckſchrift auszufprechen, wenn burch ven 
Inhalt verjelben ein mit mehr als 5 jähriger Kerkerſtrafe bevrohtes 
Berbrechen, oder innerhalb ver Frift eines Jahres zweimal ein geringer 
beitraftes Verbrechen, oder ein ſolches Verbrechen und ein Vergehen, 
oder dreimal ein Vergehen begründet wurde. Allein auch diefe Beſtim— 
mung fiel durch Art. IV. der Novelle vom 15/10 4868 (oben ©. 24). 
Das öſterr. Recht kennt aljo feit 1862 fein adminiſtra— 
tives Verbot auswärtiger Druckſchriften; ſeit 1868 
aber auch fein richterliches. Die gegen inländische Drudichriften 


anzumwendenden Grundjäge greifen auch den auswärtigen gegenüber | 


Plag; und nach diefen Grundfägen kann immer nur die einzelne 
Nummer, die einen ftrafbaren Inhalt hat, nicht aber die noch gar 
nicht erichienene Reihe Fünftiger Nunmern der periodifchen Druck— 
Schrift, nur das einzelne Blatt oder Heft, nicht die Zeitichrift als 
ſolche mit Verbot belegt werden. Dieſes Verbot, das als eigentliche 
Strafe zu betrachten, von dem oben befprochenen jtrenge auseinander 


— — 


48 Zweites Bud. Das pofitive Preßrecht und feine Grundbegriffe. 


zu halten ift, wird fpäter Gegenjtand der Erörterung ſein. Es ver: 
diente dieſer Umſtand aber um fo mehr beſonders betont zu werben, als 
bie Fälle, in welchen das öfterr. Prefrecht durch feine Milde vor an- 
dern ſich auszeichnet, zu den allerjeltenjten gehören !. 

Das Preßgeſetz von 1862 befeitigte mit dem Verzichte auf die ad- 
miniftrativen Verbote zugleich auch vie Bücher-Reviſions-Kom— 
mifjionen (organifirt durch die zur B.-D. v. 1852 erlaſſene Injtruction 
v. 18/8 1852 J.G. S. No. 1257 und durch die befinitive Inftruction 
v. 13/41 1854 J.G.“S. No. 2280) 2, welche theils bei ven Eingangs- 
zolfämtern, theils in den Centralen Wien, Krakau und Mailand vie aus 
dem Auslande eintreffenden Bücherſendungen einer genauen Durchficht 
zu unterwerfen hatten. Damit entfiel auch die Beſchränkung ver Ein- 
gangsverzollung ausländischer Druckſchriften auf gewilje Hauptzoll- 
ämter, welche durch die Min.Verordnung v. 30/3 1863 8.-©.:d. 
No. 33 ausdrücklich als „aufgelaſſen“ bezeichnet wurde; ebenjo vie 
Beſchränkung im Bezuge ausländischer jüdiſcher und hebräiſcher Gebet- 
und Religionsbücher, dann illyrifcher und walachifcher Bücher ?, deren 
austrüdliche Befeitigung die Min.-Verorpn. v. 24/1 1863 R.-G.B. 
No. 10 für nothwendig hielt. 

Es werden demnach die aus dem Auslande kommenden Preßerzeug- 
niffe nur mehr der gewöhnlichen pojt- und zollämtlichen 
Behandlung unterworfen, in eine Unterjuchung, ob unter ber 
Sentung Drudjchriften fich befinden, deren Verbreitung verboten ijt, 
darf nicht eingegangen, die Zuftellung an ven Aoreffaten in feinem 
Falle verzögert werten , follte jedoch das Poſt- orer Zollamt bei vor- 
ihriftsmäßigem Vorgehen in die Yage fommen, ivgend eine Uebertre- 
tung preßrechtliher Normen wahrzunehmen, jo hat es, ſelbſtverſtändlich 
ohne Beichlagnahme ver betreffenden Druckſchrift, unverweilt die An- 
zeige zu eritatten. Insbejondere find die VWorfchriften des Gejeges zum 
Schutze ves Brief- und Schriften-Geheimnifjes v. 6,4 1870 R.-©.-B. 
No. 42 auch ausländischen Druckſchriften gegenüber genau zu beachten?. 








4) Ueber die im Falle einer Suspenfion der Preßfreiheit eintretenden Bor: 
jchriften vgl. unten $ 24. 

2) Bgl. auch Harum ©. 323 ff. 

3) Berorbnung d. Min. d. Innern v. 25/1 1852 R.G.«B. No. 29. 

4) Bol. die Erlaffe des Finanzmin. v. 15/5 1865, bes Hanbelsmin. v. 30/6 
1865, beide bei fienbader II, ©. 271, des Finanzmin. v. 6/11 487%, bei 
Prucha, Die öfter. Polizeipraris (1877) ©. 174, 


Die Entziehung bes Poftbebits. $ 49. 49 


Die Auffiht über die auswärtige Preſſe wurde durch 
Vereinbarung ver betheiligten Minifterien bei der oberjten Polizeibe- 
hörte fonzentrirt; von bier foll regelmäßig die Anregung zum Ein- 
Ichreiten ausgehen, jedoch ohne Beirrung ver „ernften wifjenfchaftlichen 
Literatur“, überhaupt nur gegen „Ichwerer verpönte Gefegwibrigfeiten“, 
wegen „größeren Aergernifjes” oder in Berüdfichtigung „wichtiger 
jtaatspolizeilicher Bedenken“ die Verfolgung eingeleitet werben !. 

8419. Die Entziehung des Poſtdebits. 

I. Die Tragweite diefer Maßregel iſt eine je nach den pofitiwrecht- 
lichen Beftimmungen verfchievene. 1; Es fann — und das ift vie 
mildere Form — in dem Ausſpruche der Entziehung lediglich der an 
die Boftämter gerichtete Auftrag gelegen fein, fünftighin die mit einem 
günftigeren Portojage verbundene uumittelbare Bränumeration auf die 
bezeichnete Drucichrift nicht mehr anzunehmen, mithin ver legteren 
dieje direkte Erleichterung ihres Abſatzes zu entziehen. 2) Es kann die 
Bedeutung ver Debitsentziehung aber auch darin beftehen, daß bie be- 
troffenen Drudichriften von der Beförderung durch bie Poft aus: 
geichloffen werben, und mithin an ven Boftämtern zurückzuweiſen find, 
während ihr Bezug auf anderem Wege als durch die Boft, ebenjowenig 
als der Vertrieb durch den Buchhändler, einem anderen Hinderniſſe 
als dem etwa bejtehenden Poftzwange unterliegt. 

In dem einen wie in dem anderen Falle erjcheint die Entziehung 
des Poſtdebits als durchaus gerechtfertigt, ſobald durch gerichtliches Er- 
fenntniß die Strafbarkeit des Inhalts der in Frage ftehenden Druck— 
ſchrift fejtgeftellt ift; als eine Willfürmaßregel, wenn fie ohne dieſe 
Boransfegung in das Ermefjen ver Verwaltungsbehörden gelegt ift, 
als durchaus verwerflich, wenn fie die periodiſche Drudichrift als folche, 
in dem künftigen Inhalte ver noch nicht erjchienenen Nummern und 
Hefte, treffen ſoll. Sie vertritt im letteren Falle die Stelle des Ver— 
botes (oben $ 18), erjcheint aber dieſem gegenüber als eine verdedte, 
Heinliche, ver Würde des Staates nicht entjprechende Mafregel, ihren 
Kerne nach dazu bejtimmt, die Abonnentenzahl des Blattes herab» 
zubrüden. Treffend bemerft Wahlberg 1871 ©. 167, daß die Ent- 
ziehung nur dort fich rechtfertigen laffe, dort aber auch ſelbſtverſtändlich 
fei, wo die Verbreitung überhaupt als ftrafbar ericheint; und felbft 


4) Erlaf des Polizeiminifteriums vom 27/1 4863 beilienbader II ©. 239. 
Liszt, Das öfterreihifche Preßrecht. 4 
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Lienbacher Preßfreiheit S. 17 fagt: „mit ber Erhebung der Poſt 
zum Regale... ... geht auf ven Monopoliften die Pflicht über, mit 
feiner Poftanftalt jevem dienſtbar zu fein“. Und ähnlich äußert fich 
Laband in feinem „Staatsrecht des deutſchen Reichs“ II. Band Tü— 
bingen 1878): „Bei allen von ver Poſt- und Telegraphenanftalt zu 
verrichtenven Leiftungen fteht der Staat dem Einzelnen nicht als über- 
geordneter Herr, ſondern als gleichberechtigter Kontrahent gegenüber“ 
(©. 295). „Die Benugung der Boft- und ZTelegraphenanftalt fteht 
jedem frei; fie darf Niemandem verweigert werden, der fich ven all: 
gemeinen Vorſchriften für Benutzung derſelben unterwirft, und darf 
für Niemanden an erfchwerende Beringungen gefmüpft werden. Das 
ift der Karbinal-Unterfchieb zwifchen einem gewöhnlichen Transport» 
Unternehmer, der mit Niemandem zu Fontrahiren genöthigt ift, mit 
dem er nicht fontrahiren will, und ven öffentlichen Verfehrs- 
anjtalten, welche zum Dienfte des Bublitums beftimmt find“ 
S. 296) 2, 

Dem Charakter einer öffentlichen Verfehrsanftalt widerfpricht 
es ebenso ſehr, gewiffe Drudichriften durch eine Verfügung der Ver— 
waltungsbehörben von dem Verkehre auszufchließen, als es ihm wider: 
fprechen würde, zur Beförderung einer durch Nichterfpruch verbotenen 
Drudichrift die Hand zu bieten. 

Anders wird unfer Urteil ausfallen, wenn e8 fich nicht um ben 
Ausschluß von der Beförderung, ſondern lediglich um die verweigerte 
Annahme ver Pränumeration handelt, die ja auch direft oder im Wege 
des Buchhandels gemacht werden kann. Der öffentliche Charakter der 
Poftanftalt tritt hier zurück; fie ift privater Vermittler, und als ſolcher 
befugt, ihre Vermittlung abzulehnen. Allerdings tritt aber gerade in 
biefem Falle das Kleinliche ver Mafregel am Harften zu Tage. 


1) Ebenſo John, Gutachten in den Verhandlungen bes 6. beutichen Juriſten⸗ 
tage8 1. ©. 335, Jaques 9.52, Biedermann a. verich. Orten, während u. 4. 
auch Stein für die Mafregel eintritt. Sehr Iehrreich die Verhandlungen ber 
preußifchen Kammern über das Preßgeſ. v. 1851; Auszug bei Rinne, Das Geſetz 
über die Preffe vom 12/5 1851 ©. 190 ff. Nach deutſchem Reichspreßrecht erſcheint 
die Entziehung des Poftdebits als matürliche Konfequenz des nach $ 14 ausge: 
ſprochenen Verbotes (obem 518); vgl. dazu Schwarze S. 47, Berner ©. 249. 

2) Laband geht fogar (S. 302 Note 1) foweit, zit behaupten, daß jelbit bei 
verbotenen Drudihriften bie Poft die Beftelung annehmen und die Nummern be 
fördern müße, dieſelben aber an den Befteller nicht ausliefern dürfe. 


Die Entziehbung des Poftpebits. F 19. 51 


1. Nach geltendem öſterr. Recht kann vie Poftvebitsentziehung 
($ 26) regelmäßig! nur gegen auswärtige Drudichriften, gegen dieſe 
aber, ohne weitere Vorausfegung, durch das Staatsminifterium (Din. 
bes Inneren) ausgeiprochen werben. 

Ueber die Tragweite diefer Verfügung waren bie verfchiedenen 
Vaktoren ver gefetsgebenden Gewalt nichts weniger als einig. Während 
Herbit im Abgeorbnetenhaufe A. ‚St. P . Seſſion S. 2496) 6) ten 


für zuläffig hielt, , ging der Bericht ver Kommiſſion d des —— 
(9.:-St.-B. I. Seſſion) von der Anſchauung aus, die Bedeutung 
ber Maßregel liege lediglich in ber Unterfagung der Pränumerations— 
annahme. 

Die öfterr. Praxis und ebenfo die in verjchiedenen Verfügungen zu 
Tage tretende Auffaffung der Regierung ftimmt mit ver Herbft'fchen 
Anficht überein. So erklärt der Erlaf des Hand.» Min. vom 15/2 1873 
3. 4008, die von der Poftdebitsentziehung betroffenen Drudjchriften 
feien „von ben Poſtämtern zurüczumeijen, und an das Ausland zurücdzus 
weiſen“. (Vgl. auch den Erlaß des Min. des Innern v. 26/3 1876 bei 
Prucha, öfterr. Bolizeipraris [1877] ©. 176, des Polizeimin. v. 3/4 
1863 bei Prucha ©. 492). Nach diefer Auffaffung liegt alſo die Be- 
deutung ver Maßregel in dem unbedingten Ausſchluſſe von 
ber Beförderung durch die Boft?; der Bezugauf jedem 
anderen Wege als durch bie Bot, alſo insbefondere in Bücher: 
ballen als Frachtgut u. ſ. w. unterliegt feiner Befhränfung, 
foweit e8 fih um nichtperiodifche Drudichriften handelt; perio- 
diſche Schriften dagegen, und zwar Journale und Zeitungen, in 
Blättern oder Heften, fie mögen durch Handſchrift oder Abdruck dar— 

4) Weber ven Fall einer Suspenfion der Preffreibeit vgl. unten & 24. 

2) Lienbacer, Preßfreibeit S. 49 hält den Bezug durch die Poft für aus: 
geichlofien, auf andrem Wege für zuläffig. Die Inftrultion zur Preßordnung von 
1852 hatte in $ 47 verfügt, daß die betr. Drudichriften auch im Wege bes Buch— 
handels nicht vertrieben werben bürften. 

3) Ueber bie ausnahmsweiie Bewilligung zum Bezuge vgl. Die Polizeimin.: 
Erl. v. 15/3 1863 Lienbacher IIS. 242) und 3/4 1863 (bei fienbader li 
©. 243, Prucha S. 492); ferner in Betreff der in Wien aftreditirten Repräſen— 


tanten fremder Mächte den Erl. d. Staatsmin. v. 7/4 1863 3. 2783 und lien- 
bacher IIS. 58. 

4) Nach dem deutſchen Poſtgeſetze v. 28/10 1871 dürfen nur politiſche Zeir_ 
tungen auf feine andere Weile als durch die Poſt verſendet werben. Vgl. ThiloS. 9, 


— Ar 
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geftellt oder vervielfältigt worden fein, unterliegen'nach den Gefeten 
(Poftgejeg vom 5/11 1837 und 26/12 1850 R.-©.-B. No. 4 $ 6) 
dem Poftzwange, und werten baher durch die Entziehung des Poſt— 
debits von jeder Art ver Beförderung ausgeſchloſſen. 


820. Herrfchaftsgebiet des öfterr. Preßrechts in Be- 
zug auf die vemfelben unterworfenen PBerjonen. Be— 
freiungen. 

1. Welche Perſonen der Herrichaft des djterr. Prefrechtes unter: 
jtehen, ergiebt fich aus ben bisherigen Erörterungen (vgl. insbeſ. $ 17). 
Aber auch innerhalb der dort gezogenen Grenzlinien wird biefe Herr- 
ſchaft durch befonvere Befreinngen unterbrochen. In den Rahmen 
unferer Darftellung fallen intefien nur jene Eremptionen, welche ſpe— 
ciell dem Preßrechte gegenüber bejtehen, nicht auch jene, welche auf ven 
als bekannt vorauszufegenden Grundfägen des Staats- und Völker: 
rechtes beruhen. 

In diefer Richtung beftimmt Abf. 2 des $ 1 P.-©.: 

„Meine Behörden, ver Reichsrath, die Yandtage und Landes» 
ausichüffe find bezüglich derjenigen Drudjchriften, die fie mit 
ihrem gejeglichen Wirkungskreiſe veröffentlichen, an die Beftim- 
mungen bes 2. Abfchnittes diefes Preßgeſetzes nicht gebunden.“ 

Die von der Regierung vorgefchlagene Ausdehnung dieſer Befreiung 
auch auf vie Bejtimmungen des 3. Abjchnittes des P.-&. wurde vom 
Abgeorpnetenhaufe auf Antrag Herbſt's geftrihen. Es mag dahin 
geſtellt bleiben, ob die ver heute unbeftritten herrſchenden Anficht ent: 
ſprechende Motivirung diefer Aenderung, daß ohnehin nach allgemeinen 
Grundfägen nur die Einzelperjönlichkeit Subjekt eines Deliktes fein 
fönne, an und für fich ſowie mit Rüdficht gerade auf die moderne Ge— 
ſetzgebung als richtig betrachtet werden kann; foviel ift gewiß, daß für 
bie ftrafbaren Handlungen, welche etiva durch den Inhalt der von ven 
genannten Organen herausgegebenen Drudichriften begangen werben, 
bie volle ftrafrechtliche Verantwortlichkeit ver ſchuldigen Perſonen ein» 
zutreten bat. 

Die Befreiung erſtreckt fi auf die Beſtimmungen bes 2. Ab- 
jchnittes, aljo die 88 I—28 des P.“G. Da nun diefer 2. Abfchnitt 
nicht bloß polizeiliche, fondern auch gewerberechtliche Vorfchriften ent: 
hält, während anvererfeits Anoronungen legterer Art fich auch in dem 
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erjten Abjchnitte finden; da ferner bie weitere Verbreitung einer mit 
Verbot oder mit Beichlag belegten Drudjchrift, die fortgefegte Heraus- 
gabe eines eingeftellten Blattes (vgl. die im zweiten Abfchnitte des 
P.«G. enthaltenen 88 24 u. 25) nicht lediglich als Uebertretung einer 
preßpolizeilichen VBorfchrijt angefehen werben können !: fo ergiebt fich, 
daß bie Textirung des cit. $ 4 eine äufßerft fehlerhafte ift und in Folge 
ber Gleichjtellung innerlich grundverfchiedener Beftimmungen zu ber 
Natur der Sache entichieven wiberfprechenten Ergebniffen führt. 
Nichtsdeſtoweniger ift der befprochene Abfag, da fein Wortlaut feinen 
Zweifel zuläßt, ohne Einfchräntung oder Erweiterung zur Anwendung 
zu bringen. Es kann demnach 3. B. den Landtagen nicht verwehrt 
werten, die in ihrem gefelichen Wirkungskreife veröffentlichten Druck— 
Schriften im Wege des Haufirhandels, durch öffentliches Ausrufen oder 
Anſchlagen (523 P.-G.) zu verbreiten ; find viefelben dagegen periorifch 
ericheinente, und handelt es fich um ven Verkauf in feften Betriebsftätten, 
jo ift zur diefem (mach dem im 4. Abjchnitte des P.-G. enthaltenen $ 3) 
bie Bewilligung der Yandesjtelle erforverlih. Es kann ferner das Ge— 
richt das Verbot ver weiteren Verbreitung ($ 36 P.-G.) auch dann aus- 
fprechen, wenn durch ven Inhalt einer unter $ A eit. fallenden Drud- 
jchrift eine ftrafbare Handlung begangen wurde; aber den Behörden 
und Bertretungstörpern fteht e8 durchaus frei, die gerichtlich verbotene 
Drudirift an öffentlichen Orten feilzubieten. Diefe Bemerkungen 
mögen dazu dienen, um die Nothwendigkeit einer richtigen Syſtematik 
bes Prefrechtes auch außerhalb des Gebietes rein theoretifcher Erörte- 
rungen ad oculos zu demonftriren. 

Auf die Veröffentlihungen ver Delegationen muß bie be- 
iprochene Befreiung analog ausgedehnt werben. Auf jene ter Ge— 
meinbebehörden finde en nee nenn. joweit biefe im übertragenen 


Tirkungstreife Gefchäfte ber Regierung beiorgen Art. VI des Geſetzes 
vom 5/3 1862 R.-©.:B. No. 48). Beröffentlihungen kirchlicher 


Behörden gehören hieher, foweit diefe als ftaatliche Organe fun: 
given (vgl. Frühwald, Fortbildung ST 82; Über die Stellung des 
vangelifchen Oberfirchenraths die SS 184 ff. ver Min.Vdog. vom 9/& 
1861 R.-G.:B. No. 42, über die äußeren Nechtsverhältnifje der katho— 
liſchen Kirche das Gefek vom 7/5 1874 R.-©.-B. No. 50 u. f. w.)?. 


4) Bgl. darüber unten $ 25. 
2) $ 16 des cit. Gef. v. 7/5 4874, welcher bie Bischöfe verpflichtet, ihre Er- 
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Nur die von den Behörden u. f. w. in ihrem geſetzlichen 
Wirfungskreije veröffentlichten Drudichriften haben Anspruch auf 
die Befreiung von ven Beitimmungen des 2. Abjchnittes des P.-©.; 
die Befreiung erſtreckt fich demnach nicht auf die von der Regierung her: 
ausgegebenen periodiſchen Drudichriften, deren Inhalt über rein amtliche 
Meittheilungen hinausgeht. Dfficielle Zeitungen unterliegen daher in 
diefem Falle wie alle anderen Blätter auch ven „zur Aufrechthaltung 
ber Ordnung in Preßſachen“ erlaffenen Beitimmungen, und vie E. 
des O.“G.-H. vom 10/4 1866 (G.⸗Z. 1866 No. 69), welche auf 
derartige Zeitjchriften die Vorjehriften ver 8 10 ff. für unanwenbbar 
erklärte, fteht im Widerſpruche mit Geift und Wortlaut des Geſetzes. 

Nur in Bezug auf die autionspflicht ($ 13 P.-G.) erſtreckt fich 
die Befreiung auf alle „Blätter, welche von der Regierung herausge— 
geben werden“.! Daß viefelben aber ver allgemeinen Stempelpflicht _ 
unterworfen find, hätte nie einem Zweifel unterliegen jollen 2. 

TE Rad) der ausprüdlichen Vorfchrift tes Prefgefeges von 1862 
($ 2) findet vasjelbe „auch auf die unter der Militärgerichts- 
barkeit fteebenden Perſonen Anwendung unbefchadet je- 
boch der befonderen Vorſchriften, welche für diefelben 
in Anſehung der Disziplin beftehen“. Diefe „befonderen Vor: 
Ichriften“, deren verbindende Kraft feiner ausor üdlichen Sanction im 
Geſehe beburft hätte, finden ſich in ben Kriegsmin.-Verorenungen vom 
1174 1864 R.-Ö.-B. No. 80 und 81, welche an Stelle ver aufge: 
hobenen Verordnungen vom 22/11 1852 R-G.-B. No. 244 und 
16/9 4853 (Armeeverordnungsblatt No. 83) getreten find. Erwäh— 
nung verdienen: 


läffe zugleich mit deren Publikation, der politiichen Landesbehörde zur Kenntniß— 
nahme mitzutbeilen, gebört nicht dem Prefiredte au. Der bei lienbaderli 
©. 239 angeführte Erlaß des Staatsmin. v. 49/4 1863 ift durch die Aufhebung 
des Konkordates befeitigt. — Ueber die Stellung ber fichlihen Behörden in 
Deutichland vgl. Berner S. 242 mit fiteratur. 

1; Die amtlichen Organe werden als jolde durch bejondere Verordnung be» 
fannt gemacht. So enthält 3. B. der Jahrgang 1852 bes R.“G.«B. (No. 237, 
238, 239, 240, 265) die Ankündigung folgender officieler Journale: Slovenske 
novini, Laibacher- und Klagenfurter Zeitung, Agramer Zeitung, Gazetta ufficiale 
di Venezia, Foglio di Verona, Gazetta di Milano, Peſt-Ofner Zeitung, Buda- 
Pesti-Hirlap. 

2) Dem unter dem Mintfterium Belcredi ftempelfrei herausgegebenen „Wiener 

| Journal“ wurde die Beginfligung tinter dem Folgenden Miniſterium wegen ihrer 
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Art. 1. „Das... . beſtehende Verbot politiiche Artikel in 
periodifchen Drudjchriften einzufchalten, oder militärijche Ange: 
fegenheiten überhaupt mittelft der Preſſe in einer Weije zu bes 
Iprechen, welche gegen die Disziplin, ven militärischen Geift, over 
die militärifchen Standespflichten verftößt, bleibt fortan in Wirt: 
famfeit.“ 

Art. II. „Die Herausgabe oder Betheiligung an der Redak— 
tion einer fautionspflichtigen periodifchen Drudichrift, ift allen 
Offizieren ſowol aktiven als penfionirten oder mit Beibehaltung 
bes Charakters ausgetretenen, jowie auch allen anderen in Mili— 
tärtienjten ftehenven, over bei ver Armeeverwaltung angejtellten 
Perjonen gänzlich unterſagt.“ Strafe: Arreft von 1—3 Mona: 
ten, bei erjchwerenten Umſtänden over Wiererholung verjchärfter 
Arreſt; Offiziere und Beamte find außerdem mit der Entlaffung, 
Unteroffiziere mit der Degradirung zu bejtrafen. 

mM. Was 52 P.-G. in Bezug auf die der Militärgerichtsbarfeit 
unterjtehenden Perſonen ausprüdlich ausfpricht: Die fortvauernde 
Giltigkeit der „in Anjehung ver Disziplin“ beftehenven Vorſchri iften, 
iſt in birchaus gleicher Weiſe auch auf das Verhältniß der Staats⸗ 
beamten dem Preßgeſetze gegenüber anzuwenden. Die entgegengejetzte 
Anſicht Lienbader' 8 (1. S. 98 u. 230f.) beruht auf einer voll- 
ftänpigen Verfennung der Natur und des Zweckes der Disziplinarvor- 
ſchriften. Im Intereffe des internen Dienftes erlaffen, fügen fie für 
bie ihnen unterworfenen Perjonen zu jenen Bejchränfungen ver freien 
Bewegung, welche das öffentliche Recht geichaffen hat, neue, feiter 
binvenoe hinzu; werden jene befeitigt, fo fallen viefe darum noch nicht. 
Durch die allgemeine Norm wird bie fpezielle nur berührt, foweit Beide 
in Wiverfpruch treten!. Ein jolcher Widerſpruch des geltenden Pref- 
rechts mit dem Disziplinarrechte wurde nirgends fonftatirt. 812 
P.⸗O. v. 1852, welcher — durchaus ſyſtemwidrig — die Disziplinar- 
vorjchrift aufgenommen hatte, daß Staatsbeamte fich bet ver Redaktion 
einer periodischen Drudichrift nur dann betheiligen pürfen, wenn fie vie 
vorläufige Ermächtigung hiezu von ihrer vorgefegten Behörde erhalten 





zweifelhaften Gefegmäßigfeit wieder entzogen. Bgl. Lienbacher 11S. 2. Bol. 
unten $ 42. 

4) Derielben Anficht find auch die deutſchen Schriftfteller in Bezug auf das 
deutſche Recht. Bgl. Thilo 9.26, Schwarze ©. 34, Kayfer ©. 583. 
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haben — ift allerdings dur $1 B.-©. ausprüdlich für aufgehoben 
erklärt worden. Die übrigen Disziplinarvorfchriften über die Ber 
theiligung der Staatsbeamten an der journaliftifchen Thätigfeit müßen 
dagegen als fortbejtehend betrachtet werben. Es gilt dies von $ 48 
ber Gerichtsinftr. v. 3/5 1853, nach welcher alle Nebenbeichäftigungen 
ber Beamten dann verboten find, wenn fie eine nachtheilige Be— 
ziehung auf das Dienftverhältniß nehmen, baher insbef. 
wenn fie in Privatagentien und Korrefpondenzen über amt- 
lihe Gegenftände bei was immer für einer Gerichtitelle oder Be— 
hörde ausarten, oder mit einer ungeziemenden Cinmengung in Privat- 
angelegenheiten verknüpft find. Es muß das Gleiche aber auch bes 
hauptet werden von ben bereits oben $ 8 erwähnten Yuftizmin.-Er- 
läſſen v. 6/1 1854, 24/9 u. 13/12 1855 Manz'ſche I.-G.-S. No. 
1863, 2721, 2817), weil fie, obwol von $A12 ver B.-O. v. 1852 
ausgehend, doch jelbitftändige, durch $ A P.-G. nicht aufgehobene, 
Disziplinarvorfchriften enthalten !. 


$ 21. Suspenfion der Preßfreiheit. Geſetz vom 5/5 
1869. 

Während nach englifch-amerifanifchem Necht die Preffreiheit unter 
allen Umftänden gewahrt werten muß — ein Grundſatz, dem auch 
die deutſchen Grundrechte in $ 13 fich angejchloffen hatten —, aner- 
fennen vie deutſchen Gefege, auf welche aud das R.-P.-&. in $30 
verweist, im Anfchluße an die franzöfiiche Geſetzgebung das Nothrecht 
ber Staatsverwaltung, unter gewiſſen Borausjegungen und Bejchrän- 
kungen die verfaffungsgemäß gewährleiftete Preffreiheit für ſuspendirt 
zu erflären. 

Die Nothwendigkeit derartiger Beitimmungen für Ausnahmsfälle 
fann nicht in Abrede geftellt werden ?, und nicht in der Formulirung 
von „Srundrechten“, deren Ohnmacht gegenüber der zwingenden Gewalt 
ber Thatfachen durch vie geichichtliche Erfahrung hinreichend bewiejen 
ift, ſondern in der feften Umgrenzung diefes unentbehrlichen Regie— 
rungsbefugniſſes liegt das richtig erfaßte Intereſſe der Preßfreiheit. 

Diefen richtigen Weg hat auch die öſterr. Geſetzgebung betreten. 
Das Staatsgrundgefe vom 21/12 1867 R.-©.:B. No. 142 gejtattet 





4) Die eutgegengefegte Anficht bei Lienbacher a. O. 
3) Andrer Meinung Berner ©. 322, 
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die Suspenfion gewiffer ftantsbürgerlicher Rechte, deren verfaffungs- 
gemäße Anerkennung daſſelbe Staatsgrundgefeß enthält. Zur Aus- 
führung dieſes Grundſatzes erfchien das Gejek vom 5/5 4869 
R.G.“B. No. 66. Nach vemfelben können die perfönliche Freiheit, 
bas Hausrecht, das Brief- und Schriftengeheimniß, die Vereinsfrei- 
beit und bie Breßfreiheit (Artt. 8, 9, 40, 42, 43 des erwähnten 
Staatsgrundgeſetzes) juspenbirt werden: A) im Falle eines Krieges, 
jowie wenn ber Ausbruch Eriegerifcher Unternehmungen unmittelbar 
bevorfteht; 2) im Falle innerer Unruhen, fowie wenn in ausgebehnter 
Weiſe hochverrätberiiche oder fonft die Verfaffung bedrohende ober bie 
perfönlihe Sicherheit geführbenve Umtriebe fich offenbaren ($ A des 
Geſ. v. 5/5 1869). 

Die einzelnen Wirkungen einer Suspenfion ber Preffreiheit find 
62): 

4) Während nach 817 P.-G. die Hinterlegung der Probeeremplare 
bei periobifcher Drudichrift gleichzeitig mit dem Beginne der Austhei- 
fung over Verfendung, bei anderen Drudjchriften wenigftens 24 Stun- 
den vor berjelben zu geſchehen hat, kann nunmehr die Verwaltungs 
behörve für die Hinterlegung eine Friſt beftimmen, welche bei periodi- 
Shen Drudichriften bis zu 3 Stunden, bei anderen Drudichriften bie 
auf 8 Tage vor der Ausgabe ausgedehnt werden kann. 

2) Die Verwaltungsbehörde wird berechtigt, das Erfcheinen oder 
die Verbreitung von Drudichriften — ohne Unterſchied ob ausländi— 
ſche oder inländische — einzuftellen, gegen biejelben das Poftverbot zu 
erlaffen, und ven Betrieb von Gewerben, welche durch Vervielfältigung 
ftterarifcher oder artiftiicher Erzeugniffe oder durch den Handel mit ben» 
jelben die öffentliche Ordnung gefährden, einzuftellen. 


II. Die Grundbegriffe des öfterr. Preßrechts. 


$22. Die Drudihrift im Sinne bes Preßrechts. 

J. Der Begriff ver Drudichrift ift für das öfterreichiiche wie für 
das deutfche Prefrecht von fundamentaler Bereutung; dieſes reicht 
nicht weiter als jenes. Anders nach dem franzöfiichen Rechte, welches 
unter presse auch tout autre moyen de publication verfteht, „jebe 
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Aeußerung des Gedanfens, jede Art der Vervielfältigung und Verbrei- 
tung, ſowie jede Art ver Darftellung im Theater, in Bild und andern 
bleibenden Zeichen“ hieher rechnet!.. Durch die Beichränfung auf ven 
Begriff ver Drudichrift, wenn auch im weiteren Sinne des Wortes, 
tritt die Öfterr. Preßgeſetzgebung aber auch in fcharfen Gegenfaß zu den 
Genfurvorfchriften; cenfurpflichtig waren (Verordnung von 1810 88 4, 

Nu. ſ. w.; vgl. Wiesner ©. 284) auch Zeichnungen jeber Art, 

Neberfehriften an Häufern und Gewölben, Grabichriften u. dgl. ; 
ferner (Eröffnung ver Polizei» und Genfurhofftelle v. 25/12 1821 bei 
Schletter ©. 173) Stoffe, Manufakturen und Fabrifate mit Zeich- 
nungen; ja ſelbſt (nach vem Erlaffe derſelben Behörbe v. 27/6 1834 
bi Schletter ©. 177) die Erzeugniffe der Woll- und Seidenfabri- 
fanten, Dofenjabrifanten, Lakirer, Spengler „und dergleichen Gewerbs⸗ 
leute.“2. 

Seit dem Beginne der öſterr. Preßgeſetzgebung iſt neben dem eigent- 
lichen Begriffe des Wortes „Druckſchrift“ ein weiterer Umfang des— 
jelben zu unterfcheiden. 

Driudihrift im engeren Sinne ift das Erzeugniß ber 
Buchdruckerpreſſe; charakterifirt durch Die — unmittelbare oder mittel- 
bare — Herftellung mittelft beweglicher funftgereht zum 
Sage vereinigter Xettern. Weitere Erforderniffe ftellt das Ger 
jeg nicht auf; auch das unbedeutendſte Erzeugniß gehört hieher. 

Schon im $ 3 ver Vog. v. 31/3 1848 ſfinden wir die Beſtimmung: 
„Was in diefem Geſetze von Drudichriften verordnet ift, gilt auch von 
allen mittelft mechanischer Mittel (nur diefe erwähnt auch das Pa- 
tent zum Schuße des literar. und artist. Eigenthbums v. 19,10 1846 
J.“G.“S. No. 992 8 3) vervielfältigten Schriften und Bild— 
werfen.“ In 83 des Gefekes v. 13/3 4849 werben die hemijchen 
Mittel ausprüdlich ven mechanischen gleichgeftellt,. als Objekt ver Ver— 
vielfältigung „Erzeugniffe des Geiftes und der bildenden 
Kunſt (literarifche und artiftifche Werke)“ bezeichnet. Bei 





) Kayfer ©. 562, 646. 
: Bol. Kudler, Strafgefeb zu 8 68. 

3) Diefe Erweiterung bes Begriffes ift geboten Durch bie bei der Herftellung 
von Zeitungen gebräuchliche Sterestypirung. Der fertige Sag wird mit Bürften 
u. dgl. in Papier abgeflopft, und aus ber jo gewonnenen Papiermatrizze in ber 
Gußflafche Die Bleipatrizze, Die eigentliche Drudplatte gegoſſen. 
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biefer Formulirung ift bie öfterr. Geſetzgebung in Preffachen bis auf 
ben heutigen Tag im Wefentlichen ftehen geblieben !. 
Zum Begriffe ver Drudfchrift im weiteren Sinne gehört 
mithin das Zufammentreffen zweier Erforderniffe: A) 

Dervielfältigung auf hemifhem oder mechaniſchem 
Wege, 2) Vervielfältigung von Erzeugniffen der Literatur 
und Kunſt. Beide Merkmale ftellen ihrer theoretiichen Abgrenzung 
bei Weitem größere Schwierigfeiten entgegen als ber praftifchen An- 
wendung. Der Grund biefer Erfcheinung liegt nicht in der Fehlerhaf— 
tigkeit der bisherigen theoretifchen Konftruftionen, fondern in der Natur 
der Sache. Gegenüber ver gerade auf biefem Gebiete unerjchöpflichen, 
im Kampfe um's Dafein täglich fich reicher entfaltenden Geftaltungs» 
fraft des praftifchen Lebens, erfcheint jever Verſuch einer juriftiichen 
Schematifirung von allem Anfange an als ein verkehrtes Beginnen. 
Die Wiffenfchaft muß fich begnügen, gewiffe Gefichtspunfte aufzuftellen; 
bas Weitere muß ver Praris überlaffen bleiben ?. 

ad 4) In der Betonung der Vervielfältigungsmittel liegt ein dop— 
peltes: a) ter Gegenfaß zu ber mehr oder weniger ſelbſtſtändigen Re— 
probuftion; b) der Hinweis auf eine Technik des Verfahrens, durch 
welche basjelbe geeignet wird, eine Vielheit von Eremplaren, fei es 
gleichzeitig, jei_e8 fuleiftoe berzuftelfen®. Abſchreiben eines Man. 
feriptes, mit freier Hand gefertigte Kopie eines Bildes, werden nicht 
durch den erſten wol aber durch ben zweiten Gefichtspunft ausge: 
ſchloſſen. 

Im Einzelnen ſeien als hieher gehörig erwähnt: Vervielfältigung im 
Wege der Photographie, Phototypie, Chemitypie, Glyphographie, Galva⸗ 


— — — —— — — 


1) 54 P.G. „Alles was in dieſem Geſetze bezüglich der Drudichriften an— 
geordnet wird, hat nicht bloß für Die Erzeugniſſe der Druckerpreſſe, ſondern auch 
für alle durch was immer für mechaniſche oder chemiſche Mittel vervielfältigte Er- 
zeugniffe der Literatur und Kunft zu gelten“. 

2) Das Lehrbuch des Prefrechtes muß fih auf Furze Andeutungen befchränfen ; 
ausführliche Darftellung fiehe in den Monographien Über das zum Theil auf ben: 
jelben Begriffen berubende Urbeberredht. Literatur bei Dambad in Holtendorff’s 
Handbuch II S. 4022f. und IV ©. 467f. 

3) Zu eng wird ber Begriff gefaßt von jenen, welche (wie z. B. Schütze 
©. 540 Anm. 6) nur das erfte Moment erwähnen; unrichtig ift e8 ferner, insbe— 
fondere gegenüber der Photographie und den verwandten Bervielfältigungsmitteln 
mit Harum S. 68 und Anderen, die Möglichkeit einer gleichzeitigen Herftel« 
lung mehrerer Exemplare zu verlangen. 
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— oder Gießens ver Anwendung von elle (E. v. 77/3 


1877 5.73. 1875 No. 43 u. |. w.i). Selbftverftanklich ift die Bes 
ichaffenheit des Materials, das zur Vervielfältigung dient, durchaus 
gleichgiltig 2. 

Die Zahl ver Erempfare, welche auf dem eben beiprochenen chemi- 
chen over mechanifchen Wege gewonnen werben müffen, bamit von 
einer Berpvielfältigung gefprochen werben könne, läßt fich ziffer- 
mäßig nicht feftftellen, mehr und mehr bricht fich hier wie in ähnlichen 
Fällen vie allein richtige Anfchauung Bahn, bie Beantwortung der 
Trage von den konkreten Umftänden abhängig zu machen 3. 

ad 2) Zum Begriffe ver Druckſchrift im weiteren Sinne des Preß— 
rechts, genügt aber die Vervielfältigung durch chemifche oder mecha- 
nifhe Mittel nicht, e8 muß als zweites Moment hinzukommen — 
und dieß wird von ber äfterr. Theorie und Praris auf dem Gebiete des 
Preßrechtes regelmäßig überfehen — daß ald Objekt ver Vervielfäl- 
tigung ein Erzeugmiß der Yiteratur oder der Kunſt vorliegt. 
Eine alfen Anforverungen tes Lebens genügend juriftifche Definition 
bes „literarifchen ober artiftifchen Werkes“ ift bis jetzt nicht aufgeftellt 
worten und kann auch nicht gegeben werben. Der Begriff wird am 
Harjten vurch ben ne auf feinen Segenfag: | das Erzeugniß 
der Jnodujtrie, anbelg, ber Sewerbe. Te Inniger 
—— zwiſchen unit und und Intuftrie von Tag zu 
Tag fich geſtaſet deſto ſchwieriger ee allerdings die Abgrenzung 

ebiefe von einander, deſto verfehrter aber auch die Aufftellung 
juriftifcher auf Allgemeingiltigkeit Anspruch machender Definitionen. 
Das entſcheidende Merkmal liegt in der objektiven Beftimmung ves 
Werkes; das literarifche oder artiſtiſche Erzeugniß ift ſelbſtſtändige, fich 
jelbft genügenve, um ihrer felbft willen exiſtirende geiftige Schöpfung, 

4) Ueber jene Fälle, in welchen Die Vervielfältigung theils auf mechaniſchem 
Wege, theils handſchriftlich erfolgt vgl. Hye, Strafgefeg ©. 88. 

2) Bgl. Beruer ©. 165. 

3) Unrichtig Lieubacher 1S. 69, es genüge einmaliger Abdruck, mit der 
bezeihnenden Motivirung, es fei durch die Praris feftgeftellt, daß zwei Menſchen 
foviel feien als „mehrere“ Menichen. Frühwald ©. 86, welcher berjelben Anficht 
buldigt, überfieht, indem er die Verantwortlichkeit für den Inhalt auch bei ein« 


maligem Abdrude als „jelbftverftändlich” betrachtet, den Kernpunkt der Frage: Die 
Berantwortlichkeit für den Inhalt einer Drudichrift. 
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während das Inbuftrieprobuft als Mittel zum Zwede den menjchlichen 
Bedürfniſſen zu dienen beftimmt ift!. 

Daß diefe Beichränfung der prefrechtlichen Anordnungen auf — 
in ber angegebenen Weije vervielfältigte — literarifche und arti- 
ſtiſche Werke, dieſe gleiche Umgrenzung des Herrichaftsgebietes der 
preßrechtlichen Normen mit jenem des Urheber- und Autorrechtes nicht 


nur in dem Wejen der Sache feinen Grumd bat, fondern auch zu zahl- | 


reichen praftiichen Inkonvenienzen führt, die Nechtiprechung in falfche 
Bahnen drängen muß — dafür dürfte insbefonvere ver folgende & ven 
Deweis liefern. Hier fei die Thatjache Eonftatirt. Das beutjche R- P.G. 
ſpricht in $ 2 von „Schriften und bildlichen Darſtelngen die ‚gleiche 
Definition Türde Jh) auch Ur das öfterr. Necht” „empfehlen, So lange 
aber das ®. :©. von 1862 in Krait bleibt, muß daran feitgehalten 
werben, daß — abgejehen von ven Drudjchriften im engeren Sinne, 
ben Erzeugnifjen der Buchdruckerpreſſe — zum Begriff der Drud- 
ſchrift dasſelbe Kriterium gehört, von welchem das Patent vom 19/10 
1846 die Verleihung feines Schutes abhängig macht: daß es fich 
nämlich handle um ein Erzeugniß der Literatur oder Kunft. 
Das Preßgeſetz findet demnach Anwendung, wenn eine Drudjchrift 
r ntweder im engeren oder im weiteren Sinne bes Wortes — 


J gewiß Feine Titerariichen Bere, aber. als ——— der ee 


Drudichriften im engeren Sinne des Wortes , fie fallen alſo unter bie 

Beſtimmungen des Preßrechtes, wenn ihnen auch ber gejetliche Schuß 
& gegen Nachdruck verjagt bleibt. 

Aus der mangelhaften Faffung des Gefeges erklärt fich zum Theile 

bie in der dfterr. Literatur und Praxis vielfach herwortretende Hin © 

neigung zu einer unnatürlichen Erweiterung des Begriffs der Drud- 


4) Aehnlich Harum S. 108; Mandry, Das Üirheberredht. Erlangen 1867. 
©. 219; Kloftermann, Das geiftige Eigenthum an Schriften u. ſ. w. Berlin 
1867. 1 ©. 177, 206$.; Derfelbe, Das Urheberrecht an Schriftwerken u. f. w. 
Berlin 1871. ©. 69, 77; Eudemann, Das Gejeß, betreffend das Urheberrecht 
an Schriftwerfen u. ſ. w. Berlin 1874. ©. 3f.; D. Wächter, Das Autorredt. 
Stuttgart 1875. ©. 44; Derfelbe, Das Urheberrecht. Stuttgart 1877. ©. 62 ff. 

2) Die insbefondere gegen Harum gerichteten Ausführungen Lienbacher's 
1©. 63 ff., die eine Kette von Mifverftändniffen enthalten, beruhen in ihrem letzten 
Grunde auf der mangelhaften Unterfcheidung bed engeren und meiteren Begriffs 
der „Drudihriften“. Auh Harum ſelbſt (S. 293) kann von dieſem Vorwurfe 
nicht ganz freigejprochen werben. 
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ſchrift, insbeſondere die Tendenz, in jeder chemifchen oder mechanifchen 
Vervielfältigung irgend eines Gegenftandes ein artiftiiches Werk zu 
erbliden. .So fällt nach ver Anficht von Lienbacher J. ©. 67 bie 
Abnahme einer Todtenmaste „nach ver Natur“ unter pas Preßgeſetz, 
fo hat das Wiener O.-2.-©. in der €. v. 4/8 4863 die Uebertretung 
tes $ 325 ©t.-©., begangen durch den Inhalt einer Drudichrift, an— 
genommen, als ein Friſeur fein Lokal mitteljt Adreßkarten anfünbigte, 
welche in Folge einer eigenthümflichen Zufammenftellung von Bilvern, 
Worten und Zahlen bei oberflächlicher Betrachtung für Banknoten ge- 
halten werten konnten, eine Entjcheivung, ver fih Lienbacher I. 
©. 90 vollkommen anjchließt, und welche auch Mitterbacher und 
Neumayer, Erläuterungen zur St.-B.-D. von 1873 ©. 934 zu 
billigen jcheinen ; fo hat ver O.“G.⸗H. in der E. v. 1/3 1870 (©..3. 
1870 No. 48) fogar Papierjervietten zu den artijtiihen Werken ge- 
vechnet. Vom Standpuntte biefer Auffaſſung des $ 4 B.-G. wäre es 
nur fonfequent, in der Nachmachung von Papiergeld und dgl. ein durch 
den Inhalt einer Drudjchrift begangenes Preßdelikt zu erbliden!, eine 
Konſequenz, welche die Anficht ſelbſt als eine irrthümliche klar hervor: 
treten läßt?. 

Während nach vem deutſchen R.P.-G. ($ 2) Mufikalien nur dann 
ven Drudichriften gleichgeftellt werden, wenn fit" mif Torf oder Er- 
läuterungen“ verjehen find, fallen fie nach öſterr. Recht. als literarijche 
(micht als artiſtiſche) Erzeugniſſe ohne weitere Einſchränkung unter das 


823. Streitfragen. 

I. Die in Defterreich wie anderswo viel erörterte Trage, ob die Er- 
zeugniffe ver Photographie dem Prefigefege unterliegen, ift nach ven 
eben beiprochenen Grundſätzen zu entſcheiden. Die öfterr. Praxis hat 
zwiſchen zwei gleich unrichtigen Extremen gefchwanft?. In den 50er 


4) Bol. dagegen u. A. Shward, Geſetz über bie Preſſe v. 12/5 48541 (1862) 
©.89, Hartmann, Gefet über die Preſſe v. 12/1854 (1865) ©. 158, Barth 
S. 29, Schwarze S. 89. 

2) Auch Spielkarten erſcheinen nicht als Drudichriften, weber im engern 
noch im weiteren Sinne des Wortes. Ueber Die Auffaffung diefer Frage in ber 
beutihen Praris vgl. Thilo ©. 124, Marquardſen, Das R.-P.G. v. 7/5 
1874 (4875) ©. 272, Schwarze ©. 157, Berner 9.335, Kayfer ©. 561. 

3) Vgl. barliber fienbader U. ©. 19ff. 
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Jahren, als vie Photographie eben erſt angefangen hatte Verbreitung 
in alle Schichten der Gefellfchaft zu finden, fcheuten die Gerichte vor 
der Anwendung der Preßordnung auf diefelbe ebenjo zurüd, wie 
vor jener bes Patentes vom 49/10 4846 zum Schutze des lite- 
rarifchen und artiftiichen Eigenthums. Als aber die Unfittlichkeits- 
Induftrie fich der Photographie für ihre Zwede bemächtigte, als 
auch die Photograpben felbft vielfach den Schuß der Gerichte gegen 
Nachruf anriefen, Fam die entgegengefette Anficht zum ‘Durch 
bruch. Der oberfte Gerichtshof verlangte in der E. vom 26/5 1863_ 
(..9. 186# No. 29) die Hinterlegung von Probeeremplaren ; ebenjo 
wurde das Patent von 1846 Für anwendbar erklärt, obwol ein Gut- 
achten Eitelberger’s und der ſämmtlichen Profefforen der Akademie 
der bildenden Künfte fich im entgegengefegten Sinne ausgeiprochen 
hatte, Als fich nun auch ber Erlaß des Staatsminiſteriums vom 27/4 
1864 ver Anficht des D.-©.-H. anjchloß, war die Frage für die öfterr. 
Praris entichieven. Einen ähnlichen Gang nahm die Sache in Deutich- 
land, und auch hier werben photographifche Erzeugniffe ohne Weiteres 
dem Prefrechte unterworfen 1. 

Trotz biejes fcheinbar feſtſtehenden Nefultates dürfte eine aber- 
malige Erwägung ber für und gegen biefe Entjcheidung fprechenvden 
Gründe nicht überflüffig fein. 

Wie oben betont wurbe, fett fich der weitere Begriff der Drud- 
fchrift aus zwei Momenten zufanmen, deren eines das Mittel, deren 
anveres das Objekt ver Vervielfältigung betrifft, und beven Zufammen- 
treffen im konkreten Falle für die Anwendung des Prefrechtes unerläß- 
lich iſt. Es kann num feinem Zweifel unterliegen, daß die Photographie 
als Bervielfältigungsmittel ven Erforbernifjen des $ 4 P.-©. ent- 
fpricht. Ebenjowenig kann die Anwendung viefes $ irgend ein Be- 
benfen erregen, wenn das im photographifchen Wege vervielfältigte Ob - 
jeft ein Kunſtwerk im juriftifchen Sinne, ein Gemälde, eine Gemme 
oder Statue, ein Basrelief over ein Kupferftich, oder wenn e8 vielleicht ein 
Heineres literariſches Erzeugniß tft. Zweifelhaft können überhaupt 
nur jene Fälle fein, im welchen e8 fih um Aufnahme nad der 
Natur handelt. Wollte man auf dieſe Fälle das Preßgefek anwenden, | 
jo müßte man als das vervielfältigte Objekt nicht das aufgenom- | 


4) Bol, Berner S.1638, Kayſer ©. 568. 
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mene Original, fondern die Driginalaufnahme betrachten; 
in ber That war bieß die Auffaffung des D.-©.-9., welcher bie er- 
wähnte E. v. 26/5 41863 mit ven Worten begründet: „Auch photogra- 
phifche Driginalaufnahmen find als Kunfterzeugniffe zu betrachten, indem 
es nicht bloß auf mechanifche Kunftfertigfeit, fondern auch auf Fünft- 
ferifche Auffaffung und Anordnung anfommt“!. Der Trugichluß, auf 
dem dieſe Motivirung beruht, läßt fich leicht erfennen. „Künjtlerifche 
Auffaffung und Anordnung“ machen das Weſen ver Kunft nicht aus; 
nicht in dem Mangel an Geſchmack Liegt der Unterfchied der Induſtrie 
gegenüber ver Kunft, jondern wie oben bemerkt, in ber Verſchiedenheit 
ber Bebürfniffe, für welche fie arbeiten. Wäre bie Anficht des D.-©.-9. 
richtig, dann gäbe e8 feine Kunftinduftrie, dann würde jedes, über bie 
rein handwerksmäßige Schablone fich erhebende gewerbliche Modell oder 
Mufter durch die erfte Vervielfältigung zum artiftiichen Erzeugniſſe, 
fiefe unter das Preßgefeß, wäre aber auch durch das Patent von 1846 
gegen Nachorud geſchützt; das Patent vom 7/12 1858 R.-©.-B. 
No. 237 zum Schuge der Mlufter und Modelle wäre nichts als ein 
großer Irrthum des Gefetsgebers gewefen. 

Aber nicht nur die Motivirung der Entſcheidung vom 26/5 1863, 
ſondern dieſe felbft ift unrichtig. Photographiſche Originalaufnahmen ſind 
eben keine „Erzeugniſſe der Kunſt“, ihre Vervielfältigung fällt nicht 
unter das Preßgeſetz. Der Photograͤph, mag er mit noch ſo feinem Takte 
dem Objekte die geeignetſte Stellung geben, den richtigen Standpunkt 
wählen, Licht und Schatten vertheilen — immer iſt es das Objekt, das 
er wiedergiebt, mit allen Einzelheiten und Unvollkommenheiten wieder— 


fräfte, aber deren Werf und nicht das feine ift das Endrefultat ver 
Bemühungen. Er ift gebunden an fein Objekt, während der Künftler 
über dieſem ſteht. Dieſe Erwägungen waren e8 auch — und das tft 
ein ſchwerwiegendes Argument gegen bie öfterr. Praris — aus welchen 
man in Deutjchland ein beſonderes Gejek für nöthig hielt, um bie 
photographiichen Erzeugnifje gegen Nachdruck zu ſchützen?. 


4) In gleicher Weife begründet Lien bacher I S. 67, 118. 9ff. feine Anficht, 
während Frühwald ©. 84 fidh damit begnügt, ven Sa als Ariom hinzuftellen. 
2) Publizirt am 10/4 4876. Bgl. Über jeine für unfere Frage äußerſt lehr⸗ 
reiche Entſtehungsgeſchichte O. Wächter, Urheberrecht ©. 273 ff. ; ferner Dam» 
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Durhaus verkehrt wäre es, wenn die Anfichten ver beutichen 
Schriftfteller, die Präjudikate der deutſchen Gerichte, welche fich für die 
Anwendbarkeit der preßrechtlichen Beftimmungen auf photograpbijche Er- 
zeugnifje ausgeiprochen haben, als Argument für die Nichtigfeit ver - 
öſterr. Praxis verwenden zu wollen. Nur das dfterr. Preßgeſetz 
Ipricht von Erzeugniffen der Kunft, das deutfche von „bilvlichen Dar- 
jtellungen“ jchlechthin ; nur in der öfterr. Geſetzgebung reicht für Bild— 
werke im weiteften Sinne der Schuß gegen Nachdruck ebenfoweit wie 
die prefrechtliche Verantwortlichkeit; das deutſche Necht hat, und zwar 
aus guten Gründen, in beiden Fällen eine durchaus verfchievene Grenz. 
[inie gezogen. 

Zur Vermeidung von Mißverftänpnifien fei noch bemerkt, daß vie 
ausgeiprochenen Bedenken lediglich gegen die Praris auf Grund ber 


bejtehenven dfterr. Gefete, nicht aber gegen die Nothwendigfeit einer 
Unterwerfung der photographiichen Erzeugniffe unter das Preßrecht de 
————— mb, Eee 


II. I. Eine zweite” zweite ebenfalte viel beiprochene Kontroverſe betrifft die 
fogenannten „Rorrefponbenzen“, welche, auf dem Wege ver Auto-, 
Litho⸗, Metallographie, mittelft Durchdrudichrift u. ſ. w. erzeugt, zur 
ausſchließlichen Vertheilung an Zeitungsredaftionen bejtimmt find?. 
Unterliegen bieje Korreſpondenzen dem Preßgeſetze? 

Auf dem Boten der deutſchen Neichsgefeßgebung ift bie Kontroverſe 
gelöft, das R.-P.:G. befreit fie in $ 13 ausdrücklich von ben für 
periodifche Drudichriften getroffenen Beſtimmungen; eine beinahe 
jelbftverftändliche Konſequenz aus dem in $ 2 aufgeftellten Grunbjage, 
nach welchem nur die zur Verbreitung bejtimmten, durch 


bad in Holtzendorff's Handbuch IV ©. 484, und bie von diefem daſelbſt S. 468 
angeführte Literatur. 

1) Mit der hier vertretenen Anſicht ſtimmen von öſterr. Schriftſtellern im All— 
gemeinen überein: Harum a. O. S. 100 und in ber öſterr. Wochenſchrift für 
Wiſſenſchaft, Kunft und öffentl. Leben, 1863 No. 24; Stubenraud ©.-3. 1864 
No. 3; ein Anonymus G.-3 1864 No. 75; Schent, Zeitſchrift für das öſterr. 
Nolariat 1864 No. 6 u. 9. 

2) Ueber ihre Gefchichte und Bebeutung vgl. Wuttfe ©. 4145; über bie 
preußifche und jähftihe Praris Shward S.52, Hartmann ©. 54, Barth 
S. 34. Doch darf nicht überjehen werben, daß in Preußen und Sachſen ber Streit 
fi hauptſächlich darum drehte, ob dieſe Korreſpondenzen als „Zeitungen oder Zeit- 
ſchriften“ aufgefaßt werden könnten. 

Liszt, Das Öfterreichifche Preßrecht. 5 
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chemiſche oder mechanifche Mittel bewirkten Vervielfältigungen von 
Schriften den eigentlichen Drudjchriften gleichgeftellt find. 

Auch die öfterr. Geſetzgebung hat fich bereits vor Jahren mit ver 
Trage bejchäftigt. ‘Der Bunbesbeichluß von 4/3 1833 (bei Schlet- 
ter ©. 455), welcher die autographirten Korrefpondenzen ven Satzungen 
des Preßrechts unterwirft, wurde auch in Defterreich noch in demſelben 
Jahre kundgemacht (vgl. die Circulare bei Schletter ©. 178). In 
neuerer Zeit verordnete ber Yuftiz-Min.-Exrlaß vom 29/7 1866 (bei 
Lienbacher ll. ©. 273) „daß von nun an die Beſtimmungen bes 
2. Abjchnittes des P.-G. zur Aufrechthaltung ver Ordnung in Preß- 
fachen auch auf bie fogenannten autographirten (paufirten) Lokalkorre— 
jponbenzen zur Anwendung zu bringen ſeien“!. Ein Erlaß des Finanz- 
minift. vom 9/4 4867 (bei Lienbacher II. ©. 274) ftellt fie auch 
bezüglich ver Stempelpflicht ven periodifchen Drudichriften gleich. 

Abermals alfo ftehen wir vor einer ſcheinbar definitiven Entjchei- 
dung der Streitfrage. Aber auch hier zeigt die nähere Betrachtung, 
daß die Entſcheidung unrichtig, mit dem Gejege im Widerſpruche ift. 
Bon einer Drudichrift im engeren Sinne kann gewiß nicht ge— 
ſprochen werben, ba ein Erzeugniß der Buchdruckerpreſſe nicht vorliegt. 
Aber auch als Drudichriften im weiteren Sinne fünnen dieſe Korre- 
Ipondenzen nicht betrachtet werden, da fie zwar auf chemifchem over 
mechanifchem Wege vervielfältigt, aber Feine Erzeugnifje der 
Literatur find, ein wejentliches Merkmal des Begriffes alſo mangelt. 
Sie find Zufammenftellungen einzelner thatfächlicher Notizen, Ber: 
zeichniffe, Kataloge des Gefchehenen ; es fehlt ihnen der geiftige In— 
halt, die jelbitftändige Exiſtenz, die das literarifche Erzeugniß charafte- 
riſirt; fie find das Rohmaterial, das verarbeitet werden muß, und erft 
durch die Verarbeitung zum Geijtesprodufte wird; Briftenz und Be— 
deutung erlangen fie erft, indem fie al8 Korrefpondenzen verfchwinden, 
um in bie Zeitung aufgenommen, zum Erzeugniffe der Literatur zu 
werden? Auch bier alfo, wie bei den Photographien, ift die Anwendung 


4) Ueber die Borgeichichte Diejes Erlafies und Die frühere öſterr. Praxis vgl. 
Lienbacher IS. Mff., 137 ff. 

2) Im gleihen Sinne Dambacd, Das Urheberrecht, Berlin 4874, ©. 94, 
D. Wächter, Autorredht, S. 82. Vgl. über den Charakter der Zeitungsnotizen 
überhaupt: Harum ©. 74, Jolly, Lehre vom Nachdruck (1852) S. 110, 
D. Wächter, Berlagsreht (1857) ©, 174, Friedländer, Rechtsſchutz gegen 
Nachdruck und Nachbildung (1857) S. 27, Heydemann u. Dambad, Die 
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ber preßrechtlichen Normen nur durch eine Aenderung ver Gejetsgebung, 
nicht auf dem Wege der Interpretation möglich; auch hier giebt jene 
eigenthümliche Auffaffung des öfterr. Preßgeſetzes den Ausichlag, 
welche (abgejehen von ven eigentlichen Drudicriften) im Gegen- 
ſatze zum deutſchen Recht, fich durchaus an die im Patent zum Schute 
des literarifchen und artiftiichen Eigenthums von 1846 gegebene Defi- 
nition ber Druckſchriften anlehnt, vie heterogenften Rechtsgebiete ber 
gleihen Schablone unterwirft. 


8 24. Die periodifche Drudicrift. 

Die Behandlung der Zeitungspreffe bilvet in allen modernen Ge— 
jeßgebungen ven Mittelpunkt der Beitimmungen; in ihr manifeftirt fich 
am Harften ber Geift des Geſetzes. Gegen vie periodifche Preffe iſt in 
erjter Linie das Arfenal der Waffen gekehrt, welches ven Behörden zur 
Verfügung geftellt wird. 

Wie ehemals vom 17. bis tief ins 18. Jahrhundert hinein die be- 
ſcheidenen gefchriebenen „Blättl“ verjchiebenften Namens !, ver— 
fieht auch heute die hochentwidelte Tagespreſſe der Neuzeit ven Tirail— 
leur-Dienft im Kampfe ver Meinungen; fie beherricht die Mafje bes 
Volls, deſſen Anſchauungen fie beftimmt, deſſen Leidenſchaften fie ent- — 7 
flammt, deſſen Bildung fie immer fördert, deſſen ſittliches Gefühl fie — — 
bald veredelt bald verdirbt; fie iſt eine Macht, aber fie haftet auch fir — —— 
den Gebrauch derfelben nicht nur vor dem Forum der Weltgejchichte, 
ſondern auch vor den Amtsftühlen der Gerichte?. 

Die Feftftellung des juriftiichen Begriffs der periodiſchen Preſſe ift 
für das Preßrecht daher von fundamentaler Bedeutung; eine Reihe 
von gejeglichen Anoronungen knüpft an ihn an. 

Die öfterr. Gefeßgebung weicht auch hier ab von dem in Deutjch- 
land geltenden Recht. Das deutſche R.-P.-©. giebt feine allgemeine 


preußifche Nachprudsgefeßgebung (1863) S. 497 — deren Aeußerungen ſich ſämmt— 
lich für die oben vertretene Anficht verwertben laſſen. 

4) Der Cod. austr. enthält eine Reihe von Verordnungen gegen tiefe in kul— | 
turgefchichtlicher Beziehung höchſt merkwürdige Form der periobiichen Literatur. | 
Bon Maria Thereſia noch wiederholt verboten (Decrete v. 7/2 4750, 49/40 1754, 
48/8 4753), verſchwinden fie unter Joſef II., um nach feinem Tode abermals auf- 
zutauchen. Noch im Jahre 1794 hielt man e8 für nöthig, fie bei firenger Strafe "| 
verbieten. 

2) Geiſtvolle Ausführungen über die Bebentung ber periobifchen Preije bei 
Berner ©. 208. 

b* 
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Definition, ſondern fpricht von Zeitungen und Zeitfchriften fchlechthin ; 
nur die, allerdings praktisch hochwichtige, Verpflichtung zur Benennung 
eines verantwortlichen Redakteurs wird davon abhängig gemacht, daß 
die Zeitung oder Zeitfchrift in monatlichen, oder fürzeren, wenn auch 
unregelmäßigen Friften erjcheint ($ 7). 

Dagegen ftellt die öſterr. Gefeßgebung in $ 7 unter den „allge 
meinen Bejtimmungen" den Begriff ver periodiſchen Drudichrift für 
das ganze Gebiet des Prefrechtes feit. Sein Vorliegen hängt ab von 
dem Zufammentreffen zweier Momente: 

4) Die Abfchnitte des Erſcheinens. Nur jene Drudichrift 
ift eine periotifche im Sinne des Prekrechts, welche wenigſtens 
einmal im Monate, wenn auch in ungleihen Zeitab- 
ihnitten erjcheint. Tages- und Wochenblätter, halbmonatliche 
und Monatsfchriften fallen demnach unter den Begriff; Fachblätter 
wie die politifchen Journale; Zeitungen, die in Blättern ausgegeben 
werben, wie Zeitjchriften, die in Heften erfcheinen 1, 

Die ziffermäßige Abgrenzung der periodifchen von der nicht. 
periopifchen Preffe unterliegt vom rein theoretifchen Standpunkte aus 
manchen Bedenken; aber fie hat ven großen praftifchen Vorzug für 
fich, eine fcharfe, äußerlich fofort erfennbare Grenzlinie zu ziehen, und 
fann fich auf zahlreiche Analoga auf anderen Gebieten des Rechts be- 
rufen. Eben darum aber wäre e8 verkehrt, gegen ven Wortlaut 
ber Beftimmung den Geift, bie ratio des Gefeges zur Geltung bringen 
zu wollen, von einer — wirfungslofen — Umgehung des Gejetes zu 
iprechen, wenn ver Termin nur um wenige Tage überjchritten wird, 
die Zeitfchrift alfo z.B. am 20. Jänner und dann wieder am 4. März 
erſcheint?; ebenjo verkehrt, al8 wenn man den Unmündigen als mün- 
big betrachten wollte, weil ihm nur wenige Tage zu ber gelesiin be- 
jtimmten Altersgrenze fehlen. 


4) Der Unterfchieb zwifchen Zeitungen und Zeitjchriften hat demnach für das 
öfterr. Recht Feine praftiiche Bedeutung. Vgl. Über denfelben O.“T. 12/7 1855 
G.-⸗A. III S. 693; und daran fih anſchließend Hartmann ©. 53, Schwarze 
©. 36, Berner ©. 207, Kayjer S. 580 u. 9. 

2) Die die Anficht von Harum ©. 306; fie erinnert am die Drohungen der 
Cenſurvorſchriften gegen die „verfappten“ Zeitungen. Bol. Bartb-Bartben- 
beim, Syſtem ber abminiftrativen Bolizei (Wien 4829) 1 ©. 444, Wiesner 
©. 329. 


Die periobifche Drudichrift. $ 24. 69 


2) Die einzelnen Nummern oder Hefte dürfen fein abge» 
Ihloffenes Ganzes bilden. Dadurch unterſcheidet fich die perio- 
diſche Drudichrift von dem Yieferungsmwerke, das, nach einem 
bejtimmten Plane angelegt, feinen Abſchluß, wenn auch erft nach Jah— 
ren finden muß. Die Praxis wird, von diefem Gefichtspunfte geleitet, 
bie richtige Grenze leicht einzuhalten wiſſen. 

Die einzelne Nummer der Drudichrift umfaßt auch die zır dem 
Hauptblatte gehörigen Beilagen. Diefe bilven feine Pertinenzen, 
theilen fein Schidjal. Das Recht zur Herausgabe ver Drudichrift 
umfaßt auch bie Beilagen, ver auf dem Hauptblatte genannte Redakteur 
haftet auch für fie, die Benennung des Druckers genügt dem Gejete, 
wenn fie auch nur auf dem Hauptblatte gefchieht, ver Zeitungsitempel 
wird nach ven Hauptblättern berechnet, u. ſ. w. 

Zum Begriff der Beilage, als zugehörigen Beftandtheils eines 
Blattes oder Heftes gehört A) gleichzeitige Ausgabe mit vem 
Hanptblatte; 2) nicht-abgefonberte Pränumeration. 

„Dagegen müffen in Anfehung aller Blätter, welche fich ihrem In— 
halte nach als jelbitjtändige periodifche Drudichriften darftellen, und 
im Pränumerationswege abgefondert veräußert werben, bie für das 
Erjcheinen periodifcher Drudichriften gefeglich vorbezeichneten Be— 
dingungen auch dann abgeſondert erfüllt werden, wenn fie in Form 
von Beilagen einer andern periodischen Druckſchrift oder mit bemfelben 
Titel ausgegeben werben, unter welchen dieſe erſcheint.“ 

Die für periodifche Drudichriften geltenden befonderen prefrecht- 
lichen Beftimmungen find in Kürze zuſammengefaßt, die folgenden : 

4) Benennung eines verantwortlichen Redakteurs $ 9 P.:©. 

2) Vorläufige Anzeige der Herausgabe $ 10f. P.-G. 

3) me Borausjegungen Verpflichtung zum Kautions- 
erlag $ 13 «© 

4) Hinterlegung der Probeeremplare mit dem Beginne der Aus- 
tbeilung $ 17 B.-©. 

5) Abgabe eines Treieremplares auch an den Chef des Verwal. 


a 848 P.G. 
6) Verpflichtung zur Entrichtung des eitungsftampe unten $42). 
7) Berichtigungszwang $ 19 P.-©. 
: Verpflichtung zur Aufnahme von amtlichen Erläffen, Erkennt: 
niffen oder Verfügungen der Strafgerichte $ 20 P.-©. 
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9) Beſondere Regeln über die Verantwortlichkeit für die durch ven 
Inhalt ver Drudichrift begangenen ftrafbaren Handlungen nach dem 
3. Abfchnitt des P.-©. 


825. Das Preßdelikt; jein Wefen und feine Arten. 


Die geiftvollen Ausführungen über Begriff und Eintheilung ver 
Prefbelikte, welhe G lafer in feinem Gutachten an ben 6. deutſchen 
Suriftentag veröffentlichte, bildeten den entſcheidenden Wendepunkt in 
ver Behandlung der Frage. Trotz alles Wiverfpruches, den fie, und 
zwar zum großen Theil mit wollen Rechte erfahren haben, muß jede 
weitere Unterfuchung an fie anknüpfen, ihnen gegenüber Stellung 
nehmen. 

Glaſer unterjcheibet : 

A) Die uneigentlihen Preßdelikte: „Handlungen, deren 
Thatbeftand nicht Schon an und für fich durch ven Mißbrauch ver 
öffentlichen Meinungsäußerung bedingt ift“; Injurien, Gottesläfterung, 
Betrug, Fälſchung, -Erpreffung, Bedrohung, Mißbrauch der Amts: 
gewalt u. ſ. w. Sie find nach den allgemeinen Strafrechtsgrundfägen 
zu beurteilen, 

2) Die eigentlichen Preßdelikte: „für die öffentliche Ord— 
nung gefährliche und blos darum verbotene Publikationen“, nicht 
friminelles, fonvern polizeiliches Unvecht. Als verboten find nur die- 
jenigen Beröffentlichungen anzufehen, durch welche entweder 

a) zu jtrafbaren oder wenigftens rechtswidrigen Handlungen auf: 

gereizt, oder 

b) ein durch das Geſetz gefchüttes Objekt in einer an fich verwerf- 

lichen Form angegriffen wird. 

Gegen dieſe zweite Gruppe follen nur objektive Repreſſivmaß— 
regeln ftattfinren, über deren Zuläſſigkeit das Gericht zu entjcheiden hat. 

Die Fehler dieſer berühmt gewordenen Eintheilung treten bei 
näherer Betrachtung Har zu Tage!. Sie liegen 1) In ver Nichtberüd. 








1) Vgl. gegen Glafer: John ©. 3418ff, Marguardien ©. 132, 
Jaques ©. 30, Letzterer behält Glaſer's Eintbeilung ber Sache nach bei, 
leugnet aber (mit Acht) Die polizeiliche Natur der 2. Gruppe; ibm fchließt fich 
Merkel Mezenſion in der Grünhut'ſchen Zeitichrift 1874) in Diefem Punkte 
an, während Nowafl®.-3. 1874 No. 61 die Olajer’iche Anficht vertritt. 


Das Prefbelitt, fein Weſen und feine Arten. $ 25. 71 


fichtigung jener theoretifch wie praftifch hochwichtigen Gruppe von 
Preßdelikten, welche nicht fchon durch die Normen des allgemeinen 
Strafrechtes, ſondern erft durch die prefrechtlichen Vorſchriften ge— 
ſchaffen werben, ber Uebertretungen bes Preßgewerbe-, Preßpolizei- 
und Preßftrafrechts. 2) Im der bereits in ver Eintheilung zu biefem 
Lehrbuche beiprochenen Ipentifizirung von Publizität und Preffe, vie 
bem franzöfiichen Rechte entipricht, ver deutſchen und öſterr. Gejeß- 
gebung aber durchaus fremd, und in ver Natur ver Sache nicht ge 
legen ift. 3) Im ver dem Wefen ver Sache widerſprechenden Verſchie— 
benheit jener Grundfäge, welche für die Behandlung ver beiden Grup— 
pen aufgeftellt werten, ob num eine Gottesläfterung durch die Preffe 
begangen, over zu Haß und Verachtung aufgereizt wurde — bie 
Schwierigkeiten, welche die Anwendung der Prinzipien des allgemeinen 
Strafrechts bietet, find im beiden Fällen die gleichen, fordern darum 
auch für beide Gruppen der Prefvelifte vie gleiche Objektivirung des 
Verfahrens. 

Auf bie von John, Lentner, Jaques u. A geltend gemach— 
ten Anfichten einzugehen, verbietet Umfang und Zwed tes Lehrbuchs. 
Das in dieſem aufgeftellte Syftem beruht auf einem anderen Grund— 
gedanken, e8 geht aus von der Verfchiedenheit ver Normen, 
bie durch die Preſſe übertreten werten. 

I. In die erfte Gruppe gehören vie Uebertretungen ber 
im allgemeinen Strafgefege enthaltenen Normen. Dan 
fönnte hier unterjcheiden — und hat das vielfach gethan — zwifchen 
jenen Normen, welche die Verlegung, und jenen, welche die Ge— 
fährdung ftaatlich geſchützter Nechtsgüter verbieten , vie Uebertretung 
der erfteren würden als friminelles, die der legteren als polizeiliches 
Unrecht erjcheinen. Allein dieſe Unterjcheitung, jo berechtigt jie an 
und für ſich ift, hat feinen Werth für vas Preßrecht; vie Verfolgung 
derartiger Uebertretungen, wenn durch vie Preffe begangen, unterliegt 
in dem einen wie in dem anderen alle ven gleichen Schwierigkeiten, 
und die durch diefe Schwierigkeiten bevingten Abweichungen von den 
allgemeinen Prinzipien des Strafrechts über die Zurechnung der Schuld 
u. ſ. w. find beiven Gruppen gegenüber gleich nothwendig. 

Oder aber man könnte unterjcheiven zwischen ſolchen Uebertretungen 
ftrafrechtlicher Normen, welche nur durch die Preſſe begangen werten 
fönnen, und anderen, bei welchen die Begehung durch die Prejje ein 
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zufälliges, wenn auch nicht gänzlich beveutungslofes Moment bes 
Thatbeftandes ift!. So ift 3. B. bei öffentlichen Aufforberungen zu 
ſtrafbaren Handlungen die Begehung durch die Preſſe durchaus nicht 
zum Begriffe des Deliktes erforderlich; dagegen erjcheint die Veröffent- 
lichung einer Anklagejchrift nach dem geltenven öfterr. Nechte (Gefetz 
vom 17/42 1862 R.:©.:B. für 1863 No. 8) nur dann als ftraf- 
bar, wenn fie mitteljt einer Druckſchrift erfolgte?. Man könnte, bie 
Glaſer'ſchen Ausdrücke frei verwendend, bie erſteren als uneigent- 
liche, die feteren als eigentliche Preßdelikte bezeichnen. Allein auch 
dieſe Eintheilung hätte nur äußere Gründe für fich, würde der inneren 
Berechtigung entbehren, da dieſe gejegliche Beſchränkung bes That- 
beſtandes jelbjt rein zufälliger Natur ift, auf dem Wefen ver Sache 
nicht beruht. Der fprechenpfte Beweis für die Richtigkeit dieſer Be- 
hauptung wird durch ven öſterr. Strafgefegentwurf erbracht, ber in 
8 137 (nach der Negierungsvorlage) ganz allgemein bie Beröffent- 
lichung der Anklagefchrift verbietet und fie z. B. auch dann beftraft, 
wenn die Kundmachung in öffentlicher Berfammlung mündlich er» 
folgt iſt. 

Es ericheint demnach als das zwedmäßigfte, von jeder Untertheis 
fung biefer Gruppe abzujehen, alle hieher gehörigen Fälle mit einem 
gemeinjchaftlichen Namen zufammenzufaffen. Das Lehrbuch wird diefe 
Gruppe als primäre Preftelifte, oder Preßbelifte erfter Ordnung 
bezeichnen, und darunter bie durch den Inhalt einer Drud- 
ihriftbegangenen Uebertretungen einer Norm bes all- 
gemeinen Strafrechts verjtehen. 


1. Neben dieſe Preßdelikte erſter Ordnung tritt eine zweite, für 
das pofitive Preßrecht weitaus wichtigere Gruppe. Auch das Prefrecht 
ſelbſt jtellt eine Reihe von Normen auf, deren fchulchafte Uebertretung 
ein Delikt begründet. Der Schuß, den der Staat ven verjchiedenen 
Rechtsgütern durch die Normen des allgemeinen Strafrechtes gewährt 
hat, genügt ihm der Prefje gegenüber nicht; gerade, weil hier die Ger 


4) Diefe Eintbeilung fällt n ich t zufammen mit der von Gla fer aufgeftellten ; 
ſchon die Faſſung, mehr noch das gewählte Beifpiel dürfte den Unterjchieb klar her» 
vortreten laſſen. 

2) Weitere Beifpiele bietet außer dem. cit. Geſetze beinabe jedes Preßgeſetz, fo 
bie älteren öfterreichiichen, die partifulär-deutichen und das Reichsgefeg von 187%. 


Das Preßdelilt; fein Weſen und feine Arten. $ 23. 73 


fahr einer Uebertretung bejonders nahe liegt, oder vom Gefetgeber als 
bejonders naheliegend betrachtet wird, hält er die Aufführung eines 
boppelten und breifachen Walles um die bedrohten Nechtsgüter für 
nothwendig. Diefe Umwallung bilden die Vorfchriften des Preß— 
polizeirechts, und, noch weiter vorgefchoben gegen die Angriffs- 
fronte des Gegners, die Normen des Preßgewerberedhtes. Die 
Uebertretungen biejer, erjt durch das Preßrecht ge- 
ſchaffenen, Anordnungen bilden die Preßdelikte zweiter 
Dronung, bie ſecundären Preßdelikte, welche untereinander 
innig verwandt, durch weſentliche Charaktereigenthümlichfeiten ver 
erſten Grippe gegenübertreten. 


II. Wir müffen aber noch eine dritte Gruppe unterfcheiden. 
Das Preßrecht begnügt fich nicht damit, daß das Urteil wegen eines 
Preßdeliktes gefällt, und auf die im allgemeinen Strafprozekrechte vor: 
gezeichnete Weife erequirt werde; es ftellt neue Normen auf, burch 
welche die zwingende Macht des gefällten Spruches gegen jeden Wider— 
ftand ficher geftellt, die Erefution mit befonderen Garantien umgeben 
werben fol für alle Zukunft. Auch diefe Normen werden durch Straf- 
brohungen wirkſamer gemacht; die Weiterverbreitung ber verbotenen 
Drudichrift, die Fortfeßung der eingeftellten Zeitung u. ſ. w. bei 
Strafe verboten. Die fchulphaften Nebertretungen dieſer Nor: 
men des Prefftrafrechtes bilden die Preßdelikte dritter 
Ordnung, die terfiären Preßdelikte. Sie zeigen manche Ber- 
wandtichaft mit der zweiten Gruppe, müffen aber von diefer, wie von 
ben primären Preßbeliften firenge gejondert werben !. 


826. Die verantwortlihen Perjonen. 


Während alle Diejenigen, welche an dem Zuſtandekommen einer 
ftrafbaren Druckſchrift in irgend einer Weife ſchuldhaft betheiligt find, 
nach den allgemein ftrafrechtlichen Grundfägen zur Rechenfchaft ge— 
zogen werben Fönnen (97 St.-©.), hebt das Prefrecht gewiſſe Per- 
fonen wegen ihrer regelmäßigen und intenfiven Betheiligung an ber 
Herftellung und Verbreitung von Drudjchriften befonders hervor, 
um den Umfreis ihrer Verpflichtungen wie ben ihrer Verantwortlichkeit 


4) Die Preßdelikte 2. u. 3. Ordnung können als „eigentliche“ den „uneigent- 
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genau abzugrenzen. Die Ausprüde, teren fich das Gefet zur Bezeich- 
nung biefer in erfter Linie verantwortlichen Perſonen bevient, bebürfen 
als technifche einer wenn auch furzen Erörterung; fie find für das ganze 
Gebiet des Prekrechtes von gleicher Wichtigkeit, find wahre preßrecht- 
liche Fundamentalbegriffe: gehören mithin dem allgemeinen Theile an. 

I. Der Druder. 

Ebenfowie bezüglich ver Drudichriften ein engerer und ein weiterer 
Begriff derfelben im Preßrechte zu unterfcheiden ift, jo müffen wir auch 
dem Druder im eigentlichen dem natürlichen Sprachgebrauche ent- 
Iprechenten Sinne des Wortes den Druder im weiteren Sinne bes 
Prefrechts gegenüberftellen. 

Druder ift alfo 

4) terjenige, der mittelft ver Buchdruckerpreſſe die 
Drudihriften im engeren Sinne heritellt; 

2) derjenige, der literarifche oder artijtiihe Erzeug- 
niſſe auf chemiſchem order mechaniſchem Wege ver- 
vielfältigt. 

Wo fich das Preßrecht des Wortes Druder ohne Beiſatz bedient, 
iſt dasjelbe im weiteren Sinne zu nehmen. Der Steindruder wie ber 
Kupferftecher, der Photograph wie ver Galvanoplajtıfer, ber Gipsgießer 
wie der Prüger von Denkmünzen Können unter dieſen Begriff fallen, 
wenn nicht nur das Mittel, fonvern auch das Objekt ver Verviel- 
fältigung den Anforderungen des Gejetes entfpricht. 

Dabei ift jedoch zu betonen, daß nicht der einzelne Arbeiter, ver 
Seter, Correftor, metteur-en-pages u. j. w., der nur nad) allgemein 
ſtrafrechtlichen Grundſätzen haftet, jondern zunächft nur der In— 
haber ver Druderei als Druder im Sinne des Preßrechtes zu be- 
trachten ift ($ 5 P.-©.). Ihm obliegt die Erfüllung der im Geſetze 
dem Druder auferlegten Verpflichtungen, ihn trifft die Verantivortung 
für ihre Vernachläſſigung. Iſt ver Inhaber eine andere Perſon als 
ver Eigenthümer ver Druderet!, jo haftet nach dem Klaren Wort: 
laute des Gefeges nur der erftere, nie der legtere. Dit ein Geſchäfts— 
leiter bejtellt, jo tritt diefer an Stelle des Inhabers das Nähere 


4) Die Möglichkeit eines Auseinanderfallens beider Begriffe wird anerkannt 
vom O.T. 20/9 1872 (G.⸗A. XX ©. 602); Thilo ©. 18, Schwarze ©. 17. 
Bgl. aud 8 58 der Gewerbeorbnung, welcher Die Verpachtung ausbrüdlich erwähnt. 


Die verantwortlichen Perfonen. $ 26. 75 


unten 8 35). Diefe zunächft für ven Druder gegebene Beitimmung des 
85 P.⸗G. wird im Gefege felbjt nur auf das Verhältniß des Ver» 
legers zu feinem Gefchäftsführer ausprüclich ausgedehnt, muß aber 
in gleicher Weiſe in allen analogen Fällen — 3. B. Beftellung eines 
Gejchäftsleiters burch den Sortimentsbuchhändler als „Verbreiter“ im 
Sinne des Preßrechts — zur Anwendung gebracht werben. 

ALS durchgreifenves Prinzip des Prefrechts, deſſen häufige Außer: 
achtlaffung zu manchen Mißſtänden in ver Braris geführt hat, muß 
der Sat gelten, daß nur die thatfählihen Verhältniffe über 
die Qualität einer beftimmten Perſon als Druder entfcheiden. Druder 
ift nicht derjenige, der auf der Drudjchrift als folcher genannt wird, 
ſondern jener, der wirklich bie Vervielfältigung vornimmt. Die Be- 
nennung eines Strohmanns erjcheint als falfche Angabe und hat alle 
gejetzlichen Folgen einer folchen. Treffend jagte Herb ft in ven Berhant- 
lungen des Abgeorpnetenhanfes (U.-St.:P. I. Seffion ©. 1974): „vie 
Geſchäftsleitung ift eine Thatiache, und Thatfachen zu Eonftatiren, das 
ift Gegenstand der richterlichen Unterfuchung und Verhandlung“. Wir 
werben auf biefen für alle verantwortlichen Berfonen geltenden Grund» 
ſatz noch wiederholt zurückkommen müffen. 

Wenn mehrere Druder an Herftellung derſelben Drud- 
jchrift fich betheiligen, fo haben wir zwei Fälle zu unterſcheiden: 

4) Verſchiedene Abjchnitte verfelben Drudjchrift werden bei 
verfchiedenen Firmen in Druck gegeben jede einzelne erfcheint hier als 
Druder des von ihr hergejtellten Theiles. 

2) Eine Firma übernimmt dem Befteller gegenüber den Drud bes 
Ganzen, überläht aber, auf eigene Rechnung und Gefahr, den Drud 
einzelner Partien an eine oder mehrere andere Drudereien ; hier haftet 
nach außen hin, auch ven Behörden gegenüber nur bie erfte Firma 
als Druder des Ganzen!. Auch dieſe Grundfäge gelten für alle ver: 
antiwortlichen Perſonen unter Vorausſetzung analoger Verhältniffe. 

Dbliegenheiten des Druders. Er haftet nah $ 9 P.-©. 
dafür, daß bie bei ihm gedruckten Schriften bie vom Geſetze geforderten 
Angaben enthalten, nach $ 11 für die Erfüllung der zur Herausgabe 
einer periodischen Drudjchrift nothwendigen Vorbedingungen, er hat die 


4) Ebenfo Marquardſen S. 65, Schwarze ©. 17, Berner ©. 196. 
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genau abzugrenzen. Die Ausprüde, teren fich das Geſetz zur Bezeich- 
nung dieſer in erjter Linie verantwortlichen Perfonen bevient, bebürfen 
als technijche einer wenn auch Furzen Erörterung; fie find für das ganze 
Gebiet des Prefrechtes von gleicher Wichtigkeit, find wahre prefrecht- 
liche Fundamentalbegriffe: gehören mithin dem allgemeinen Theile an. 

l. Der Druder. 

Ebenfowie bezüglich der Druckſchriften ein engerer und ein weiterer 
Begriff verfelben im Preßrechte zu unterſcheiden tft, fo müffen wir auch 
dem Druder im eigentlichen bem natürlichen Sprachgebrauche ent- 
Iprechenten Sinne des Wortes den Druder im weiteren Sinne bes 
Preßrechts gegenüberftellen. 

Druder iſt alfo 

A) terjenige, der mittelft der Buchbruderpreffe die 
Drudihriften im engeren Sinne herftellt; 

2) derjenige, ver literarifche oder artiftifhe Erzeug- 
niſſe auf demifhem oder mechaniſchem Wege ver- 
vielfältigt. 

Wo fich das Prekrecht des Wortes Druder ohne Beifag bedient, 
ift vasjelbe im weiteren Sinne zu nehmen. Der Steindruder wie der 
Kupferftecher, der Photograph wie ver Galvanoplajtiter, der Gipsgießer 
wie der Prager von Denfmünzen können unter viefen Begriff fallen, 
wenn nicht nur das Mittel, fondern mich das Objekt ver Verviel- 
fältigung den Anforderungen des Gejetes entjpricht. 

Dabei ift jevoch zu betonen, daß nicht ver einzelne Arbeiter, der 
Seter, Correftor, melteur-en-pages u. |. w., der nur nach allgemein 
jtrafrechtlichen Grundſätzen haftet, ſondern zunächſt nur ver In— 
haber ver Druderei als Druder im Sinne des Prefrechtes zu be- 
trachten ift (8 5 P.-©.). Ihm obliegt die Erfüllung der im Geſetze 
dem Druder auferlegten Berpflichtungen, ihn trifft die Verantwortung 
für ihre Vernachläſſigung. Bft ver Inhaber eine andere Perjon als 
ver Eigenthümer ver Druderei!, jo haftet nach dem Haren Wort: 
laute ves Gefeges nur der erftere, nie der legtere. It ein Geſchäfts— 
leiter beftellt, jo tritt biefer an Stelle des Inhabers das Nähere 


4) Die Möglichkeit eines Auseinanberfallens beider Begriffe wirb anerkannt 
vom D.-T. 20/9 4872 (G.⸗A. XX ©, 602); Thilo ©. 18, Schwarze ©. 17. 
Vgl. auch $ 58 der Gewerbeordnung, welcher die Verpachtung ausdrücklich erwähnt. 
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unten $ 35). Diefe zunächft für den Druder gegebene Beftimmung des 
86 P.⸗G. wird im Gefege jelbjt nur auf das Verhältniß des Ber- 
legers zu feinem Gejchäftsführer ausprüdlich ausgevehnt, muß aber 
in gleicher Weije in allen analogen Fällen — 3. B. Beftellung eines 
Gejchäftsleiters durch den Sortimentsbuchhändler als „Verbreiter” im 
Sinne des Preßrechts — zur Anwendung gebracht werben. 

Als durchgreifendes Prinzip des Prefrechts, defjen häufige Auer: 
achtlaffung zu manchen Mifftänden in ver Praris geführt hat, muß 
ver Sat gelten, daß nur die thatfählihen Verhältniffe über 
die Qualität einer beftimmten Perfon als Druder entjcheiden. Druder 
ift nicht derjenige, der auf der Druckſchrift als folcher genannt wird, 
ſondern jener, der wirklich vie Vervielfältigung vornimmt. Die Be- 
nennung eines Strohmanns erfcheint als falfche Angabe und hat alle 
gefeglichen Folgen einer folchen. Treffend fagte Herb ft in ven Verhand⸗ 
lungen des Abgeordnetenhauſes A.St.P. I. Seſſion S. 197%): „bie 
Geſchäftsleitung ift eine Thatfache, und Thatſachen zu fonftatiren, das 
ift Gegenftanb der richterlichen Unterfuchung und Verhandlung“. Wir 
werben auf diefen für alle verantwortlichen Berfonen geltenden Grund» 
fa noch wiederholt zurückkommen müffen. 

Wenn mehrere Druder an Herftellung verfelben Drud- 
ſchrift fich betheiligen, jo haben wir zwei Fälle zu unterfcheiden : 

4) Verſchiedene Abfchnitte derſelben Drudjchrift werben bei 
verfchiedenen Firmen in Drud gegeben ; jede einzelne erfcheint hier als 
Druder des von ihr hergeftellten Theiles. 

2) Eine Firma übernimmt dem Beftelfer gegenüber den Drud des 
Ganzen, überläßt aber, auf eigene Rechnung und Gefahr, ven Drud 
einzelner Bartien an eine oder mehrere andere Drudereien ; bier haftet 
nach außen hin, auch ven Behörden gegenüber nur die erjte Firma 
als Druder des Ganzen!. Auch diefe Grunvjäge gelten für alle vers 
antwortlihen Berjonen unter Borausfegung analoger Verhältniffe. 

Dbliegenheiten des Druders. Er haftet nah $ 9 P.-©. 
bafür, daß die bei ihm gebrudten Schriften die vom Geſetze geforderten 
Angaben enthalten, nach $ 14 für die Erfüllung der zur Herausgabe 
einer periodischen Drudichrift nothwendigen Vorbedingungen, er hat die 


1) Ebenfo Marquardſen S. 65, Schwarze ©. 17, Berner S. 196. 
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Probeeremplare des $ 47, unter gewiffen Vorausjegungen auch die 
Freieremplare des $ 18 abzuliefern und für die Entrichtung des Zei— 
tungsftempels Sorge zu tragen (vgl. unten $ 42); feine ftrafrechtliche 
Berantwortlichkeit für den Inhalt der Drudfchrift wird burch Art. II 
ber Novelle vom 15/10 1868”geregelt. 


I. Der Berleger. 


Berleger ift derjenige, in defjen Hand der Vertrieb ber 
Druckſchrift fonzentrirt ift. Der gejchäftliche Theil beim Er- 
jcheinen ver Drudjchrift, ihre Vertretung nach außen, die Vermittlung 
ihres Verkehrs mit dem Publikum ift feine Aufgabe; unter feiner Füh— 
rung, jeinem Schuße, joll die durch den Drucker bereits hergeftellte 
Drudichrift ins Leben treten. Seine Thätigkeit ift verwandt mit ver 
des Verbreiters, von ihr aber verfchieden wie die Aufgabe des Feldherrn 
von ber des Soldaten ; ber Verleger leitet, als Seele des Ganzen, 
ven Vertrieb, dem er die entſcheidende Richtung giebt, und die einzelnen 
BVerbreiter find nur untergeordnete Organe in feinem Dienft. Die 
Berbreitung ift ein einzelner Akt oder eine Reihe von foldhen; ber Ber- 
fag die Thätigfeit des Abjates im Großen und Ganzen. 

Die Definition, welche pas a. b. ©.-B. in $ 4164 bezüglich des 
Berlegers aufjtellt, fann nur mit bedeutenden Modifikationen für das 
Preßrecht verwerthet werben. 81164 fagt: „vurch ven Vertrag über ven 
Berlag einer Schrift wird Jemandem vom Verfaſſer das Recht ertheilt, 
biejelbe durch den Druck zu vervielfältigen und abzufegen“. Für das Prep- 
recht entjcheidet aber einzig und allein die tHatfächliche Beforgung 
bes Abſatzes. Gleichgiltig ift e8, ob diefe auf Rechnung des Abjegers 
oder auf die des Verfaſſers ftattfintet, auch im leßteren Falle, beim 
fogenannten Rommiffionsverlag, findet alles im Preßgeſetze über 
ben Verleger Gejagte Anwendung!; nicht aber gilt das Gleiche von 
dem Sortimentsbuchhändler, der mit dem Verfaſſer in feiner 
Beziehung fteht, und, ebenfo wie der Kommiſſionär over Kom- 
miffionsbuhhändler, dem Zwifchenhändler, der Mittelsperfon 
zwiſchen dem Verleger und dem Sortimentsbuchhändler, nur als Ber- 
breiter der Drudichrift prefrechtlih in Betracht kommen kann. 


4) Andrer Anfiht Hye, Strafgeſetz ©. 282. 
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Gleichgiltig ift e8 ferner, ob die Drudlegung, die Vervielfältigung 
burch den Verleger beforgt, oder direkt vom Verfaſſer einer beftimmten 
Druderei übertragen wird. 

Ebenſo ijt, im Gegenfage zu der Auffaffung des Civilrechts, das 
Rechtsverhältniß zwiſchen Verleger und Berfaffer für 
das Prefrecht durchaus irrelevant; es ift nicht erforderlich, daß ein 
Vertrag zwifchen beiden Theilen zu Stande gefommen ift, es ent- 
ſcheidet lediglich die Thatjache des Abſetzens. Nicht nur der legitime 
Verleger, ſondern jeder, der das Verlagsrecht thatjächlich ausübt, ver 
eine bereits nachbrudsfrei gewordene Schrift ohne jede Berührung mit 
dem Verfaſſer ober deſſen Nechtsnachfolgern wieder erfcheinen läßt, 
oder jogar durch die Beforgung des illegitimen Abſatzes ſich eines De— 
liltes ſchuldig macht — iſt Verleger im Sinne des Preßrechts . 

Ob der Abjat gegen Entgelv erfolgt oder nicht, kann an der That: 
ſache, daß abgefett wird, nichts ändern, und da nur biefe entjcheivet, 
si auch der Anentg eldlich Abſetzende als Verleger —— wer⸗ 





* die richtige Anſich — in Oeſterreich? als v von der Brazie m ans 
erkannte bezeichnet werben. Bemerkt fei noch, daß gerabe dieſer An- 
ficht gegenüber ver Bericht des Ausſchuſſes des Abgeordnetenhauſes 
im Jahre 4871 von einer „vielfach unnatürlichen Auffaffung“ des Ver— 
legerbegriffes gefprochen hat. 

Ebenjowenig als Entgelvlichfeit des Abjates, ift Gewerbs— 
mäßigkeit des VBertriebes zum Begriffe des Verlegers erforverlich. 
Nur in zwei Fällen macht das Geſetz von der Gewerbsmäßigkeit des 
Berlages die Anwendbarkeit jeiner Beftimmungen abhängig: 1) Nach 
$ 18 P.-©. obliegt die Ablieferung ber Freiexemplare dem Drucker 


4) Ebenfo u. A. Shward ©. 47, Hartmann ©. 59, Thilo ©. 13, 
Berner ©. 197, Kayſer ©. 576f., .. ©. 18, O.⸗T. 27/2 4856 
(8.4. IV ©. 378), 17/6 4863 G.⸗A. XI ©. 620); durchaus verfehlt Früh— 
walb ©. 89f. 

2) Unridtig E. 19/12 1863 (®.-3. 1864 No. 18); Lienbader I ©. 57, 
Harum ©. 294, Herbftad$ 9 P.G. Bol. noch unten $$ 28 u. 32. 

3) An Deutſchland fteht die Richtigkeit der im Texte vertretenen Anficht feft; 
vgl. u. Bartb ©. 33, Berner S. 197. — Die richtige Anſicht vertritt auch 
Hye S. 283. 
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bezüglich jener Schriften, auf welchen ein gewerbsmäßiger Verleger 
nicht oder fälichlich genannt ift. 2) Nach Art. III der Novelle vom 
15/10 1868 haftet ver VBerbreiter für den ftrafbaren Inhalt ver Drud- 
Schrift, wenn auf verjelben weder ein Verfaſſer noch ein gewerbsmäßiger 
Verleger angegeben ift. Die ausprüdliche Hervorhebung der Gewerbe: 
mäßigfeit in viefen beiden Ausnahmsfällen beftätigt ven oben auf- 
geftelften Grundſatz. 

Beim Selbftverlage (vgl. unten $ 34) tritt der Verfaſſer voll- 
ftändtg an die Stelle des Berlegers und übernimmt deſſen Pflichten 
und Verantwortung. 

Ueber die Stellung des Eigenthümers, Inhabers, Gejchäftsleiterg, 
die gemeinjchaftliche Betheiligung Mehrerer, über die Erweiterung des 
Begriffs durch $ 4 P.-©. ift das oben bezüglich des Druders Geſagte 
analog anzuwenden. 

Dbliegenheiten des Berlegers: er haftet nach $ 41, wenn 
mit der Herausgabe einer periodischen Drudichrift vor Erfüllung der 
gefetlichen Bedingungen begonnen wurde, hat nach $ 18 die Abliefe- 
rung der Freieremplare zu beforgen, eventuell ven Zeitungsftempel zu 
entrichten (vgl. unten $ 42); und fann unter den Vorausfegungen bes 
Art. III der Novelle von 1868 für den ftrafbaren Inhalt der Drud- 
fchrift verantwortlich gemacht werben. 


II. Der Herausgeber. 


Mit diefem Worte wird in den verjchienenen Gefeßgebungen ein 
durchaus verichievener Begriff verbunden ; insbefondere weicht die Auf- 
faffung des deutſchen Rechts prinzipiell von jener ver öfterr. Gefek- 
gebung ab!. Nach ver Natur ver Sache wäre Herausgeber derjenige, 
ber eine periodifche oder nicht periodifche Drudichrift erfcheinen läßt 2, 
vermittelnd zwifchen ven Autor und den Verleger tritt, die Unterhand- 
lungen mit letzterem führt und abjchliekt. 

Das öfterr. Preßrecht kennt den Begriff des Herausgebers als 
einen technifchen nur bei periodiſchen Drudjchriften; er forreipon- 
dirt hier dem des Verlegers bei nicht periodifchen Schriften vgl.d9 P.-©.), 


4) Bgl. über die Auffaffung des deutſchen Nechts Berner S. 198, Kayſer 
S. 579. 


2) O.T. 17/6 1863 (G.⸗A. XI ©. 617). 


Die verantwortlichen Berfonen. $ 26. 79 


und tritt in Gegenfag zu tem des Redakteurs. Wie biefer bie 
geiftige,, ift der Herausgeber vie adminiftrative Seele des Unterneh- 
mens; feine Aufgabe „beiteht in ter Herftelung der Verbindung 
zwifchen Redaktion, Druderei und Vertrieb, und in einer fortwähren- 
ben, minbeftens negativ überwachenvden Beeinfluſſung dieſer Geſchäfts— 
zweige” 1. 

Auch hier entfcheiven über das Vorliegen des Begriffes lediglich die 
thatſächlichen Verhältniffe?, und nicht als richtig kann es bezeichnet 
werben, wenn Glaſer? fagt: „Herausgeber ift derjenige, welcher vie 
dem Herausgeber nach dem Preßgeſetze zukommenden Pflichten aus- 
prüdlich übernommen hat; allenfalls (2) verjenige, welcher vie Ge- 
ihäfte, woran jene Pflichten gefnüpft find, bejorgt.“ Im Gegentheile ! 
burch die rein formelle Uebernahme ver Prlichten des Herausgebers, 
durch die Bezeichnung als ſolcher auf dem Blatte fünnen die thatjäch- 
lichen Verhältniſſe nicht umgeftoßen werben, fanıı ver wirkliche Her- 
ausgeber feine Pflichten nicht auf einen Strohmann überwälzen ; jollte 
auf der Drudjchrift eine Perjon als Herausgeber genannt fein, welche 
in Wirklichkeit die Funktion der Herausgabe nicht ausübt, jo würde 
biefe falſche Angabe alle gefeglichen Folgen einer ſolchen nach fich 
ziehen. 

Beſondere Beftimmungen über die perfönliche Qualififation , vie 
zur Vebernahme der Herausgabe einer periodifchen Druckſchrift er: 
forberlich wären, bat unfer Geſetz nicht aufgejtellt , Erwägung verbient 
ber von Lienbacher 1. ©. 56 gemachte Vorſchlag, die Unfähigkeit 
zur Herausgabe als Folge gewiffer ffrafgerichtlicher Verurteilungen 
ea ae —— 

Der Herausgeber einer periodischen Druckſchrift hat nach 8 10 P.-©. 
bie beabfichtigte Herausgabe behörplich anzumelten, er haftet nach $ 14 
P.⸗G., wenn vor oder bei der Herausgabe die Vorjchriften bes Geſetzes 
nicht beachtet wurden; eine Berantwortlichteit wegen des Inhaltes ver 
Druchſchriften trifft ihn nach Feiner Richtung, ſoweit ihn nicht etwa die 

allgemein ftrafrechtlichen Grundſätze als Schuldigen erfcheinen laſſen. 


u 





1) Glaſer, Rechtsgutachten in den gef. H. Schriften II S. 67. 
2) Kayſer S. 579. 

3) U S. 74. 

4) Bgl. unten $ 39. 
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IV. Der Berbreiter. 

Der BVerbreiter ift die Mittelsperſon zwiichen dem Publiftum und 
dem Berleger ; er beforgt als deſſen Organ das Kleingeichäft, die Aus: 
theilung der von viefem verlegten Drudichrift. Der Verleger kann — 
und wird meift — auch zugleich jelbft Verbreiter fein und übernimmt 
dann eine boppelte Verantwortlichkeit. Alle Arten der Austheilung 
unter das Publitum, von ver Thätigfeit des Sortimentsbuchhändlers ° 
angefangen bis zu jener des Ausrufers und Haufirers hinab, fallen 
unter den Begriff ver Verbreitung, über den noch genauer in $ 28 ge: 
Iprochen werben muß. 

Der BVerbreiter hat zunächit dafür zu haften, daß die Verbreitung 
auf Feine durch pas Geſetz unterfagte Weile ($ 23 P.-©.) vor fi 
geht, er wird verantwortlich gemacht für bie Verbreitung einer mit 
Berbot over Bejchlag belegten Schrift ($ 24) und kann auch wegen des 
Inhaltes ver von ihm verbreiteten Drudfchriften unter ven Bedingungen 
des Art. III der Novelle vom 15/10 1868 zur NRechenfchaft gezogen 
werben. 


827. Vortfegung. V. der Redakteur. 


Eine juriftifche Definition des Redakteurs bietet große kaum zu 
überwindende Schwierigkeiten ; insbefonvere gilt das für das dfterr. 
Recht, welches gerade bei periodiſchen Drucdichriften neben ver Thätig— 
feit des Redakteurs die des Herausgebers unterfchieden wiſſen will. 

Die Stellung des Redakteurs ift in Wirklichkeit eine von ven fon- 
freten Verhältniffen außerordentlich abhängige; fie ift eine andere je 
nah dem Umfange und dem Programme des von ihm vertretenen 
Diattes, je nach der Zahl, dem Geſchicke, dem Einfluffe ver an dem 
Unternehmen dauernd oder von Fall zu Fall betheiligten Mitarbeiter, 
eine andere ſelbſt je nach ver verſchiedenen Richtung feiner perjönlichen 
Begabung; noch verwidelter werben vie Verhältniffe, wenn neben ven 
leitenden Chefredakteur eine größere ober geringere Anzahl von mehr 
oder weniger jelbjtjtändigen Redakteuren für bie einzelnen Abtheilungen 
des Blattes tritt. Gerade aus diefer Unzulänglichkeit des Begriffes für 
eine fcharfe juriftifche Umgrenzung erklären fich zum großen Theile jene 
allgemein befannten und allgemein geduldeten Mißſtände, welche vie 
praktiſche Handhabung des Preßrechts in vielen Fällen zu einer aller 
Betheiligten unwürdigen Komödie machen. 
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Nach ver Auffaffung des Prefrechts ift der Redakteur unter allen 
Umftänden, um mit Lentner zu jprechen, ver Monteur, der die ein- 
zelnen Theile ver Maſchine zuſammenſetzt; er ift die geiftige Seele des 
Blattes, er wählt vie Wlitarbeiter, prüft die einlaufenden Arbeiten, 
jtellt aus ihnen das Blatt zuſammen; feine Individualität fpiegelt fich 
wieder in Geift und Richtung des Blattes, dem er ven Stempel feiner 
Perfönlichkeit aufprägt. Während ver Herausgeber vie Gelomittel für 
das Unternehmen aufzubringen, die materielle Eriftenz desjelben zu 
jihern hat, jorgt der Redakteur für das geiftige Kapital, für das ideelle 
Geveihen ver Zeitung. Er haftet in erfter Yinie für alles, was das 
Blatt fagt und will, an ihn knüpft daher das moderne Prefrecht vie 
ganze Yaft ver Berantwortlichkeit, von ihm verlangt fie, um das mit 
Erfolg thun zu können, den Nachweis gewiffer Eigenfchaften, deren 
Mangel ihn von der Führung der verantwortlichen Redaktion aus— 
ichließt. Auch dem Redakteur gegenüber ift an dem bereits wiederholt 
betonten Grundſatze feitzuhalten, daß nur die thatſächlichen Ber- 
hältniſſe, nicht aber irgend welche Fiktionen darüber entjcheiden, ob 
ber gefetliche Begriff im konkreten Falle feine Verwirklichung gefunden 
hat oder nicht. Redakteur ift verjenige, ber redigirt. So 
ſelbſtverſtändlich das Klingt, fo ſcheint doch unfere gerichtliche wie jour- 
naliftifche Praxis von dem entgegengejegten Standpunkte auszugehen. 
Die Sache ift daher näher zu unterfuchen. Dabei muß die polizeiliche 
und die ftrafrechtliche Seite der Frage auseinander gehalten werben. 

1) Das Geſetz verlangt die Nennung eines verantwortlichen Re— 
bafteurs auf jedem Blatte einer periodifchen Drudfchrift, ſtellt gewiffe 
Erforderniffe auf, an welche die Fähigkeit zur Uebernahme der Redak— 
tion gefmüpft ift, und bebroht mit Strafe jede dießbezügliche der Wahr- 
heit nicht entiprechende Angabe. Sobald demnach bei der An- 
zeige von der beabfichtigten Herausgabeeiner perio- 
diſchen Drudichrift oder auf dem Blatte felbjt eine 
Perſon als Redakteur benannt wird, weldhe nichts 
mit der Redaktion zu thun hat, treten alle diejenigen 
Folgen ein, welche nah dem Gejege mit einer faljchen 
Angabe verbunden find Die thatfächlichen Verhältniſſe ent- 
ſcheiden alfein; der Strohmann bleibt Strohmann, wenn er auch auf 
noch jo vielen Zeitungen als Redakteur genannt fein follte. Unſer 
Preßgefet giebt demnach die Möglichkeit an die Hand, - Unmwejen 

Liszt, Das öfterreihiiche Preßrecht. 
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ver Sitzredakteure in wirkſamſter Weife zu ſteuern; und wenn biefe 
Möglichkeit unbenügt bleibt, wenn das Unwefen von Tag zu Tag an 
Ausbreitung gewinnt, fo trägt zum geringeren Theile die periodiſche 
Prefje, zum größeren die Schwerfälligfeit unſerer Praxis daran bie 
Schul. 

Diefe Auffaffung hat wienerholt die Anerkennung des oberften Ge— 
richtshofes gefunden; fo in den Entfcheivungen vom 19/8 1863 (bei 
Lienbacher II. ©. 31), vom 9/1 1866 (G.-3. 1866 No. 13) und 
vor Kurzem in der eingehend motivirten Caſſationsentſcheidung vom 


3/12 1877 (6..3. 1878 N. 8]. TUT 


Die entgegengefetste Meinung würde, wie Lienbacher II. ©. 32, 
36 treffend bemerkt, in ihren letten Konfequenzen dahin führen, daß 
für alle an demſelben Orte erſcheinenden periodischen Drudjchriften 
eine und biefelbe, vielleicht des Yejens und Schreibens unkundige Per- 
fon als Redakteur beftellt würde, fie hat thatfächlic dahin geführt, 
daß Leute als „verantwortliche Redakteure“ fignivten, die nicht einmal 
ber Sprache mächtig waren, in welcher das von ihnen vertretene Blatt 
erichien ?. 

Gerade der Umfang der Haftung, die den Redakteur nach öfterr. 
Rechte trifft, ſpricht für die ftrengere Auffaffung. Ex wird nicht, mit 
Ausschluß des Gegenbeweies, auf Grund einer geſetzlichen Fiktion, als 
Thäter der in der Druckſchrift begangenen ſtrafbaren Handlung be— 
lrãchtel ev ft verantwortlich nur : für die Bernachläffigung pflichtmäßiger 


a —— ·— 


Aufmerkſamkeit bei Führung der Redaktion. Dieſe Faſſung des Ge— 
ſetzes hätte feinen Sinn, wenn es dem Geſetzgeber gleichgiltig wäre, ob 
der Redakteur fich überhaupt an der Führung der Redaktion betheiligt 
oder nicht. Ebenjowenig ließe fich die Beftimmung des $ 12 P.-©., 
welcher die Fähigkeit zur Uebernahme ver Redaktion von gewijjen Vor— 
ausjegungen abhängig macht, erklären, wenn es tem wirklichen Re— 
dakteur jederzeit freiftünde, diefelbe durch Vorfchiebung eines Stroh: 
manns zu umgehen. Endlich jei noch bemerkt, daß auch das deutjche 
R.P.G. in $ 18 den Berleger einer periopifchen Druckſchrift mit 





4) Bol. insbef. die Ausführungen des Generalprofurators bei Gelegenheit der 
letstangeflihrten Verhandlung. 


2) Wahkberg, Kl. Schriften I. S. 169. 
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Strafe bedroht, wenn er es wifjentlich gejchehen läßt, daß auf derſelben 
eine Perſon fälfchlich als Redakteur benannt werbe'. 

Als jelbftverftändlich erfcheint der Sat, daß es Aufgabe des An- 
Klägers ift, ven Beweis für feine Behauptung: die Wirklichkeit entfpreche 
den gemachten Angaben nicht, zu erbringen. Ebenfo gewiß ift es auch, 
daß nur bie thatfächlichen Verhältmiffe in Frage geftellt werden dürfen, 
daß dagegen eine Erörterung über die allgemeine Bildung des Redak— 
teurs, über feine Befähigung zur Erfüllung ver von ihm übernom- 
menen Aufgabe abjolut unzuläffig und dem Wortlaute des 812 P.G. 
ebenfo wie dem allgemeinen Geifte unferer Preßgeſetzgebung zuwider: 
laufend wäre 2, 

Dabei darf aber eine Einſchränkung des oben aufgeftellten Grund— 
ſatzes nicht überjehen werden. Derjenige ift Redakteur, ver redigirt: 
db. 5. derjenige, der fihb an der Redaktion betheiligt. 
Welchen Umfang, welche Bedeutung diefe Betheiligung hat, ift dem 
Geſetze gegenüber gleichgiltig. Redakteur ift nicht nur derjenige, der die 
geiftige Triebfraft des ganzen Unternehmens ift, ſondern auch jede von 
ben vielen Perſonen, welche, wenn auch in untergeoroneter Weife, pas bei 
einer großen Zeitung überaus umfangreiche Gefchäft ver Redaktion 
beforgen. Dem Gejege wird Genüge geleiftet, wenn 
auch nur eine der an der Redaktion betbeiligten Per— 
jonen genannt wirt. Sie iſt Redakteur, einer der Redakteure; 
ihre Nennung als Redakteur enthält daher feine Unmwahrheit. Für 
biefe, in Deutfchland allgemein anerkannte Anficht, ſpricht auch der 
Wortlaut unjeres Gefetes, welches in $ 9 „ven Namen wenigitens 
eines verantwortlichen Redakteure“, nicht ı "ober des Nevatteurs ober 
der Redakteure rennt Für dieſe Auffaffung ſpricht ferner die 
Natur der Sache, da im entgegengeſetzten Falle bei allen größeren 
Blättern eine ganze * von Perſonen genannt werden müßte, deren 
Berantwortlichfeit von einander abzugrenzen (man denke an die Stel- 
fung der NRebafteurs-en-chef, an die Aufgabe des Nachtredafteure) 
geradezu unmöglich wäre, beren folidarifche Haftung aber bei jebem 
Prefprozeffe Schaaren von Schulvigen in die Arrefte führen würde. 


4) Bgl. darüber Thilo ©. 25, Schwarze ©. 62, Marguardien 
S. 105ff., Berner ©. 264 ff., Kayſer ©. 646f. 
3, Ebenfo Thilo ©. 24; D.-T. v. 6/11 1868 (D.-R. IX ©. 610). 
6* 


* 
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Daraus ergiebt fich zugleich — und darauf werben wir noch zurüd- 
kommen müfjen — daß auch die Bejtimmungen des öfterr. Rechts von 
einer Fiktion ausgehen: e8 begnügt fich mit der Nennung einer ber 
an der Redaktion betheiligten Perſonen, fingivt aber dann, daß dieſe 
eine Perjon die ganze Nebaktion geführt habe. 

2) Zu einem nur jcheinbar verfchievenen Nefultate gelangen wir, 
wenn die Nennung des Redakteurs feine Anfechtung erfahren hat, und 
nun auf Grundlage verjelben die Anklage wegen eines durch den Inhalt 
der Drudjchrift begangenen Deliktes erhoben wird. Hier wäre es 
durchaus unzuläffig, nach vem wirklichen Redakteur zu juchen, um 
diefen zur Verantwortung zu ziehen !; fein VBerhältnig zu dem von ihm 
redigirten Blatte ift ein lediglich internes, ver Behörde gegenüber hat 
er feine Verantwortung übernommten. Umgekehrt haftet ver auf dem 
Blatte genannte als Rebakteur, auch wenn er thatjächlich die Redaktion 
nicht geführt hat. Daburch, daß er fih, wenn auch als Strohmann, 
auf der Drudjchrift als Redakteur bezeichnen ließ, hat er die Pflichten 
eines ſolchen übernommen; Nachläffigfeit ift es von feiner Seite, wenn 
er um die Redaktion fich nicht bekümmerte; ev ift verantwortlich, weil 
er das nicht leiftete, was er verſprach. 

Bezüglich ver Betheiligung mehrerer an der Redak— 
tion? ift das oben vom Druder Gejagte analog anzuwenden. Iſt die 
Bertheilung der Arbeit eine vollftändige, auch in der äußeren Struktur 
des Blattes erkennbare — jei es nach dem Inhalte, fei e8 nach ben 
Zeitabfchnitten des Erjcheinens —, jo tritt auch eine Theilung der 
Berantwortlichkeit ein, im entgegengejeten Falle haften alle Revaf- 
teure in solidum für die ganze Drudjchrift ®. 


828. Die Berbreitung im Sinne des Preßrechts. 


Auch der Begriff der Verbreitung gehört zu den Grundbegriffen 
des Preßrechts. Das eigentliche Wefen der Drudjchrift liegt im ver 


4) Ebenſo Schwarze ©. 26. 
2) Es iſt dabei jelbftverftändlich vorausgeſetzt, daß diefe Betheiligung durch 
Nennung ber mehreren Redakteure auch nach außen bervortritt. Bgl. iiberhaupt 

noch unter6 52 und insbe). 63. 
f 3) Das deutsche R.P.“G. 87 läßt die Nennung mehrerer Redakteure nur 
v I dann zu, wenn aus Form und Inbalt der Benennung nit Beflimmtbeit zu er- 
u jeben ift, für welchen Theil der Drucdichrift jede der benannten Perionen die Re: 
j daaltion beforgt. Bol. dazu Schwarze S. 25. 
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Verbreitung. Sie ift, wenn auch mit der Adreßſchleife verfehen, zur 
Expedition vorbereitet, nur gebructes Papier, bis die Ausgabe beginnt; 
fie erlangt ihre Eriftenz als Drudjchrift erjt durch das Er— 
icheinen, durch den Eintritt ins Publikum. Aber auch jo lange das 
pofitive Preßrecht, ver Natur ver Sache zuwider, das Moment ber 
Berbreitung nicht in den Begriff ver Druckſchrift aufgenommen hat, 
giebt die Verbreitung den Ausichlag für die Frage nach Vollendung 
und Verjährung der Preßbelifte, haben wir ihren Begriff feftzuftellen, 
wenn e8 fih um eine nach dem Geſetz unterfagte Art ver Verbreitung, 
um die Verbreitung einer mit Verbot oder Beſchlag belegten Druck— 
jchrift Handelt und in anderen Fällen. Auch diefer Begriff ift mithin 
im allgemeinen Theile zu behanbeln. 

$ 6 unjeres P.-G. erfett die Definition der Verbreitung durch eine 
Aufzählung von Beifpielen, die durch eine clausula generalis eben ala 
Beifpiele charakterifirt werben. 

„ALS Berbreitung kann im Sinne diejes Ge— 
jeges nur ber Vertrieb, Verſchleiß oder die Ver— 
theilung von Drudichriften, ſowie das Anſchlagen, 
Aufhängen oder Auflegen derſelben an öffent— 
lichen Orten, in Leſevereinen, Leihbibliotheken 
und dergl. angeſehen werden!. 

Auch das deutſche R.P.-G. enthält feine Definition, und bie 
Motive zu demſelben rechtfertigen dieß damit, daß einerfeits eine folche 
faum möglich fei, andeverfeits der Wiffenfchaft nicht vorgegriffen wer- 
ben jolle. 

Die Wiffenfhaft muß dieſe vom Geſetze ſchuldig gebliebene Defi- 
nition geben, und das Geſetz felbft bietet die fichere Handhabe dazu. 
Betrachten wir nämlich die im Geſetze aufgeführten Beifpiele, fo ergiebt 
fich als gemeinfames Merkmal verjelben, daß die Zahl der Per— 
jonen, An welche die Drudichrift gelangen fann, eine unbe: 
grenzte ift. Im diefer Zugänglichkeit ver Druckſchrift 
für eineindividuellnicht begrenzte Mehrzahlvon Per- 
jonen — einer Zugänglichkeit, die felbjtverftändlich ver Abficht des 


1) Durchaus unklar über das Verhältniß diefer Beifpiele zu dem höheren Be: 
griff der Verbreitung ſcheint Lienbacher 1 ©.75 zu fein. Bu Diserhänbulfen 
Lönnen auch die Worte Glaſer's (gef. kl. Schriften 11 S. 73) Anlaß geben: „Das 
Geſetz erflärt alfo ausdrücklich, daß es alle Fälle von Verbreitung aufzähle”. 
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Verbreiters entſprechen muß — liegt das Weſen der Verbreitung. Die 
Schrift muß dem Publikum offen ſtehen, wie Schwarze 
Kommentar zum St.“G.⸗B. ©. 322 treffend ſagt!. Der Begriff der Ber: 
breitung ift daher analog jenem verBeröffentlihung (welchen auch 
einzelne Preßgefete, wie Preußen 1851, ftatt der Verbreitung ge: 
brauchen), und auf vie gleiche Weife zu beftimmen wie diefer. Sowie bie 
öffentliche Berfammlung von ber gefchlofjenen fich dadurch unterfcheivet, 
daß an letzterer eine, wenn auch noch fo große, doch von allen Anfange 
an begrenzte Zahl von Perfonen, an ber erjteren aber das Bubli- 
fum Theil nimmt (vgl. Biedermann bi Schwarze ©. 10), fo 
gilt das gleiche Kriterium auch für die Berbreitung?. Gerade darin 
liegt ja objektiv die Gefahr, ſubjektiv der Leichtfinn oder die Bosheit, 
daß die Folgen ver Handlung fich nicht abjehen laſſen, daß ber leichte 

— Schlag auf ven ruhigen Waſſerſpiegel bie Wellen in immer weiterem 

— Umkreis erregt, daß vie gerufenen Geiſter nicht mehr beſchworen wer- 
ven fünnen. An diefem Gefichtspunfte werden wir fejthalten müffen, 
wenn wir in die reiche Caſuiſtik diefer Yehre eingehen. 

Db die Verbreitung gewerbsmäfig erfolgt oder nicht, ift für 
ben Begriff verjelben durchaus gleichgiltig ; allerdings aber werben wir 
für das Vorliegen zweier von den angeführten Beifpielen — „Bertrieb, 
Verſchleiß“ — viefes Merkmal fordern müſſen. Das Gleiche gilt von 
der Entgelvlichkeit der Vertheilung; auch die unentgeldliche Ver— 
theilung iſt mithin Verbreitung im Sinne des Gejekes ?. 

Da der hier entwidelte Begriff ver Verbreitung fich aus ber Natur 
der Sache ergiebt, werden wir ihn überall dort anzuwenden haben, 
wo das Gegentheil nicht ausprüdlich angeordnet iſt. Alſo auch, wenn 


4) Bgl. Thilo S. 7, Kayſer ©. 567. Bgl. auch I. ı D. 47, 3 publicum, 
id est quod ad usum omnium pertineat; ]. 1 D. 26, 10 publicam esse 
actionem, hoc estomnibus patere. 

2) Durchaus verfehlt Frühwald ©.87, Hartmann ©.71 u. A. Zu 
eng ift die Definition des Generalprofurators in G.:3. 1877 No. 104 (E. v. 21/41 
1877): „jede Hanblung, welche Die Möglichkeit der Kenntnißnahme anderer zur un: 
mittelbaren Folge hat.“ Unterjcheidet doch ſelbſt das Strafgefeß (3.8. & 63) zwifchen 
Mittheilung und Berbreitung. (Dies wirb zwar von Hye, Das öfterr. 
Strafgeſetz (1855) ©. 750 Am. geleugnet, allein die von ihm geltend gemachten 
Gründe find jo wenig beweijend, daß eine Widerlegung berjelben nicht nöthig fcheint). 

3) Uebereinftimmend Frühwald ©. 87, Thilo S. d, Schwarze ©.20, 
Marquarbien ©. 59, Berner ©. 168, Kayfer ©. 568. 
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das allgemeine Strafgefeg von Verbreitung, ſelbſt wenn e8 von ver 
Berbreitung nicht gedruckter Schriften fpricht '. 

Es handelt fich nımmehr um die Anwendung ver oben aufgeftellten 
Grundſätze auf einzelne beftrittene Fälle. 

1) Aus unferer Definition der Verbreitung ergiebt fih, daß von 
einer folchen überall dort nicht gefprochen werben kann, wo bie Zu: 
gänglichfeit für das Publikum ausgefchloffen erfcheint. 
Daher kann in ber vertraulihen Mittheilung an eine oder 


jelbft mehrere Berfonen — man benfe an die Uebergabe einer Photo: 
graphie an mehrere Freunde, an Bücher, die „als Manuſcript gedruckt“ 


zur Beurteilung an Fachgenoſſen verſendet werden u. |. w. — umfo- 
weniger eine Verbreitung gefunden werden, als, wie bereit bemerkt, 
die öfterr. Gejeßgebung ſelbſt „Mitteilung“ und Verbreitung ftrenge 
unterfcheidet (oben ©. 86 Anm. 2)?. Dem vernünftigen Ermeffen 
der Praris muß es überlaffen bleiben, hier die richtige Grenzlinie zu 
finden. Ebenfowenig liegt in ver Ueberreichung einer Drudjchrift an 
bie Behörde, 3. B. der Probeeremplare an die Polizei, der Freiexem— 
plare an die betreffende Bibliothek ?, ebenjo wenig in der Bertheilung 


an die Mitglieder der Volfsvertretung !, am bie Bereinsgenofien 5, i 
ver Anſchaffung für eine geſchloſſene Geſellſchaft, wenn die Benutzung 
durch Nichtmitglieder unmöglich ift®, eine Verbreitung im Sinne des 
Preßrechts. — 2 — £ 2* are [> — * *— 


4) Entgegengefetster Anſicht ber Generalprolurator a. a. O. Man könnte im 
Gegentheile ſagen: da im der Natur der Drudichrift ſchon die größere Leichtigkeit der 
Berbreitung gelegen ift, kann manche Handlung, bie bier als Verbreitung erfcheint, 
dieß noch nicht fein, wenn es fih um Nicht-Druckſchriften handelt. Der Begriff 
der Berbreitung wäre daher gerade biefen gegenüber enger zu faffen. 

3) Im Wefentlichen übereinftimmend Hartmann ©. 71, Barth ©. 31, 
Schwarze S. 10, im Kommentar ©. 322, Thilo ©. 5, Berner ©. 168. 

3) Ebenjo Lorbeer, Rebe und Preffreiheit nach engl. Recht (1851) ©. 243 
(Ablieferung an das Stempelamt), Thilo ©. 6, Marquardſen ©. 57, 
ShwarzeS.9, BernerS.168, Kayfer S.568, Herbfiad $ta. Auch 
Hartmann ©. 146. Die öfterr. Praris ſchwankt. Für die richtige Anficht 
E. v. 16/8 1854 (No. 563), 23/3 1864 (G.-3. 1864 No.57), 21/9 1869 (G.:$. 
1869 No. 87), (die beiden letsteren bezüglich ber Hinterlegung ber Pflichteremplare),; 
Dagegen €. v. 28/6 4874 No. 1378, C. v. 21/14 4877, (©.-3. 4877 No. 104), 

4) Dagegen Thilo S.5, Kayfer S.568, DT. v. 6/42 1865 (D.-R. VI. 
S.548). 

5) Uebereinftimmend O.-T. v. 17/12 1856 (G.⸗A. V. ©. 82). 

6) Ebenſo Barth ©.31, Schwarze ©.10, Kommentar ©. 323. Da: 


—— 
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2) Den Gegenſatz zum Publitum bilvet jedenfalls ver interne 
Geſchäftsverkehr. Die Zufendung vom Verleger an den Sorti- 
mentsbuchhändler, die Lebergabe an bie mit der Expedition beauftragten 
Drgane ift daher je nach den Umständen vorbereitete oder verfuchte, 
nicht aber vollendete Verbreitung !. 

3) Bloß virtuelle Zugänglichkeit genügt; wirkliche Kennt: 
nißnahme von Seiten des Publikums ift nicht erforbderlih?. Da es 
fich ferner bei der Verbreitung darum handelt, die Drudjchrift felbft, 
nicht aber ihren Inhalt zugänglich zu machen, erjcheint es als völlig 
gleichgiltig, ob verjenige, an welchen die Mittheilung der Drudjchrift 
erfolgte, von dem Inhalte verfelben bereits Kenntniß hatte oder nicht 3, 

4) Daß auch ein Exemplar verbreitet werben kann, ergiebt fich 
ſchon aus dem Umftande, daß das Geſetz jelbit das „Anfchlagen, Auf- 
hängen, Auflegen“ unter den Verbreitungsarten erwähnt. Auch hier 
muß aber die Zugänglichkeit eine allgemeine, wenn auch erft fulzeffine 
eintretende fein. 

5) Die Aufgabe auf die Pojt erjcheint nach öfterr. Recht, 
welches das Wejen des Verſuches in ver Vornahme einer zur wirklichen 
Ausübung führenden Handlung erblidt, als Verfuch ’, nach jenen 
Gefegebungen aber, welche wie ber öfterr. Strafgejegentwurrf fich ver 


gegen: Hartmann ©. 164, Thilo ©.5, fowie bie frühere preußifche und 
ſächſiſche Prarie. 

4) Ebenfo Hartmann 9.465, Margnarbjen 9.59, Shwarze ©. 9, 
Berner ©. 169, Thilo ©. 6 (ber aber Verbreitung annimmt, wenn bie Ueber- 
gabe an ben Kolporteur erfolgte); D.-T. 14/10 4853 (G.A. II. ©. 108), 7/3 4866 
(DR. VII. S. 755). 

3 Schwarze S.7, Berner S. 168. Bol. au G.-A. X. ©. 703. 

3) Ebenſo Shmwarze, Kommentar 8.505, Oppenhoff, Kommentar zum 
&t.:©.:B. No. 9 zu $131, O.⸗T. 0. 4/4 1873 (O.«R. XIII. S. 254). Dagegen: 
Dohom in Holgenborff's Handbuch des Strafrehts 111 ©. 351 Note 53, John, 
daſelbſt S. 176 Note 5. Bol. auch ©.-A. XI. ©. 296 XIV. ©. 61. 

4) Mebereinftimmend Dohomw ©. 353 Note 61, Oppenhoff Note 44 zu 
685, Schütze, Lehrbuch des Strafrechts (1874) S. 239 Note26, Lienbader. 
8.74, 1.©.16, Thilo S5, Schwarze ©. 40, Berner ©. 168, 473, 
Kayſer ©. 568. Dagegen: Schwarze, Kommentar ©. 322. Pal. au 
noch ©.:4. XIII. ©. 215, XVI. ©. 661. 

5; Obwol die Motive zum öfterr. St.:G.:-Entwurf S. 40 über die Abgrenzung 
des Verfuches fagen: „Die im Entwurf aufgenommene Definition foll in der Sache 
nichts Neues dem bisherigen Rechte gegenüber bringen,“ fo fteht doch ber Klare 
Wortlaut ber beiden Definitionen mit diefer Erflärung im birelten Widerfpruche. 
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franzöfifchen Anſchauung anfchließend ven Anfang ber Ausführung 
verlangen, als eine ftraflofe Vorbereitung ver Verbreitung. Diefe ift 
volfendet, jobald mit dem Austragen am Beftimmungsorte, alfo mit 
der Zuftellung an die Apreffaten begonnen wird !. Genau basfelbe gilt 
auch von der Verjendung unter Kreuzband, won bedrudten Korrefpon- 
benzfarten u. ſ. w. Die thatſächliche Zugänglichkeit für die Poftbe- 
amten, Hausgenofjen u. j. w. fpricht nicht für die entgegengefegte An— 
ſicht; denn einerjeits fehlt e8 hier an der erforverlichen Abficht des 
Thäters — und eine fahrläffige Verbreitung kennt das Geſetz nicht — 
anbererjeits fann von einer Zugänglichkeit für das Publikum nicht 
gejprochen werben ?. 


6) Auch der juriftifche Berfauf ohne körperliche Uebergabe muß 
nach dem geltenden öfterr. Hecht als ftrafbarer Verſuch, nach deutſchem 
Recht 3 und nach dem öfterr. St.-G.-Entwurf als ftraflofe Vorbereitung 
ber Verbreitung betrachtet werben. 


7) Dagegen ift das Auflegen eines Buches auf dem Novi- 
tätentijch einer Bibliothek, des Buchhändlers u. f. w. wegen ber be- 
ſchränkten Zugänglichkeit für einen Heinen Kreis von Befuchern, ebenfo 
das Ausſtellen im Schaufenster auch nach öfterr. Recht nicht 
verjuchte Berbreitung, jondern lediglich Vorbereitungshandlung !. 
Anders dann, wenn das Buch im Auslagefajten jo angebracht war, 
daß gerabe die ffrafbaren Stellen” geleſen werden lonnten anders 


ferner, wenn Die ausgeſtellte Drudichrift eine Photographie oder eine 
andere bilvliche Darftellung war ® ; anders endlich, wenn das Auflegen 


1) Ebenfo Shüke S. 239 Note26, Schwarze 9.8, Thilo ©. 4, Ber- 
ner S. 4170, DO.T. in ©.:4. XIV. ©.348. Dagegen die frühere preußifche 
und fächfiiche Praxis (mit Rüdfiht auf die entgegenftehende ausdrückliche Beftim- 
mung bes Gefeßes), Hartmann ©.165, Oppen hoff Note 17 zu 885, Thilo 
&.7, Marquardſen ©. 57. 

2) Andrer Anfiht Shwarze 9.9, Oppenhoffa.O., Berner 9.170. 

3) Vgl. Thilo S.4, Marguardbien S.59, Berner ©. 172, Kayfer 
©. 567. 

4) Bgl. — untereinander vielfach abweihend — Hartmann ©. 165, Thilo 
9.6, Schwarze 8.8, Berner ©. 173, Kayjer ©. 567. 

5) Schwarze S.83, Marquarbfen ©. 58. 

6) Berlannt in der E. v. 10/5 1864, welche Lien bach er ll. S. 15 mit Recht 
belämpft. 


— 
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in einem öffentlichen Lokale, und zwar in einer dem Publikum zugäng- 
lichen Weife erfolgte !. 


8) Die Antündigung des Titels einer verbotenen Druck— 
ſchrift in Zeitungen, Kalendern, Katalogen ver Buchhändler oder Leih- 
bibliothefare kann lebiglich als Vorbereitungshandlung, nicht aber als 
verfuchte oder vollendete Verbreitung betrachtet werden?; hatte doch 
jelbft die Verordnung vom 6/7 4851 (oben S. 17), mit welcher die 
Reaktion gegen bie fveie Bewegung der Preffe einfegte, die Ankün— 
bigung von Drudjchriften von der Verbreitung unterfchieven. Das: 


jelbe gilt auch von ver Einführung auswärtiger Drudichriften ins 
Inland 3, 


des „Körpers“ ver Druckſchrift (Berner), eine Verbreitung 
derjelben anzunehmen, würde ber gejeglichen Terminologie direkt 
zuwiberlaufen!. Dasjelbe gilt von dem Abfingen eines Liedes, mit 
oder ohne Text; es Kann dadurch eine ftrafbare Handlung begangen 
werden, aber von der Verbreitung einer Druchkſchrift ift in tiefem Valle 
feine Redes. Auch vie Reproduktion einer Druckſchrift durch Wieder: 
abdruck, Auszüge, Ueberſetzung, Ueberarbeitung u. ſ. w. kann eine 


1) E. v. 4/3 4873 (3.-B, 1873 No. 15) hat Verbreitung durch Auflegen in 
ber Gaftftube auch in dem Falle angenommen, als die betr. Drudjchrift, unter an- 
deren verborgen, ben Blicken ber Uneingeweihten entzogen war. 

2) Schwarze ©. 8, Marquardien ©. 58, Thilo ©. 7; unrichtig 
tienbaderll. S. 15, 52, der mit ber öfterr. Praxis hier verfuchte Berbreitung 
annimmt; vgl. E. des Wiener O.:8.:®. v. 16/44 4863 (G..3. 4863 No. 137) 
und gegen biefelbe Glaſer ©.-2. 1863 No. 148 (gef. U. Schriften II. S. 72 ff.), 
E. v. 30/1 1866 (G.-3. 1866 No. 14), 20/3 1866 (bei Lien bacher ll. ©. 73). 

3) Das Gegentheil verfligte ausbrüdlich die P.-D. v. 1852 im $ 22. 

s) Soridtig Marquardien S.58, Berner S. 169, Lienbader li. 
9.16, Glaser, gef. II. Schriften 1. S.72, Frühwald ©. 87, Hye S. 754 - 
Anm. Dagegen: Shward S. 93, Hartmann ©. 16, Schwarze ©.9, 
Kayſer ©. 567, 

5) Ebenſo Schwarze S.6; durchaus verfehlt dagegen Lienbacher II. 
9.17 und die bei ihm mitgetheilte E. des O.:2.-®. Lemberg v. 34/5 1864. 
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Beröffentlihung des Inhalts, aber keinenfalls eine Verbreitung ver 
Druckſchrift jelbft gefunden werden!. Ebenfowenig iſt das letztere bei 
einer Empfehlung der Drudjchrift ver Fall ?. 


1) Richtige Anficht bei Berner ©. 169. Dagegen: John, Hanbbud 
S.176 Notes, Oppenhoff ©. 6 ad $ 131, D.-%. 23/2 1870, 45/4 4873, 
24/5 4873, 47/42 1874 (D.-R. XIV. ©.49, 397, XV. ©. 882). Bgl. übrigens 
nod unten $ 68, 

2) Richtige Anficht bei Glafera. DO. Der entgegenftehende Juſt.Min.Erl. 
vom 42/8 1859 3. 12985 ift durch 8 4 des Preßgeſetzes als aufgehoben zu be- 
trachten (vgl. oben 8415). Durdaus verfehlt Die E. des D.:L.-G. Wien v. 10/3 
1869 (©.:3. 1869 No. 57), welche in einem ſolchen Falle Mitihulb an dem Delikte 
des 824 P.-©. angenommen hat. 


Drittes Bud. 
Das Prepgewerberedt. 





829. Allgemeines. SOPBIERDEITEISBLT, Preßfreiheit 
und die Preßgewerbe. 

Wenn von der in der Einleitung entwickelten Auffaſſung der Preß— 
freiheit — als eines Begriffes von relativer nicht abfoluter, negativer 
nicht pofitiver Bedeutung — ausgegangen wird, kann es feinem Zwei— 
fel unterliegen, 1) daß auch die Prefgewerbe zunächft, im Prinzipe, 
feinen anderen Beitimmungen unterworfen werben follen als bie 
übrigen Gewerbe; 2) daß erwiefene befonvere Berürfniffe, fei e8 jener 
Gewerbe, ſei e8 ber öffentlichen Rechtsordnung, auch hier Aug: 
nahmen rechtfertigen würden, die aber in feinem Falle über das 
durch die Bedürfniffe unumgänglich nothwendig gemachte Maß aus- 
gedehnt werben dürfen. In erfter Linie wird alfo das allgemeine Syftem 
ber ftaatlichen Gewerbegejeßgebung in Betracht gezogen werben müſſen; 
in zweiter Linie erft wird es fich fragen, ob und welche Gründe eine 
Abweichung von diefem Syſteme zu Gunften oder zum Nachtheile ver 
Preßgewerbe als gerechtfertigt erfcheinen laſſen. 

Das Syftem, auf dem unfere öfterr. Gewerbegejeßgebung feit dem 
Jahre 1859 beruht, ift das ver Gewerbefreiheit mitgewiffen 
Ausnahmen und Befhränfungen. Der Gegenfaß zur Ge— 
werbefreiheit wirb gebildet A) durch ten beſonderen Schuß, die Be— 
günftigung privater Intereffen, alfo im Allgemeinen durch Mono- 
pole, Bannrechte, Zunftzwang, Realgewerberechte u. f. w.; 2) durch 
die im öffentlichen Intereffe verfügten Beichränfungen, unter wel: 
chen bie Konzeffionspflichtigkeit ven hervorragendſten Platz beanfprucht. 
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Nur die zweite Gruppe von Einſchränkungen hat hier für uns Be— 
beutung. Wenn ber Betrieb gewiffer Gewerbe von ftaatlicher Geneh- 
migung abhängig gemacht, oder an andere Bedingungen gefnüpft, oder 
in anderer Weife eingeſchränkt wird, wenn alfo ein Komplex von neuen 
Normen entjteht, deren Beachtung überwacht, deren Uebertretung ber 
jtraft werden muß, jo tft für die Berechtigung derartiger Beftimmungen 
das öffentliche Interejje der einzig genügende, aber auch völlig aus— 
reichende Nechtfertigungsgrund. Gefährlichkeit gewiffer Gewerbe für 
die allgemeine over private Sicherheit, Bepürfniffe des allgemeinen 
Verkehrs, Rückſichten auf die politifchen, militärifchen oder finanziellen 
Intereſſen des Staates ! fünnen und müſſen zu Einfchränfungen ver 
Gewerbefreiheit führen. 


Es follte feinem Zweifel unterliegen, daß dieſe öffentlichen Inter: 
eſſen ſchwerer wiegen als das Ideal der Gewerbefreiheit?; es folfte 
ferner nicht beftritten werben, daß aus dem Begriffe der Preffreiheit 
an und für fich nichts, weder die Befreiung der Preßgewerbe von dem 
Konzeffionszwange, noch ihre Unterwerfung unter denſelben gefolgert 
werden kann?. Die Trage lautet auch hier nur: A) fordert die von 
Seiten ver Preßgewerbe drohende Gefahr befondere auch gewerberecht- 
liche Schutzmaßregeln? 2) Fordert nicht im Gegentheile das ver 
Preffe im erhöhten Maße innewohnende Bedürfniß nach freier Be— 
wegung eine bejondere Begünftigung ver Preßgewerbe gegenüber 
den übrigen? Die Bejahung der erjten Frage wird von den Geſetz— 
gebungen meist als felbftwerftändlich worausgefegt, man hat jogar hie 
und da unummunben die Preßgewerbe als „gemeingefährliche“ bezeich- 
net?; ein Beweis für die Richtigkeit der Bejahung, ein Beweis insbe- 
fondere dafür, daß die Beftimmungen des Preßpolizeirechtes feinen 


1) Bgl. Yaband, Staatsredht I. ©. 457. 

2) Ich kann demnach Bermer nicht zuftimmen, wenn er ©. 106 das Kon- 
zeſſionsweſen unbedingt verwirft und ale „Schaben ſtiſtend“ bezeichnet. 

3) Auch bier it Berner ©. 406 anderer Anfiht: „Will man aber bie Kon- 
zeffionen nach Einflihrung der Breffreiheit ſür Die Preßgewerbe beibehalten, jo macht 
man fi des Widerfpruches ſchuldig u. j. w.“ Im Refultate völlig mit Berner 
übereinftimmend, balte ich die Berufung auf bie „Preßfreiheit” hier wie jonft für 
feine Begründung, weil das Wort jelbft gar nichts jagt. 

4) So 3. B. bei der Beratbung des preuß. P.“G. v. 48541; vgl. u. A. 
Hartmann ©.48. 
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ausreichenden Schuß gewähren, wurde nicht erbracht!. Die zweite 
Frage dagegen muß ohne Zweifel bejaht werben , fie wird 3. B. auch 
von der jonft jo jtrengen öfterr. Gefeßgebung bejaht, indem gewiffe 


nn — nn nn nn en 


Begünftigungen gegenüber den Beſtimmungen ver Gewerbeordnung 
A: 9 atterdings zugeſtanden wurden (vgl. insbeſ. unten $ 31). 
— Aus dem Geſagten ergiebt ſich: 

4) Eine auf dem Prinzipe der Gewerbefreiheit be— 
ruhende Geſetzgebung darf die Prefgewerbe feiner be- 
jonderen Bejhränfung, insbef. niht dem Konzej- 
jionszwange unterwerfen. 

2) Jede Geſetzgebung, welches immer das ihr zu Grunde 

liegende Prinzip fein mag, muß den Preßgewerben gemiffe 
Degünftigungen einräumen, um die Erzeugung von Drud- 
ſchriften und den Verkehr mit denſelben thunlichſt zu erleichtern. 
Von dieſen beiden Geſichtspunkten aus werden wir das geltende 
öſterr. Preßrecht zu beurteilen haben; von ihnen aus werden wir in 
dieſer wie in den meiſten anderen Beziehungen unbedingt dem deutſchen 
Preßrechte den Vorzug einräumen, welches die Beſeitigung der Kon— 
zeſſionspflichtigkeit für den ſtehenden Gewerbebetrieb der Preßgewerbe 
ausgeſprochen hat und ſich mit der gleichzeitigen Anzeige an die zuſtän— 
dige Behörde begnügt?. 

Ueber die Syſtematik des Lehrbuchs iſt das oben S. 32f. Geſagte zu 
vergleichen. Nicht die formelle Aufnahme der einzelnen Beſtimmungen 
in die Gewerbeordnung oder in das Preßgeſetz, ſondern ihre innere 
Natur, ihre entferntere oder nähere Beziehung zu den ſtrafrechtlichen 
Normen, deren Uebertretung durch die Preſſe von Seiten der Staats— 
gewalt gefürchtet wird, war maßgebend für die ſyſtematiſche Stellung. 

Im gegenwärtigen Abjchnitte werden behandelt: 

I. Die eigentlichen Preßgemwerbe?, mithin 

4) Die Erzeugung von Drucdjchriften im weiteren Sinne t. 
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4) Gegen das angebl. Ariom von der „Gefährlichkeit der Preſſe“ ift das treff- 
liche Gutachten John's an den 6. Juriftentag insbej. gerichter. 

2) Gegen bie Konzeffion der Preßgewerbe vgl. Brater S. 254, Pöz1 S. 241 
(beide in Bluntſchli's und Brater’8 Staatswörterbuch VII), Jaques S. 43 mit 
ber englifchen und franzöfiichen Literatur über dieſe Frage. 

3) Bol. Handelsgefegbuch Artt. 4 und 272. Auch Kayſer ©. 569. 

4) Durchaus unrichtig und mit dem Wortlaute ber gejetlichen Beftimmungen 
im Wiberfpruche, behauptet Lienbacher II. S.7, der Begriff der Drudichrift, des 
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2) Der Handel mit venfelben, ver in ven ftabifen und in ven 
Handel im Umberziehen zerfällt. 

N. Die Herausgabe einer periodischen Drudichrift. Inwieweit 
bie Einveihung dieſes legteren Unternehmens in das Prefgewerberecht 
als gerechtfertigt erjcheint, kann erſt ſpäter beiprochen werben (vgl. 
unten $ 37). 


l. Die eigentlichen Preßgewerbe. 


530. A. Die Beftimmungen der Gewerbeordnung. 


Rad 83 P.-G. wird das Hecht zur Erzeugung, zum Verlage von 
Drudichriften und zum Verkehr mit venfelben Durch die Gewerbegejetze 


geregelt 

* Gewerbeordnung v. 20/12 4859 R.-©.-B. No. 227 theilt 
die Gewerbe ein in freie und fonzeffionirte. „Jene Gewerbe, bei denen 
öffentliche Rüctfichten die Nothwenbigfeit begründen, die Seftattung der 
Ausübung derſelben von einer befonderen Bewilligung abhängig | zu 
machen, werden als Fonzejjionirte behandelt.“ ($ 2). 

"FTE zählt unter den konzeſſionirten Gewerben auf: 

A) Alle Gewerbe, weldhe auf mechaniſchem oder 
bemifhem Wege die Vervielfältigung vom literari- 
ſchen over artiſtiſchen Erzeugnijfen oder den Handel 
mit denfelben zum Gegenftande haben (Buch-, Kupfer-, 
Stahl, Holz, Steindrudereien u. f. w., dann Buch, Kunft- und 
Mufifalienhandlungen). 

2) DieUnternehmungenvon Leihanjtalten für derlei 
Erzeugnifje und von Leſekabineten. (Durch tiefen Abſatz 
werden die zahlreichen früher ergangenen Verbote gegen das unbefugte 
Halten von Leihbibliothefen, insbeſondere die Verordnung v. 5/5 1858 
R.«G.B. No. 71 befeitigt). 


Druders u. j. w. jei ein anderer im der Gewerbeordnung, ein anderer im Preß- 
gefeße. 8416 3.1 ©.D. und $4 B.-©. flimmen im Gegentheile völlig mitein— 
ander überein. 
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Damit werden alle Brivat- oder Winfelpreffen für verboten er- 
Härt; vgl. $ 326 ff. des allgem. St.-G. (Das Nähere gehört nicht 
—— — 

Außerdem ſtellt 830 es dem Miniſterium des Innern anheim, im 
Einverftändniffe mit ver oberften Polizeibehörde, und im Geifte des 
cit. 52 eine Vermehrung event. Verminderung der konzeſſionspflich— 
tigen Gewerbe im Verorbnungswege eintreten zu laffen. Das Mini- 
Trerium machte von viejer Ermächtigung Gebrauch, indem es mit Erlaß 
von 277E 1865 3. 7653 die Photographie für ein freies Gewerbe 
erklärte, wobei jedoch bemerkt wurde, „daß diefe Tinreihung der Photo- 
graphie unter die freien Gewerbe den preßgewerblichen Charakter ver: 
jelben und deren Verhältniß zum Preßgejege in feiner Weife berühren“ 
jolle. Dagegen gehört nach dem Hand.-Dlin.-Erl. vom 9/2 1870 
(Zeitjchr. für Verwaltung 1870 ©. 103) die Photolithograpbie 
zu den fonzeffionirten Gewerben. 

Die Staatsanwaltichaften und Sicherheitsbehörden wurden durch 
$ 2 der Amtsinftr. zum P.G. angewiejen, über alle in ihrem 
Sprengel beſtehenden Preßgewerbe genaue Verzeichniffe zu führen. 

Zur Erlangung eines konzeſſionirten Gewerbes fordert $ 18 G. O. 
außer den allgemeinen Beringungen zum jelbftjtändigen Betriebe eines 
Gewerbes ($$ 4—12 G.O.) noch insbeſondere „VBerläfflichkeit 
und Unbejcholtenheit”. Wie dehnbar diefe Ausprüde find, wie 
jehr fie alles in die Willfür der die Konzeffion verleihenden Behörde 
jtellen,, bedarf feines Beweifes!. Insbeſondere ift e8 geradezu un— 
möglich, ven Begriff der Unbejchoftenheit juriftifch zu beftimmen. In 
der Nichtverurteilung wegen eines entehrenden Deliftes? erichöpft jich 
ver Begriff, wenigftens nach dem geltenden öfterr. Rechte, gewiß 
nicht, denn dieſe VBerurteilungen erwähnt bereits $ 7 ver G.O. als 
eines rundes, der von dem Antritte eines Gewerbes überhaupt 
ausschließt, wenn nach ver Eigenthümlichkeit des letzteren umd nach ver 


4) Bol. Berner ©.108. Intereſſantes Material, insbeſ. über die Mög- 
lichkeit einer Interpretation, welcher eine oppofitionelle Richtung geuügt, um Be- 
fcholtenbeit anzunehmen, bei Rönne S.26ff., 30ff., 42, Shward ©.3 
(Berbandlungen der preuß. Kammern über das Preßgeſ. v. 1851). 

2) So wird ber Begriff gefaßt u. U. von Rönne S. 48, Shward ©. 30. 
Bol. dagegen Hartmann ©. 24 ff. — Ueber die Auffafjung der öfterr. G.O. 
vgl. Stubenraud, Handbuch des öfterr. Gewerberechtd (1860) ©. 73]. 
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PVerfjönlichkeit des Unternehmers Mifbrauch zu bejorgen wäre. Dem 
Ermefjen ver Behörden iſt alfo feine Grenze gezogen. 

Bei einigen der fonzeffionirten Gewerbe, zu welchen auch tie 
Preßgewerbe gehören, find nah $ 18 Abi. 2 G.-D. „überdieß die 
2ofalverhältnifje und die Rückſichten ver polizeilichen Ueberwachung ms 
Auge zu faſſen.“ Ferner muß nach $ 19 ver Bewerber um ein Preß— 
gewerbe „jich über eine zum Betriebe des Gewerbes genügende all 
gemeine Bildung ausweifen !;* viefe Gewerbe dürfen enplich in ver 
Regel „nur an Orten wo eine politiiche Behörde ihren Sit hat, er- 
richtet werben ?.“ 

Daß Buchhändler feine Filialhandlungen haben dürfen, jondern 
für jebe fejte Betriebsstätte eine befondere Konzeffion erwirten müſſen 
Min.⸗Erl. vom 24/12 1865 3. 24864), entipricht durchaus dem 
$ 47 G.⸗O., und hätte feiner befonderen Normirung beburft. 

Auch bezüglich der Kompetenz ver VBerwaltungsbehörden gelten 
für das Preßrecht theilweife abweichende Beftimmungen. So find 
nad & 141 G.⸗O. bie politiichen Verwaltungsbehörden erjter Inftanz 
die regelmäßig zur Entjcheivung von Gewerbeangelegenheiten zunächft 
berufene Behörde, während vie politifche Landesſtelle als regelmäßige 
zweite Inftanz fungirt. Dagegen ift gemäß $ 142 ©.-D. bie leßtere 
unmittelbare Verleihungsbehörde „für alle Preßgewerbe in Orten, wo 
eine politifche Behörve ihren Sit hat, mit Ausnahme ver bejchränften 
Befugniffe zum Verkaufe von Gebet- und Schulbüchern“ (vgl. unten 
$ 31). Die ausnahmsmweife Bewilligung zur Errichtung von Preß— 
gewerben außerhalb der genannten Drte bleibt nach $ 143 G.O. dem 
Minifterium des Innern vorbehalten. 

Dieſe Bejtimmungen bebürfen feines Kommentars. Nicht nur ver 


4) Diefjem vagen Ausdrucke vorzuziehen war bie Beftimmung bes preuf. 
Prefgef. von 4854 , welches dem Nachweis ber ſtechniſchen Befähigung verlangte. 
Vgl. die dazu erlaffenen Verordnungen über die Prüfungsfommiffionen bei 
Schward S. 34. — Eine vielfach intereffante Eingabe ber Wiener Buchhändler 
0.3.4530 (bei Wiedemann ©. 35), verlangt die Kenntniß der lateiniichen 
Sprache von jedem Buchhändler, und bezeichnet die als eine „alte fhaiferliche ger 
gebene Statorbnung”. 

2) Diefe Beftimmung enthält eine Erweiterung gegenüber dem bisherigen 
Rechte, da nach dem Erl. v. 16/6 1850 3. 2877 derartige Gewerbe in ber Regel 
nur in den Kronlandshauptftädten, dann in Orten, wo Kreisbehörben einen Sig 
haben, oder wo ſich ein Kreiögericht befindet, errichtet werben durften. 

Liszt, Das Öfterreihifche Preßrecht. 7 
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Umstand, daß zur Errichtung von Prefgewerben die Verleihung einer 
Konzeſſion erforderlich ift, daß fie jelbft ven anderen konzeſſionirten 
Gewerben gegenüber burch ein privilegium odiosum ausgezeichnet 
find, fondern vor Allem die unbejtimmte, vehnbare, jeden Willkürakt 
formell vechtfertigende Faſſung aller einfchlagenven Anordnungen 
weist zurüd auf einen Geift, ver längft überwunden war, als das Preß— 
gejeg vom 7/42 14862 ins Leben trat. Daß Abhilfe hier dringend 
noththut, bevarf Feines Beweifes. 

Im Uebrigen gelten auch für die Preßgewerbe die allgemeinen 
Beitimmungen der Gewerbeordnung, die hier nicht targeftellt werben 
fönnen. In Bezug auf die Berechtigung von Frauen, Ausländern, 
„moralischen Perfonen“ u. ſ. w., auf inhaltliche und örtliche Begren- 
zung der ertheilten Konzejfion, auf die Uebertragung des Gewerbes an 
Andere u. ſ. w. u. ſ. w. jtehen die Preßgewerbe ven übrigen fon: 
zeifionirten Gewerben völlig gleich !. 


831. 2) Abweihungen von den Bejtimmungen ber 
Gewerbeorpnung. a) Zu Gunſten ver Preſſe. 


I. Das Selbitverlagsreht. Währent das Verlagsgewerbe 
wie alle anderen Preßgewerbe ven Beitimmungen ver &.-D. unter: 
worfen bfleibt, erfreut fih ver Selbitverlag einer bejonveren Be— 
günftigung, einer weitgehenden Eremption von diefen Beftimmungen 2. 
Schon $ 14 des Buchhändlerpatentes vom 18/3 1806 gejtattete ven 
Schriftjtellern „vie Ausgaben ihrer eigenen Werke, welche fie auf ihre 
Koften drucken ließen, auf eigene Rechnung auch in ihrer Wohnung zu 
verkaufen.“ Die P.O. von 1852 und bie G.O. von 1859 (Ein- 
führgsgef. Art. V ce) hatten an dieſer Bejtimmung nichts geändert. 
Bei ven Berathungen im Abgeordnetenhaufe im Jahre 1862 entjchlof 
man fich zu Kleinen Erweiterungen der Befugniffe des Autors. Dieſem 
Beſtreben verdankt ver $ 3 2. Abf. des P.-G. von 1862 jeine Ent- 
jtehung. ‘Derjelbe lautet: 

„Es jteht aber jedermann frei, von ihm allein oder unter 
Mitwirkung anterer, jedoch nah einem von ihm 


4) Bgl. Stubenraud, Handbuch bes öfterr. Gewerberechts ©. 44 ff. 
2) Diefe Befreiung liegt fo fehr in der Natur der Sache, daß man in Preußen 
ihre ausprüdliche Ermähnung nicht für nöthig bielt; vgl. Shward ©. 97. 
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teibit entworfenen Velbititäntigen Plane ver» 
Tarite Schrüiten in Seibiweriag zu nedmen. und im ſeiner 


7 
Webrıng erereinem audern arnsicblieflid Dazu de— 
ſtimmten Yotale für eigene Rechnung zu verlaufen“, 
Tie bervergebobenen Worte laften vie Abweichungen von tem 
t. $ 13 ves Putentes ron 1806 erkennen; tie eritere derieiben iſt für 
Sammeliwerte von encxierürtichem Churalter u. |. w. von beionterer 
Wichtigkeit. Im Vergleiche mit ver G.O. liegt ver Kernpunkt ver 
DBeitimmung in der Befreiung von ver für den Betrieb tes Verlags 


gemerbes ſonſt erferterlicen en Konzefftenmumg. — 


Die Untericheitung des Zelbjtveriaged von anderen Fällen des 
Verlages bürfte auf Grund ter geſetzlichen Definition der Praris feine 
Schwierigkeiten bereiten. Cin doppelter Gegenſatz des Selbitverlages 
iſt vaber in Betracht zu zieben; einmal der Verlag durch einen Dritten, 
antererjeits die private Bertbeilung an Freunde u. ſ. w.!. 

Nach tem Haren Wortlaute des Gejeges dürfen in vem zum Selbit- 
verlage beitimmten Lokale feine antern, verwandten oder nicht ver: 
wantten Gewerbe getrieben werten. Insbejondere ift der Verlauf von 
anteren Drudichriften, vie nicht in Zelbjtverlag genommen wurten, 
unter allen Umſtänden unjtattbaft?. Doc kann es nicht verwehrt 
werten, wenn mebrere Selbitwerleger jicb gemeinschaftlich desſelben 
Lokales bevienen wollen. 

Bon ver Eröffnung ves Lokales ift ver Sicherheitsbehörte vor» 
läufige Anzeige zu erjtatten. Da das Geſetz dieſe VBorichrift ganz 
allgemein aufftellt, unterliegt es feinem Zweifel, daß fie auch dann zu 
beachten iſt, wenn es ſich um Schriften handelt, welche nah d9 P.«G. 
von der Verpflichtung zur Angabe des DVerlegers befreit find. Doc 
hat ver O.“G.“H. in der E. vom 19/9 1866 G.⸗Z. 1866 No. 80) 
die entgegengejette Anjicht vertreten. 

Das „Selbftverlagsrecht“ ift an ven Autor gebunden und 
kann von ibmnict einem Anderen übertragen werden 
($ 1393 a. b. G.B.). Es ift nicht nur in feinem Entftehen ſondern 


4 Marquardſen ©. 69. 

2) Auch dann, wenn diefe anderen Drudichriften im Wege des Taufches er- 
langt fein follten: E. mitgetbeilt in der ©.-3. 1865 No. 40. 

3) Lienbader 11.8. 
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auch in jeinem Beſtehen durch das Vorliegen gewiſſer That ſachen 
bebingt, in welche es feine Rechtsnachfolge giebt. So ſelbſtverſtändlich 
dieß jcheint, fo Hat doch ver O.⸗G. -H. in der €. vom 19/7 1864 (G.-9. 
1864 No. 64), entgegen ver durchaus richtigen Entſcheidung ver 2. Inftanz 
(E. des Wiener D.-2.-G. vom 9/6 1864, ©.-H. 1864 No. 49) vie ° 
Möglichkeit einer Uebertragung des Selbftverlags- Rechtes" angenom- 
men!, indem er fich dabei auf die, in biefem Falle gar nicht anwend- 
baren $8 2 und 13 des Patentes zum Schube des literar. Eigenthums 
vom 19/140 1846 berufen zu können glaubte. 


I. Eine weitere Befreiung von den Beftimmungen der ©.-D. 
enthält der 4. Abf. des 83 P.-©., nach welchen das Recht zur 
Herausgabe einer periodifhen Drudichrift ($ 10 
P.-G.) auch das Recht zum Berlage derjelben in fi 
ſchließt?. Da die Herausgabe an feine Konzefjion geknüpft ift, ent— 
fällt diefe auch für den an und für fich zu den (fonzeffionirten) Preß- 
gewerben gehörigen Verlag. — Nach ven oben $ 47 entwidelten 
Grundfägen finden die Beftimmungen bes dfterr. Preßgewerberechts 
nur auf die im Inlande betriebenen Gewerbe Anwentung; zum Ber- 
lage von auswärtigen, alfo auch ungarifchen, Drudjichriften im In— 
lande 3 ift taher beſondere Bewilligung erforderlich, wie dieß auch der 
D..6.:9. in der E. vom 16/2 4869 (G.-H. 1869 No. 34) aus- 
geiprochen hat. 


I. Einer befonderen Begünftigung erfreut fich von Alters her 
ber Verkauf von Schulbühern, Kalendern, Heiligen- 
bildern, Gebeten und Gebetbüchern. So erftreden fich nach 
$ 19 Abj. 2 ©.-D. die im 4. Ab. dieſes $ angeführten Beſchränkungen 
ber Gewerbefreiheit (Nachweis genügenver allgemeiner Bildung, Er- 
theilung der Konzeſſion regelmäßig nur für Orte, an welchen die poli- 
tiiche Behörbe ihren Sit hat) nicht auf den ausfchließlich auf derartige 


1) Gegen bie angef. E. vgl. auch Lienbacher 1 S.5ff. 

2) Im Preußen war bie Frage fehr beftritten ; vgl. Hartmann ©. 33. 

3) Da bie im Auslande gebrudten, im Inlande erfheinenden Drudicriften 
als inländifche zu betrachten find (vgl. oben $ 47), jo kann bie im Terte bebanbelte 
Frage nur dann auftauchen, wenn ber Verleger jowol im Inlande als auch im 
Auslande feine Betriebsflätten hat (3. B. eine in Ungarn gedrudte Druchſchrift wird 
in Peft und Wien verlegt). 
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Preßerzeugniſſe fich beſchränkenden Handel. Ferner fann nach Abſ. 5 
83 9.-©. die Sicherheitsbehörve des Ortes d. i. die landesfürft- 
liche Sicherheitsbehörde nach dem Juſtiz-Min.Erl. vom 7/9 1864 
3. 1624) den Berkauf verjelben beftimmten Perfonen für einen zu be- 
zeichnenden Bezirk auf Widerruf bewilligen !. 

Wach dem Erlaffe ves Unterrichts-Mlin. vom 22/8 4874 3. 24609 
hat vieje Begünftigung auch auf den Berfauf von Bibeln Anwendung 
zu finden. Allein da bei einer richtigen Interpretation bes Ge- 
fees dasjelbe auf Bibeln gewiß nicht bezogen werden kann, da ferner 
eine Ausdehnung der Begünftigung auf andere als bie im Geſetze 
genannten Preßerzeugniffe nicht in der Kompetenz bes betreffenden 
Miniſteriums gelegen ift, jo ericheint ver Erlaß als dem Gejege 
zuwiverlaufend, mithin als unverbindlich. Die Ausdehnung auf 
Bibeln wurde übrigens in den Entwürfen von 18714 und 1877 in An— 
trag gebracht, und damit ftillfchweigend, in dem Ausjchußberichte zu 
dem Entwurfe von 4877 überdieß ausdrüdlich, die Unverbindlichteit 
des beſprochenen Erfaffes konſtatirt. ea 

an hatte bei ver Begünftigung des $ 3 5. Abf. B.-©. vorzugs- 
weife Buchbinder, Schreibrequifitenhäntler und ähnliche Gewerb- 
treibende im Auge. Man hat dafür, insbeſondere im Abgeorpneten- 
hause, geltend gemacht, die genannten Preferzeugniffe feien die aus— 
fchließliche Lektüre eines großen Theiles der Bevölkerung, insbejondere 
ber Landbewohner, man müſſe vaher alles vermeiden, was eine Ver- 
theuerung biefer Bildungselemente zur Folge haben könnte. Allein 


über, nicht als eine ftichhaltige bezeichnet werden. Bis in die entfern- 
teften Alpendörfer dringt heute das eine oder das andere Zeitungsblatt, 
die tüchtigften Schriftiteller haben ihre Federn der volfsthümlichen | 
Literatur zur Verfügung geftellt, und dieſe Lektüre dürfte wol zuträglicher | 
fein, als die vom Gejege begünftigten Kalender und Heiligenbilver mit | 
oder ohne Text. Andrerſeits aber enthält bei dem heutigen Stande | 


dieſe Behauptung kann, wenigftens ben heutigen Verhältniffen gegen- j 
| 


unferer Gewerbegejeßgebung dieſe Begünjtigung eine durch nichts ge= | 
rechtfertigte Benachtheiligung der Interefjen des Heinen Buchhändlers, 
der mit dem Abſatze berartiger Drudichriften einen guten Theil feiner ; 


4) Dabei war nach ber Inftruction zur P.O. v. 4852 auf Staatsmonspole- 
und Stempelverſchleißer ſowie auf Poſtbriefſammler befondere Rüdficht zu nehmen. 
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Einkünfte verliert. Im Intereffe ver Preßgewerbe, wie in jenem einer 
gefunden geijtigen Nahrung ver Landbevölkerung muß der Wegfall 
diejer ben heutigen Berhältnifjen nicht mehr entjprechenden Begünftigung 
geforbert werven!. 

IV. Für die vor der Gejegeskraft der ©.-D. von 1859 entftandenen 
fonzeffionirten Buchbindergemwerbe, deren Rechte durch bie jpätere 
Geſetzgebung nicht gejchmälert wurden, befteht noch immer $ 13 des 
Buchhändlerpatentes vom 18/3 1806, welcher venjelben außer dem 
Handel mit „Normal, Gymnaſial-, Schul: und Gebetbüchern und 
Kalendern“ auch ven Verlag diefer Drudichriften gejtattet. Dasjelbe 
gilt von dem, durch $ 14 des erwähnten Patentes, den Kumjt- 
bändlern zugejtandenen Rechte, Werke, bei welchen Bilder, Kupfer: 
jtiche und geographifche Karten das „Vorzüglichite find, und eigentlich 
um Vieles ven Werth des gedruckten Textes überjteigen“, aufzulegen 
und zu verhandeln. 

V. Nah Abf. 583 P.-⸗G. kann endlich der Berfauf perio- 
diſcher Drudichriften durch die politijche Landesſtelle (zur Er- 
leichterung des Gejchäftsganges im Namen des Statthalters vireft 
durch die Polizei)? bejtimmten Perjonen für einen zu bezeich- 
nenden Bezirk auf Wiperruf bewilligt werden. Sobald dieſe 
Ermächtigung „zum Verkaufe periodifcher Druckſchriften“ ertheilt wird, 
berechtigt fie zum Verkaufe aller inländischen und ausländischen Drud- 
ihriften, deren Verbreitung nicht durch richterfiches Erkenntniß verboten 
wurde. Eine Beſchränkung der Lizenz auf gewiſſe Drudichrif- 
ten widerſpricht ſowol dem Wortlaute als dem Geiſte des Geſetzes; dem 
Wortlaute, weil das Geſetz alle zuläſſigen Beſchränkungen in Bezug auf 
Perſon, Ort und Zeit) ausdrücklich erwähnt und damit jede andere 


4) Die Begünſtigung der Buchbindereien und ähnlichen Gewerbe reicht in 
die älteften Zeiten der Buchdruckerkunſt zurüd, und erregte von jeher die erbitterten 
Klagen der Buchhändler. Beijpiele bietet Wiedemann's mebrfadh erwähnte 
Schrift. So verlangt die Eingabe der Wiener Buchhändler v. 20/7 1580 (Wie- 
demann ©.35), daß den Buchbindern, tändlern und khramern Diejes Recht ent: 
zogen werbe; „dann ſolche Zwilmilner find gemeinlich nur eigennutsige voreilige 
geldgihrige Stimpfer, gottgeb, was land vnd leuten habt oder nutzt.“ Die Farben 
find im diefer Schilderung ſtark aufgetragen; aber ohne Zweifel bietet der fon- 
zefftonirte Buchhändler größere Garantien als der Verichleißer von Stahlfedern und 
Schreibpapier. 

2) Bol. Pruda ©. 486. 
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ausſchließt; dem Geijte des Geſetzes, weil die Zulaſſung derſelben es 
ver Willkür der Behörden anheimſtellen würde, gewiſſen Drudichriften 
jene bedeutende Erleichterung des Abjages, die in dem Kleinverſchleiße 
gelegen ift, zu entziehen, und damit ein abminiftratives Verbot — 
wenn auch nur nach einer gewiffen Richtung hin — zu erlaſſen. So 
wenig man in Bezug auf die unter III. bejprochene Erleichterung ves 
Verkehrs mit Druckſchriften vie Heiligenbilver oder Kalender bezeichnet 
oder bezeichnen darf, auf welche die Bewilligung eingeſchränkt jein ſoll, 
ebenjowenig darf bei Erteilung ver Yizenz zum Verkaufe von perio- 
diſchen Drudichriften eine ſolche Einſchränkung vorgenommen werten. 
Die öfterr. Praris jteht geftügt auf $ 4 ver Amtsinftr. zum P.-G. 
und das derjelben angejchloffene Formular A, auf dem entgegengejegten 
Standpunkte, und bezeichnet in der Verkaufslizenz diejenigen Drud- 
ichriften ausdrücklich, auf welche tie Bewilligung ſich erſtrecken Tott” 

$32. Ausnahmen von den Beftimmungen der Ge— 
werbeorpnung. b) Zu Ungunften der Preſſe. «) Der 
„liegende Buchhandel”. 

1. Der „fliegende Buchhanzel“, — das Wort im weitejten Sinne 
genommen, aljo der Vertrieb von Drudichriften außerhalb feſter Be— 
triebsstätten — iſt beinahe ebenjo alt wie die Buchdruckerkunſt jelbit. 
Er iſt, wenn auch die Formen, unter welchen er auftritt, im Yaufe ter 
Sahrhunderte manchem charakterijtiichen Wandel unterworfen waren, 
eine echt autochtone !, auf deutſchem Boten erwachjene, feine aus dem 
Auslande importirte Erjcheinung. 

Bon allem Anfange an hatte er mit zwei mächtigen und erbitterten 
Gegnern zu kämpfen. Zunächjt mit der Staatsgewalt, veren Anord— 
nungen ſchlau zu umgehen er nicht müde wurde; dann mit ven an— 
gejeffenen Buchhändlern, die, in früheren Jahrhunderten wenigjtens, 
in den gewandten, aller Ränke kundigen, überall hindringenden „Yand- 
fahrern“ ihre gefährlichiten Konkurrenten erblidten. Wieverholte Klagen 
ver Buchhändler Wiens gegen dieſe „Sretter“ aus dem 16. Jahrhundert? 
beweijen uns das hohe Alter des fliegenden Buchhandels. In ven 
erjten Dezennien des 18. Jahrhunderts find es die in den öſterr. Ver— 


1) Andrer Meinung Berner ©. 175. 
2) Bol. Wiedemann 9.21, 34, 35, 36, 61. 


— 8 
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ordnungen jener Zeit oft erwähnten „Krarentrager“, welche vergeblich 
pen den Behörben bedroht, verfolgt, beftraft, die verbotene geiftige 
Waare über die Grenzen ſchmuggeln, um fie bis in bie entlegenften 
Alpenpörfer zu verbreiten; noch Maria Therefia fand fich veranlaft 
(27/40 4759) gegen viejelben einzujchreiten. Als die Cenſurverord⸗ 
nung von 1795 erlaffen wurde, handelten bie „Ständelweiber“ neben 
anderen Gegenftänen auch mit Drudichriften,, und lange vor tem 
franzöftichen Gejege vom 16/2 4834 gegen ven crieur et vendeur be- 
drohte die öfterr. Gejetgebung (vgl. bie Einleitung zu der erwähnten 
Verordnung vom 22/2 4795) die jogenannten _„Raufer“, „herum: 
jhreiende, Straßen und Häufer durchlaufende Leute“ Leute“ wit ſchweren 
Strafen. Die jpäteren Geſetze wiederholen die Strafbeſtimmungen 
gegen den fliegenden Buchhandel; ſo das Strafgeſetz von 1803, 
2. Theil 88 64 ff., die Buchhändlerordnung vom 18/3 1806 8 1611, 
das Haufirpatent vom 5/5 1844 88 6 und 7. So blieb es bis zum 
Jahre 1848. 

In der Preßordnung vom 31/3 1848 $ 36 wird das Ausrufen 


von Drudfpriften & ten u mn Te ter Sicherheils⸗ 


von A875 1848 ſieht, noch et in $ 25, vom jeder Ingerenz 
der Eicherheitshehörbe ab, und gejtattet das Ausrufen, den Verkauf 
und bie Austheilung von Drudichriften auf öffentlicher Straße ven mit 
ichriftlicher Vollmacht ihrer Beſteller verfehenen Organen der berech- 
tigten Buch- und Kunfthändler und Buchorudereien. Es iſt bekannt, 
welch” ausgerehnter Gebrauch von diefer Ermächtigung gemacht, wie 
flott der Straßenverfauf von Zeitungen insbejondere in Wien während 
ber Sommermonate des Jahres 1848 betrieben wurde. Die Reaktion 
jeßfe ein mit ver Verorpnung vom 20/12 1848 (oben ©. 13), welche 
das Haufiren mit Drudichriften und ven Straßenverfauf verfelben un- 
bedingt verbot. Auf demſelben Standpumfte jtehen, nur in den Straf: 
u von — abweichend, die Geſetzgebungen der Jahre 


——— 8 des —— v. ® Ar er und des — Ders 


— — — — — — — = 


4 Bgl. Übrigens noch die zahlreichen, bei Kudler, Strafgeſetz I zu 564 an— 
geführten, bieber gebörigen Verordnungen. 
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die Streichung des $ 23 P.-©., gegen welchen fich mehrere, insbeſon— 
ere ã de Petitionen ausgeſprochen hatten; 
bie geplante Reform ſcheiterte jedoch an dem Widerſtande des Herren- 
hauſes. Beſcheidener, aber mit dem gleichen negativen Erfolge gingen 
bie Entwürfe von 4871 und 4877 vor; fie wollten fich damit be: 
gnügen, daß der Sicherheitsbehörve das Necht eingeräumt werbe, vie 
Bewilligung zum Haufirhandel mit den oben in $ 34 unter III. be 


— — 


um Preperzeugniffen zu ertbeilen. 


EEE EEGETTTTT" 


1. Die Beihränfungen des fliegenden Buchhandels, wie ſie in 

— modernen Geſetzgebungen ſich finden, ſind aus dem, an und für ſich 
durchaus gerechtfertigten Beſtreben hervorgegangen, einerſeits der Ver— 
breitung der ſchmutzigen Erzeugniſſe jener Kreuzerliteratur vorzubeugen, 
welche aus ven nietrigiten Libdenſchaften ber Uingebilteten ihren Ge: 
winn zu ziehen tächtet, ander andererjeits Täftige Störungen t des ſtädtiſchen 
Straßenverkehrs hintanzuhalten. Allein dieſen Erwägungen ſteht die 
andere nicht minder bedeutſame entgegen, daß — gehörige Ueber— 
wachung vorausgejegt — ber fliegende Buchhandel auch wieder am ge- 
eignetften erjcheint, jenen Schichten des Volkes, welche ver Bildungs: 
elemente am dringendſten bedürfen, rajch und billig geiftige Nahrung 
zuzuführen. Beide Gefichtspunfte finden ausreichente Berüdjichtigung, 
wenn der Betrieb dieſes Gejchäftes an eine von der Sicherheitsbehörre 


zu ertheilende Lizenz, die nur aus beftimmten im Gejege genau bezeich- „_, + 
neten Gründen verfagt werden dürfte, gebunden wäre!. Einer Ein- 


ihränfung des Haufirhandels auf Kalenver, Heiligenbilder und vergl. 
Preßerzeugniffe dagegen wäre — aus den oben in $ 31 unter III ent- 


widelten Gründen — die Nicht-Geftattung desſelben pure et simple 


bei Weiten vorzuziehen. 9 Rey, GE if. 4 ? 


—— 4 


IH. Der 4. Abjat des $ 23 B.-©. von 1862 umfaßt drei ver- 
ſchiedene Fälle, vie jedoch ſämmtlich unter ven höheren Begriff des 
fliegenden Buchhandels gebracht werben können. 

4) Das eigentlihe Haufjiren mit Drudicriften. 
Während $ 51 ©.-D. das Haufiven im Allgemeinen von der Ber- 
leihung eines Hanfirpafjes abhängig macht, welcher nach dem Haujir- 


4) Dieß ift auch der Standpunkt der deutichen Gefeßgebung. Vgl. Berner 
©. 184ff. 
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Damit werden alle Brivat- oder Winkelpreffen für verboten er- 
klärt; vgl. 326 ff. des allgem. St.-G. (Das Nähere gehört nicht 
BT 

Außerdem ftellt 830 e8 dem Minifterium des Innern anheim, im 
Einverftändniffe mit ver oberften Polizeibehörde, und im Geifte bes 
cit. 52 eine Vermehrung event. Verminderung dev Tonzeffionspflich- 
tigen Gewerbe im Verordnungswege eintreten zu laffen. Das Mini- 
ſterium machte von dieſer Ermächtigung Gebrauch, indem es mit Erlaß 
vom 277% 1865 3.7653 die Photographie für ein freies Gewerbe 
erklärte, wobei jedoch bemerft wurde, „daß diefe Einreihung der Photo- 
graphie unter die freien Gewerbe ven preßgewerblichen Charakter ver- 
jelben und deren Verhältniß zum Preßgejege in feiner Weife berühren“ 
folle. Dagegen gehört nach vem Hand.-Min.-Erl. vom 9/2 1870 
Zeitſchr. für Verwaltung 1870 ©. 403) die Bhotolithograpbie 
zu den fonzeffionirten Gewerben. 

Die Staatsanwaltichaften und Sicherheitsbehörben wurden durch 
$ 2 der Amtsinftr. zum P.G. angewiefen, über alle in ihrem 
Sprengel beftehenden Preßgewerbe genaue VBerzeichniffe zu führen. 

Zur Erlangung eines fonzeffionirten Gewerbes fordert $ 18 G. O. 
außer ven allgemeinen Beringungen zum felbftftändigen Betriebe eines 
Gewerbes ($$ 4—12 G. O.) noch insbefondere „Berläfflichteit 
und Unbefcholtenheit”. Wie dehnbar diefe Ausprüde find, wie 
jehr fie alles in die Willfür der die Konzeffion verleihenden Behörve 
jtellen, bedarf feines Beweifes!. Insbeſondere ift e8 geradezu un: 
möglich, den Begriff der Unbefcholtenheit juriftifch zu beftimmen. Im 
der Nichtverurteilung wegen eines entehrenden Deliftes? erjchöpft ſich 
ver Begriff, wenigjtens nach vem geltenden öjterr. Rechte, gewiß 
nicht; denn diefe Berurteilungen erwähnt bereits $ 7 der ©.-O. als 
eines Grundes, der von dem Antritte eines Gewerbes überhaupt 
ausschließt, wenn nach der Eigenthümlichfeit des letteren und nach ver 


4) Bol. Berner ©.108. Intereſſantes Material, insbeſ. über die Mög- 
lichfeit einer Interpretation, welcher eine oppofitionelle Richtung genligt, um Be- 
icholtenheit anzunehmen, bei Rönne ©.26ff., 30ff., 42ff,. Shward ©.3 
(Verhandlungen der preuß. Kammern Über das Preßgeſ. v. 4851). 

2) So wird der Begriff gefaßt u. A. von Rönne S. 48, Shward ©. 30. 
Bol. dagegen Hartmann S.24 ff. — Ueber die Auffafjung der öfterr. G.O. 
vgl. Stubenraud, Handbud des öfterr. Gewerberechts (1860) ©. 73]. 
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Perfönlichkeit des Unternehmers Mißbrauch zu beforgen wäre. Dem 
Ermefjen ver Behörden ift aljo feine Grenze gezogen. 

Dei einigen der fonzeffionirten Gewerbe, zu welchen auch tie 
Preßgewerbe gehören, find nach $ 18 Abf. 2 G.⸗O. „überdiek die 
Lokalverhältniſſe und die Rüdfichten der polizeilichen Ueberwachung ing 
Auge zu faſſen.“ Ferner muß nach $ 19 ver Bewerber um ein Pref- 
gewerbe „ich über eine zum Betriebe des Gewerbes genügende all 
gemeine Bildung ausweifen !;“ dieſe Gewerbe dürfen enplich in ver 
Kegel „nur an Orten , wo eine politiiche Behörde ihren Sit hat, er- 
richtet werben?.“ 

Daß Buchhändler feine Filialhandlungen haben dürfen, jondern 
für jebe fejte Betriebsftätte eine bejondere Konzeffion erwirfen müſſen 
(Din.-Erl. vom 24/12 1865 3. 24864), entjpricht durchaus dem 
$ 47 G.⸗O., und hätte feiner befonderen Normirung bedurft. 

Auch bezüglich der Kompetenz ver Verwaltungsbehörden gelten 
für das Preßrecht theilweife abweichende Beftimmungen. So find 
nach $ 141 G.⸗O. bie politiichen Verwaltungsbehörven erjter Inftanz 
die regelmäßig zur Entſcheidung von Gewerbeangelegenheiten zunächit 
berufene Behörde, während Die politiiche Landesſtelle als regelmäßige 
zweite Iuftanz fungirt. Dagegen ift gemäß $ 142 ©.-D. die leßtere 
unmittelbare Verleihungsbehörde „für alle Preßgewerbe in Orten, wo 
eine politifche Behörde ihren Sit hat, mit Ausnahme ver bejchränften 
Befugniſſe zum Verkaufe von Gebet- und Schulbüchern“ (vgl. unten 
$ 31). Die ausnahmsweiſe Bewilligung zur Errichtung von Preß— 
gewerben außerhalb ver genannten Orte bleibt nach $ 143 ©.-O. dem 
Miniſterium des Innern vorbehalten. 

Dieje Bejtimmungen bebürfen feines Kommentars. Nicht nur ver 


4) Diefem wagen Ausbrude vorzuziehen war bie Beftimmung des preuß. 
Preßgeſ. von 4854 , welches den Nachweis ver ſtechniſchen) Befähigung verlangte. 
Byl. die dazu erlaffenen Berorbnungen über die Prüfungstommiffionen bei 
Schwarck S. 34. — Eine vielfach intereffante Eingabe der Wiener Buchhändler 
0.3.4530 (bei Wiedemann ©. 35), verlangt die Kenntniß der lateiniichen 
Sprache von jedem Buchhändler, umd bezeichnet dich als eine „alte Ihaiferliche ger 
gebene Statordnung“. 

2) Diefe Beftimmung enthält eine Erweiterung gegenüber dem bisherigen 
Rechte, da nach dem Erl. v. 16/6 1850 3. 2877 berartige Gewerbe im ber Regel 
nur in den Kronlandbshauptftädten, dann in Orten, wo Kreisbebörben einen Sig 
haben, oder wo fich ein Kreisgericht befindet, errichtet werben durften. 


Yiszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. ‘ 


98 Drittes Bud. Das Preßgewerberecht. 


Umftand, daß zur Errichtung von Prefgewerben die Verleihung einer 
Konzeſſion erforberlih ift, daß fie felbft ven anderen fonzeifionirten 
Gewerben gegenüber burch ein privilegium odiosum ausgezeichnet 
find, ſondern vor Allem die unbejtimmte, vehnbare, jeden Willfürakt 
formell vechtfertigende Faffung aller einfchlagenten Anordnungen 
weist zurüd auf einen Geift, der längft überwunden war, als das Prep- 
gejeg vom 7/42 4862 ins Leben trat. Daß Abhilfe hier dringend 
noththut, bedarf feines Beweiſes. 

Im Uebrigen gelten auch für die Preßgewerbe vie allgemeinen 
Beitimmungen dev Gewerbeorbnung, die hier nicht vargeftellt werben 
fönnen. In Bezug auf die Berechtigung von Frauen, Ausländern, 
„moraliichen Perjonen“ u. ſ. w., auf inhaltlihe und örtliche Begren- 
zung ber ertheilten Konzeſſion, auf die Uebertragung des Gewerbes an 
Andere u. ſ. w. u. ſ. w. jtehen die Prefigewerbe ven übrigen kon— 
zejfionirten Gewerben völlig gleich !. 


31. 2 Abweihungen von den Bejtimmungen ber 
Gewerbeorpnung. a) Zu Gunften ver Preije. 


I. Das Selbitverlagsrecht. Während das Verlagsgewerbe 
wie alle anderen Preßgewerbe ven Beitimmungen ver ©.-D. unter: 
worfen bleibt, erfreut ſich der Selbjtverlag einer befonteren Be— 
günftigung, einer weitgehenden Eremption von dieſen Beftimmungen ?. 
Schon $ 14 des Buchhänplerpatentes vom 18/3 1806 gejftattete ven 
Schriftjtellern „vie Ausgaben ihrer eigenen Werfe, welche fie auf ihre 
Koften drucken ließen, auf eigene Rechnung auch in ihrer Wohnung zu 
verkaufen.“ Die P.-O. von 1852 und die G.-O. von 1859 Ein— 
führgsgef. Art. V ce) hatten an tiefer Beſtimmung nichts geändert. 
Bei ven Berathungen im Abgeordnnetenhaufe im Jahre 1862 entſchloß 
man fich zu Heinen Erweiterungen ver Befugniffe des Autors. Diejem 
Beitreben verdankt ver $ 3 2. Abi. des P.G. von 1862 feine Ent: 
jtehung. Derjelbe lautet: 

„Es fteht aber jedermann frei, von ihm allein oder unter 
Mitwirkung anterer, jedoch nad einem von ihm 


4) Bgl. Stubenraud, Handbuch des öſterr Gewerberehts ©. 44 ff. 
2) Diefe Befreiung liegt fo jehr in ber Natur der Sache, daß man in Preußen 
ihre ausprüdliche Erwähnung nicht für nöthig hielt, vgl. Shward ©. 27. 
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ſelbſt entworfenen ſelbſtſtändigen Plane ver- 
faſſte Schriften in Selbjtverlag zu nehmen, und in feiner 
Wohnung odereinem andern ausfchließlich dazu be- 
ftimmten Yofale für eigene Rechnung zu verkaufen“. 

Die hervorgehobenen Worte laffen vie Abweichungen von dem 
cit. 9 13 des Patentes von 1806 erfennen ; die erjtere derſelben ift für 
Sammelwerfe von enchelopädiichem Charakter u. ſ. w. von befonterer 
Wichtigkeit. Im Vergleiche mit ver ©.-O. liegt der Kernpunft ver 
Beitimmung in ver Befreiung von der für den Betrieb des Verlags: 





— [0722 


Die Unterſcheidung des Selbſtverlages von anderen Fällen des 
Verlages dürfte auf Grund der geſetzlichen Definition der Praxis keine 
Schwierigkeiten bereiten. Ein doppelter Gegenſatz des Selbſtverlages 
iſt dabei in Betracht zu ziehen; einmal der Verlag durch einen Dritten, 
andererſeits die private Vertheilung an Freunde u. ſ. w.!. 

Nach vem Karen Wortlaute des Geſetzes dürfen in bem zum Selbft- 
verlage bejtimmten Lokale Feine andern, verwandten oder nicht ver: 
wandten Gewerbe getrieben werden. Insbejondere ift ver Verkauf von 
anderen Drudichriften, die nicht in Selbitverlag genommen wurben, 
unter allen Umſtänden unjtatthaft?. Doc kann es nicht verwehrt 
werben, wenn mehrere Selbjtverleger jich gemeinjchaftlich vesjelben 
Lokales bevienen wollen ®. 

Bon der Eröffnung des Lokales ijt der Sicherheitsbehörte vor- 
läufige Anzeige zu erftatten. Da das Geſetz dieſe Vorſchrift ganz 
allgemein aufjtellt, unterliegt e8 feinem Zweifel, daß fie auch dann zu 
beachten ijt, wenn es fich um Schriften handelt, welche nach $ 9 P.-©. 
von der Verpflichtung zur Angabe des DVerlegers befreit find. Doch 
hat ver O.“G.H. in ver E. vom 19/9 1866 G.-Z. 1866 No. 80) 
die entgegengeſetzte Anficht vertreten. 

Das „Selbftverlagsrecht“ ift an ven Autor gebunden und 
fann von ihm nicht einem Anderen übertragen werden 
($ 1393 a. b. ©.-B.). Es ift nicht nur in feinem Entjtehen fondern 


4, Marquarbien ©. 69. 

2) Auch dann, wenn dieſe anderen Drudjcriften im Wege des Taufches er- 
langt ein follten: E. mitgetheilt in der ©.:3. 1865 No. 40. 

3) Lienbader 11.8. 
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auch in jeinem Beftehen durch das Vorliegen gewiſſer That ſachen 
bedingt, in welche e8 feine Rechtsnachfolge giebt. So ſelbſtverſtändlich 
dieß fcheint, fo hat doch ver O.-©.:H. in ver €. vom 19/7 1864 G.⸗H. 
1864No.64) ‚entgegen ver durchaus richtigen Entſcheidung ber 2. Inſtanz 
(E. des Wiener D.-2.-G. vom 9/6 1864, ©.-H. 1864 No. 49) vie 
Möglichkeit einer Uebertragung tes Selbftverlags- Rechtes“ angenom- 
men!, indem er fich dabei auf die, in biefem Falle gar nicht anwend- 
baren $$ 2 und 13 des Patentes zum Schuge des literar. Eigenthums 
vom 19/10 1846 berufen zu können glaubte. 


I. Eine weitere Befreiung von den Beftimmungen ver ©.-D. 
enthält ver 4. Abf. des $3 B.-©., nach welchem das Recht zur 
Herausgabe einer periodbifhen Drudidrift ($ 10 
P.-G.) auch das Recht zum Verlage derjelben in jid 
ſchließt?. Da die Herausgabe an keine Konzeffion gefnüpft ift, ent- 
fällt diefe auch für ven an und für fich zu ven (fonzefftonirten) Preß— 
gewerben gehörigen Verlag. — Nach den oben $ 47 entwidelten 
Grundfägen finden die Beftimmungen bes dfterr. Preßgewerberechts 
nur auf die im Inlande betriebenen Gewerbe Anwentung; zum Ver— 
lage von auswärtigen, alſo auch ungarifchen, Drudjchriften im In- 
{ande 3 ift daher beſondere Bewilligung erforberlich, wie dieß auch der 
O.G.⸗H. in der E. vom 16/2 1869 G.-H. 1869 No. 34) aus- 
gejprochen hat. 


II. Einer bejonderen Begünftigung erfreut fich von Alters her 
ber Berfauf von Shulbüdhern, Kalendern, Heiligen= 
bildern, Gebeten und Gebetbühern. So erjtreden ſich nach 
F 49 Abſ. 2 ©.-D. die im 4. Ab]. diefes $ angeführten Bejchränfungen 
der Gewerbefreiheit (Nachweis genügender allgemeiner Bildung, Er- 
theilung ber Konzeffion regelmäßig nur für Orte, an welchen die poli- 
tiſche Behörte ihren Sig hat) nicht auf ven ausſchließlich auf derartige 


1) Gegen bie angef. E. vgl. auch Lienbacher 1S.5ff. 

2) In Preußen war die Frage fehr beftritten; vgl. Hartmann ©. 38. 

3) Da die im Auslande gebrudten, im Inlande erfcheinenden Druchſchriften 
als inländifche zu betrachten find (vgl. oben $ 47), fo kann bie im Terte behanbelte 
Frage nur dann auftauchen, wenn ber Verleger ſowol im Inlanbe als auch im 
Auslande feine Betriebsftätten hat (3. B. eine in Ungarn gebrudte Drudichrift wird 
in Peſt und Wien verlegt). 
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Preßerzeugniſſe fich befehränfenven Handel. Ferner kann nach Abſ. 5 
83 P.⸗G. die Sicherheitsbehörde des Ortes (d. i. bie landbesfürit- 
liche Sicherheitsbehörde nach dem Yuftiz-Mlin.-Erl. vom 7/9 1864 
3. 1624) ven Verkauf verfelben beftimmten Perfonen für einen zu be- 
zeichnenden Bezirk auf Wiverruf bewilligen 1. 

Nach dem Erlafje des Unterrichts-Dlin. vom 22/8 1874 3. 24609 
bat diefe Begünstigung auch auf den Berfauf von Bibeln Anwenbung 
zu finden. Allein da bei einer richtigen Interpretation bes Ge- 
jeßes dasjelbe auf Bibeln gewiß nicht bezogen werden fann, da ferner 
eine Ausdehnung der Begünftigung auf andere als die im Geſetze 
genannten Preferzeugniffe nicht in der Kompetenz bes betreffenden 
Minifteriums gelegen ift, fo erfcheint der Erlaß als dem Gefege 
zuwiverlaufend, mithin als unverbindlich. Die Auspehnung auf 
Bibeln wurde übrigens in den Entwürfen von 1871 und 4877 in An 
trag gebracht, und damit ftillfchweigend, in tem Ausjchußberichte zu 
dem Entwurfe von 1877 überdieß ausdrücklich, die Unverbindlichkeit 
des beſprochenen Erlaſſes lonſtatirt. See 

Man hatte bei ver Begünjtigung des $ 3 5. Abf. P.-G. vorzugs- 
weije Buchbinder, Schreibrequifitenhändler und ähnliche Gewerb- 
treibende im Auge. Man hat dafür, insbefontere im Abgeordneten: 
haufe, geltend gemacht, die genannten Preferzeugniffe feien die aus- 
ſchließliche Lektüre eines großen Theiles der Bevölkerung, insbefondere 
ver Yandbewohner, man müſſe daher alles vermeiden, was eine Ver: 
theuerung biefer Bildungselemente zur Folge haben könnte. Allein 
dieſe Behauptung kann, wenigftens den heutigen Verhältniſſen gegen- 
über, nicht als eine jtichhaltige bezeichnet werden. Bis in die entfern- 
teſten Alpenpörfer dringt heute das eine oder das andere Zeitungsblatt, 
die tüchtigften Schriftiteller haben ihre Federn ver volfsthümlichen 
Literatur zur Verfügung geſtellt, und dieſe Lektüre dürfte wol zuträglicher 
fein, als die vom Geſetze begünftigten Kalender und Heiligenbilver mit 


— — — 


oder ohne Text. Andrerſeits aber enthält bei dem heutigen Stande 


unſerer Gewerbegeſetzgebung dieſe Begünſtigung eine durch nichts ges | 
rechtfertigte Benachtheiligung der Interefjen des Heinen Buchhändlers, 
der mit dem Abjage derartiger Drudichriften einen guten Theil feiner ; 


4) Dabei war nach der Inftruction zur B.-D. v. 4852 auf Staatsmonspole- 
und Stempelverfchleißer fowie auf Poſtbriefſammler befondere Rüdficht zu nehmen. 
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Einkünfte verliert. Im Intereffe ver Preßgewerbe, wie in jenem einer 
gefunden geiftigen Nahrung ver Landbevölkerung muß der Wegfall 
diejer ven heutigen Verhältniſſen nicht mehr entiprechenden Begünftigung 
gefordert werden!. 

IV. Für die vor ver Gejegesfraft ver ©.-D. von 1859 entſtandenen 
konzejfionirten Buchbindergewerbe, deren Rechte durch bie jpätere 
Geſetzgebung nicht gejchmälert wurden , befteht noch immer $ 13 des 
Buchhänpferpatentes vom 18/3 1806, welcher venjelben außer dem 
Handel mit „Normal-, Gymnaſial-, Schul- und Gebetbüchern und 
Kalendern“ auch ven Verlag diefer Drudichriften gejtattet. Dasſelbe 
gilt von dem, durch $ 44 des erwähnten Patentes, den Kunjt- 
händlern zugejtandenen Rechte, Werke, bei welchen Bilder, Kupfer: 
jtihe und geographiiche Karten das „VBorzüglichite find, und eigentlich 
um Vieles ven Werth des gedruckten Tertes überjteigen“, aufzulegen 
und zu verhandeln. 

v. Nah Abſ. 583 B.:©. kann enplich ver Verkauf perio- 
diſcher Drudichriften durch die politifche Landesſtelle (zur Er- 
leichterung des Gejchäftsganges im Namen des Statthalters direkt 
durch die Polizei)? bejtimmten Perjonen für einen zu bezeich- 
nenden Bezirk auf Widerruf bewilligt werden. Sobald dieſe 
Ermächtigung „zum Verkaufe periodifcher Druckſchriften“ ertheilt wird, 
berechtigt fie zum Verkaufe aller inländischen und auslänbifchen Drud- 
ſchriften, deren Verbreitung nicht durch richterliches Erfenntniß verboten 
wurde. Eine Beſchränkung der Lizenz auf gewiſſe Druckſchrif— 
ten widerſpricht ſowol dem Wortlaute als dem Geiſte des Geſetzes; dem 
Wortlaute, weil das Geſetz alle zuläſſigen Beſchränkungen in Bezug auf 
Perſon, Ort und Zeit) ausdrücklich erwähnt und damit jede andere 





1) Die Begünſtigung der Buchbindereien und ähnlichen Gewerbe reicht in 
bie älteſten Zeiten dev Buchdruderfunft zurück, und erregte von jeher die erbitterten 
Klagen der Buchhändler. Beijpiele bietet Wiedemann’ mebrfah erwähnte 
Schrift. So verlangt die Eingabe der Wiener Buchhändler v. 20/7 1580 (Wie- 
demann©.35), daß den Buchbinbern, tändlern und khramern diejes Recht ent: 
zogen werde; „dann foldhe Zwikmilner find gemeinlich nur eigennutige voreilige 
geldgihrige Stimpler, gottgeb, was land und leuten ſchadt oder nutzt.“ Die Farben 
find im diefer Schilderung ſtark aufgetragen; aber ohne Zweifel bietet der fon» 
zeffionirte Buchhändler größere Garantien als der Verſchleißer von Stablfebern und 
Schreibpapier. 

2) Bol. Pruda ©. 486. 
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ausſchließt; dem Geijte des Gejeges, weil die Zulaffung verielben es 
der Willfür der Behörden anheimjtellen würde, gewiffen Drudichriften 
jene beveutende Erleichterung des Abjates, vie in dem Kleinverjchleiße 
gelegen ift, zu entziehen, und damit ein abminiftratives Verbot — 
wenn auch nur nach einer gewiffen Richtung hin — zu erlaffen. So 
wenig man in Bezug auf die unter III. beiprochene Erleichterung ves 
Berfehrs mit Drudjchriften vie Heiligenbilver oder Kalender bezeichnet 
oder bezeichnen darf, auf welche die Bewilligung eingejchränft jein ſoll, 
ebenjowenig darf bei Erteilung ver Lizenz zum Verkaufe von perio- 
diſchen Drudichriften eine ſolche Einſchränkung vorgenommen werten. 
Die öſterr. Praris ſteht gejtügt auf $ 4 ver Amtsinftr. zum P.-G. 
und das berjelben angejchloffene Formular A, auf dem entgegengejeten 
Standpunkte, und bezeichnet in ver Verfaufslizenz diejenigen Drud- 


ne 


$ 32. Ausnahmen von ven Bejtimmungen ber Ge— 
werbeordnung. b) Zu Ungunften der Preije. a) Der 
„fliegende Buchhandel”. 


1. Der „fliegende Buchhandel“ — das Wort im weiteften Sinne 
genommen, aljo ver Bertrieb von Drudichriften außerhalb fejter Be- 
triebsstätten — iſt beinahe ebenjo alt wie die Buchdruckerkunſt jelbit. 
Er iſt, wenn auch vie Formen, unter welchen ev auftritt, im Yaufe ter 
Sahrhunderte manchem charafteriftiichen Wandel unterworfen waren, 
eine echt autochtone !, auf deutſchem Boden erwachjene, feine aus vem 
Auslande importirte Erjcheinung. 

Bon allem Anfange an hatte er mit zwei mächtigen und erbitterten 
Gegnern zu kämpfen. Zunächſt mit ver Staatsgewalt, deren Anord- 
nungen jchlau zu umgehen er nicht müde wurde; dann mit ben an— 
gejeffenen Buchhändlern, die, in früheren Jahrhunderten wenigjtens, 
in den gewandten, aller Ränke Eundigen, überall hindringenden „Yand- 
fahrern“ ihre gefährlichiten Konkurrenten erblidten. Wiederholte Klagen 
ver Buchhändler Wiens gegen dieſe Fretter“ aus dem 16. Jahrhundert? 
beweijen uns das hohe Alter des fliegenden Buchhandels. In ven 
erjten Dezennien des 18. Jahrhunderts find es die in den öſterr. Ber: 


1) Andrer Meinung Berner ©. 175, 
2) Bol. Wiedemann S. 24, 34, 35, 36, 61. 
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oronungen jener Zeit oft erwähnten „Krarentrager“, welche vergeblich 
von ben Behörden bedroht, verfolgt, beftraft, vie verbotene geiftige 
Waare über bie Grenzen fchmuggeln, um fie bis in bie entlegenften 
Alpendörfer zu verbreiten; noch Maria Therefia fand fich veranlaft 
(27/40 4759) gegen dieſelben einzufchreiten. Als die Cenſurverord— 
nung von 4795 erlaffen wurde, handelten die „Ständelweiber” neben 


en rn 


drohte die öjterr. Gejeßgebung (vgl. die Einleitung zu der erwähnten 
Verordnung vom 22/2 14795) die fogenannten „Laufer“, „herum: 
jhreiende, Strafen und Häufer durchlaufende Leute“ wit ſchweren 
Strafen. Die fpäteren Gefege wieberholen die Strafbeftimmungen 
gegen ven fliegenden Buchhandel; jo das Strafgejeg von 1803, 
2. Theil 88 64 ff., die Buchhändlerordnung vom 48/3 1806 8 161, 
das Haufirpatent vom 5/5 1844 88 6 und 7. So blieb es bis zum 
Jahre 1848. 

In der Preßordnung vom 31/3 1848 $ 36 wird das Ausrufen 


von Drudichriften allen Perſonen gJeſtattet welche der Sicherheits 
behorde angezeigt und von ihr nicht beanſtandet waren ; die Verordnung 
von 18/5 1848 fieht, noch weitergehend in $ 25, won jeder Ingerenz 
der Sicherheitsbehörbe ab, und geftattet das Ausrufen, ben Verfauf 
und die Austheilung von Drudichriften auf öffentlicher Straße ten mit 
ichriftlicher Vollmacht ihrer DBefteller verfehenen Organen ver berech— 
tigten Buch- und Kunfthändler und Buchdrudereien. Es iſt befannt, 
welch" ausgevehnter Gebrauch von dieſer Ermächtigung gemacht, wie 
flott der Straßenverfauf von Zeitungen insbeſondere in Wien während 
der Sonimermonate des Jahres 1848 betrieben wurde. Die Reaktion 
jeßte ein mit der Verordnung vom 20/12 1848 (oben ©. 13), welche 
das Haufiren mit Drudichriften und ven Straßenverfauf verfelben un: 
bedingt verbot. Auf demſelben Standpunkte jtehen, nur in ven Straf: 
bejtimmumgen von einander abweichend, bie Gejeggebungen ver Jahre 
— 4 4 1849, 4852, 1862. Bei Gelegenheit der Derathung der Novelle vom 
etz, 15/10 1868 (oben ©. 24) befchloß das Abgeorbnetenhaus, troß des Wider⸗ 
ſpruches des Berichterftatters v. Wafer und des Suftizminifters Herbit, 


—D 
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4 Bgl. Übrigens noch die zahlreichen, bei Kudler, Strafgeſetz I zu 564 an— 
geführten, bieber gebörigen Verordnungen. 
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die Streichung des $ 23 P.-©., gegen welchen fich mehrere, insbefon- 
Gore a Vurchhtnfertreiferrftanmtengs Petitionen ausgefprochen hatten ; 
bie geplante Reform jcheiterte jedoch an dem Widerſtande des Herren- 
baufes. Bejcheidener, aber mit dem gleichen negativen Erfolge gingen 
die Entwürfe von 4874 und 4877 vor; fie wollten ſich damit bes 
gnügen, daß der Sicherheitsbehörve das Necht eingeräumt werde, vie 
Bewilligung zum Haufirhandel mit ven oben in $ 34 unter III. bes 
Iprochenen Preßerzeugniffen zu ertbeilen. J 


— — — 


II. Die Beihränfungen des fliegenden Buchhandels, wie ſie in 
den modernen Geſetzgebungen ſich finden, ſind aus dem, an und für ſich 
durchaus gerechtfertigten Beſtreben hervorgegangen, einerſeits ber Ver— 
breitung der ſchmutzigen Erzeugniſſe jener Kreuzerliteratur vorzubeugen, 

© aus ven nietrigiten Lidenſchaften ver Ungebildeten ihren Ge— 
winn zu ziehen tächtet, andererfeits Läjtige Störungen des ſtädtiſchen 
Straßenverkehrs hintanzuhalten. Allein viefen Erwägungen fteht vie 
ändere nicht minder bebeutfame entgegen, daß — gehörige Ueber: 
wachung vorausgejegt — ber fliegende Buchhandel auch wieder am ge- 
eignetften erjcheint, jenen Schichten des Volkes, welche ver Bildungs: 
elemente am bringenditen bevürfen, rajch und billig geiftige Nahrung 
zuzuführen. Beide Gefichtspunfte finden ausreichente Berücdjichtigung, 
wenn ber Betrieb dieſes Gejchäftes an eine von der Sicherheitsbehörne 


zu ertheilenve Lizenz, bie nur aus beftimmten im Gejege genau bezeich- „_, « 


neten Gründen verfagt werben dürfte, gebunden wäre!. Einer Ein- 
ihränfung des Haufirhandels auf Kalenter, Heiligenbilver und vergl. 
Preperzeugniffe dagegen wäre — aus den oben in $ 31 unter III ent- 


widelten Gründen — die Nicht-Oejtattung besfelben pure et simple 


bei Weiten vorzuziehen. , 7 


IR eycis Eu u —— 
I. Der 4. Abfat des $ 23 P.-G. von 1862 umfaßt brei ver: 
ſchiedene Fälle, die jedoch fämmtlich unter den höheren Begriff des 
fliegenden Buchhandels gebracht werben können. 
dh) Das eigentlihe Haufiren mit Drudjcriften. 
Während $ 51 ©.-D. das Hanfiven im Allgemeinen von der Ver— 
leihung eines Hanfirpafjes abhängig macht, welcher nach dem Haufir- 


4) Dieß ift auch der Standpunkt der deutichen Gefeßgebung. Vgl. Berner 
©. 184ff. 


bir. 
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patente vom 4/9 A852 R.G.B. No. 252 nur aus beftimmten Grün- 
den verjagt werben darf, wird ber Haufirhandel mit Drudichriften 


pt und ohne jede Ausnahme verboten. 

2) In gleicher Weife wird auch die Kolportage, das Aus: 
3 Bertheilen und Feilbieten von Druckſchriften 
„außerhalb ver hiezu orbnungsmäßig beſtimmten Lokalitäten“ ohne jede 
Einſchränkung unterfagt. Faſſen wir das Verhältniß dieſer Beſtim— 
mung zu dem in 86 P.-G. feſtgeſtellten Begriffe der Verbreitung 
(vgl. oben $ 28) ins Auge, jo ergiebt fih, daß wir es in $ 23 mit 
beftimmten Arten ver Berbreitung zu thun haben, mit einer 
Verbreitung, die eben wegen ber Art und Weije, in welcher fie vor: 
genommen wird, von dem Gejege bei Strafe verboten ijt. Austrüd- 
(iche Anerkennung findet dieſe Auffaſſung in dem Wortlaute des Art. II 
ber Novelle vom 15/10 1868: ver Verbreiter haftet, „wenn bie Ver: 
breitung auf eine durch das Geſetz unterfagte Weife gejchah ($ 23)". 
Daraus ergiebt fich die praftifch-hochwichtige Konjequenz, daß von jtraf- 
barer Rolportage in allen jenen Fällen nicht geiprochen werten kann, 
in welchen ver Begriff ver Verbreitung feine Berwirklichung ges 
funven hat, daß aljo die oben in $ 28 näher bejprochenen Grundſätze 
mit allen ihren Folgefägen auch auf die in Frage jtehende Bejtimmung 
des $ 23 P.-©. angewendet werden müſſen!. Insbejondere tft Ent- 
geldlichkeit ver BVertheilung nirgends im Geſetze verlangt; auch 
unentgelvliche Vertheilung wird von dem Verbote des $ 23 P.-©. ge- 
teoffen. Dieß ift auch die feſtſtehende Anficht ver öfterr. Praxis, man 
vgl. die E. des Wiener O.⸗L.-G. in ®.-H. 1864 No. 62, des O.“G.⸗H. 
vom 3/6 1868 (G.:3. 1868 No. 64), 4/5 1869 (.:H. 1869 No. 63), 
24/2 4872 (3.-B. 1873 No. 16), endlich die C. vom 14/9 1876 
(©.-3. 1876 No. 81). 

3) Nah 8 50 G.-O. find die Gewerbsleute im Allgemeinen be: 
vechtigt, im Umherreiſen jelbjt over durch Bevollmächtigte Bejtellungen 
zu fuchen, dürfen jedoch dabei, außer auf Märkten, feine Waaren zum 
Berkaufe, fondern nur Mufter mitführen. Anmeldung ift nur für jene 
Agenten, welche nicht im ausfchliegenden Dienjte eines Auftraggebers 
ſtehen, behördliche Genehmigung in feinem Falle erforderlich. Dagegen 
ift nach & 23 Abi. 1 B.-©. das Sammeln von Pränumeran- 


1) Bol. auch Harum ©. 302, 
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ten und Subjcribenten an emen von der Sicherheitsbehörde 
biezu beſonders ausgejtellten Erlaubnißichein gebunden. Die Sicher: 
heitsbehörde hat bei Ertheilung desjelben nicht nur auf die perfönlichen 
Eigenjchaften und Berhältniffe der Bewerber, ſondern auch auf vie 
Beſchaffenheit jener Drudicriften Rüdfiht_zu nehmen, beren Abſatz 
bejürtert werden foll 912 Amtsinſtr., und wenn es ſich um aus: 
ländiſche Drugſchriften handelt, die Entſcheidung des politiſchen Lan— 
deschefs einzuholen!. 

Auch Hier wurde alſo in der Inſtruction zum P.-G. die Einſchrän— 
fung des Erlaubnißicheins auf beftimmte Drudichriften für zuläffig ge— 
halten; auch bier aber muß aus ven oben in $ 34 unter V angeführ- 
ten Gründen jede berartige Einſchränkung als gejegwirrig bezeichnet 
werden ?. 

In der öjterr. Praxis wurde die frage vielfach erörtert, ob die im 
3. Abf. des 8 23 P.-G. enthaltene Befreiung nur auf den 2. Abi. 
Anſchlagweſen, unten $ 33), oder auch auf den 4. Abi. (Fliegender 
Buchhantel) bezogen werten könne, ob aljo das Haufiren mit Drud- 
ſchriften, ob insbef. das Bertheilen derſelben auf öffentlicher Straße u. 

j. w. gejtattet fei, wenn es fich um Kundmachungen von rein örtlichen 
oder gewerblichen Interefje" handelt. Dieſe Frage ift ohne Zweifel zu 
verneinend. Für die Berneinung jpricht die Stellung, fpricht ber 
Wortlaut des Abf. 3 „dieſes Verbot"), Spricht die Entftehung des N Le 


$ 23 P.G. aus $7 P.-O. von 1852, welche ausbrüdlich bie Ber  ,“ 
€ 


freiung nur für Plafate feſtſetzte, ſpricht endlich ver Geiſt des 23 . Ya, vu’ 


jelbjt, dem „erorbitante Härten“, „Schifandje Beläftungen“* durchaus 
nichts Ferneliegendes find. Die Praris ſchwankte zwifchen ver Billig: 
feit und dem ftarren Recht, die E. des O.“G.“H. vom 19/7 1864 
G.-⸗H. 1864 No. 62) bezog die Befreiung nur auf den zweiten, bie 


4) Kompetent ift zur Ertheilung dieſes Scheines immer die Perfonalinftanz 
des Einfchreitenden. Dagegen hatte die dur $4 P.-G. aufgehobene Verordnung 
vom 3/2 1857 R.:©.-B. No. 25 beftimmt, daß wenn es fih um ausländifche Drud- 
Iohriften handle, der Statthalter desjenigen Kronlandes, von welchem aus bie 
Sammlung den Anfang nehmen joll, die Ermächtigung zu ertheilen babe. 

2) Derfelben Anficht für Das preußische Recht Hartmann ©. 33. 

3) Richtige Anficht auch bei Lienbacher ll &.50. 

4) Dieje Ausprüde gebraucht Rinne 9.96 mit Riüdficht auf die analogen 
Beſtimmungen des preuß. Geſetzes v. 1851. 
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E. vom 3/8 4865 (©.-H. 1865 No. 89); auch auf ven erjten Abſatz. 
Durch einen mit Juſtiz-Min.-Erl. vom 29/5 1867 mitgetheilten 
Plenarbeichluß ver D.-&.-H. wurde die, den Berürfnifjen des praf- 
tiichen Lebens allein entjprechente, aber mit dem geltenden Rechte nicht 
vereinbare Anficht zur maßgebenden Richtſchnur für die Praris. Die 
Bertheilung von gewerblichen Ankündigungen in ven Straßen an bie 
Borübergehenven, bei Strafe verboten durch $ 23 P.-©., tft von der 
öfterr. Praxis thatfächlich Freigegeben worden. 


833. Fortjfegung. 4) Das Anfhlagen von Drud- 
Ichriften. 

I. Zwei verjchievene, mit einander konkurrirende Gejichtspunfte 
werden gegen bie unbejchränfte Freiheit des Plakatweſens geltend ge- 
macht. Einerſeits joll durch das an fich durchaus ungefährliche ge— 
werbliche Plakat ver ſtädtiſche Straßenverkehr in feiner Weiſe be: 
läjtigt oder geftört, over eines ber übrigen hier in Frage kommenden 
ortspolizeilichen Interefjen beeinträchtigt werben, daher vie Be— 
ſchränkung der Anheftung auf gewiſſe behörplich bejtimmte Pläge. 
Andererfeits will man einem Mißbrauche des Anſchlagweſens zu an— 
deren als gewerblichen Zweden vorbeugen. Nur um eine Verhütung 
des Mißbrauches kann es fich hier handeln; ver Gebrauch ver 
Plafate zu pofitiichen Agitationen ift an und für ſich durchaus in ber 
Natur der Sache gelegen, die nothwendige Konfequenz eines nur halb: 
wegs entwidelten öffentlichepolitifchen Lebens; und ver von Bluntſchli 
und Anderen ausgefprochene Gedanke, daß mit dem öffentlichen Plafate 
eingegriffen werbe in das der politifchen Autorität ausfchlieglich zu— 
jtehende Recht ver Broflamationen, kann nicht entſchieden genug zurüd- 
gewiejen werben. Die Verhütung eines Mifbrauches wird von der 
Geſetzgebung auf verfchiedene Weiſe angeftrebt. Das ſächſiſche Preß— 
gejeß von 1870 5. B. begnügte ſich mit ber Vorlegung eines Probe: 
eremplares. Das öfterr. Recht, das auch in viejer Beziehung die freie 
Bewegung der Prefje möglichſt einzufchränfen trachtet, verlangt für 
jeven einzelnen Fall die befondere Bewilligung der Sicherheitsbehörde. 
Dei der Berathung des Reichspreßgeſetzes im deutſchen Parlamente 
war das Plafatwejen ter Gegenſtand lebhafter Debatten, in welchen 
die Anjchauungen une Gewohnheiten won Nord» und Süddeutſchland 
gegen einander um die gejegliche Anerkennung rangen ſchließlich einigte 


E 
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man fich, vem Antrage Marquardſen's folgend, tabin, ind 32 
des veutichen R.-P.G. einfach auf die beitehenten Yantesgelege zu 
verweilen !. 

H. In Dejterreih war zur Zeit ver Cenſur jede öffentliche Ans 
fündigung durch Anichlagzettel chne befontere Bewilligung verboten ?, 
Auf ven gleichen Standpunkt jtellte jich auch die Prefverortuung vont 
31/3 1848, jie gejtattete in $ 36 bei einer Strafe von 5— 100 fl. das 
öffentliche Anfchlagen gedruckter Anfüntigungen nur mit Bewilligung 
ber zur Aufrechthaltung ter Ordnung und Sicherheit beitellten lofalen 
Behörten, und unter Beobachtung des in den $ 3 und 14 vorgelchrie- 
benen Berfahrens was mit diefem „Berfahren“ gemeint werten follte, 
iſt durchaus räthſelhaft). Dagegen gab die Gejeßgebung vom 18/5 
1848 in $ 24 das Anjchlagen unter denſelben Vorausſetzungen frei, 
wie ven fliegenten Buchhantel vgl. tarüber oben $ 32. „Unberingt 
und für Jedermann“ verboten wurde das öffentliche Anichlagen, mit 
einziger Ausnahme von Ankündigungen rein örtlichen oder gewerblichen 
Inhalts durch die mehrfach erwähnte Verordnung vom 20/12 1848, 
und das Prefgeieg vom 13/3 1849 fchloß fich diefer Faffung an. Das 
gegen ließ $ 7 ver P.:D. von 1852, mit welchem $ 23 tes geltenden 
P.G. im Wefentlichen übereinftimmt, die Plafatirung unter befonverer 
Bewilligung ver Sicherheitsbehörde abermals zu; ver Entwurf von 
1877 ſtrebte auch auf dieſem Gebiete eine Reformirung des geltenden 
Rechtes an: er begnügte fich, Ähnlich wie das ſächſiſche P./G. von 1870, 
damit, bie vorläufige Abgabe eines Probeeremplares an die Sicherheits- 
behörte zu verlangen, erflärte aber, daß vie von der Polizei mit Rück— 
ficht auf die Drönung des öffentlichen Verkehrs und auf ven Schuß 
privater Rechte erlajjenen Anoronungen über Art und Ort des An- 
ichlags unberührt bleiben jollten. In ver That dürfte eine derartige 
Beitimmung allen berechtigten Interejjen Genüge leiften. 

II. Das P.-G. von 1862 verfügt in $ 23 Abf. 2 und 3: 

„Ebenjo ift das Aushängen und Anjchlagen von Drudjchrijten 
in den Straßen oder an anderen öffentlichen Orten ohne bejon- 
dere Bewilligung der Sicherheitsbehörde unterfagt. 


1) Bgl. Thilo S. 448ff, Marquardien 9.257, Schwarze ©. 152, 
Berner 9.324, Kayſer ©.559. 
3) Decrete v. 29/6 1318, 30/6 1820, 31/12 18324. 
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Diefes Verbot bezieht fich jedoch nicht auf Kundmachungen 
vonreindrtlidem oder gewerblihem Interejje, al: 
Theaterzettel, Ankündigungen von öffentlichen Luftbarfeiten, von 
Vermiethungen, Berfäufen und dgl. Doch dürfen auch folche An- 
fündigungen nur an den von ber Behörde hierzu bejtimmten Pläten 

*  angeichlagen werben.“ 

Damit ift alfo der Grundgedanfe ver Cenſur auch für das geltende 
öfterr. Recht, wenn auch nur für diefen jpeciellen Yall ver Verbreitung, 
in jeiner vollen Schärfe zur Geltung gebracht. 

Nur das Anjchlagen „in den Straßen over an anderen öffent: 
lichen Orten“ fällt unter tas Verbot des Gejetes. Das charafteri- 
jtiiche Merkmal der Deffentlichkeit liegt auch hier in ver Zugänglichkeit 
für das Publiftum, in dem »omnibus patere«. Da ver Begriff dem 
allgem. Strafrechte angehört, kann in eine Caſuiſtik desſelben hier nicht 
eingegangen werben, bie veiche Praxis des O.“G.H. bietet auch für 
biefe Frage fehr ſchätzbares Miaterial!. Mit Rückſicht auf eine zu 
8 23 B.-©. ergangene E. vom 15/9 1868 (G.-H. 1868 No. 94) fei 
jedoch gegen biefelbe bemerkt, daß auch das Innere eines dem Publikum 
allgemein zugänglichen Verkaufslokales jedenfalls als „öffentlicher Ort“ 
betrachtet werben muß, wie dieß ver D.:&.-H. auch in anderen Ent- 
icheivungen wiederholt anerkannt hat. Die Worte „Anichlagen 
und Aushbängen“ find jebenfalls, der in neuen Erfindungen uner- 
ihöpflihen Reklame unferer Tage gegenüber, im weiteren Sinne zu 
verjtehen ; auch —— — durch Dienſt— 
männer, das Ankleben oder Anmalen auf den Trottoirs, das Ankündi— 
gen auf den Außenſeiten der Wagen der Pferdebahnen u. ſ. w. muß 

ieher gerechnet werben. 

Bezüglich ver „Kundmahungenvonreindrtlihem oder 
gewerblihem Interefje“ ſei auf pas unten im $ 52 3189 B.-©. 
Geſagte verwiejen; viele der dort angeführten Beifpiele laſſen fich auch 
für $ 23 P.-©. 3. Abſ. verwerthen. Keines Beweifes bevarf vie Bes 
merkung, daß die Befreiung nur fo weit reicht als wirklich lediglich die 
genannten Intereffen mit dem in Frage ftehenden Anjchlage verfolgt 
wurden; jollte die Kundmachung unter der Firma des gewerblichen 





4) Bol. in der Glafjer’ichen Sammlung bie EE. No. 2, 4, 32, 34, 218, 
588, 586, 605, 4437, 4447, 4465, 1200, 1344 u.a. 
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Plafates anderen Zweden dienen, jo würde jie an vie Bewilligung der 
Sicherheitsbehörbe gebunden fein. Einladungen zu erlaubten 
Berfammlungen, welche die meiften deutſchen Partikulargejege 
ausdrüdlich unter ven gejtatteten Kundmachungen anführen (fo Preußen 
1851, Sachſen 1870), genießen nach öfterr. Nechte diefe Befreiung 
nicht ; e8 wäre venn, daß die Verſammlungen ſelbſt nur lofale oder ge- 
werbliche Interefjen im Auge haben. Auch das Anjchlagen von Ertra- 
blättern einer periodischen Drudichrift kann nicht unter die befreiten 
Ankündigungen gerechnet. werden !; wenn von einer Behörde aus: 
gehend, nur dann, wenn bie Veröffentlichung „im gejeglichen Wir- 
kungskreiſe“ der betreffenden Behörde gelegen ift, wenn aljo die in & A 
P.:G. gewährte allgemeine Exemption von den Beftimmungen bes 
zweiten Abjchnittes des B.-G. (vgl. oben $ 20) eintritt. Dagegen er: 
jcheint die Ankündigung des bevorjtehenten Erjcheinens eines jolchen 
Ertrablattes als eine Kundmachung von rein gewerblichem Intereffe?, 
und ift demnach an die befondere Bewilligung ver Sicherheitsbehörde 
nicht gebunden. 


834. 3) Die Entziehung der Gewerbeberedtigung. 


I. Die in Abf. 6ff. $3 P.-©. enthaltenen Beftimmungen ver: 
folgen den Zwed, die Entziehung bes Gewerbebefugniffes ven Preß- 
gewerben gegenüber unter größere Garantien zu ftellen, als fie der in 
vielen Beziehungen unbeftimmter, vehnbarer gefaßte $ 138 G.O. 
bietet. So tft die Beftimmung des $ 138 c eit. weggefallen, welche bei 
fonzeffionirten Gewerben die Entziehung der Gewerbsberechtigung ge— 
ftattet, „wenn der Gewerbetreibende nach wieberholter jchriftlicher 
Warnung fih Handlungen zu Schulven fommen läßt, durch welche 
das gejegliche Erforderniß der Verläßlichkeit beeinträchtigt erfcheint." 
Ebenſo wurte, für gewiffe Fälle wenigftens, die Kompetenz zur Ent: 
ziehung von ben VBerwaltungsbehörben auf die Gerichte übertragen. 

So jehr dieſe Tendenz unferer Preßgejegebung anerfannt werten 
muß, fo fteht doch auch in dieſer Beziehung das geltende öſterr. Preß— 
recht im Widerfpruche mit den heute herrſchenden wiffenjchaftlichen 


4) Bol. Marquardſen ©. 260. 
2) Bol. Barth ©. 49, Thilo S. 448, 
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Anſchauungen. Es genüge zur Unterftügung diefer Behauptung 1) der 
Hinweis auf ven öfterr. Strafgefegentwurf, welcher die Entziehung der 
Gewerbeberechtigung als Nebenjtrafe nicht mehr kennt, und nur mehr 
‘$ 34 ber Regierungsvorlage) die Unterfagung der Ausübung eines 
ärztlichen, technijchen over eines anderen Berufes, welcher nur gegen 
Nachweis bejonderer Kenntniffe oder Fertigkeiten zugänglich iſt, 
zuläßt, 2) der Hinweis auf $& & des deutjchen R.P.-G.'s, nad) wel 
chem die Entziehung des Befugniffes zum jelbftftändigen Betriebe irgend 
eines Preßgewerbes oder jonft zur Herausgabe oder zum VBertriebe von 
Drudichriften weder im abminiftrativen, noch im richterlichen Wege 
ſtattfinden kann!. Konzeſſion und Entziehung der Gewerbeberechtigung, 
bieje beiden einander gegenjeitig bedingenven Pole des öſterr. Prefge- 
werberechtes — find auch die beiden wichtigjten befeftigten Punkte ver 
Gegner auf dieſem Gebiete, die zuerjt genommen werben müfjen, wenn 
die öſterr. Preßgeſetzgebung auf vie Höhe der deutſchen gejtellt wer- 
den ſoll. 
Die Entziehung der Gewerbeberechtigung fann nach & 3 Abj. 6ff. 
P.⸗G. gegen Buchdrucker, Buchhändler und andere Inhaber eines ver 
in $ 16 3. 1? ©.:D. aufgezählten Gewerbe ausgejprochen werden: 
1) In Vollziehung eines Straferfenntniffes wegen Verlegung ver 
ff +. ,„ allgemeinen Straf= und Steuergefete.? 
NET α nn nr 
7 _ 2) Wenn der Gewerbetreibenve 
SFr a) wegen des Inhaltes einer von ihm gewerbsmäßig erzeugten 
} . verlegten oder verbreiteten Drudjchrift eines Berbrechens; 
— > —84 oder wenn derſelbe 
De / b) aus Anlaß einer ſolchen Schrift innerhalb eines Zeitraums 
“ta Su von 3 Jahren dreimal eines Vergehens oder einer Ueber— 
tretung und zwar entweder 
irall «) nach vem allgemeinen Strafgefete over 


f} 


4) Schon am 2/5 4874 hatte Übrigens ber beutfche Reichstag den Wegfall der 
Entziehung verlangt; in bemjelben Sinne äußerte ſich ber deutſche Journaliftentag 
v. 41874. Bgl. auch Jaques S. 485. 

2) Alſo nicht gegen die in Ziff. 2 des 516 erwähnten Leihbibliothekare, ob— 
wol auch diejes Gewerbe zu ben konzeſſionirten Prefigewerben gehört. 

3) Allg. St.G. $$ 242, 268, 326, Weiaienihl, 362, 363, 366, 367, 
399, 403 — 505, 406ff., 438, 445, 467, 469, 4741 f., 478, 482 f. u. ſ. w. Ge: 
fälle St.-©. 8 68f., 212, 214, 20T 242, 248, 264, 274, 275, 408. 


€ 
4[3 Y, , } o..; 
ww 2 ba 


$ 
’ 


! 


f 


I, nn’ 
WV 
OR che 5 
a ? j 
8 


Die Entziehung ber Gewerbeberechtigung. $ 34. 113 


2) wegen Bernadläjfigung der pflichtmäßigen Obſorge und Auf: 
merkſamkeit 
ſchuldig erkaunt wurde. 

Die Entziehung darf in der Regel nur für die Dauer eines Jahres, 
dann aber für immer ausgeſprochen werden, wenn die Vorausſetzungen 
bei einem Gewerbetreibenden eintreten, über welchen die zeitliche Ent— 
ziehung der Gewerbskonzeſſion ſchon einmal verhängt wurde. Kompetent 
iſt hier das verurteilende Gericht (abweichend von $ 30 des allgem. 
&t.:©.). 

3) Wenn der Gewerbetreibente wegen einer ber in$ 7 G.-O. er- 
wähnten Handlungen verurteilt worden ift, und nach ver Bejchaffen- 
heit des Gewerbes und der Natur der begangenen ftrafbaren Handlung 
unter den gegebenen Umſtänden von dem ortbetriebe des Gewerbes 
Mißbrauch zu bejorgen ift. Die im $7 eit. aufgezählten Handlungen 
zugleich Gründe, welche von dem Antritte eines Gewerbes aus- 


ihliegen) find Berbrechen überhaupt, Vergehen und Uebertretungen 


aus Gewinnfucht und gegen die öffentliche Sittlichfeit, Schleichhantel, 
ihivere Gefällsübertretungen und fchulpbarer Konkurs. Die Ent: 
ziehung Tann ausgeiprochen werden ſowol für eine beſtimmte Zeit als 
auch für immer, jedoch nur innerhalb breier Monate, vom Eintritte 
ber Rechtskraft des die Entziehung bebingenden Erfenntnijjes an ge- 
rechnet. Der Ausfpruch ver Entziehung ift in das Ermejfen ver Ge— 
werbebehörpe gelegt. 

Außer viefen Beftimmungen darf aber auch $8 G.⸗O. wegen jei- 
ner großen praftifchen Tragweite nicht überjehen werben. Diejer ver» 
fügt: „Wer durch richterliched oder adminiftratives Erfenntniß von 
dem Betriebe eines Gewerbes entfernt wurde, ift von dem Antritte 
eines jeden Gewerbes ausgefchloffen, durch veffen Ausübung ver 
Zwed bes Erfenntniffes vereitelt würde. In Fällen abminiftrativer 
Erfenntniffe kann jedoch von der politischen Yanvesftelle die Rehabiliti- 
rung jolcher Berfonen, mit Rüdficht auf ihre nachmalige längere tadel⸗ 
loſe Haltung ausgeſprochen werden.“ 


II. Es handelt ſich in den angeführten Beſtimmungen um den 
Rückfall im weiteren Sinne, im Gegenſatze zur Konkurrenz. 
Mehrmalige Verurteilung liegt nicht vor, wenn mit einem Erkennt— 
nifje mehrere ftrafbare Handlungen abgeurteilt werden, Liegt im Sinne 

Yiszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 8 
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unferer Gejeggebung auch dann nicht vor, wenn nachträglich 8 265 
&t.-P.-D.) eine vor der erften Verurteilung begangene jtrafbare 
Handlung entdeckt wird. Wer am 1. Auguft wegen zweier am 4. Juli 
begangener, am 1. September wegen eines dritten am 45. Juli began- 
genen nachträglich befannt gewordenen Vergehens verurteilt wurde, tft 
im Sinne des öfterr. Prefrechts nicht dreimal oder zweimal, fondern 
nur einmal verurteilt worden. Nach der entgegengejegten Anficht 
fönnte vie Entziehung auch dann ausgefprochen werden, wenn über 
brei, in derſelben Drudichrift enthaltene ftrafbare Artikel in demſelben 
Erfenntnifjfe abgeurteilt wurde — ein Ergebniß, dem fich die Praris 
wol faum anfchliegen dürfte. 

Für die Berechnung entfcheibet nur der Tag der Verurteilung, nicht 
jener, an dem das Delift begangen wurde. Beifpiel: Jemand wird 
verurteilt a) wegen eines im Jahre 4874 begangenen Bergehens am 
15/1 1875, b} wegen zweier im Jahre 1876 begangener Vergehen im 
Juni und Dezember 1876. Er hat innerhalb des kritiſchen Zeitraums 
von 2 Jahren zwar nicht dreimal ein Vergehen begangen, wol aber 
breimal eine Berurteilung wegen eines folchen erlitten: die Gewerbe: 
entziehung kann daher gegen ihn ausgefprochen werden!. Die Rechts— 
fraft ver Erfenntniffe muß innerhalb des genannten Zeitraumes ein- 
getreten fein. Wäre alfo in unjerem Beifpiele das letzte Urteil erſt im 
Sabre 1877 rechtskräftig geworden, fo wäre die Entziehung der Ge— 
werbebefugniß nicht zuläffig ?. 

Selbjtverftändlich können jene Verurteilungen, auf Grund deren 
bereits einmal die zeitige Entziehung ausgefprochen wurde, nicht 
nochmals in Rechnung gezogen werden, um darauf die jpätere 
dauernde Entziehung zu gründen, Wenn in unjerem Beijpiele 
tas 3. Erkenntniß noch im Jahre 1876 rechtskräftig, und auf 
Grund der dreimaligen Verurteilung die Entziehung auf furze Zeit 
ausgeiprochen wurde; wenn ferner im Jahre 1877 abermals eine Ver- 
urteilung wegen eines Vergehens ergangen ijt, jo kann nun nicht bie 
dauernde Entziehung verhängt werben , ſondern es müſſen, damit dieß 
möglich wird, innerhalb des im Gejege normirten Zeitraumes aber: 


4, Anderer Meinung D.-T. 19/5 4858 (G.⸗A. V1 5.564), O.T. 20/5 1863 
(G.:A. X1 8.575); Hartmann ©. 308, 
2) Dagegen Thilo 2.48. 
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mals ebenjoviele neue Verurteilungen eintreten, als das Geſetz 
zur erjten zeitigen Entziehung forderte. 

Keines Beweijes bevarf die Behauptung, daß mehrere Ber: 
urtetlungen im Sinne des Geſetzes nicht vorliegen, wenn verjchiedene 
Gerichte auf Grund desſelben Artikels verfelben Zeitjchrift verfchievene 
verurteilende Erfenntnijfe — vielleicht ans irgend einem Verſehen — 
gegen denſelben Thäter erlaffen haben !. 

Die Berurteilungen müffen ohne Zweifel von inländiſchen 
Gerichten ausgegangen fein; Urteile auswärtiger Gerichte zählen in 
feiner Weiſe mit. 

Endlich jei noch bemerkt, daß die Verurteilungen in demſelben 
Gewerbe erfolgt fein müffen, veffen Entziehung in Frage fteht. Ver— 
urteilungen, bie der Betreffende in einem früher betriebenen Preß— 
gewerbe oder vor dem Antritte eines Preßgewerbes überhaupt erlitten 
bat, dürfen nicht mitgerechnet werben ?. 


835. 4) Beftellung eines Gefhäftsleiters. 

I. $ 58 G.⸗O. geftattet im Allgemeinen einem jeden Gewerbe- 
treibenden fein Gewerbe auch durch einen Stellvertreter au 
zuüben oder dasjelbe zu verpachten. Der Stellvertreter oder Pächter 
muß immer gleich dem Gewerbsinhaber felbft die für ven ſelbſtſtändigen 
Betrieb des betreffenden Gewerbes erforderlichen Eigenſchaften be- 
figen, und bei fonzeffionirten Gewerben ber Behörde zur Genehmigung 
angezeigt werden. Beide, Inhaber und Leiter des Gejchäftes, müffen 
aljo ven gejeglichen Bedingungen — Berläßlichkeit, Unbefcholtenbeit, 
allgemeine Bildung u. |. w. — entfprechen. Neben viefer freiwil— 
ligen Bejtellung kann aber aus verfchiedenen Gründen man denke 
an ven Betrieb des Gefchäftes durch eine „moralijche* Perſon, eine 
Konkurs oder Verlaſſenſchaftsmaſſe u. ſ. w.) die Führung durch einen 
Gejchäftsleiter nothwendig werten, der auch in dieſem Falle an die 
gejeßlichen Bedingungen gebunden ift. 

In jedem Falle einer freiwilligen oder nothwendigen Vertretung bes 
Inhabers durch einen Gefchäftsleiter, erfährt die verantwortliche 





4) Bgl. Thilo ©. 47. 

2) Anderer Anficht die preußiiche Praxis; vgl. O.T. 16/5 1862 (G.⸗A. X 
&.571), 6/6 1863 G.-A. XI 3.706), 20/14 4863 (G.-A. XII. 52) ; vgl. aud 
Hartmann ©.305. 
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Stellung des Erfteren der Außenwelt gegenüber eine tiefgreifente Ver— 
ichiebung, vie der gefetlichen Regelung bedarf. Die Gewerbeordnung 
giebt diefe Regelung in $ 439; eine fpezielle Anwendung ver hier 
allgemein aufgeftellten Grundſätze auf die Preßgewerbe enthält 
85P.⸗G. 

II. Die Beſtimmungen dieſes $ find die folgenden: 

1) Unter dem Drucker over Verleger im Sinne des Preßrechts iſt 
ber Inhaber der Druderei over Verlagshandlung zu verftehen. Wie 
bereits oben $ 26 nachgewieſen wurde, iſt diefer Saß auf alle übrigen 
Preßgewerbe in durchaus gleicher Weife anzumenden. 

2) Es jteht vem Inhaber frei, einen Gejhäftsleiter zu be- 
ftelfen, ver aber ven Vorausjegungen ver &.-D. entiprechen, und von 
der Behörde genehmigt fein muß. 

3) In diefem Falle find Arreftitrafen ftets gegen ven Geſchäfts— 
leiter auszuſprechen. 

4) Auch Gelpftrafen werben zunächit gegen den Keiter verhängt, 
boch haftet für die Entrichtung derſelben der Inhaber des Geſchäfts. 
Diefer Zufag wurde gegen ven Vorſchlag bes Abgeordnetenhauſes, 
welches auch bei Gelpftrafen ven Inhaber außer Verantwortung laffen 
wollte, vom Herrenhaufe in das Gejeß aufgenommen und baburch bie 
Mebereinftimmung des P.-G. mit der G.-O. wieder hergeftellt. 

5) Die Entziehung der Gewerbeberehtigung finvet 
nur dann ftatt, wenn das biefelbe beringende Delikt mit dem Vorwiffen 
des Gewerbeinhabers begangen wurde und derſelbe in ver Yage war 
bie Mebertretung zu verhindern. 

6) Fällt bie in Frage ftehende Uebertretung dem verantwortlichen 
Gejchäftsleiter zur Laſt, fo ift deſſen Bejeitigung von dem Be- 
triebe des Gewerbes auszufprechen. Die Faſſung des Geſetzes läßt 
feinen Zweifel darüber, daß die Befeitigung des Leiters nur unter 
denfelben Vorausſetzungen ausgeiprochen werben fann, unter 
welchen vie Entziehung des Befugniſſes gegen den Inhaber zuläffig ift, 
alſo nur wenn bie Bedingungen bes $ 3 Abi. 6ff. P.-©. (vgl. oben 
$ 34) eintreten. Ebenfo richtet fich die Kompetenz der Behörden nach 
den in $ 3 P.-G. aufgeftellten Grundſätzen. 

II. Auch hier liegt die Gefahr nahe, daß durch Aufftellung eines 
fingirten Gejchäftsleiters, ver in der That mit dem Gefchäftsbetriebe 
felbft nichts zu thun bat, die Berantwortlichkeit, wenigftens in Bezug 
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auf die Arreftitrafen, auf einen Strobmann überwälzt werte. 
Allein auch Hier kann der Gefahr leicht begegnet werten, wenn die Be- 
hörden von den ihnen durch das Geſetz zur Verfügung geftellten Mitteln 
energiichen Gebrauch machen. Zunächſt fteht es in dem Ermeffen ver 
Behörden, die Genehmigung zu verweigern, ſobald fie die Ueberzeugung 
erlangt hat, daß es fich um die Aufftellung eines Strohmannes ban- 
delt. Aber auch, wenn die Genehmigung erfolgt ift, wird dadurch nicht 
der fingirte Gefchäftsleiter zum wirklichen, wird ber Inhaber des Ge- 
Ichäftes nicht von feiner vollen Haftung befreit. Nicht die Benennung, 
jondern die Beitellung, nicht eine Fiktion, ſondern die wirkliche kon— 
frete Geftaltung der Berhältniffe giebt ven Ausichlag. Es gelten eben 
auch hier die oben $ 26 aufgeftellten Grundfäge. 

Nur durch die Beftellung eines ven gejeglihen Voraus: 
jegungen entſprechenden Leiters wird der Inhaber von jeiner 
Berantwortlichkeit zum Theile entlaftet. Wenn ver befteilte Gejchäfts- 
leiter die Genehmigung der Behörte nicht erlangt hat, oder wenn dieſe 
Genehmigung durch falfche Angaben u. ſ. w. erjehlichen wurde, haftet 
ver Inhaber nach wie vor im vollen Umfange. 

Die Aufftellung mehrerer Gejchäftsleiter, z. B. für ven Fall 
als diefelbe Druderei mehrere periodiſche Drudjchriften herjtellt, unter: 
liegt, wie dieß auch der Staats-Min.-Erl. vom 28/8 1865 3. 3574 
anerkannt bat, feinem Anjtande, Ebenſo kann ein Stellvertreter nur 
für einen beftimmten Theil der Geſchäfte ernannt werben, während die 
Bejorgung des Reſtes dem Inhaber obliegt!. Ueber bie damit ver- 
bundene Theilung ber VBerantwortlichkeit gelten die oben $ 26 aufge 
ftellten Grundſätze. Iſt die Arheitstheilung eine vollftändige und leicht 
erkennbare, jo haftet Jeder der Betheiligten nur für den von ihm be- 
forgten Theil der Geſchäfte; ift dieß nicht der Fall, jo tritt ſolida— 
riſche Berantwortlichkeit Aller ein, ohne daß man fich in eine fubtile 
Auseinanderjegung verwidelter Verhältniffe von Fall zu Fall einzu: 
laſſen hätte. 


1) Bol. Lienbacher Il S.13, Baͤrth &.30. - 
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I. Die Herausgabe einer periodischen Drucfcrift. 


$ 36. Das frühere Syftem der Konzeflionen und 
Suspenfionen. 


I. Daß die Herausgabe einer periodifchen Drucdjchrift nicht von 
ber befonderen, von Fall zu Fall zu ertheilenven Bewilligung ver Be- 
hörden abhängig gemacht werden darf, erfcheint heute als ein Feines 
weiteren Beweiſes bevürfendes Ariom, welches bei ven geſetzgebenden 
Vaftoren ebenjo allgemeine Anerkennung gefunden hat, wie bei ven 
Bertretern ver Wiffenfchaft. An die Stelle ver Konzeffion iſt — 
pflichtung zur vorläufigen Anzeige ber beabfichtigten Herausgabe 
getreten. 

Auch in diefer Trage hat die dfterr. Preßgeſetzgebung wieberholte 
und weitgreifende Schwankungen durchgemacht. Zur Zeit der Cenfur 
war die Konzefjionirung der periodifchen Drudichriften (in der Form 
von Privilegien) eine felbjtverftändliche, mit logifcher Nothwendigkeit 
aus dem ganzen Shfteme fich ergebende Maßregel. Trotz der Garan- 
tirung ber Preffreiheit hatte die proviforifche Verordnung v. 31/3 1848 
nicht den Muth, mit dem alten Syſteme völlig zu brechen. $ 15 ver- 
jelben befreite nur gewiſſe Gruppen von periodischen Drudjchriften von 
dem Konzeffionszwange, nämlich 4) amtlich herausgegebene Blätter ; 
2) Blätter oder Schriften rein wiffenfchaftlichen oder artiſtiſchen In— 
haltes; 3) andere Zeitjchriften, vorausgejett, daß fie in Provinzial: 
hauptſtädten, ober in folhen Städten herausgegeben werben, in welchen 
fi) ein Kreisamt over eine Delegation befindet. Im allen übrigen 
Fällen mußte vor der Herausgabe die Bewilligung des Präſidiums der 
Landesſtelle eingeholt werden. Dagegen ſah $ 5 der Verordnung vom 
18/5 1848 von jeder Bewilligung völlig ab, und begnügte fich mit der 
vorläufigen Anzeige eines verantwortlichen Redakteure. Den gleichen 
Standpunkt, aber unter genauerer Bezeichnung der in der vorläufigen 
Anzeige zu machenden Angaben (Titel und Programm; Name und 
Wohnort des Redakteurs, Druders, Herausgebers oder Verlegers; 
Ausweis über die Bejtellung der Kaution) nahm & 6 des Gejetes vom 
13/3 1849 ein. Die Preßordnung von 1852 kehrte in $1O zurüc zu 
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dem im Jahre 1848 aufgegebenen Syſtem. Das berüchtigte franzöſiſche 
decret organique v. 17/2 1852, welches autorisation prealable ver— 
langte, wurde getreulich fopirt, von einer befonderen Bewilligung, welche 
von dem Statthalter, bei fantionspflichtigen Zeitungen von ber oberjten 
Polizeibehörde zu ertheilen war und auch auf unbeftimmte Zeittauer 
gegeben werden konnte, vie Herausgabe abhängig gemacht. Die Ge- 
werbeordnung von 1859 (Einführungsgefeg Art. V p) änderte an vie 
jem Zuftande nichts. Erſt im Jahre 1862 wurde auch der periodiſchen 
Preſſe die Freiheit der Bewegung zurückgegeben ,; und durch Art. XIH 
des Staatsgrumdgejetes vom 21/12 1867 No. 142 der Ausschluß des 
Konzeſſionsſyſtems unter die verfaffungsmäßig va m | 
Sftert. Staatsbürger eingereiht.. 

IT. Im Innigiten organifchen Zufammenhange mit ver Konzeijioni- 
rung ber periobijchen Prefje jteht das Syſtem ver apminiftrativen 
Suspenjion derjelben, welches in ven „Verwarnungen“ over aver- 
tissements jeinen jprechendjten Ausprud, die jeinen Grundgedanken 
am Harjten verförpernve Erjcheinungsform gefunden hat. Wenn vie 
Herausgabe einer Zeitung an die Bewilligung der Verwaltungsbehör- 
ben gebunden ift, dann liegt e8 völlig in der Natur der Sache, daß 
biefe die von ihnen ertheilte Konzeffion auch wieder zurüdzunehmen 
jederzeit berechtigt find. Die um ihre Exiſtenz fürchtenden Regierungen 
Frankreichs wetteiferten mit dem altersichwach gewordenen veutjchen 
Bunde und der dfterreichifchen Gefeggebung der 50er Jahre in dem 
Beitreben, dieſes Syſtem zur möglichiten Vollkommenheit zu bringen. 
Bald wird die Suspenfion nur auf Grund eines richterlichen Aus- 
fpruches geftattet, bald ohne weitere Vorausjegung, bald nach voraus- 
gegangener „Fruchtlofer Verwarnung“ in das Ermeſſen ver Berwaltungs- 
behörven geftellt. In diejer legteren Form erreichte das Syitem ven 
Höhepunkt feiner Entwicklung; fcheinbar milde gejtattete fie den Be— 
hörden, das Damoklesjchwert der Einjtellung über dem bereits ver- 
warnten Blatte hängen zu laſſen, jede freie Negung im Keime zu er- 
ftiden. 

In Frankreich gab das organijche Decret vom 17/2.1852 vem 
Minifterinm in Art. 32 das Recht, nach zweimaliger Verwarnung die 
Zeitung auf zwei Monate einzuftellen, während der Minifterpräfident 
ohne Weitered par mesure de süret# generale die Unterbrüdung 
ausiprechen konnte. Der bekannte deutſche Bundesbefhluß. vom 
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6/7 1854 Schloß fich dieſem Syſteme an. Aber früher noch, als Frank— 
reich und Deutfchland, hatte Defterreich die gleiche Bahn betreten, und 
mit der Verordnung vom 6/7 1851 das Verwarnungsſyſtem in bie 
Prefgefetgebung eingeführt !; durch die Preßordnung von 1852 ftyl- 
voll weiter entwidelt?, brach es erft im Jahre 1862 zugleich mit ver 
Zeitungskonzeſſion zujammen. 

II. Allerdings findet fich die Einftellung periodiſcher Druckſchriften 
auch noch in dem P.-G. von 1862; ſogar noch im geltenden öſterr. 
Recht tro der durch die Novelle vom 15/10 4868 gebrachten Reform ; 
aber in durchaus veränderter Gejtalt. Drei Formen der Einftellung 
müſſen nämlich ftrenge unterfchieden werben: 

1) Die, ſei es zeitige, jei es dauernde, Einjtellung burch die ad— 
miniftrativen Behörden, deren Ermeffen einen mehr oder weniger 
begrenzten Spielraum haben kann: dieß ver Standpunkt der öfterr. 
P.O. von 1852. (Daneben war dauernde „Unterdrüdung" oder 
Einftellung bis auf 3 Monate dem Ermeſſen des erfennenvden Gerichts 
anbeingeftellt vurch 88 29 und 252 des allg. St.-©. von 1852). 

2) Die Einftellung, als Nebenfolge gerichtlicher Verurteilung, 
ausgefprochen durch das erfennende Gericht: Diefe Form, 
welche pas B.-G. von 1862 beibehalten hatte3, fiel durch die Novelfe 
vom 15/10 1868 Art. IV. 

3) Die Einftellung als executio ad faclendum, als Mittel, dem 


Richterfpruche Gehorfam zu erzwingen: in diefer Geftalt noch im gel- 
tenden öfterr. Rechte anerkannt. 

Nach diefer verfchievenen Bereutung muß auch die juftematifche 
Stellung eine verjchievene fein; die Einftellung ad 4 gehört in das 
Preßgewerberecht ; vie ad 2 und 3 in das Prefftrafrecht. Doch wird nur 
bie letgtere noch Gegenstand beſonderer Darftellung fein (vgl. unten $ 77). 


837. Die rechtliche Natur der Herausgabe einer 
periodiſchen Druckſchrift. Das „Eigenthbum“ an der 
Zeitung. 

1. Die ſyſtematiſche Stellung, welche ven gefetzlichen Beftimmungen 
über die fe deranegabe einer periodiſchen Drudjchrift in dieſem Lehrbuche 


i) Der Wortlaut dieſer Beſtimmungen wurde oben in — ©. 47. mitgetbeilt. 
2) Vgl. ebenfalls oben $ 8 ©. 18f. 
3) Im diefer Form wird die Einftellung gebilligt nicht nur von Lienbacher 
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angemwiefen wurve, bedarf einer kurzen Rechtfertigung. Es ſoll nicht 
in Abrede geftellt werden, daß ihre Einreibung in das Prefgewerbe- 
recht auf den erjten Blick als befremdend, als irrthümlich ericheinen 
mag. Dennoch läßt jene Stufe der Entwidlung, welche das moderne 
Zeitungswefen in unferen Tagen erreicht hat, kaum eine andere Auf- 
faffung zu. Die Herausgabe eines großen Blattes ift heute nicht ein 
Unternehmen, ſondern ein Komplex von jolden. Eine Reihe von 
Prefigewerben fteht im Dienfte des Blattes, beforgt auf Rechnung des 
Herausgebers die Heritellung und den Vertrieb ver Drudichrift ; die 
Höhe des Anlagefapitals, der Werth des Betriebsmateriales, vie ge- 
Ichäftliche Verbindung mit den Mitgliedern ver Redaktion und dem 
Perſonale ver Druderei, Erpepition, Adıniniftration u. ſ. w. nad 
innen, mit dem Bublifum und ven Mitarbeitern nach außen, vie nur 
in Ausnahmsfällen nicht vorliegende Richtung auf den gejchäftlichen 
Gewinn, vor allem die Vermittlung zwijchen Nachfrage und Angebot 
durch Das immer großartiger fich entwickelnde Annoncenweſen: alle 
diefe Umpftänve Taffen bie ſtille literariſche Thätigkeit in ven Hintergrund 
treten, machen die Majchine an Stelle der Fever zum Symbole auch 
des heutigen Zeitungswefens, verleihen vem ganzen Unternehmen einen 
eminent gewerblichen Charatter, ber durch die Gegenüberftellung von 
bat. Die Herausgabe einer periodiſchen Drudjchrift erjcheint demnach, 
wenigftens in ihrer heutigen Geftalt, als ein vorwiegend ge- 
werblihes Unternehmen. Allerdings unterliegt fie ven Ber 
jtimmungen ver Gewerbeordnung nicht, aber jene VBorausjegungen, 
von welchen das Preßgejeg Die Berechtigung zur Herausgabe abhängig 
macht, weijen Har genug auf vie Parallele mit dem Gewerberechte hin. 
Es gilt das von der Konzeſſionirung gerabefogut wie von der nad 
heutigem Rechte allein mehr erforverlihen Anmeldung, vie in ganz 
gleicher Weije.bei ven „jreien“ Gewerben überhaupt jich findet. (Vgl. 
unten $ 38.) 

Das poſitive Recht fteht mit viefer Auffaffung nicht im Wider— 
jpruche, wie dieß von Harum, Lienbacher und Anderen, bie in 


1. 8.81 ff., ondern auch von Glaſer, Gutachten an den VI. Zuriſtentag 
(Schriften 1 S.50). Auch Hype, Strafgeſetz S:434 tritt für dieſe, map: Ne- 
preſſiv · Maßregel äh. 
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ber Herausgabe eine lediglich literarifche Thätigfeit erblicden, be- 
hauptet wurde, An dem Konzeffionsiyften ver P.O. von 1852 jollte 
durch die Gewerbeorpnung von 1859 nichts geändert werden. Art. V 
lit. p des Einführungsgefeges jchließt von den Bejtimmungen ver 
G.⸗O. aus „vie Unternehmungen periodifcher Drudichriften und ven 
Verſchleiß verfelben.“ Mit diefen Worten follte lediglich die fort- 
dauernde Geltung der B.-O. von 1852 anerkannt, follte über bie 
innere Natur der Herausgabe nicht entjchieden, dieſe nicht als lediglich 
„literariiche Thätigfeit“ beftimmt werben. Nach den Konjequenzen ber 
gegnerischen Auffafjung müßte auch ver Verſchleiß von Drud- 
ichriften als literar, Thätigfeit betrachtet werben; denn auch er ijt 
nicht den Beftimmungen der ©.-D. unterworfen. Aber Art. V cit. 
jtelit jogar jelbjt das Zeitungsunternehmen in Gegenja zur litera- 
riſchen Thätigfeit, während von dem eriteren in der lit. p geiprochen 
wird, erwähnt legtere die lit. c!; nach der Anfiht Lienbacher's 
wäre viefe Gegenüberjtellung ein grober logiſcher Fehler. 

Dieje Bemerkungen mögen die Syftematif dieſes Lehrbuches recht: 
fertigen, das auch hier die herworftechendfte Eigenjchajt als die allein 
maßgebende betrachtete. ‚ 


11. Dieſe Auffaffung giebt ung zugleich den Schlüffel zur Beant- 
wortung der Frage, ob e8 ein „Eigenthum“ an ver herausgegebenen 
Zeitung gebe, und auf welche Weife dieſes erworben, geſchützt und auf 
Andere übertragen werden könne. Die literarifche Fehde, welche in 
ben erjten Monaten des Jahres 1864 über diefe Frage zwilchen Lien- 
bacher einerfeits, Glaſer und Unger andrerſeits entbrannte, tft 
befannt?. Die beiden Profefjoren unterjchieven: 4) das Eigenthum 
an ber Zeitichrift, welches „in der vermögensrechtlichen Befugniß, eine 
Zeitjchrift unter einem bejtimmten Titel erfcheinen zu laffen”, beftehen 
ſoll; und 2) das jog. literarische Eigenthum an dem Inhalte verjelben. 
Lienbacher verwirft diefe Unterjcheidung und kennt nur vas litera- 
riſche Eigenthum am der Zeitung. Weber die eine noch die andere An- 
ficht kann als richtig bezeichnet werden. Zur Klarjtellung ver Sache 
bürfte e8 zwedmäßig fein, bie Parallele mit dem rein gewerblichen 


1) „Die literariiche Thätigfeit, das Selbftverlagsrecht ber Autoren, und bie 
Ausübung ber ſchönen Künſte“ fallen nicht unter Die G.O. | 
2) Bgl. Lienbaher IIS. 448ff.; Glaſer, gef. H. Schriften II ©. 63 ff. 
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Unternehmen nicht außer Acht zu laſſen; vor Allem aber ift e8 un- 
erläßlich, die verjchiedenen hier in Frage kommenden Rechte jcharf zu 
trennen. 

1) An dem Betriebsmateriale, dem Anlagefapitale, den Waaren- 
porräthen u. dgl. beteht in beiden Fällen wirkliches Eigenthum, das 
auf die im a. b. G.⸗B. angegebene Art auf Andere übertragen werben 
fann. 

2) Ebenjowenig fann e8 irgend einem Zweifel unterliegen, daß dem 
Herausgeber irgend einer periodiſchen Drudjchrift das Autorrecht an 
dem Inhalte der bereits veröffentlichten Nummern, in dem 
von vem Patente vom 49/40 1846 feftgefetten Umfange zufteht ($ A 
des Patentes). Auch bier ift die Form der Uebertragung durch die 
Natur des zu übertragenden Rechtes genau vorgezeichnet. 

3) Jedes beftehende Unternehmen ift eine Schöpfung jeines 
Gründers, mit deffen geiftigem und materiellem Kapitale in's Leben 
gerufen; es repräjentirt durch den Klang feines Namens, durch Die be— 
jtehenden Gejchäftsverbindungen beveutende Vermögensvortheile, welche 
jedes neu zu grünbende Unternehmen fich erft erwerben muß. Auf 
biejen beiten Gründen beruht fein Anfpruch auf gejeglichen Schuß 
einerfeits, die Möglichkeit desfelben anprerfeits. Aber dieſer Schuß 
gegen ftörende Eingriffe von Außen reicht nur foweit, als die pofitive 
Geſetzgebung ihn gewährt, als fie das Firmen- und Markenrecht an- 
erkennt; nur mit diefer Befchränfung ift ver von Glaſer und Unger 
allgemein hingeftellte Sag richtig: „Dem Begründer eines Ge— 
ſchäftes erwächſt das Recht auf ven ausichließlichen Betrieb feines Ge- 
ſchäfts“. Wie num, wenn ein nicht geichügtes Gejchäft übertragen 
wird? Ein abfolutes gegen jeden Dritten wirkendes Necht hat ber 
Inhaber nicht gehabt, Fan e8 daher feinem Nachfolger nicht über- 
fafien ; wol ober kann ein obligatorifches Verhältniß zwiſchen bei- 
ven vertragjchließenden Theilen vereinbart werben, ber 
bisherige Inhaber fich verpflichten, an demſelben Drte ein gleiches 
Geſchäft nicht zu betreiben w. j..w., und damit. von. feiner Geite deu 
Eintritt des Nachfolgers in die beſtehenden Verhältniffe ermöglichen. 
Bon Eigenthum kann aber. in keinem Falle gefprochen werben, 

4) Das. Gleiche gilt, wenn das pofitine Recht keinen weiter 
reichenden Schuß verleiht (fiehe unten No. 5), auch von ber Ueber— 
tragung eines Zeitungsunternehmens. Seine bisherigen Leiſtungen 
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haben ihm die Abonnenten gewonnen, die nur ungern von bem ge— 
wohnten Blatte fich trennen ; die Weitarbeiter haben ſich zufammen- 
gefunden, Ehre und Brot bei dem Unternehmen errungen — auch fie 
werden ohne zwingende Gründe die Fahne nicht verlaffen, unter ver fie 
jo lange gelämpft haben. Auch hier liegt die Sache nicht anders als 
bei dem induftriellen Unternehmen , auch hier ift das Bejtehende jchon 
darum weil e8 befteht eine Macht, deren Vermögenswerth wenigitens 
annähernd in Geld veranfchlagt werden kann. Auch hier kann der bis— 
herige Inhaber dieſes Vermögensvortheils zu Gunjten eines andern 
auf venjelben verzichten; aber auch hier kann er ein abjolutes Recht 
nur dann an ben Andern übertragen, wenn bas pofitive Geſetz ihm 
jelbjt ein ſolches ausprüdlich gewährt, während im entgegengefetten 
Falle ein lediglich zwifchen ven Betheiligten wirfendes, jedem Dritten 
gegenüber einflußlojes, Rechtsverhältniß entjteht. 


5) Genießt nun das Zeitungsunternehmen als folches, kraft pofi- 
tio-vechtlicher Anerkennung, eines abfoluten, gegen jeden fremven Ein- 
griff wirkenden Schußes? Lienbacher ebenſo wie Glaſer und 
Unger haben die Frage bejaht, aber mit Unrecht. Man hat von 
einem Recht an dem Titel geiprochen, aber die Verjuche, dieſes 
Recht zu Eonftruiven, müſſen als gejcheitert betrachtet werden. Die 
Sleichftellung mit dem Firmenrechte mag de lege ferenda frucht- 
bringend fein ; fie ift dem geltenden Rechte gegenüber ohne jeden Halt. 
Auch die Behauptung eines Autorrechtes an dem Titel wird durch 
das Gejeg wie durch die Natur der Sache widerlegt. Man hat fich 
berufen auf $ 5 lit. d des Patentes nom 19/10 4846. Diefer be- 
jtimmt: 


„Dagegen ift als Nachdruck nicht anzufehen, mithin gejtattet 
. ber für ein jpäteres Werk benüßte unveränderte Titel eines 
früher veröffentlichten, von einem anderen Autor verfaßten Wer- 
tes. Doc kann die Wahl eines gleichen Titels in dem Falle, 
wenn er zur Bezeichnung bes beſonderen Gegenjtandes nicht un— 
umgänglich nothivendig und überdieß zur Irreführung bes Publi- 
fums über die Identität des Werkes geeignet iſt, dem hierdurch 
Beeinträchtigten einen Anſpruch auf Entſchädigung begründen. 
Hierüber hat, wenn feine gefegwibrige * — iſt. der 
Civilrichter zu entſcheiden“. 
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Eine Betrachtung tiefer Beſtimmung lehrt: I daß ter Titel nicht 
als ſolcher geihägt wirt, ſendern nur in feiner Beziehung zu tem 
Werke, zu tefien Bezeichnung er tient!; 2 daß aber aud in tiefem 
legteren Falle ver geieglihe Schug nur eintritt, joweit eine Irrefübrung 
über tie Irentität heiter Werke möglich iſt. Beide Vorausſetzungen 
treffen zu. wenn es fih um bereits veröffentlichte Nummern 
oder Jahrgänge einer Zeitichrift bandelt; für diefen Fall wurde das 
Borliegen eines Autorrechtes bereits oben fonftatirt. Beite Voraus— 
jegungen treffen nicht zu, wenn ver Titel als jolcher, der künftige In— 
balt noch nicht veröfientlichter Nummern in Frage fteht. Der Jabr— 
gang 1880 einer periodiſchen Drudichrift kann mit vem Jabrgange 1876 
einer unter dem gleichen Titel erjcbienenen Zeitung nie verwechjelt wer: 
ven, wenn aber gleichzeitig zwei verjchietene Blätter unter dem— 
jelben Titel ausgegeben werten, ift von einer Berwechslung des ſpä— 
teren mit vem früheren Werke Feine Rede. Dabei ſei abgejeben 
ven dem Umjtante, daß vie Bezeihnung nicht allein in vem Titel, 
jontern auch in ver Angabe tes Herausgebers, Redakteurs u. ſ. w. 
bejtebt, einer Irreführung über die Identität aljo jelbjt bei gleichem 
Titel in genügenter Weije vorgebeugt werben kann. 

Aus vem Gejagten ergiebt ſich als feſtſtehendes Reſultat: 

a) Nur an den bereits veröffentlichten Nummern ver Zeitjchrift, ger 
nauer geiprochen, an dem Inbalte verjelben, giebt es ein — übertrag- 
bares — Autorrecht des Herausgebers. 

b. An ver Zeitichrift als jolcher, als einer, ohne Rückſicht auf ven 
fonfreten Inhalt und trog alles Wechjels vesfelben fortbeftehenten 
durch ven Titel vepräfentirten Individualität, beſteht kein durch vie 
pofitive Geſetzgebung geſchütztes Recht. 

Die Vortheile, die das Bejtehente, von der Gunft des Publikums 
getragene, im Kampfe um's Dafein erprobte und geftählte Unternehmen 
vor dem neu zu gründenten voraus bat, find thatſächlicher Natur; 
wer fie als „Eigenthümer“ ver Zeitung bisher genofjen, kann zu Gun— 
ften eines Anteren auf diefelben verzichten, auf diefem Umwege fie ibm 


1) Der Titel it ebem fein literarifches Erzeugniß, jondern bie Bezeichnung 
eines ſolchen. Bol. darüber Kloftermann, Urheberreht S. 12, Geift. Eigenthum 
S.447, Dambad, Urheberredt S.22f., Wächter, Autorreht ©. 53, inebel. 
S.166ff.; auch G.-A. XI S. 555ff. 
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übertragen : aber durch dieſe Uebertragung fann fein abſolut wirken: 
des Recht entjtehen, das der Uebertragende ſelbſt nicht bejefjen hat. 


IH. An tie eben befprochene Frage fnüpft fich die weitere, ob der 
„Eigenthbümer“ einer Zeitjhrift eine vom Heraus: 
geber verfchiedene Berjon jein könne Die Bejahung 
der Frage unterliegt nach dem Gejagten feinem Zweifel. Eigenthümer 
ber Zeitung — um das einmal eingebürgerte Wort beizubehalten — iſt 
derjenige, der das Unternehmen in's Leben gerufen bat, dem Anlage- 
fapital und Betriebsmaterial gehört, dem das Autorrecht an ven ver: 
öffentlichten Nummern der Zeitichrift zufteht, der fich im Genuffe aller 
jener Vortheile befinvet, die das Gewordene vor dem Werbenden vor: 
aus hat; berjenige ferner, ver in dieſe Rechte und Vortheile als Nach: 
folger eingetreten ift. An ihn fällt ver Gewinn, ven das Unternehmen 
abwirft, jo wie ihn die Gefahr eines Verluſtes trifft; Die Leitung des 
Ganzen ruht in feiner Hand, oder kann wenigſtens jederzeit von ihm 
in die Hand genommen werben!. So wie nun dem Eigenthümer eines 
Gewerbes nichts im Wege fteht, wenn er die thatjächliche Ausübung 
desjelben einem Dritten durch Verpachtung oder auf anterem Wege 
übertragen will, wobei das Verhältniß zwiſchen Eigenthümer und In— 
haber in ver verſchiedenſten Weile geregelt werben fan, jo kann auch 
der Eigenthimer eines Zeitungsimternehmens von dem Betriebe des 
Geſchäftes zurücktreten und diefen einen Anderen überlaffen, entweder 
vollftändig oder unter Wahrung eines gewiffen Einfluffes auf die po- 
litiſche, wiffenfchaftliche over finanzielle Haltung des Blattes. Auch 
hier find die größten Verſchiedenheiten in der Regelung des konkreten 
Verhältniffes möglich; fie ändern nichts an ver Thatſache, daß die 
Herausgabe ver periodiichen Drudichrift Losgelöft ift von dem 
Eigenthume an derfelben. Daraus ergeben fich folgende Säte: 

1) Es iſt ganz gut möglich, daß das Eigenthum an einer Zeit: 
Schrift in anveren Händen liegt als die Herausgabe verjelben. 

2) Die preßrechtliche VBerantwortlichkeit trägt in diefen Falle nicht 
ver Eigenthümer, von welchen das Preßgeſetz nirgends Spricht, fondern 
ber Herausgeber. 


1) Bgl. Glafer, gel. kl. Schriften II ©. 65. 
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3) Herausgeber ift nicht berjenige, der auf vem Blatte als folcher 
genannt tft, ſondern jene Perſon, welche dasſelbe thatjächlich heraus— 
giebt (vgl. oben $ 26). Auch Hier ift ver konkrete Sachverhalt, ver 
durch Fiktionen nicht in fein Gegentheil verwandelt werben kann, aus- 
jchließlich maßgebend !. Dem Ankläger obliegt ver Beweis, daß ver 
auf dem Blatte oder in ver Anmeldung namhaft gemachte Herausgeber 
thatjächlich nichts mit der Herausgabe zu thun hat, fondern ver Eigen- 
thümer der wirkliche Herausgeber ift, daß aljo eine falfche Angabe im 
Sinne der $$ 9 ff. P.-G. ftattgefunten hat, dem Angeklagten ven 
Beweis tes Gegentheils, des Auseinanverfallens von Eigenthum und 
Herausgabe aufbürten wollen, wäre eine Verfennung eines ver wich: 
tigiten Grundſätze des Strafprozeßrechts. 

838. Borläufige Anmeldung der Herausgabe einer 
periodiſchen Drudichrift. 

Nah 8 13 G.⸗O. ift jeder Unternehmer eines freien Gewerbes 
„ verpflichtet, vor Antritt desſelben der Behörde die Meldung zu machen. 
In der Meldung ift 8 14) der Name, das Alter, ver Wohnort und 
bie Stantsangehörigfeit des Unternehmers, die gewählte Beichäftigung 
und der Standort der Ausübung anzugeben, und die allenfalls nöthige 
Zuftimmung des gefetlichen Vertreters und ver kompetenten Behörde 
darzuthun. Im Falle einer nothwendigen Stellvertretung find dieſe 
Angaben auch auf die Perſon des Gejchäftsleiters auszudehnen. Die 
Behörde hat auf Grundlage dieſer Anmeldung zu prüfen, ob ein gefeß- 


1) Daß Eigentbum und Herausgabe nicht nothwendig in berfelben Hand ver: 
einigt fein müfjen, wirb nicht nur von Glafer und Unger behauptet, jonbern 
auch von Lienbacher zugegeben. Man vgl. auch des letzteren 4877 im Abgeorb» 
netenhaufe gemachte Aeußerungen A.«St.P. VII Seſſion 5.8284). In dem— 
ſelben Sinne Barth S. 67, Schwarze ©. 19. Durchaus verfehlt Dagegen 
Frühwald ©.93. Der O.G.-H. bat in der E. v. 19/8 1863 G.-Z. 1864 
No.82) zugegeben, daß es ſich hier um eine quaestio facti handle, während die 
E. v. 19/4 1864 (G.⸗H. 1864 No. 54) bie in ihrer Allgemeinheit unrichtige Be: 
bauptung aufftellt: „Der jedesmalige angebliche Eigenthümer einer Zeitichrift ift 
al8 deren Herausgeber anzuſehen.“ Vgl. über die in dem Eigenthume von Aftien- 
gejellihaiten ftehenden Zeitungen etwa auch noch Wuttke ©.430. Die richtige 
Anficht wird auch angedentet bei Hye S. 285. — Die Frage felbft Scheint — neben: 
bei bemerkt — in Oefterreich ſchon in den vierziger Jahren aufgetaucht zu fein; eine 
von Wiesner S.344 mitgetheilte gebeime Inftruction an die Ceuſurbehörden 
jagt: „Die Bezeichnung Bahmann als Eigenthümer und Rebakteur ber Wiener 
Zeitfchrift ift als ein Uebergriff einzuftellen, und dafiir zu fegen „„Heransgeber 
und Redakteur.““ 
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liches Hinverniß vorliegt oder nicht; umd entweder bis zur Behebung 

des Anjtandes ven Beginn oder die Fortjegung des Betriebes zu unter- 
jagen, oder aber ven Gewerbichein auszuftellen. 

nA In burchgreifender Parallele mit dieſen Beſtimmungen der © Ge. 

Ü] mean verfügt 8 10 B.-©., taß, wenn Jemand eine periodiſche 

Drũckſchrift hera uszugeben beabſichtigt, dieß dem Stantsanwalte 


— und der landesfürſtlichen Sicherheitsbehörde des Be— 


zirkes, in welchem der Ort der Herausgabe gelegen iſt, 
> vorläufig anzuzeigen ſei. So wenig wie bei ben freien Ge— 


7a ! werben, welche ven Bejtimmungen der G.⸗O. unterliegen, handelt es 
e 27, 3 * 2 —V — * % 
78° fich der Herausgabe einer Zeitjchrift gegenüber um eine verfappte Kon- 


effionyum eine Beichränfung ver Gewerbe: beziehungsweije ver 
Proffreiheit: die Beftimmung verfolgt vielmehr hier wie dort den Zweck, 
1) den Nachweis herzuftellen, daß jene Bedingungen erfüllt jind, an 
welche das Gejeg die Berechtigung fnüpft; 2) ver Behörde ven zur 
Ueberwachung nothwentigen Ueberblid über die neuen Erjcheinungen 
zu verjchaffen, jei e8 num, daß es fich um die Gründung neuer, ſei e8 
daß es fich um Veränderungen bereits beftehender Unternehmungen 
handelt. Bemerkt ſei übrigens, daß die neueren Geſetze, jo in insbejon- 
dere das deutihe R.-P.⸗G. auch dieſe Vorfihtsmaßtegel als über- 
flüjfig fallen gelafjen haben. 

Alle periodiſche Drudioriften (oben $ 24) unterliegen diefer Ver— 
pflihtung ; ihre Erfüllung ift Sache des Herausgebers. 

Il. Die Anzeige hat folgenpes zu enthalten : 

1) Die Bezeihnung den Titel) der periodiſchen Drudichrift; 
die Zeitabichnitte ihres Erſcheinensz; einen Ueberblid ver 
Gegenftänte (Programm), welche fie zu behandeln beftimmt ift.: 

Xienbader (IT ©. 29) hat die Behauptung aufgeftellt, daß das 
„Eigenthum“ an dem Titel der Zeitichrift nicht durch die Anmeldung, 
jondern durch Die Herausgabe begründet werde. Diefe Behauptung 
bedarf nach dem oben in $ 37 unter II 5 Geſagten feiner beſonderen 
Widerlegung; wenn es fein Necht an dem Titel giebt, hat auch vie 
Priorität ver Herausgabe feine rechtliche Bedeutung. 


1) Wiederholt betont im Abgeordnetenhauſe insbei. v. Herbft A.⸗St.“P. 
I. Seſſion So to79f. ; darum auch die bedeutende Herabfegung der von der Re- 
gierung vorgeſchlagenen 36 tägigen Friſt auf 8 Tage. 
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2) Den Namen und Wohnort! eines verantwortlichen 
Redakteurs, und wenn deren mehrere auf dem DBlatte genannt 
werden follen, vie Namen und Wohnorte aller, nebjf ver Nach— 
weifung, daß ihre Eigenfhaften und Verhältniſſe den 
im Ad. Abfage des 12 P.-©. vorgezeichneten Bedingun— 
gen (unten & 39) entfpreden. 

Zu betonen ift, daß & 40 von tem Wohnorte, $ 12 von dem 
Mohn ige des Redakteurs fpricht. Beide Ausdrücke find im techni— 
ſchen Sinne zu nehmen, Wohnſitz ift nach $ 16 der Jurisdiktions— 
norm „der Ort, wo fich Jemand in ver Abficht niedergelafien bat, da- 
jelbft jeinen bleibenden Aufenthalt zu nehmen‘; Wohnort der Ort 
des zeitweiligen Aufenthaltes. 

3) Den Namenund Wohnort des Druders, jomwie 
jenen des Berlegers, wenn verjelbe vom Herausgeber verfchieven 
ift. Die Namen diefer Perfonen müffen auch dann in der Anzeige ge- 
nannt werden, wenn die Drudichrift felbjt nach & 9 Abi. 2 P.-©. 
(vgl. unten $ 52) von ber fortlaufenden Namhaftmachung berjelben 
auf jedem Blatte oder Hefte befreit fein jollte; ver Wortlaut des Geſetzes, 
wie die Natur der Sache jprechen gegen bie entgegengejekte, vom 
D.:6.:9. in der E. vom 19/9 1866 (G.-3. 1866 No. 80) ver- 
tretene Anficht. Angabe ver Firma kann, im Gegenfate zu $ 9 P.-G., 
nicht als genügend betrachtet werten. 

7 Der Herausgeber muß Tich Telbftverftändfich ebenfalls, und zwar 
als Herausgeber bezeichnen; diefe Bezeichnung gehört, ſollte fie auch 
erjt in der Unterjchrift geſchehen, jedenfalls zum Inhalte ver Anzeige 2. 

Staatsanwaltichaft und Sicherheitsbehörde haben über alle in 
ihrem Sprengel erjcheinenden periodiſchen Drudichriften ein genaues 
Verzeichniß zu führen ($ 3, 4 der Amtsinftruction). 

Sind die in der Anzeige enthaltenen Angaben over Nachweife un- 
vollſtändig oder nicht genügend, fo fordert die Sicherheitsbehörbe (nicht 
die Staatsanwaltichaft) den Anzeiger zur Ergänzung auf; im entgegen- 


4) Alfo nicht die genaue Adreſſe mit Straße und Hausnummer, wie Dieß nach 
englifhem Rechte erforderlich ift; vgl. Marquardſen S. 73. 

2) Sind Berleger und Herausgeber verichiebene Perfonen, fo müffen alſo 
Beide in der Anmeldung genannt fein, während nach $ 9 auf der Drudichrift 
jelbft die Benennung des Berlegers oder Herausgebers genügt; ein weiterer Beweis 
für Die Unabhängigkeit des 510 P.-©. von ben Beftimmungen bes $9. 

Liszt, Das öfterreihifche Preßrecht. 9 
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6/7 1854 ſchloß fich diefem Syſteme an. Aber früher noch, als Frank: 
reich und Deutſchland, hatte Defterreich die gleiche Bahn betreten, und 
ntit der Verorbnung vom 6/7 1851 das Verwarnungsſyſtem in bie 
Prefgefetgebung eingeführt !,; durch die Preforbnung von 1852 ftyl- 
voll weiter entwidelt?, brach es erft im Jahre 1862 zugleich mit der 
Zeitungskonzeffion zuſammen. 

II. Allerdings findet jich die Einftellung periodiſcher Druckſchriften 
auch noch in dem B.-&. von 1862; fogar noch im geltenden öfterr. 
Recht trog der durch die Novelle vom 15/10 1868 gebrachten Reform ; 
aber in durchaus veränderter Gejtalt. Drei Formen der Einftellung 
müjfen nämlich ftrenge unterfchieden werben: 

1) Die, fei e8 zeitige, fei e8 dauernde, Einftellung durch die ad— 
miniftrativen Behörden, deren Ermeffen einen mehr oder weniger 
begrenzten Spielraum haben kann: dieß ter Standpunkt ver öfterr. 
P.:D. von 1852. (Daneben war dauernte „Unterdrückung“ oder 
Einftellung bis auf 3 Monate dem Ermeſſen des erfennenven Gerichts 
anheimgeſtellt vurch 88 29 und 252 des allg. St.“G. von 1852). 

2) Die Einftellung, als Nebenfolge gerichtlicher Verurteilung, 
ausgefprochen durch das erkennende Gericht: Diefe Form, 
welche das B.-G. von 1862 beibehalten hatte3, fiel durch die Novelle 
vom 15/10 1868 Art. IV. 

3) Die Einftellung als executio ad faciendum, als Mittel, vem 


Richterfpruche Gehorfam zu erzwingen: in diefer Geftalt noch im gel- 
tenden öfterr. Rechte anerkannt. 

Nach diefer verſchiedenen Bereutung muß auch die ſyſtematiſche 
Stellung eine verjchiedene fein, die Einftellung ad 4 gehört in das 
Preßgewerberecht; vie ad 2 und 3 in das Prefftrafrecht. Doch wird nur 
bie leßtere noch Gegenstand befonterer Darftellung fein (vgl. unten $ 77). 


537. Die vehtlihe Natur der Herausgabe einer 
periodiſchen Drudichrift.e Das „Eigenthbum“ an der 
Zeitung. 

I. Die ſyſtematiſche Stellung, welche den gefeglichen Beftimmungen 
über bie — —— einer periodiſchen Druckſchrift in ale Lehrbuche 


i, Der Wortlaut dieſer Beſtimmungen wurde oben i im,f 8 ©. 17 mitgetbeilt. 
2) Bgl. ebenfalls oben $8 ©. 18f. 
3) Im diefer Form wird die Einftellung gebilligt nicht nur von Lienbacher 
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angemwiejen wurde, bevarf einer furzen Rechtfertigung. Es joll nicht 
in Abrede geftellt werben, daß ihre Einreibung in das Preßgewerbe- 
recht auf den erften Blid als befremdend, als irrthümlich ericheinen 
mag. Dennoch läßt jene Stufe ver Entwidlung, welche das moderne 
Zeitungsmwefen in unferen Tagen erreicht bat, faum eine andere Auf- 
faffung zu. Die Herausgabe eines großen Blattes ift heute nicht ein 
Unternehmen, fondern ein Kompler von folden. Eine Reihe von 
Prefgewerben fteht im Dienfte des Blattes, bejorgt auf Rechnung des 
Herausgebers die Herjtellung und den Vertrieb ver Drudichrift ; die 
Höhe des Anlagekapitals, der Werth des Betriebsmateriales, vie ge- 
ichäftliche Verbindung mit ven Mitgliedern der Nevaktion und dem 
Perſonale ver Druderei, Erpevition, Adıniniftration u. ſ. w. nach 
innen, mit dem Publikum und ven Mitarbeitern nad) außen, vie nur 
in Ausnahmsfällen nicht vorliegende Richtung auf ven gefchäftlichen 
Gewinn, vor allem die Vermittlung zwiichen Nachfrage und Angebot 
burch das immter großartiger fich entwickelnde Annoncenweien: alle 
diefe Umftänve Taffen die ſtille literariſche Thätigkeit in ven Hintergrund 
treten, machen die Majchine an Stelle ver ever zum Symbole auch 
des heutigen Zeitungswejens, verleihen vem ganzen Unternehmen einen 
eminent gewerblichen Charakter, ver durch die Gegenüberftellung von 
Redakteur und Herausgeber auch im Gefege Anerfennung gefunden 
bat. Die Herausgabe einer periodischen Drudjchrift ericheint demnach, 
wenigjtens in ihrer heutigen Gejtalt, als ein vorwiegend ge- 
werblihes Unternehmen. Allerdings unterliegt fie den Be— 
ftimmungen der Gewerbeordnung nicht, aber jene VBorausjegungen, 
von welchen das Preßgejeg die Berechtigung zur Herausgabe abhängig 
macht, weifen Kar genug auf vie Parallele mit dem Gewerberechte hin. 
Es gilt das von der Konzejfionirung gerabejogut wie von ber nad 
heutigem Rechte allein mehr erforberlihen Anmeldung, die in gauz 
gleicher Weije bei den „freien“ Gewerben überhaupt jich findet. (Val. 
unten $ 38.) 

Das pofitive Recht jteht mit diefer Auffaffung nicht im Wider— 
jpruche, wie dieß von Harum, Lienbacher und Anderen, die in 


1. 8.81 ff., ondern anıh von Glaſer, Gutachter an den VI: Juriftentag 
(Schriften II S.50). Auch Hype, Strafgeſetz 5.434 tritt für Diefe — Re⸗ 
preſſiv ⸗· Maßregel“ ein. 





* 
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der Herausgabe eine lediglich literarifche Thätigkeit erblicken, be- 
hauptet wurde. An dem Konzeſſionsſyſtem ver B.-D. von 1852 jollte 
durch die Gewerbeordnung von 1859 nichts geändert werden. Art. V 
lit. p des Einführungsgejeges jchließt von den Beftimmungen ver 
G.⸗O. aus „die Unternehmungen periobifcher Drudichriften und ven 
Verſchleiß verfelben.“ Mit viefen Worten follte lediglich bie fort 
dauernde Geltung der B.-O. von 1852 anerkannt, follte über bie 
innere Natur der Herausgabe nicht entſchieden, dieje nicht als lediglich 
„Üiterariiche Thätigkeit“ beftimmt werden. Nach ven Konfequenzen ver 
gegneriihen Auffafjung müßte auch ver Verſchleiß von Drud- 
ſchriften als literar. Thätigfeit betrachtet werben; denn auch er ijt 
nicht den Beitimmungen der ©.-D. unterworfen. Aber Art. Veit. 
jtellt jogar jelbjt das Zeitungsunternehmen in Gegenſatz zur litera- 
rifchen Thätigkeit; während von dem erjteren in der lit. p geiprochen 
wird, erwähnt legtere die lit. c!; nach der Anfiht Lienbacher's 
wäre viefe Gegenüberjtellung ein grober logifcher Fehler. 

Dieje Bemerkungen mögen die Syſtematik dieſes Lehrbuches recht: 
fertigen, das auch hier die hervorſtechendſte Eigenjchaft als die allein 
maßgebenve betrachtete. 


II. Dieſe Auffaffung giebt ung zugleich den Schlüffel zur Beant— 
wortung der Frage, ob es ein „Eigenthum“ an ver herausgegebenen 
Zeitung gebe, und auf welche Weiſe dieſes erworben, gefchügt und auf 
Andere übertragen werden könne. Die literarifche Fehde, welche in 
ben erjten Monaten ves Jahres 1864 über viefe Frage zwiichen Lien- 
bacher einerfeits, Glaſer und Unger andrerfeits entbrannte, ift 
befannt?. Die beiden Profeſſoren unterjchieven: A) das Eigenthum 
an der Zeitjchrift, welches „in der vermögensrechtlichen Befugnif, eine 
Zeitjchrift unter einem bejtimmten Titel erfcheinen zu laffen“, beftehen 
fol, und 2) das ſog. literariſche Eigenthum an dem Inhalte verfelben. 
Lienbacher verwirft diefe Unterjcheidung und fennt nur das litera- 
riſche Eigenthum an ver Zeitung. Weber die eine noch die andere An- 
ficht kann als richtig bezeichnet werden. Zur Klarftellung ver Sache 
dürfte es zwedmäßig fein, bie Parallele mit dem rein gewerblichen 





1) „Die Siterarifche Thätigkeit, das Selbftverlagsrecht ber Autoren, und bie 
Ausübung ber ſchönen Künfte“ fallen nicht unter Die G.O. 
2) Bgl. Lienbaher IS, 145ff.; Glaſer, gei. H. Schriften I ©. 63 ff. 
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Unternehmen nicht außer Acht zu laſſen; vor Allem aber ift e8 un- 
erläßlich, die verſchiedenen bier in Frage kommenden Rechte ſcharf zu 
trennen. 

1) An dem Betriebsmateriale, dem Anlagefapitale, ven Waaren- 
porräthen u. dal. befteht in beiden Fällen wirkliches Eigenthum, das 
auf die ima. b. G.B. angegebene Art auf Andere übertragen werben 
fann. 

2) Ebenfowenig fann e8 irgend einem Zweifel unterliegen, daß dem 
Herausgeber irgend einer periotifchen Drudichrift pas Autorrecht an 
dem Inhalte ver bereits veröffentlichten Nummern, in dem 
von dem Patente vom 19/10 1846 fejtgejegten Umfange zufteht ($ A 
des Patentes). Auch Hier ift die Form der Uebertragung durch vie 
Natur des zu übertragenden Nechtes genau vorgezeichnet. 

3) Jedes beftehende Unternehmen ift eine Schöpfung feines 
Gründers, mit deſſen geiftigem und materiellem Kapitale in's Leben 
gerufen; es repräfentirt durch den Klang feines Namens, durch bie be- 
jtehenden Gejchäftsverbindungen bedeutende Vermögensvortheile, welche 
jedes neu zu gründende Unternehmen fich erft erwerben muß. Auf 
diefen beiven Gründen beruht fein Anſpruch auf gejeglichen Schutz 
einerjeits, die Möglichkeit desſelben andrerſeits. Aber dieſer Schuß 
gegen jtörende Eingriffe von Außen reicht nur foweit, als die pofitive 
Geſetzgebung ihn gewährt, als fie das Firmen- und Markenrecht an- 
erkennt; nur mit diefer Beichränfung ift der von Glaſer und Unger 
allgemein Hingeftellte Sag richtig: „Dem Begründer eines Ge— 
ſchäftes erwächſt das Necht auf den ausschlieklichen Betrieb feines Ge- 
ſchäfts“. Wie nun, wenn ein nicht geſchütztes Geſchäft übertragen 
wird? Ein abfolutes gegen jeven Dritten wirkendes Recht hat ber 
Inhaber nicht gehabt, kann e8 taher feinem Nachfolger nicht über- 
laſſen; wol ober kann ein obligatorifches Verhältniß zwiſchen bei- 
ven vertragichließenden Theilen vereinbart werden, ber 
bisherige Inhaber fich verpflichten, an vemfelben Orte ein gleiches 
Geſchäft nicht zu betreiben u. j. w., und damit von jeiner Seite ven 
Eintritt des Nachfolgers in die beftehenven Verhältniffe ermöglichen. 
Bon Eigenthum kann aber in feinem Falle gejprochen werben, 

4). Das. Gleiche gilt, wenn das pofitine Necht keinen weiter 
reichenden Schuß verleiht (fiehe unten No. 5), auch won ber Ueber- 
tragung eines Zeitungsunternehmens. Seine bisherigen Leitungen 
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tie⸗rechtlicher Anerkennung, eines abſelaten, gegen jeden frerden Ein- 
griff wirlenten Schuge6? Lienbacher ebenie wie Glafſer un 


Unger haben tie Frage bejaht, aber mit Unrecht. Man bar von 
einem Recht au rem Zitel geirrechen, aber tie Verſuche, rizies 
Recht zu kenftruiren, mürlen als geicheitert betrachtet werten. Die 
Gleichftellung mit vem Firmenrechte mas de lege ferenda frucht- 
bringene jein , fie ift tem geltenten Rechte gegenüber one jeren Halt. 
Auch vie Behauptung eines Autorrechtes an vem Titel wire durch 
tas Geſetz wie turch tie Natur ter Sache widerlegt. Man bat fi 
berufen auf $ 5 lit. d res Batentes vom 19,10 1846. Dieſer be- 
ftimmt: 


„Dagegen ift als Nachdruck nicht anzujehen, mithin geftattet 

. . ber für ein ſpäteres Werk benüste unveränderte Titel eines 
früher veröffentlichten, von einem anderen Autor verfaßten Wer- 
fee. Doch kann die Wahl eines gleichen Titels in vem Falle, 
wenn er zur Bezeihmung des beionteren Gegenjtanves nicht un⸗ 
umgänglih nothwendig und überdieß zur Irreführung des Publi⸗ 
fums fiber die Identität des Werkes geeignet ift, dem hierdurch 
Beeinträchtigten einen Anſpruch auf Entſchädigung begründen. 
Hierüber hat, wenn feine geſetzwidrige Abficht —— it, ver 
Eivifrichter zu entſcheiden“. 
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Eine Betrachtung diefer Beſtimmung lehrt: 1) daß ber Titel nicht 
als ſolcher gejchütt wird, ſondern nur in feiner Beziehung zu dem 
Werke, zur veffen Bezeichnung er dient!; 2) daß aber auch in dieſem 
letzteren Falle der geſetzliche Schuß nur eintritt, foweit eine Irreführung 
über die Iventität beiver Werfe möglich ift. Beide Vorausſetzungen 
treffen zu, wenn es fih um bereits veröffentlichte Nummern 
oder Jahrgänge einer Zeitjchrift handelt; für viefen Fall wurde das 
Borliegen eines Autorrechtes bereits oben fonftatirt. Beide Voraus- 
fegungen treffen nicht zu, wenn ver Titel als folcher, ver künftige In- 
halt noch nicht veröffentlichter Nummern in Frage fteht. Der Jahr: 
gang 1880 einer periodischen Drudichrift kann mit vem Jahrgange 1876 
einer unter dem gleichen Titel erjchienenen Zeitung nie verwechjelt wer- 
ben; wenn aber gleichzeitig zwei verſchiedene Blätter unter vem- 
jelben Zitel ausgegeben werden, ift von einer Verwechslung des jpä- 
teren mit dem früheren Werfe feine Rede. Dabei ſei abgejehen 
von dem Umftante, daß die Bezeichnung nicht allein in dem Titel, 
jontern auch in der Angabe des Herausgebers, Redakteurs u. ſ. w. 
bejteht, einer Irreführung über die Identität alfo jelbft bei gleichem 
Titel in genügender Weiſe vorgebeugt werben fann. 

Aus dem Geſagten ergiebt ſich als feſtſtehendes Reſultat: 

a) Nur an den bereits veröffentlichten Nummern der Zeitjchrift, ge- 
nauer gejprochen, an dem Inhalte verjelben, giebt es ein — übertrag- 
bares — Autorrecht des Herausgebers. 

b An ver Zeitjchrift als jolcher, als einer, ohne Rüdficht auf ven 
konkreten Inhalt und trog alles Wechjels desſelben fortbeſtehenden 
durch ven Titel vepräfentirten Individualität, befteht fein durch vie 
pofitive Geſetzgebung gejchüttes Recht. 

Die VBortheile, die das Beſtehende, won der Gunft des Publikums 
getragene, im Kampfe um's Dafein erprobte und geftählte Unternehmen 
por dem neu zu gründenden voraus hat, find thatfächlicher Natur; 
wer fie als „Eigenthümer” der Zeitung bisher genofjen, kann zu Gun— 
ften eines Anderen auf diefelben verzichten, auf dieſem Umwege fie ihm 


4) Der Titel ift eben fein Titerarifches Erzeugniß, fondern die Bezeichnung 
eines folchen. Vgl. darüber Kloftermann, Urheberrecht ©. 12, Geift. Eigenthum 
S.147, Dambach, Urheberreht S.22f., Wächter, Antorreht ©. 53, insbeſ. 
S. 166ff.; auch G.-A. XI S.555/ff. 
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übertragen : aber durch dieſe Uebertragung kann fein abjolut wirken: 
des Recht entftehen, das der Uebertragenpe ſelbſt nicht beſeſſen bat. 


II. An vie eben befprochene Frage fnüpft fich die weitere, ob der 
„Eigenthümer“ einer Zeitjhrift eine vom Heraus: 
geber verfchiedene Perjon jein könne. Die Bejahung 
der Frage unterliegt nach dem Gejagten feinem Zweifel. Eigenthümer 
ber Zeitung — um das einmal eingebürgerte Wort beizubehalten — iſt 
berjenige, der das Unternehmen in's Leben gerufen bat, vem Anlage: 
fapital und Betriebsmaterial gehört, dem das Autorrecht an den ver: 
öffentlichten Nummern ber Zeitichrift zufteht, der fich im Genuſſe aller 
jener Bortheile befintet, vie das Gewortene vor dem Werbenden vor: 
aus bat; derjenige ferner, ter in dieſe Rechte und Vortheile als Nach: 
folger eingetreten ift. An ihn fällt der Gewinn, den das Unternehmen 
abwirft, fo wie ihn die Gefahr eines Verluftes trifft; bie Yeitung des 
Ganzen ruht in feiner Hand, oder kann wenigftens jederzeit von ihm 
in die Hand genommen werden!. So wie nım dem Eigenthümer eines 
Gewerbes nichts im Wege fteht, wenn er die thatjächliche Ausübung 
vesfelben einem Dritten durch Berpachtung oder auf anderem Wege 
übertragen will, wobei das Verhältniß zwifchen Eigenthümer und In— 
haber in ver verichtedenften Weife geregelt werten fann, jo kann auch) 
der Eigenthümer eines Zeitungsunternebmens won bem Betriebe des 
Geſchäftes zurüctreten und diefen einem Anderen überlaſſen, entweder 
vollftäntig oder unter Wahrung eines gewiſſen Einfluffes auf vie po- 
litiſche, wiffenjchaftliche oder finanzielle Haltung des Blattes. Auch 
hier find die größten Verſchiedenheiten in der Regelung des konkreten 
Verhältniffes möglich, ſie Ändern nichts au ter Thatſache, daß die 
Herausgabe der periodischen Drudichrift Losgelöft ift von dem 
Eigenthume an berfelben. Daraus ergeben fich folgende Säte: 

1) Es ift ganz gut möglich, daß das Eigenthum an einer Zeit: 
Schrift in anteren Händen liegt als die Herausgabe derſelben. 

2) Die preßrechtliche Verantwortlichkeit trägt in biefem Falle nicht 
der Eigenthümer, von welchen das Preßgefeß nirgends fpricht, ſondern 
ber Herausgeber. 


— — — — 


1) Bgl. Glaſer, gef. El. Schriften IT ©. 65. 


* 
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3) Herausgeber ift nicht derjenige, ver auf tem Blatte als folcher 
genannt ift, ſondern jene Perjon, welche vasjelbe thatfächlich heraus- 
giebt (vgl. oben $ 26). Auch hier ift ver konkrete Sachverhalt, ver 
durch Fiktionen nicht in fein Gegentheil verwandelt werben fann, aus- 
Ichlieglich maßgebend !. Dem Anfläger obliegt ver Beweis, daß der 
auf dem Dlatte over in ver Anmeldung nambaft gemachte Herausgeber 
thatjächlich nichts mit der Herausgabe zu thun hat, fondern ver Eigen- 
thümer der wirkliche Herausgeber ift, daß aljo eine falfche Angabe im 
Sinne der 88 9 ff. P.-©. ftattgefunden hat; vem Angeklagten ven 
Beweis des Gegentheils, des Auseinanderfallens von Eigenthum und 
Herausgabe aufbürden wollen, wäre eine Verkennung eines ter wich: 
tigſten Grundſätze des Strafprozeßrechts. 

838. Vorläufige Anmeldung der Herausgabe einer 
periodiſchen Druckſchrift. 

Nah 8 13 ©.-D. iſt jeder Unternehmer eines freien Gewerbes 
verpflichtet, vor Antritt desſelben der Behörde die Meldung zu machen. 
In der Meldung iſt 8 14) der Name, das Alter, ver Wohnort und 
die Staatsangehörigfeit des Unternehmers, die gewählte Beichäftigung 
und der Standort ver Ausübung anzugeben, und die allenfalls nöthige 
Zuftimmung des gefeglichen Vertreters und ber fompetenten Behörde 
barzuthun. Im alle einer nothwendigen Stellvertretung find viefe 
Angaben auch auf die Berion des Gefchäftsleiters auszurehnen. Die 
Behörde hat auf Grundlage diefer Anmeldung zu prüfen, ob ein geleß- 


1) Daß Eigenthum und Herausgabe nicht nothwendig im derſelben Hand ver: 
einigt fein müffen, wird nicht nur von Glafer und Unger behauptet, jondern 
auch von Lien bacher zugegeben. Man vgl. auch des letsteren 4877 im Abgeorb- 
netenhauſe gemachte Aeußerungen A.St.“P. VI Seffion S. 8284). Im dem: 
jelben Sinne Barth S. 67, Schwarze ©. 19. Durchaus verfehlt dagegen 
Frühwald ©.93. Der D.-©.:9. bat in der E. v. 19/8 1863 G.-Z. 1864 
No.82) zugegeben, daß es fid) bier um eine quaestio facti handle, während Die 
E. v. 19/4 1864 (G.⸗H. 1864 No. 54) die in ihrer Allgemeinheit unrichtige Be: 
bauptung aufftellt: „Der jebesmalige angebliche Eigenthümer einer Zeitichrift ift 
als deren Herausgeber anzufehen.“ Bgl. über bie in dem Eigenthume von Aftien- 
gejellichaiten ftehenden Zeitungen etwa auch noch Wuttke ©. 430. Die richtige 
Anficht wird auch angebentet bei Hye S.285. — Die Frage felbft ſcheint — neben: 
bei bemerft — in Oeſterreich Schon in den vierziger Jahren aufgetaucht zu fein; eine 
von Wiesner ©.344 mitgetbeilte geheime Anftruction an die Cenſurbehörden 
jagt: „Die Bezeichnung Bahmann als Eigenthümer und Redakteur der Wiener 
Zeitfchrift ift als ein Uebergriff einzuftellen, und dafür zu jegen „„Heransgeber 
und Rebakteur.”* 


12% Zriuns Bub. Das trehgewerbereit. 


liches Hinterniß vorliegt oder nicht, nut entweder bis zur Bebebung 
res Anſtantes ren Beginn orer vie Kortiegung des Betriebes zu unter- 
jagen, erer aber ren Gewerbichein aus;uftellen. 

Ju turbgreifender Varallele mit rieien Deitimmungen zer Ge 
werbeertnung verfügt & 10 $.:G., zak, wenn Jemand eine periotiiche 
Trudicrin beraussmieken Beakficbtigt, trieb vem Ztaatsanmalte 
unr ter lantesfürfilibden Siherhbeitsbebörre des De- 
jirfes, inwelbem rer Ortrter Heransgabe gelegen ıjı, 
vorläufig anzuzeigen fei. Sc wenig wie bei ten freien Ge— 
werben, welche ven Beitimmungen ver G.-T. unterliegen, handelt 8 
fich ver Herausgabe einer Zeirichrift gegenüber um eine verlappte Kon⸗ 


rffreiheit: tie Beitimmung verfolgt vielmehr bier wie dort ven Zwed, 


zeſſion um eine Beichränfung ter Gewerbe: beziehungswene Fer 
Bf 


1, zen Nachweis berzuftellen, tag jene Bedingungen erfüllt ſind, an 
weiche tas Geſetz tie Berechtigung fnüpft; 2, ver Behörre zen zur 
Ueberwadhung nothwentigen Ueberblid über tie neuen Erſcheinungen 
zu verichaiten, ſei es num, tab es ſich um tie Grünrung neuer, jei es 
tab es ſich um Beränterungen bereits beſtehender Unternebmungen 
hautelt. Bemerkt jei übrigens, daß vie neueren Gejege, io insbejon- 
tere das deutſche R.:P.-G. auch tiefe Borfihtsmaftegel als i als. über: 
flürfig allen gelaffen baten. 

"Alle perioriiche Drudigriften /oben $ 23) unterliegen dieſer Ver: 
pflihtung ; ihre Erfüllung ift Sache des Herausgebere. 

I. Die Anzeige hat folgentes zu enthalten : 

1, Die Bezeichnung ven Titel, ter periotiichen Drudjcrift; 
bie Zeitabichnitte ihres Erjcheinens; einen Ueberblid ter 
Gegenftänte Programm , welche ſie zu behandeln beftimmt ift. 

Lienbacher ME. 29; hat vie Behauptung aufgeftellt, daß das 
„Eigenthum“ an vem Titel der Zeitichrift nicht durch die Anmeldung, 
ſondern durch die Herausgabe begründet werte. Diefe Behauptung 
bevarj nad dem oben in $ 37 unter IL 5 Geſagten feiner beſonderen 
Widerlegung, wenn es fein Recht an dem Titel giebt, bat auch vie 
Priorität der Herausgabe feine rechtliche Bereutung. 





1; Wiederholt betont im Abgeorbnetenhauje insbef. n. Herbft A.-St.-P. 
I. Seifion &:r979f. , darum auch die bedentende Herabſetzung ber von * Re: 
gierung vorgeichlagenen 30 tägigen Frift auf 8 Tage. 
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2) Den Namen und Wohnort! einesperantwortliden 
Redakteurs, und wenn deren mehrere auf dem Dlatte genannt 
werben follen, vie Namen und Wohnorte aller, nebſt der Nach— 
weifung, daß ihre Eigenſchaften und Berhältnifie ven 
im 4. Abſatze des 12 B.-©. vorgezeichneten Bedingun— 
gen (unten $ 39) entſprechen. 

Zu betonen ift, daß $ 10 von tem Wohnorte, $ 42 von dem 
Wohn fite des Redakteurs fpricht. Beide Ausprüde find im techni- 
ſchen Sinne zu nehmen, Wohnfig ift nach $ 16 ver Yurishiktions- 
norm „der Ort, wo fich Jemand in ver Abficht nievergelafien hat, da- 
jelbjt feinen bleibenden Aufenthalt zu nehmen’; Wohnort der Ort 
des zeitweiligen Aufenthaltes. 

3) Den Namenund Wohnort des Druders, jowie 
jenen des Verlegers, wenn berjelbe vom Herausgeber verjchieven 
ift. Die Namen diefer Perjonen müfjen auch dann in der Anzeige ge 
nannt werden, wenn die Drudichrift felbjt nach & 9 Abf. 2 P.-G. 
(vgl. unten $ 52) von der fortlaufenden Nambaftmachung berfelben 
auf jedem Blatte oder Hefte befreit fein jollte; der Wortlaut des Gefeges, 
wie die Natur der Sache fprechen gegen bie entgegengejeßte, vom 
D.:6.:9. in der E. vom 19/9 1866 (G.:3. 1866 No. 80) ver- 
tretene Anficht. Angabe ver Firma kann, im Gegenfage zu $ 9 B.-©., 
nicht ala genügend betrachtet werven. 

“FH Der Herausgeber muß ſich Telbftverftändlich ebenfalls, und zwar 
als Herausgeber bezeichnen; biefe Bezeichnung gehört, follte fie auch 
erjt in der Unterjchrift gefchehen, jedenfalls zum Inhalte ver Anzeige 2. 

Staatsanwaltichaft und Sicherheitsbehörde haben über alle in 
ihrem Sprengel ericheinenden periodifchen Drudichriften ein genaues 
Verzeichniß zu führen ($ 3, 4 der Amtsinftruction). 

Sind die in der Anzeige enthaltenen Angaben oder Nachweife un: 
vollſtändig oder nicht genügend, jo forbert die Sicherheitsbehörve (nicht 
die Staatsanwaltjchaft) den Anzeiger zur Ergänzung auf; im entgegen- 


1) Alfo nicht die genaue Adrefje mit Straße und Hausnummer, wie dieß nad 
engliſchem Rechte erforderlich ift; vgl. Marquardſen ©. 73. 

2) Sind Berleger und Herausgeber verichiedene Perſonen, fo müſſen alſo 
Beide in der Anmelbung genannt fein, während nach $ 9 auf ber Drudicrift 
jelbft die Benennung des Berlegers oder Herausgebers genügt; ein weiterer Beweis 
für Die Unabhängigfeit des $10 P.:G. von den Beftimmungen des * 

Liszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 
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gefetten Falle benachrichtigt fie ihn, daß der Ausweis „vollfommen 
entiprechend“ fei. Es kann nunmehr mit ver Herausgabe begonnen 
werten; dieſelbe Ermächtigung tritt ipso jure ein, wenn binnen acht 
Tagen von Seite ver Sicherheitsbehörde über die gejchehene Anzeige 
ober über die Ergänzung verjelben nichts verfügt wird. Sollte jedoch 
die periodifche Drudjchrift ver Kautionspflicht unterliegen (unten $ 53), 
jo muß vor der Herausgabe ver Erlag ver Kaution erfolgt und aus- 
gewiejen jein. 


I. Tritt während der Herausgabe in einem ver erwähn- 
ten Bunkte eine Beränderungein, ſo hat der Herausgeber 
gleichfalls, und zwar in ver Regel noch vor ver weiteren Heraus- 
gabe, wenn aber die Veränderung eine unvorhergefehene ift, binnen 
brei Tagen, die Anzeigean die genannten Behörden zu 
machen. 


ad 4) Jede Aenderung in dem Programme muß angezeigt wer: 
den. Eine folche liegt aber nur dann vor, wenn eine Aenderung in den 
„Segenftänden“ eintritt, „welche bie Drudfchrift zu behandeln beftimmt 
ist“. Diefes Wort ift zu betonen; Programmwechfel und Programm: 
überſchreitung find durchaus verfchiedene, ftreng auseinanderzu- 
haltenve Begriffe. Nur der erftere, nicht die legtere ift anzuzeigen; nur 
im erjten, nicht aber im anderen Falle ijt die Nichtanzeige unter Strafe 
geftellt. Die einmalige Behandlung eines nichtprogrammgemäßen 
Gegenftandes begründet daher an und für fich noch feine Aenderung 
des Programms; fo wenn ein nichtpofitiiches Lokalblatt die Nachricht 
von ver Wahl eines Landtagsabgeordneten in dem betreffenden Städt— 
chen bringt und politifche Reflexionen daran knüpft dagegen €. vom 
12/1 4870, ©.:H. 1870 No. 46)1; jo wenn vorübergehend Extra: 
blätter mit nichtprogrammgemäßen Nachrichten ausgegeben werben 
(E. vom 10/12 4867, ©.-H. 1868 No. 46). Die Grenze zwijchen 
Aenderung und Ueberjchreitung des Programms bürfte von der Praris 
im konkreten Falle ohne Schwierigkeiten gezogen werden können. 


ad 2) Eine Aenderung in dem Wohnorte des Redakteurs kann 
vorliegen, auch wenn ver Wohnjit verjelbe bleibt und umgekehrt. 





4) Bol. etwa noch E. v. 26/4 1869 (G.⸗H. 1869 No. 89), welche ben Rechts: 
jag (!) ausipricht, daß einzelme höhnende oder unpaffende Bemerkungen keine Pro: 
grammilberichreitung begründen. 
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Jede derartige Aenderung muß angezeigt werben!, und es iſt dabei 
durchaus gleichgiltig, ob die Redaktion von ber betreffenden Berjönlich- 
feit fortgeführt wird (telegraphiiche oder briefliche Betheiligung an ber 
Redaktion ließe fich ganz gut denken) oder nicht; hieher gehört unftreitig 
ber all, wenn der Redakteur eine dreiwöchentliche Reife ins Ausland 
unternimmt E. vom 19/8 1863, G.-Z. 1864 No. 82). 


ad 4) Auch ein Wechjel in der Berfon des Herausgebers unterliegt 
der Anmeldungspflicht, da auch viefe Angabe, zwar nicht nach dem 
Worte, wol aber nach dem Geifte des Geſetzes zu dem Inhalte ver An- 
meldung gerechnet werben muß (vgl. oben I, 4); umd zwar tritt hier 
nicht die acht tägige Frift ein 2, fondern bie Anzeige hat in der Regel noch 
vor der weiteren Herausgabe, in unvorhergefehenen Fällen binnen brei 
Zagen zu gefchehen (E. vom 13/4 4870, ©.:H. 1870 No. 44). Die 
Verpflichtung zur Anzeige trifft hier beine Herausgeber, den früheren 
wie den neuen, von welchen ver erfte feinen Rücktritt, der zweite die 
Mebernahme ver Herausgabe anzumelden hat; im Falle des Todes des 
eriteren ben definitiven beziehungsweife proviſoriſchen Nachfolger. 


Keiner befonderen Bemerkung fcheint es zu bedürfen, daß eine an- 
zuzeigende VBeränterung nicht vorliegt, wenn eine Beichlagnahme ftatt- 
gefunden bat, und nun eine neue Auflage ver betreffenden Nummer 
mit Weglaffung des ftrafbaren Inhaltes ausgegeben wird. Dennoch 
mußte dies hervorgehoben werden, weil die entgegengefegte Meinung 
aufgeftellt und praftifch durchgeführt wurde. Lienbacher (IS. 144) 
behauptet nämlich, daß in einem folchen Falle 4) die neue Auflage eine 
neue Nummer erhalten müffe; 2) daß, weil dadurch die Zahl ver jähr- 
lich erjcheinenden Nummern abgeändert werbe, dieß bei den Behörben 
anzumelden fei; 3) daß, je „nach ver Natur ver Gejegesübertretung“ 
die Aenderung jogar als eine „vorhergefehene“ betrachtet, daher nod) 
por ber weiteren Herausgabe angezeigt werden müſſe. Die Konſe— 
quenzen find ebenfo unhaltbar als die Prämiffe, die Bezeichnung „neue 
Ausgabe” und dgl. genügt vollfommen, um die Folgen des $ 24 P.-©. 
abzuwenden. 


4) Ebenjo, aber mit Hereinziehung nicht bieber geböriger Gefichtspuntte, 
Lienbacher 1 S.30. 
2) Wie Lienbacher li S. 30 behauptet. 
y* 
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539. Seſetzliche Borausiegumaen ter Berechtizung 
zur Führung ter rerantwertlihen Redaktien eimer 
peristiiden Drudidrift. 

I. Rühren: tie Herausgabe einer periediſchen Trudichrift, 
abgeſehen von rer im vorigen $ bebandelten eerläctzen Anmeirung, 
an feine weiteren Berausiegungen gefnürft, insbeſendere tie perfön- 
lie Befähizung zur Uebernabme ter Herausgabe feinen Einſchrãnkun⸗ 
gen unterwerfen ift!, machen tie meiiten Prefzeteggebungen ? vie De- 
rechtigung zur Führung ter verantwortlichen Reraftion eines 
Blattes von vem Nachweiſe einer bejonteren perſönlichen 
Z,ualifilation abhängig. 

Weſen und Zwed rer hieher gehörigen Vorſchriften kann nur im 
Zufammenbange mit ven übrigen Anordnungen tes Geſetzes insbeion- 
tere mit Rüdficht auf tas von tiefem angenemmene Syſtem ter preß- 
rechtlichen Berantwortlichkeit beitimmt und beurteilt werten. So [ange 
bie Geſetzgebung in erfter Yinie beftrebt ift, irgend eine Berfon ausfin- 
dig zu machen, welcher tie Haftung für alle durch ten Inhalt ver 
Drudichrift begangenen Delikte unter allen Umſtänden aufgebürvet 
werten fann, fo lange man ven Retafteur tes Blattes als ven Thäter 
betrachtet, ver, ſei es dolos fei es culpos, tie in Frage ftehente jtraf- 
bare Hantlung verſchuldet hat, fo lange man aus eben tiefem Grunte 
an ber Forterung fefthält, daß auf jedem Blatte over Hefte einer perio- 
diſchen Drudjchrift wenigftens ein verantwortlicher Redakteur namhaft 
gemacht werte: ebenfo lange ericheint als eine nothwentige Konjequenz 
dieſes Syſtems, daß die Fähigkeit zur Uebernahme ver verantwortlichen 
Redaktien an gewiſſe Beringungen geknüpft wird, welche zum Theil 
Garantien für ein gefegmäßiges Verhalten ver Drudjchrift, zum Theil 
aber auch die nöthigen Anhaltspunkte für eine raſche, fichere, unter 
allen Umftänden den wirklichen oder fingirten Thäter treffende Re— 
prejfion bieten ſollen. Der polizeiliche Charakter verartiger An— 
ordnungen tritt hier in den Vordergrund. Sobald aber dieſes Syſtem 
ber Berantwortlichkeit fällt — und die Hoffnung darf nicht aufgegeben 


4) Bgl. Übrigens den oben $ 26 S. 79 erwähnten Vorſchlag Lienbacher's. 
2) Das ſächſiſche P.“G. v. 1870 bat von derartigen Einſchränkungen völlig 
abgejchen. Vgl. Barth ©. 68. 
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werben, daß man einmal auch auf dem Gebiete des Preßrechts die Be 
ftrafung fingirter Thäter als eine Immoralität betrachten wird — dann 
ftehen vie Beichränfungen, welchen vie Berechtigung zur Führung ver 
Redaktion unterworfen wird, auf gleicher Stufe mit allen anderen 
Beſchränkungen der Gemwerbefreiheit, find zu beurteilen 
wie diefe. Treffend bemerkt Barth ©. 68: „Dieje Erforvernifie...... 
find mit Recht im neuen ſächſiſchen Preßgejege weggefallen. Zuvörderſt 
Laffen fie fich nicht mit dem Geifte ver Gewerbeordnung vereinigen, 
ungeachtet vie Motive die Beitellung eines gejetlich gualifizirten Re— 
dafteurs mit unter ven Maßregeln aufzählen, welchen vie Ausübung 
bes Preßgemwerbes unterworfen werden könne. Denn ver Redak— 
teur tft auch Gewerbtreibender G.-A. XIV ©. 215) und 
bat Anſpruch auf die Freiheit feines Gejhäftsbetrie- 
bes, wie denn auch im P.-G. von 1848 bie Altersbefchräntung nur 
deßhalb beibehalten wurde, weil man zum Gewerbebetriebe Dis- 
pofitionsfähigfeit verlangte.“ 

Diefe Erwägungen waren maßgebend für die Syftematif des Lehr: 
buches, für die Einreihung der hieher gehörigen Beſtimmungen in das 
Preßgewerberecht; eine Einreihung, die de lege lata zweifelhaft, 
de lege ferenda gewiß die einzig richtige tft. 

Ueber ven Umfang wie über ven Inhalt der Beichränfungen, wel- 
chen die Wahl ver Perjon des verantwortlichen Redakteurs unterworfen 
werben foll, gehen die Anfichten in ber Literatur wie in der Geſetz— 
gebung weit auseinander. Bon den zahlreichen VBorfchlägen, welche in 
diefer Beziehung gemacht wurden, verbienen zwei bejonvers hervor: 
gehoben zu werden. Der erfte legt das Hauptgewicht auf den Nach: 
weis genügender wijfenichaftlicher Bildung; ein Nachweis, 
der nach ven Einen durch die Ablegung einer Prüfung aus den Rechts⸗ 
und Staatswiſſenſchaften Zöpfl), nach den Anderen durch die Ab⸗ 
ſolvirung zu errichtender Journaliſtenfakultäten! zu erbringen wäre. 


Mt Recht Far man gegen dieſen Vorſchlag eingewendet?, daß damit 


1) Bgl. Lau, Das moderne Schriftſtellerthum. 1862 Separatabdruck aus 
dem Oeſterr. Yloyd). 

2) Bol. Thilo S. 24, Schwarze ©. 30, Berner ©. 213, Kayſer 
&.582. Doc wurden die gleichen Gegengründe ſchon bei den Beratbungen bes 
preußiichen P.-®. von 18541 geltend gemacht. Vgl. Rönne ©. 131, 
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der Staat einen guten Theil der Verantwortung für das geſetzwidrige 
R Berhalten der von ihm approbirten Redakteure übernehmen würte, daß 
jene Univerjalität der Biltung, welche tie heutige Entwidlung ver 
reife von vem Redakteur eines großen Blattes verlangt, durch Prü- 
fungen nicht fonftatirt werden könne, daß es endlich faum möglich jein 
bürfte, ven Kampf der polittichen Leitenfchaften von ven Prüfungskom— 
miffionen jelbft ferne zu halten. Von anderer Seite (Bluntichli,! 
betonte man ven eminent politijchen Charakter, ver die Thätigfeit 
bes Redakteurs auszeichne, und jchlug vor, die Führung ber Redaktion 
an biefelben Borausjegungen zu knüpfen wie dag Amt eines Geſchwor— 
nen over (!) Abgeoroneten. ZTreffend hebt Berner (S. 213 Anm. 4) 
das verkehrte viefes Vorfchlages hervor, der eine Reihe von tüchtigen, 
in feſten Lebensjtellungen fich befindenten Berfonen (Beamte, Reli— 
gionsdiener, Lehrer u. |. w.) von ber Journaliſtik ausſchließen und 
prinzipiell verjchievene Aufgaben nach verjelben Schablone behandeln 
will, 
II. Die proviforifhe Verordnung vom 31/3 1848 verlangte in 
85, daß ver Redakteur öfterr. Staatsbürger, im Inlande wohnhaft, 
und 24 Jahre alt jei. $ 5 ver Veroronung vom 18/5 1848 begnügte 
fich mit den beiden leteren Erfordernifien. Nach $ 8 des Geſetzes 
vom 13/3 4849 mußte der Redakteur Staatsbürger, 24 Jahre alt, 
und am Orte des Erſcheinens wohnhaft jein; alle Perfonen waren 
ausgeichloffen, welche wegen eines Verbrechens, oder einer aus Ge- 
winnfucht hervorgegangenen over die öffentliche Sittlichkeit verlegenven 
ſchweren Polizetübertretung ſchuldig erklärt wurden. Bedeutend jtren- 
ger war auch in dieſem Punkte die P.O. vom 27/5 4852, welde ein 
neues, für den Geift dieſes Geſetzes höchit charakteriftiiches Erforderniß 
aufitellte. „Auch muß der Redakteur das freie Dispofitionsrecht über 
feine Perjon und fein Vermögen, eine tadelloje Moralität und 
jenen Grad wifjenfhaftlider Bildung befigen, welden 
. die Yeitung eines literariſchen Unternehmens voraus: 
IL feßt.“ Staatsbeamte durften ſich nur mit Bewilligung ihrer vorge: 
7 jegten Behörde an ber Redaktion betheiligen. Perſonen, die fich in 
Rang) Unterfuchungs- oder Strafhaft befanden, waren während der Dauer 
w erjelben ausgejchlojfen ($ 12). 
—— 
— ) Allgem. Staatsrecht II ©. 510. 
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III. Das geltende öfterr. Recht macht die Fähigkeit zur Uebernahme 
ber verantwortlichen Redaktion einer periobifchen Drudichrift von fol- 
genden Vorausſetzungen abhängig ($ 12 P.-&.): 

4) Der Redakteur muß öfterreihifher Staatsbürger 
fein. Ausgefchloffen find demnach nach Art. I des Staatsgrundgefetes 
vom 21/12 1867 R.-©.:B. No. 142 über die allgemeinen Rechte ver 
Staatsbürger die Angehörigen der Länder der ungarifchen Krone. 
Damit ftimmt ein Erlaß des Min. des Innern vom 27/2 18701 voll- 
fommen überein. Wenn aber eine Entjcheidung desfelben Minifteriums 
vom 9/3 4870 (öfterr. Zeitjchrift für Verwaltung 1870 ©. 48) er- 
Härt, daß diefe Beftimmung nicht zurückwirken folle, fo überfieht vie- 
jelbe, daß es fich um ſofort anzuwendende Anorbnungen öffentlich« 
rechtlicher Natur, nicht aber um jura quaesita des Privatrechtes 
bandelt?. Zu bemerken ift, daß in dem deutſchen R.“P.⸗G. das Er- 
forderniß der Staatsbürgerichaft durch jenes des Wohnfikes oder 
Aufenthaltes im veutjchen Neiche erfetst wurde. 

2) Der Rebakteur muß ferner eigenberechtigt fein. Ob dieß 
ver Fall, ift nur nach ven Beſtimmungen des Civilrechtes zu beurteilen. 
Frauen find daher zur Uebernahme ver Redaktion befähigt?, nicht 
aber Berfonen, die unter der väterlichen Gewalt, Vormundſchaft oder 
Kuratel ftehen,; Minderjährige erlangen burch die venia aetatis 
die Befähigung. Da die Verantwortlichkeit nur an bejtimmte Indi— 
viduen gefnüpft fein kann, tft vie Führung ber Redaktion durch eine 
Korporation, einen VBereint, ihre Uebertragung an eine 
Firmas nicht möglich, 

3) Der Redalteur muß am Orte des Erſcheinens feinen 
Wohnfig haben, eine Beitimmung, die das deutſche R.-P.-G. 


1) Bei Mayerhofer, Handbuch für dem politifhen Verwaltungsdienſt 
(3. Aufl. 1876) 11 ©. 881. 

2) Bol. oben $ 16. Außerdem insbef. Pfaff-Hofmann, Kommentar ;z. 
a. 6b. &.-8.16©.159f. 

3) Ebenſo nah beutihem Recht; a. A. Schwarze S. 31. Ausgeichlofien 
find fie nach franzöf. Recht (nle gerant devra eire mäle« Gef. v. 18/7 4828) vgl. 
Marquardfen Sos, Kayſer S. 65T, Ausgeſchloſſen waren verheirathete 
Frauen durch die P.O. v. 1852, welche freie Dispoſition über Perſon und Ver— 
mögen verlangte, wegen der Pflicht dem Gatten in ſeinen Wohnſitz zu folgen. So 
Herbſt ad 542v. 1852; ebenſo Harum S. 309. 

4) Schwarze ©. 31, Berner S. 244. 

5) Thilo S. 22, Marquardien S. 72, Schwarze ©. 27, Kayſer 
©. 582. 
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übertragen : aber durch dieſe Uebertragung kann fein abjolut wirfen- 
des Necht entjtehen, das ber Uebertragende ſelbſt nicht beſeſſen Hat. 


II. An vie eben befprochene Frage knüpft fich die weitere, ob der 
„Eigenthümer“ einer Zeitfhrift eine vom Heraus: 
geber verſchiedene Berfon jein könne Die Bejahung 
ver Frage unterliegt nach dem Geſagten feinem Zweifel. Eigenthümer 
ver Zeitung — um das einmal eingebürgerte Wort beizubehalten — tft 
berjenige, der das Unternehmen in's Leben gerufen hat, dem Anlage: 
fapital und Betriebsmaterial gehört, dem das Autorrecht an den ver: 
Öffentlichten Nummern ver Zeitjchrift zufteht, der ſich im Genuſſe aller 
jener VBortheile befindet, die das Gewordene vor dem Werdenden vor- 
aus bat; derjenige ferner, ter in dieſe Nechte und Vortheile als Nach: 
folger eingetreten ift. An ihn fällt ver Gewinn, den das Unternehmen 
abwirft, fo wie ihn die Gefahr eines Verluftes trifft; bie Yeitung des 
Ganzen ruht in feiner Hand, over kaun wenigftens jederzeit won ihm 
in die Hand genommen werden!. So wie nım dem Eigenthünter eines 
Gewerbes nichts im Wege fteht, wenn er die thatfächliche Ausübung 
desjelben einem Dritten burch Verpachtung over auf anderem Wege 
übertragen will, wobei das Verhältniß zwiſchen Eigenthümer und In- 
haber im ver verjchiedenften Weile geregelt werden kann; jo kann auch 
der Eigenthümer eines Zeitungsimternehmens von dem Betriebe des 
Geſchäftes zurücktreten und diefen einem Anderen überlaffen, entweder 
vollftändig oder unter Wahrung eines gewiſſen Einfluffes auf bie po- 
litiſche, wiſſenſchaftliche over finanzielle Haltung des Blattes. Auch 
hier find die größten Verjchievenheiten in der Regelung des konkreten 
Verhältniffes möglich, fie ändern nichts an ver Thatjache, daß vie 
Herausgabe der periodifchen Drudichrift Losgelöft ift von dem 
Eigenthume an berfelben. Daraus ergeben fich folgende Säge: 

1) Es ift ganz gut möglich, daß das Eigenthum an einer Zeit- 
ſchrift in anderen Händen liegt als die Herausgabe verjelben. 

2) Die preßrechtliche Verantwortlichkeit trägt in dieſem Falle nicht 
der Eigenthümer, von welchen das Preßgeſetz nirgends fpricht, ſondern 
ber Herausgeber. 


1) Bol. Glafer, gel. MH. Schriften II S. 65. 
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3) Herausgeber ift nicht berjenige, ver auf dem Blatte als folcher 
genannt ift, jonvern jene Perjon, welche dasſelbe thatlächlich heraus: 
giebt (vgl. oben $ 26). Auch hier ift ver konkrete Sachverhalt, ver 
durch Fiktionen nicht in fein Gegentheil verwandelt werden kann, aus- 
jchließlich maßgebenp!. Dem Anfläger obliegt ver Beweis, daß der 
auf dem Blatte oder in der Anmeldung namhaft gemachte Herausgeber 
thatfächlich nichts mit ver Herausgabe zu thun hat, fondern ver Eigen: 
thümer der wirkliche Herausgeber ift, daß alfo eine faljche Angabe im 
Sinne der $$ 9ff. P.-©. ftattgefunden hat; vem Angeklagten ven 
Beweis des Gegentheils, des Auseinanderfallens von Eigenthum und 
Herausgabe aufbürden wollen, wäre eine Verkennung eines ver wich: 
tigjten Grundſätze des Strafprozeßrechts. 

538. Vorläufige Anmeldung der Herausgabe einer 
periodifhen Druckſchrift. 

Nah 8 13 G.⸗O. ift jeder Unternehmer eines freien Gewerbes 
„ verpflichtet, vor Antritt desſelben der Behörde die Meldung zu machen. 
In der Meldung ift ($ 14) der Name, das Alter, ver Wohnort und 
vie Staatsangehörigfeit des Unternehmers, bie gewählte Beichäftigung 
und der Standort der Ausübung anzıtgeben, und die allenfalls nöthige 
Zuftimmung des gefeglichen Vertreters und ter kompetenten Behörde 
darzuthun. Im alle einer nothwendigen Stellvertretung ſind viele 
Angaben auch auf vie Perjon des Gefchäftsleiters auszudehnen. Die 
Behörde hat auf Grundlage diefer Anmeldung zu prüfen, ob ein gefeß- 


1) Daß Eigentbum und Herausgabe nicht nothwendig in berfelben Hand ver: 
einigt fein müfjen, wird nicht nur von Glafer und Unger behauptet, jondern 
auch von Lienbacher zugegeben. Man vgl. auch des leteren 4877 im Abgeord» 
vetenhaufe gemachte Aeußerungen (U.-St.:B. VII Seſſion ©. 8284). In dem: 
felben Sinne Barth S.67, Schwarze ©. 19. Durchaus verfehlt dagegen 
Frühwald S©.93. Der O.G.-H. hat in ber E. v. 19/8 1863 (G.-3. 4864 
No. 82) zugegeben, daß e8 ſich hier um eine quaestio facti handle, während Die 
E. v. 19/4 1864 G.⸗H. 1864 No. 54) die im ihrer Allgemeinheit unrichtige Be: 
bauptung aufftellt: „Der jedesmalige angebliche Eigenthümer einer Zeitihrift ift 
als deren Herausgeber anzufeben.“ Bgl. über die in dem Eigenthbume von Altien- 
gejellichaften ftehenden Zeitungen etwa auch noch Wuttke ©. 430. Die richtige 
Anficht wird auch angedeutet bei Hye S. 285. — Die Frage felbft ſcheint — neben 
bei bemerkt — in Oefterreich ſchon in den vierziger Jahren aufgetaucht zu fein; eine 
von Wiesuer S.344 mitgetheilte geheime Anftruction an die Keufurbebörben 
fagt: „Die Bezeichnung Bahmann als Eigenthlimer und Rebakteur der Wiener 
Zeitfchrift ift als ein Uebergriff einzuftellen, und dafür zu fegen „„Herausgeber 
und Redakteur.““ 
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liches Hinverniß vorliegt oder nicht, und entweder bis zur Behebung 
des Anftandes ven Beginn oder die Fortfegung des Betriebes zu unter- 


ſagen, oder aber ven Gewerbichein auszuftellen. 


In durchgreifender Parallele mit dieſen Beſtimmungen der Se 
werbeordnung verfügt $ 10 B.:G., daß, wenn Jemand eine periodiſche 
Drũckſchrift heraus zugeben beabſichtigt, dieß dem Staatsanwalte 


— undber landesfürſtlichen Sicherheitsbehörde des Be— 


F f — 


zirkes, in welchem der Ort der Herausgabe gelegen iſt, 


—vorläufig anzuzeigen ſei. So wenig wie bei ben freien Ge— 


werben, welche ven Beftimmungen der ©.-D, unterliegen, handelt e8 
fich der Herausgabe einer Zeitjchrift gegenüber um eine verkappte Kon— 
zeſſion yum eine Beichränfung der Gewerbe - beziehungswere der 
Proßfreipeit: vie Bejtimmung verfolgt vielmehr hier wie dort ven Zwed, 
1) den Nachweis herzuftellen, daß jene Bedingungen erfüllt find, an 
welche das Gejeg die Berechtigung fnüpft; 2) ver Behörde ven zur 
Ueberwachung nothiwentigen Veberblid über die neuen Erfcheinungen 
zu verichaffen, jei es nun, daß es fich um die Gründung neuer, fei e8 
daß es fich um Veränderungen beveits beftehenber Unternehmungen 
handelt. Bemerkt jei übrigens, daß die neueren Gejege, fo insbejon- 
dere das deutſche R.-P.-G. auch diefe Vorſichtsmaßregel als über- 
flüffig fallen gelaffen haben. _ 

He periodische Drudichriften ( oben & 24) unterliegen biejer Ber: 
pflichtung; ihre Erfüllung ift Sache des Herausgebers. 

I. Die Anzeige hat folgendes zu enthalten : 

1) Die Bezeichnung (den Titel) der periotifchen Drudjchrift; 
bie Zeitabjchnitte ihres Erfheineng; einen Ueberblid ver 
Gegenftände (Programm, welche fie zu behandeln bejtimmt ift. 

Lienbader (IT ©. 29) hat die Behauptung aufgeftellt, daß das 
„Eigenthum“ an dem Titel der Zeitjchrift nicht durch die Anmeldung, 
jondern durch die Herausgabe begründet werde. Diefe Behauptung 
bedarf nach dem oben in $ 37 unter II 5 Gejagten feiner beſonderen 
Wiberlegung; wenn es fein Recht an dem Titel giebt, hat auch vie 
Priorität ver Herausgabe feine rechtliche Bedeutung. 


1) Wiederholt betont im Abgeoronetenhauje insbeſ. v. Herbſt A.-St.-B. 
I. Seſſion &1979f. ; darum auch die bedeutende Herabfeßung der von der Re— 
gierung vorgeichlagenen 30 tägigen Frift auf 8 Tage. 
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2) Den Namen und Wohnort! eines verantwortlichen 
Redakteurs, und wenn deren mehrere auf dem Dlatte genannt 
werben follen, die Namen und Wohnorte aller, nebft der Nach— 
weifung, daß ihre Eigenſchaften und Verhältnijje den 
imA. Abfage des g 12 B.-©. vorgezeichneten Bedingun— 
gen (unten $ 39) entfpreden. 

Zu betonen ift, daß 9 40 von tem Wohnorte, $ 12 von dem 
Wohn fige des Redakteurs fpricht. Beide Ausdrücke find im techni— 
ihen Sinne zu nehmen, Wohnfig ift nach & 46 ver Jurisdiktions— 
norm „der Ort, wo fich Jemand in der Abficht niebergelaffen hat, da— 
jelbft feinen bleibenden Aufenthalt zu nehmen‘; Wohnort der Ort 
des zeitweiligen Aufenthaltes. 

3) Den Namenund Wohnort des Druders, ſowie 
jenen des Verlegers, wenn derjelbe vom Herausgeber verfchieden 
ift. Die Namen diefer Perſonen müfjen auch dann in ber Anzeige ge- 
nannt werben, wenn bie Drudjchrift jelbjt nach $ 9 Abi. 2 P.-G. 
(vgl. unten $ 52) von der fortlaufenden Nambaftmachung berfelben 
auf jedem Blatte oder Hefte befreit fein jollte; der Wortlaut des Gefeges, 
wie bie Natur der Sache fprechen gegen bie entgegengejeßte, vom 
D.-6.:9. in der E. vom 19/9 1866 (G.-3. 1866 No. 80) ver: 
tretene Anficht. Angabe ver Firma kann, im Gegenfate zug 9 B.-G., 
nicht als genügend betrachtet werben. 

IJ Der Herausgeber muß Tich Telbftverftändlich ebenfalls, und zwar 
als Herausgeber bezeichnen; dieſe Bezeichnung gehört, folfte fie auch 
erjt in der Unterfchrift gefchehen, jedenfalls zum Inhalte ver Anzeige 2. 

Staatsanwaltichaft und Sicherheitsbehörve haben über alle in 
ihrem Sprengel erjcheinenden periodischen Drudjchriften ein genaues 
Verzeichniß zu führen ($ 3, 4 der Amtsinftruction). 

Sind die in der Anzeige enthaltenen Angaben oder Nachweife un: 
vollſtändig oder nicht genügend, fo fordert die Sicherheitsbehörde (nicht 
die Staatsanwaltichaft) den Anzeiger zur Ergänzung auf; im entgegen- 


4) Alfo nicht Die genaue Adrefje mit Straße und Hausnummer, wie dieß nad) 
englifchem Rechte erforderlich ift; vgl. Marquardſen S. 73. 

2) Sind Berleger und Herausgeber verichiebene Perfonen, jo müſſen aljo 
Beide in der Anmeldung genannt fein, während nad $ 9 auf der Drudjchrift 
jelbft die Benennung des Berleger oder Herausgebers genügt; ein weiterer Beweis 
fit Die Unabhängigkeit des 510 P.-G. von den Beftimmungen des 89. 

Liszt, Das öfterreihifche Preßrecht. 9 
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II. Die Herausgabe einer periodifhen Drucfcrift. 


$ 36. Das frühere Syitem der Konzeffionen und 
Suspenfionen. 


I. Daß die Herausgabe einer periodiſchen Drudichrift nicht von 
ber befonderen, von Fall zu Fall zu ertheilenden Bewilligung der Be— 
hörden abhängig gemacht werben darf, erjcheint heute als ein feines 
weiteren Beweiſes bedürfendes Ariom, welches bei den geſetzgebenden 
Faktoren ebenjo allgemeine Anerkennung gefunden hat, wie bei ven 
Bertretern der Wiffenfchaft. An die Stelle ver Konzeffion iſt — 


Auch in diefer Frage hat bie öſterr. Preßgeſetzgebung wiederholte 
und weitgreifende Schwankungen durchgemacht. Zur Zeit der Cenſur 
war bie Konzeffionirung der periodifchen Drudichriften (in der Form 
von Privilegien) eine jelbftverftändliche, mit logifcher Nothwendigkeit 
aus dem ganzen Syſteme fich ergebende Maßregel. Trotz der Garan— 
tirung ber Preffreiheit hatte die proviforifche Verordnung v. 31/3 1848 
nicht den Muth, mit dem alten Shfteme völlig zu brechen. & 15 ber- 
jelben befreite nırr gewiſſe Gruppen von periodifchen Drudichriften von 
dem Konzeffionszwange, nämlich 4) amtlich herausgegebene Blätter; 
2) Blätter oder Schriften rein wiffenfchaftlichen oder artiftiichen In— 
haltes; 3) andere Zeitjchriften, vorausgejett, daß fie in Provinzial: 
hauptſtädten, oder in folchen Städten herausgegeben werden, in welchen 
fih ein Kreisamt oder eine Delegation befindet. In allen übrigen 
Fällen mußte vor der Herausgabe die Bewilligung des Präfidiums der 
Landesſtelle eingeholt werden. Dagegen ſah $ 5 der Verordnung vom 
18/5 1848 von jeder Bewilligung völlig ab, und begnügte fich mit ver 
vorläufigen Anzeige eines verantwortlichen Redakteurs. Den gleichen 
Standpunkt, aber unter genauerer Bezeichnung ber in der vorläufigen 
Anzeige zu machenden Angaben (Titel und Programm; Name und 
Wohnort des Redakteurs, Druders, Herausgebers oder Verlegers; 
Ausweis über die Beitellung der Kaution) nahm $ 6 des Gefetes vom 
43/3 4849 ein. Die Preßordnung von 1852 fehrte in $ 10 zurüd zu 


Das frühere Syſtem der Konzeifionen und Suspenfiouen. $ 36. 119 
bem im Jahre 1848 aufgegebenen Syſtem. Das berüchtigte franzöſiſche 
decret organique v. 17/2 4852, welches autorisation prealable ver: 
langte, wurde getreulich fopirt, von einer befonderen Bewilligung, welche 
von dem Statthalter, bei fautionspflichtigen Zeitungen von ber oberjten 
Polizeibehörde zu ertheilen war und auch auf unbeftimmte Zeitdauer 
gegeben werben fonnte, die Herausgabe abhängig gemacht. Die Ge- 
werbeordnung von 4859 (Einführungsgefeg Art. V p) änderte an vie 
jem Zuftande nichts. Erſt im Jahre 1862 wurde auch ver periopifchen 
Preſſe die Freiheit der Bewegung zurückgegeben; und durch Art. XI 
des Stantsgriumdgefetes vom 21/42 1867 No. 142 der Ausichluß des 
Konzeſſionsſyſtems unter die verfaffungsmäßig ve me | 
‚fer. Staatsbürger eingereiht. 

IT Im Innigjten organiſchen Zuſammenhange mit ver Konzejjioni- 
rung der periobijchen Preffe jtebt das Syitem ver adminiſtrativen 
Suspension derfelben, welches in den „Verwarnungen“ oder aver- 
tissements feinen ſprechendſten Ausdruck, die jeinen Grundgedanken 
am klarſten verförpernve Erjcheinungsform gefunden bat. Wenn vie 
Herausgabe einer Zeitung an die Bewilligung der VBerwaltungsbehör: 
ben gebunden ijt, dann liegt e8 völlig in der Natur der Sache, daß 
biefe die von ihnen ertheilte Konzeffion auch wierer zurüdzunehmen 
jeverzeit berechtigt find. Die um ihre Eriftenz fürchtenten Regierungen 
Frankreichs wetteiferten mit dem altersihwach geworbenen deutſchen 
Bunde und der öfterreichifchen Gejeggebung der 50er Jahre in dem 
Beftreben, viefes Syſtem zur möglichiten Vollkommenheit zu bringen. 
Bald wird die Suspenfion nur auf Grund eines richterlichen Aus: 
fpruches geftattet, bald ohne weitere Vorausſetzung, bald nach voraus- 
gegangener „fruchtlofer Berwarnung“ in das Ermefjen ver Berwaltungs- 
behörden geftellt. Im dieſer letzteren Form erreichte das Syftem ven 
Höhepunkt feiner Entwicklung; ſcheinbar milde geftattete fie den Ber 
hörden, das Damoklesjchwert der Einftellung über dem beveits ver- 
warnten Blatte hängen zu laffen, jede freie Negung im Keime zu er- 
ftiden. 

In Frankreich gab das organifche Decret vom 17/2.1852 vem 
Minifterinm in Art. 32 das Recht, nach zweimaliger Verwarnung bie 
Zeitung auf zwei Monate einzuftellen, während der Minifterpräfident 
ohne Weitere par mesure de stret6 generale die Unterbrüdung 
ausfprechen konnte. Der befannte beutiche Bundesbejchluß. vom 
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6/7 1854 Schloß ſich dieſem Syſteme an. Aber früher noch, als Frank— 
reich und Deutfchland, hatte Defterreich die gleiche Bahn betreten, und 
mit der Verordnung vom 6/7 1851 das Verwarnungsfpften in bie 
Preßgeſetzgebung eingeführt; durch die Preßordnung von 1852 ſtyl⸗ 
voll meiter entwidelt?, brach es erſt im Jahre 1862 zugleich mit der 
Zeitungstonzeffion zuſammen. 

111. Allerdings findet ſich die Einftellung periodiſcher Druckſchriften 
auch noch in dem B.-&. von 1862; fogar noch im geltenden öſterr. 
Recht trog der durch die Novelle vom 15/10 4868 gebrachten Reform ; 
aber in durchaus veränderter Gejtalt. Drei Formen der Einftellung 
müffen nämlich ftrenge unterfchieden werden: 

1) Die, ſei es zeitige, jei es dauernde, Einjtellung durch die ad— 
miniftrativen Behörben, deren Ermefjen einen mehr oder weniger 
begrenzten Spielraum haben kann: dieß ver Standpunkt der öfterr. 
P.:D. von 1852. (Daneben war dauernde „ Unterdrückung“ oder 
Einftellung bis auf 3 Monate vem Ermefjen des erfennenven Gerichts 
anheimgejtellt durch SS 29 und 252 des allg. St.-©. von 1852). 

2) Die Einftellung, als Nebenfolge gerichtlicher Verurteilung, 
ausgefprochen durch das erfennenpde Gericht: Diefe Form, 
welche das B.-G. von 1862 beibehalten hatte?, fiel durch die Novelle 
vom 45/40 1868 Art. IV. 

3) Die Einftellung als executio ad fariendum, als Mittel, dem 
Richterfpruche Gehorfam zu erzwingen: in diefer Geftalt noch im gel- 
tenden öfterr. Rechte anerkannt. 

Nach diefer verfchievenen Bedeutung muß auch die ſyſtematiſche 
Stellung eine verjchiedene fein; bie Einftellung ad 4 gehört in bas 
Preßgewerberecht; die ad 2 und 3 in das Prefftrafrecht. Doch wird nur 
bie leßtere noch Gegenſtand befonverer Darftellung fein (vgl. unten $ 77). 


537. Die rechtliche Natur ber Herausgabe einer 
periodifben Drudidhrift. Das „Eigentbum“ an der 
Zeitung. 

I. Die ſyſtematiſche Stelfung, welche ven gefetzlichen Beſtimmungen 
über bie — einer periodiſchen Druckſchrift in AR Lehrbuche 


— — 


i) Der Wortlaut dieſer Beſtimmungen * oben in $ s ©. 17 mitgeteilt. 
2 Bol. ebenfalls oben $8 ©. 18f. 
) Im biefer Form wird die Einftellung gebilligt nicht muy von Ltenbacher 
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angewiefen wurde, bevarf einer Furzen Rechtfertigung. Es ſoll nicht 
in Abrede geftellt werden, daß ihre Einreihung in das Preßgewerbe- 
recht auf den erjten Blid als befremdend, als irrthümlich erfcheinen 
mag. Dennoch läßt jene Stufe ver Entwidlung, welche das moderne 
Zeitungswejen in unferen Tagen erreicht hat, kaum eine andere Auf- 
faffung zu. Die Herausgabe eines großen Blattes ift heute nicht ein 
Unternehmen, ſondern ein Kompler von ſolchen. Eine Reihe von 
Preßgewerben fteht im Dienjte des Blattes, bejorgt auf Rechnung des 
Herausgebers die Heritellung und ven Vertrieb ver Drudichrift ; die 
Höhe des Anlagefapitals, ver Werth des Betriebsmateriales, vie ge 
ſchäftliche Verbindung mit den Mitgliedern ver Redaktion und dem 
Perfonale der Druderei, Expedition, Abıniniftration u. ſ. w. nach 
innen, mit dem Publikum und ven Mitarbeitern nad außen, vie nur 
in Ausnahmsfällen nicht vorliegende Richtung auf den gefchäftlichen 
Gewinn, vor allen die Vermittlung zwijchen Nachfrage und Angebot 
durch das immer großartiger fich entwidelnde Annoncenweien: alle 
diefe Umftänve laſſen die jtille literariſche Thätigfeit in ven Hintergrund 
treten, machen die Majchine an Stelle der Fever zum Symbole auch 
des heutigen Zeitungsweiens, verleihen vem ganzen Unternehmen einen 
eminent gewerblichen Charakter, ver durch die Gegenüberjtellung von 
Redakteur und Herausgeber auch im Gefege Anerkennung gefunden 
bat. Die Herausgabe einer periodifchen Drudjchrift erjcheint demnach, 
wenigftens in ihrer heutigen Gejtalt, als ein vorwiegend ge- 
werblihes Unternehmen. Allerdings unterliegt fie ven Be— 
jtimmungen ver Gewerbeordnung nicht, aber jene Vorausſetzungen, 
von welchen das Preßgejeg die Berechtigung zur Herausgabe abhängig 
macht, weiſen Har genug auf die Parallele mit dem Gewerberechte hin. 
Es gilt das von der Konzeſſionirung geradejogut wie von der nach 
heutigem Rechte allein mehr erforderlichen Anmeldung, die in gauz 
gleicher Weije bei den „jreien“ Gewerben überhaupt jich findet. (Val. 
unten $ 38.) 

Das pofitive Recht fteht mit diefer Auffaffung nicht im Wider— 
ipruche, wie dieß von Harum, Lienbacher und Anderen, die in 


1. S. 81 ff., ondern auch von Glaſer, Gutachter an den VI: Juriſtentag 
Schriften 1 S.50). Auch Hye, Strafgeſetz S.434 tritt für dieſe, — Re⸗ 
preſſiv Mafregel” ein. 


re . 2* * 


nd 
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ber Herausgabe eine lediglich literarifche Thätigkeit erbliden, be- 
hauptet wurde. An dem Konzeffionsfyftem ver B.-D. von 1852 jollte 
durch die Gewerbeordnung von 1859 nichts geändert werben. Art. V 
lit. p des Einführungsgefetes jchliekt von den Beitimmungen ver 
G.⸗O. aus „die Unternehmungen periodifcher Drudichriften und ven 
Verſchleiß derjelben.*“ Mit diefen Worten jollte lediglich die fort- 
dauernde Geltung ver P.-D. von 1852 anerfannt, follte über vie 
innere Natur der Herausgabe nicht entjchieden, dieſe nicht als lediglich 
„literariiche Thätigkeit“ beftimmt werden. Nach ven Konfequenzen ver 
gegnerischen Auffaffung müßte auch der Verſchleiß von Drud- 
ichriften als literar. Thätigfeit betrachtet werden; denn auch er ijt 
nicht den Beitimmungen ber ©.:D. unterworfen. Aber Art. Veit. 
jtellt jogar jelbjt das Zeitungsunternehmen in Gegenjas zur litera- 
riſchen Thätigkeit; während von dem erjteren in ber lit. p geiprochen 
wird, erwähnt legtere die lit. c!; nach der Anficht Lienbacher's 
wäre dieſe Gegenüberjtellung ein grober logifcher Fehler. 

Diefe Bemerkungen mögen bie Syſtematik dieſes Lehrbuches vecht- 
fertigen, das auch hier die heroorftechendfte Eigenfchaft als die allein 
maßgebende betrachtete. 


I. Dieſe Auffaffung giebt uns zugleich ven Schlüffel zur Beant- 
wortung ber Frage, ob e8 ein „Eigenthum“ an ver herausgegebenen 
Zeitung gebe, und auf welche Weiſe diejes erworben, gejchügt und auf 
Andere übertragen werden fünne. Die literarifche Fehde, welche in 
ben erjten Monaten des Jahres 1864 über dieſe Frage zwijchen Lien- 
bacher einerfeits, Glaſer und Unger andrerſeits entbrannte, ift 
befannt?. Die beiven Profeſſoren unterſchieden: 1) das Eigenthum 
an ver Zeitfchrift, welches „in der vermögensrechtlichen Befugniß, eine 
Zeitjchrift unter einem bejtimmten Titel erfcheinen zu laffen“, beftehen 
ſoll; und 2) das fog. literarifche Eigenthum an dem Inhalte verjelben. 
Lienbacher verwirft dieſe Unterjcheidung und fennt nur vas litera- 
riſche Eigenthum an der Zeitung. Weber bie eine noch die andere An- 
ficht kann als richtig bezeichnet werden. Zur Klarjtellung ver Sache 
dürfte e8 zweckmäßig fein, bie Paralfele mit dem rein gewerblichen 


4) „Die literariiche Thätigfeit, das Selbftverlagsrecht der Autoren, und bie 
Ausübung ber ſchönen Künfte“ fallen nicht unter die G.O. 
2) Vgl. Lien bacher IIS. 445ff.; Glaſer, geſ. HM. Schriften II ©. 63 ff. 
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Unternehmen nicht außer Acht zu laffen ; vor Allem aber ift e8 un- 
erläßlich, die verfchiedenen bier in Frage kommenden Rechte ſcharf zu 
trennen. 

1) An dem Betriebsmateriale, dem Anlagefapitale, ven Waaren- 
vorräthen u. dgl. befteht in beiden Fällen wirkliches Eigenthum, das 
auf vie im a. b. ©.-B. angegebene Art auf Andere übertragen werben 
fann. 

2) Ebenfowenig fann e8 irgend einem Zweifel unterliegen, daß dem 
Herausgeber irgenb einer periodiſchen Drudichrift das Autorrecht an 
dem Inhalte ver bereits veröffentlichten Nummern, in dem 
von dem Patente vom 19/10 1846 feftgejegten Umfange zufteht ($ 4 
des Patentes). Auch hier ift die Form der Uebertragung durch vie 
Natur des zu übertragenden Nechtes genau vorgezeichnet. 

3) Jedes beftehende Unternehmen ift eine Schöpfung feines 
Gründers, mit deſſen geiftigem und materiellem Kapitale in’s Leben 
gerufen; es vepräjentirt durch ven Klang feines Namens, durch vie be- 
ſtehenden Gejchäftswerbindungen beveutenve VBermögensvortheile, welche 
jedes neu zu gründende Unternehmen fich erjt erwerben muß. Auf 
biefen beiden Gründen beruht fein Anspruch auf gejeglichen Schuß 
einerjeits, die Möglichkeit desjelben anbrerfeits. Aber dieſer Schuß 
gegen ftörende Eingriffe von Außen reicht nur foweit, als die pofitive 
Geſetzgebung ihn gewährt, als fie das Firmen- und Markenrecht an- 
erfennt, nur mit diefer Befchränfung ift ver von Glafer und Unger 
allgemein hingeftellte Sat richtig: „Dem Begründer eines Ge- 
ſchäftes erwächſt das Recht auf ven ausfchlieglichen Betrieb feines Ge— 
ihäfts“. Wie nun, wenn ein micht geichüttes Gejchäft übertragen 
wird? Ein abjolutes gegen jeben Dritten wirkendes Recht hat ber 
Inhaber nicht gehabt, kaun es daher feinem Nachfolger nicht über- 
laſſen; wol ober kann ein obligatorifches Verhältniß zwiſchen bei- 
ven vertragichliegenden Theilen vereinbart werden, ber 
bisherige Inhaber fich verpflichten, an vemfelben Orte ein gleiches 
Gejchäft nicht zu betreiben u. j. w., und damit von jeimer Seite den 
Eintritt des NMachfolgers in die beftehenden Verhältniffe ermöglichen. 
Bon Eigenthum kann aber in feinem Falle gefprochen werben, . 

4). Das. Gleiche gilt, wenn das pofitive Necht feinen weiter 
teichenden Schuß verleiht (fiehe unten No. 5), auch von der Ueber- 
tragung eines Zeitungsunternehmens. Seine bisherigen Yeiftungen 
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haben ihm die Abonnenten gewonnen, die nur ungern von dem ge- 
wohnten Blatte fich trennen, die Mitarbeiter haben fich zurfammen- 
gefunden, Ehre und Brot bei dem Unternehmen errungen — auch fie 
werden ohne zwingende Gründe vie Fahne nicht verlaffen, unter ver fie 
jo lange gekämpft haben. Auch hier liegt die Sache nicht anders als 
bei dem inbuftriellen Unternehmen ; auch bier ift das Beſtehende ſchon 
darum weil e8 befteht eine Macht, veren Vermögenswerth wenigjtens 
annähernd in Geld veranjchlagt werben fann. Auch hier kann der bis- 
herige Inhaber diejes Vermögensnortheils zu Gunjten eines andern 
auf venjelben verzichten; aber auch hier kann er ein abjolutes Recht 
nur dann an den Andern übertragen, wenn das pofitive Geſetz ihm 
jelbft ein folches ausprüdlich gewährt, während im entgegengejeten 
Falle ein lediglich zwifchen ven Betheiligten wirkendes, jedem Dritten 
gegenüber einflußlojes, Rechtsverhältniß entſteht. 


5) Genießt nun das Zeitungsunternehmen als folches, kraft poji- 
tiverechtlicher Anerkennung, eines abjoluten, gegen jeden fremden Ein- 
griff wirkenden Schuges? Lienbacher ebenfo wie Glajer und 
Unger haben die Frage bejaht, aber mit Unreht. Man hat von 
einem Recht an dem Titel gejprochen; aber die Verfuche, dieſes 
Recht zu konſtruiren, müſſen als gejcheitert betrachtet werden. Die 
Sleichjtellung mit dem Firmenrechte mag de lege ferenda frucht- 
bringend fein ; fie ijt dem geltenden Nechte gegenüber ohne jeven Halt. 
Auch vie Behauptung eines Autorrechtes an dem Titel wird durch 
das Geſetz wie durch die Natur der Sache widerlegt. Man hat ich 
berufen auf $ 5 lit. d des Patentes vom 19/40 4846. Diefer be- 
jtimmt: 


„Dagegen ift als Nachorud nicht anzufehen, mithin geftattet 

... der für ein fpäteres Werk benützte unveränderte Titel eines 

früher veröffentlichten, von einem anderen Autor verfaßten Wer- 

tes. Doch kann die Wahl eines gleichen Titels in dem Falle, 

wenn er zur Bezeichnung des beſonderen Gegenjtandes nicht un— 

umgänglich nothwendig und überdieß zur Irreführung des Publi- 

fums über bie Iventität des Werkes geeignet ift, dem ‚hierdurch 

- Beeinträchtigten einen Anfpruch auf Entſchädigung begrüuven. 

Hierüber hat, wenn feine gejegwibrige AIR PTR * der 
Gvilrichter zu entſcheiden“. 
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Eine Betrachtung diefer Beftimmung lehrt: 4) daß ber Titel nicht 
als ſolcher geſchützt wird, ſondern nur in feiner Beziehung zu dem 
Werke, zu deſſen Bezeichnung er dient!; 2) daß aber auch in biefem 
letzteren Falle der gejegliche Schutz nur eintritt, foweit eine Irreführung 
über die Identität beider Werke möglich ift. Beide Vorausjegungen 
treffen zu, wenn e8 fih um bereits veröffentlichte Nummern 
oder Jahrgänge einer Zeitichrift handelt, für dieſen Fall wurde das 
Vorliegen eines Antorrechtes bereits oben fonftatirt. Beide Voraus— 
jegungen treffen nicht zu, wenn der Titel als jolcher, ver künftige In— 
halt noch nicht veröffentlichter Nummern in Frage fteht. Der Iahr- 
gang 1880 einer periodiſchen Druckſchrift kann mit vem Jahrgange 1876 
einer unter dem gleichen Titel erfchienenen Zeitung nie verwechfelt wer: 
den; wenn aber gleichzeitig zwei verfchievene Blätter unter dem— 
jelben Titel ausgegeben werben, ift von einer Verwechslung des jpä- 
teren mit dem früheren Werke feine Rede. Dabei ſei abgejehen 
von dem Umſtande, daß die Bezeichnung nicht allein in dem Titel, 
jontern auch in der Angabe tes Herausgebers, Redakteurs u. j. w. 
bejteht, einer Irreführung über die Identität alfo jelbit bei gleichem 
Titel in genügender Weije vorgebeugt werden fann. 

Aus dem Gefagten ergiebt fich als feſtſtehendes Reſultat: 

a) Nur an ben bereits veröffentlichten Nummern ver Zeitjchrift, ge- 
nauer geiprochen, an dem Inhalte verjelben, giebt e8 ein — übertrag- 
bares — Autorrecht des Herausgebers. 

b, An der Zeitichrift als jolcher, als einer, ohne Rücficht auf ven 
fonkreten Inhalt und trog alles Wechjels desſelben fortbeftehenten 
durch ven Titel repräfentirten Individualität, befteht Fein durch vie 
pofitive Gefeßgebung geſchütztes Recht. 

Die Bortheile, die das Beſtehende, won der Gunft des Publitums 
getragene, im Kampfe um's Dafein erprobte und geftählte Unternehmen 
por dem neu zu gründenden voraus hat, find thatſächlicher Natur; 
wer fie al8 „Eigenthümer“ der Zeitung bisher genoffen, kann zu Gun— 
ften eines Anteren auf diefelben verzichten, auf diefem Ummege fie ihm 


1) Der Zitel iſt eben fein literariſches Erzeugniß, jondern die Bezeichnung 
eines folhen. Vgl. darüber Kloftermann, Urheberreht S. 12, Geift. Eigentyum 
©.147, Dambach, Urheberreht S.22f., Wächter, Autorrecht ©. 53, insbel. 
©. 166ff.; auch G.A. XI S.555 ff. 
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übertragen: aber durch dieje Uebertragung kann fein abſolut wirken: 
des Necht entjtehen, das ber Uebertragenpe ſelbſt nicht beſeſſen hat. 


IH. An die eben befprochene Frage knüpft fich die weitere, ob der 
„Eigenthümer“ einer Zeitihrift eine vom Heraus— 
geber verſchiedene Perjon jein fönne Die Bejahung 
der Frage unterliegt nach dem Gejagten feinem Zweifel. Eigenthünter 
ver Zeitung — um das einmal eingebürgerte Wort beizubehalten — tft 
derjenige, der das Unternehmen in's Leben gerufen hat, dem Anlage: 
fapital und Betriebsmaterial gehört, dem das Autorrecht an ben ver- 
öffentlichten Nummern der Zeitichrift zufteht, ver fich im Genuſſe aller 
jener Bortheile befintet, die das Gewordene vor dem Werdenden vor— 
aus hat; derjenige ferner, ver in dieſe Rechte und Bortheile als Nach: 
folger eingetreten ift. An ihn fällt ver Gewinn, ven das Unternehmen 
abwirft, fo wie ihn vie Gefahr eines Verluftes trifft; die Leitung des 
Ganzen ruht in feiner Hand, oder kann wenigftens jederzeit von ihm 
in die Hand genommten werden!. So wie nun dem Eigenthümer eines 
Gewerbes nichts im Wege fteht, wenn er die thatjächliche Ausübung 
desjelben eimem Dritten buch Verpachtung oder auf anderem Wege 
übertragen will, wobei das Verhältniß zwifchen Eigenthiimer und In— 
haber in ver verfchiedenften Weiſe geregelt werden kann; jo kann auch 
ver Eigenthümer eines Zeitungsitmternehmens von bem Betriebe des 
Geſchäftes zurücktreten und diefen einen Anderen überlafjen, entweder 
vollftändig oder unter Wahrung eines gewiffen Einfluffes auf die po- 
litiſche, wiffenfchaftliche over finanzielle Haltung des Blattes. Auch 
hier find die größten Verfchievenheiten in ver Regelung des konkreten 
Verhältniſſes möglich, fie Ändern nichts an ver Thatjache, daß die 
Herausgabe der periodifchen Drudjchrift losgelöſt ift von dem 
Eigenthunte an berfelben. Daraus ergeben fich folgende Säte: 

1) Es iſt ganz gut möglich, daß das Eigenthum an einer Zeit- 
Iohrift in anderen Händen liegt als die Herausgabe verjelben. 

2) Die prefrechtliche Berantwortlichfeit trägt im dieſem Falle nicht 
der Eigenthümer, von welchen das Preßgeſetz nirgends fpricht, ſondern 
ber Herausgeber. 


4) Bol. Glaser, gei. M. Schriften II ©. 65. 
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3) Herausgeber ift nicht derjenige, der auf vem Blatte als folcher 
genannt ift, fonvern jene Perjon, welche dasſelbe thatſächlich heraus: 
giebt (vgl. oben $ 26). Auch hier ift ver konkrete Sachverhalt, ver 
durch Fiktionen nicht in fein Gegentheil verwandelt werben fann, aus- 
Ichlieglich maßgebend !. Dem Ankläger obliegt ver Beweis, daß ver 
auf dem Blatte oder in der Anmeldung namhaft gemachte Herausgeber 
thatfächlich nichts mit der Herausgabe zu thun hat, fondern ver Eigen- 
thümer ber wirkliche Herausgeber ift, daß alſo eine faljche Angabe im 
Sinne der 88 9 ff. P.-©. ftattgefunden hat; dem Angeklagten ven 
Deweis des Gegentheils, des Auseinanderfallens von Eigenthbum und 
Herausgabe aufbürden wollen, wäre eine Verfennung eines der wich: 
tigften Grundfäge des Strafprozekrechts. 


838. Vorläufige Anmeldung der Herausgabe einer 
periodiſchen Drudicrift. 

Nah 813 ©.-D. ift jeder Unternehmer eines freien Gewerbes 
„ verpflichtet, vor Antritt desfelben ver Behörde die Meldung zu machen. 
In der Meldung ift ($ 14) der Name, das Alter, der Wohnort und 
bie Staatsangehörigfeit des Unternehmers, die gewählte Beichäftigung 
und der Stanbort ver Ausübung anzıtgeben, und die allenfalls nöthige 
Zuftimmung bes gefeglichen Vertreters und ver fompetenten Behörde 
darzuthun. Im Falle einer nothwendigen Stellvertretung find dieſe 
Angaben auch auf vie Perſon des Gefchäftsleiters auszurehnen. Die 
Behörde hat auf Grundlage diefer Anmeldung zu prüfen, ob ein geſetz— 


4) Daß Eigenthum und Herausgabe nicht nothwendig in derfelben Hand ver: 
einigt fein müffen, wird nicht nur von Glafer und Unger behauptet, fonbern 
auch von Lieubacher zugegeben. Man vgl. auch des legteren 4877 im Abgeorb» 
netenhaufe gemachte Aeußerungen A.“St.P. VIII Seffion ©. 8284). In bem: 
jelben Sinne Barth S.67, Schwarze ©. 19. Durchaus verfehlt Dagegen 
Frühwald ©.93. Der D.-6.:9. hat in ber E. v. 19/8 1863 G.-Z. 1864 
No.82) zugegeben, daß es fid) hier um eine quaestio facti handle, während die 
E. v. 19/4 1864 (©.-H. 1864 No. 54) die im ihrer Allgemeinheit unrichtige Be: 
bauptung aufftellt: „Der jebesmalige angebliche Eigenthiimer einer Zeitichrift ift 
als deren Herausgeber anzuſehen.“ Vgl. über die in dem Eigenthume von Aktien- 
gejellichaften ftehenden Zeitungen etwa auch noch Wuttke ©. 430. Die richtige 
Anficht wird auch angebeutet bei Hye ©. 285. — Die Frage felbft ſcheint — neben: 
bei bemerft — in Oeſterreich ſchon in den vierziger Jahren aufgetaucht zu fein; eine 
von Wieser ©. 344 mitgetheilte geheime Inftruction an die Ceuſurbehörden 
fagt: „Die Bezeichnung Bahmann als Eigenthümer und Redakteur ber Wiener 
Zeitichrift iſt als ein Uebergriff einzuftellen, und dafür zu fegen „„Herausgeber 
und Rebakteur.”” 
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liches Hinderniß vorliegt oder nicht; und entweder bis zur Behebung 
des Anſtandes ven Beginn oder die Fortſetzung des Betriebes zu unter- 
jagen, oder aber ven Gewerbfchein auszuftellen. 


werbeorpnung verfügt $ 10 9.-©., tak, wenn Jemand eine periopiiche 
Druũckſchrift heraus zugeben beabſichtigt, dieß dem Staats anwalte 


und der landesfürſtlichen Sicherheitsbehörde des Be— 
zirkes, in welchem der Ort der Herausgabe gelegen iſt, 


J In durchgreifender Parallele mit dieſen Beſtimmungen der Se 


> porlänfig anzuzeigen fei. So wenig wie bei ben freien Ge— 


werben, welche ven Beſtimmungen ver G.-O. unterliegen, handelt e8 
fich der Herausgabe einer Zeitjchrift gegenüber um eine verfappte Kon— 
eſſion yum eine Beichränfung ver Gewerbe beziehungswerje ber 
Propfreipeit: die Bejtimmung verfolgt vielmehr hier wie dort den Zwed, 
1) den Nachweis herzuftellen, vaß jene Beringungen erfüllt find, an 
welche das Geſetz die Berechtigung knüpft; 2) ver Behörde ven zur 
Ueberwachung nothwentigen Ueberblick über die neuen Erfcheinungen 
zu verjchaffen, jei es nun, daß es fich um die Grüntung neuer, fei e8 
daß es ſich um Veränderungen bereits beftehender Unternehmungen 
handelt. Bemerkt jet — daß die neueren Geiehe, en ingbejon- 


füfig ſallen gel gelaffen — 
Alle periodiſche Druckſchriften (oben $ 24) unterliegen dieſer Ver— 
pflihtung; ihre Erfüllung ift Sache des Herausgebers. 

I. Die Anzeige hat folgendes zu enthalten : 

1) Die Bezeichnung den Titel) ver periotifchen Drudjchrift; 
die Zeitabjchnitte ihres Erfcheineng; einen Ueberblid ver 
Gegenftände Programm), welche fie zu behandeln beftimmt ift. 

Lienbacher II S. 29) hat die Behauptung aufgeftellt, daß das 
Eigenthum“ an dem Titel der Zeitfchrift nicht durch die Anmeldung, 
fondern durch die Herausgabe begründet werve. Diefe Behauptung 
bevarf nach dem oben in $ 37 unter II 5 Gejagten feiner beſonderen 
Widerlegung; wenn es fein Recht an dem Titel giebt, hat auch vie 
Priorität der Herausgabe feine rechtliche Bedeutung. 


4) Wiederholt betont im Abgeoronetenhaufe insbeſ. v. Herbſt A.⸗St.P. 
I. Seſſion S.1979. ; darum auch die bedeutende Herabſetzung der von der Re 
gierung vorgeſchlagenen 30 tägigen Friſt auf 8 Tage. 
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2) Den Namen und Wohnort! eines verantwortlichen 
Redakteurs, und wenn deren mehrere auf dem Blatte genannt 
werben follen, die Namen und Wohnorte aller, nebſt ver Nach— 
weifung, daß ihre Eigenjchaften und Verhältniſſe ven 
im 4. Abfage des $ 12 P.G. vorgezeichneten Bedingun— 
gen (unten & 39) entfpredhen. 

Zu betonen ift, daß & 10 von tem Wohnorte, $ 12 von dem 
Wohn ſitze des Redakteurs fpricht. Beide Ausprüde find im techni— 
ihen Sinne zu nehmen, Wohnfig ift nach d 16 ver Jurisdiktions— 
norm „ver Ort, wo fich Jemand in der Abficht niedergelaſſen hat, da— 
jelbft feinen bleibenden Aufenthalt zu nehmen‘; Wohnort der Ort 
des zeitweiligen Aufenthaltes. 

3) Den Namenund Wohnort des Druders, ſowie 
jenen des Verlegers, wenn berjelbe vom Herausgeber verfchieven 
ift. Die Namen diefer Perjonen müfjen auch dann in der Anzeige ge- 
nannt werben, wenn bie Drudjchrift felbit nach 8 9 Abſ. 2 B.-©. 
(vgl. unten & 52) von der fortlaufenden Namhaftmachung verfelben 
auf jedem Blatte oder Hefte befreit fein follte; ver Wortlaut des Geſetzes, 
wie die Natur der Sache fprechen gegen bie entgegengefeßte, vom 
D.:6.:9. in der E. vom 19/9 1866 (G.-3. 1866 No. 80) ver: 
tretene Anficht. Angabe ver Firma kann, im Gegenfate zu $ 9 P.-G., 
nicht als genügend betrachtet werben. 

FE Der Herausgeber muß Tich Telbftverftändlich ebenfalls, und zwar 
als Herausgeber bezeichnen; dieſe Bezeichnung gehört, folfte fie auch 
erjt in der Unterſchrift gefchehen, jedenfalls zum Inhalte ver Anzeige 2. 

Staatsanwaltichaft und Sicherheitsbehörbe haben über alle in 
ihrem Sprengel ericheinenden periodifchen Drudichriften ein genaues 
Verzeichniß zu führen ($ 3, 4 der Amtsinftruction). 

Sind die in der Anzeige enthaltenen Angaben oder Nachweife uns 
vollſtändig oder nicht genügend, jo fordert die Sicherheitsbehörhe (nicht 
die Staatsanwaltichaft) den Anzeiger zur Ergänzung auf; im entgegen- 


4) Alfo nicht die gename Adreſſe mit Straße und Hausnummer, wie dieß nad 
engliihem Rechte erforderlich ift; vgl. Marquardſen ©. 73, 

2) Sind Verleger und Herausgeber verſchiedene Perfonen, jo müſſen alfo 
Beide in der Anmeldung genannt fein, während nad $ 9 auf ber Drudichrift 
jelbft die Benennung des Berlegers oder Herausgebers genügt; ein weiterer Beweis 
für bie Unabhängigkeit des 510 P.-©. von den Beftimmungen des 89. 

Liszt, Das öfterreichifche Preßrecht. 9 
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geſetzten Falle benachrichtigt fie ihn, baR der Ausweis „vollkommen 
entfprechend“ fei. Es kann nunmehr mit ver Herausgabe begonnen 
werden; dieſelbe Ermächtigung tritt ipso jure ein, wenu binnen acht 
Zagen von Seite der Sicherheitsbehörve über die gejchehene Anzeige 
oder über die Ergänzung verjelben nichts verfügt wird. Sollte jeboch 
bie periodifche Drudjchrift ver Kautionspflicht unterliegen (unten $ 53), 
fo muß vor der Herausgabe der Erlag. ver Kaution erfolgt und aus— 
gewiejen jein. 


N. Zritt während der Herausgabe in einem ver erwähn- 
ten Punkte eine Beränderungein, ſo hat der Herausgeber 
gleichfalls, und zwar in der Negel noch wor der weiteren Heraus: 
gabe, wenn aber die Veränderung eine unvorhergejehene ift, binnen 
brei Tagen, die Anzeigean die genannten Behörden zu 
machen. 

ad A) Jede Aenderung in dem Programme muß angezeigt wer: 
den. Eine folche liegt aber nur dann vor, wenn eine Aenderung in ven 
„Segenftänben“ eintritt, „welche die Druckſchrift zu behandeln beftimmt 
ist“. Diefes Wort ift zu betonen; Programmwechfel und Programm: 
überfchreitung find durchaus verjchiedene, ftreng auseinanderzu- 
haltenve Begriffe. Nur der erftere, nicht die letztere ift anzuzeigen; nur 
im erften, nicht aber im anderen Falle ijt die Nichtangeige unter Strafe 
geftellt. Die einmalige Behandlung eines nichtprogrammgemäßen 
Gegenftandes begründet daher an und für fich noch feine Aenderung 
des Programms; fo wenn ein nichtpolitiiches Lokalblatt die Nachricht 
von der Wahl eines Yandtagsabgeoroneten in dem betreffenden Städt: 
hen bringt und politische Reflerionen daran knüpft (dagegen E. vom 
42/4 4870, ©.:H. 1870 No. 46,1; jo wenn vorübergehend Ertra- 
blätter mit nichtprogrammgemäßen Nachrichten ausgegeben werben 
(E. vom 10/12 4867, G.⸗H. 1868 No. 16). Die Grenze zwifchen 
Aenderung und Ueberjchreitung des Programms dürfte von der Praris 
in konkreten Falle ohne Schwierigkeiten gezogen werden fünnen. 


ad 2) Eine Aenderung in dem Wohnorte des Redakteurs kann 
vorliegen, auch wenn der Wohnfit verjelbe bleibt und umgekehrt. 


4) Bol. etwa noch E. v. 26/1 4869 (G.-H. 1869 No. 89), welche den Rechts- 
fat (!) ausipricht, daß einzelne höhnende oder unpafjende Bemerkungen feine Pro» 
grammilberichreitung begründen, 
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Jede derartige Aenderung muß angezeigt werben!, und es ift babei 
durchaus gleichgiltig, ob die Redaktion von ber betreffenden Perſönlich— 
feit fortgeführt wird (telegraphijche oder briefliche Betheiligung an ver 
Redaktion ließe fich ganz gut denken) oder nicht; hieher gehört unftreitig 
ber Fall, wenn der Redakteur eine vreimöchentliche Reife ins Ausland 
unternimmt (E. vom 19/8 1863, ©.-3. 1864 No. 82). 


ad 4) Auch ein Wechjel in der Perfon des Herausgebers unterliegt 
ber Anmeldungspflicht, da auch diefe Angabe, zwar nicht nach dem 
Worte, wol aber nach dem Geifte des Geſetzes zu dem Inhalte ver An- 
meldung gerechnet werden muß (vgl. oben I, 4); und zwar tritt hier 
nicht die ach ttägige Frift ein 2, fondern die Anzeige hat in der Regel noch 
por ber weiteren Herausgabe, in unvorhergefehenen Fällen binnen brei 
Zagen zu gefchehen (E. vom 13/4 4870, ©.:H. 1870 No. 44). Die 
Derpflichtung zur Anzeige trifft hier beine Herausgeber, ven früheren 
wie ben neuen, von welchen ber erfte feinen Nücdtritt, der zweite bie 
Uebernahme ver Herausgabe anzumelven hat, im Falle des Todes des 
eriteren ben befinitiven beziehungsweife proviforifchen Nachfolger. 


Keiner befonveren Bemerkung fcheint e8 zu bebürfen, daß eine an- 
zuzeigende Veränterung nicht vorliegt, wenn eine Befchlagnahme ftatt- 
gefunden hat, und nım eine neue Auflage ver betreffenden Nummer 
mit Weglaffung des ftrafbaren Inhaltes ausgegeben wird. Dennoch 
mußte dies hervorgehoben werten, weil die entgegengejegte Meinung 
aufgeftellt und praktiſch vurchgeführt wurde. Lienbacher (IIS. 144) 
behauptet nämlich, daß in einem folchen Falle 1) die neue Auflage eine 
neue Nummer erhalten müſſe; 2) daß, weil dadurch die Zahl ver jähr- 
lich erfcheinenden Nummern abgeändert werve, dieß bei ven Behörben 
anzumelven fei; 3) daß, je „nach ver Natur der Gefegesibertretung” 
bie Aenderung jogar als eine „vorhergejehene“ betrachtet, daher nod) 
vor ber weiteren Herausgabe angezeigt werben müſſe. Die Konfe- 
quenzen find ebenſo unhaltbar als die Prämiffe, die Bezeichnung „neue 
Ausgabe“ und dgl. genügt vollfommen, um bie Folgen des $ 24 P.-G. 
abzuwenden. 


4) Ebenjo, aber mit Hereinziehung nicht hieher gehöriger Gefichtspuntte, 
Lienbacher IIS.30. 
2) Wie Lienbadher il S.30 behauptet. 
y * 
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839. Gefeglihe VBorausfegungen der Beredtigung 
zur Führung der verantwortlihen Redaktion einer 
periodifhen Drudidrift. 


I. Während die Herausgabe einer periodiſchen Drudichrift, 
abgejehen von ver im vorigen $ behandelten vorläufigen Anmeldung, 
an feine weiteren Vorausfegungen geknüpft, insbefondere die perſön— 
liche Befähigung zur Uebernahme ver Herausgabe feinen Einfchränfun: 
gen unterworfen ift!, machen die meisten Preßgefeßgebungen ? die Be— 
rechtigung zur Führung der verantwortlichen Redaftion eines 
Dlattes von dem Nachweiſe einer befonderen perſönlichen 
Qualifilation abhängig. 

Weſen und Zwed der hieher gehörigen Vorjchriften kann nur im 
Zuſammenhange mit den übrigen Anoronungen bes Gejeßes insbejon- 
dere mit Rücficht auf das von biefem angenommene Syſtem ber preß- 
rechtlichen Berantwortlichkeit beftimmt und beurteilt werden. So lange 
die Geſetzgebung in erfter Linie beftrebt ift, irgend eine Perfon ausfin- 
big zu machen, welcher die Haftung für alle durch ven Inhalt ber 
Drudichrift begangenen Delikte unter allen Umftänden aufgebürvet 
werten fann, fo lange man ven Netakteur des Blattes ald ven Thäter 
betrachtet, ver, fei e8 dolos fei e8 culpos, die in Frage ftehende jtraf- 
bare Handlung verfchulpet hat, fo lange man aus eben viefem Grunde 
an ber Forderung fefthält, daß auf jedem Blatte over Hefte einer perio- 
difchen Drudjchrift wenigftens ein verantwortlicher Redakteur namhaft 
gemacht werte: ebenfo lange erfcheint ald eine nothwendige Konjequenz 
dieſes Syftems, daß die Fähigkeit zur Uebernahme ber verantwortlichen 
Redaktion an gewifje Beringungen gefnüpft wird, welche zum Theil 
Sarantien für ein gefegmäßiges Verhalten der Drudichrift, zum Theil 
aber auch die nöthigen Anhaltspunkte für eine rajche, fichere, unter 
allen Umftänden den wirklichen oder fingirten Thäter treffende Re— 
preffion bieten folen. Der polizeiliche Charakter derartiger An— 
ordnungen tritt hier in ben Vorbergrund. Sobald aber dieſes Syſtem 
ber Berantwortlichkeit fällt — und die Hoffnung darf nicht aufgegeben 


4) Bol. übrigens den oben $ 26 ©. 79 erwähnten Borichlag Lienbacher's. 
2) Das ſächſiſche B.-G. v. 1870 bat von derartigen Einſchränkungen völlig 
abgejehen. Vgl. Barth ©. 68. 
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werben, daß man einmal auch auf dem Gebiete des Preßrechts bie Be— 
jtrafung fingirter Thäter als eine Immoralität betrachten wird — dann 
ſſehen vie Beichränfungen, welchen tie Berechtigung, zur Führung ber 
Redaktion unterworfen wird, auf gleicher Stufe mit allen anderen 
Beſchränkungen der Gewerbefreibeit, find zu beurteilen 
wie diefe. Treffend bemerkt Barth ©. 68: „Dieje Erfordernifie .. .. 
find mit Recht im neuen fächfifchen Preßgefete weggefallen. Zuvörderſt 
laſſen fie fich nicht mit dem Geifte ver Gewerbeortnung vereinigen, 
ungeachtet die Motive die Beſtellung eines gefetlich qualifizirten Re— 
dakteurs mit unter ven Maßregeln aufzählen, welchen vie Ausübung 
bes Preßgewerbes unterworfen werben könne. Denn der Redak— 
tenr ift auch Gewerbtreibender (G.-A. XIV ©. 215) und 
bat Anſpruch auf die Freiheit feines Gejhäftsbetrie- 
bes, wie denn auch im P.:&. von 1848 die Altersbeſchränkung nur 
deßhalb beibehalten wurde, weil man zum Gewerbebetriebe Dis— 
pofitionsfähigfeit verlangte.“ 

Dieje Erwägungen waren maßgebend für die Syftematif des Lehr: 
buches, für die Einreihung der hieher gehörigen Beftimmungen in das 
Preßgewerberecht; eine Einreihung, die de lege lata zweifelhaft, 
de lege ferenda gewiß bie einzig richtige iſt. 

Ueber ven Umfang wie über den Inhalt der Beichränfungen, wel- 
chen vie Wahl ver Perjon des verantwortlichen Redakteurs unterworfen 
werben foll, gehen die Anfichten in der Literatur wie in der Geſetz— 
gebung weit auseinander. Von den zahlreichen Vorſchlägen, welche in 
dieſer Beziehung gemacht wurden, verdienen zwei bejonders hervor: 
gehoben zu werden. Der erjte legt das Hauptgewicht auf den Nach- 
weis genügender wiifenfhaftliher Bildung; ein Nachweis, 
der nach ven Einen durch die Ablegung einer Prüfung aus ven Rechts: 


und Staatswiſſenſchaften (Zöpfl), nach den Anveren durch vie Ab⸗ 


foloirung zu errichtender Journaliſtenfakultäten! zu erbringen wäre. 
Mit Recht hak man gegen dieſen Vorſchlag eingewendet?, daß damit 


1) Vgl. Lau, Das moderne Schriftſtellerthum. 4862 Separatabdruck aus 
dem Oeſterr. Yloyb). 

3) Bgl. Thilo S.24, Schwarze S. 30, Berner ©. 213, Kayſer 
&.582. Doch wurden die gleichen Gegengründe fchon bei den Berathungen bes 
preußiichen B.-©. von 1854 geltend gemadt. Vgl. Rönne ©. 131, 
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ber Staat einen guten Theil der Verantwortung für das geſetzwidrige 
Rx Berhalten ver von ihm approbirten Revafteure übernehmen würbe, daß 
jene Univerjalität der Biltung, welche tie heutige Entwidlung ver 
reife von dem Redakteur eines großen Blattes verlangt, durch Prü- 
fungen nicht fonftatirt werden könne, daR es envlich faum möglich jein 
bürfte, ven Kampf ver politiichen Yeivenjchaften von ven Brüfungstom: 
miffionen jelbft ferne zu halten. Bon anterer Seite Bluntichli,! 
betonte man den eminent politifchen Charakter, der die Thätigkeit 
des Redakteurs auszeichne, und jchlug vor, vie Führung der Redaktion 
an biefelben Vorausfegungen zu knüpfen wie dag Amt eines Geſchwor⸗ 
nen ober (*) Abgeorbneten. ZTreffend hebt Berner (S. 213 Anm. 4) 
as verkehrte dieſes Vorſchlages hervor, ver eine Reihe von tüchtigen, 
in fejten Lebensftellungen fich befindenden Perfonen (Beamte, Reli— 
gionsdiener, Lehrer u. |. w.) von ver Journaliſtik ausſchließen und 
prinzipiell verſchiedene Aufgaben nach derſelben Schablone behandeln 
will. 
II. Die proviforifhe Verordnung vom 31/3 1848 verlangte in 
85, baß ver Redakteur öfterr. Staatsbürger, im Inlande wohnhaft, 
und 24 Jahre alt fei. $ 5 ver Veroronung vom 18/5 4848 begnügte 
fih mit den beiden letzteren Erforderniſſen. Nach $ 8 des Gefekes 
vom 43/3 4849 mußte der Redakteur Staatsbürger, 24 Jahre alt, 
und am Orte des Erſcheinens wohnhaft jein; alle Perfonen waren 
ansgejchloffen, welche wegen eines Verbrechens, oder einer aus Ge- 
winnjucht hervorgegangenen oder vie öffentliche Sittlichkeit verlegenten 
ichweren Polizeiübertretung ſchuldig erklärt wurden. Bedeutend jtren- 
ger war auch in dieſem Bunte die P.-D. vom 27/5 4852, welche ein 
neues, für den Geift dieſes Geſetzes höchſt harakteriftiiches Erforderniß 
aufftellte. „Auch muß ver Redakteur das freie Dispofitiongrecht über 
jeine Perfon und fein Vermögen, eine tadelloje Moralität und 
jenen Grad wiffenfhaftlider Bildung befigen, welchen 
bie Leitung eines literariſchen Unternehmens voraus: 
{ ſetzt.“ Staatsbeamte durften fih nur mit Bewilligung ihrer vorge: 
pr 1 jjeßten Behörde an ter Redaktion betheiligen. Perſonen, die fich in 
* 747 Unterfuchungs- oder Strafhaft befanden, waren während der Dauer 
5 /,perfelben ausgejchlofien ($ 42). 
——— 
— 53 7/4) Allgem. Staatsrecht 11 S. 510. 
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II. Das geltende öfterr. Recht macht bie Fähigkeit zur Uebernahme 
ber verantwortlichen Redaktion einer periodiſchen Drudjchrift von fol- 
genden Borausjetsungen abhängig ($ 12 B.-©.): 

4) Der Redakteur muß öfterreihifher Staatsbürger 
fein. Ausgeſchloſſen find demnach nach Art. I des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21/12 1867 R.G.B. No. 142 über die allgemeinen Rechte ver 
Staatsbürger die Angehörigen der Länder der umgarifchen Krone. 
Damit ftimmt ein Erlaß des Min. des Innern vom 27/2 1870! voll: 
fommen überein. Wenn aber eine Entſcheidung desſelben Minifteriums 
vom 9/3 4870 (öfterr. Zeitjchrift für Verwaltung 1870 ©. 48) er- 
Härt, daß diefe Beftimmung nicht zurüchwirken folle, fo überfieht vie- 
jelbe, daß es fich um jofort anzuwendende Anordnungen öffentlich- 
rechtlicher Natur, nicht aber um jura quaesita des BPrivatrechtes 
handelt?. Zu bemerken ift, daß in dem beutjchen R.P.⸗G. das Er- 
forderniß der Staatsbürgerichaft durch jenes des Wohnfiges oder 
Aufenthaltes im deutſchen Reiche erfetst wurde. 

2) Der Redakteur muß ferner eigenberechtigt fein. Ob dieß 
ber Fall, ift nur nach ven Beſtimmungen des Eivilrechtes zu beurteilen. 
Frauen find daher zur Uebernahme ver Redaktion befähigt’, nicht 
aber Perfonen, die unter der väterlichen Gewalt, Vormundſchaft oder 
Ruratel ftehen, Minderjährige erlangen durch die venia aetatis 
die Befähigung. Da die Verantwortlichfeit nur an beftimmte Indi— 
viduen gefnüpft fein kann, ift die Führung ber Redaktion durch eine 
Korporation, einen Berein?, ihre Uebertragung an eine 
Firma5 nicht möglich, 

3) Der Revakteur muß am Orte des Erfcheinens feinen 
Wohnſitz haben, eine Beftimmung, die das deutihe R.-P.-©. 





1) Bei Mayerhofer, Handbuch für den politifchen Berwaltungspienft 
(3. Aufl. 1876) ITS. 881. 

2) Bgl. oben 846. Außerdem insbef. Pfaff-Hofmann, Kommentar z. 
a. b. G.B. 16.159. 

3) Ebenio nah deutſchem Recht; a. A. Schwarze S. 31, Ausgeichloffen 
find fie nach franzöſ. Necht (»le gerant devra etre mäle« Gef. v. 18/7 41828) vgl. 
Marqguardfen Soaes, Käayſer ©: 557. Ausgeſchloſſen waren verheirathete 
Frauen durch die P.O. v. 1852, welche freie Dispoſition über Perſon und Ber: 
mögen verlangte, wegen der Pflicht dem Gatten in feinen Wohnfig zu folgen. So 
Herbftad $ 12. 1852; ebenjo Harum 9.309. 

4) Schwarze S. 34, Berner S. 244. 

5) Thilo ©. 22, Marguardien ©. 72, Schwarze ©. 27, Kayſer 
©. 5832. 


„a, on 
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fallen gelaffen hat. Wie jchon oben (S. 129) bemerkt wurde, ift Wohnſitz 
im technifchen Sinne des Wortes zu nehmen. Cine Verlegung des 
Wohnortes (3.3. der Redakteur eines in der Stadt erfcheinenven 
Dlattes bezieht während des Sommers eine Landwohnung)! hat vie 
Unfähigkeit zur Führung der Redaktion nicht zur Folge (über bie 
Pflicht zur Anzeige diefer Veränderung vgl. oben S. 130f.). Ort des 
„Erſcheinens“ ift ver Ausgabe- und nicht der Drudort. 

4) Er muß im Bollbefige der bürgerlihen Ehre fein. 
Den Mafftab bietet die Wählbarfeit für die Gemeinbevertretung. 
Nach dem Gemeinbegefege vom 5/3 1862 Art. IX find ausgefchloffen: 

a) Perſonen, welche wegen eines Verbrechens jchuldig erfannt ; 

b) Perſonen, welche eines Verbrechens wegen in Unterfuchung ge— 
zogen wurden, jo lange dieſe dauert; 

c) Perſonen, welche ver Uebertretung des Diebjtahls, des Betruges, 
ber Veruntreuung oder Theilnehmung? an einer dieſer Mebertretungen 
ſchuldig erfannt worden find ($8 460, 461, 463, 464 St. G). 

Gegenüber dem unter lit. b angeführten Ausschließungsgrunde hat 
Art. I der Novelle vom 15/10 1868 eine nicht unbebeutende Milverung 
gebracht, indem für die Folge die wegen eines Verbrechens in Unter: 
fuchung gezogenen Berfonen nur während ver Dauer der gerichtlichen 
Berwahrung ober der Unterfuhungshaft ale zur Führung 
der Redaktion geſetzlich unfähig bezeichnet wurden. 

Den Nachweis der vom Geſetze geforderten Eigenjchaften bat ber 
Herausgeber nach $ 10 B.-&. in ver vorläufigen Anmeldung (vgl. 
oben $ 38) zu erbringen , faljche Angaben unterliegen der Bejtrafung 
nah & 41 P.⸗-G.; auf indirekten Wege kann durch Einftellung der 
Drudichrift die Uebertragung ver Redaktion an eine fähige Perjon 
erzwungen werben, während bas deutſche R.P.-G. nur Strafen, 
feine Zwangsmittel fennt?. 


4) Bol. Lienbacher II ©.35. 
A 2) Das Gemeindegeſetz ſpricht unrichtiger Weife von Theilnahme, während 
ohne Zweifel Theilmeh mung gemeint ift, wie unter Anderem aud) das Citat bes 


gie &t.:G. beweiſt. 
3) Bol. Marquardſen ©.77, Shwarze S. 34. 
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II, Die befonderen Belafungen der Preßgewerbe. 
N ———— 

$40. 4) Die Freieremplare. P.G. $ 18, In tn * 

J. Unter der gemeinſamen Bezeichnung „Pflichteremplake“ — 
pflegt man zwei Einrichtungen des modernen Preßrechtes zuſammen-⸗ 
zufaffen, welche ſich ſowol ihrer Natur als ihrem Zwecke nach wefentlich 
von einander unterfcheiven, und daher bei ſyſtematiſcher Darftellung 
ftrenge auseinander gehalten werben müffen. Während jene Exrempfare, 
deren Ablieferung $ 17 B.-&. vorfchreibt, vor Allem die rechtzeitige 
Beichlagnahme ermöglichen follen und überhaupt im Breßpolizei- 
rechte eine wichtige Rolle fpielen, haben die Freieremplare bes $ 18 
lediglich den Zwed, gewiffe Bibliotheken auf eine ebenfo rafche wie billige 
Art zu bereichern. Jene werden unten an geeigneter Stelle (8 45 f.) be- 
iprochen, und zur Vermeidung von Mißverftänpniffen durchgehends als 
Probeeremplare bezeichnet werben; dieſe ericheinen als eine rein 
fisfaliiche Belaftung der Preßgewerbe, als eine eigenthümliche 
Beſteuerung derjelben — als ein „geſetzlich gevegeltes Beuterecht des 
Staates“! — und damit bürfte bie ihnen bier angewiejene Stellung im 


Syſteme gerechtfertigt fein. 7 L = 
Ueber die prinzipielle Verwerflichkeit biefer_Einrichtung2-ift ein 7 7 


Zweifel faum möglich ; die zu ihren Gunften laut gewordenen aus afa- 
demiſchen Kreifen jtammenden Stimmen, welche von der Befeitigung. x 4° 
der Freieremplare eine gewiffe Beeinträchtigung befürchten, dürften 
zum Schweigen gebracht werben, wenn man bie polizeilichen Freierem- x ‚ 
plare, deren Beibehaltung unten befürwortet werben Toll, zu Biblio: 
thefszweden bejtimmt, jtatt fie im Dunfel der Regiftraturen verjchwin- 

ven zu laſſen. V a, 


: Berner ©. 328. 

2) Höcft bezeichnend find die gewundbenen Redensarten, mit ——— eien —8 
bacher, Preßfreiheit S. 23 dieſe Maßregel zu rechtfertigen ſucht. „Die für di 
Bibliotheken beſtimmten Exemplare haben die Beſtimmung, die nationalen Geiſtes · 
produkte zu ehrenden Denkmälern aufzuſpeichern, deren Benützung Allen zugänglich 
zu machen und ſelbſt mindere Erzeugniſſe nationaler Kunſt und Wiſſenſchaft vor 
gänzlichem Verluſte zu ſichern. Da eines ber zwei Exemplare für die f. k. Hof— 
bibliothek, das andere aber für eine Landesbibliothek beſtimmt iſt, ſo dürfte den 
Ceutraliſten und Föderaliſten genügt fein.” Der Zwed dieſer Pflichtexemplare „iſt 
alſo ein politiſch-nationaler.“ (!) 

3) Vgl. Marquardſen S. 32, ©. 261 ff. 
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£ Ir, A Sup a * ee 4 Ft — — er 
/ 38 Drittes Buch. Das Preßgewerberecht. 
al — ch Preßg ch 
Wie drückend dieſe Beſtimmung gerade für Verleger von gediegenen 
ſchwer abzuſetzenden Werken iſt, wie ſehr Verfaſſer und Publikum, auf 
welche die Steuer ſchließlich überwälzt wird, darunter leiden, beweiſt 
Ip ber Geldwerth ber jährlich abgelieferten Eremplare. Nach ben Aus⸗ 
en führungen bes Vereins ber öfterr. Buchhändler ! wurben im Jahre 1874 
von den einzelnen öſterr. Verlagshanblungen je 300—1500 fl. in 
Freieremplaren abgeliefert, eine Beſteuerung, die in gleicher Höhe fein 
anderes Gewerbe trifft. 
Bon den deutſchen Buchhändlern won jeher befämpft, in einer Reihe 
von deutſchen Staaten befeitigt?, bildeten die Freieremplare auch im 
deutſchen Parlamente ven Gegenftand lebhafter Debatten. Man einigte 
fich fchlieglich dahin ($ 30 R.-B.-G.), die partifularrechtlichen Be— 
ftimmungen? in Kraft zu lafjen. Im bem öfterr. Entwurfe von 1877 
war die Bejeitigung biefer Einrichtung vorgejchlagen. 


1. Die Verpflichtung zur Abgabe von Freieremplaren reicht bis 
tief in’8 46. Jahrhundert zurücks. Unter dem Namen „Brivile- 
gienbücher“ bildeten fie‘ gewiffermaßen ein Aequivalent für bie 
Berleihung der Druderprivilegien. Die Konftitution Rudolf I. vom 
15/3 16088 erinnert an die bereits beftehende Verpflichtung, von 
jedem mit k. Privilegium erſcheinenden Werke „die ſchuldige Eremplaria“ 
abzuliefern. Dasfelbe thut Franz I. in dem Patente vom 10/2 1746. 
Während man fich unter Iofeph II. mit einem Eremplare begnügte”, 
verlangte das Hoffanzleivecret vom 4/44 1845 drei jchöne, mangellofe 
und bei Büchern auf befjerem Papier abgedruckte Eremplare; vor Ab- 
fteferung derſelben — an die Hofbibliothef, Polizeihofjtelle und Uni— 
verfitätsbibliothef — durfte weder mit dem Verkaufe begonnen, noch auch 


1) U.-St.-P. VII. Seffion, Beilage 583 ©. 14. 

2Ueber Deutfhland vgl. Berner S.331. Eine einzige Buchhandlung zu 
Halle hat im 3. 4872 wifjenichaftliche Werke im Werthe von 130 Thalern abge: 
geben. 

3) Königreih Sachen, Sachfen-Weimar, die ſächſiſchen Herzogthiimer, Baden, 
Oldenburg, Reuf, Braunschweig, Bremen. 

4) Bol. die Zufammenftellung von Bertram im Deutichen Börjenblatt vom 
6/4 4870 (No. 78); abgebrudt bei Marquardien ©. 267. 

5) Ueber frankreich vgl. Jaques S.10; die Verordnung Franz. I. v. 8/12 
1537 bei Harum ©. 472. 

6) Bei Collmann ©. 21. 

7) Wiesner ©. 327. 
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das betreffende Werk angekündigt werden!. Die freieremplare er: 
jcheinen hier als eine allerdings außerordentlich hohe Cenſurab— 
gabe? Mit vem Wegfalle ver Privilegien, ver Befeitigung der Gen- 
fur ift ihmen jedes rechtliche Fundament entzogen. 

In den Preßgeſetzen vom 31/3 und 18/5 1848, 13/3 1849 ver- 
miffen wir jede Beſtimmung über die Freieremplare; dagegen treffen 
wir fie wieder in $ 4 der B.-O. von 1852, und das P.-G. von 1862 
ichließt fich, allertings unter bedeutender Milverung ver für die Nicht: 
ablieferung angebrohten Strafe, im Wejentlichen feiner Vorgänge— 
rin an. 

II. Nach geltendem Rechte unterliegen ver Verpflichtung alle 
(a) zum Berkaufe beftimmten, {b) im Inlande verlegten oder ge- 
pructen ? Drudichriften, infofern fie (ec) nicht unter die im $ 9 P.-®. 
(unten $52) angeführten Ausnahmen fallen. Neue Auflagen, Um: 
arbeitungen u. ſ. w. älterer, vor 1852 erfchienener Werke fallen 
ſelbſtverſtändlich ebenfalls unter dieſe Beftimmung (vgl. oben & 16). 

Für die Ablieferung haftet zunächit ver Berleger, ver Druder 
aber bei jenen Drudjchriften, bei welchen ein gewerbsmäßiger 
Berleger nicht oder füljchlich genannt ift, oder welche im Auslande 
verlegt werben. Nach dieſer Unterſcheidung ift es auch bei im Selbit- 
verlage erjcheinenden Werken zu beurteilen, ob Verfaſſer oder Druder 
für die Nichtablieferung verantwortlich zu machen find. 

Zum Bezuge ver Freieremplare berechtigt das Geſetz 1} das Staats: 
minifterium (Min. des Innern), 2) das Polizeiminifterium (Polizei: 
bireftion), 3) die Hofbibliothef, 4) die durch beſondere Kundmachung 
in jedem Berwaltungsgebiete bezeichnete * Univerfitäts- oder Yandes- . 
bibliothek; 5) bei periopifchen Drudichriften überdieß ven Chef bes 
Berwaltungsgebietes (Statthalterei), in welchen bie Drudjchrift er- 
fcheint. 


4) Bgl. auch Berorbnung v. 42/5 1812, Hoflanzleidecret v. 15/8 1815; liber- 
haupt Barth» Bartbenheim, Defterr. Gewerbs- und Handelsgeſetzkunde 
I. Theil II. Band. 

2) Treffende Bemerkungen bei Wiesner S. 327 Aum. 

3) 54 der P.-D. v. 185% ſprach nur von ben im Inlande aufgelegten 
Drudicriften. Die wurde dur Verorbnung v. 13/4 1858 R.G.-B. No. 40 
dahin erläutert, daß im Auslande gebrudte Werke inländiſcher Verleger der Ver— 
pflihtung nicht unterworfen feien. Durch 848 ber P.“G. v. 1862 wurden alle 
Zweifel — allerdings zu Ungunften der Preſſe — befeitigt. 

4) Aufgezählt in $ 9 der Amtsinftruction. 


140 Drittes Buch. Das Preßgewerberecht. 


Die Zufendung hat bei periodifchen Drudjchriften in ven angege- 
benen Zeitabjchnitten ihres Erjcheinens, bei andern aber binnen läng- 
jtens 8 Tagen, von ber Ausgabe der Schrift an gerechnet, zu ge 
ichehen!. 

Bei Drudichriften von beſonders Eoftfpieliger Ausftattung werden 
die wirklich, bezogenen Exemplare mit 50 % des uriprünglichen 
Pränumerations- oder Yadenpreifes, aber nur auf Verlangen ber 
Partei vergütet?. Weber eine erhobene Beſchwerde ver Partei hat bie 
Statthalterei oder Yandesregierung die Frage, ob der Fall einer Ver— 
gütung eintritt, nach Einvernehmung der Handels: und Gewerbefammer 
enbgiltig zu entjcheiben 3. 

Für die Zufendung ber Freieremplare ift durch das Geje Porto: 
freiheit zugefichert . 

Daß nur durch die Ablieferung von unbejchädigten und den zum Ver: 
faufe bejtunmten gleichen Exemplaren ver Verpflichtung genügt wird, 
erſcheint als ſelbſtverſtändlich?· Ebenfo bedarf es nur der Erwähnung, 
daß die zum Bezuge berechtigten Minifterien, beziehungsweife Biblio- 
thefen jederzeit ganz oder theilweife auf das ihnen zuftehenve Recht ver- 
zichten können 6 7. 


844. 2) Die Berpflihtung zur Aufnahme von amt- 
lihen Inferaten. 


I. Während die Verpflichtung der periobifchen Breffe, Bericti- 
gungen von thatjächlichen Mittheilungen aufzunehmen, als eine 


4) Die Verordnung v. 8/40 1853 R.:G.-B. No. 244 betreffend bie Ausferti- 
gung von Empfangsicheinen über erhaltene Freieremplare wurde aufgehoben durch 
g1BP.:©. 

2) $9 Inftruction. Die Verordnung v. 26/9 485% (bei Lienbader I 
©. 241) ift durch $ 4 P.-©. aufgehoben. 

3) $9 Inftruction. 

4) Die Berordnungen v. 22/5 4853 und 8/10 4853 Über den Umfang ber 
Portofreiheit (bei Manz zu $ 18 B.:©.) find aufgehoben durch $1 P.-G. 

5) 8410 Inftruction. Erlaß v. 44/6 1854 (bei Lienbacher 1 9.242) ift 
aufgehoben. 

6) Vgl. den Erlaß des Polizeimin. v. 22/10 4863 bei Lienbacher IS. 248 
mit ber Erffärung bey N daß. fie auf Freieremplare von Kupferftichen, 
Ppetsgraphien unb. et Beren Schimfterzeugiiffen zu — nicht in Der Lage Tel. 

7) Aufgeboben find die Eriffe vw. T/8 48857-049546, ſowie die Werord · 
nung vom 43/4 4858 (R.:G.-B. No. 40); vgl. Lienbacher IS. 234. 
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Maßregel erfcheint, durch welche ven Folgen einer durch die Preffe be- 
gangenen, wenn auch nicht ftrafbaren jo doch dem Rechte nicht ent- 
Iprechenden Handlung vorgebeugt werben foll, welche vaher im Preß— 
polizeirechte zu behanteln ift, während ferner die Verpflichtung zur 
Beröffentlihung von Erfenntniffen und Berfügungen der Straf— 
gerichte, welche wegen bes Inhaltes oder aus Anlaß einer, periodischen 
Drudichrift erlaffen wurben, als Nebenftrafe vem Preßſtrafrechte 
angehört — kann die Verpflihtung zur Aufnahme von 
amtlihen Erläfjen nur als eine Belaftung des Zeitungs- 
unternehmens betrachtet werden. Daraus ergiebt fich die Richtig: 
feit der ſyſtematiſchen Stellung, welche dieſer Bejtimmung in dem 
Lehrbuche angewiejen wurde. 

Diefe Belaftung rechtfertigt fich durch die Erwägung, daß fie im 
öffentlichen Interefje geboten ift, feine unbillige Bedrückung ver Preffe 
enthält, und zahlreiche Analoga auf anderen Gebieten findet, während 
ihr Wegfall die Behörde in vie Lage ſetzen fünnte, als Bitttellerin bei 
verſchiedenen Redaktionen, vielleicht vergeblich, um die Aufuahme ihrer 
Erläffe anzufuchen. Zreffend jagt Lienbacher (Preffreiheit ©. 30): 
„Viel größere Anforderungen ftellt dießfalls der Staat an Advokaten, 
Aerzte, Lehrer u. ſ. w., die für den ihnen in Ausübung ihres Berufes 
gewährten Schuß ſehr Vieles unentgelvlich verrichten und ihre Kraft 
und Mühe ungleich mehr anderen Privaten und dem Staate felbft 
opfern müffen !. 

In den meisten Geſetzgebungen finden wir aus dieſen Gründen eine 
jolhe Verpflichtung der periodiſchen Prefje ausdrücklich hervorgehoben. 
Als Vorbild diente das franzöſiſche Gefeß vom 9/9 1835 $ 182, wel: 
ches in $ 19 des Decretes vom 17/2 4852 verſchärft wiederfehrte?. 
Auch 8 10 des deutſchen R.-P.-©. ſchloß fich der herrſchenden Anficht 


1) Bgl. au Berner S. 224 f., Marguarbfen ©. 35, 81. 

2) Tout gerant sera tenu, d’inserer, en tête du journal, les documents 
officiels, relations authentiques, renseignements et rectifications, qui lui 
seront adresses par tout depositaire de l’autorit& publique ; la publication 
devra avoir lieu le lendemain de la reception des pieces, sous la seule con- 
dition du paiement des frais d’insertion, Toute autre insertion reclamee 
par le gouvernement, par lintremediaire des prefets, sera faite de la meme 
maniere. 

3) Ueber den Mißbrauch, der mit diefer Beftimmung getrieben wurbe, vgl. 
Kayſer ©.585. 
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an, und verpflichtet ven Redakteur, „vie ihm von öffentlichen Behörven 
mitgetheilten Bekanntmachungen gegen Zahlung ver üblichen Ein- 
rüdungsgebühren in einer ver beiden nächjten Nummern des Blattes 
aufzunehmen“. 

Den älteren öfterr. Prefgefegen v. 31/3 und 18/5 4848 und 13/3 
1849 ijt eine derartige Beftimmung unbekannt. Sie findet fich zuerft 
in $ 20 ver P.O. v. 1852. Hier heit es: „Außerdem kann eine pe- 
riodiſche Drudichrift, welche Anzeigen (Inferate) aufnimmt, auch außer 
dem Falle bejonderer vertragsmäßiger Verpflichtungen verhalten werten, 
auf Verlangen der Sicherheitsbehörde amtliche Erläffe gegen Vergütung 
der üblichen Einrüdungsgebühren, ver nächften Nummer einzurüden.“ 


I. Das geltende Preßgeſetz ($ 20) ftimmt mit diefer Anordnung im 
Wejentlichen überein. 

4) Die Verpflichtung trifft periodiſche Drudichriften, melche An- 
zeigen (Inferate) aufnehmen. „Auf eine Zeitjchrift, welche, wie bie 
meisten wifjenjchaftlichen Zeitichriften Titerarifche Anzeigen auf: 
nimmt, könnte nur eine ganz am Buchftaben haftende Interpretation 
die Verpflichtung ausdehnen“. Diefe Bemerkung Berner's (S.221) 
ift nur mit ver Einſchränkung richtig, daß es auf ven Inhalt des Er- 
laſſes ankommt; jo wäre bie amtliche Bekanntmachung eines „numis- 
matifchen oder anderen antiquariichen Bundes“ (Hfzd. v. 16/61846, 
3.:8.:©. No. 970; vgl. auch Verordnung v. 16/42 1858 R.G. B. 
No. 233) ohne Zweifel auch von den fachwiffenjchaftlichen Blättern 
einzuschalten. 

2) Aufzunehmen find „amtliche Erläffe, welche zur Veröffent- 
lihung von der Behörde zugemittelt werden”. Strafgerichtliche Ent- 
fcheivungen und Verfügungen gehören nur dann hieher, wenn fie weder 
zu den in $ 20 Abj. 2, noch zu den in $ 39 B.-©. genannten zu 
rechnen find! (vgl. unten $ 73). 

3) Die Einfchaltung braucht „nur gegen Vergütung der üblichen 
Einrüdungsgebühren“ ftattzufinden. Die Behörde fteht in tiefer Be— 
ziehung dem Privatmanne völlig gleich ; fie hat jogar voranszubezahlen, 
wenn dieß „üblich“ ift. Vgl. übrigens unten & 507. 


) Andrer Anficht für das preußische und deutſche Recht: O.⸗T. v. 25/3 1863 
(©. x X1 9.363), Thilo 9.34, Shwarze ©.36, Berner ©.224. 
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4) Ueber die Zeit, innerhalb welcher die Einrüdung zu erfolgen 
bat, fehlt e8 ebenfo an jeder näheren Bejtimmung im Gejege felbft, wie 
über die Art und Weife der Einfchaltung. Dem vernünftigen Ermejjen 
it bier freier Spielraum gelajjen. 

5) Bei Weigerung bes Redakteurs tritt dasſelbe Verfahren ein, 
wie beim Berichtigungszwange. Vgl. darüber unten & 51. 

6) Jede Veränderung over Einjchaltung beim Abdrucke ift unbe: 
dingt verboten. Jene Drudichriften, welche zur Aufnahme von Er: 
fäffen verpflichtet find, dürfen in demjelben Blatte over Hefte, in 
welchem ver Abdrud erfolgt, weder Zufäge noch Bemerkungen über ven 
Inhalt ver Veröffentlichung aufnehmen, dagegen find dieſe legtgenann- 
ten Zufäße oder Bemerkungen jenen Drudjchriften nicht unterfagt, 
welche die Erläſſe abvruden, ohme zu der Veröffentlichung berjelben 


verpflichtet zu fein. (5 2a Bee 


$42. 3) Die Beftenerung der Brefje: Annoncen- 
fteuer und Zeitungsftempel. 


I. Die befondere Befteuerung der Preffe, vor Allem der politischen 
Journale, verfolgt, wie bie meisten prefrechtlichen VBorfchriften mehrere 
Zwede, ijt eine Einrichtung gemifchter Natur. Zunächft ift fie eine 
Tinanzmaßregel; fie joll dem Fiskus eine fichere, bequeme und 
reichliche Einnahmsquelle eröffnen. Sie foll aber auch — allerdings 
icheut man fich regelmäßig das einzugeftehen — als Präventiv— 
maßregel wirken, insbefonbere das Entjtehen von Heinen, unbebeu- 
tenden, mit geringem Kapitale ausgerüfteten Blättern hindern oder 
boch erſchweren: verjelbe Gedanke, dem wir auch bei dem Syſteme ber 
Kautionen begegnen werben. „Eine polizeiliche Beſchränkung in fisfa- 
liſcher Form“, eine Auflage, „welche unter tem Scheine von finan— 
zielen Berürfniffen und Zielen die ftärkjte Präventiomaßregel gegen 
bie freie Bewegung der Preſſe“ enthält? — das ift ver Charakter diejer 
Beſteuerung. 

Nach beiden Richtungen hin muß ſie als verkehrt bezeichnet werden. 
Vom volkswirthſchaftlichen Standpunkte aus iſt ſie verwerflich, 


1) Jaques ©. 50. 
2) Marquardſen ©. 84. 
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weil fie über die allgemeine Erwerbfteuer hinausgreifend, nicht vie Pro- 
buftion, fondern das Produkt befteuernd, ven fchablonenhaft gleichen 
Maßſtab an das Ungleichite anlegend, einen einzelnen, noch dazu 

_> im zweiter Linie auf pefuniären Vortheil gerichteten Erwerbszweig üb 

Gebuͤhr belajtet und vie tägliche geiftige Nahrung des Volkes vertheu 
„Die irrationelffte aller Konjumtionsfteuern“ nennt fie Stein (Finan 
wiſſenſchaft 2. Aufl. 1871 ©. 595), deſſen Ausführungen ver ein- 
gehendſten Beachtung werth find !, 

Bom politifhen Standpunkte aus ift fie ein Nechenfehler. 
Denn nicht in der Menge von Heinen, fich gegenfeitig ſchwächenden 
Blättern, fondern in der Konzentrirung gewaltiger Kapitalien, in ber 
Monopolifirung des Einfluffes auf die Maſſen, in ver Bundesgenoſſen— 
ſchaft mit dem Gelde — liegt das Bedenkliche in ver Macht der Preffe, 
fiegt ihre wirkliche nicht bloß eingebilvete Gefährlichkeit. Es ijt ein 
eigenthümlicher Beweis politiicher Kurzfichtigfeit, wenn eine von dem 
Ariom der Gefährlichkeit der Preſſe ausgehende Geſetzgebung alle Hebel 
in Bewegung fett, um dieſe dem großen Kapitale in bie Arme zu 
treiben ?. 

Die auferöfterr. Geſetzgebungen ſchwanken. England bat nad 
langen Kämpfen feit ven Jahren 1855 und 4864 ben urfprünglichen 
Zeitungsftempel auf ven Portoſtempel reduzirt und die Papieraccije be- 
feitigt 3. In Frankreich hob die Regierung der nationalen Berthei- 
bigung mit Decret vom 5/9 1870 ven Zeitungsftempel auf!. Das 
deutſche R.P.-G. beftimmt in $ 30 Abf. 4 (vgl. deutſche Gewerbe: 
orbnung 8 7): „Vorbehaltlich der auf den Yandesgefegen beruhenden 
allgemeinen Gewerbefteuer findet eine befonvere Beſteuerung ver Preſſe 
und der einzelnen Preferzeugniffe (Zeitungs: und Kalenderſtempel, Ab- 
gaben von Inferaten u. |. w.) nicht ftatt“. Die Beſteuerung bejteht 

— in Schweden und Holland, nicht mehr in Belgien und Nord— 










4) Dal. auch Pözl S. 244, Brater ©.252, John ©. 333, 

2) Belannt ift, daß fhon Tocqueville in feinem Buche De la democratie 
en Amerique dieſen Gebanfen ausgefprochen bat. Bol. au Schwarze ©. 157, 
Berner S. 333f., Kayſer ©. 561. f 

3) Berner ©. 333 (fiehe aber auch Jaques S. 30), Steina. O. ©.597 
Aum., Bode, Britifche Steuern ©. 250 ff. 

4) Kayſer ©. 646, 653. 

5) Jaque8S.50 Anm. 49, 
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amerika. Ihre Befeitigung auch in den übrigen Staaten bürfte nur 
mehr eine Frage ber Zeit fein. 


I. Die öfterr. Geſetzgebung ging einen anteren Weg bezüglich 
bes Zeitungsftempel®, einen anderen bezüglich der Beſteuerung ber 
übrigen Preßerzeugniffe. 


1) Das Patent vom 6/9 1850, R.G.⸗B. No. 345, welches an 
bie Stelle des Gefeges vom 27/1 1840 „über ven Stempel von Spiel: 
karten, Kalendern, Zeitungen und Ankündigungen“ trat, erklärte als 
abgabenpflichtig: 4) Spielkarten, 2) Kalender, 3) vie in dag Inland 
eingeführten Zeitungen politifchen Inhaltes, 4) alle gedruckten Ankün— 
bigungen in Brivatfachen, 5) alle Ankündigungen, welche in periopifchen 
Drudjchriften eingefchaltet werden. Dieſes Patent, zu welchem ber 
Erlaß des Finanzmin. vom 25/11 4850 R.G.B. No. 455 als 
Bollzugsvorfchrift Hinzutrat, erlitt im Jahre 187% eine wefentliche, tief 
eingreifende Aenderung. Durch das Geſetz vom 30/3 1874 R.-©.:B. 
No. 30 wurden, vom 4. Juli desfelben Jahres angefangen, alle Ge- 
bühren A) für Ankündigungen, 2) für Einfchaltungen in periodifchen 
Schriften, 3) für Einjhaltungen in Anfündigungs- und Anzeigeblätter 
aufgehoben. Nur ungenau fpricht man mit Bezug auf dieſes Geſetz 
von einer Befeitigung der „Infertions*-Steuer; das Gejet greift weiter, 
und umfaßt die Annoncen- Steuer überhaupt. 


2) Durch das erwähnte Patent vom 6/9 1850 R.-©.-B. No. 345 
wurde ber Zeitungsjtempel, ber nach dem Geſetze v. 27/1 1840 
für alle Zeitungen politiihen Inhaltes beſtanden hatte, für bie inlän- 
diſche periodische Prefie befeitigt. Allerdings nicht für lange Zeit. Die 
faiferliche Verordnung vom 23/10 1857 R.-G.B. No. 207 unter- 
warf die fautionspflidtigen Blätter des Inlandes ber 
Stempelabgabe, wenn fie täglich oder wenigftens einmal wöchentlich 
ericheinen. Die Abgabe beträgt 1 Kreuzer C. M. von jedem Erem- 
plare des Hauptblattes. In gleicher Weiſe follen die auslänbijchen 
Blätter behandelt werden. Ankündigungs- oder Anzeigeblätter, welche 
nicht als Beftandtheile einer Zeitjchrift ausgegeben werben, unterliegen 
der für Zeitfchriften feftgejeßten Stempelgebühr von jedem Exemplare, 
fie mögen periodiſch oder nicht periodisch erfcheinen, und auf was immer 
für eine Art verbreitet werben. Ebenfo die inländifchen periodiſchen 

Liszt, Das öfterreichifche Preßrecht. 10 
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Dfätter nicht politifchen Inhaltes, welche Infertionen aufnehmen ; bie 
in denſelben eingefchalteten gebührenpflichtigen Ankündigungen und 
Nachrichten werden nebftbei berfelben Gebühr unterworfen, welche 
von den biesfälligen Einfhaltungen in Zeitjchriften zu entrichten find. 
(Bol. vie Vollzugsverorpnung v. 44/11 1857 R.-©.:B. No. 221). 

Diefe Verorbnung wurde, wenn auch als Grundlage der ſpäteren 
Geſetzgebung beibehalten, in mehreren nicht unwichtigen Punkten ab- 
geändert. 

So wurde mit der kaiſ. Verorbnung vom 23/11 1858 R.-G.-D. 
No. 2417 die Stempelgebühr für im Inlande und in ven Poftvereins- 
ftaaten erſcheinende Zeitjchriften auf einen, für andere Zeitjchriften des 
Auslandes auf zwei Neufreuzer ermäßigt; dagegen jollten nunmehr alle 
(nicht bloß Die politifchen) Zeitjchriften des In- und Auslandes, welche 
‚eins oder mehrmal die Woche erfcheinen, der Stempelabgabe unter: 
worfen fein, mit alleiniger Ausnahme ber amtlichen Zeitungen! und 
derjenigen, welche der Beiprechung rein wifjenfchaftlicher, künſt— 
lerifcher, technischer oder anderer Fachgegenftände gewidmet find; aber 
auch von diejen jollten jene inläntifchen Blätter, welche Ankündigungen 
oder Unterhaltungsleftüre enthalten, ftempelpflichtig werben. Die Ent- 
ſcheidung über die Stempelpflichtigfeit fteht dem Min. des Inneren im 
Einvernehmen mit dem Finanzmin. und der oberften Polizeibehörbe 
zu. Cine Verordnung bes Finanzmin. vom 5/12 4858 R.-G.B. 
No. 225 erklärte, daß Zeitichriften, welche nach der Ankündigung 
52 Mal im Jahre over 4 Mal monatlich zu erfcheinen Haben, ben . 
wöchentlich erfcheinenven gleichgehalten werden follen. 

Eine bedeutende Erleichterung für bie Bachblätter enthielt das Geſetz 
vom 26/42 4865 R.G.B. No. 147. Iene Zeitfchriften des In— 
landes, welche der Beſprechung rein wiſſenſchaftlicher, fünftleriicher, 
technifcher oder anderer Fachgegenftände gewibmet find, werden von ber 
ihnen für ven Fall als fie Ankündigungen enthalten, auferlegten Ber- 
pflichtung zur Entrichtung des Zeitungsſtempels dann befreit, wenn fie 
fich auf Ankündigungen über Gegenftände ihres Faches bejchränfen ?. 


4) Daß diefe nur dann befreit find, wenn ihr Inhalt rein amtlicher Natur 
ift, wurbe bereits oben in $20 S. 34 bemerft. 

2) Bol. noch Finanz: Min.-Erl. v. 8/7 1859 3. 31435; v. 28/12 4863 
3. 62834. 
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Der Erlaf des Polizeimin. vom 5.12 1863 3. 7419/1840 be 
auftragt die Sicherheitsbehörte, zur Erleichterung der Kontrole von 
bem Erjcheinen jever periodiſchen Drudichrift die Anzeige an die Finanz» 
bebörte zu machen. 

Ueber vie autograpbirten Korreipondenzen vgl. den oben $ 23 
©. 66 erwähnten Finanz-Min.-Erl. vom 9/1 1867, der fie bezüglich 
der Stempelpflicht den periodifchen Drudjchriften gleichitelit. 
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Vierted Bud). 
Das Preßpolizeirecht. 


$43. Allgemeine Bemerkungen. 


I. Die noch immer nicht vollftändig befeitigte Unklarheit über 
Weſen und Aufgabe ver Polizei überhaupt tritt auch auf dem Ge— 
biete bes Preßrechts in ihren verhängnißvollen Wirkungen ſcharf zu 
Tage. Auch auf diefem, an und für fich wenig umfangreichen, aber 
wegen feiner kulturellen und politiichen Bedeutung hochwichtigen Ge- 
biete, liegt das richtige Ziel einer gebeihlichen Entwidlung, für bie 
Wiſſenſchaft eben fo gut wie für bie Gefeßgebung, in der Verſöhnung 
ber Gegenfäge, ver Vermittlung der Extreme: des Syſtems ber poli- 
zeitlichen Bevormundung auf ver einen Seite, welches das ganze Leben 
bes Einzelnen in allen feinen Regungen mit eifernen Klammern um- 
ipannen zu können glaubt; auf der anderen des zum Parteiprogramme ' 
entwidelten Mißtrauens gegen die Staatsgewalt. 

Für die Zwecke des Lehrbuches genügt es, auch hier zu Eonftatiren, 
daß im Allgemeinen, foweit die eigenthümliche Natur der Preffe Aus- 
nahmen nicht dringend fordert, für das Preßpolizeirecht feine andern 
Grundſätze maßgebend fein können als für das Polizeirecht überhaupt. 
Das Ungleiche nach ver gleichen Schablone behandeln, ift Doktrinaris- 
mus; Ausnahmen ohne zwingende Gründe eintreten zu laffen, ift 
Dilettantismus. Hätte man an diefem einfachen Grundgedanken immer 
feftgehalten — befanntlich ift das gerabe Gegentheil ver Fall geweſen — fo 
wäre mancher fruchtlofeRampf, mancher folgenfchwere Irrthum vermieven 
worden. Es wäre unmöglich geweſen, in dem Ausſchluſſe ver fonft überall 
zugelaffenen polizeilichen Thätigfeit das Ziel einer reformirenben Preß- 
gejeggebung zu erblidfen, jete vorbeugende Mafregel als „Prävention“ 
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zu verbammen; es wäre aber anbrerfeits eben fo unmöglich gewefen, 
ber Preffe eine Stellung anzumeifen, wie fie faum ber unter Polizei⸗— 
aufficht geftellte Gewohnheitsverbrecher einnimmt, fie in ber Gefeß- 
gebung einem ganzen Syſteme von obiofen Privilegien zu unterwerfen, 
oder in ber Literatur die Preßpolizei mit ber Aufficht über Borbelle und 
Dranntweinfchenten in demfelben Abfchnitte zu behandeln, wie dieß von 
mehr als einer Seite gefchehen ift. Man hat in beiven Lagern mit ven 
gleichen Waffen gekämpft; bier mit tem Schlagworte von der „Ge: 
fährlichkeit der Preſſe“, dort mit dem Schlagworte von bem „reinen“ 
Repreifionsiyften. Nicht in der „prinzipiellen” Anerkennung der ,Preß⸗ 
freiheit“ in Staatsgrundgefegen,, die erft durch die Detailausführung 
Werth erhalten, fonbern in dem pofitiv-rechtlichen Ausbau der einzelnen 
preßpofizeilichen Imftitute, nicht in ber ftriften Durchführung eines 
theoretifch recht jchönen aber bet praftifcher Verwirklichung in Wider- 
finnigfeiten auslaufenden Syſtems, fondern in ber feften Umgrenzung 
ber Regierungsgewalt liegt auch hier ber Fortfchritt der Geſetzgebung, 
ben bie Theorie anzuftreben hat. — 


Die Preßpolizei hat die Aufgabe, ven aus dem Mifbraude 
ber Preſſedrohenden Gefahren entgegenzumwirfen. Die 
Begehung ver Prefpelikte ſoll verhütet, ven ſchädlichen Folgen began- 
gener Delikte vorgebeugt, die Beftrafung ber Schuldigen erleichtert, 
bie VBollftredung der Erfenntniffe gefichert werben. Cine ganze Reihe 
von preßrechtlichen Normen verfolgt diefe Zwede; ihr Inbegriff bilvet 
bas Preßpolizeirecht. Dasfelbe umfaßt demnach: 

1) Vorſchriften zum Zwecke der Verhütung von Preßdelikten: 

Die Verpflichtung zur Ablieferung von Probeexemplaren. 
2) Vorſchriften, welche dem Fortwirken der durch die Preſſe 
begangenen Rechtsverletzungen entgegenwirken ſollen: 
a) Die Beſchlagnahme, 
b) Der Berichtigungszwang. 
3) Vorſchriften zur Konſtatirung des Thäters und des 
Thatortes: 
Die Verpflichtung zur Nennung des Druckers, des Druck—⸗ 
ortes u. ſ. w. auf jeder Drudfchrift. 
4) Vorjchriften zur Siherung ber Urteilsvollſtreckung: 
Die Verpflichtung zur Kautionsbeftellung. 
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Die Syſtematik des Lehrbuches wurde bereits oben in ben 88 14 
und 29 zu rechtfertigen gejucht; es fei hier auf das Gefagte ver: 
wiefen!. Die unmittelbare Beziehung auf die durch die Preife 
begangenen ober von ihr drohenden ftrafbaren Handlungen bilvete ven 
ausfchlaggebenven Grund für die Einreihung der einzelnen Borfchriften 
in das Prefpolizeirecht , verfolgt eine Beſtimmung — wie dieß fo 
häufig der Fall ift — gleichzeitig mehrere Zwede, fo war der wich: 
tigfte, hervorftechendite für bie Syſtematik entjcheidend. Das Gleiche 
gilt auch für die Untertheilung des Prefpolizeirechtes. Daß gerade 
darum über bie Richtigkeit der Eintheilung im Einzelnen verjchierene 
Anfichten möglich find, ſoll alfo nicht in Abrede geftellt werten. 

Auch bei der Darftellung des Prefpolizeirechtes wird bie kritiſche 
Betrachtung des beftehenden das letzte Ziel des Lehrbuches bilden. Für 
bie Beurteilung wird auch hier der Grundgedanke maßgebend fein, daß 
jeve, die freie Bewegung ber Preſſe bejchränfende Einrichtung nur 
dann gebilligt werden kann, wenn, nur foweit gebilligt werben 
kann, als das öffentliche Intereffe, die salus publica als suprema 
lex fie unbebingt forvert, daß fie aber darin ihre völlig ausreichende 
Rechtfertigung findet, da auch die Preßfreiheit nur ein Mittel im 
Dienfte höherer Zwede ift. 


844. DOrganifation der Prefpolizei. 


Als im Jahre 1862 durch das Geſetz über das Verfahren in Bref- 
fachen ber Ankflageprozeß zum eriten Male wieder feit einem Dezennium 
in die öſterr. Gefeßgebung Eingang fand, ergab fich die Nothwendig- 
feit, ver Staatsanwaltichaft das erforderliche Berfonale aus den Or— 
ganen der Sicherheitsbehörben an die Seite zu geben, um die Anklage 
vorbereiten und mit Erfolg burchführen zu können?. Die dießbezüg— 
lichen Beftimmungen, welche auch heute noch in Kraft find, und auch 
heute noch auf prinzipielle Bedeutung Anſpruch machen fönnen, ent: 
hielten die 8824 ff. ver Amtsinftruction zum P.-G. Diefelben verfügen: 

„In den Landeshauptſtädten und wo es ſonſt noch 
bie größere Thätigfeit ver Preſſe nach dem übereinftim- 
menden Urteile der Miniſterien der Yuftiz und der Polizei wün- 


4) VBgl. insbef. ©. 327. 
2) Bol. Lien bacher 1IS. 252 ff. 
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fhenswerth erfheinen läßt, ift ver Staatsanwalt: 
haft von ver Sicherheitsbehörte, unbejchadet des ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreifes der legteren, zur Ausübung der gerichtlichen Polizei 
in Preßfachen, als: zur Lejung der Pflichteremplare und anderer 
ihnen zufommender Drudfchriften Jogleich nach ihrem Empfange, zur 
Anzeige von durch die Brefje over in Beziehung auf dieſelbe verübten 
ftrafbaren Handlungen, zur Vornahme polizeilicher Erhebungen und 
Vorkehrungen im Interejje des Strafverfahrens und zu anderen 
nicht ausschließlich zum polizeilichen Wirkungskreife gehörigen ad» 


miniftrativen Amtshandlungen in Preßſachen — die erforder 


lihe Anzahl von ‚Mitgliedern der GSicherheitsbe- 
hörde zuzuweifen, welche fih ihr Amt womöglid im 
Amtsgebäude der Staatsanwaltſchaft einzurichten 
haben.” (824). 

Die zu diefen Funktionen beftimmten Mitglieder der Sicherheits- 
behörde haben den Aufforderungen und Weifungen der Staatsanwalt: 
ſchaft Folge zu leiften, und ebenjo den Anforderungen der Strafgerichte 
und deren Unterfuchungsrichter zu entiprechen. 

„Der amtliche Verkehr unter Richtern, Staatsanwälten und ben 
mit gerichtSpolizeilichen Funktionen in Preßſachen betrauten Organen 
ber Sicherheitbehörte iſt ſtets unmittelbar und foviel als 
möglich bloß mündlich zu unterhalten“ ($ 22). 

„Bezüglich der ausländifhen Drudjchriften werben die 
Funktionen der gerichtlichen Polizei ven vom Polizeiminifterium be— 
jtimmten Organen übertragen, welche fich mit dem Staatsanwalte 
von Wien unmittelbar ins Einvernehmen zu jegen haben“ ($ 24) 1. 

Ein Vergleich. diefer Bejtimmungen mit $ 36 der St.-P.-D. von 
41873 ergiebt, daß das Verhältnig zwiichen Staatsanwaltihaft und 
Polizei in Preßfachen ein viel innigeres ift als in allen anderen 
Fällen. Allerdings ift auch die St.“P.-O. von 1873 zurückgekehrt zu 
ber ſchon 1850 eingeführten, 1853 wieder aufgegebenen Einrichtung 
der gerichtlichen — genauer geiprochen: ftaatsanwaltjchaftlichen — 
Polizei?, allerdings ermächtigt $ 36 cit. die Staatsanwaltichaft, 


4) Bgl. die Polizeidir.» Decrete v. 7/3 1863 und 45/42 4863 bei Prucha 
S. 483. 

2) Bgl. Ullmann, Strafprozeßrecht ©. 235; dagegen ſtellt Prucha 
S. 433 ff. in Abrede, daß bie öſterr. Geſetzgebung — von Preßſachen abgeſehen — 
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ſich in unmittelbare Verbindung mit Sicherheits- oder anderen Staats-, 
Landes oder Gemeindebehörven zu fegen, deren Unterftügung in An- 
ſpruch zu nehmen, und verpflichtet vie Sicherheitsbehörben und ihre 
untergeorbneten Diener, dieſen Anordnungen Folge zu 
leiften. Aber dieſer Unterorbnung der Sicherheitsbehörben unter vie 
Aufträge der Staatsanwaltichaft fehlen gerade jene Momente, welche 
die Stellung ter polizeilichen Erpofitur in Preßſachen kennzeichnen , es 
fehlt ihr die ftändige organische Berbindpung, ohne welche ein 
ſyſtematiſches, von venfelben Grundfägen ausgehendes, auf das gleiche 
Ziel losftrebenves Zufammenarbeiten faum erreichbar; die jtete Mög- 
fichleit eines mündlichen Verkehrs, die von räumlicher An- 
näherung bedingt ift, das völlige Aufgehen im Dienſte der 
Staatsanwaltichaft, welches die Beamten tes Preßbureaus, 
troß ihrer fonftigen Abhängigkeit von der Polizeidirektion, nad Außen 
hin wenigftens als ftaatsanwaltichaftliche nicht als polizeiliche Organe 
erſcheinen läßt. 

Diefe ftramme Drganijation der Preßpolizei, die ausſchließliche 
Konzentration ihrer Leitung in der Hand des Staatsanwaltes verdiente 
beſonders hervorgehoben zu werben. Die Einrichtung hat fih — gegen 
diefe Behauptung dürfte wol von feiner Seite her Widerfpruch erhoben 
werten — in ben 15 Jahren ihres Beſtandes bewährt; durch ihre 
Ausdehnung auf alle Fälle einer ftrafgerichtlichen Verfolgung könnte 
dieſe felbft an Rafchheit, Energie und Einfachheit nur gewinnen. 


845. Die Brobeeremplare ($ 17 B.:©.). 


I. Wie bereits oben & 40 heroorgehoben wurde, unterfcheiden fich 
die Pflichteremplare, deren Abgabe $ 17 P.⸗G. vorjchreibt, wefentlich 
von jenen, deren Ablieferung in $ 48 P.-G. angeorbnet wirt. Wäh- 
rend dieſe lebiglich die Bedeutung einer pekuniären Belaftung ver Preſſe 
haben, mithin vem Breßgewerberechte angehören, dienen jene 
polizeilichen Zweden!, und find daher im Preßpolizeirechte 


das Inſtitut der gerichtlichen Polizei überhaupt fenne, eine Behauptung, die auf 

einem Mißverftändniffe des mit diefem Ausdrude verbundenen Begriffes beruht. 

Richtiger jagt S. Mayer, Handbuch I. Bd. (Kommentar) S. 83: „Das fran- 

zöſiſche Inftitut der gerichtlichen Polizei hat das öfterr. Recht nicht aufgenommen“, 
1) Bgl. Wahlberg, Gef. Hein. Schriften 1 ©. 166, 
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zu behanteln. Da vie turchgreifente Verſchiedenheit beider Arten ver 
Pflihteremplare noch immer nicht im vollen Umfange gewürbigt wird, 
empfiehlt es ſich, fie auch durch die Äußere Benennung ftrenge ausein- 
ander zu halten. Das Lehrbuch bezeichnet demnach die Pflichteremplare 
bes 5 18 P.⸗G., ihrer inneren Natur durchaus entjprechend, als 
Freiexemplare; jene des 817 P.-©. dagegen ald Brobeerem: 
pla®e, obwol biefer, in der P.O. von 1852 (8 34) technifche, Aus- 
brud für jene Fälle nicht mehr als völlig paſſend erjcheint, in welchen 
das Gejeg nicht vor dem Beginne der Verbreitung, fonbern gleichzeitig 
mit diefem, bie Ablieferung der Pflichteremplare an vie Behörden ver: 
langt. 

Der Zwed ber Verpflichtung der Preſſe zur Ablieferung von 
Probeeremplaren ift ein doppelter. Im erfter Linie fol fie vie recht: 
zeitige Beſchlagnahme ermöglichen, ven Behörden vie nöthigen 
Anhaltspunkte an die Hand geben, um den durch die Prefje begangenen 
Delikten in den erften Stadien ihres Entjtehens entgegenzumwirfen. 
Bon diefem Standpunkte aus verlangt die Gejeßgebung Ablieferung 
ber Probeeremplare, noch ehe die Verbreitung der Drudichrift begon- 
nen hat, oder doch mindeſtens gleichzeitig mit dem Beginne der 
Austheilung. Daß wir es im erſten Falle mit einer rein prävene 
tiven Maßregel zu thun haben, bevarf keines Beweifes; aber auch 
im zweiten handelt es fich um Prävention, wenn auch nicht dem Ent- 
ftehen, ſondern ber Wirkung des Preßdeliktes vorgebeugt werben Toll. 


nd in Hand mit biefem Hauptzwecke geht ein weiterer, ber allerdings “ 


bedeutend hinter ven erjteren zurüdtritt. Die überwachenden Organe 
follen die Gelegenheit erhalten, auf eine raſche, billige und bequeme 
Art Kenntniß von den neu erfheinenden Erzeugnijfen 
ber periobifchen und nichtperiobiihen Preſſe zu nehmen, Zeit, 
Mühe und Koften des Ankaufes oder des Abonnements der Drud- 
ichriften follen eripart, von der Behörde auf die Preſſe überwälzt 


werden. 


Die in den meiſten Preßgeſetzen?, wenn auch mit Heinen Abweichun— 
gen, wiederkehrenden Probeeremplare waren wiederholt Gegenftand eb: 


4) Zugegeben auch von Lienbacher 1 S.44%. 
2) Bon den partilular-deutichen Prefgefegen hatte nur das Weimar' ſche 
auf die Probeeremplare verzichtet. 
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hafter Kämpfe. Die Gegner der Einrichtung machten geltend, daß 
biejelbe eine bei feinem anderen Gewerbe ſich findende Ausnahmsmap- 


regel, ein privilegium odiosum jet, einer fortdauernden Stellung 


inter Poligeiaufſicht gleichkame, von ver fie fih nur dadurch — nicht 


zu ihrem Vortheile — untericheive, daß fie von feiner Vorausſetzung 
abhängig, durch Feine zeitliche Begrenzung eingeengt ſei. Man bob die 
finanzielle Belaftung hervor, die insbefondere ber nicht periodifchen 
Prefje gegenüber, und in Verbindung mit ven außerdem noch geforder- 
ten Freieremplaren, zu einer geradezu unerhörten Berrüdung werde. 
Man wies varauf hin, daß einerfeits gerade dort, wo die Heberwachung 
am nothwendigſten, unverweiltes Einjchreiten am dringendſten fei, bei 
periodiſchen Drudjchriften nämlich, die meiften Gefeßgebungen auf 
bie der Verbreitung vorangehende Ablieferung verzichtet haben, 
die Beichlagnahme daher regelmäßig viel zu ſpät erfolge, die Einrich- 
tung felbjt alfo ihre praftifche Beveutung eingebüßt habe; daß umge— 
fehrt der präventive Charakter ver Maßregel gerabe dort beibehalten 
jei, wo die Prävention wegen der in ber Natur der Sache gelegenen 
Langſamkeit ver Verbreitung, der Leichtigkeit der Ueberwachung als 
überflüffig bezeichnet werden müffe: der nichtperiodiſchen Preffe 
gegenüber. 

Die Stimmführer der Wiſſenſchaft ftehen im entgegengefetten 
Lagern. Biedermann, Rönne, Sohn, Wahlberg, Jaques 
u. 4. haben fich gegen vie Probeeremplare erklärt, und das Votum 
des 10. deutſchen Yuriftentages ift ihnen beigetreten; von Stein, 
Barth, Margquardfen, Schwarze, Berner, Kayſer u. A. 
wurde die Einrichtung in Schuß genommen. Allerdings würde das 
von dem Lebtgenannten (S. 577) geltend gemachte Argument, die 
Berpflichtung fei „nur eine Anerkennung der Bedeutung“ der Prefge- 
werbe, ebenfogut für bie Wiedereinführung der Genfur verwerthet 
werden können. 


In das deutiche R.-P.-&. $ 9 wurde nach lebhaften Debatten die 
Beitimmung aufgenommen : 


„Bon jeder Nummer einer periodischen Drudichrift muß ver 
Verleger, jobald die Austheilung oder Verſendung beginnt, ein 
Eremplar gegen eine ihm fofort zu ertheilende Beicheinigung an bie 
Polizeibehörve des Ausgabeortes unentgeltlich abliefern. 
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Diefe Vorfhrift findet feine Anwendung auf Drud- 
Ihriften, welche ausſchließlich Zweden ber Wiffen 
haft, der Kunft, des Gewerbes oder der Induſtrie— 
dienen.“ 

Die Einführung diefer Beftimmung in das öfterr. Necht würde, 
insbejonvere wegen der Beichränfung auf die periodifche Preffe, einen 
weſentlichen Fortichritt gegenüber dem P.-&. von 4862 beveuten!. 
Wenn außerdem noch, wie dieß in England bis 4869 der Fall war, 
ber gewöhnliche Abonnementspreis für bie abgelieferten Blätter ent- 
richtet würde, „fo könnte auch von ver pefuniären Belaftung durch 
das in jo engem Rahmen beibehaltene Syſtem nicht geredet werben“ 2. 


1. Nach 8 9 des erften öſterr. Preßgefees, der Verordnung 
vom 31/3 1848 hatte der Verleger von jedem Blatte oder Hefte einer 
periodiſchen Drudichrift, fowie von jeder Schrift, die nicht über ſechs 
Bogen im Drude beträgt, gleichzeitig mit vem Beginne ber Ver— 
breitung ein Probeeremplar ber Sicherheitsbehörde zu hinterlegen. 
Ausgenommen waren nach $ 12 Blätter oder Schriften rein wiffen- 
ſchaftlichen, artiftifchen over technifchen Inhaltes und amtlich heranıs- 
gegebene Blätter. Durch die Verorpnung vom 48/5 1848 wurde, ben 
Wiünfchen ver öffentlichen Meinung Rechnung tragend, die Verpflich- 
tung zur Abgabe ver Brobeeremplare völlig befeitigt 3. Allerdings nicht 
für lange. Der Erlaß vom 20/12 1848 (oben ©. 13) verpflichtete 
ben Herausgeber, Verleger und Redakteur einer periobifchen 
Schrift politifhen Inhaltes bei einer Geldſtrafe bis zu 100 fl., 
noh ehe die Austheilung ober Verſendung beginnt, ein Eremplar 
berfelben ver Behörde zu überreichen. Das Preßgeſetz vom 13/3 1849 
dehnte ($ 46) bie Verpflichtung wieder auf alle periodiſchen und jene 








4) Nach franzöſ. Recht unterliegen der Verpflichtung, abgejehen von ber perio- 
bifchen Preſſe (Geſetz v. 11/5 1868 Art. 7) auch tous écrits trailant de matiöres 
politiques ou d’&conomie sociale et ayant moins de dix feuilles d’impression 
(Gef. v. 27/7 4849 Art. 7) bei Rolland de Villargues, Code des lois de 
la presse 4876 ©, 65. 

2) Marquardſen ©. 79. 

3) Wenn Lienbacher J S.48 bemerkt, daß im Folge beffen die Behörben 
gezwungen waren, die von ihmen zu überwachenden Drudichriften in Gaft- und 
Kaffeehäufern zu leſen, fo beweift diefe Thatjache, nicht wie Lienbader anzu— 
nehmen ſcheint, Die Nothiwenbigkeit der Probeeremplare, ſondern nur bie Schwer- 
fälligfeit ber Regierung. Halt man die Preſſe wirklich für jo gefährlih, dann ift 
das von ihr bebrohte öffentliche Interefje wol auch die Abonnementskoften werth. 
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ſchrift, und zwar auch dann, wenn fie zu einem größeren Werke 
gehört; es müfjen demnach auch von jever 5 Bogen nicht überfteigen- 
den Lieferung eines mehr als 5 Bogen betragenden Werkes, welches 
aljo, wenn e8 im Ganzen erfchiene, von ber Abgabe frei wäre, vie 
Probeeremplare abgeliefert werdent. 

Befreit find lediglich die in 99 Abf. 2 bezeichneten Drudichriften 
(vgl. darüber unten $ 52)2. ZTheaterzettel wurben, obwol ein 
Zweifel über ihre Befreiung kaum möglich ift, durch ven Erlaß bes 
Staatsminift. vom 47/2 1865 3. 403 zum Weberfluß ausdrücklich 
von ber Verpflichtung zur Abgabe ver Probeeremplare befreit. 

2) Die Verpflichtung umfaßt vie Drudichrift felbft nebft ihren Bei- 
lagen, bei periodifchen Drudichriften jede Nummer („jeves einzelne 
Blatt oder Heft‘)3,. Auch von Separatabbrüden find die Probeerem:- 
plare abzuliefern®. 

Das Wort Drudjchrift ift auch hier _im weiteren Sinne des Preß- 
vechts zu nehmen. Nicht bloß von den Erzeugniffen der Druckerpreſſe, 
fondern von allen auf chemifchem oder mechaniſchem Wege vervielfäl- 
tigten Titerariichen Werken find die Probeeremplare zu hinterlegen 5. 
Doc dürfte bei Erzeugniffen ver bildenden Kunſt u. ſ. w. bie Beſtim— 
mung, wie fchon Lienbacher? bemerkt, aus dem einfachen Grunde 
ohne praftifche Bedeutung fein, weil hier in ven feltenften Fällen von 
periobifchen,, nie aber von ſolchen Drudichriften gejprochen werben 
kann, welche „mehr ala 5 Bogen im Drude“ betragen”. 

3) Bei periodiſchen Drudichriften hat die Ablieferung gleich = 
zeitig mit dem Beginne ver Austheilung oder Verfendung, bei den 
übrigen aber wenigftens 24 Stunden vor derſelben zu erfolgen ®. 


4) Diejelben a. O. 

2) Die viel weitergehende Befreiung bes beutfchen R.-P.-G. $ 9 vgl. oben 
$ 45, S. 155. 

3) Bol. Barth ©. 42, 

4) Frühwald, Fortbildung S.98. Bgl. aud die (dur $4 P.-©. aufge 
bobenen) Berorbnungen ber oberften Bolizeibehörbe v. 1/5 1857 und bes Juſtizmin. 
v. 49/5 4857 bei fienbadher 1 ©. 445. 

5) Bol. auch den Erlaf des Minift. des Innern v. 13/5 4849 R.:6.-8. 
©. 245. 

6) II. S. 4. 


7) Ueber die Photographien vgl. oben $ 23. Untichtig Frühwald, Fort 
* 


bildung ©. 98. | * 
8) Ueber die Folgen einer Suspenſion ber Preßfreiheit vgl. oben 821. * 
* J ⸗ *, / J ae 
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Doch kann die Austheilung oder Verfendung von Drudichriften ber 
fetsteren Art „mit Zuftimmung der Sicherheitsbehörbe, beziehungsweiſe 
ber Staatsanwaltichaft“, auch vor Ablauf der Friſt von 24 Stunden 
ftattfinden ; e8 muß daher an jenen Orten, wo ein Staatsanwalt feinen 
Sitz hat, von diefem und von der Sicherheitsbehörbe ! die Zuftimmung 
zur Abkürzung der Frift ertheilt werben. 

Bei periodiſchen Drudichriften kann mit ber Verbreitung ſchon in 
dem Augenblicke begonnen werden, „in welchem ber, Hinterleger bes 
Probeeremplars feinen Weg zur Behörbe antritt“?, nicht erft dann, 


er Toren Bramte das ihm UWerbtachte Erempfar in 


Empfang genommen hat3. Daß in ver Uebergabe an vie Behörde an 
und für fich noch Feine Verbreitung liegt, wurde bereits oben (8 28 
©. 87) nachgewiefen ; ebenfowenig barf präfumirt werben, daß in bem 
Zeitpunfte ver Hinterlegung bie Austheilung wirklich begonnen habe ®. 

4) Die Verpflichtung zur Hinterlegung ebenfo wie die Beitrafung 
wegen Unterlaffung oder Verzögerung derſelben, trifft den Druder. 
Inwiefern berfelbe für ein Verjchulden feiner Leute verantwortlich ge- 
macht werben Tann, wirb unten in $$ 78 u. 79 befprochen werben 5, 
Wenn mehrere Drudereien an der Herftellung ver Drudjchrift Theil ge 
nommen haben, find die oben ©. 75 aufgeftellten Grundfäte zur An- 
wendung zu bringen. In einem fpeziellen Falle hat pas böhmifche 
D.2.:6. mit E. vom 22/12 1863 (G.-3. 1864 No. 99) ausge 
fprochen, daß, wenn die Beilage in einer anderen Druderei hergeftellt 
werbe, als das Hauptblatt, die ſe für die Ablieferung der Probeexem— 
plare der Beilage Sorge zu tragen habe. 

5) Während die Prefverorbnung vom 31/3 1848, und der Erlaf 
vom 20/12 1848 fich mit der Hinterlegung eines Exemplares be- 
gnügt hatten, verlangte das P.-&. vom 13/3 4849 und die P.-D, 
von 1852, mit welchen das geltende öſterr. Recht übereinftimmt, 
4) Abgabe eines Exemplares an bie Sicherheitsbehörde (depdt ad- 
ministratif); 2) an jenen Orten, wo ein Staatsanwalt feinen Sit hat, 


4) Bol. Lienbacher ©. 112f. 

2) Wahlberg, Gef. H. Schriften I. ©. 172. 
—Mich Thilo S. 34. 

4) Bgl. unten $48 ©. 470, 

5) Unrichtig Lien bacher ITS. 40. 
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Ablieferung eines zweiten Eremplars an biejen (depöt judiciaire). De 
lege ferenda bürfte bie Hinterlegung eines Eremplares — auf welche 
fih auch das deutſche R.-P.-©. beichränft — umſomehr als aus- 
reichend erjcheinen, als die eigenthümliche Organifation ber gericht- 
lichen Polizei in Preffachen nach dem geltenden öfterr. Rechte!, den 
fortwährenten, unmittelbaren Verkehr zwifchen biefer und ver Staats- 
anwaltichaft möglich macht. 

6) Nach der ausprüdlichen und unzweifelhaften Erklärung bes 
Geſetzes hat die Hinterlegung bei ven Behörben tes „Abgabeortes“ 
zu gejchehen, aljo an jenem Orte, von welchem aus die Vertheilung 
oder Verſendung erfolgt. Daß damit nicht ver Drudort gemeint ift, 
bedarf feines Beweiſes. Dennoch erklärte ein Erlaß des Polizeimini- 
fteriums vom 31/3 48632, „es könne nach dem Wortlaute und der 
Abficht der einfchlägigen Beftimmungen bes Preßgeſetzes und des Ge- 
jeges über das Strafverfahren in Preßfachen kaum einen gegrünbeten 
Zweifel.unterliegen, daß die Pflichteremplare bei ver Sicherheitsbehörde 
bes Drudortes zu hinterlegen find". Diejelbe entfchieden unrichtige 
Anficht vertritt auch Lienbacher felbjt?. Der Erlaß ift übrigens, 
was wol nicht beiwiejen zu werben braucht, für bie Gerichte in Feiner 
Weiſe bindend. | 

7) Eine bejonvdere Signatur bes abzuliefernden Eremplares, 
bei periodifchen Drudichriften durch den verantwortlichen Redakteur 
ober deſſen Bevollmächtigten, wie fie in der Verordnung v. 31/3 1848, 
bem Erlaß vom 20/42 4848 und der B.:D. von 1852 vorgejchrieben 
war, ift nach dem geltenden dfterr. Recht nicht erforberlih. Doch hat 
dieſe Verſchiedenheit Feine juriftifche Bedeutung. Auch nach dem P.-©. 
von 1862 liegt in der Hinterlegung des Probeeremplares die Erklärung 
bes Hinterlegers, daß vasfelbe mit den an das Publikum verbreiteten 
Eremplaren ven gleichen Inhalt habe. Da nun das P.G. in $ 17 
nur die Nichtablieferung mit Strafe bedroht, kann die Herftellung des 
Probeeremplares mit einem von den übrigen ansgegebenen Eremplaren 
abweichenden Inhalte nur nach den Grundjägen des allgem. Straf: 
rechtes, eventuell als die Mebertretung des Betruges ($ 461) geahndet 
werben i, 


4) Bgl. oben $44. 2) Bei Lieubacher IIS. 244. 3) II. S. 44. 
4) Bgl. and Kudler IS. 142. Nach engliſchem Recht (Gef. v. 22/4 1864, 
14 Victoria c. 42) tritt in einem ſolchen Falle Beftrafung wegen Meineides ein. 
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8 Während nach $ 9 des deutſchen R.P.-G. die Ertheilung 
einer Empfangsbeftätigung ausnahmslos vorgefchrieben ift, 
verfügt $ 6 ver Amtsinftruction in Uebereinftimmung mit den P.-G. v. 
31/3 1848 und 13/3 1849 und ber P.-O. von 1852, daß ber Em: 
pfang nur „auf Verlangen ver Parteien in ven von biefen felbft beizu- 
bringenden Empfangsjcheinen unter Beifügung des Zeitpunftes ber 
Uebernahme zu beftätigen“ fei. Da die Frage, ob und warın die Brobe- 
exremplare abgeliefert wurden, von maßgebender Bebeutung werten 
kann, empfiehlt fich die obligatorifche Faffung des deutſchen Gefeges; 
jevenfall8 aber gehört jeve derartige Beftimmung, da fie im Intereffe 
bes Publikums erlaffen ift, nicht in die Amtsinftruction, ſondern in das 
Geſetz jelbit!. 

„Staatsanwaltichaft und Sicherheitsbehörbe find verpflichtet, dafür 
Sorge zu tragen, daß die Uebernahme der nach 8 17 P.-G. bei ihnen 
zu binterlegenden Pflichteremplare rechtzeitig erfolgen könne‘?. Im 
feinem Falle wäre es geftattet, gewiſſe Amtsftunden für bie Ueber: 


Y } nahme feftzufegen;, die Hinterlegung muß zu jeber Stunde des Tages 
£ möglich jein®. 


9) Im Gegenfage zu ben Freieremplaren werben die Probeexem⸗ 
are in feinem Falle vergütet. Doch können diefelben nach gemachten 
Amtsgebrauche ven Parteien zurücgeftellt werben, wie dieß bezüglich 


Ye a Biographie un „auberer, Kunftergengnil in ber Exlafie „tes 


- Bolzemminift. vom 14/14 48634 für bie bei ven Sicherheitsbe- 


— hörden hinterlegten Probeexemplare unter der Vorausſetzung ange— 


ordnet wurde, daß auch bei der Staatsanwaltſchaft ein Exemplar 


hinterlegt worden ſei, welches dann unter allen Umſtänden aufbewahrt 


werben müſſe. Ein Verzicht auf die Abgabe der Probeeremplare von 
Seiten der Behörden, eine Befreiung gewiſſer Drudjchriften von 
biefer Verpflichtung, ift wegen ber polizeilichen Natur der Anordnung 
ſelbſtverſtändlich ausgefchloffen; auch hier tritt alfo der innere Unter- 
jchied zwifchen Probe» und Freieremplaren ſcharf hervor 5. 


4) Durch 54 P.⸗G. wurde bie Verordnung v. 8/10 1853 R.G.B. No. 211 
aufgehoben (vgl. auch Lienbacher ©. 232). 

2) $6 Inftruction. 

3; Bol. Hartmann S.55, Thilo ©.32, Rolland ©. 81 mit ber franz. 
Literatur. 4) Bei Lienbacher IIS. 246. 

5) Ueber die weitere Berwendung ·der⸗Probeexemplare vgl. Juſt.Min.⸗Erl. 
v. 17/4 1863 und Polizei-Min.»Erl. v. 2/5 1863 (bei Lienbacher IIS. 243f.), 
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847. Die Beihlagnahme. De lege ferenda. 


I. Wie die meiften preßpolizeilichen Einrichtungen, verfolgt auch 
die Beichlagnahme gleichzeitig mehrere, zum Theil weit auseinanter 
liegende Zwede, und mwechjelt ihre äußere Geftalt wie ihren inneren 
Charakter, je nachbem ber eine oder der andere dieſer Zwecke in ven 
Vordergrund tritt. 

4) Dort, wo die Beichlagnahme noch vor dem Beginne der 
Berbreitung ber Drudjchrift ftattfindet, ift fie Präventivmaßregel 
im ftrengften Sinne des Wortes; der Verbreitung der Schrift, mithin 
dem Entjtehen des Preßdeliktes, foll vorgebeugt werden. Dieſe Wir- 
fung der Beichlagnahme tft an die dem Beginne der Verbreitung vor» 
angehende Hinterlegung ver Probeeremplare gebunden, tritt alfo 
nach dem geltenden öfterr. Rechte nur gegenüber der nichtperiodi- 
ſchen Preſſe ein. 

2) Die Beſchlagnahme iſt aber auch dann, wenn bie Ablieferung 
der Probeeremplare gleichzeitig mit dem Beginne ber Austheilung 
oder Verſendung erfolgt, das Preßbelift alſo, noch ehe die Staatsge« 
walt gegen basfelbe einfchreitet, als vollendetes in bie Welt getreten ift, 
als eine Präventivmaßregel zu betrachten. Allerdings muß bier das 
Wort im weiteren Sinne genommen, kann dem Entjtehen des Pref- 
beliftes nicht mehr vorgebeugt werben; aber das thatfächliche Fort⸗ 
ſtattet iſt) Tann verhindert w werden. und dieſen Zweck verfolgt bie 
Beſchlagnahme: Der präventive Charakter ver Mafregel wird durch 
bie Erwägung außer Zweifel gejett, daß vie Trage, ob überhaupt ein 
Preßdelikt vorliegt oder nicht, in diefem Stadium des Verfahrens end- 
giltig noch nicht beantwortet ift, auch nicht beantwortet werben kann. 
Soweit e8 fih um periodiſche Drudichriften handelt, kennt das 
öfterr. Prefrecht nur noch diefe Form der Beichlagnahme. 

3) Es foll aber ferner durch die Beichlagnahme einer möglichft 
großen Anzahl von Exemplaren ver inkriminirten Druckſchrift die Wirk: 
ſamkeit des künftigen richterlichen Erkenntniſſes auf Vernichtung der» 


welche an Stelle ber früheren Berorbnungen v. 20/5 u. 22/6 4854 u. 26/12 4855 

(vgl. Lienbacher 1IS. 229) getreten find. Weber ihre eventuelle Mittheilung an 

die Militärbehörden den Zuft.-Min.-Erl.v. 10/9 1864 (bei lienbadherll 9.270). 
2iszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 11 
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jelben gefichert werten. Man bemächtigt fich zum Boraus ver abzuur- 
teilenden Drudichrift, wie man ven eines Berbrechens Angeklagten 
hinter Schloß und Riegel bringt, um ihn vingfeft zu machen. Hier 
wie dort handelt es fich um tie äußerſte und ficherfte Form der cautio 
judicio sisti. Daß auch dieſer Zwed mit ver Beihlagnahme verbun- 
ben jei, wird faft allgemein zugegeben!, und wurde auch bei ter Be 
rathung des öfterr. B.-G. von 1862 wiererbolt betont?. Nur Lien- 
bacher fand fich veranlaft, „viefe Begrüntung der Beichlagnahme” 
für „nicht haltbar“ zu erflären?; ohne weitere Kritik folgten ifm Mit- 
terbaher un Neumayer in ihren „Erläuterungen“ zur St.-P.-D. 
von 1873 #. 

4) Endlich wird durch die Beichlagnahme das corpus delicti in 
gerichtliche Berwahrung genommen, um nicht etwa in dem nun folgen- 
den Strafverfahren ten Inhalt der Drudichrift durch Zeugen oder 
andere Beweismittel erſt mühjam Harjtellen zu müſſen. Es liegt auf 
ver Hank, daß, um tiefen Zwed zu erreichen, vie Beichlagnahme 
eines einzigen Eremplares ausreichen würte, daß aljo bamit bie 
Maßregel in jener Gejtalt, in welcher fie fich in ver modernen Gefeß- 
gebung findet, nicht gerechtfertigt werben kann. 


II. Wenige Einrichtungen des Prekpolizeirechtes wurden fo oft, jo 
heftig, von jo beveutenden Autoritäten befämpft, wie vie Bejchlag- 
nahme. Bon beiden Seiten wurde in der Hite der Debatte wiederholt 
weit über das Ziel hinausgeſchoſſen, von beiden Seiten wurde babei 
von den in allen prefrechtlichen Fragen immer wiederkehrenden Schlag: 
worten ein überreichlicher Gebrauch gemacht. 

Um die für und gegen gelten gemachten Gründe würdigen zu fön- 
nen, ift e8 vor Allem nothwendig, die verſchiedenen Arten der Bejchlag- 
nahme auseinander zu halten. 

Sp weit es fih um die Beichlagnahme auf Grund eines 
rehtsträftigen rihterlihen Urteils in der Haupt» 
ſache hantelt, durch welches das Vorliegen eines Preß— 
beliftes fonftatirt wurde, fann gegen dieſelbe wol faum ein 


4) Bel. Shward ©. 76, Marguarbfen ©. 193, Berner ©. 300, 
Kayſer ©. 620. 

2) Bol. insbe. die Bemerkungen Herbſt's A.-St.-P. I. Seſſion S. 2386. 

8) 1.8.19. 4) ©. 936. 
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ftichhaltiges Bedenken erhoben werven. Sie erfcheint in Biefem Falle 
eben nur als vie nothiwendige Verbreitung der als reine Repreifiomaß- 
regel allgemein anerkannten Vernichtung der jtrafbaren Drudichrift. 


Die Angriffe ver Gegner richten fich demnach hauptfächlich gegen 
bie praftifch wichtigfte Art, die vorläufige, proviforiſche Be— 
Ichlagnahme, bei welcher ein derartiger enbgiltiger Michterfpruch noch 
nicht vorliegt. Es find hier zwei Unterarten zu unterfcheiden: 1) die 
vorläufige gerichtliche Beichlagnahme, die über Anordnung bes 
fompetenten Strafgerichtes erfolgt. 2) vie von der Sicherheitsbehörde 
oder ber Staatsanwaltichaft vorgenommene, welche mit dem (zu engen) 
Ausdrucke: polizeiliche Beichlagnahme bezeichnet zu werben pflegt. 


Bon Mohl, Gneiſt, Wahlberg, John, Jaques, Mar- 
quardſen und Anberen wurde gegen bie vorläufige Beichlagnahme 
geltend gemacht, fie fei eine juriftiiche Monftrofität, eine Strafe vor 
dem Urteile, die um des Einen Schultigen willen viele Unſchuldige, 
die Abonnenten, die Injerenten, die Eigenthümer u. ſ. w. treffe. Sie 
tödte den Gedanken, indem fie ihn zu Mafulatur mache; und biefer 
ZTödtung gegenüber gäbe es Feine restitutio in integrum, fei jede Ent: 
Thädigungspflicht der Staatskaffe illuſoriſch. Man betonte, daß gerade 
durch die Beichlagnahme die Leidenſchaften der politifchen Gegner ent: 
flammt, dem von ihr betroffenen Blatte vie Aureole des Martyriums 
verliehen, für feine, wenn auch geheime, Verbreitung bie wirkfamfte 
Reklame gemacht werde. Bor allem befämpfte man bie polizeiliche 
Beſchlagnahme, und wies darauf Hin, daß gerade bei Prefpeliften vie 
Entſcheidung über das Vorliegen ber erforderlichen verbrecheriichen 
Abficht befonders dringend eine unparteiifche, durch Feine Voreinge— 
nommenheit beeinflußte, gewiffermaßen auf der Höhe der Situation 
ftehende Würdigung erfordere, die am allerwenigften von den Organen 
ver Sicherheitsbehörbe erwartet oder verlangt werben fünne. Man 
unterließ e8 auch nicht,. die zahlreichen Lebergriffe zu: betonen, deren 
ſich, insbefondere während ber fünfziger Iahre, die Preßpolizei in 
Baiern, Preußen und wol auch anverwärts ſchuldig gemacht Hat; 
Uebergriffe, welche nach den von Brater! und Andern beigebrachten 
ftatiftiichen Nachweifen nicht mehr in Abrede geftellt werden können. 


1) In Bluntſchli's und Brater's Staatswörterbuch VIII ©. 250 ff. 
11* 
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hafter Kämpfe. Die Gegner ber Einrichtung machten geltend, daß 
biefelbe eine bei feinem anderen Gewerbe ſich findende Ausnahmsmaß- 
regel, ein privilegium odiosum jet, "einer fortdauernden Stellung 
ünter Polizeraufficht gleichfäme, von ber fie fih nur dadurch — nicht 
zu ihrem Bortheile — unterſcheide, daß fie von feiner Vorausfegung 
abhängig, durch keine zeitliche Begrenzung eingeengt ſei. Man bob bie 
finanzielle Belaftung hervor, die insbefondere der nicht periodifchen 
Prefje gegenüber, und in Verbindung mit den außerdem roch geforder- 
ten Freieremplaren, zu einer geradezu unerhörten Bedrückung werde. 
Man wies varauf hin, daß einerfeits gerate Dort, wo die Heberwachung 
am nothwendigjten, unverweiltes Einjchreiten am bringendften fei, bei 
periodiſchen Drudjchriften nämlich, die meiften Gejeßgebungen auf 
bie der Verbreitung vorangehende Ablieferung verzichtet haben, 
bie Beichlagnahme daher regelmäßig viel zu fpät erfolge, die Einrich- 
tung ſelbſt alſo ihre praftifche Bedeutung eingebüßt habe, daß umge- 
fehrt der präventive Charakter der Maßregel gerade dort beibehalten 
jei, wo die Prävention wegen ber in ber Natur der Sache gelegenen 
Langſamkeit ver Verbreitung, der Leichtigkeit der Ueberwachung als 
überflüffig bezeichnet werben müffe: der nichtp eriod iſchen Preſſe 
gegenüber. 

Die Stimmführer der Wiſſenſchaft ſtehen in entgegengeſetzten 
Lagern. Biedermann, Rönne, John, Wahlberg, Jaques 
u. A. haben ſich gegen die Probeexemplare erklärt, und das Votum 
des 10. deutſchen Juriſtentages iſt ihnen beigetreten; von Stein, 
Barth, Marquardſen, Schwarze, Berner, Kayſer u. A. 
wurde die Einrichtung in Schutz genommen. Allerdings würde das 
von dem Letztgenannten (S. 577) geltend gemachte Argument, die 
Verpflichtung fei „nur eine Anerkennung der Bebeutung“ der Preßge⸗ 
werbe, ebenfogut für die Wiedereinführung ver Cenſur verwerthet 
werben fönnen. 


In das deutfche R.-P.-&. $ 9 wurde nach lebhaften Debatten die 
Beitimmung aufgenommen : 


„Von jeber Nummer einer periodifchen Drudjchrift muß ver 
Berleger, ſobald die Austheilung oder Verfendung beginnt, ein 
Eremplar gegen eine ihm fofort zu ertheilende Befcheinigung an die 
Polizeibehörve des Ausgabeortes unentgeltlich abliefern. 
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Diefe Borfchrift findet feine Anwendung auf Drud- 
fhriften, welche ausſchließlich Zweden ber Wiffen 
haft, der Kunft, des Gewerbes ober der Induſtrie— 
bienen.“ 

Die Einführung diefer Beftimmung in das öfterr. Necht würde, 
insbefonvere wegen der Beſchränkung auf bie periopifche Preffe, einen 
wejentlichen Fortjchritt gegenüber dem P.“G. von 4862 bedeuten!. 
Wenn außerdem noch, wie dieß in England bis 4869 der Fall war, 
ber gewöhnliche Abonnementspreis für bie abgelieferten Blätter ent: 
richtet würde, „fo könnte auch von der pekuniären Belaftung durch 
das in jo engem Rahmen beibehaltene Syſtem nicht geredet werben“ 2. 


II. Nah 8 9 des erſten öfterr. Preßgeſetzes, der Verordnung 
vom 34/3 1848 hatte der Verleger von jedem Blatte oder Hefte einer 
periodiſchen Drudjchrift, fowie von jeder Schrift, die nicht über [ech 8 
Bogen im Drude beträgt, gleichzeitig mit vem Beginne der Ver- 
breitung ein Probeeremplar ber Sicherheitsbehörde zu hinterlegen. 
Ausgenommen waren nach & 12 Blätter oder Schriften rein wifjen- 
ſchaftlichen, artiftifchen oder technifchen Inhaltes und amtlich heraus» 
gegebene Blätter. Durch die Verordnung vom 18/5 1848 wurde, ben 
Wünſchen der öffentlichen Meinung Rechnung tragend, bie Verpflich- 
tung zur Abgabe ver Brobeeremplare völlig befeitigt?. Allerdings nicht 
für lange. Der Erlaß vom 20/12 1848 (oben ©. 43) verpflichtete 
den Herausgeber, Verleger und Redakteur einer periodiſchen 
Schrift politifchen Inhaltes bei einer Gelpftrafe bis zu 100 fl., 
noch ehe die Austheilung oder Verſendung beginnt, ein Exemplar 
verfelben ber Behörde zu überreichen. Das Brefigefet vom 13/3 1849 
behnte ($ 16) die Verpflichtung wieder auf alle periobifchen und jene 


A) Nach franzöſ. Recht unterliegen der Verpflichtung, abgejehen von ber perio- 
bifchen Prefje (Geſetz v. 41/5 1868 Art. 7) auch tous Ecrits traitant de matieres 
politiques ou d’&conomie sociale et ayant moins de dix feuilles d’impression 
(Geſ. v. 27/7 4849 Art. 7) bei Rolland de Villargues, Code des lois de 
la presse 4876 ©, 65. 

3) Marquardſen ©. 79. 

3) Wenn Lienbacher J ©. 18 bemerkt, daß im folge deffen die Behörben 
gezwungen waren, bie von ihmen zu überwachenden Drudichriften in Gaſt- und 
Kaffeehäufern zu leſen, fo beweift dieſe Thatjache, nicht wie Lienbacher anzu- 
nehmen fcheint, bie Nothwendigkeit der Probeeremplare, fondern nur Die Schwer- 
fälligkeit der Regierung. Hält man die Preſſe wirklich für fo gefährlich, dann ift 
das von ihr bedrohte öffentliche Intereffe wol auch Die Abonnementskoften werth. 


“m 


156 Biertes Buch. Das Preßpolizeirecht. 


nichtperiotifchen Schriften aus, welche nicht über 3 Bogen be- 
tragen, verlangte Ablieferung an Sicherheitsbehörde und Staats— 
anwaltfchaft, erklärte aber bie mit dem Beginne der Verbreitung 
gleichzeitige Hinterlegung für genügent. Bedeutend ftrenger war 
$3 der P.O. von 1852. Im allen Fällen mußte bie Hinterlegung 
ver beiden Probeeremplate vor dem Beginne ber Verbreitung erfol- 
gen; und zwar bet periodifchen, fowie bei den zu Ankündigungen be- 
ftimmten Drudicriften eine Stunde, bei allen anberen fpäteftens 
brei Tage vor der Ausgabe oder Verſendung. Nur „rubrizirte 


on, Papiere und Verjierungegegenftande von rein gewerblicher Beichaffen- 


heit, infofern fie weder Tert noch bilvliche Darftellungen enthalten, 
dann Etiquetten und Bifitlarten” ! waren befreit. 


846. Fortfegung. Das geltende dfterr. Redt. 


4) Nach $ 17 des P.-G. von 1862 unterliegen ber Verpflichtung 
zur Ablieferung von Probeeremplaren: 


a) Alle periobifhen Druckſchriften; alfo auch dann, 
wenn die einzelne Nummer über 5 Bogen betragen follte?; 

b) alle nichtperiobifhen, welde nicht mehr als 
5 Bogen? im Drude betragen. Nach dem klaren Wortlaute 
des Gejeges entjcheidet lediglich die Zahl ver Drudbogen, nicht deren 
Format; ebenfowenig die Zahl ver Blätter, aus welchen der Bogen 
befteht®. Unrichtig ift demnach die E. des böhmischen D.-2.-G. vom 
41/8 1863 (©.-3. 1864 No. 403), welche das in dem Patente vom 
9/2 A850 angegebene Maß als Normalmaß bezeichnet. Nicht bloß ber 
eigentliche Text, fondern auch die etwaigen Beilagen find mitzu- 
zählens. Maßgebend ift nur die einzelne vorliegende Drud- 


4) Inwieferne bie genannten Gegenftände der Definition ber „Drudichrift“ in 
54 der P. O. v. 1852 entipredhen, braucht hier nicht unterfucht zu werben. Mit 
Bezug auf die oben in $22 gegebene Begriffsbeftimmung fei jedoch bemerkt, daß im 
P.⸗G. von 1862 eine derartige, unferer Definition allerdings widerſprechende, Auf- 
zählung ſich nicht findet. 

2) Shward ©. 42, 

3) Diefelbe Ziffer haben die P.-&. vo. Baden und Hamburg. Bunbes- 
rechtliche Grenze war 20 Bogen. Defterreich 31/3 48 hatte ſechs, 43/3 49 drei 
Bogen. 

4) RönneS.70, Schwarck S. 44, Hartmann ©, 56, 

5) Diefelben a. O. 
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Ihrift, und zwar auch dann, wenn fie zu einem größeren Werke 
gehört; es müfjen demnach auch von jeder 5 Bogen nicht überfteigen- 
ben Lieferung eines mehr als 5 Bogen betragenvden Werkes, welches 
alfo, wenn es im Ganzen erjchiene, von der Abgabe frei wäre, bie 
Probeeremplare abgeliefert werben. 

Befreit find leviglich die in $ 9 Abf. 2 bezeichneten Drudichriften 
(vgl. darüber unten $ 52)?. Theaterzettel wurden, obwol ein 
Zweifel über ihre Befreiung faum möglich ift, durch ven Erlaß bes 
Staatsminift. vom 17/2 4865 3. 403 zum Meberfluß ausdrücklich 
von ber Verpflichtung zur Abgabe ver Probeerempflare befreit. 

2) Die Verpflichtung umfaßt die Drudjchrift ſelbſt nebſt ihren Bei- 
lagen, bei periodifchen Drudichriften jeve Nummer („jeves einzelne 
Dlatt oder Heft“)3. Auch von Separatabbrüden find die Brobeerem:- 
plare abzuliefern *, 

Das Wort Drudichrift t ift auch hier im weiteren Sinne bes Preß⸗ 
rechts zu nehmen. Nicht bloß von den Erzeugniffen ver Druckerpreſſe, 
jondern von allen auf chemiſchem oder mechanifchem Wege vervielfäl- 
tigten literarifchen Werfen find die Probeeremplare zu hinterlegen 5, 
Doc dürfte bei Erzeugniffen der bildenden Kunft u. ſ. w. die Beftim- 
mung, wie ſchon Lienbachers bemerkt, aus dem einfachen Grunde 
ohne praktiſche Bedeutung fein, weil hier in ven feltenften Fällen von 
periodijchen, nie aber von folchen Drudjchriften geiprochen werben 
ann, welche „mehr als 5 Bogen im Drude“ betragen ?. 

3) Bei periodifchen Drudichriften hat bie Ablieferung gleich - 
zeitig mit dem Beginne ver Austheilung over Verfendung, bei ben 
übrigen aber wenigftens 24 Stunden vor berjelben zu erfolgen ®. 


4) Diefelben a. O. 

2) Die viel weitergehende Befreiung bes beutichen R.-P.-©. 59 vgl. oben 
$ 45, S. 156. 

3) Bl. Barth ©. 42. 

4) Frühwald, Fortbildung S.98. Bgl. auch die (durch 54 P.-©. aufge 
hobenen) Berorbnungen der oberften Polizeibehörbe v. 4/5 1857 und bes Juſtizmin. 
v. 49/5 4857 bei Lien bacher 1 ©.445. 

5) Vgl. auch den Erlaf des Minift. des Innern v. 13/5 4849 R.G.B. 
©. 245. 

6) 1. ©. M. 


7) Ueber bie Photographien vgl. oben $28.; N Untihtig Frühwald, Fort⸗ 7 
a 


bildung ©. 98. 


8) Ueber die Folgen einer Suspenfion ber Breßfreipeit vgl. oben $21. 5 J 


RE: 
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Doch kann die Austheilung oder Verſendung von Drudjchriften ber 
letsteren Art „mit Zuftimmmng der Sicherheitsbehörbe, beziehungsweiſe 
der Staatsanwaltfchaft“, auch vor Ablauf der Frift von 24 Stunden 
ftattfinden ; e8 muß daher an jenen Orten, wo ein Staatsanwalt jeinen 
Sitz hat, von biefem und von ver Sicherheitsbehörde! vie Zuftimmung 
zur Abkürzung ber Frift ertheilt werben. 

Bei periodifchen Drudichriften kann mit ber Verbreitung ſchon in 
dem Augenblicke begonnen werden, „in welchem ber Hinterleger bes 
Probeeremplars feinen Weg zur Behoͤrde antritt“2, nicht erft dann, 
Teer funttvntrende Beamte das ihm überbrachte Erempfar in 
Empfang genommen hat?. Daß im ver Uebergabe an bie Behörte an 
und für fich noch feine Verbreitung liegt, wurde bereitS oben ($ 28 
S. 87) nachgewiefen ; ebenfowenig darf präfumirt werben, daß in dem 
Zeitpunfte ver Hinterlegung die Austheilung wirklich begonnen habe‘. 

4) Die Verpflichtung zur Hinterlegung ebenjo wie die Bejtrafung 
wegen Unterlaffung oder Verzögerung verfelben, trifft den Druder. 
Inwiefern berfelbe für ein Verſchulden feiner Leute verantwortlich ge— 
macht werben kann, wird unten in 88 78 u. 79 beiprochen werben 5. 
Wenn mehrere Drudereien an ber Herjtellung der Drudjchrift Theil ges 
nommen haben, find die oben ©. 75 aufgeftellten Grundſätze zur An- 
wendung zu bringen. Im einem jpeziellen Falle hat das böhmifche 
O.L.-G. mit E. vom 22/12 1863 (G.-3. 1864 No. 99) ausge« 
iprochen, daß, wenn die Beilage in einer anderen Druderei hergeftellt 
werde, als das Hauptblatt, die ſe für die Ablieferung ver Probeerem- 
plare ver Beilage Sorge zu tragen habe. 

5) Während bie Preßverorbnung vom 31/3 1848, und ber Erlaß 
vom 20/12 4848 fich mit der Hinterlegung eines Exemplares be- 
gnügt hatten, verlangte das B.-&. vom 43/3 14849 und die P.-D. 
von 4852, mit welchen das geltende öſterr. Recht übereinftimmt, 
4) Abgabe eines Eremplares an die Sicherheitsbehörde (depöt ad- 
ministratif); 2) an jenen Orten, wo ein Staatsanwalt feinen Sit hat, 


4) Bol. Lienbader 1 ©. 112f. 

2) Wabhlberg, Gel. H. Schriften I. ©. 172. 
BgrAuch Thilo S.31. 

4) Bgl. unten $48 ©. 470, 

5) Unrichtig Lien bacher ITS. 40. 
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Ablieferung eines zweiten Exemplare an dieſen (dépot judiciaire). De 
lege ferenda dürfte vie Hinterlegumg eines Exemplares — auf welche 
fih auch das deutſche R.-P.-&. beſchränkt — umfomehr als aus- 
reichend erjcheinen, als die eigenthümliche Organifation ber gericht: 
fihen Polizei in Preßfachen nach dem geltenden öſterr. Rechte!, ven 
fortwährenten, unmittelbaren Verkehr zwifchen dieſer und der Staats- 
anwaltichaft möglich macht. 

6) Nach der ausprüdlichen und unzweifelhaften Erklärung des 
Geſetzes hat die Hinterlegung bei ven Behörben tes „Abgabeortes“ 
zu gejchehen, aljo an jenem Orte, von welchen aus die Vertheilung 
oder Verfenbung erfolgt. Daß damit nicht der Drudort gemeint ift, 
bedarf feines Beweifes. Dennoch erklärte ein Erlaß des Bolizeimini- 
fteriums vom 34/3 18632, „es könne nach dem Wortlaute und ber 
Abficht der einfchlägigen Beſtimmungen des Prefgefeges und des Ge— 
fees über das Strafverfahren in Preßfachen kaum einem gegründeten 
Zweifel-unterliegen, daß bie Pflichteremplare bei ver Sicherheitsbehörhe 
bes Drudortes zu hinterlegen find“. Diejelbe entſchieden unrichtige 
Anficht vertritt auch Lienbacher felbjt?. Der Erlaß ift übrigens, 
was wol nicht bewiejen zu werben braucht, für die Gerichte in Feiner 
Weife bindend. 

7) Eine befondere Signatur des abzuliefernden Eremplares, 
bei periodifchen Drudichriften durch den verantwortlichen Redakteur 
oder befjen Bevollmächtigten, wie fie in der Verordnung v. 31/3 1848, 
bem Erlaß vom 20/42 4848 und der P.O. von 1852 vorgejchrieben 
war, ift nach bem geltenden dfterr. Recht nicht erforverlih. Doch hat 
biefe Berfchievenheit Feine juriftifche Bedeutung. Auch nach dem P.-©. 
von 1862 liegt in ber Hinterlegung des Probeeremplares die Erklärung 
bes Hinterlegers, daß dasfelbe mit den an das Publikum verbreiteten 
Eremplaren den gleichen Inhalt habe. Da nun das P.G. in $ 17 
nur die Nichtablieferung mit Strafe bedroht, kann die Herftellung des 
Probeeremplares mit einem von ben übrigen ansgegebenen Exemplaren 
abweichenden Inhalte nur nach den Grundfägen bes allgen. Straf: 
rechtes, enentuell als bie Mebertretung bes Betruges ($ 461) geahndet 
werben ®. 





1) Bgl. oben $44. 2) Bei fienbader IIS. 244. 3) II.©.44, 
4) Bol. auch Kudler IS. 442. Nach engliichen Recht (Gef. v. 22/4 1864, 
14 Victoria c. 42) tritt im einem ſolchen Falle Beftrafung wegen Dleineibes ein. 
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8 Während nach $ 9 des beutfchen R.-P.-&. die Ertheilung 
einer Empfangsbeftätigung ausnahmslos vorgefchrieben ift, 
verfügt $ 6 der Amtsinftruction in Uebereinftimmung mit den P.-G. v. 
31/3 1848 und 13/3 4849 und ber P.-D. von 1852, daß der Em- 
pfang nur „auf Verlangen ver Parteien in den von dieſen felbft beizu- 
bringenden Empfangsicheinen unter Beifügung bes Zeitpunftes ber 
Uebernahme zu beftätigen“ fei. Da bie Frage, ob und warın die Probe- 
eremplare abgeliefert wurden, von maßgebenver Bebeutung werten 
fann, empfiehlt ſich die obligatorische Faffung des deutſchen Geſetzes; 
jevenfalls aber gehört jeve berartige Beftimmung, da fie im Intereffe 
des Publikums erlaffen ift, nicht in die Amtsinftruction, ſondern in das 
Geſetz ſelbſt!. 

„Staatsanwaltſchaft und Sicherheitsbehörde ſind verpflichtet, dafür 
Sorge zu tragen, daß die Uebernahme der nach $ 17 P.-G. bei ihnen 
zu hinterlegenden Pflichteremplare rechtzeitig erfolgen könne”?. Im 
feinem Falle wäre es gejtattet, gewiſſe Amtsſtunden für bie Ueber— 


% 5 nahme feftzufegen; die Hinterlegung muß zu jeder Stunde des Tages 
u möglich fein. 


9) Im Gegenfate zu den Freieremplaren werten die Brobeerem- 
are in feinem Falle vergütet. Doch können dieſelben nach gemachten 
Amtsgebrauche ven Parteien zurücdgeftellt werden, wie dieß bezüglich 


"43 y'y der Photographien und anderer Kunfterzeugnifig in dem Exlatfedes 


nf 


“ Bolzeimmilt. vom 14/44 186314 für bie bei ben Sicherheitsbe— 
hörden hinterlegten Probeexemplare unter der Vorausſetzung ange— 


ordnet wurde, daß auch bei der Staatsanwaltſchaft ein Exemplar 


Eros»; Ninterlegt worben fei, welches dann unter allen Umftänden aufbewahrt 


werben müffe. Ein Verzicht auf die Abgabe ver Probeeremplare von 
Geiten der Behörden, eine Befreiung gewilfer Drudichriften von 
biefer Verpflichtung, ift wegen der polizeilichen Natur ber Anordnung 
ſelbſtverſtändlich ausgefchloffen; auch Hier tritt alfo der innere Unter- 
ſchied zwifchen Probe» und Freieremplaren ſcharf hervor >. 


4) Dur 54 P.⸗G. wurde bie Berorbnnung v. 8/10 1853 R.:©.:B. No. 241 
aufgehoben (vgl. auch Lienbacher IS. 232). 

2) 56 Inftruction. 

3) Bol. Hartmann ©. 55, Thilo S.32, Rolland ©. 31 mit ber franz. 
Literatur. 4) Bei Lienbacher IS. 246. 

5) Ueber die weitere Berwendung der⸗Probeexremplare vgl. Zuft.-Min.-Erl. 
v. 17/4 1863 und Polizei-Min.:Erl. v. 2/5 1863 (bei Lienbacher IS. 243f.), 
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847. Die Befhlagnahme. De lege ferenda. 


I. Wie die meiften preßpofizeilichen Einrichtungen, verfolgt auch 
bie Beichlagnahme gleichzeitig mehrere, zum Theil weit auseinanter 
liegende Zwede, und wechjelt ihre äußere Geftalt wie ihren inneren 
Charakter, je nachdem der eine oder der andere diejer Zwede in ven 
Vordergrund tritt. 

4) Dort, wo die Beichlagnahme noch vor dem Beginneder 
Berbreitung ber Drudjchrift ftattfindet, ift fie Präventivmaßregel 
im ftrengften Sinne des Wortes; der Verbreitung der Schrift, mithin 
dem Entjtehen des Preßdeliktes, foll vorgebeugt werden. Dieje Wir- 
fung der Beichlagnahme tft an bie dem Beginne der Verbreitung vor» 
angehende Hinterlegung ver Probeeremplare gebunden, tritt aljo 
nad) dem geltenden djterr. Rechte nur gegenüber der nichtperiobi- 
ſchen Breffe ein. 

2) Die Beichlagnahme ift aber auch dann, wenn bie Ablieferung 
ver Brobeeremplare gleichzeitig mit dem Beginne ver Austheilung 
oder Berjendung erfolgt, das Preßdelikt aljo, noch ehe die Staatsge- 
walt gegen dasſelbe einfchreitet, als vollenvetes in bie Welt getreten ift, 
als eine Präventivmaßregel zu betrachten. Allerdings muß bier das 
Wort im weiteren Sinne genommen, Tann dem Entjtehen bes Pref- 
beliftes . mehr vorgebeugt werben; aber das thatfächliche Fort⸗ 


— — — — Te Pr 


—— "Der —ù Charakter der Maßregel wird durch 
die Erwägung außer Zweifel geſetzt, daß die Frage, ob überhaupt ein 
Preßdelikt vorliegt oder nicht, in dieſem Stadium des Verfahrens end- 
giltig noch nicht beantwortet iſt, auch nicht beantwortet werden kann. 
Soweit es ſich um periodiſche Druckſchriften handelt, kennt das 
öſterr. Preßrecht nur noch dieſe Form der Beſchlagnahme. 

3) Es ſoll aber ferner durch die Beſchlagnahme einer möglichſt 
großen Anzahl von Exemplaren der inkriminirten Druckſchrift die Wirk- 
jamfeit des künftigen richterlichen Erkenntniffes auf Vernichtung der— 


welche an Stelle der früheren Berorbnungen v. 20/5 u. 22/6 4854 u. 26/12 1855 

(vgl. Lienbacher IS. 229) getreten find. Weber ihre eventuelle Mittheilung an 

bie Militärbehörden den Juſt.Min.⸗Erl. v. 10/9 1864 (bei fienbadherliS.270). 
Liszt, Das öfterreichifche Preßrecht. 11 
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jelben gefichert werden. Man bemächtigt fich zum Voraus ber abzuur- 
teilenden Druckſchrift, wie man ben eines Verbrechens Angeklagten 
hinter Schloß und Riegel bringt, um ihn bingfeft zu machen. Hier 
wie bort handelt e8 fich um bie äußerfte und ficherfte Form der cautio 
judicio sisti. Daß auch diefer Zwed mit ver Beichlagnahme verbun- 
ben fei, wird faft allgemein zugegeben!, und wurde auch bei ber Be- 
rathung des öfterr. P.-&. von 1862 wiederholt betont?. Nur Lien- 
bacher fand fich veranlaßt, „dieſe Begründung ver Bejchlagnahme” 
für „nicht haltbar“ zu erflären?; ohne weitere Kritik folgten ihm Mit- 
terbaher und Neumapyer in ihren „Erläuterungen“ zur St.-P.-O. 
von 18734, 

4) Endlich wird durch die Beichlagnahme das corpus delicti in 
gerichtliche Berwahrung genommen, um nicht etwa in dem num folgen: 
ven Strafverfahren ven Inhalt der Drudichrift durch Zeugen oder 
andere Beweismittel erſt mühſam Harftellen zu müſſen. Es Tiegt auf 
der Hand, daß, um viefen Zweck zu erreichen, bie Beichlagnahme 
eines einzigen Eremplares ausreichen würde, daß alfo damit die 
Mafregel in jener Gejtalt, in welcher fie fich in der modernen Gefet- 
gebung findet, nicht gerechtfertigt werben kann. 


I. Wenige Einrichtungen des Prefpolizeirechtes wurben fo oft, fo 
heftig, von jo beveutenden Autoritäten befämpft, wie die Bejchlag- 
nahme. Bon beiden Seiten wurbe in der Hite der Debatte wieberhelt 
weit über das Ziel hinausgefchoffen, von beiden Seiten wurde babei 
von den in allen preßrechtlichen Fragen immer wiederkehrenden Schlag: 
worten ein überreichlicher Gebrauch gemacht. 

Um die für und gegen geltend gemachten Gründe würdigen zu fön- 
nen, ift e8 vor Allem nothwendig, bie verjchiedenen Arten der Befchlag- 
nahme auseinander zu halten. 

So weit e8 fih um die Beichlagnahme auf Grund eines 
rehtsfräftigen rihterlihen Urteils in der Haupt» 
fache handelt, durch welches das Vorliegen eines Preß— 
belittes Fonftatirt wurde, kann gegen dieſelbe wol faum ein 


1) Bol. Shward S. 76, Marquardſen ©. 198, Berner ©. 300, 
Kayſer ©. 620. 

2) Vgl. insbef. die Bemerkungen Herbft'8 N.-St.-P. I. Seſſion S. 2386, 

8) 1. ©. 199. 4) ©. 936, 
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ftichhaltiges Bedenken erhoben werden. Sie erfcheint in dieſem Falle 
eben nur als bie nothwendige Verbreitung der als reine Repreifinmaß- 
regel allgemein anerfannten Vernichtung der ftrafbaren Drudjchrift. 


Die Angriffe der Gegner richten fich demnach hauptjächlich gegen 
die praftifch wichtigfte Art, die vorläufige, proviforiſche Be- 
ihlagnahme, bei welcher ein derartiger enbgiltiger Richterſpruch noch 
nicht vorliegt. Es find hier zwei Unterarten zu unterfcheiden: 4) die 
vorläufige gerichtliche Beichlagnahme, die über Anordnung des 
fompetenten Strafgerichtes erfolgt. 2) die von ber Sicherheitsbehörde 
oder der Staatsanwaltichaft vorgenommene, welche mit bem (zu engen) 
Ausdrucke: polizeiliche Beichlagnahme bezeichnet zu werben pflegt. 


Bon Mohl, Sneift, Wahlberg, John, Jaques, Mar- 
quardſen und Anderen wurbe gegen bie vorläufige Beichlagnahme 
geltend gemacht, fie fei eine juriftiiche Monftrofität, eine Strafe vor 
dem Urteile, die um des Einen Schulvigen willen viele Unfchulbige, 
bie Abonnenten, die Inferenten, die Eigenthümer u. f. w. treffe. Sie 
tödte den Gedanken, indem fie ihn zu Mafulatur mache; und diefer 
ZTödtung gegenüber gäbe e8 feine restitutio in integrum, fei jede Ent- 
Ihädigungspflicht ver Staatsfaffe illuſoriſch. Man betonte, daß gerade 
durch die Beichlagnahme die Leidenſchaften der politifchen Gegner ent- 
flammt, dem von ihr betroffenen Blatte vie Aureole des Martyriums 
verliehen, für feine, wenn auch geheime, Verbreitung die wirkſamſte 
Reklame gemacht werde. Bor allem befämpfte man bie polizeiliche 
Beichlagnahme, und wies barauf Hin, daß gerade bei Preßdelikten bie 
Entſcheidung über das Vorliegen ber erforberlichen verbrecherifchen 
Abficht befonters dringend eine unparteitiche, durch feine Voreinge- 
nommenbeit beeinflußte, gewifjermaßen auf der Höhe der Situation 
ftehende Würdigung erforbere, die am allerwenigjten von den Organen 
der Sicherheitöbehörde erwartet oder verlangt werben fünne. Dan 
unterließ es auch nicht,. die zahlveichen Uebergriffe zu betonen, deren 
fih,, insbefondere während der fünfziger Jahre, die Preßpolizei in 
Baiern, Preußen und wol auch anberwärts ſchuldig gemacht hat; 
Uebergriffe, welche nach ven von Brater! und Anbern beigebrachten 
ſtatiſtiſchen Nachweijen nicht mehr in Abrede geftellt werden können. 


ı) In Bluntihli’s und Brater's Staatswörterbudh VIII ©. 250 ff. 
11* 
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II. Werfen wir, ehe vie Frage ſelbſt entfchieven wirb, noch einen 
Blick auf die Oefeßgebungen des Auslandes, fo jehen wir, daß die vor— 
läufige Bejchlagnahme in den meiften Ländern beibehalten wurde. So 
findet fie fih in England, wenn auch als polizeiliche nur im alle 
eines Hochverraths!; in Belgien, wo wieberholte Verfuche, fie zu 
bejeitigen, zurückgewieſen, und die polizeiliche Beſchlagnahme ſelbſt 
ohne die Forderung einer gerichtlichen Beſtätigung verjelbe aufrecht er- 
halten. wurde?; in Frankreich’, Italien in einzelnen 
Schweizertantonen’, in Holland; als ausſchließlich gericht: 
liche in Hamburg, Meiningen und Koburg. 

Einen neuen Weg bat die deutſche Geſetzgebung eingefchlagen, 
um zwiſchen den verfchiedenen Anfichten zu vermitteln”. Nach $ 23 8 
des deutſchen R.:P.-©.'8 ift die vorläufige richterliche Beſchlagnahme 
ohne weitere Einſchränkung, die polizeiliche dagegen nur in folgenden 
Fälfen geftattet: Se 
TRenn eine Drudjchrift ven Vorfehriften ver 88 6 u. 7 (Nam- 
baftmachung des Druders, VBerlegers u. |. w.) nicht entfpricht, oder 
den Vorjchriften des $ 14 (Verbot) zuwider verbreitet wird. 

2) Wenn durch eine Drudjchrift einem auf Grund des $ 45 dieſes 
Geſetzes erlaffenen Verbote (Veröffentlichung militärischer Anorbnun: 
gen) zuwider gehandelt wird. 

3) Wenn ver Inhalt einer Drudichrift den Thatbeftand einer ber 
in den $$ 85 (öffentliche Aufforderung zu Hochverrätherifchen Hand- 
(ungen), 95 (Majeftätsbeleitigung), 114 (öffentliche Aufforderung zu 
ftrafbaren Handlungen), 430 (öffentliche Aufreizung zum Klaffen- 
fampf), oder 184 (Verbreitung unzüchtiger Darftellungen, Schriften 
und Abbildungen) des deutſchen St.G.-B.'s mit Strafe bebrohten 
Handlungen enthält, in ven Fällen der 89 A14 u. 430 jedoch nur 


— 


4) Bol. Marquardſen S. 193 gegen Jaques ©. 56. 

2) Dal. Shuermanns, Code de la presse ©. 457ff.; Marquardſen 
S. 198, Berner ©. 300. 

3) Roujfet, Code generale des lois sur la presse ©. 278, und die bei 
Jaques S.61 Anm. 10 angeführte Literatur. 

4) Geſetz v. 5/4 1848 858f. | 

5) Jaques ©. 62 Arm. 

6) Unrichtig Jaques ©.56; vgl. Marquardſen ©. 198. 

7) Derjelbe Grumdgebante findet ſich auch bei Jaques ©. 56 ff. 

8) Ueber feine Entftehungsgeihichte vgl. Schwarze ©. 134. 
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dann, wenn bringenbe Gefahr befteht, daß bei Verzögerung ver Be— 
Ihlagnahme die Aufforderung over Anreizung ein Verbrechen ober Ber: 
gehen unmittelbar zur Folge haben were. 


Da dieſe Kafuiftit des beutichen R.P.G.'s von mancher Seite 
Billigung, in dem öfterr. Entwurf von 14877 fogar — theilweife 
wenigſtens — Nachahmung gefunden hat!, jo fei bemerkt, daß die von 
berjelben erwarteten Vortheile durch die praftiiche Handhabung des 
Geſetzes leicht werthlos gemacht werten können. Ganz abgefehen von 
dem der Auslegung im Einzelfalle ven weiteften Spielraum gewähren- 
den Ausdrucke: „dringende Gefahr“, genügt es, wenn die bejchlag- 
legenve Sicherheitsbehörvde oder Staatsanwaltichaft ſich einfach in allen 
Fällen auf einen der vom Gefege angeführten Baragraphe beruft, was 
bei der weiten Faſſung berjelben in den meisten Fällen feine Schwierig» 
feiten bieten bürfte, wenn dann auch in der Folge das richterliche Er: 
fenntniß die jtrafbare Handlung unter eine andere geſetzliche Beftim- 
mung jubjumirt, jo kann die gefchehene Beichlagnahme doch nicht als 
eine „ungevechtfertigte" erklärt werden ?. Für die öfterr. Gefeßgebung 
fiegt vaher fein Grund vor, vie bejprochene Beitimmung des R.-P.-©., 
die einem Kompromiß der geſetzgebenden Faktoren Deutfchlands ihre 
Entftehung verdankt, auch in unſer Preßrecht einzuführen. 


IV. Zahlreiche Mißverftändnifje3 erſchweren die Entjcheidung der 
Frage, ob und in welchem Umfange die vorläufige Beichlagnahme zu— 
gelaffen werben ſolle. Nur aus dem Feithalten an den Schlagworten, 
die num einmal zum Feldgeſchrei in allen preßrechtlichen Fragen ge- 
worden find, läßt es fich erklären, wenn jelbjt beveutende Schriftjteller 4 
in demſelben Athemzuge vie völlige Bejeitigung ver vorläufigen 
Beichlagnahme als einer „Präventiomaßregel“, und die Anwen— 
dung der allgemeinen ftrafprozeffualen Bejtimmungen auch auf bie 
Preſſe verlangen. Als ob hier die Prävention nicht eine viel bedeuten: 
bere Rolle jpielte, als ob hier die Beichlagnahme nicht in viel weiterem 


4) Bol. den folgenden $ ©. 168. 

3) Man vgl. auch die Bemerkungen Lienbacher's bei Befprehung bes Ent- 
wurfs im Plenum des Abgeordnetenhaufes A.-St.:P. VIII. Seffion ©. 8277. 

3) Bgl. die treffenden Ausführungen bei Berner ©. 304. 

4) So inebef. Jaques ©. 53ff.; gegen ihn Marquardſen ©. 198, 
Berner ©.301. 


166 Viertes Buch. Das Preßpolizeirecht. 


Umfange und unter geringeren Garantien zuläffig wäre, al® nach ven 
Anordnungen ver meiften Preß geſetze!. 

Von folgenden Erwägungen muß ausgegangen werden: 

1) Die Prinzipien des allgemeinen Strafrechts und Strafprozeß— 
rechts bilden die Grundlage auch für die Preßgeſetzgebung. Nach dieſen 
Grundfägen fann die Zuläffigfeit einer Beſchlagnahme vor richterlichem 
Erfenntniß in ver Hauptjache feinem Zweifel unterliegen. 

2) In dem Weſen der Prefje liegt das Berürfniß nach möglichft 
freier Bewegung. Diefem muß Rechnung getragen werben, foweit es 
das öffentliche Intereſſe gejtattet,; Einengung der Zuläffigfeit ver Be- 
ſchlagnahme, ſobald es fih um Drudichriften handelt, ift demnach eine 
im Prinzipe durchaus gerechtfertigte Forderung der Preffe. 

3) Dabei darf nicht überfehen werben, daß bie periodiſche Preſſe 
regelmäßig nur ephemere Beveutung hat, die Beichlagnahme daher 
raſch erfolgen muß, wenn fie überhaupt wirken joll, andrerſeits aber 
gerade bier tiefe, nahezu unheilbare Wunden fchlägt. 

4) Endlich ift in Betracht zu ziehen, daß gerade ver Prejje gegen: 
über die Gefahr einer — vielleicht optima fide begangenen — Ueber: 
ſchreitung der polizeilichen Befugniffe nur zu nahe liegt, daß hier 
gewiffermaßen eine natürliche, auf hiſtoriſcher Grundlage ruhende 
Gegnerſchaft bejteht, die wol erft nach Jahrzehnten verfchwinden wird. 

Daraus ergiebt fih die Nothwendigkeit, A) die vor— 
läufige gerihtlihe Beſchlagnahme beizubehalten; 2) vie 
polizeilihe Beihlagnahme in Preßſachen völlig zu be- 
feitigen?. 


4) Den Beweis filr die Richtigkeit biefer Behauptung nad öſterr. Recht fiehe 
im folgenven $48 ©. 173. 

2) Es feien zur weiteren Begründung diejes Refultates Die durchaus zutrefien- 
den Worte angeführt, melde Laster bei der zweiten Berathung des B.-&. im 
Plenum bes beutichen Reichstages geiprochen hat: 

„Soweit in der Verehrung der Preſſe bin ich nicht gelommen, daß ich die fFrei- 
heit eines in feinem Inhalte verbreerifchen Blattes Papier höher anfchlage als bie 
Freiheit eines Menjchen, der im Berbachte fteht, ein Verbrechen begangen zu haben. 
Wenn wir die polizeiliche Beichlagnahme unter analogen Berhältniffen ausfchliehen, 
jo ift für mich der Grund biefür nicht, daß ich Die Preſſe beſſer behandeln wollte, als 
Perſonen, jonbern weil wir erfabrungsmäßig wiffen, daß bei der Beſchlagnahme 
von Papieren viel häufiger politische Zwede verfolgt und dadurch weit mehr Mif- 
griffe Seitens der Polizei gemacht worden find, al® bei der Verhaftung von Ber: 
fonen. Deßwegen find wir behutfamer bei der Zulaffung der polizeilichen Beſchlag⸗ 
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Jede Gefahr einer Verzögerung der Beichlagnahme in Folge ver 
nothwendigen Einholung gerichtlicher Entſcheidung würde ſchwinden, 
wenn bie Preßbureau's jtatt mit einem ftaatsanwaltlichen Beamten, 
mit einem ber Unterjuchungsrichter in direkte und dauernde Verbindung 
geſetzt würben !, 


848. Die Befhlagnahme im diterr. Redt. 


1. Die ältere Gefeggebung und ber Entwurf. 1877. 

Die Berorbnung vom 31/3 1848 gejtattete in $ 42 die polizeiliche 
Beſchlagnahme 4) wenn die Vorjchriften über die Benennung oder Be— 
zeichnung ($ 4 ber Verordnung) oder jene über vie Kautionsbeftellung 
nicht erfüllt waren; oder 2) wenn ter Inhalt einer Drudichrift, deren 
Ausgabe bereits begonnen hatte, ein von Amtswegen zu verfolgendes 
Delikt begründete. In allen anderen Fällen konnte „ver Beſchlag“ nur 
vom Gericht auf Antrag des Staatsanwaltes oder Privatllägers an- 
georbnet werben ($ 23 ff.). 

Diefe Beftimmungen bildeten bie Grundlage für die jpätere öfterr. 
Geſetzgebung. Die Verordnung vom 18/5 1848 (J.G.S. No. 1154) 
fügte als weiteren Fall ver polizeilichen Beichlagnahme das Zumiber- 
handeln gegen die über den fliegenden Buchhandel erlaffenen Anorb- 
nungen hinzu ($ 5); andere an fich unbeventende Erweiterungen ent: 
hielt das Patent vom 14/3 1849 R.:©.:B. No. 164 ind 8ff. Im 
allen drei Gejegen war die Einholung der gerichtlichen Beftätigung 
vorgefchrieben. 

Nach $ 25 der B.-D. vom 27/5 1852 hatte die Sicherheitöbehörbe 
jede verbotene, fowie jeve Druckſchrift, welche mit Außerachtlaffung der 


nahme. Aber dem Richter den Zugang zu einem Blatte Papier zu verfperren, 
welches die Merkmale eines Verbrechens ober Vergehens an fich trägt, dazu ift 
feinerlei Grund vorhanden.” 

4) Die polizeiliche Beſchlagnahme befürworten Brater in feinem umb 
Bluntſchli's Staatswörterbuch VII. S.250, Pözl dafelbft S. 242, Bieder- 
mann im Staatslerifon von Rotted und Welder Bd. XI. S. 754, Barth 
S.85ff., ©.95, Stein, Berwaltungslehre VI ©. 70 und Andere. — Die dritte 
Abtheilung des 10, deutſchen Iuriftentages ſprach fich gegen jede vorläufige, fei 
es polizeiliche ſei e8 gerichtliche Beichlagnahme aus; doch ließ das Plenum im ber 
Situng vom 34/8 1872 dieſen Beſchluß bezüglich ber gerichtlichen Beſchlagnahme 
fallen. Dasfelbe Schwanken zeigt fih in den Beſchlüſſen der deutſchen Journa- 
liftentage; ber von Breslau 41874 werwarf nur Die polizeiliche, während ber von 
München 1872 fich gegen jede Form ber vorläufigen Beichlagnahme äußerte, 
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Vorſchriften der Preßordnung ausgegeben wird, ober deren Inhalt eine 
von Amtswegen zu verfolgente ftrafbare Handlung begründet, mit Be— 
ichlag zu belegen. Gegen die Beichlagnahme war nur ver Refurs an 
ben Statthalter und weiter an die oberſte Polizeibehörde, und zwar 
ohne aufjchiebende Wirkung gejtattet. Die Aufhebung einer folchen 
Beſchlagnahme konnte nur „im politifchen Wege“ ſtattfinden. 

Das Gefe über das Verfahren in Preffachen vom 17/12 4862 
(88 6—10) kehrte zur Forderung einer gerichtlichen Bejtätigung ber 
polizeilichen Beichlagnahme zurüd, ohne die Vorausfeungen dieſer 
wefentlich zu mobifiziren; feine Beftimmungen find in vie $$ 487 —4 91 
der St.-B.-D. von 1873 übergegangen. 

Der Ausichußentwurf von 1877 Hatte folgenve Abänderung des 
geltenden Rechtes vorgeichlagen: „Wegen des Inhaltes einer Drud- 
ſchrift kann die Beſchlagnahme nur ftattfinden: 

4) Wenn berjelbe ven Thatbeftand des Verbrechens ver Maje— 
jtätsbeleivigung begründet ; 

2) wenn derſelbe die mit Rückſicht auf die öffentliche Sittlichkeit 
gegebenen Strafgejege verlekt; 

3) wenn dringende Gefahr befteht, daß bei Verzögerung ver Be— 
ihlagnahme bie in ber Drudjichrift enthaltene Aufforderung oder 
Aufreizung ein Verbrechen oder Vergehen unmittelbar zur Folge 
haben könnte; 

4) wenn in ven Fällen des $ 23 Abf. 2 des Gefetes vom 17/12 
1862 R.G.-B. No. 6 für 1863 (öffentliches Aufhängen over An- 
ſchlagen) die Drudichrift ven Thatbeſtand eines Verbrechens ober 
Vergehens begründet. 

Bei jeder Beichlagnahme find vie diefelbe veranlaffenden Stellen 
der Schrift unter Anführung der verlegten Geſetze zu bezeichnen“ 1. 


1. Das geltende dfterr. Recht. 
1) Nach $ 487 der St.-P.-D. von 1873 kann bie fog. polizei- 


liche Beichlagnahme von der Sicherheitsbehörde entweder unmittelbar 
oder auf Beranlafjung des Staatsanwaltes vorgenommen werben ?. 


— — — — 


4) Ueber ben praktiſchen Werth einer derartigen Kaſuiſtik vgl. das oben $ 47 
S. 165 Gefagte. 

2) In Wien erfolgt die Beſchlagnahme durch die Kommiſſariate in der Regel 
auf Anordnung der polizeilichen Abtheilung in Preßſachen. Die Aufforderung hie— 
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In beiden Fällen ift viefelbe vem Staatsanwalte desjenigen 
Drtes, an welchem das zur Entfcheibung in ber Haupt— 
fache berufene Gericht ($ 486 St.P.-O.) feinen Sit hat, 
binnen 24 Stunden unter Anfchluß eines Exremplares der Drudichrift 
anzırzeigen. | 

Da die Sicherheitsbehörden nach $ 22 der Amtsinftruction zum 
P.G., fowie nah $ 36 St.-B.-O. den Anordnungen des Staat 
anwaltes Folge zu leiften verpflichtet find, können Konflikte zwiſchen 
beiden Behörben, wie fie feinerzeit in Preußen ftattgefunden haben !, 
nach öjterr. Rechte nicht vorkommen. 

Die Borausjegungen, unter welchen die polizeiliche Beichlagnahme 
geftattet ift, find nach $ 487 ©t.-B.-D.: 

a) Wenn Drudihriften gegen vie Vorſchriften des 
Preßgejeßes ausgegeben oder verbreitet werden. 

Jede Verlegung einer Vorjchrift des B.-®. kann demnach bie 
Beichlagnahme nach fich ziehen ; durchaus willfürlich wäre es, zwifchen 
ben Anordnungen des P.-&. zu unterfcheiven, und 3. B. bei Nicht: 
vorlage der Pflichteremplare ver 88 47 und 18 die Beichlagnahme mit 
Lienbacher? für unftatthaft zu erklären, „da deren Abgabe durch die 
Ausgabe ver Drudichrift, nicht aber diefe durch jene bedingt ift, und 
weder auf ven Inhalt einer Drudichrift noch auf deren Verbreitung 
Einfluß hat“ 3. 

Da auf ausländifche Drudichriften pas Prefpolizeirecht über: 
haupt, 89 B.-G. fpeziell, feine Anwendung findet*, jo kann wegen 
Nichtnamhaftmachung des Druders u. ſ. w. gegen diefelben eine Be— 
ichlagnahme nie angeordnet werben; die. Behauptung, daß ihre Be- 
zeichnung wenigjtens ven Gejegen des Erjcheinungsortes entjprechen, 


zu geichieht im telegrapbifchen Wege mit ber Andeutung, ob nur bie zur Poft: 
exrpebition beftimmten oder auch bie bei den Zeitungsverfchleifern ober endlich auch 
bie in Öffentlichen Lokalitäten befindlichen Eremplare mit Befchlag zu belegen find, 
Die Kommiffariate entjenden dann bie erforderliche Wachmannſchaft zum unmittel— 
baren Bollzuge, wobei jedem Wachmanne ein Ermähtigungsjhein mitzugeben ift. 
Prucha, Oefterr. Polizeipraxis S. 490). 

1) Bgl.n. A. Shward ©. 81. 

2) II. ©. 408. 

3) Es ift mir nicht Mar geworben, was mit biefer Argumentation eigentlich 
gefagt fein fol. 

4) Bgl. oben 817 ©. 48f. 
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und baß ber Berbreiter diefe Hebereinftimmung nachweifen müfje!, ent» 
behrt jever Begründung. 

Nach dem Wortlaute des Gefetes unterliegt es feinem Zweifel, daß 
vor Beginn ber Ausgabe oder Verbreitung eine Beichlagnahme über- 
haupt nicht möglich ift; da die Hinterlegung der Probeeremplare noch 
nicht als Verbreitung angefehen werben kann?, obliegt dem Ankläger 
troß der Hinterlegung der Beweis — ver burch Feinerlei Präfumption 
erjegt werden kann — daf mit ver Ausgabe begonnen wurbe. 


b) Wenn Drudihriften im öffentlichen Intereffe 
zu verfolgen find. 

Deffentliches Interefje liegt nicht vor, wenn e8 fich 3. B. um ein 
Dienftvergehen eines Beamten, begangen durch bie Veröffentlichung 
eines Artikels, handelt?; ebenfo wenig bei Privat- oder Antragspelikten, 
in welchen Falle nur gerichtliche Beichlagnahme möglich ift. Wol 
aber findet die Verfolgung auch dann „im öffentlichen Intereſſe“ ftatt, 
wenn nicht dolofe Begehung eines Offizialveliktes, fondern nur preß- 
rechtliche Fahrläffigkeit vorliegt, oder überhaupt nur das objektive Ver- 
fahren eingeleitet werben fann. Beginn der Verbreitung ift nach 
öfterr. Rechte? Hier nicht erforderlich, da die Strafbarkeit der Preßdelikte 
erfter Ordnung (dev durch ven Inhalt von Drudichriften begangenen 
ftrafbaren Handlungen), mithin die Möglichkeit ihrer Verfolgung im 
öffentlichen Intereffe, nicht erft mit der Verbreitung, ſondern — nach 
ber ausbrüdlichen VBorfchrift des $ 10 &t.-&.5 — jchon mit der Ueber- 
gabe des Manufcriptes zur Drucklegung eintritt. 

2) Die vorläufige gerichtliche Beſchlagnahme „kann nur 
über eine Klage und ven darin gejtellten Antrag des Privatklägers an- 
georbnet werben“ ®, 


4) Lienbadher! ©. 201. 

2) Bol. oben $28 ©. 87. 

3) Bol. Barth ©. 87, Thilo S.100, D.:T. v. 20/6 1862 (G. ⸗A. X, 
©. 633). 

4) Anders nach dem beutichen R.P.G. Bol. Marquardſen ©. 226, 
Schwarze ©.138, Berner ©.308, Kayſer ©. 624. 

5) Bal. dazu das unten 566 über Verſuch und Vollendung ber Prefbelikte 
Geſagte. 

6) Es kann nicht als richtig zugegeben werden, wenn Rulf, Strafprozeßord⸗ 
nung (2. Aufl.) S. 464 die gerichtliche Beſchlagnahme in keinem Falle als eine 
„vorläufige” angefehen wiffen will. 
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„Klage“ ift nicht bie Anklagefchrift, ſonderrn bie (prinzipale) Privat: 
klage bes $ 46 ©t.-P.-D. Der Antrag auf Beichlagnahme muß aber 
gegen ven Wortlaut des $ 487 St.-P.-D. („und den darin gefteliten 
Antrag”) auch noch nachträglich zugelaffen werben. In keinem Falle 
genügt das Begehren um ftrafgerichtliche Verfolgung , fonvern es ift 
ein befonderer Antrag auf Vornahme ver Beichlagnahme erfor: 
bericht. Nach dem öfterr. Strafgefegentwurfe müßte zwiſchen An— 
trags- und Brivatvelikten unterfchieden werben ?; bei ven erfteren würbe 
der allgemeine Antrag auf Verfolgung, welcher öffentliche Klage durch 
bie Staatsanwalt zur Folge hat, genügend, bei den zweiten, welche nur 
im Wege der Privatklage verfolgt werden fünnen, ein bejonverer An- 
trag erforberlich fein ®. 

Da die vorläufige gerichtliche Beichlagnahme auf dieſen Fall 
beſchränkt ift, in allen übrigen Fällen die ftaatsanwaltliche Initiative 
abgemwartet werben muß, ift fie nicht möglich, wenn es fich um eine 
Verletzung des Preßgewerbe- over Preßpolizeirechtes handelt!. Ob fie 
wegen Bernachläffigung pflichtmäßiger Obforge eintreten kann, hängt 
davon ab, wie man das Verhältniß ver preßrechtlichen Kulpa zu ven 
Antragsvelikten auffaßt; vgl. darüber unten $ 61. 

Für die Entſcheidung des Gerichtes über den Antrag gelten bie 
allgemeinen Regeln ver Strafprozeßorpnung (89 98 und 139 ff. )?. 

3) Die definitive gerichtliche Beichlagnahme kann theils 
als Beftätigung des vorläufigen, theils noch nachträglich als Vorberei- 





4) Unrichtig (ober handelt es fich nıtr um ungenaue Formalirung?) Mitter: 
bacher und Neumayer, Erörterimgen zur St.-B.:D. S.939. Richtig Rulf 
S. 461. 

2) Ueber den prinzipiellen Unterfchieb beider vgl. meinen Auffat über „vie 
Privatflage im Defterreich“ im Gerichtsfaal XXIX. Band (1877); und meinen 
am 27/3 4877 in ber Wiener jur. Geſellſchaft gehaltenen Bortrag „Das Primip 
der Strafverfolgung nach dem öfterr. Strafgefetgentwurfe” (3.:8. 1877 No. 44 f.). 

3) Ebenſo muß auch nach deutſchem Rechte unterfchieben werben ob bie Ver- 
folgung im Wege der öffentlichen Klage über Antrag, oder durch Privatllage 
S444ff. St.-P.:-D.) flattfindet; die nicht umterjcheidenden, einander wiber: 
Iprehenden Anfihten v. Schwarze 9.142, Kayſer S.604 eimerfeits, Thilo 
©. 101 andrerſeits, erſcheinen demnach als gleih unhaltbar. Vgl. auh Barth 
©. 88, 

4) Bal. Thilo S.99ff.; O.T. v. 12/7 1855 (bi Thilo a. D.) und 
28/5 41869 O.R. X ©. 359). 

5) Ueber die Aufhebung ber Befchlagnahme in Folge einer Zurückziehung der 
Klage oder des Antrags vgl. unten $ 89. 
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tung ver nach $ 37 B.-&. ausgefprochenen Vernichtung ftattfinden. 
Auch Hier greifen dann die allgemeinen Vorfchriften ver St.-P.:D. 
über Haus: und Perfonspurchfuchung u. |. w. ein. 

Für alle Arten ver Beichlagnahme ift an folgenden Grundſätzen 
feſtzuhalten: 

1) Die Beſchlagnahme iſt auch zuläſſig gegen die von Behörden 
und Volksvertretungen veröffentlichten Druckſchriften, ſoweit hier nicht 
bie oben $ 20 bejprochene Befreiung von den Normen des Prefrechtes 
Plat greift, eine über dieſe Eremption hinausgehende Ausjchließung 
der Beichlagnahme derartigen Drudichriften gegenüber, wie fie z. B 
das preußifche P.“G. v. 1851 in $ 50 feftgefegt hatte, ift dem dfterr. 
Rechte fremd. 

2) Nach dem deutſchen R.-B.-©. $ 27 trifft die Beichlagnahme 
bie einzelnen Exemplare „nur da, wo fie fich zum Zwecke der Verbrei- 
tung befinden“. —__ find daher pie bereits in —— 


tie 


öfterr. Recht anerkannt werben. Dafür fpricht: 4) die Natur ber 
Sache, welche unter anderem auch in Preußen, troß des Fehlens einer 
ausdrücklichen gefeglichen Beftimmung, zur Anwendung des gleichen 
Grundfages führte!; 2) die zwingende Analogie des $ 37 P.-G., wel- 
cher die gleiche Regel für die Vernichtung ausprüdlich aufftellt. Es 
unterliegen daher der Beſchlagnahme nicht jene Exemplare, welche be- 
reits in den Beſitz gejchlofjener Gejellfchaften zur ausjchließlichen Be— 
nugung ber Mitglieder übergegangen find ?, oder beim Buchbinder fich 
befinden, um eingebunden zu werben? u. f. w. Vgl. übrigens auch 
das oben $ 28 Gefagte. In Gaft- oder Kaffeehäufern, Leihbibliothe- 
fen u. |. w. aufliegende Drudjchriften können dagegen ohne Weiteres 
mit Beſchlag belegt werben. 

3) „Bei der Beichlagnahme find die dieſelbe veranlafjenden Stellen 
ber Schrift unter Anführung ver verlegten Geſetze zu bezeichnen. Trenn- 
bare Theile der Drudichrift (Beilagen einer Zeitung u. |. w.), welche 


1) Bol. Shward S.79, Berner ©. 313. 

2) Bgl. Thilo S. 108, Berner ©. 344. 

3) So Kayjer 9.626; andrer Anficht ſcheint Barth S.73 zu fein. 
4) Bgl. Barth ©. 73, Lien bacher II ©.80. 
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nichts Strafbares enthalten, find von der Beichlagnahme auszu— 
fchließen“. Auch dieſe Beftimmungen des deutſchen R.-P.-G. $ 27 
find, als in ver Natur ver Sache gelegen, und theilweife wenigſtens 
durch die Analogie des $ 37 P.-G. unterftüt, auch auf das öfterr. 
Preßrecht anzuwenden; und es ift jedenfalls auffallend, daß auf Grund 
desjelben Schweigens der Geſetze die preußische Praris zur Anerkennung, 
bie öſterr. zur vollftändigen Verleugnung dieſes Grundſatzes ge: 
langte!. 

4) Nach der beſtimmten Faſſung bes $ 487 St.P.O. ift nur 
eine Beichlagnahme ver Drudjchrift felbft, nicht aber der zu ihrer 
Dervielfältigung dienenden Platten, Formen, Steine u. ſ. w. ge- 
ftattet?. Eine Berufung auf $ 37 B.-©. over $ 98 St.-P.-D. kann 
bem Haren Wortlaute jener lex specialis gegenüber nicht zugelafjen 
werden. 

5) Bezüglich der weiteren Verfügung mit den in Beichlag genom: 
menen Drucdjchriften muß unterjchieven werben: a) bat die Be— 
ihlagnahme wegen des Inhaltes der Schrift ftattgefunden, jo kann 
gemäß 8 36 und 37 P.-&. in Verbindung mit dem Verbot die Ber- 
nichtung verjelben ausgejprochen werben; b) erfolgte die Beſchlag— 
nahme dagegen wegen Zuwiberhandeln gegen die Vorjchriften des 
Prefgejeges, jo müffen die von verjelben betroffenen Exemplare nach 
Durbführung des Verfahrens zurückgeftellt werden, da hier eine Ver— 
nichtung nicht zuläffig ift (vgl. noch unten $ 72). 

6) Die Beichlagnahme ift ausgefchloffen, wenn die Strafbarkeit 
ber Handlung, wegen welcher fie erfolgen joll, durch Verjährung oder 
aus einem anderen Grunde, der auch die objektive Verfolgung unmög— 
(ich macht, erloſchen ift3. 


II. Zum Schluffe noch einige Worte über das Verhältniß 
ber preßrechtlichen Beftimmungen über Beſchlag— 
nahme zu jenen der allgemeinen St.P.-O. Die Be- 
günftigung der Preffe tritt felbft bei oberflächlicher Betrachtung fo 


4) Bol. Shward S.79, 80, Hartmann ©. 154, Thilo ©. 109, Ber: 
ner ©.316, Barth S. 89; O.T. v. 1/4 1864 (G.⸗A. XII S. 347). 

2) Anders nach der ausbrüdlichen Beftimmung des beutfchen R.-P.-©. 527. 

3) Bgl. Marquardſen ©. 233; und unten $ 89. 


—— — 





— 


174 j Biertes Buch. Das Preßpolizeirecht. 
fcharf hervor, daß es fich kaum begreifen läßt, wie vieß je überjehen 


werben konnte. 

4) Bor Allem unterfcheibet fich das Prekrecht von der St.-B.:D. 
durch das Erfordernif der fofortigen gerichtlichen Beftätigung ber Be- 
ichlagnahme, durch das ipso jure eintretende Erlöſchen derſelben nach 
Ablauf einer furzen unbenugt gebliebenen Frift, jowie | durch die even⸗ 
tuelle tuelle Erſatzpflicht des Staates. 

ur Stv die preßrechtliche Beichlagnahme durch bie Bolizei an genauer 
beftimmte Bedingungen gebunden, als dieß nach der St.“P.-O. ber 
Tall ift. Insbeſondere muß bei Verlegung von Vorjchriften des P.G. 
ber Beginn ver Ausgabe oder Verbreitung, alfo die Vollentung bes 
Deliktes abgewartet werben; die Bejchlagnahme darf daher nicht ftatt- 
finden, wenn 3. B. aus dem Bürftenabzuge Har erfennbar ift, daß bie 
Ausgabe einer den Erforbernifjen des $ 9 P.-&. nicht entſprechenden 
Drudichrift beabfichtigt ift. 

3) Während nach ven Beſtimmungen der St.-B.-D., wenn bas 
Berfahren einmal eingeleitet ift, die Bejchlagnahme nach dem freien 
Ermeffen des Unterjuchungsgerichtes jederzeit vorgenommen werben 
fann, muß im Verfahren in Breßfachen vem Haren Wortlaute des 
$ 487 ©t.-P.-D. gemäß immer bie Initiative, fei es des Staatsan- 
waltes, jei es des Privatklägers, abgewartet werben. 


549. Der Berihtigungszwang. 


I. Durch die der periodiſchen Preffe auferlegte Verpflichtung, jede 
Berichtigung der von ihr mitgetheilten Thatjachen unter gewifjen Vor— 
ausfegungen Eoftenfrei auf Verlangen des Betheiligten aufzunehmen, 
joll dem Angegriffenen Gelegenheit geboten werben, ohne Verzug, an 
berjelben Stelle, von welcher ver Angriff ausgegangen ift, vov bem- 
felben Publikum, zu welchem fein Gegner gefprochen hat, feine Ber: 
theidigung zu führen. Die Geſetzgebung jorgt für die Gleichheit 
ber Waffen in dem vor ver öffentlichen Meinung fich abjpielenden 
Kampfe; das ift der Grundgedanke des Berichtigungszwanges. Wie 
die Strafprozeßordnung dem geſetzesunkundigen Angeklagten ven rechts- 
gelehrten Bertheibiger an die Seite ftellt, um bie Uebermacht des 
öffentlichen Anklägers zu brechen, fo öffnet das Prefrecht dem von ber 
periodiſchen Preſſe Angegriffenen die Schranfen ver Deffentlichkeit, 
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legt ihm diejenige Waffe in die Hand, durch deren geſchickte Führung 
bie Breffe ihre Großmachtftellung errungen hat. 
Die Wahrheit ſoll zu ihrem Nechte gelangen: dieß ift der letzte 
Zweck ber gejeglichen Normirung des Berichtigungszwanges. Aber 
wolgemerkt: ber Zwed ter Einrichtung in abstracto; ob fie im fon» 
treten Falle ihren Zweck erreicht, ob fie vielleicht das gerade Gegen- 
theil des Gewollten zur Folge hat — darum kümmert ſich der Staat 
bier ebenfowenig wie bei vielen anderen feiner Anordnungen. Der 
Berichtigungszwang fann unter Umftänden eine faum zu ertragende 
Beläftigung der periodifchen Preſſe — durch die „Narren und Flegel“, 
wie Dr. Bamberger im deutſchen Parlamente fagte — zur Folge 
haben, er fann, ftatt die Wahrheit an’s Licht zu bringen, das Publi- 
fum in Irrthum führen; aus diefem Grunde vie Einrichtung felbft be 
feitigen wolfen, wäre ebenfo verkehrt, al8 wenn man, mit dem Inqui— 
ſitionsprozeſſe der fpäteren Zeit, die formelle Vertheidigung gänzlich 
ausjchließen wollte, damit nicht unerfahrenen Richtern gegenüber 
ſophiſtiſche Dialektik des Anwalts den Sieg über die Wahrheit davon 
trage. 
Durch genaue Abſteckung ver Grenzen, innerhalb welcher ver Be- 
richtigungszwang zugelaffen wird, kann die Gefahr eines Mifbrauches 
bis auf einen Heinen, ben im Allgemeinen fegensreichen Wirkungen ber 
Einrichtung gegenüber verjchwindend Heinen, Bruchtheil herabgemin- 
bert werben. 
Aus diefen Erwägungen kann die herrſchende Anficht, die fich zu 
Gunſten des Berihtigungszwanges ausgefprochen hat?!, nur gebilligt 
werten. Die moberne Geſetzgebung folgt ohne nennenswerthe Aus- Mas 
nahme dem von Frankreich ? und „Belgien 3 gegebenen Beifpiele, jo daß £ x 7 ge 
Hier wirklich mit Kayfer von einem »jus gentiums, einer „internatie  /& —— 
nalen Rechtsgleichheit” geiprochen werben kann; auch in das — 
u PN 
4) Bol. u. A. Mohl S. 148, Stein S. 122, Pözl ©. 245, Brater , „u * 
S. 255 (beide im Bluntſchli-Brater'ſchen Wörterbuch VIII. Bb.), Biedermann «« 
im Rotteck-Welcker'ſchen Staatsleriton XI. ©. 756, Thilo ©. 37, Berner 
©. 229f., Kayfer ©. 597. 
2) Geſetz v. 25/8 4822 Art. 44, vgl. darüber Ravelet, Code manuel de la 
presse (1872) ©.70, Satin, Manuel II ©.304, Rolland ©.49; über bie 
fpäteren Geſetze v. 27/9 1849, 47/2 1852 und 14/5 1868 vgl. Kayſer ©.556, 


Rolland ©. 67, 75, 83. 
3) Decret v. 29/7 4834. 
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R.P.-©. hat ($ 14) der Berichtigungszwang, nad) langen Debatten 
über feine Abgrenzung, Aufnahme gefunden. 

In Bezug auf die ſyſtematiſche Stellung, welche das Lehrbuch dem 
Berichtigungszwange angewiefen hat, fei bemerkt, daß fie nur an« 
nähernd eine richtige fein kann. Allerdings foll durch dieſe preßpolizei- 
liche Anordnung dem Fortwirken der durch die periopifche Preſſe be- 
gangenen Rechtsverlegungen entgegengewirkt, follen die Folgen ber- 
jelben paralyfirt werden, aber der Umfang bes Berichtigungszwanges 
reicht ungleich weiter, veicht weit über das Gebiet des Nechtes über: 
haupt hinaus: das Gut, das er fchügen fol, ift die Wahrheit. 
Nicht bloß Nechtsverlegungen, ſondern jeder Verlegung der Wahrheit 
ſoll er entgegentreten. 


I. Während fchon zur Zeit der Cenfur der öſterr. Gefeßgebung 
amtliche Berichtigungen durchaus nicht fremd waren !, beginnt die ge: 
nauere Regelung des Berichtigungszwanges als eines auch zum Schuße 
bes Einzelnen beftimmten Inftitutes erjt mit dem Jahre 1848. 
$ 13 der Verorbnung vom 31/3 1848 verpflichtete ven Herausgeber 
einer periodiſchen Drudjchrift, in das nächſtfolgende Blatt oder Heft 
jede amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigung von Thatfachen 
unbedingt, andere infoweit, als ver Umfang ver Entgegnung ben Um- 
fang bes Artikels nicht überfteigt, unentgelolich aufzunehmen. Für ven 
Mehrumfang waren die gewöhnlichen Einrüdfungsgebühren zu bezah- 
len. Die Verorpnung vom 18/5 1848 brachte in $ 6 bie weitere Be— 
ichränfung, daß die Entgegnung, ohne Zuftimmung der Redaktion, den 
Zfachen Umfang des zu berichtigenden Artikels überhaupt nicht über: 
fteigen dürfe. Denfelben Stanppunft nimmt das Patent vom 13/3 
1849 in $ 17 ein. $ 20 ver P.O. vom 27/5 1852 befeitigte dieſe 
Schranfe nd verpflichtete zur unentgelvlichen Aufnahme bis zum zwei- 
fahen Umfange des Artikels. Die gleiche Beftimmung findet ſich in 
8 49 des geltenden P.-G. von 1862. 


II. Weiter, als in Bezug auf die Borausjegungen und den Umfang 
des Berichtigungszwanges, gehen die Gefeßgebungen in der Regelung 
des Berihtigungspverfahrens auseinander. Bald begnügen 
fie fich mit der Verhängung einer Strafe gegen den mala fide die 


— 





4) Bol. 3. B. die Berorbnung v. 22/5 1674 im Cod. austr. II S. 532. 
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Aufnahme weigernden Redakteur!, bald wird die Aufnahme durch eine 
executio ad faciendum, insbeſondere durch Einftellung ber Drud- 


— nn 


fhrift bi8 zur Erfüllung des Auftrages, erzwungen. Bald hat ver 


Staatsanwalt, bald vie Sicherheitsbehörbe?, bald das Gericht 
die Aufnahme anzuoronen; bald fteht dem Redakteurs, bald vem 
bie Berichtigung Verlangenden das Recht zu, die gericht: 
liche Entſcheidung einzuholen. 

Auch die öſt err. Geſetzgebung hat in Bezug auf das Berichtigungs— 
verfahren bedeutende Schwankungen durchgemacht. Das Patent vom 
13/3 4849 begnügte fich mit der’Vorfchrift ($ 17), daß im Falle ter 
Weigerung der Herausgeber durch ven Staatsanwalt zur Aufnahme 
zu verhalten jei. Dagegen bildete die P.-D. von 1852 in $ 29 das 
Berichtigungsverfahren weiter aus. Die Weigerung, die vom Staats- 
anwalte oder von der Behörde zugeftellten Veröffentlihungen aufzu— 
nehmen, zog eine Gelpftrafe von 25 —200 fl. C. M., fortgefegte 
Weigerung bie Einjtellung des weiteren Erfcheinens der Drud- 
jchrift bis zur Erfüllung der obliegenven Verpflichtung nach fich; 
außerdem blieb „vie Anwendung anderweitiger gejeglicher Zwangsmittel 
vorbehalten“. 


Nach 8 19 des B.-©. v. 1862 ſollte ebenfalls zunächft der Staats— 
anwalt die Aufnahme ber Berichtigung erwirken, eventuell durch das 
Zwangsmittel der Einftellung®. „Findet der Staatsanwalt dem An- 
ſuchen um Erlafjung des Auftrages zur Aufnahme einer Berichtigung 
nicht zu willfahren, oder will fich der DBetheiligte nicht an ihn 
wenden, jo fteht es ihm frei, vie Hilfe des Gerichtes in Anfpruch 
zu nehmen.“ 

Schon bei der Berathung des P.“G. von 1862 wurde der Antrag 
geftellt, und vom Abgeorbnetenhaufe angenommen 5, bie Intervention 
des Stantsanwaltes gänzlich zu befeitigen, und fofort auf Anrufen des 


1) So außer Preußen, Baiern, Baden, Weimar insbefondere das beutjche 
R.P.G. 819 Abſ. 3. 
2) Sachſen 1870 Art. 18. 
3) Die das vielbeiprodhene „badiſche Syſtem“ von 1868, das im deutſchen 
Parlamente zahlreiche Anhänger batte. 
4) Ueber bie angeblichen Vorzüge dieſes Syftems vgl. Lienbacher ©. 134 fi., 
1.42, 
5) gl. A.St.⸗P. I. Seffion S.2492 7. 
Liszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 12 
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R.-P.-©, hat ($ 14) der Berichtigungszwang, nach langen Debatten 
über feine Abgrenzung, Aufnahme gefunden. 

In Bezug auf die fyftematifche Stellung, welche das Lehrbuch dem 
Derichtigungszwange angewiejen hat, fei bemerkt, daß fie nur an- 
nähernd eine richtige fein kann. Allerdings ſoll durch dieſe preßpolizei- 
liche Anorbnung dem Fortwirken der durch die periodische Preſſe be— 
gangenen Rechtöverlegungen entgegengewirkt, follen die Folgen der— 
jelben paralyfirt werden, aber ver Umfang bes Berichtigungszwanges 
reicht ungleich weiter, reicht weit über das Gebiet des Nechtes über- 
haupt hinaus: das Gut, das er ſchützen fol, ift die Wahrheit. 
Nicht bloß Rechtsverlegungen, fondern jeder Verlegung der Wahrheit 
ſoll er entgegentreten. 


I. Während fchon zur Zeit der Cenſur der öfterr. Gefeßgebung 
amtliche Berichtigungen durchaus nicht fremd waren !, beginnt die ge- 
nauere Regelung des Berichtigungszwanges als eines auch zum Schutze 
des Einzelnen bejtimmten Inftitutes erft mit dem Jahre 1848, 
$ 13 ber Verorbnung vom 34/3 1848 verpflichtete ven Herausgeber 
einer periodifchen Drudjchrift, in das nächſtfolgende Blatt oder Heft 
jeve amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigung von Thatjachen 
unbedingt, andere infoweit, als der Umfang ver Entgegnung den Um: 
fang bes Artifels nicht überfteigt, unentgelolich aufzunehmen. Für den 
Mehrumfang waren die gewöhnlichen Einrüdungsgebühren zu bezah- 
fen. Die Verorbnung vom 18/5 1848 brachte in $ 6 die weitere Be— 
ſchränkung, daß die Entgegnung, ohne Zuftimmung der Rebaktion, den 
Zfachen Umfang des zu berichtigenden Artikels überhaupt nicht über: 
fteigen dürfe. Denjelben Stanppunft nimmt das Patent vom 13/3 
1849 in $ 17 ein. $20 ver P.-D. vom 27/5 4852 befeitigte dieſe 
Schranke nd verpflichtete zur unentgeldlichen Aufnahme bis zum zwei- 
fahen Umfange des Artikels. Die gleiche Beftimmung findet fich in 
$ 19 des geltenden P.-G,. von 1862. 


III. Weiter, als in Bezug auf die Borausfegungen und den Umfang 
des Berichtigungszwanges, gehen die Gefeßgebungen in ver Regelung 
des Berihtigungsverfahrens auseinander, Bald begnügen 
fie fich mit der Verhängung einer Strafe gegen ben mala fide die 


4) Bgl. 3. B. die Berorbuung v. 22/5 4674 im Cod. austr. II ©, 532. 
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Aufnahme weigernden Rebakteur!, bald wird die Aufnahme durch eine 
executio ad faciendum, insbejonvere durch Einftellung ber Drud- 
ihrift big zur Erfüllung bes Auftrages, erzwungen. Bald hat ver 
Staatsanwalt, bald vie Sicherheitsbehörbe?, bald das Gericht 
vie Aufnahme anzuoronen;, bald fteht dem Redafteur?, bald dem 
die Berihtigung VBerlangenden das Recht zu, die gericht: 
liche Entſcheidung einzuholen. 

Auch die dfterr. Gejeßgebung hat in Bezug auf das Berichtigungs- 
verfahren bedeutende Schwanfungen durchgemacht. Das Patent vom 
13/3 1849 begnügte fich mit der Vorſchrift ($ 17), daß im Falle ter 
Weigerung der Herausgeber durch den Staatsanwalt zur Aufnahme 
zu verhalten jei. Dagegen bilvete die P.O. von 1852 in $ 29 das 
Berichtigungsverfahren weiter aus. Die Weigerung, die vom Staats- 
anwalte oder von der Behörde zugeitellten Veröffentlichungen aufzu- 
nehmen, zog eine Gelpftrafe von 25—200 fl. C. M., fortgeſetzte 
Weigerung bie Einftellung des weiteren Erjcheinens der Drud- 
ſchrift bis zur Erfüllung der obliegenden Verpflichtung nach fich; 
außerbem blieb „die Anwendung anderweitiger gejeßlicher Zwangsmittel 
vorbehalten“. 

Nach 8 19 des P.“G. v. 1862 follte ebenfalls zunächft ver Staats— 
anwalt die Aufnahme der Berichtigung erwirken, eventuell durch das 
Zwangsmittel der Einftellung®. „Findet der Staatsanwalt dem An- 
ſuchen um Erlaſſung des Auftrages zur Aufnahme einer Berichtigung 
nicht zu willfahren, over will fi der Betheiligte nicht an ihn 
wenden, jo jteht es ihm frei, die Hilfe des Gerichtes in Anfpruch 
zu nehmen.“ 

Schon bei ver Berathung des B.-&. von 1862 wurde der Antrag 
geftellt, und vom Abgeorpnetenhaufe angenommen 5, die Intervention 
des Staatsanwaltes gänzlich zur befeitigen, und fofort auf Anrufen des 





4) So anfer Preußen, Baiern, Baden, Weimar insbejondere das beutiche 
R.-P.:G. 819 Abſ. 3. 

2) Sadjen 1870 Art. 43. 

3) Dieß das vielbefprochene „badiſche Syftem“ von 1868, das im beutichen 
Parlamente zahlreihe Anhänger hatte. 


4) Ueber die a » "lichen Vorzüge dieſes Syſtems vgl. Lienbacher IS. 134 ff., 
II ©. 42. 
5) Ta! eſſion ©. 2492. 
Liszt, recht. 12 
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Vorſchriften der Preßordnung ausgegeben wird, oder deren Inhalt eine 
von Amtswegen zu verfolgente ftrafbare Handlung begründet, mit Be— 
fchlag zu belegen. Gegen die Beichlagnahme war nur der Refurs an 
ben Statthalter und weiter an die oberfte Polizeibehörve, und zwar 
ohne auffchiebende Wirkung geftattet. Die Aufhebung einer folchen 
Beſchlagnahme konnte nur „im politiichen Wege“ ftattfinven. 

Das Gejet über das Verfahren in Preffachen vom 17/12 1862 
(88 6—10) Fehrte zur Forderung einer gerichtlichen Beftätigung ber 
polizeilichen Beichlagnahme zurüd, ohne die Vorausfegungen viejer 
wefentlich zu modifiziren; feine Beftimmungen find in die 88 487 —4 91 
ber St.-P.:D. von 1873 übergegangen. 

Der Ausfchußentwurf von 1877 hatte folgente Abänderung des 
geltenden Rechtes vorgeichlagen: „Wegen bes Inhaltes einer Drud- 
ſchrift kann die Beſchlagnahme nur ftattfinden: 

A) Wenn berjelbe ven Thatbeftand des Verbrechens der Diaje- 
ſtätsbeleidigung begründet ; 

2) wenn verfelbe die mit Rückſicht auf die öffentliche Sittlichfeit 
gegebenen Strafgejete verlegt; 

3) wenn dringende Gefahr befteht, daß bei Verzögerung ver Be— 
ſchlagnahme bie in der Drudichrift enthaltene Aufforderung over 
Aufreizung ein Verbrechen oder Vergehen unmittelbar zur Folge 
haben könnte; 

4) wenn in den Fällen des $ 23 Abf. 2 des Gefeges vom 17/12 
1862 R.G.⸗B. No. 6 für 1863 (öffentliches Aufhängen over An- 
ichlagen) die Drudichrift ven Thatbeftand eines Verbrechens over 
Bergehens begrünbet. 

Bei jever Beichlagnahme find bie viefelbe veranlaffenden Stellen 
ber Schrift unter Anführung der verlegten Geſetze zu bezeichnen“ !. 


U. Das geltende öſterr. Redt. 


1) Nach & 487 der St.-P.-D. von 1873 Tann die fog. polizei- 
liche Beichlagnahme von der Sicherheitsbehörde entweder unmittelbar 
oder auf Veranlafjung des Staatsanwaltes vorgenommen werben ?. 


4) Ueber ven praftifchen Werth einer derartigen Kaſuiſtik vgl. das oben $ 47 
©. 165 Gefagte. 

2) In Wien erfolgt die Beſchlagnahme durch die Kommifjariate in der Regel 
auf Anordnung ber polizeilichen Abtheilung in Preßſachen. Die Aufforderung hier 
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In beiden Fällen ift biefelbe dem Staatsanwalte desjenigen 
Drtes, an welhem das zur Entſcheidung in ver Haupt- 
face berufene Gericht ($ 486 St.-P.-D.) feinen Sik hat, 
binnen 24 Stunden unter Anfchluß eines Exremplares der Drudjchrift 
anzıtzeigen. | 

Da die Sicherheitsbehörden nach $ 22 der Amtsinftruction zum 
P.⸗G., jowie nach $ 36 St.-P.-D. den Anordnungen des Staats- 
anwaltes Folge zu leiften verpflichtet find, können Konflikte zwiſchen 
beiden Behörden, wie fie feinerzeit in Preußen ftattgefunden haben !, 
nach öfterr. Rechte nicht vorkommen. 

Die Borausfegungen, unter welchen die polizeiliche Beſchlagnahme 
geftattet ift, find nach $ 487 St.-P.-D.: 

a) Wenn Druckſchriften gegen bie Vorſchriften des 
Preßgeſetzes ausgegeben oder verbreitet werden. 

Jede Verlegung einer Vorſchrift des P.-©. kann demnach bie 
Beichlagnahme nach fich ziehen ; durchaus willkürlich wäre e8, zwifchen 
den Anorbnungen des P.⸗G. zu unterjcheiven, und 3. B. bei Nicht: 
vorlage der Pflichteremplare ver 88 17 und 48 die Beichlagnahme mit 
Lienbacher? für unftatthaft zu erklären, „va deren Abgabe durch die 
Ausgabe der Drudichrift, nicht aber dieſe durch jene bebingt tft, un 
weder auf den Inhalt einer Drudichrift noch auf deren Verbreitung 
Einfluß hat“ 3. 

Da auf ausländifche Drudichriften das Prefpolizeirecht über: 
haupt, 8 9 P.⸗G. fpeziell, feine Anwendung findett, jo kann wegen 
Nichtnamhaftmachung des Druders u. ſ. w. gegen biefelben eine Be- 
ſchlagnahme nie angeorbnet werben; die Behauptung, daß ihre Be- 
zeichnung wenigjtens ben Geſetzen des Erjcheinungsortes entiprechen, 


zu geichieht im telegraphiſchen Wege mit der Anbetung, ob nur die zur Poft: 
erpedition beftimmten ober auch die bei den Zeitungsverfchleißern ober endlich auch 
die in Öffentlichen Lekalitäten befindlichen Eremplare mit Beſchlag zu belegen find. 
Die Kommiffariate entjenden dann die erforderliche Wachmannſchaft zum unmittel- 
baren Bollzuge, wobei jedem Wahmanne ein Ermächtigungsſchein mitzugeben tft. 
(Bruda, Defterr. Bolizeipraris ©. 490). 

1) Bgl. u. A. Shward ©. 81. 

3) II. ©. 105. 

3) Es ift mir nicht Har geworben, was mit biefer Argumentation eigentlich 
gefagt fein fol. 

4) Bol. oben 817 ©. 48f. 
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unt vak ter Berbreiter tiefe Uebereinftimmung nachweiſen müffe!, ent- 
behrt jeter Degrüntung. 

Nach dem Wortlaute ves Gefetes unterliegt es feinem Zweifel, daß 
vor Bezinn ver Ausgabe over Verbreitung eine Bejchlagnabme über- 
haupt nicht möglich ift, da vie Hinterlegung ver Probeeremplare noch 
nicht als Berbreitung angejehen werten kann?, ebfiegt dem Ankläger 
trotz der Sinterlegung der Beweis — ter burch keinerlei Präfumption 
erjegt werden kann — var mit ver Ausgabe begonnen wurve. 


b, Benn Drudjhriften im öffentlihen Interefſe 
zu verfolgen ſind. 

Deffentliches Interefle liegt nicht ver, wenn es fih z. B. um ein 
Dienftvergehen eines Beamten, begangen tur tie Veröffentlichung 
eines Artikels, handelt?; ebenfo wenig bei Privat- oder Antragsrelikten, 
in welchen Falle nur gerichtliche Beſchlagnahme möglich iſt. Wol 
aber fintet vie Verfolgung auch dann „im öffentlichen Intereſſe“ jtatt, 
wenn nicht tolofe Begehung eines Offizialveliktes, ſondern nur preß- 
rechtliche Fahrläſſigkeit vorliegt, over überhaupt nur das objektive Ber- 
fahren eingeleitet werten kann. Beginn ber Berbreitung ift nad 
öfterr. Rechte! Hier nicht erforderlich, da die Strafbarfeit ver Preßpelikte 
erfter Ordnung (ter durch den Inhalt von Drudichriften begangenen 
itrafbaren Hantlungen), mithin vie Möglichkeit ihrer Verfolgung im 
öffentlichen Interefie, nicht erft mit ver Verbreitung, jontern — nad 
ber ausdrücklichen Vorſchrift des $ 10 ©&t.-&.5 — ſchon mit der Ueber⸗ 
gabe des Manufcriptes zur Drudlegung eintritt. 

2) Die vorläufige gerichtliche Beichlagnahme „kann nur 
über eine Klage und den darin geftellten Antrag des Privatllägers an- 
georbnet werben“ ®. 


1) Lienbacher 1S. 201. 

2); Bol. oben $28 S. 87. 

3) Bel. Barth ©. 87, Thilo S.100, D.-T. v. 20/6 1362 (G.:A.X. 
©. 633). 

4) Anders nach dem beutihen R.:B.:G. Bgl. Marquardien ©. 226, 
Schwarze ©.138, Berner ©.308, Kayſer S.624. 

5) Bgl. dazu das unten 566 über Berfuh und Vollendung der Preßbelifte 
Geſagte. 

6) Es kann nicht als richtig zugegeben werben, wenn Rulf, Strafprozeßord⸗ 
nung 2. Aufl.) 9.464 die gerichtliche Beichlagnabme in keinem Falle als eine 
„vorläufige“ angejehen wiſſen will. 
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„Klage“ ift nicht die Anklagefchrift, ſonderrn tie (prinzipale) Privat: 
klage des $ 46 ©t.-P.-D. Der Antrag auf Beichlagnahme muß aber 
gegen ven Wortlaut des $ 487 St.-B.-D. („und ben darin geftellten 
Antrag”) auch noch nachträglich zugelaffen werben. In feinem Falle 
genügt das Begehren um ftrafgerichtliche Verfolgung, jonvern es tft 
ein befonderer Antrag auf Vornahme der Beichlagnahme erfor- 
berlich!. Nach dem dfterr. Strafgefeßentwurfe müßte zwiſchen An— 
trags- und Brivatdelikten unterjchieden werben ?; bei ven erfteren würde 
ver allgemeine Antrag auf Verfolgung, welcher öffentliche Klage durch 
die Staatsanwalt zur Folge hat, genügend, bei ven zweiten, welche nur 
im Wege der Privatklage verfolgt werden fünnen, ein bejonverer An- 
trag erforderlich fein ꝰ. 

Da die vorläufige gerichtliche Beichlagnahme auf viefen Fall 
beſchränkt ift, in allen übrigen Fällen die ftaatsanwaltliche Initiative 
abgewartet werben muß, ift fie nicht möglich, wenn es fich um eine 
Derlegung des Preßgewerbe- oder Prefpolizeivechtes hanbelt?. Ob fie 
wegen Bernachläffigung pflichtmäßiger Obforge eintreten kann, hängt 
davon ab, wie man das Verhältniß ver prefrechtlichen Kulpa zu ven 
Antragspelikten auffaßt; vgl. barüber unten $ 61. 

Für die Entſcheidung des Gerichtes über den Antrag gelten bie 
allgemeinen Regeln ver Strafprozeßordnung ($$ 98 und 139 ff. )®. 

3) Die vefinitive gerichtliche Beichlagnahme kann theils 
als Beftätigung des vorläufigen, theils noch nachträglich als Vorberei- 





4) Unrichtig (ober Handelt es ſich nur um ungenaue Kormulirung?) Mitter- 
baherund Neumayer, Erörteritmgen zur St.-B.:D. &.939. Richtig Rulf 
©. 461. 

2) Ueber den prinzipiellen Unterfchied beider vgl. meimen Auffag über „bie 
Privatflage in Defterreich” im Gerichtsfaal XXIX. Band (1877); und meinen 
am 27/3 1877 in ber Wiener jur. Gejelfhaft gehaltenen Bortrag „Das Primip 
der Strafverfolgung nach dem öfterr. Strafgefeentwurfe” (3.-B. 1877 No. 44 f.). 

3) Ebenfo muß auch nach deutſchem Rechte unterſchieden werben ob die Ver- 
folgung im Wege der öffentlichen Klage über Antrag, oder durch Privatlläge 
3444ff. St.-P.:D.) ftattfindet; Die nicht unterſcheidenden, einanber wiber: 
ſprechenden Anſichten v. Schwarze S. 142, Kayſer S. 604 einerfeits, Thilo 
S. 101 andrerſeits, erſcheinen demnach als gleich unhaltbar. Vgl. auch Barth 
©. 88. 

4) Bgl. Thilo S.99ff.; O.T. v. 42/7 1855 (bei Thilo a. D.) und 
28/5 1869 (O.R. X ©. 359). 

5) Ueber die Aufhebung ber Befhlagnahme in Folge einer Zurüdziehung der 
Klage oder des Antrags vgl. unten $ 89, 
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tung ver nach $ 37 P.-G. ausgefprochenen Vernichtung ftattfinden. 
Auch hier greifen dann bie allgemeinen Borfchriften ver St.-B.:D. 
über Haus: und Perſonsdurchſuchung u. ſ. w. ein. 

Für alle Arten ver Beichlagnahme ift an folgenden Grundfägen 
feſtzuhalten: 

1) Die Beſchlagnahme iſt auch zuläſſig gegen bie von Behörden 
und Volksvertretungen veröffentlichten Druchkſchriften, ſoweit hier nicht 
bie oben $ 20 beiprochene Befreiung von den Normen bes Prefrechtes 
Platz greift; eine über dieje Eremption hinausgehende Ausjchließung 
ver Beichlagnahme derartigen Drudichriften gegenüber, wie fie 3. B 
das preußifche P.-©. v. 1851 in $ 50 feſtgeſetzt hatte, iſt dem öfterr. 
Rechte fremd. 

2) Nach dem deutſchen R.P.-G. $ 27 trifft die Beichlagnahme 
bie einzelnen Eremplare „nur ba, wo fie fich zum Zwecke der Verbrei— 
tung befinden“. — en a baher bie bereits in Private 
nicht nah a muß bie gleiche Regel — für das 
öſterr. Recht anerkannt werden. Dafür ſpricht: 1) die Natur ber 
Sache, welche unter anderem auch in Preußen, troß des Fehlens einer 
ausdrücklichen gefeglichen Beftimmung, zur Anwendung des gleichen 
Grundfages führte!; 2) die zwingende Analogie des $ 37 P.-G., wel- 
cher die gleiche Regel für die Vernichtung ausdrücklich aufftellt. Es 
unterliegen daher ver Beichlagnahme nicht jene Erempfare, welche be- 
reits in den Beſitz gejchloffener Gejellfchaften zur ausjchließlichen Be— 
nugung der Mitglieder übergegangen find 2, oder beim Buchbinder fich 
befinden, um eingebunden zu werten? u. f. w. Vgl. übrigens auch 
das oben $ 28 Gefagte. In Gaft- oder Kaffeehäufern, Yeihbibliothe- 
fen u. |. w. aufliegende Drudjchriften können dagegen ohne Weiteres 
mit Beſchlag belegt werben. 

3) „Bei der Beichlagnahme find die dieſelbe veranlafjenden Stellen 
ber Schrift unter Anführung der verlegten Gejete zu bezeichnen. Trenn- 
bare Theile ver Drudichrift (Beilagen einer Zeitung u. ſ. w.), welche 


4) Vgl. Shward S.79, Berner ©. 343. 

2) Bl. Thilo S. 108, Berner S. 344. 

3) So Kayjer ©. 626; andrer Anficht ſcheint Barth S.73 zu fein. 
4) Bgl. Barth ©.73, Lienbader 1S.80. 
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nichts Strafbares enthalten, find von ver Beichlagnahme auszu— 
ſchließen“. Auch dieſe Beftimmungen des deutſchen R.-P.-©. $ 27 
find, als in ver Natur ver Sache gelegen, und theilweife wenigftens 
durch die Analogie des $ 37 B.-G. unterftügt, auch auf das öfterr. 
Preßrecht anzuwenden ; und es ift jedenfalls auffallend, daß auf Grund 
besjelben Schweigens der Geſetze die preußiſche Praxis zur Anerkennung, 
bie öſterr. zur vollftändigen Verleugnung dieſes Grundſatzes ge 
langte !, 

4) Nach der bejtimmten Baffung des $ 487 ©t.-B.-D. ift nur 
eine Beichlagnahme ver Drudfchrift jelbft, nicht aber der zu ihrer 
Dervielfältigung dienenden Platten, Formen, Steine u. ſ. w. ge 
ftattet?. Eine Berufung auf $ 37 P.-G. over $ 98 St.-P.-O. kann 
dem Haren Wortlaute jener lex specialis gegenüber nicht zugelaffen 
werben. 

5) Bezüglich der weiteren Verfügung mit den in Beichlag genom- 
menen Drudjchriften muß unterjchieven werben: a) bat vie Be— 
Ihlagnahme wegen des Inhaltes der Schrift ftattgefunden, fo kann 
gemäß $ 36 und 37 B.-G. in Verbindung mit dem Verbot bie Ver- 
nichtung verjelben ausgefprochen werben; b) erfolgte die Beſchlag— 
nahme dagegen wegen Zuwiderhandeln gegen die Vorjchriften des 
Preßgeſetzes, jo müffen die von derjelben betroffenen Eremplare nach 
Durchführung des Verfahrens zurüdgeftellt werden, ba hier eine Ver— 
nichtung nicht zuläffig ift (vgl. noch unten $ 72). 

6) Die Beichlagnahme ift ausgefchloffen, wenn die Strafbarkeit 
ber Handlung, wegen welcher fie erfolgen ſoll, durch Verjährung oder 
aus einem anderen Grunde, ber auch die objeftive Verfolgung unmög- 
(ich macht, erloſchen ift3. 


II. Zum Schluffe noch einige Worte über das Verhältniß 
ber preßrechtlichen Beftimmungen über Beſchlag— 
nahme zu jenen der allgemeinen St.P.-O. Die Be- 
günftigung der Preſſe tritt felbft bei oberflächlicher Betrachtung fo 


4) Vgl. Shward S.79, 80, Hartmann ©. 151, Thilo ©.109, Ber: 
ner ©.316, Barth ©.89; D.:%. v. 1/4 1864 G.⸗A. XII ©.347). 

2) Anbers nach der ausbrüdlichen Beftimmung des deutſchen R.“P.G. 827, 

3) Bgl. Marquardſen S. 233; und unten $ 89. 


— — 
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fcharf hervor, daß es fich kaum begreifen läßt, wie vieß je überfehen 


werben konnte. 

1) Bor Allem unterfcheibet ſich das Prefrecht von ver St.-P.-D. 
durch das Erforderniß der fofortigen gerichtlichen Beftätigung der Be- 
Ichlagnahme, durch das ipso jure eintretende Erlöfchen berfelben nach 
Ablauf einer kurzen unbenugt gebliebenen Frift, jowie durch die even- 
tuelle Erſatzpflicht des Staates. — — 

2) ft die preßrechtliche Beichlagnahme durch die Polizei an genauer 
beftunmte Bedingungen gebunden, als dieß nach der St.-P.-D. ver 
Fall ift. Insbeſondere muß bei Verlegung von Vorfchriften des P.G. 
der Beginn der Ausgabe oder Verbreitung, alfo die Vollendung bes 
Deliktes abgewartet werben; bie Beichlagnahme darf daher nicht ftatt- 
finden, wenn 3. B. aus dem Bürftenabzuge Mar ertennbar tft, daß die 
Ausgabe einer den Erforberniffen des $ 9 B.-©. nicht entiprechenden 
Druchſchrift beabfichtigt ift. 

3) Während nach den Beſtimmungen der St.-P.-O., wenn das 
Verfahren einmal eingeleitet ift, die Bejchlagnahme nach bem freien 
Ermeffen des Unterfuchungsgerichtes jederzeit vorgenommen werben 
kann, muß im Verfahren im Preßfachen vem Haren Wortlaute des 
$ 487 ©t.-B.-D. gemäß immer die Initiative, ſei es des Staatsan- 
waltes, jei e8 des Privatflägers, abgewartet werben. 


$49. Der Berihtigungszwang. 


I. Durch die der periodifchen Prefje auferlegte Verpflichtung, jede 
Berichtigung der von ihr mitgetheilten Thatjachen unter gewifjen Vor- 
ausfegungen Eoftenfrei auf Verlangen des Betheiligten aufzunehmen, 
joll dem Angegriffenen Gelegenheit geboten werben, ohne Verzug, an 
berfelben Stelle, von welcher ver Angriff ausgegangen ift, vor dem— 
jelben Publikum, zu welchem jein Gegner gefprochen hat, feine Ver- 
theidigung zu führen. Die Gefeggebung forgt für die Gleichheit 
der Waffen in dem vor der öffentlichen Meinung fich abſpielenden 
Kampfe; das ift der Grundgedanke des Berichtigungszwanges. Wie 
die Strafprozefortnung dem gefegesunfundigen Angeklagten ven rechts: 
gelehrten Bertheidiger an die Seite ftellt, um bie Uebermacht bes 
öffentlichen Anklägers zu brechen, fo öffnet das Prekrecht dem von ber 
periodischen Prefje Angegriffenen die Schranfen ver Deffentlichkeit, 
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legt ihm diejenige Waffe in die Hand, durch deren gejchicdte Führung 
bie Preffe ihre Großmachtftellung errungen hat. 

Die Wahrheit foll zu ihrem Rechte gelangen: dieß iſt ber legte 
Zwed der gefeglichen Normirung des Berichtigungszwanges. Aber 
wolgemerkt: ber Zweck ver Einrichtung in abstracto; ob fie im kon— 
treten Falle ihren Zweck erreicht, ob fie vielleicht das gerade Gegen» 
theil des Gewollten zur Folge hat — darum kümmert ſich der Staat 
bier ebenfowenig wie bei vielen anderen feiner Anordnungen. Der 
Berichtigungszwang kaun unter Umſtänden eine faum zu ertragende 
Beläftigung der periobifchen Preſſe — durch die „Narren und Flegel“, 
wie Dr. Bamberger im deutſchen Parlamente jagte — zur Folge 
haben, er kann, ftatt die Wahrheit an's Licht zu bringen, das PBubli- 
fum in Irrthum führen, aus diefem Grunde die Einrichtung ſelbſt be- 
feitigen wollen, wäre ebenfo verkehrt, al8 wenn man, mit dem Inqui— 
fitionsprozeffe ver fpäteren Zeit, die formelle Vertheidigung gänzlich 
ausfchließen wollte, damit nicht unerfahrenen Wichtern gegenüber 
fophiftifche Dialektik des Anwalts den Sieg über die Wahrheit davon 
trage. 

Durch genaue Abſteckung ver Grenzen, innerhalb welcher ver Be— 
richtigungszwang zugelaffen wird, kann die Gefahr eines Mifbrauches 
bis auf einen kleinen, ven im Allgemeinen fegensreichen Wirkungen ber 
Einrichtung gegenüber verſchwindend Heinen, Bruchtheil herabgemin- 
bert werben. 

Aus diefen Erwägungen kann die herrjchenve Anficht, die fich zu 
Gunften des Berichtigungszwanges ausgefprochen hat!, nur gebilligt 
werben. Die moderne Gefeßgebung folgt ohne nennenswerthe Aus- ⸗ 
nahme dem von Frankreich? 2 und „Belgien 3 gegebenen Beifpiele, jo daß = \ — er 
Hier wirklich mit Kayfer von einem »jus gentium«, einer „internatios · ze 
nalen Rechtsgleichheit” gefprochen werben kann; auch in das — 

— 7 

Bgl. u. A. Mohl S. 148, Stein S. 122, Pl S.%5, Brater „u 7 
©.255 (beide im Bluntſchli-Brater'ſchen Wörterbuch VIII. Bd.), Biedermann « 
im Rotteck-Welcker'ſchen Staatslerilon XI. ©. 756, Thilo ©. 37, Berner 
©. 229f., Kayjer ©. 587. 

2) Geſetz v. 25/3 4822 Urt. 44, vgl. darüber Ravelet, Code manuel de la 
presse (1872) ©. 70, Satin, Manuel II ©.304, Rolland ©.49; über bie 
[päteren Geſetze v. 27/9 1849, 47/2 1852 und 14/5 4868 vgl. Kayſer ©. 586, 


Rolland ©. 67, 75, 88. 
3) Decret v. 29/7 1834. 
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R.«P.⸗-G. hat ($ A) der Berichtigungszwang, nach langen Debatten 
über feine Abgrenzung, Aufnahme gefunden. 

In Bezug auf die fyftematifche Stellung, welche das Lehrbuch dem 
Berichtigungszwange angewiefen hat, fei bemerkt, daß fie nur an— 
nähernd eine richtige fein fann. Allerdings foll durch dieſe preßpolizei- 
liche Anordnung dem Fortwirken der durch die periopifche Preſſe be- 
gangenen Rechtöverlegungen entgegengewirkt, follen die Folgen ber- 
jelben paralyfirt werben, aber ver Umfang bes Berichtigungszwanges 
reicht ungleich weiter, reicht weit über das Gebiet des Nechtes über- 
haupt hinaus: das Gut, bas er fchügen foll, ift die Wahrheit. 
Nicht bloß Rechtsverlegungen, ſondern jeder Verlegung ver Wahrheit 
joll er entgegentreten. 


I. Während fchon zur Zeit der Cenſur ver öfterr. Geſetzgebung 
amtliche Berichtigungen durchaus nicht fremd waren !, beginnt die ge- 
nauere Regelung des Berichtigungszwanges als eines auch zum Schuße 
bes Einzelnen beftimmten Imftitutes erft mit dem Jahre 1848, 
$ 13 ver Berorbnung vom 34/3 1848 verpflichtete ven Herausgeber 
einer periodiſchen Drucdichrift, in das nächſtfolgende Blatt oder Heft 
jeve amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigung von Thatfachen 
unbedingt, andere infoweit, als ver Umfang ver Entgegnung den Um: 
fang bes Artikels nicht überfteigt, umentgelolich aufzunehmen. Für ven 
Mehrumfang waren die gewöhnlichen Einrüdungsgebühren zu bezah- 
len. Die Berorbnung vom 18/5 1848 brachte in $ 6 die weitere Ber 
ſchränkung, daß die Entgegnung, ohne Zuftimmung der Rebaktion, ven 
Zfachen Umfang des zu berichtigenden Artikels überhaupt nicht über: 
fteigen dürfe. Denfelben Standpunkt nimmt das Patent vom 13/3 
1849 in & 17 ein. $ 20 der P.O. vom 27/5 4852 befeitigte bieje 
Schranke nd verpflichtete zur unentgelplichen Aufnahme bis zum zwei- 
fachen Umfange des Artikels. Die gleiche Beftimmung findet fich in 
$ 19 des geltenden P.G. von 1862. 


II. Weiter, als in Bezug auf die Borausfegungen und ven Umfang 
des Berichtigungszwanges, gehen die Gefegebungen in ver Regelung 
des Derichtigungsperfahrens auseinander. Bald begnügen 
fie fich mit der Verhängung einer Strafe gegen ben mala fide bie 





4) Bol. 3. B. die Berorbuung v. 22/5 1674 im Cod. austr. I1 ©. 532. 
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Aufnahme weigernden Redakteur!, bald wird die Aufnahme durch eine 
executio ad ſaciendum, insbeſondere durch Einftellung der Drud- 
(hrift bi8 zur Erfüllung des Auftrages, erzwungen. Bald hat ver 
Staatsanwalt, bald die Sicherheitsbehörte?, bald das Gericht 
vie Aufnahme anzuoronen; bald fteht dem Rebafteur?, bald dem 
die Derihtigung VBerlangenden das Recht zu, die gericht: 
liche Entſcheidung einzuholen. 

Auch die öfterr. Geſetzgebung hat in Bezug auf das Berichtigungs- 
verfahren beveutende Schwankungen burchgemacht. Das Patent vom 
13/3 4849 begnügte fich mit der Borfchrift ($ 17), daß im Falle ter 
Weigerung der Herausgeber durch den Staatsanwalt zur Aufnahme 
zu verhalten jei. Dagegen bildete die P.-D. von 1852 in $ 29 das 
Berichtigungsverfahren weiter aus. Die Weigerung, die vom Staats- 
anwalte oder von der Behörde zugeitellten Beröffentlichungen aufzu- 
nehmen, zog eine Gelbjtrafe von 25—200 fl. C. M., fortgeſetzte 
Weigerung die Einjtellung des weiteren Erjcheinens ber Drud- 
ichrift bis zur Erfüllung der obliegenden Verpflichtung nach fich; 
außerdem blieb „vie Anwendung anderweitiger gejeßlicher Zwangsmittel 
vorbehalten“. 


Nach 8 19 des P.-&. v. 1862 follte ebenfalls zunächft ver Staats— 
anwalt die Aufnahme ber Berichtigung erwirken, eventuell durch das 
Zwangsmittel der Einftellung®. „Findet ver Staatsanwalt dem An- 
juchen um Erlafjung des Auftrages zur Aufnahme einer Berichtigung 
nicht zu willfahren, over will ſich der Betheiligte nicht an ihn 
wenden, jo jteht es ihm frei, die Hilfe bes Gerichtes in Anfpruch 
zu nehmen.“ 

Schon bei ver Berathung des P.-&. von 1862 wurde der Antrag 
geftellt, und vom Abgeorpnetenhaufe angenommen 5, die Intervention 
des Staatsanwaltes gänzlich zu befeitigen, und jofort auf Anrufen des 


4) So aufer Preußen, Baiern, Baden, Weimar insbejondere das deutſche 
R.-B.:©. 819 Abf.3. 

2) Sachſen 4870 Art. 13. 

3) Dieß das vielbeiprochene „babifche Syſtem“ von 1868, das im beutichen 
Parlamente zahlreiche Anhänger hatte. 

4) Ueber die angeblichen Vorzüge dieſes Syftems vgl. Lienbacher IS. 134 ff., 
1 S. 42. 

5) Vgl. A.“St.“P. I. Seſſion S. 2492f. 

Liszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 12 
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und daß der Berbreiter diefe Hebereinftimmung nachweijen müſſe!, ent- 
behrt jeder Begründung. 

Nach dem Wortlaute des Gefees unterliegt es feinem Zweifel, daß 
vor Beginn der Ausgabe oder Verbreitung eine Beichlagnahme über- 
haupt nicht möglich ift; da bie Hinterlegung ver Probeeremplare noch 
nicht al& Verbreitung angefehen werben kann?, obliegt dem Ankläger 
teoß ber Hinterlegung ver Beweis — ver burch Feinerlei Präjumption 
erjetst werben fann — daf mit der Ausgabe begonnen wurde. 


b) Wenn Drudfhriften im dffentlihen Interefje 
zu verfolgen find. 

Deffentliches Intereffe liegt nicht vor, wenn e8 ſich z. B. um ein 
Dienftvergehen eines Beamten, begangen durch bie Veröffentlichung 
eines Artikels, handelt? ; ebenfo wenig bei Privat- oder Antragspelikten, 
in welchen Falle nur gerichtliche Beichlagnahme möglich ift. Wol 
aber findet die Verfolgung auch dann „im öffentlichen Intereſſe“ ftatt, 
wenn nicht bolofe Begehung eines Dffizialveliktes, ſondern nur preß- 
rechtliche Fahrläffigfeit vorliegt, oder überhaupt nur das objektive Ver⸗ 
fahren eingeleitet werben fann. Beginn der Verbreitung ift nach 
öfterr. Nechtet Hier nicht erforderlich, da die Strafbarkeit ver Preßdelikte 
erfter Ordnung (dev durch den Inhalt von Drudichriften begangenen 
ftrafbaren Handlungen), mithin die Möglichkeit ihrer Verfolgung im 
öffentlichen Intereffe, nicht erft mit der Verbreitung, ſondern — nach 
ber ausdrücklichen Vorſchrift des $ 10 &t.-©.5 — ſchon mit der Ueber- 
gabe des Manufcriptes zur Drucklegung eintritt. 

2) Die vorläufige gerichtliche Beichlagnahme „kann nur 
über eine Klage und den darin geftellten Antrag des Privatllägers an- 
geordnet werben” ®, 


4) Lienbader! S.204, 

2) Bgl. oben $28 ©. 87. 

3) Vgl. Barth ©. 87, Thilo ©. 100, D.-T. v. 20/6 1862 (G.-A. X. 
©. 633). 

4) Anders nad dem deutſchen R.-P.:G. Bol. Marquardſen ©. 226, 
Schwarze S.138, Berner ©.308, Kayſer ©. 624. 

5) Bol. dazu das unten 866 über Verfuh und Vollendung ber Prefbelikte 
Geſagte. 

6) Es kann nicht als richtig zugegeben werden, wenn Rulf, Straſprozeßord⸗ 
nung (2. Aufl.) 5.464 die gerichtliche Beſchlagnahme in keinem Falle als eine 
„vorläufige angeſehen wiſſen will. 
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„Klage“ ift nicht die Anklagefchrift, ſonderrn die /prinzipale) Privat: 
Hage des $ 46 &t.-B.-D. Der Antrag auf Beſchlagnahme muß aber 
gegen ten Wortlaut des $ 487 ©t.-P.-D. („und den darin geftellten 
Antrag”) auch noch nachträglich zugelaffen werden. Im feinem Falle 
genügt das Begehren um jtrafgerichtliche Verfolgung, ſondern es tft 
ein befonderer Antrag auf Vornahme ver Beſchlagnahme erfor: 
berlih!. Nach dem djterr. Strafgejegentwurfe müßte zwijchen An— 
trags- und Privatdelikten unterfchievden werben ?; bei ven erfteren würde 
ber allgemeine Antrag auf Verfolgung, welcher öffentliche Klage durch 
die Staatsanwalt zur Folge hat, genügend, bei den zweiten, welche nur 
im Wege ver Privatklage verfolgt werben fünnen, ein bejonverer An— 
trag erforderlich fein 3. 

Da die vorläufige gerichtliche Beichlagnahme auf viefen Fall 
beſchränkt ift, in allen übrigen Fällen bie ftaatsanwaltliche Initiative 
abgewartet werben muß, ijt fie nicht möglich, wenn es fich um eine 
Verletzung des Preßgewerbe- over Preßpolizeirechtes handelt“. Ob fie 
wegen Bernachläffigung pflichtmäßiger Obforge eintreten kann, hängt 
davon ab, wie man das Verhältniß ver prefrechtlihen Kulpa zu den 
Antragsbelikten auffaßt; vgl. varüber unten $ 64. 

Für die Enticheidung des Gerichtes über den Antrag gelten bie 
allgemeinen Regeln der Strafprozeßordnung ($$ 98 und 139 ff.)®. 

3) Die definitive gerichtliche Beichlagnahme kann theils 
als Bejtätigung des vorläufigen, theild noch nachträglich als Vorberei- 


4) Unrichtig (ober handelt es ſich nur um ungenaue Kormulirung?) Mitter- 
bacher und Neumayer, Erörterumgen zur St.-B.:0. S. 939. Richtig Rulf 
©. 461. 

2) Ueber ben prinzipiellen Unterfchied beider vgl. meinen Aufſatz über „bie 
Privatllage in Defterreih” im Gerichtsfaal XXIX. Band (1877); und meinen 
am 27/3 4877 in der Wiener jur. Gejellihaft gehaltenen Vortrag „Das Prinzip 
der Strafverfolgung nad) dem öfterr. Strafgeſetzentwurfe“ (I.-B. 1877 No. 44 f.). 

3) Ebenſo muß auch nach deutſchem Nechte unterfchieden werben ob bie Ver— 
folgung im Wege der öffentlichen Klage über Antrag, oder durch Privatllage 
15444ff. St.-P.:D.) flattfindet; die nicht unterfcheidenden, einander wider: 
ſprechenden Anfihten v. Schwarze 9.142, Kayfer 5.604 einerfeits, Thilo 
&.101 andrerſeits, erfcheinen demnach als gleich unhaltbar. Vgl. auh Barth 
©. 88. 

4) Bol. Thilo ©. 99ff.; O.T. v. 42/7 1855 (bi Thilo a. DO.) und 
28/5 4869 (D.-R. X ©. 359). 

5) Ueber bie Aufhebung der Befhlagnahme in Folge einer Zurückziehung der 
Klage ober des Autrags vgl. unten $ 89. 
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tung ter nach $ 37 P.-G. ausgefprochenen Vernichtung ftattfinden. 
Auch hier greifen dann die allgemeinen Borfchriften ver St.-P.-D. 
über Haus: und Perfonspurchfuchung u. ſ. w. ein. 

Für alle Arten ver Beichlagnahme ift an folgenden Grundſätzen 
feitzubalten : 

1) Die Beichlagnahme ift auch zuläffig gegen bie von Behörben 
und Bolfsvertretungen veröffentlichten Drudjchriften, joweit hier nicht 
bie oben & 20 beiprochene Befreiung von den Normen des Preßrechtes 
Platz greift; eine über dieſe Eremption hinausgehende Ausjchließung 
der Beichlagnahme derartigen Drudichriften gegenüber, wie fie 3. B 
bas preußiiche B.-&. v. 1854 in $ 50 feſtgeſetzt hatte, ift dem öfterr. 
Rechte fremd. 

2) Nach dem deutſchen R.-P.-&. 8 27 trifft die Beſchlagnahme 
bie einzelnen Eremplare „nur da, wo fie fich zum Zwecke ver Verbrei- 
tung befinden“. Ausgejchlofjen find daher bie bereits in Privat- 
befig zum eigenen” i Gebräuche übergegangenen Eremplare. Obgleich 
nicht austrüdlich ausgeiprochen, muß die gleiche Regel auch für das 
öfterr. Recht anerkannt werden. Dafür fpricht: A) die Natur der 
Sache, welche unter anderem auch in Preußen, troß des Fehlens einer 
ausdrücklichen geſetzlichen Beitimmung, zur Anwendung bes gleichen 
Grundſatzes führte! ; 2) die zwingende Analogie des $ 37 P.-G., wel- 
cher die gleiche Regel für die Vernichtung ausprüdlich aufftellt. Es 
unterliegen daher ver Beichlagnahme nicht jene Exemplare, welche be- 
reits in den Beſitz gejchlofjener Gejellfchaften zur ausjchließlichen Be— 
nugung ber Mitglieder übergegangen find ?, oder beim Buchbinder fich 
befinden, um eingebunden zu werben? u. ſ. w. Vgl. übrigens auch 
das oben $ 28 Gefagte. Im Gaft: over Kaffeehäufern, Leihbibliothe- 
fen u. |. w. aufliegende Drudichriften können dagegen ohne Weiteres 
mit Beichlag belegt werben. 

3) „Bei der Beichlagnahme find die dieſelbe veranlaffenden Stellen 
der Schrift unter Anführung der verlegten Gejege zu bezeichnen. Trenn- 
bare Theile der Drudichrift (Beilagen einer Zeitung u. f. w.), welche 


4) Bol. Shward 8.79, Berner ©. 343. 

2) Bol. Thilo ©. 408, Berner ©. 344, 

3) So Kayjer ©. 636; andrer Anficht Scheint Barth ©. 73 zur fein. 
4) Bgl. Barth ©.73, Lienbader 1 S. s0. 
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nichts Strafbares enthalten, find von der Beichlagnahme auszu- 
Ichließen“. Auch diefe Beftimmungen des deutſchen R.-P.-G. $ 27 
find, als in ver Natur der Sache gelegen, und theilweife wenigjtens 
durch die Analogie des $ 37 B.-G. unterftügt, auch auf das dfterr. 
Prefrecht anzuwenden , und es ift jedenfalls auffallend, daß auf Grund 
besjelben Schweigens der Gefege die preußiſche Praris zur Anerkennung, 
bie öſterr. zur vollftändigen Verleugnung dieſes Grundſatzes ge- 
langte !. 

4) Nach der beftimmten Faſſung des $ 487 St.P.O. ift nur 
eine Beichlagnahme ver Drudjchrift jelbft, nicht aber ver zu ihrer 
Dervielfältigung dienenden Platten, Formen, Steine u. ſ. w. ge- 
ftattet?. Eine Berufung auf $ 37 P.-©. over $ 98 St.-P.-D. fann 
dem Haren Wortlaute jener lex specialis gegenüber nicht zugelafjen 
werben. 

5) Bezüglich der weiteren Verfügung mit den in Beichlag genom- 
menen Drudjchriften muß unterjchieven werden: a) bat die Be— 
Ichlagnahme wegen des Inhaltes der Schrift ftattgefunden, fo kann 
gemäß $ 36 und 37 B.-&. in Verbindung mit dem Verbot die Ver— 
nichtung derſelben ausgejprochen werden; b) erfolgte die Beſchlag— 
nahme dagegen wegen Zuwiberhanveln gegen die Vorjchriften bes 
Preßgejeges, jo müffen die von derjelben betroffenen Exemplare nach 
Durchführung des Verfahrens zurüdgeftellt werden, da hier eine Ver— 
nichtung nicht zuläffig ift (vgl. noch unten $ 72). 

6) Die Beichlagnahme ift ausgefchloffen, wenn die Strafbarfeit 
ber Handlung, wegen welcher fie erfolgen foll, durch Verjährung oder 
aus einem anderen Grunde, der auch die objektive Verfolgung unmög- 
(ich macht, exlofchen ift®. 


IM. Zum Scluffe noch einige Worte über das Verhältniß 
der preßrechtlichen Beftimmungen über Beſchlag— 
nahme zu jenen der allgemeinen St.P.-O. Die Be 
günftigung ber Prefje tritt ſelbſt bei oberflächlicher Betrachtung fo 


1) Bol. Shward S.79, 80, Hartmann ©. 154, Thilo S.109, Ber: 
ner &.316, Barth S. 89; O.T. v. 1/4 1864 (G.A. XII ©. 347). 

3) Anders nach der ausbrüdlihen Beftimmung des deutichen R.-P.-®. 827. 

3) Bol. Marquardſen ©. 233; und unten $ 89, 


— 
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feharf hervor, daß es fich kaum begreifen läßt, wie vieß je überfehen 


werden konnte, 

4) Bor Allem unterfcheibet fich das Prekrecht von der St.-P.-D. 
durch das Erfordernif der fofortigen gerichtlichen Beftätigung der Be— 
ichlagnahme, durch das ipso jure eintretende Erlöſchen derſelben nad) 
Ablauf einer Furzen unbenutzt gebliebenen Friſt, jowie | durch die even⸗ 
tuelle tuelle Erſatzpflicht des Staates. — 

2) At ft die preßrechtliche. Beichlagnahme durch bie Polizei an genauer 
beftunmte Bedingungen gebunden, als dieß nach der St.-B.-D. ber 
Fall ift. Insbeſondere muß bei Verlegung von Vorſchriften des B.-©. 
ber Beginn der Ausgabe oder Verbreitung, alſo die Vollendung bes 
Deliktes abgewartet werben; die Befchlagnahme tarf daher nicht ftatt- 
finden, wenn 3. B. aus dem Bürftenabzuge Mar erkennbar ift, daß bie 
Ausgabe einer den Erfordernifjen des $ 9 B.-&. nicht entiprechenden 
Drudichrift beabfichtigt ift. 

3) Während nach ten Beitimmungen ver St.-P.-D., wenn das 
Berfahren einmal eingeleitet ift, die Beichlagnahme nach dem freien 
Ermeffen des Unterfuchungsgerichtes jederzeit vorgenommen werben 
fan, muß im Verfahren in Preßſachen vem Haren Wortlaute des 
$ 487 ©t.-B.-D. gemäß immer die Initiative, ſei e8 des Staatsan- 
waltes, jei e8 des Privatklägers, abgewartet werben. 


549. Der Berihtigungszwang. 


I. Durch bie der periodifchen Prefje auferlegte Verpflichtung, jede 
Berichtigung der von ihr mitgetheilten Thatjachen unter gewifjen Vor— 
ausſetzungen foftenfrei auf Verlangen des Betheiligten aufzunehmen, 
ſoll dem Angegriffenen Gelegenheit geboten werben, ohne Verzug, an 
berjelben Stelle, von welcher ver Angriff ausgegangen ift, vor dem— 
jelben Publikum, zu welchem fein Gegner geiprochen hat, feine Ber- 
theidigung zu führen. Die Gejeßgebung forgt für vie Gleichheit 
der Waffen in dem vor ver öffentlichen Meinung; fich abipielenden 
Kampfe; das ift der Grundgedanke des Berichtigungszwanges. Wie 
die Strafprozeßordnung dem geſetzesunkundigen Angeklagten den rechts- 
gelehrten Bertheidiger an die Seite ftellt, um bie Uebermacht bes 
öffentlichen Anklägers zu brechen, fo öffnet das Prefrecht dem von ber 
periodifchen Preſſe Angegriffenen die Schranfen ver Deffentlichkeit, 
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legt ihm diejenige Waffe in die Hand, durch deren geſchickte Führung 
bie Breffe ihre Großmachtftellung errungen hat. 

Die Wahrheit ſoll zu ihrem Rechte gelangen: bieß ift der lette 
Zwed ver gejeglichen Normirung des Berichtigungszwanges. Aber 
wolgemerkt: der Zweck ver Einrichtung in abstracto; ob fie im kon— 
treten Falle ihren Zweck erreicht, ob fie vielleicht das gerade Gegen» 
theil des Gewollten zur Folge hat — darum kümmert ſich der Staat 
bier ebenfowenig wie bei vielen anderen feiner Anorbnungen. ‘Der 
Derichtigungszwang kann unter Umftänden eine kaum zu ertragende 
Beläftigung ber periodifchen Preffe — durch die „Narren und Flegel“, 
wie Dr. Bamberger im deutfchen Parlamente ſagte — zur Folge 
haben, er fann, ftatt vie Wahrheit an's Licht zu bringen, das PBubli- 
fum in Irrthum führen; aus diefem Grunde die Einrichtung felbft be- 
feitigen wollen, wäre ebenfo verkehrt, al8 wenn man, mit dem Inqui— 
fitionsprozeffe der fpäteren Zeit, die formelle Vertheidigung gänzlich 
ausjchließen wollte, damit nicht unerfahrenen Nichtern gegenüber 
ſophiſtiſche Dialektif des Anwalts den Sieg über die Wahrheit davon 
trage. 

Durch genaue Abſteckung der Grenzen, innerhalb welcher ver Be- 
rihtigungszwang zugelaffen wird, kann die Gefahr eines Mißbrauches 
bis auf einen Heinen, ven im Allgemeinen jegensreichen Wirkungen ber 
Einrichtung gegenüber verſchwindend Heinen, Bruchtheil herabgemin- 
bert werden. 

Aus diefen Erwägungen kann die herrſchende Anficht, die fich zu 
Gunſten des Berichtigungszwanges ausgeiprochen hatt, nur gebilligt 
werben. Die moderne Gefetgebung folgt ohne nennenswerthe Aus- — 
nahme dem von Frankreich? und Belgien 3 gegebenen Beiſpiele, ſo daß ⸗ 7 € | 
Hier wirklich mit Rayfer von einem »jus gentium«, einer „internatio- Pr de I5 
nalen Rechtsgleichheit” gefprochen werben faun; auch in das beutiche 

u Py 

1) Bgl. u. A. Mohl S. 148, Stein S. 122, Pözl S. 245, Brater „u * 
&.255 (beide im Bluntſchli-Brater'ſchen Wörterbuch VIII. Bo.), Biedermann « 

im Rotteck-Welcker'ſchen Staatslerifon XI. ©. 756, Thilo ©. 37, Berner 
&.229f., Kayjer ©. 587. 

3) Geſetz v. 25/3 4822 Art. 44, vgl. Darüber Ravelet, Code manuel de la 
presse (1872} S. 70, Satin, Manuel II ©.304, Rolland S. 49; über bie 
fpäteren Geſetze v. 27/9 1849, 47/2 1852 und 44/5 4868 ngl. Kayfer ©. 556, 


Rolland ©. 67, 75, 83. 
3) Decret v. 29/7 4884. 
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R.«P.-G. hat ($ AN) ver Berichtigungszwang, nach langen Debatten 
über feine Abgrenzung, Aufnahme gefunden. 

In Bezug auf die fyftematifche Stellung, welche das Lehrbuch dem 
Derichtigungszwange angewiefen hat, fei bemerkt, daß fie nur an- 
nähernd eine richtige ſein kann. Allerdings ſoll durch dieſe preßpolizei- 
liche Anorbnung dem Fortwirken der durch die periodifche Preffe be- 
gangenen Rechtsverlegungen entgegengewirkt, follen vie Folgen ber- 
jelben paralyfirt werben, aber der Umfang bes Berichtigungszwanges 
reicht ungleich weiter, reicht weit über das Gebiet des Rechtes über- 
haupt hinaus: das Gut, das er ſchützen foll, ift die Wahrheit. 
Nicht bloß Rechtsverletzungen, fondern jeder Verlegung der Wahrheit 
joll er entgegentreten. 


1. Während fchon zur Zeit der Genfur ver öfterr. Gefeßgebung 
amtliche Berichtigungen durchaus nicht fremd waren !, beginnt die ge— 
nauere Regelung des Berichtigungszwanges als eines auch zum Schuße 
bes Einzelnen beftimmten Inftitutes erſt mit dem Jahre 1848. 
$ 13 ver Berorbnung vom 31/3 1848 verpflichtete ven Herausgeber 
einer periobiichen Drudjchrift, in das nächſtfolgende Blatt oder Heft 
jeve amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigung von Thatfachen 
unbedingt, andere infoweit, als ver Umfang ver Entgegnung den Um: 
fang des Artifels nicht überfteigt, unentgelolich aufzunehmen. Für ven 
Mehrumfang waren die gewöhnlichen Einrüdungsgebühren zu bezah— 
len. Die Berorbnung vom 18/5 4848 brachte in $ 6 die weitere Ber 
ichränfung, daß die Entgegnung, ohne Zuftimmung ber Rebaktion, ven 
Zfachen Umfang des zu berichtigenden Artikels überhaupt nicht über- 
fteigen dürfe. Denfelben Standpunkt nimmt das Patent vom 13/3 
1849 in $ 47 ein. 820 ver P.O. nom 27/5 4852 befeitigte biefe 
Schranfe nd verpflichtete zur unentgelelichen Aufnahme bis zum zwei- 
fahen Umfange des Artikels. Die gleiche Beſtimmung findet ſich in 
8 49 des geltenden P.-©. von 1862. 


11. Weiter, al8 in Bezug auf die Vorausfegungen und den Umfang 
des Berichtigungszwanges, gehen die Geſetzgebungen in ber Regelung 
des Berihtigungsverfahrens auseinander. Bald begnügen 
fie fich mit der VBerhängung einer Strafe gegen ben mala fide bie 


4) Bol. 3. B. die Verordnung v. 22/5 1674 im Cod. austr. II ©. 532. 
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Aufnahme weigernden Rebakteur!, bald wird die Aufnahme durch eine 
executio ad faciendum, insbejondere durch Einjtellung der Drud- 
ihrift bis zur Erfüll bis zur Erfüllung bes Auftrages, erzwungen. Bald hat der 
—— bald die Sicherheitsbehörde?, bald das Gericht 
die Aufnahme anzuordnen; bald ſteht dem Redafteur?, bald dem 
die Beridhtigung Berlangenden das Recht zu, die gericht: 
liche Entſcheidung einzuholen. 

Auch die öſt err. Gejeßgebung hat in Bezug auf das Berichtigungs- 
verfahren bedeutende Schwankungen durchgemacht. Das Patent vom 
13/3 1849 begnügte fich mit ver’Vorfchrift ($ 17), daß im Falle ver 
Weigerung der Herausgeber durch den Staatsanwalt zur Aufnahme 
zu verhalten jei. Dagegen bilvete die P.O. von 1852 in $ 29 das 
Berichtigungsverfahren weiter aus. Die Weigerung, die vom Staats: 
anwalte oder von der Behörde zugeitellten Veröffentlichungen aufzu- 
nehmen, zog eine Gelpftrafe von 25—200 fl. C. M., fortgefette 
Weigerung die Einjtellung des weiteren Erjcheinens der Drud- 
jchrift bis zur Erfüllung der obliegenven Verpflichtung nach fich; 
außerdem blieb „vie Anwendung anderweitiger gejeglicher Zwangsmittel 
vorbehalten“. 


Nach 8 19 des P.“G. v. 1862 follte ebenfalls zunächft der Staats- 
anwalt vie Aufnahme ver Berichtigung erwirken, eventuell durch das 
Zwangsmittel der Einjtellung*t. „Findet der Staatsanwalt dem An- 
juchen um Erlafjung des Auftrages zur Aufnahme einer Berichtigung 
nicht zu willfahren, over will ſich der DBetheiligte nicht an ihn 
wenden, jo jteht es ihm rei, die Hilfe des Gerichtes in Anspruch 
zu nehmen.“ 

Schon bei ver Berathung des P.-&. von 1862 wurde der Antrag 
geftellt, und vom Abgeorbnetenhaufe angenommen 5, die Intervention 
des Staatsanwaltes gänzlich zu befeitigen, und ſofort auf Anrufen des 





1) So außer Preußen, Baiern, Baden, Weimar insbefondere das beutiche 
R.-B.:©. 519 Abſ. 3. 

2) Sachſen 41870 Art. 43. 

3) Dieß das vielbeiprochene „badische Syſtem“ von 1868, das im beutichen 
Parlamente zahlreiche Anhänger batte. 

4) Ueber die angeblichen Vorzüge dieſes Syftems vgl. Lien bacher IS. 134 ff., 
1.42, 

5) Bel. A.-St.-P. I. Seſſion 5.2492. 
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AA Berichtigenden die gerichtliche Entſcheidung eintreten zu laſſen; da 

7° ras Herrenhaus aber ver entgegengefegten Anſchauung der Regierung 

Bukal, W7 | beitrat, fam e8 zu einem Kompromiß, welchem $ 49 cit. feine Formu— 

lirung verdankte. Erſt durch die Novelle vom 15/40 1868 Art. II 

RP =. gelangte das heute geltende Syſtem ver direkten Provokation auf 
gerichtliche Entſcheidung zur gefeglichen Anerkennung. 


$ 50. Fortjegung. Das geltende öſterr. Recht. 
* PER ) Beridtigungszwang. 

A) Nur der periodijchen Prejje gegenüber greift die Verpflich- 

/ WE dr „de © tung zur Aufnahme von Berichtigungen Plat ($ 19 P.-©.). Soweit 

es ſich um nicht periodifche Drudjchriften handelt, kann = gleiche 

de 2, ⸗ giel, die Klarjtellung des wahren Sachverhaltes, nur annähernd und 

Ed, nur auf Ummwegen erreicht werben, nämlich durch den richterlichen Auf: 

organ 5 trag zur Veröffentlichung des ftrafgerichtlichen Erfenntnifjes gemäß 

— 88 20 und 39 P.-G.!. Selbftverftändlich unterliegt auch die Negie- 
rungsprefie dem Berichtigungszwang, ausgenommen, wenn bie Ver: 
öffentlichung der betreffenden periodiſchen Drudjchrift „im geſetzlichen 
Wirkungskreiſe“ erfolgte?. 

2) Vorausſetzung für das Eintreten des Berichtigungszwanges ijt 
die Mittheilung von (unrichtigen) Thatſachen durch die 
Preſſe. Daß es fich dabei um Angriffe auf Einzelne oder Behörden 
handelt, ijt nicht erforderlich; anbrerjeits genügt es nicht, daß ber 


Betroffene bloß genannt ober bezeichnet wurbei: es müffen That- 


-_ 


fachen mitgetheilt ſein. "Beihimpfungen , überhaupt Yeußerungen, 
| welche ein Urteil enthalten, Kritiken über wiſſenſchaftliche fünft- 





leriſche gewerbliche Yeiftungen u. |..w. ſind daher kein Gegenftand der 
Berichtigung‘. Dabei macht es feinen Unterfchied, ob die Mittheilung 


1) Dgl. darüber unten $ 73. 

2) Bgl. oben $20. 

3) Anerfannt jüngft v. O.T. 37/4 4877 (G.A. XXV. ©. 353); dagegen 
— Preußen, Baiern, Weimar und A. von „angegriffenen Perſonen“ geſprochen. 


) Anders das franz. Geſetz v. 25/3 1822 Art. 11: »toute personne nommee 
ou —* Bgl. dazu Rolland ©. 49. 
N > 5) Bol. Hartmann ©. 183, Barth S.44, Kayſer S. 588, Ber 
©.225, der aber ©. 234 — wol mit Unrecht — de lege ferenda für ——— 


— 


angeführten Autoritäten (Sacher-Maſoch und Wuttke) können in dieſer Be— 


tet des Berichtigungszwanges auch gegen Kritiken u. dgl. eintritt. Die von ihm 
u ztebung wol nicht als unbefangene Zeugen gelten. 
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ver Thatfache bona ober mala fide erfolgte, aus ber Redaktion felbit 
oder von einem diejer völlig unbekannten Dritten jtammte, Driginal- 
nachricht des Blattes war, oder ohne Angabe ver Quelle nachgedrudt 
wurde. Die häufig vertretene Anficht!, daß auch bei Angabe der 


— — eu 


Quelle das nachdrucende Blatt zur Aufnahme der Berichtigung ver- 


— — 





der Zeitung B lejen wir, daß u. ſ. w.“, fo hat die Zeitung A nur bie 
eine Thatfache als folche mitgetheilt, daß die Nachricht aus ter Zei- 
tung B entlehnt jei. Was im Schoße ver deutſchen Reichstagskommiſ— 
jion bezüglich der Kammerberichte ausgefprochen wurde?: „ver $ Fünnte 
nicht Anwendung finden auf wahrheitsgetreue Mittheilung von Kam— 
merreden bezüglich der von den Rednern vorgetragenen Thatjachen, 
denn bier ſeien nicht dieſe Thatjachen felbit, ſondern 
nurdieKammerredenals jolche Gegenſtand der in der 
Druckſchrift gemachten Mittheilung“ — eine Anficht, vie 
von allen Seiten gebilligt wurde — muß auf alle analogen Bälle 
Anwendung finden. 

Enttellung von Thatjachen kann nicht bloß durch pofitive Mit- 
theilung, jondern auch durch Untervrüdungen, Verſtümmelungen einer 
Rede u. ſ. w. begangen werden. Auch gegen vie Berichtigung jelbft 
ijt eine abermalige Berichtigung zuzulaffen *. 

3) Das Recht, die Aufnahme einer Berichtigung zu verlangen, 


unzweifelhaft auch allen Arten von Gejellfchaften und Vereinen, ohne 


Al Marquardien S.88, Berner S.241 u. ut % - 

2) Marquardien 9.89. a 

3) So and Lienbacher 1 S.44, Marquardſen S.85, Schwarze 
44, Thilo ©.40, Kayjer 9.588. Vgl. D.-T. v. 14/3 1866 (D.-R. VII. 
5.171). Theilweife abweihend Berner 9.244. 

9 Thilo S.41; D.-T. v. 31/3 1864 (G.⸗A. XII. 9.494). 

5) Gehören auch Truppenkommanden hieher? Vgl. ben in den IB. 1876 
No. 26 mitgetheilten Fall, in welchem das Bez. Ger. der inneren Stabt Wien bie 
Frage verneinte. 

6) Bol. auch den Erl. v. 3/8 1851 (bei Prucha, Polizeipraris S. 489), nad 
welchem unwahre und entftellte Zeitungenachrichten jogleich von Amtswegen zu bes 
richtigen find. 
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halten werven könne, geht zu weit. Wenn die Zeitung A ichreibt: „in/ If E / £ 
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Rückſicht darauf ob „ob fie mit Korporationsrechten” verfehen find ! oder 
nicht; fie üben die Berechtigung durch ihre gejetslichen Vertreter aus. 
Wer als „Betheiligter“ erfcheint, kann nur mit Rückſicht auf die kon— 
freten Umſtände bejtimmt werden. Jedenfalls werben auch nach vem 
Tode des in erjter Yinie Betroffenen andere mit ihm in naher 
yiehung Trehenke Werfonen als Berechtigte betrachtet werben — 
$ 495 des allgemeinen St.-G. kann Anhaltspunkte bieten, ohne jedoch 
in pofitiver oder negativer Nichtung ausjchließlich maßgebend zu jein ?. 
Selbſtverſtändlich muß dem Redakteur gegenüber erfichtlich gemacht 
werben, worin die „Betheiligung“ des die Berichtigung Verlangenven 
gelegen fein joll; doch entjcheivet auch hier das arbitrium boni viri, 
ohne daß es möglich wäre, feſte Rechtsregeln aufzustellen. 

4) Die Berichtigung ift „in das nach gejtelltem Begehren zu— 
nächſt erſcheinende oder zweitfolgende Blatt oder 
Heft, und zwar fowol bezüglich des Ortes der Ein- 
reihbung als auch bezüglich der Schrift (Lettern) ganz 
in berjelben Weife aufzunehmen, in welcher der zu 
berihtigende Artikel zum Abdrucke gebradt war“. 
Dem vernünftigen Ermeſſen muß es überlaſſen bleiben, hier bie rich- 
tige Grenze zwifchen einer Umgehung des Geſetzes einerjeits, einer 
übermäßigen Beläftigung ver Preffe andrerfeits, im einzelnen Falle zu 
finden. So wird e8 wol nothwendig fein, daß die Berichtigung in 
berjelben Rubrik abgedruckt wird, in welcher bie erfte Mittheilung ge- 
bracht wurde z. B. im „Zagesbericht“ in der „Heine Chronik” u. |. w.), 
ohne daß es erforverlich wäre, ver Berichtigung auch in Bezug auf die 
Reihenfolge ver Notizen innerhalb diefer Rubrik dieſelbe Stellung ein- 
zuräumen, welche die zu berichtigende Mittheilung inne hatte?. Im 
Bezug auf die Sprache ‚ in welcher bie Berichtigung zu erfolgen hat 
oder erfolgen darf, enthält das Geſetz feine ausprüdliche Beftimmung ; 
daraus folgt aber nicht, wie dieß von mancher Seite angenommen 
wird, daß die Wahl ver Sprache ganz in das Ermeifen des Berich- 
tigenven gejtellt ijt; es ijt vielmehr aus dem Parallelismus zwijchen 


1) Darauf beichränkte u. A. das preuf. P.-©. v. 1851 die Berechtigung. Bol. 
Hartmann ©.132, Rönne S. 145 ff., Thilo, Preuß. P.-©. ©. 66, 

2); Unrichtig Frühwald, Fortbildung ©. 101. 

3) Anerlfannt vom D.-©.-9. in der E. v. 13/11 1872 J.B. 1972 No. 40). 

4) Marquardſen S. 86, Berner ©. 236, 
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Berichtigung und Mittheilung, welcher den leitenden Grundgedanken 
ver gejeglichen Beſtimmungen bildet, zu fchließen, daß jene in derſelben 
Sprache abgedruckt werden muß, in welcher dieje erjchienen ijt, und 
daß eine Abweichung in diefer Richtung weder dem Berichtigenden noch 
dem Redakteur — von gegenjeitigem Einverjtändniffe abgefehen — 
freifteht. 

Die Berichtigung „muß unverändert und ohne Einſchal— 
tu ng irgendein er Art abgebrudt — Selblt Frage⸗ und Aus⸗ 





ind unbedingt verbeten. Geſtattet ſind bei von Briv atperf onen 
ausgehenden Berichtigungen folche Bemerkungen, welche ven Text nicht 
unterbrechen. Bei amtlichen Berichtigungen dürfen jene Blätter, 
welche diefelben aufzunehmen verpflichtet find, in verjelben Num— 
mer, in welcher ver Abdruck erfolgt, weder Zufäge noch Bemerkungen 
über ven Inhalt diefer Veröffentlichung aufnehmen. („Verbot ver 
Stloffirung“.) —— 
ET Dt Aufnahme ver Berichtigung hat unentgelolid) zu erfolgen, 
und zwar a) bei „amtlichen Berichti tigungen ohne Rudſicht auf ihren 
Umfang; b) bei privaten „nur inſofern, als der Umfang verjelben dag" 
zweifache Maß des Artikels, gegen ven fie gerichtet find, nicht über- 
fteigt 3. Dabei ift jedoch zu betonen, daß eine private Mittheilung, 
welche aufzunehmen im Wege des Berichtigungsverfahrens gemäß & 24 
P.-6. gerichtlich aufgetragen wurde, dadurch nicht ihre innere Natur 
verändert, nicht zu einer amtlichen im Sinne des $ 19 P.-©. wirt. 
Auch dann, wenn die Entgegnung den angegebenen Umfang über- 
fchreitet, ift einerfeitS der Einfenver an thbatjächliche Behauptungen 
gebundens, darf andrerjeits ver Redakteur die Berichtigung nicht 


1) Bol. Behaghel, Badiſches P.G. ©. 44, Barth ©. 44, Berner 
©. 236. 

2) Bol. den im den J.B. 1872 No. 26 mitgetheilten Fall. 

3) Die Gejeßgebungen ſchwanken in diefem Punkte fehr bedeutend. Ueber das 
ältere öfterr. Recht ftehe den vorigen $. Zmeifaches Maß des erften Artikels hatten 
Franfreih 4822, Belgien 4831, Sadien 1870; einfaches Maß Baiern 1850. 
Preußen 1851. Nach $ 41 des deutſchen R.-P.:®. darf die „Entgegnuug ben (ein: 
fachen) Raum ber zu berichtigenden Mittheilung nicht überſchreiten.“ Gegen 
legtere dem praftiichen Bebürfniffe gewiß nicht entiprechende Beſchränkung vgl. 
Berner. 240, Kayjer ©. 589, 

4) Bol. Lienbaher 1 S.124, und den im den Y.:B. 1872 No. 42 mitge- 
theilten Fall. 

5) Shwarze ©. 42. 


182 Viertes Buch. Das Preßpolizeirecht. 


zurückweiſen; doch „find für das Mehr vie üblichen Einrüdungsgebüh- 
ren zu entrichten“, d. h. bie in ber betreffenden Zeitungsarminiftration 
herkömmlichen, over wenn das Blatt feine Inferate aufnimmt, bie 
Drudfoften !, die eventuell durch Sachverftändige feſtgeſtellt werben 
fönnen?, Wenn Vorausbezahlung üblich ift, kann auch dieſe begehrt, 
und bei Nichtleiftung derjelben die Berichtigung zurüdgewiejen wer- 
den ?. 

6) Eine Berjährung des Berichtigungsvechtes giebt e8 nicht ; 
doch kanũ der Ablauf eines groͤßeren Zeitraumes gas Inkereſſẽ des Berich⸗ 
tigungswerbers, ſeine „Betheiligung“ als fraglich erſcheinen laſſen. 
Dagegen kann das durch die Verweigerung der Aufnahme begangene 
Delikt allerdings verjährt fein, ohme daß pas Berichtigungsrecht dadurch 
irgend wie beeinträchtigt würde; ‚es ift in einem folchen Falle, ohne 
Beitrafung des Redakteurs, die Aufnahme ber Berichtigung anzuord— 
nen, und eventuell durch die Einftellung des Blattes zu erzwingen. 

Auch nachdem das Begehren geftellt, ja ſelbſt nachdem ein gericht- 
liches Erkenntniß darüber provozirt worden, kann auf das Beridti- 
gungsrecht jederzeit verzichtet werben; ſelbſtverſtändlich erlifcht da— 
durch nicht Die gegen den Redakteur bereits erfannte Strafe. 

Das Begehren um Aufnahme ver Berichtigung, über welches eine 
Beſcheinigung zu ertheilen ift, braucht nicht eben an ven verant- 
wortlihen Redakteur geftellt zur werben; es genügt, wenn es, 
mündlich oder fchriftlich, an „bie Redaktion“ gerichtet war. Doch trägt 
ber verantwortliche Redakteur unter allen Umftänden die Haftung für 
bie verweigerte Aufnahme. Die aus diefen Sägen fich ergebenten In— 
fonvenienzen würden amt beften befeitigt, wenn man, wie bieß Lien— 
bachers vworgefchlagen hat, nur jenes und immer jenes Mitglied ver 
Redaktion verantwortlich machte, von dem bie Weigerung ausge: 
gangen ift. 


1) Theilweile abweihend Berner S. 241, vgl. B.:&. v. Lübeck (1856) $15. 

2) Schwarze S.43. 

3) Marquardſen ©.87, Schwarze S.43 gegen Berner S. 244. Die 
Frage ift auch in Frankreich kontrovers; vgl. Rolland S.67. Wie im Texte: 
Chaſſan, Grattier, Dalloz, Rolland; dagegen die Mehrzahl der Prä- 
jubifate. 

4) Bol. Rönne©.39, Schwarze ©. 44, Berner ©. 238. 

5) Schwarze ©. 66. 

6) 1.©. 127, 
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7) Nach dem geltenden Rechte! unterliegt e8 keinem Zweifel, daß 
durch Aufnahme der Berichtigung die ftrafrechtliche VBerantwortlichkeit 
wegen der erjten Mittheilung in feiner Weije berührt wirv. 
Ebenjo trägt ver Redakteur die Haftung wegen des etwa jtrafbaren 
Inhaltes der von ihm aufgenommenen Berihtigung?. 


$51. Sortjegung. b) Das Berihtigungsperfahren. 


1) Durch die Novelle vom 15/10 1868 wurde die ftaatsanmwalt- 
Ichaftliche Intervention im Berichtigungsverfahren vollſtändig beſei— 
tigt ?; verweigert ver Redakteur die Aufnahme, jo hat die Partei jich 
direft an den Richter zu wenden, ver „über das dießfällige Begehren 
ohne Verzug, womöglich binnen 24 Stunden, zu erfennen 
hat.” Ein gegen den Theil des Erfenntniffes, welcher die Verpflich- 
tung zur Aufnahme ausfpricht, ergriffenes Nechtsmittelt Hat feine 
auffchiebende Wirkung. Soll die Berichtigung überhaupt irgent einen 
Erfolg haben, jo muß fie eben — man denke an die falſche Nachricht 
einer Zahlungseinftellung und ähnliche Fälle — möglichjt raſch ge— 
vracht werden; em Verfahren, welches eimerjeits jede Verzögerung 
ausjchließt, andrerſeits richterliche Entſcheidung gewährt: das ijt 
das Ziel, welches ven Gefetgebungen vorjchwebt, und welchem vie 
Novelle von 1868 unter allen am nächjten gekommen fein bürfte. 

2) Neben der Anordnung der Aufnahme ift der verantwortliche 
Redakteur, der ſich „grundlos“ geweigert hat, ven ihm mitgetheilten 
Aufſatz in der geſetzlich vorgefchriebenen Zeit und Art abdrucken zu 
laffen, mit einer Gelvftrafe zu belegen. Der Wortlaut des Geſetzes 
kann zu Zweifeln darüber Anlaß geben, ob das Wort „grundloſe Weige- 
rung" im objektiven oder fubjeftiven Sinne aufzufafjen jei. Im erjteren 
Falle würde die Weigerung nur dann als berechtigt erjcheinen, wenn 
objektiv, nach der Anſicht des erfennenvden Richters, ein 
jtichhaltiger Grund zu derjelben vorlag ; nach ver entgegengejegten Auf- 
faljung wäre die Strafe auch dann ausgejchloffen, wenn ver Redak— 


1) Gebilligt von Marquardfen ©.87; dagegen de lege ferenda ber 
Sournaliftentag v. 1874, 
Mi So Hartmann ©. 133; a. A. Rönne S. 149, 239, SchwarckS. 72, 
.Vgl. auch unten $ 63 1. 
a Bgl. oben $49 ©. 177. 
4) Es ift die die allgemeine Beichwerbe des 8481 St.-P.-O 
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teur bona fide einen objektiv nicht vorliegenden Grund als vorliegend 
angenommen bat, feine Weigerung für begründet hielt, wäh- 
rend fie es objektiv betrachtet nicht ift. Letztere Auslegung iſt die rich- 
tige. Es ergiebt fich die einerjeitS aus vem auch bei ven eigentlichen 
Preßdelikten geltenden Grundfage, daß ohne Verſchulden eine Ber- 
urteilung undenkbar ift!, anbrerfeits aus ber Formulirung des $ 21 
P.-&., nach welcher Anordnung der Aufnahme ohne VBerhängung der 
Gelpftrafe unzweifelhaft möglich ift; es muß demnach zu ber objektiv 
vorliegenven Verpflichtung des Redakteurs noch ein weiteres hinzufom- 
men; um feine Weigerung als ftrafbar erjcheinen zu laffen: die mala 
fides?. Auch die irrthümliche Annahme, zur Verweigerung ber — 
nahme berechtigt zu fein, ſchließt alſo die Beſtrafung aus. 

3) Das deutſche R.-P.-G. $ 11 berechtigt ven Redakteur in brei 
Fällen ausprüdlich dazu, die Aufnahme ver angeblichen Berichtigung 
zu verweigern. Da diefe Beftimmungen fich aus der Natur der Sache 
ergeben, müffen fie auch im öfterr. Rechte, obwol fie hier nicht aus- 
brüdlich anerkannt find, Anwendung finden. Demnach ift die Berich- 
tigung zurüdzuweifen : 

a) Wenn fie von dem Einfender nicht unterzeichnet ift. Es fehlt 
hier eben an jeder Befcheinigung dafür, daß der Berichtigende wirklich 
eine „betheiligte“ Perſon im Sinne des B.-©., mithin zur Sache legiti- 
mirt iſt. 

b) Wenn die Berichtigung einen ftrafbaren Inhalt hat. Hier darf 
nicht bloß, hier mu vie Aufnahme verweigert werben, ba ja im ent- 
gegengejegten Falle ver Redakteur wegen des jtrafbaren Inhaltes zur 
Verantwortung gezogen werben könnte ?. 

ce) Wenn die Entgegnung fich nicht auf thatjächliche Angaben be: 
ſchränkt. In dieſem Falle kann die ganze angebliche Berichtigung 
zurücgewiefen werben, ohne daß der Redakteur verpflichtet oder berech- 


4) Vgl. darüber unten $65. 

2) Ausdrücklich Spricht auch 849 der deutſchen R.-P.:G. ben Grundfat aus: 
„Iſt die unberechtigte Verweigerung im guten Glauben gejcheben, fo ift unter Frei— 
ſprechung von Strafe und Koſten Tediglich die nachträgliche Aufnahme anzuordnen“. 
Bol. übrigens gegen biejes „Schlupflodh, durch welches der Redakteur wol bisweilen 
ber Strafe wird entwifchen können“ Berner ©. 266. 

3) Vgl. Behaghel, Badiſch. P.-©. S.20, Hartmann S, 133, Thilo, 
Preuß. B.-G. ©. 67, Barth ©. 44, Marquardſen ©. 86. 

4) Bgl. oben $50 ©. 183. 


— 


F 
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tigt wäre, eine vielleicht jogar leicht mögliche Ausſcheidung des über 
das Gebiet des Thatfächlichen hinausgehenden Inhaltes vorzunehmen 
und nur ven Reſt zum Abtrude zu bringen. Dasjelbe muß auch dann 
angenommen werten, wenn der Inhalt ver Entgegnung das Programm 
ber Zeitjchrift überjchreitet. 
Dagegen berechtigt die Ueberzeugung des Redakteurs von der Wahr: 
heit der urfprünglichen Mittheilung, von ver Unwahrheit der, Berich⸗ 


tigung“ denſelben nicht zur Verweigerung ber Aufnahme 1, wenngleich 


feine bona fides . auch hier = der — befreien fann. — 


ſeiner — —— würde? — es fann ja unter Um— 
ſtänden der Beweis in wenigen Augenbliden hergejtellt fein — ſondern 
aus einem tiefer liegenden Grunde. Durch den Berichtigungszwang 
joll nicht die Wahrheit direkt, in jevem einzelnen Falle, Hargeftellt wer: 
ben; es joll nur auch der Gegner zu Wort kommen, damit ver einzig 
zur fetten Entſcheidung über vie Wahrheit berufene Richter: das Publi- 
kum nicht zu einem einfeitigen, parteiifchen Urteilsipruche verleitet 
werde. Der Richter hat vie Aufnahme ver Entgegnung auch dann an- 
zuordnen, wenn er überzeugt ift, daß fie ein Gewebe ver plumpften 
Fügen enthält, darum iſt ver Wahrheitsbeweis unbedingt ausge: 
ſchloſſen. Bas 


4) Als „Weigerung“ muß es auch betrachtet, eventuell bejtraft 


werden, wenn bie Aufnahme zwar zugeſagt, dieſes Verfprechen aber 
nicht erfüllt wird; oder wenn die Aufnahme zwar erfolgt, aber nicht 
innerhalb ver gejetzlichen Frift, oder nicht in der vorgefchriebenen Weife ; 
es kann in diefem alle unter Umftänden vurch den Richter aber- 


malige Aufnahme in einer“ dem Wejege eutſprechenden 30 um ange⸗ 
ordnet werden J 


Er Entſcheidung iſt der_Einzelrichter am "Drudorte bez. am 
Drte des Erjcheinens berufen‘. Die Entfcheidung hat ſich darauf zu 





1) Barth S. 4, Schwarze 43. 

2) Dieß die regelmäßige Begründung; vgl. Marquardſen ©. 88. 

3) Andrer Anfiht Shwarze 9.66, Harum 9.318, Letzterer unter Be- 
rufung auf dem (bier gar nicht anmwendbaren) Art. IV. des Kundmahungspatentes 
zum allg. St.-G. Richtig Herbft und Frühwald. 

4) Bgl. 5485 St.-B.-O. 
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beichränten, ob die Berichtigung in der Form, in welcher ihre Aufnahme 
verlangt wurde, aufzunehmen war oder nicht. In eine Formulirung 
ihres Wortlautes hat fich der Richter nicht einzulaffen!. Bringt der 
Derichtigungswerber eine neue Faſſung in Vorſchlag, jo hat er jich 
zunächſt an ven Redakteur zu wenden, und erſt dann, wenn die Auf- 
nahme auch in diefer neuen Formulirung verweigert würde, kann aber: 
mals die gerichtliche Entſcheidung begehrt werben. 

Während nach ver P.O. von 1852 $ 21 die Einftellung ver 
Drudichrift nur bei „Fortgejegter Weigerung“ einzutreten hatte, 
beftimmt $ 21 P.«G. von 1862 ganz allgemein: „auch hat das Ge— 
richt die Einftellung der Drudichrift bis zur Erfüllung der Verpflich- 
tung zu verfügen.“ Dieje Verfügung bildet demnach einen nothwendi- 
gen und integrivenden Bejtanttheil des Erfenntniffes auf Aufnahme 
ver Berichtigung. Durch diefe Beſtimmung übertrifft das öjterr. 
Prefrecht die übrigen Gefeßgebungen, insbejondere das deutſche 
R.-B.:©., an Strenge; es darf aber anprerjeits nicht überfehen wer- 
den, daß nach geltentem öfterr. Recht eine wiederholte Bejtrafung 
wegen fortgejegter Weigerung, wie fie das deutſche R.-P.-©. zuläßt?, 
nicht möglich ift. 


852. Die Berpflihtung zur Angabe des Druders, 
Berlegersu.f. w. 

I. Während alle übrigen preßpolizeilichen Anorbnungen, ſowol die 
bisher befprochenen, als auch die fofort zu erwähnende Verpflichtung 
zur Rautionsbeftellung, lebhaften und zum Theil wenigjtens gut be- 
gründeten Angriffen ausgejegt jind, erfrent fich die ſchon in den deut— 
chen Reichsgejegen des 16. Jahrhunderts regelmäßig wieberfehrenpe 
und feither von allen Preßgeſetzgebungen feitgehaltene Vorſchrift, daß 
auf jeder Drudjchrift Name und Wohnort des Druders, beziehungs- 
weife (in ben modernen Gejegen) des DVerlegers, Herausgebers und 
Nedakteurs, angegeben fein müſſe, allgemeiner, ja — von vereinzelt 
gebliebenen Ausnahmen abgefehen — nahezu einftimmiger Billigung. 


ı A. U. Scheint bas Herrenhaus gewefen zu fein; vgl. H.⸗“St.P. I. Seifton. 
©.5 

Dal. E. des bairishen Kafjationshofes v. 23/5 1875 (G.A. XXIV. 
©. 14m, und 4/12 4875 (Stenglein V. S. 234); D.-T. 13/9 1877 (G.⸗A. 
XXV. &.591). 
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Die Abweichungen ver verſchiedenen Preßgeſetze betreffen lediglich 
Punkte von untergeortneter Bedeutung; jo hat man bie Forderung, 
daß aud das Jahr des Erfcheinens anzugeben fei, fallen gelaflen, jo 
bat man — auch im öfterr. Entwurf von 1874 — fich mit der Nam— 
haftmachung des Druders oder BVerlegers begnügt, während andere 
Geſetze, wie das deutſche R.P.-G. 8 6 und das öfterr. B.-©. v. 1862 
vie Kumulirung beider Angaben verlangen. 

Alle hieher gehörigen Vorfchriften bezweden : 

1) Die Staatsangehörigfeit ver Drudichrift, ob inländiſche over 
auswärtige, mithin die Anwendbarkeit oder Nichtanwendbarfeit des ein- 
heimiſchen Rechts zu fonftatiren. 

2) Im Falle einer notbwendig werdenden Verfolgung ven Behör- 
ven die Anhaltspunkte für ein vafches und ficheres Einfchreiten in allen 
Stadien des Verfahrens an die Hand zu geben. Die erfolgreiche Be— 
ſchlagnahme ver vorräthigen Eremplare ber jtrafbaren Drudichrift, bie 
Zerjtörung der Platten, Formen u. f. w. beim Druder oder Verleger 
joll ermöglicht, Name und Wohnort der verantwortlichen Perſonen 
fejtgeftellt werben. 

3) Die Angabe des Drudortes insbefondere foll die Kompetenz 
ber Gerichte, Die jich in der Regel wenigjtens ($ 486 ©t.-B.-D.) 
nach dieſem richtet, Elarjtellen, damit die Einleitung der Verfolgung 
turch zeitraubende Erhebungen über den Thatort nicht aufgehalten 
werde. Auch in prefpolizeilicher Beziehung (man vente an die Abgabe 
der Probeeremplare) ift die jofortige Konftatirung des Drudortes von 
maßgebenver Bedeutung. 

4) Nach jenen Geſetzgebungen, welche, wie das geltende öſterr. 
Recht, an dem Konzeffionszwange für die Breßgewerbe fefthalten, dient 
endlich die Verpflichtung zur Angabe des Druders dazu, Winfel: 
prutdereien hintanzubalten. 


Il. Auch die öfterr. Gefeßgebung weift feit dem Jahre 1848 nur 
unbedeutende Schwankungen auf. Die Berordnung vom 31/3 1848 
verlangte in $ 4 Angabe des Druders oder Berlegers, ferner Angabe 
des Drudortes und die übliche Bezeichnung der Zeit des Drudes. 
Bei periodiſchen Drudichriften hatte außerdem nach $ 12 ver verant- 
wortliche Redakteur feinen Namen jedem einzelnen Blatte oder Hefte 
der Zeitfchrift beizufegen. Diejelben Vorfchriften finden fich in ben 
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68 4 und 5 ber Verordnung vom 18/5 1848. Das Patent vom 13/3 
1849 verlangte in $ 4 außer ter Benennung bes Druders noch, 
wenn ein bejonderer Herausgeber over Verleger eintritt, die Angabe 
bes Einen oder des Anderen. Die übrigen Anoronungen jtimmten 
mit ven bisherigen überein. Etwas weiter ging $ 2 ver P.-O. vom 
27/5 1852. Jede Drudchrift muß mit dem Namen des Druders, 
des Verlegers und, wenn ein bejonvderer Herausgeber eintritt, auch 
mit dem Namen vesjelben bezeichnet fein, jo daß eventuell alle drei 
Perjonen genannt werden müflen. Das P.-G. von 1862 kehrte zu 
dem Standpunkte des Patentes von 1849 zurüd. Die in dem Ent- 
wurf von 1871 vorgejchlagene Abänderung wurde bereits oben erwähnt. 


II. Das geltende öfterr. Recht verlangt in’$ 9 P.-©. 

4) bei nicht periodifhen Drudichriften a) Angabe des 
Drudortes b) des Namens oder der Firma des Druders c) Angabe 
des Verlegers. 

Selbftverftändlich genügt nicht die Nennung des Namens over der 
Firma allein, ſondern e8 muß auch angegeben fein, daß der Genannte 
als Druder over Verleger genannt jei!. Dieß gilt jelbit für ven Fall, 
ala — was an fich durchaus zuläffig tft — diejelbe Firma Drud und 
Verlag übernommen bat. 

Obwol das Gefet nur bezüglich des Druders die Angabe ver 
Firma ausdrücklich für genügend erklärt hat, muß das Gleiche doch 
auch bezüglich des Berlegers angenommen werben ?. Auch Vereine 
und Gejellichaften u. |. w. können als Verleger genannt werden; bie 
Bezeichnung „im Selbftverlage des Minoritätsausfchuffes des Vereins 
Mitteljchule“ wurde vom D.-©.-H. in der E. v. 21/12 1869 (G.-H. 
1870 No. 15) als dem Gefege nicht widerſprechend bezeichnet. 

Die Nennung muß auf jeder Drudichrift 3 erfolgen; auch Ueber- 


4) Bol. Schwarze S.23, und die bei Lienbacher II. S.20 mitgetheilte 
E. v. 2/6 1863; a. U. das D.-2.:G. Venedig in der €. v. 14/8 1863 (©.r3. 1864 
No. 36). 

2); Ebenfo Rönne S.85, Barth S.33, Thilo S. 16, Berner ©. 199, 
Kayfer 5.576, Harum S. 295, Herbft zu $9 P.:G. A. A. die preufifche 
Praris: O.T. v. 24/6 1864 (G. »A. XU. ©. 635), 43/9 4871 (DR. XI. 
©. 448), ber fi Hartmann S. 64 anſchließt. — Nennung eines Stellver- 
treters ift bagegen bier wie bezüglich des Druders unzuläffig. Vgl. O.-T. v. 
1/6 1876 (G.⸗A. XXIV. ©. 374). 

3) Ueber den Ort, an welchem die Angaben zu geihehen haben, enthält das 
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jegungen, Auszüge, Bearbeitungen, Separatabtrüde haben ver gejeg: 
lichen Anordnung fpeziell zu entiprechen !. 

Der Begriff des Verlegers im Sinne des Prefrechtes wurde oben 
in 626 ©. 76 ff. entwidelt; es wird auf das dort Gefagte verwiejen. 
Da Entgelvlichkeit ver Verbreitung nicht zum Begriffe des Berlegers 
gehört, hängt die Verpflichtung zur Nennung tes Berlegers in feiner 
Weiſe von diefem Umſtande ab. 

Beim Selbjtverlage ift demnach Pieudonymität und Anonymität 
ausgejchloffen, wenn — was übrigens nicht nothiwendig ift? — die 
Thatjache, daß es fich um Selbitverlag handelt, auf der Drucjchrift 
jelbjt zum Ausorud kommen joll 3. 

Bon der beſprochenen Berpflihtung befreit das 
Geſetz (89 Abj. 2) jene Erzeugniffe ver Preſſe, welde 
a) lediglich ven Bedürfniſſen des Gewerbes und Ver— 
kehrs“, b) den Bepürfniffen des häuslichen und ge— 
jelligen Lebens zu dienen beftimmt find. 

Das Geſetz erwähnt jelbit als hieher gehörig: Formulare, Preis» 
zettel, Vifitenfarten u. j. w. Weiter wären anzuführen im Anfchluffe 
an Art. 7 des fächfiichen B.-®. von 1870): Frachtbriefe, Avisbriefe, 
Wechſel, Kaffenzettel, Anweifungen, Kourszettel, Fakturen, Verſende— 
liſten, Verſende- und Verlangszettel, Nechnungsabichlüffe, Bänder zur 
Derfendung von Zeitjchriften, Bücherumfchläge, infoweit fie mur 
Büchertitel enthalten, Titel und Bücherrücken, Tabellenfchemata, ferner 
Schemata zu den Ausfertigungen ver öffentlichen Behörden, Etiquetten, 
Adreß⸗, Einladungs-, Berlobungs- und Bermählungsfarten, Anzeigen 
anderer Familienereigniffe „und ähnliche dieſen gleich zu achtende Heine 
Preßerzeugniffe”. 

Aus der reichen Kafuiftif diefer Trage fei Folgendes hervorge— 
hoben: 


Geſetz keine ausdrückliche Beſtimmung; jebenfalls müffen fie an herworragender 
Stelle gemacht werben. Vgl. auch Thilo ©. 15. 

) Schwarze ©. 45, E. v. 2/6 1868 bei Lienbacher II S. 24. 

2) O.⸗T. v. 18/6 4863 (G.⸗A. XI. S. 707); Thilo ©. 45. 

3) Bol. Schwarze ©. 16. 

4) Wie der O.G.H. in der €. v. 19/9 4866 (G.⸗Z. 4866 No. 80) mit Recht 
hervorhob, macht e8 dabei feinen Unterfchied, ob die Drudichrift bem Gewerbe des 
Herausgebers jelbft oder bem irgend eines Dritten zu bienen beftimmt ift. 
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Die Befreiung reicht nur joweit, als die Drudjchrift wirklich den 
im Gejete angegebenen „Bebürfniffen“ zu dienen bejtimmt iſt. Werben 
andere Zwede mit der an fich harmlojen Drudjchrift verbunden, jo 
cejfirt die Befreiung, jo, wenn eine Todfallsanzeige zu politifchen 
Demonftrationen benußt werten jollte!. 

Stimmzettel für öffentliche Wahlen können, jelbjt 
wenn jie lediglich Kandidatenliften find, nichts weiter als Zwed, Ort 
uud Zeit der Wahl und die Bezeichnung ver zu wählenten Perjonen 
enthalten, nach öjterr. Recht nicht zu den befreiten Preßerzeugnifjen 
gerechnet werden?. Ebenjowenig gehören Kriegsbülleting hierher?. 

Statuten von Bereinen und Gejellichaften genießen die Be— 
freiung, wie dieß bezüglich ver Statuten ver niederöfterr. Bahngejell- 
ihaft vom D.-©.-9. in der €. v. 13/11 1872 (3.38. 1872 No. #2) 
ausprüdlich anerfannt wurdet. Ob auch die Jahresberichte ver: 
jelben, fann nur nach ven Umſtänden bes einzelnen Falles beurteilt 
werten >. 

Unter die befreiten Drudjchriften rechnete der O.“G.-H. in ver E. 
v. 43/44 4872 (J.-B. 1872 No. 42) vie Anzeige des Alexander 
Pinkus, daß er dem „Neuen freien Kikerifi“ als Miteigenthümer beige: 
treten jei. Pränumerationseinladungen werten regelmäßig 
unter 99 Abf. 2 fallen; doch hat das öfterr. O.-L.-G. in ver E. v. 
2/10 4866 (®.:3. 1866 No.104) bezüglich einer marktichreieriichen 
Einladung zum Abonnement auf die „Sturmglode* das Gegentheil an: 
genommen. Gejchäftliche Ankündigungen auf ver Rückſeite von Speiſe— 
farten erklärte ver D.-G.-H. mit E. v. 19/9 4866 (G.-3. 1866 
No.80) für befreit”, 


1) Vgl. E. v. 3/5 1864 bei Lienbader II S. 22; Schwarze ©. 23, 
Marquardſen S.70. 

3) Ebenfo für das preußiihe Recht Shward ©.42, Hartmann ©.57 
und O.T. v. 28/4 1853 (bi Hartmanna. D.). Dagegen werben fie in Art. 7 
des ſächſiſchen P.“G. v. 4870 und in $6 des beutichen RB. ausbrüdlich unter 
ben Ausnahmen angeführt. 

3) Schwarze S. 25. 

4) A. A. Thilo S. 18. 

5) Der milderen Anſicht Marquardſen S. 67, Schwarze S. 22, Ber- 
ner S. 202 gegen Thilo ©. 18. 

6) Vgl. Shward S.46, Schwarze S. 25; D.:T. 15/5 1856 (GM. 
IV. ©.546). 

7) gl. Lienbacher 119.25, Barth ©.36, Shwarze 9. 24, 
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Gelegenheits-Gedichte und Schriften aller Art fallen nur 
dann unter die im 2. Abf. des $9 erwähnten Ausnahmen !, wenn fie 
lediglich den Bebürfniffen des häuslichen und gejelligen Lebens zu bie- 
nen beftimmt find. Es handelt fich eben auch bier um eine quaestio 
facti. Die „Briefe an Bord des „Mercurio“ von L. D.“, in 200 Ex— 
emplaren gedruckt und zur Vertheilung an vie Verwandten des jugend- 
lichen Verfaſſers beſtimmt, hat ver O.“G.“H. in der E. v. 29/5 1865 
(®.:3. 1865 No. 72), eine gedruckte Rechtfertigung gegenüber ver er: 
folgten Amtsenthebung das O.L.G. Venedig in der E. v. 14/8 1863 
(G.:3. 1864 No. 36) nicht hieher gerechnet; dagegen würden z. B. 
Gelegenheitsgebichte bei Einladungen zu einem Bauernball?, bei Fa— 
milienfejten u. dgl. von ter Anordnung des $ 9 befreit fein. 

Bücheranzeigen mit kurzer Inhaltsangabe genießen die Befreiung ?; 
ber Katalog einer pharmalognoftiihen Sammlung, welcher ven Theil- 
nehmern an einer allgemeinen Apotheferverfammlung „als Kleines 
Zeichen ber Erinnerung gewidmet“ wurde, hat ber D.-&.-H. mit E. 
v. 9/42 1863 (G.-3. 1864 No. 18) für befreit erflärt. 

Rupferftiche »avant la lettre« (og. »&preuves d’artiste«) rechnet 
bie deutſche Praxis unter die Ausnahmen, allerdings ohne eine gejeß- 
liche Grundlage für diefe Entſcheidung aufweiſen zu fönnen. 

„Srundriffe” zu akademischen Vorträgen, welche lebiglich an bie 
Zuhörer vertheilt werden follen, können nach dem Wortlaute des & 9 
Abſ. 2 nicht für befreit gehalten werben >. 

Das Gejet ftellt feine Grenze in Bezug auf den Umfang der eri- 
mirten Drudichriften auf; ber oben erwähnte Austrud des ſächſiſchen 
P.:G. „und andere Fleine Preßerzeugniffe* ift dem öſterr. Rechte 
fremd. Wir find daher auch nicht berechtigt, eine ſolche Grenze zu 
ſupponiren; auch Bücher, welche häuslichen, gejelligen, gewerblichen 
oder Verkehrsbedürfniſſen zu dienen beftimmt find, wie Kochbücher, 
Kompflimentirbücher u. j. w., müjjen daher zu ven Ausnahmen ge: 
rechnet werben ®. 





4) Berner S.200 hält die Begünftigung bier allgemein für unanwenbbar. 
2) Schwarze ©. 23. 

3) Hartmann ©.57;, D.-T. v. 15/5 1856 (G.⸗A. IV. S. 546). 

4) Bol. Thilo ©. 19, Schwarze ©. 24. 

5) Dagegen: Berner ©. 200. 

6) A. A. Thilo S.18, Schwarze S.24. 
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In einem ireziellen Falle hat ter D.-G.-H. mit E. v. 1/3 1870 
'&.:3. 1870 No 48 angenommen, taß auch Papierſervietten 
mit biltlichen Darftellungen tie Angabe tes Druders und Berlegers 
enthalten müflen. Die näheren Umftänre res Falles find nicht be- 
kannt; ſollte fih die Entjcheitung auf tie gewöhnlich gebrauchte Art 
ver Bapieriervietten beziehen, jo wäre fie jchen darum faljch, weil hier 
tein Erzeugniß ver Kunſt, jontern ein joldyes ver Inzuftrie vorliegt !. 

2, Bei periodiſchen Drudicriften muß genannt werten a) der 
Drudort,; b) Name oder Firma ves Druders; c) ver Berleger over 
Herausgeber, d, ver Name wenigjtens eines verantwortlichen Re- 
bafteurs. 

Auch bei periodiſchen Drudichriften kann eine Befreiung von tiefer 
Berpflichtung eintreten?, wenn die Borausfegungen des 2. Abſatzes 
des 89 vorliegen. Es ergiebt fich vieß ganz veutlich aus Stellung und 
Wortlaut des Abfages. Aus venjelben Gründen reicht die Befreiung 
aber auch hier nicht weiter al& bei ven nicht periodiſchen Drudichriften; 
fie erftredt jih nur auf die Angaben unter a) b) und ch, während von 
der Namhaftmachung des verantwortlichen Rerafteurs unter feinen 
Umftänven Umgang genommen werben darf. 

Das Geſetz begnügt fich mit ver Nennung eines verantwortlichen 
Rebakteurs; werden mehrere genannt, jo fommen über ihre folita- 
rifche over getheilte Haftung die bereits (oben 827 ©. 84) bejprochenen 
Grundfäge zur Anwendung. Die Namhaftmahung eines „Chef 
redakteur“, von der dfterr. Praris? ohne Grund beanjtandet, ift gleich- 
bedeutend mit ver eines Redakteurs überhaupt; ver Chefredakteur haftet 
wie jever andere als „verantwortlich“ bezeichnete Rebakteur t. 


Die Benennung hat zu erfolgen auf jedem Blatte, jedem Hefte, 
jeder Nummer der Zeitichrift; es genügt aber, wenn das Hauptblatt 
oder das Nebenblatt die vorgefchriebenen Angaben trägt. 

Zum Schluffe fei auch hier wieder auf die verjchievene Tragweite 
ber nach $ 9 erforderlichen Angaben aufmerkffam gemacht. Die Angabe 


4) Bgl. oben $22. 

2) €. v.19/9 1866 (©.:3. 4866 No. 80); vagegen: Lienbader 11 ©. 26. 
3) Lienbacher 11 ©. 74. 

4) Thilo S. 20. 

5) Vgl. Barth ©. 34. 
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bes Druders, Verlegers, Herausgebers beveutet, dag die Drudichrift 
wirklich bei ven genannten Berjonen gedrudt, verlegt, von ihnen her- 
ausgegeben wurde; jede Fiktion ift dabei ausgefchloffen. Die Nennung 
eines verantwortlichen Redakteurs beveutet dagegen nur, taß der Ge- 
nannte an ver Rebaktion betheiligt ift, nicht daß er fie allein oder auch 
nur als Leiter des Ganzen führt; zugleich aber auch, daß er tie volle 
und ausschließliche Verantwortung für vie ganze Thätigfeit übernimmt. 
Darin liegt eine Fiktion!, auf deren Konjequenzen wir noch wieberholt 
werben zurückkommen müfjen 2. 


8 53. Die Berpflidtung zur Kautionsbeftellung. 

I. Die weitaus bedenklichſte unter allen prefpolizeilichen Anord- 
nungen, vom Standpunfte der freien Preffe wie von jenem der öffent: 
lichen Ordnung aus von gleich zweifelhaften Werthe, ift vie bald ver 
politiichen Tagespreſſe allein, bald auch jenen periodiſchen Drud- 
ſchriften, welche bereits einmalige oder wiederholte Verurteilung erlitten 
haben, auferlegte Verpflichtung zur Kautionsbeftellung. Die Gefek- 
gebung verfolgt auch mit diefer Vorſchrift mehrere weit auseinander 
liegende Zwede, vie, je nachdem ber eine oder ver andere in den Vor— 
dergrund tritt, der Maßregel jelbft einen verſchiedenen Charakter ver- 
leihen. 

4) Zunächft foll durch die Kautionsbeftellung die politifche und 
finanzielle Solidität des Zeitungsunternehmens verbürgt, eine Art 
Friedensbürgſchaft, eine Art recongnizance for good behaviour ge: 
leiftet, vas Entftehen kleiner, mit geringem Kapitale ausgerüfteter 
Blätter Hintangehalten werden, weil man gerade von ihnen, 
bie wenig ober nichts zu verlieren haben, größere Gefahr für vie 
Sicherheit der öffentlichen Rechtsordnung beforgt. 

Nach diefer Richtung Hin liegt dem Kautionsſyſtem verjelbe Ge— 
danke zu Grunde, wie ber Inferatenftener und dem Zeitungsftempel: 
Präventionaufdem Wege finanzieller Belaftung. Nur 
tritt bei der Kautionsbeftellung der preßpolizeiliche Zweck, beim Zei— 
tungsjtempel ver finanzielle in den Vordergrund. Alle jene Argumente, 
welche bereits oben in $42 ©. 144 gegen bie Unterdrückung ver Heinen 


4) Bol. oben $27. 
2) Bgl. insbeſ. unten $63. 
Yiszt, Das öfterreihijche Preßrecht. 13 
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Preffe, gegen die gerade auf diefem Gebiete gefährliche Konzentration 
ver Macht, gegen die Schaffung einer „ournaliſtiſchen Plutofratie“ 
(Saques) geltend gemacht wurben, ſprechen auch gegen das Kautions— 
ſyſtem. Um Wieverholungen zu vermeiden, fei daher auf das bereits 
Geſagte verwiefen. 

2) Die Kaution foll ferner die Ereguirung der etwa 
gegen die Drudjchrift zu verhängenden Geldſtrafen 
ſicher ftellen. 

Mit möglichfter Klarheit wurde diefer Zwed in dem Bortrage des 
öſterr. Minifterrathes v. 12/3 1849 anerfannt!. Es heißt dafelbit: 
„Bei denjenigen Iournalen, welche vermöge ihrer auf die Erörterung 
ver Tagesgejchichte und politiicher Ereigniffe gerichteten Tendenz, und 
ihres zugleich häufigen periodischen Erſcheinens ver öffentlichen Sicher: 
heit und Orbnung, oder ber Ehre und Ruhe der Privaten vorzüglich 
gefährlich werden fünnen, und fich ver Ahndung des Geſetzes, ſowie 
der Wieberherftellung tes verlegten Privatrechtes, zumal der Genug- 
thuung für beleidigte Ehre nur zu leicht entziehen würden, wenn babei 
nicht das eigene materielle Intereffe des Journalunternehmens be- 
theiligt ift, muß eine veale Bürgfjchaft vorhanden fein, wodurch 
und woran die VBollziehbarfeit des Repreſſivgeſetzes 
garantirt, d. h. diejes zu einer Wahrheit werden fann und 
joll. — — Bei folgerichtiger Feſthaltung des leitenden Prinzipes, 
wonach die Kautioneines politifhen Blattesalsreale 
Siderftellung und materielle Gewährleiftung, gegen 
bie etwa dabei vorlommenden Gejegübertretungen 
anzuſehen ift, müßte... . grundſätzlich feftgejtellt werten, daß 
bas Zeitungsunternehmen als folches, daher die Kaution für fich, hin— 
fichtlich aller durch das Journal gejchehenen Gefetübertretungen mit 
dem gänzlichen oder theilweijen Verfalle, fowie für Geldbußen hafte“. 

Gegen diefe polizeiliche Sicherung des Urteilsvollzuges läßt fich 
allerdings der gewöhnliche Einwand nicht erheben, daß es fich hier um 
eine, prinzipiell vwerwerfliche, Präventivmaßregel handle; wol aber 
fann es feinem Zweifel unterliegen, daß wir es mit einer der auf- 
fallendften Ausnahmsbeitimmungen zu Ungunften der Prefje zu thun 
haben, vie bei feinem anderen Gewerbe wieberfehrt, die auch mit ber 





4) Abgedrudt im Auszuge bei Hye, Strafgefeß S. 430. 
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Kautionsleiftung öffentlicher oder privater Beamter aus bein Grunde 
nicht, wie e8 häufig gefchehen ift, auf eine Linie geftellt werben kann, 
weil dieſe vorwiegend civilrechtliche Bedeutung hat, während jene mit 
Rückſicht auf etiva zu verhängende Strafen gefordert wird. 

3) Nach öfterr. Recht verfolgt die Kaution aber noch einen weiteren 
Zwed. Durch die Einführung ver Nebenftrafe des Kau— 
tionsverfalles wird fie zu einer neuen und eindring— 
lichen Strafbrohung gegen die politifhe Preſſe, zu 
einem berjelben beftändig zugerufenen memento mori (Wahlberg). 
Daß der Kautionsverfall eine durchaus irrationelle und verwerfliche 
Strafart ift, wird beinahe von allen Seiten zugegeben; wir werben 
unten! noch darauf zurüdtommen müfjen. Zur Nechtfertigung ber 
RKautionspflicht de lege ferenda fann er demnach wol nicht verwerthet 
werben. 

Eine Reihe weiterer Gründe ließe fich noch gegen diefe Einrichtung 
geltend machen?. Hier ſei hervorgehoben, daß durch fie ein ziemlich 
bebeutendes Kapital — nach geltendem öſterr. Recht bis zu 8000 fi. 
— dem Betriebe entzogen und feitgerannt, unter Umftänden nicht ein- 
mal verzinft wird; daß bie Abgrenzung der fautionspflichtigen von den 
übrigen Sournalen trog aller Sorgfalt in ber Faſſung der gefeßlichen 
Beitimmungen auf Grundlage durchaus vehnbarer, nicht juriftiicher 
Begriffe („Zagesfragen“, „wiffenfchaftliche* Behandlung u. ſ. w.) vor— 
genommen werben und daher im einzelnen Falle zu Zweifeln und 
Schwierigkeiten Anlaß geben muß; daß enplich aus dem eben angegebe- 
nen Grunde, die Praxis immer wieder neue Mittel und Wege findet, 
das Gefeg zu umgehen, feine Abficht zu vereiteln?. 

Der von hervorragender Seite * betonte nothwendige Zufammen- 
bang des Kautionsſyſtemes mit der Objektivirung des Verfahrens liegt 
nicht vor. Es muß das mit um fo größerer Entjchievenheit hervor: 
gehoben werben, als die vollftändige Objeftivirung der ftrafgerichtlichen 
DBerfolgung in Preßfachen die Grundlage unferer unten näher zu be 
gründenden NReformvorfchläge biltet. Durch das Erekutionsmittel der 


4) Vgl. unten 870. 

2) Bol. insbef. Jaques S.48ff., John S.334, Berner ©. 440. 

3) Intereffante Beifpiele bei Wahlberg, Gef, U. Schriften I. ©. 174. 

4) So von Stein S. 124, Slajer Gutachten (Hi. Schriften II. S.50). 
13* 


ze Ber erurhe merzen, are if Soc me, wire re 
zer EÆAee gegeriter, de XCE zı ver Bere Euer cher 
Dax:'rzy vers, ver Urzlse:l;sı Uber ger werten mit 
Az6 em Laden Grızıe wıh sh ver ae il Sirerhing ver 
amrienslehrözez m er Herzen er Fahr: m ie il, 


* 


zur Dem Axtraze, ver Raise wur jene, aber zu alle me 
Biker  zuterwerien, weiße te Auserzch rreiſzgeten Eh wit 
eutiklschen Euren, exvᷣbieren enizezen ꝓeeten werten. 

IL Tie zetireihen, in ihrer bemeiienren Kot Yan ariehcferen 
Srünte, weile gegen tas Ramii:nsrcien izrechen, baben iz tem 
meihten Staaten zur Beiezizung resielien grtöitt. Se in Roemume- 


« 


rila, im mehreren iheizer Ranicuen, ın Enziaur ĩei vem Iahre 1869, 
im Belgien unt Heliant, m Baten, Baiern, Yühed, Saiten, Tbä- 
ringen, zuletzt im dertichen R.-B.-G. von 1875, nadrem ſichen am 
25 1871 tas textihe Parlament mit 231 gegen 37 Stimmen ibre 
Aufhebung beichlefien Batte?. 

III. In Deſterreich unterwarf tie Berortnung v. 31,3 1848 85 
alle periotiſchen Drudichriiten, mit Ausnahme ($ 12, der Blätter 
over Schriften rein wiſſenſchaftlichen, artiftifchen oder techniichen In⸗ 
baltes und ter amtlih herausgegebenen Blätter, ver Berrflichtung, 
eine Kaution im Betrage von 2000 fl. bei öfterem als treimaligem 
Ericheinen in ver Woche, jonft im Betrage von 1000 fl. zu beitellen. 
Die Berorenung vom 18/5 1848 bejeitigte, allertings nur vorüber: 
gebent, das Rautionsiyften gänzlich. Es fintet ſich wieter in $ 9 des 
Patentes vom 13/3 1849 für jene periotiiche Drudichriften, „melde, 
fei es auch nur nebenher, die politiiche Tagesgeſchichte behanteln, over 
überhaupt politiichen Inhaltes find, und von welchen periotijch wenig- 
ftens zweimal im Monate ein Blatt over Heft ausgegeben wird“. Die 
Kaution beträgt ($ 10) 4) an Orten mit mehr als 60000 Einwohnern 
mindeftens 3000 fl., wenn die Drudichrift dreimal wöchentlich er- 


4) Bgl. die Ausführungen Steinbach's in ber Wiener jur. Gefellichaft 
(3.8. 4872 No, 42). 

2), Marguarbfen ©. 116 gegen Jaques ©. 48. 

3) Es findet fi) Dagegen in Frankreich ſeit dem Geſetze v. 9/6 1819; befeitigt 
10/40 4670, wieber eingeführt 6/7 4874. Bgl. Rolland S. 84 ff. 
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ſcheint 5000 fl., wenn öfter 10000 fl.; 2) an anderen Orten die Hälfte 
biefer Summen. 

Die P.-D. von 1852 $ 13 unterwarf außer der politifchen Prefie 
(„welche, jei e8 auch nur nebenbei, die politiſche Tagesgefchichte be- 
handelt, politifhe, religiöfe oder joziale Fragen be— 
fpricht ober überhaupt politifchen Inhaltes ift“) auch alle andern 
periobifhen Drudichriften der Kautionspfliht, „Jobald wegen 
ihres Inhaltes oder wegen Uebertretung des gegen— 
wärtigen Patentes eine gerichtliche Verurteilung er- 
folgt“ Amtliche Zeitungen find befreit. Die Kaution beträgt ($ 14) 
4) wenn die Druckſchrift dreimal wöchentlich erfcheint, 10000 fl. an 
Orten mit mehr als 60000 Einwohnern, 7000 an folchen mit mehr 
als 30000 Einwohnern, 5000 an allen übrigen Orten; 2) die Hälfte 
biefer Summen, wenn bie Drudjchrift weniger oft als dreimal in ber 
Woche ausgegeben wird. 

Auch in ver Regierungsvorlage des P.:G. von 1862 fand fich bie 
Kautionspflicht als Folge ftrafgerichtlicher Verurteilung, die Beftim- 
mung fiel jedoch durch den Wiberftand des Abgeorbnetenhaufes!. Es 
läßt fich inteffen wol faum in Abrede ftellen, daß, wenn man über: 
haupt die Kaution für unentbehrlich oder auch nur für zwechnäßig 
hält, fie gerade in diefem Falle doppelt am Plage ift, die Möglichkeit 
ver Begehung eines Preßveliktes, durch welche man die Kautionspflicht 
überhaupt zu rechtfertigen ſucht, tft hier zur Wirklichkeit geworben, bie 
rechtswidrige Gefinnung, die ſonſt nur präfumirt wird, durch die That 
erwiejen. 

Die vereinzelten Stimmen, welche ſich bei Berathung des P.-G. 
von 4862 im Abgeordnetenhaufe gegen das Kautionsſyſtem überhaupt 
erhoben ?, fanden feinen Beifall. Auch im Entwurfe von 1871 war 
e8 beibehalten worben, und als der Entwurf von 1877 die Befeitigung 
in Vorſchlag brachte?, ſprach fich tie Majorität des Abgeordnetenhauſes 
gegen eine Aenderung des geltenden Rechtes aus. Dennoch darf die 
Hoffnung nicht aufgegeben werden, daß das Beiſpiel der beutjchen 
Geſetzgebung bei der nächften Revifion unferes Preßrechtes auch in 
Deiterreih Nachahmung finden wird. 


1) A.St.P. 1.Seifion ©. 2492. 
2) Rechbauer, Kuranda, Demel; A.SteP. 16. 1990, 1992, 1993, 
3) Bgl. oben ©. 28. 


198 Biertes Buch. Das Preßpolizeirecht. 


$54. Fortſetzung. Das geltende öfterr. Recht. 


1) Nach $ 13 des B.-©. von 1862 ift zum Erlage einer Kaution 
jever Herausgeber einer periodiſchen Druckſchrift verpflichtet, welche 
öfter als zweimal im Monate erfcheint, und, fei e8 
auch nur nebenher, bie politifche Tagesgeſchichte be— 
handelt, oder politijche religiöfe oder joziale Tages— 
fragen beſpricht. Jedoch find wifjenjchaftliche oder Fachblätter, 
wenn fie nebenher Tagesfragen beiprechen, welche mit der Aufgabe 
berfelben im Zufammenhange ftehen, wicht Eautionspflichtig. Für 
Blätter, welche von der Regierung herausgegeben 
werden, tft feine Kaution zu erlegen, 

Die Grenzlinie zwiſchen fautionspflichtigen und befreiten Blättern 
läßt ſich auch auf Grund dieſer gejeglichen Formulirung nicht mit 
Sicherheit beftimmen. Schon aus dem Grunde nicht, weil „Wiffen- 
ſchaft“ und „Bolitif* überhaupt Feine Gegenfäge bilden, da auch Tages: 
fragen wifjenfchaftlich behandelt werden können. Man hat eine Reihe 
von Berfuchen gemacht, die Wifjenjchaft in ihrem Gegenjage zur Poli- 
tif zu definiven, ohne jedoch über die Aufftellung gewifjer immerhin 
brauchbarer, aber nichts weniger als erichöpfender Gefichtspunfte Hin- 
auszufommen. So hat das Berliner Obertribunal in der E, vom 4/3 
1864 (G.⸗A. XII ©. 295) als wiſſenſchaftlich jene Darftellung be- 
zeichnet, „welche einen jhitenatifch zu einem Ganzen verbundenen In« 
begriff von Kenntniffen zum Gegenſtande hat, alſo die fogenannte Ge- 
lehrſamkeit“; wäre die Definition ernjt gemeint, jo würbe gar manche 
in Bachzeitungen erfcheinenve Arbeit als — „politifcher“ Aufſatz betrach- 
tet werben müffen, und andrerſeits wäre feine von einem feinem Be— 
rufe volffommen gewachſenen Redakteur geleitete politiiche Zeitjchrift 
fautionspflichtig, denn auch Politik läßt fich ohne eine Summe georp- 
neter Kenntniſſe nicht mit Erfolg betreiben. Richtiger fieht Berner!, 
dem fih Kayſer? anfchließt, das Wefen der Politik darin, daß bie 
That, das Eingreifen in ven Gang der Ereigniffe ihr Zwed ift, wäh- 
rend die Wifjenjchaft mit dem Erkennen ihre Aufgabe erfchöpfend 
löſt. Aber auch die echte Wiſſenſchaft hat eine praftiiche Spike, auch 
ihr höchftes Ziel ijt vie That. Es giebt eben Feine befriedigende Löſung 


1) ©, 219. 
29 S. 874. 
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ber Schwierigkeiten; e8 muß eingeftanden werben, daß die ausfchlag- 
gebenden Begriffe ver juriftiichen Definition nicht zugänglich fin. 

Durch eine Aenterung bes Programms kann für die früher von ber 
Kautionsbeftellung freie Zeitfchrift pie Verpflichtung begründet werben. 
Aber — wie ſchon oben 838.130 hervorgehoben wurde — nicht jede 
Ueberſchreitung des Programms darf als eine Aenderung bes» 
jelben betrachtet werben; bie einmalige Aufnahme eines politifchen 
Artikels kann daher regelmäßig nicht als genügend betrachtet werben, 
um bie Kautionspflicht entftehen zu machen!. Der Beurteilung bes 
einzelnen Falles muß es überlaffen bleiben, hier die richtige Grenze zu 
finden. 

Die Befreiung ber von der Negierung herausgegebenen Blätter 
wurde im Abgeorbnetenhaufe bei Berathung ves P.-©. von 1862 [eb- 
haft befümpft, und auf den Antrag Herbſt's geftrichen ; dagegen trat 
das Herrenhaus der Regierungsvorlage bei, und auch das Abgeord— 
netenhaus ließ in Folge deſſen feinen früheren Beichluß fallen. Die 
Befreiung tritt auch dann ein, wenn die Herausgabe nicht „im gefeß- 
lichen Wirkungskreiſe“ ber Regierung gelegen ift, mithin die übrigen 
Beitimmungen des 2. Abjchnittes des P.-G. auf diefe Blätter An- 
wenbung zu finden haben ?, 

Die Entſcheidung über das Vorliegen ver Kautionspflicht jteht ver 
Statthalterei, in letter Instanz dem Minifterium des Innern zu. 

2) Die Verpflichtung, die Kaution zu erlegen, trifft ven Heraus: 
geber des Blattes. Tritt ein Wechfel in der Perjon bes Heraus: 
gebers ein, fo muß demnach die Kaution neu beftellt?, eventuell bis 
zur Klarſtellung der in Frage kommenden Rechtsverhältniffe das weitere 
Erſcheinen des Blattes eingeftellt werben. 

Bon wen der zur Kaution verwendete Betrag in letter Linie her: 
rührt, ob aus dem eigenen Vermögen des Herausgebers oder aus dem 
eines Dritten ift durchaus gleichgiltig t; der Behörde gegenüber kommt 
immer nur ver Herausgeber als Beſteller der Kaution in Betracht. 


4) Andrer Anfiht O.-T. v. 22/2 1861 (G.⸗A. IX. S. 274); Schward 
5.62, Hartmann S. 104. Richtig aber inkonfequent Lien bacher Il S. 88. 

2) Bol. oben $20 ©. 51. 

3) Vgl. O.T. v. 19/12 1861 (G.⸗A. X. S. 134); Hartmann ©. 87. 

4) Lienbader 11 S.37. 
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Wäre demnach z. B. ver erforderliche Betrag von einem Dritten dem 
Herausgeber auf eine bejtimmte Zeit geliehen worben, fo würde mit 
Ablauf derjelben vie beftellte Kaution nicht erlöſchen!, ſondern es 
müßte die Auffündigung des Herausgebers auch in biefem Falle ab- 
gewartet werben. Alle Einſchränkungen und Vorbehalte find unzuläffig 
und würden bie Kaution zu einer ungenügenben und darum nicht an- 
nehmbaren machen ?. 

3) Die Kaution beträgt nah $ 14: für Wien und Umgebung, 
d. i. bis zur Entfernung von 15 Kilometern ?, 8000 fl.; an anderen 
Orten mit mehr als 60,000 Einwohnern und deren Umgebung 6000 fl.; 
an Orten mit mehr als 30,000 Einwohnern und deren Umgebung 
4000 fl.; an allen übrigen Drten 2000 fl.; wenn die Druckſchrift 
nicht öfter als 3 mal in der Woche erfcheint, die Hälfte diefer Summen. 
Maßgebend ift immer der Ort des Erjcheinens, nicht der Drudort. 


Der Erlag hat in baarem Gelde, oder in auf ben Ueberbringer 
lautenden verzinslichen öſterr. Staatsfchulpverfchreibungen, in Grund» 
entlajtungsobligationen, oder Pfandbriefen ver Nationalbank oder ber 
galiziichen Kreditanſtalt“, nach dem Börſenkurſe des Erlagstages be- 
rechnet, zu gejchehen. Die näheren VBorfchriften über ven Erlag und 
bie Behandlung der Kautionen enthält der Fin.-Min.-Erl. vom 16/7 
1863 R.-©.:B. No. 67. Hervorzuheben wäre & 6 vefjelben: „Die 
in Baarem erlegten Kautionen werden nicht verzinfet.“ Die Härte‘ 
biefer Beftimmung ift umfo auffallenver, als nicht nur in 14 des 
Patentes vom 13/3 1849, fondern jelbjt noch in $ 15 der P.O. von 
1852 die Berzinfung ausprüdlich angeorbnet ward. Kautionsbejtellung 
durch „Bürgfchaft oder gejetzliche Hypothek”, wie fie in ver Verordnung 
vom 31/3 4848 8 6 ausprüdlich für zuläjfig erklärt wurde, ıft dem 
gegenwärtigen öfterr. Rechte fremd. 

Nach $ 1 des erwähnten Erlafjes vom 16,9 1863 find bie Kautio— 
nen „bei einer in dem Gebiete, für welches das Preßgeſetz Wirkfjamfeit 


4) Wie dieß u. A. Shward S.58 annimmt. 

2) D.-T. v. 8/10 1856 (G.:U. IV. ©. 818). 

3) Berorbnung des Minift. des Innern v. 7/7 4876. 

4) Ueber die Verwendbarkeit der Anleihen der Gemeinde Wien vgl. Verord— 
nung v. 26/3 4867 R.“G. B. No. 58. 

5) Nach $45 des preuf. B.-G. v. 1854 wurden die baar erlegten Kautionen 
ebenfalls, und zwar mit 40/, verzinft. 
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bat, befindlichen Landeshaupt-, Filiallandes- oder Sammlungskaſſe“ 
zu erlegen. 

4) Die Rüdftellung ver Kaution erfolgt ſechs Monate nach 
dem Aufhören des Erfcheinens der Drudjchrift, für die fie beftellt 
wurde, jedoch nur gegen bie Beftätigung des zuftändigen Staatsan- 
waltes, daß aus Anlaß ver Herausgabe jener Drudichrift weder eine 
Unterſuchung anhängig noch ein Strafvollzug ober Koftenerfag rüd- 
ſtändig fei. Die fechsmonatliche Frift ftimmt mit der VBerjährungsfrift 
ver Preßbelitte (8927 u. 40 B.-&.) überein, erjt nach Ablauf beriel- 
ben ift e8 eben gewiß, daß eine Verfolgung nicht mehr ftattfinden kann. 
Eben daraus ergiebt fich aber auch, daß eine Abkürzung der Frift durch 
ven Staatsanwalt unmöglich, eine frühere Zurüctellung der Kaution 
in feinem Falle zuläfftg iſt?; die gejetsliche Berjährungsfrift kann nicht 
beliebig durch die Parteien abgeändert werben, und vor Ablauf ber 
ſechs Monate fann der Staatsanwalt gar nicht die vom Geſetze ver- 
langte Bejtätigung ertheilen, da er wol für feine Perſon auf jede Ver: 
folgung verzichten, aber das Auftreten eines Privatklägers nicht hin— 
bern Tann. 

Auch der Herausgeber kann die Kaution aufkündigen; fie ift ihm 
auch in dieſem Falle ſechs Monate, nachdem das Blatt zu erjcheinen 
aufgehört hat, gegen bie gleiche Beftätigung des Staatsanwaltes zu- 
rüdzuftellen. Dritten Perfonen dagegen fteht das Auflündigungsrecht 
ben Behörben gegenüber unter feinen Umſtänden zu; fie haben ihre 
etwa bejtehenden Rechte gegen ven Herausgeber geltend zu machen 3. 

5) Beftimmung der Kaution ($ 15 P.-6.). Die Kaution 
unterliegt ganz oder zum Theile dem Verfalle! und „haftet für alle aus 
Anlaß der Herausgabe ber periodiſchen Drudichrift, für welche 
fie beftellt wurde, in Folge Strafurteils zu bezahlenden Geldſtrafen 
und Kojten des Strafverfahrens auch dann, wenn ber Exleger ber 
Kaution für feine Berfon nicht ftrafbar befunten wurte‘. Nach dem 
Wortlaute des Gejeges muß die Haftung ver Kaution demnach ange: 


1) Die Erläffe v. 14/8 und 22/9 1851 R.-G.-B. No. 163 und 491 find als 
durch $4 Abi. 4 B.-©. aufgehoben zu betrachten. 

2) Unrichtig Lien bacher 11 ©. 87. 

3) Man vgl. hierüber die untereinander nicht übereinftimmenden Anfichten 
von Shward S.58, Hartmann ©.96, Lienbadher 11 837, 

4) Vgl, darüber unten 870. 
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nommen werben, nicht bloß bei Verurteilung wegen eines Preßdeliktes 
erſter Ordnung, fonbern auch dann, wenn e8 fich um Uebertretungen 
des Preßgewerbe-, Prefpolizei-, Prefftrafrechts handelt; ferner auch 
dann, wenn lediglich Vernachläſſigung der pflichtmäßigen Obforge und 
Aufmerkſamkeit vorliegt. Die Haftung ift endlich nicht befchränft auf 
Berurteilungen ber an der Herjtellung ver Drudjchrift betheiligten 
Perjonen, fondern tritt auch bei vem fog. objektiven Verfahren, 
bier aber allervings nur für die Koften vesjelben, ein. Dagegen muß 
bie Verurteilung „auf Anlaß der Herausgabe” erfolgt, das Zeitungs: 
unternehmen an ber begangenen ftrafbaren Handlung in irgend einer 
Weiſe betheiligt fein, die Haftung der Kaution würde entfallen, wenn 
3. D. ein Dritter burch ein dem Uneingeweihten nicht verftändliches 
Inſerat fich einer Beleidigung u. ſ. w. fchuldig machen würde. Die 
entgegengejetste Anficht ließe fich zwar zur Noth mit dem Wortlaute 
des Gejeges, gewiß aber nicht mit deſſen Tendenz in Einklang bringen. 
Die Kaution haftet nur für Gelpftrafen und für die Koften des 
Strafverfahrensg; nicht für die Koften des Strafvollzuges!, 
nicht für die etwaigen privatrechtlichen Anſprüche bes Verletzten; ob für 
die Privatbuße bei Beleidigungen, Körperverlegungen u. ſ. w., welche 
ver ©t.-G.-Entwurf auch in die öfterr. Gefetgebung einzuführen 
droht, hängt davon ab, ob man in der Buße das pönale Moment oder 
jenes der Entſchädigung als das ausjchlaggebenve betrachtet, eine 
Frage, auf deren Beantwortung bier nicht eingegangen werben kann. 


Iſt durch ein rechtsfräftiges Erkenntniß die Kaution oder ein Theil 
berfelben als verfallen erklärt, eine Geldſtrafe oder ein Koftenerfat 
verfügt, jo haben fich im erfteren Falle ver Herausgeber, im 
(etteren aber die Berurteilten binnen drei Tagen nach eingetretener 
Rechtskraft des Straferkenntniffes bei dem Staatsanwalte auszuweilen, 
daß der Erlag des ihnen zur Zahlung auferlegten Betrages erfolgt jei; 
wibrigens obliegt e8 dem Staatsanwalte, die Zahlung aus den als Kau— 
tion erliegenden Werthen zu veranlaffen und zu diefem Ende, wenn bie 
Kaution in Staatsſchuldverſchreibungen, Grundentlaftungsobligationen 


4) Diefe Anficht findet weſentliche Unterftügung in bem zweiten Abjate bes 
$15 P.-&,, nach welchem bie Frift zum Erlage der Koften vom Tage der Rechts- 
kraft des Erfenntniffes zu berechnen ift; in bem Erfenntniffe können aber 
die Koften des Strafvollzuges noch nicht beftimmt werben. 
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oder Pfandbriefen geleiftet wurbe, biefe bis zu bem erforderlichen Be: 
trage börfenmäßig veräußern zu laffen!. Von dem Ergebniffe ift der 
Herausgeber zu verftändigen. ($ 15 P.-&.) 

Diefe Art ver Erequirung der Straferkenntniffe ift unbedingt vom 
Geſetze vorgefchrieben, e8 wäre demnach dem Staatsanwalte nicht ge: 
ftattet, mit Umgehung der Kaution, die verfallenen Beträge aus dem 
freien Vermögen der Schulvigen einzutreiben ?; nur wenn bie Kaution 
zur Dedung nicht hinreichen follte, würve für ven Neft der perfön- 
lich Berurteilte zur Leiftung herangezogen werben können. Das Re: 
greßrecht gegen biefen Kleibt dem Herausgeber ſelbſtverſtändlich in alfen 
Fällen vorbehalten. 

ft die Kaution durch die Vollziehung eines Strafurteil® vermindert 
worden, jo muß ihre Ergänzung längftens acht Tage nach erfolgter 
Berftändigung bewerfftelligt und beim Staatsanmwalte ausgewiejen wer: 
den, widrigens bie weitere Herausgabe bis zum Ausweife ver Er- 
gänzung einzuftellen ift ($ 16 P.-©.). 


4) Bol. 86 des mehrerwähnten Erl. v. 16/7 1863 R.-®.-B. No. 67. 

2) Andrer Anficht die frühere preußische Praxis; vgl. u. U. Hartmann 
&. 412. Anders auch ausdrüdlich Art. 3 des franzdi. Gef. v. 9/6 1819: »En cas 
d’insuffisance, il y aura lieu a recours solidaire sur les biens des proprie- 
taires ou Editeurs ... et des auteurs et redacteurs des articles condamnes.« 
Rolland ©. 42). 


Fünftes Bud). 
Das Preßſtrafrecht. 


— — 


$55. Umfang und Eintheilung. 

Das Prefftrafvecht umfaßt die über die Breßpdelifte und 
deren Beftrafung geltenden bejonderen Grundſätze. 
Wie das Strafrecht überhaupt zerfällt auch das Preßftrafrecht in einen 
allgemeinen und einen befonderen Theil. Der erjtere hat bie 
„allgemeinen Lehren“ des Strafrechtes in ihrer Anwendbarkeit auf das 
Preßrecht zu prüfen, insbefondere jene Abweichungen von demfelben 
klarzuſtellen, welche die eigenthümliche Natur ver Preßdelikte nothwen- 
dig macht. Den Kernpunkt des allgemeinen Theils bilvet die Dar- 
ftellung jener Grundſätze, nach welchen — durchaus abweichend von 
ven feftftehenden in Wiſſenſchaft und Geſetzgebung anerfannten Prin- 
zipien des Strafrecht — die Schuldfrage bei Prefbelikten ent- 
ichieden wird, die Beiprechung jener eigenthümlichen Syſteme, durch 
beren Aufftellung die Gefeßgebung bald auf dem Wege ver Fiktionen 
und Präjumptionen, bald auf jenem einer bedeutenden Erweiterung ber 
Haftung wegen Fahrläffigfeit ven Schwierigkeiten, die ber Nachweis 
der Schuld bietet, zu begegnen fucht. Daran reiht fich die Trage nach 
Bollenpung und Verſuch, nah Fortjegung und Wie- 
derholung der Preßvelikte, insbeſondere nach ber Bebeutung ber 
Reproduktion eines ftrafbaren Artikels. Die einzelnen dem Preß- 
rechte fpeziell angehörenden over von ihm beſonders entwidelten 
Strafarten müffen bejprochen, tie Grundfäge der Strafzu— 
meſſung fetgeftellt werben. Auch die Lehre von ver Berjährung 
ber Preßdelikte bietet fowol in Bezug auf die Frift als auch in Bezug 
auf die übrigen Beringungen verfelben wichtige Abweichungen von dem 
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allgemeinen Strafrehte. Zum Schluffe muß das dem Preßrechte 
eigenthümliche Exekutionsmittel ver Einftellung periodiſcher 
Druckſchriften befprochen werden. 

Den Inhalt des befonderen Theils bildet eine kurze Darftellung 
ber einzelnen Preßbelifte. Dabei ſcheiden jedoch die Preßdelikte eriter 
Ordnung, bie durch ven Inhalt von Drudichriften begangenen ftraf- 
baren Handlungen, gänzlich aus dem Kreife der Darftellung aus. Und 
zwar aus ben bereits wiederholt hervorgehobenen Gründen. Die zu: 
fällige Begehung biefer Delikte durch das medium ber Prejje ändert 
nichtS, weder an ihrer inneren Natur, noch an ihrem äußern Thatbe- 
ftande. Sie find Uebertretungen der Normen des allgemeinen Straf: 
rechts, und gehören darum diefem an und nicht dem Prefrechte. Die 
Wiſſenſchaft hat keine Veranlaffung , ven von ber öſterr. Gejetgebung 
glücdlich vermiedenen Fehler zu begehen, und bie „Öffentlichen Auffor- 
derungen“ u. ſ. w. als Sonverbelifte der Prefje zu behanveln!. Es 
find daher nur die eigentlichen Preßvelikte (das Wort auch hier nicht 
im Glaſer'ſchen Sinne genommen), bie Uebertretungen preßrecht- 
(her Normen, alfo die Prefvelikte zweiter und britter Ordnung nach 
ber Terminologie des Lehrbuches , im befonberen Theil des Prekitraf- 
rechtes zu behandeln. 

Auf eine Schwierigkeit in ber Durchführung des allgemeinen Theils 
jei noch Hingewiefen. Sie liegt eben in der burchgreifenden inneren 
Verſchiedenheit der einzelnen Gruppen ver Preßdelikte. Für die durch 
ven Inhalt der Preffe begangenen Uebertretungen ber allgemeinen 
Strafgefege gelten, zum Theile wenigftens, ganz andere Grundſätze, 
als für jene Delikte, welche durch das Zuwiderhandeln gegen die Bor- 
ſchriften des Preßgewerbe-, Preßpolizei- und Prefitrafrechtes entjtehen. 
Diefe Verſchiedenheit würde e8 zunächſt nahe legen, die beiden großen 
Gruppen vollftändig getrennt von einander zu behandeln, vie allge: 
meinen Lehren für jede berjelben im Zufammenhange darzuftellen. 
Allein da bei diefer Behandlungsweife Weitläufigkeiten und Wieder: 
holungen nicht vermieden werben könnten, fcheint es zweckmäßiger zu 
fein, von einer derartigen Untertheilung abzufehen, und bei Bejprechung 
ber einzelnen Fragen auf vie Unterfchiede beider Gruppen aufmerf- 
jam zu machen. 


4) Bol. Einleitung und $25. 


206 Fünftes Bud. Das Prefftrafrecht. 


I. Die preßrechtlihe Verantwortlidkeit. 


856. Die verfhiedenen Syſteme. 


Die Anwendung ber Grundſätze des allgemeinen Strafrechts über 
dolus und culpa, über Thäterfchaft und Theilnahme auf die durch 
den Inhalt der Preſſe begangenen ftrafbaren Hanp- 
lungen bietet beveutende, theilweije geradezu unüberwindliche Schiwie- 
rigfeiten. Wiſſenſchaft und Geſetzgebung haben ſich daher wiederholt 
veranlaßt gefunden, von dieſen Grundfägen abzuweichen und für bie 
Beurteilung der Schuldfrage bei Preßdelikten bejonvere Prinzipien auf- 
zuftellen. Eine Reihe von „Syſtemen“ verdankt dieſem Beſtreben feine 
Entjtehung. Der Streit über die Frage, welches aus ihnen ven Vor— 
zug verdiene, welches ven Bebürfniffen ber Praxis am meiften ent- 
jpreche, den Forderungen. ber Wiffenjchaft am wenigften wiberjpreche, 
kann noch immer nicht als ein endgültig entjchievener betrachtet wer- 
den. Wie in manchen anderen Fragen, ift e8 auch hier den Anhängern 
eines jeden der verjchiedenen Syſteme leichter gefallen, alle übrigen als 
unbaltbar nachzuweijen, als fich ſelbſt gegen die Angriffe ver Gegner 
zu vertheidigen. Eine kurze Darftellung der wichtigften dieſer Syſteme 
ift ſowol für das Verſtändniß des geltenden Rechtes überhaupt, als 
auch für die Beurteilung ver Stellung, welche das öſterr. P.-G. v. 
1862 in dem europäiſchen Konzerte einnimmt, fowie endlich zur Be: 
gründung der im Anhange folgenden Reformvorfchläge, unerläßlich !. 
Dabei ſei jedoch ein für allemale bemerkt, daß in ben meiften Gefegen 
bie Scharfe, ausjchließliche Durchführung eines einzigen Shftems ver- 
mieden, und eine Kombination mehrerer angeftrebt worben ift. Fol- 
gende Syſteme können unterjchieden werben ?: 

4) Das Syſtem der ausfchlieglichen Anwendung der Grundſätze 

des allgemeinen Strafrechts ; 


4, Man vgl. insbef. Die treffliche Darſtellung bei Marquardſen S. 113 ff. 

2) Glaser, Gutachten (H. Schriften II. S. 54) theilt ein: 4) das Syſtem 
ber gleichzeitigen und gleichartigen ; 2) das ber ſukzeſſiven gleichartigen; 3) das ber 
gleichzeitigen und ungleidhartigen ; 4) das ber fulgeifiven und ungleichartigen Haf- 
tung. Gegen bie logifche Richtigkeit dieſer Eintheilung läßt fich nichts einwenden; 
allein gegenüber dem thatfählichen Stande der Frage in Wiffenfchaft und Geſetz⸗ 
gebung bürfte fi) die im Texte gegebene beffer empfehlen. 
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2) Das Syſtem der ftufenweifen und ausfchließlichen Verantwort- 

lichkeit ; 

3) Haftung des verantwortlichen Redakteurs als Thäter; 

4) Das Shitem der Fahrläffigteitsftrafen ; 

5) Die Objeftivirung des Verfahrens ; 

6) Als Beifpiel eines kombinirten Syſtems feien fchlieklich die Be— 

jtimmungen bes deutſchen Reichspreßgeſetzes angeführt. 

1) Haftung nah den Grundſätzen des allgemeinen 
Strafrehts. Am nächften liegt ver Gedanke, von allen Aus- 
nahmsbeftimmungen, fei e8 zu Gunjten ſei e8 zu Ungunften ver Preffe 
abzufehen, die Haftung für die durch die Prefje begangenen Delikte in 
durchaus gleicher Weife zu regeln, wie für alle anderen ftrafbaren 
Handlungen. Vom rein theoretiihen Standpunkte wäre biefes Shftem 
das einzig richtige, das einzige, welches unmittelbar aus dem Begriffe 
der Preffreiheit abgeleitet werden könnte. Ließe es ſich durchführen, 
ohne einerjeitS bie Preffe unerträglichen Beläftigungen, „auszufeigen, 
andrerſeits die ‚Handhabung der Strafjuftiz ter Prefje gegenüber lahm 
„zrTegen, To ware jeder Streit entichieben , der Geſetzgebung die Bahn 
"unzweifelhaft vorgezeichnet. 

Aber jo liegt die Sache eben nicht!. Vor allem fteht die von ber 
Preſſe als ihr Recht geforberte Anonymität der vafchen Erforfhung 
des Thäters hindernd im Wege. Der ftrafbare Artikel ift nicht 
unterzeichnet; wer hat ihn geſchrieben? Es gibt allerdings ein Mittel, 
den Verfaſſer, ven der Redakteur nicht nennen will, zu erfahren; aber 
ein Mittel, das in zahlveichen und zwar gerade in den wichtigiten Fäl- 
fen feinen Dienft verfagt, dafür aber unter allen Umftänden von ber 
Preſſe als eine ſchwere Beläftigung empfunten wird: ben Bean 
zwang. Bei Sefthaltung ver Grundfäge des allgemeinen Strafrech 

eugnißzwang unentbehrlich ; wer ihn befämpft, muß auch das 
Syſtem jelbjt befämpfen. 

Aber jelbft mit vem Zeugnißzwang tft der Schulpbeweis noch lange 
nicht gefichert. An der Herftellung einer Druckſchrift find die ver- 
ſchiedenſten Perſonen in ver verfchiedenften Weife betheiligt: Verfaffer, 
Herausgeber, Verleger, Druder, Verbreiter, und die große Maffe 
Jener, für welche e8 an technifchen Ausdrücken fehlt ; noch verwickelter 


1) Bgl. bejonders Schwarze S. 72. 
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geftalten ſich vie Berbäftnifie bei ver perietiichen Preife. Aus riejer 
mafteubarten Betbeil: zung ergiebt fuh für ven Anflüger eine terpelte 
Schwierigkeit. Einmal wire ver Rahmeis res dolus im ven 
jeltenften Fällen gelingen, ver Angeflagte leugnet, vie von ibm ver- 
legte, getrudte, verbreitete, vetigirte Drudigrift genau gelejen zu haben, 
er jchiebt vie Schule auf vie Anteren, auf vie er fich verlaſſen — wer 
fan ihm das Gegentheil beweiien? Noch größer tft ie Schwierig⸗ 
feit, dieſe verſchiedene Betbeiligung, vie bald in medhani- 
icher. bald in geiftiger Mitwirkung, balt in ver Berbinzung eder Ber- 
mittlung beiver beftebt, unter vie ſtrafrechtlichen Kate- 
gorien ber Thäterfhaft, Anftiftung und Beibilfe zu 
bringen!. Dieſes Schema des Strafrechts ift auf einfache Berhält- 
nifie berechnet , e6 reicht nicht aus gegenüber ver vielgeftaltigen Be⸗ 
theiligung, wie fie bei Preßdelikten vie Regel bilet. 

Aus viefen Erwägungen ergiebt fich die praftifche Unzulänglichkeit 
bes bejprochenen Syſtems, deſſen theoretifche Folgerichtigfeit nicht in 
Abreve geftellt werten joll?. Es findet fich indeſſen vurchgeführt in 
England? Holland, Frankreich, bier jedoch durchbrochen 
durch das Syſtem ber gerants und durch bie Forderung der Unter- 
zeichnung aller politiichen , religiöfen und jozialen Artifef® ; ferner in 
ben Prehgelegen von Sachſen (1844), Baiern (1850), Wür- 
temberg (1864) (in den beiten legtgenannten aber mit jehr bebeu- 
tenven Movifilationen) und Yübed (1869). 


2, Das Spitem der ſukzeſſiven und ausſchließ— 
lihen Haftung, ber responsabilit@ successive et isolee, oder 
responsabilite par cascades«, am befannteften unter dem Namen 
des „belgiſchen Syftems“, weift in feinem legten Urſprunge zurüd 
auf Weber's befanntes Werk über Imjurien und Schmähichrijten 


1) Als Beweis dafür mag ber miflungene Verſuch bei Lentner ©. 94. 
dienen. 

2) Wenn Kayfer ©. 594 f. weiter hervorhebt, daß die Anwendung ber allg. 
firafrechtlichen Grundſätze auf die Preffe eine bedeutend härtere Behanblung der» 
felben in Bezug auf Beichlagnahme, Bernihtung, Verjährung, Fälſchung u. |. w. 
zur Folge haben würbe, jo ift diefe Bemerlung zwar an fi durchaus richtig, hat 
aber mit dem Syftem ber Berantwortlichkeit nichts zu thun. 

3) Marquardſen S. 414. 

4) Marquardſen ©. 123. 

5) Geſetze w. 18/7 4828, 46/7 4850 u. andere. 


a ee nn 
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berühmten Vartrage v. Berg’s in der Sigung des beutfchen Bun- 
destages vom 20/40 18181, benugt, wenn auch nicht immer genannt 
worden ift. Auf Orundlage des Art. 18 ver belgischen Berfaffung : 
»Lorsque l’auteur est connu et domicilie en Belgique, l’editeur, 
limprimeur ou le distributeur ne peut &tre poursuivi«, bejtimmite 
das belgifhe P.-G. v. 20/7 1831 in Art. 44: »Dans tous les 
proces pour les delits de la presse le jury, avant de s'occuper de 
la question de savoir si l’ecrit incriminé renferme un delit, de- 
cidera, si la personne presentee comme auteur du delit l'est 
reellement. L’imprimeur poursuivi sera toujours maintenu en 
cause, jusqu’ä ce que l’auteur ait été judiciairement reconnu tel«. 
Erjt allmälig entwidelten Theorie und Praxis in Belgien dieſe ziemlich 
dürftigen gefeglichen Beftimmungen zu jenem gefchloffenen Shfteme 2, 
das dann als „belgijches“ zahlreiche Anhänger und Eingang in ver: 
ſchiedene außerbelgische Gefeßgebungen, fo in das ſardiniſche B.-©. 
v. 20,3 1848 (Art. 4 und 5), in das ſchweizeriſche Bunbesftraf- 
recht 3, und in eine Reihe deutſcher Bartikulargefete +, wenngleich zum 
Theil mit bedeutenden Modifikationen, gefunden hat. Folgendes find 
die Grundzüge des Syftems: Die bei der Herftellung und Verbreitung 
eines Preßerzeugniffes betheiligten Berjonen find, ohne daß ein be- 
jonderer Nahweisihrer&Schuld erforderlich wäre, ber 
Keihe nach für die durch den Inhalt ver Drudichrift begangenen 
ftrafbaren Handlungen zur Verantwortung zu ziehen, jevoch fo, daß 
bie DBeftrafung des Einen bie aller übrigen aus- 
ſchließt. Jeder Nachmann in ver Reihe Tann fich durh Nam- 
baftmadhung eines feiner Vormänner befreien, voraus- 
geſetzt, daß dieſe nominatio auctoris ven gefeglichen Anforberungen 
entipricht, insbejonvere der Bormann vor bie inländischen Gerichte ge- 
jtelft werten Fann. Die Reihenfolge lautet: a) Verfaſſer, b) Her- 
ausgeber, c) Verleger, d) Druder, e) Berbreiter. Der Berbreiter 


(III. Theil af das jeither wiederholt, insbejonvere auch in dem 


4) Abgebrudt bei Collmann, Duellen, Materialien, Kommentar des deut- 
chen Preßrechts ©. 175— 252. 
2) Marquardien ©. 122. 
3) Marquardfen ©.124. 
4) Bol. die Zufammenitellung in den Motiven zur Regierungsvorlage bes 
bentihen R.:P.-©. in G.⸗A. XXI. S. 470f. 
Liszt, Das öfterreichifche Preßrecht. 14 
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fann fich demnach durch die Nennung einer ver Perfonen unter a, b, 
c, d; ber Druder durch die einer der Perfonen unter a, b, cu. f. w. 
ftraffrei machen. 

Vorzüge und Schattenfeiten des Syſtems find zu Tage tretend. Es 
fichert der ſichert der Strafjuftiz u unter allen Umftänben einen Schulbigen, es $ be: 
gnügt gnügt jich at aber auch mit dem einen, und ift darum milder als diejenigen 
&ifiene, welde an ber aleihseitigen Verantwortlichkeit Mehrerer feft- 
halten. Die Unterfuchung bietet feine Schwierigkeiten; ver Zeugniß- 
zwang entfällt. Wenn nach ber inneren Gerechtigkeit gefragt wird, fo 
fann man antworten, daß, wer um jeinen Vormann fich nicht fümmert, 
zum minbeften äußerft leichtfinnig handle, wer aber von einem ihm be- 
fannten Bormanne eine Drudichrift übernehme, Grund habe, an bie 
Straflofigkeit ihres Inhaltes zu glauben !. 

Dagegen läßt ſich bei näherer Betrachtung nicht leugnen, daß das 
ganze Syitem auf Fiktionen beruht. Der Schuldige wird trotz aller 
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gegen ihn — Beweiſe außer Verfolgung gelaffen, wenn er er 
haltens ee bagegen trifft die volle Strafe des doloſen * 
für das durch den Inhalt der Druckſchrift begangene Delikt. 

Die Entſcheidung kann unter dieſen Umſtänden nicht zweifelhaft 
ſein; wer an dem Satze feſthält, daß nur den Schuldigen die Strafe 
treffen ſoll und darf, muß ſich mit Entſchiedenheit gegen das belgiſche 
Spitem erklären ?. 


857. Fortſetzung. 

3) Die Haftung des Redakteurs als Thäter. Diejes 
Syſtem, das jelbftverjtändlich nur ver periodischen Preffe gegenüber zur 
Anwendung kommen fann, mithin immer die Ergänzung durch das 


4) Unter ven Anhängern diefes Syftems ragt Biedermann als ber eifrigfie 
und einflußreichfte hervor (vgl. insbef. fein Gutachten an ben 6. beutichen Journa— 
liftentag, Frankfurt 1874 ©. 14). In Oefterreih ſprach fi) der Fournaliften- und 
Schriftſtellerverein, Concordia“ in einer dem Abgeorbnetenhaufe 1867 überreicdhten 
Petition fr das belgifche Syftem aus, weiches im Abgeordnetenhauſe ſelbſt mebeſ. 
von Rehbauer (1868, A.“St.“P. IV. Seffion ©. 3195 ff.) und Granitid 
(4877, A.⸗St.P. VI. Seffion ©. 8290) vertreten wurbe. 

2) Aus der großen Zahl der Gegner des Syſtems feien erwähnt: Hye, Straf- 
geſetz S.276 Anm., Glafer, Gutachten (HM. Schriften II S. 82), Yentner 
©. 74ff. JaquesS. 74 ff., Barth S©.56, Schwarze. 68, Marquardfen 
S. 423, 444 ff, Berner S. 270, Kayſer S.593. Auch der deutſche Juriftentag 
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eine oder andere der übrigen Syſteme vorausfegt, hat insbefonvere in 
John einen ebenfo fcharffinnigen wie berebten Anwalt gefunden, nach: 
bem es bereits früher von ben geſetzgebenden Faktoren bei ver Be— 
rathung des preußtichen P.-©. von 1851 in ernfte Erwägung gezogen 
worben war!. Es beruht auf dem einen Gedanken, daß der Rebakteur 
im Grunde genommen ver Verfaſſer ber ganzen Zeitung 
fei, ber bie von den Mitarbeitern gelieferten Auffäge prüfe, zufammen- 
ftelle, zu feinen eigenen mache. „Der Rebakteur einer Zeitung be- 
handelt die ihm zugehenden Beiträge feiner Mitarbeiter ala Materia- 
lien, welche er in die Zeitung nach felbjtjtändiger Prüfung und Ent- 
fchließung aufnimmt oder als ungeeignet zurücklegt. Er verarbeitet fie 
für feine Zeitung und fett fie in dieſelbe ein; der einzelne Artikel fommt 
allein und an fich nicht in Betracht, ſondern als ein Theil der Zeitung, 
nach ver beftimmten Tendenz und Richtung derſelben; in diefer Tendenz 
und Richtung wird er dem Publitum von dem Redakteur vorgelegt. 
Nicht die Abgabe des Beitrags durch den Verfaffer an ven Redakteur 
ift das maßgebende Moment, fondern erft die Aufnahme besfelben in 
die Zeitung durch den Rebakteur bringt ihn zur Deffentlichkeit und Ber: 
breitung; mit jener Abgabe wird ber Artikel zur Verfügung des Redak— 
teurs geftellt, welcher ihn fich aneignet oder ablehnt“ ?. 

Man macht weiter zu Gunften diefes Syftemes geltend, gerade dem 
Redakteur gegenüber biete der Nachweis ver Schuld nach allgemein- 
ftrafrechtlichen Grundfägen unüberfteigliche Schwierigkeiten, bepürfte 
es einer firengen Präfumtion, wenn nicht die Verantwortlichkeit ge- 
radezu ilfuforijch werten jolle. Die unbebingte Haftung des Redakteurs 
fet die nothwendige Konſequenz aus der Anonymität der periopijchen 
Preſſe; fie befreie dagegen auch den Nebakteur von der fo überaus 
läftigen, das Gedeihen des Blattes tief ſchädigenden Zeugnißpflicht. 
Dran brauche ven Gedanken, daß der Rebakteur immer das ganze Blatt 
zu vertreten habe, auch nicht in äußerſter Schroffheit durchzuführen; 


v. 1872 hat fich gegen basfelbe ausgeſprechen. Lienbacher, Preffreiheit S. 60 
fagt: „Die julzeffive Reihenhaftuug ift eine Abart des rohen Dezimirungsſyſtemes, 
das bei aufftändijchen Truppen angewendet wirb: man hält alle für ſchuldig, be— 
ftraft aber nur einige, die der Zufall, oder eine vorausbeftiimmte Norm bezeichnet. * 
4) Bol. Hartmann ©. 70ff. 
3) Aus dem deutſchen Kommilfionsbericht. Abgebrudt auch bei Schwarze 
©. 81. 


14* 
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man fönne tem Retakteur ven Gegenbeweis offen laflen, und anterer- 
ſeits auch ven Berjaffer, wenn vefien Schule bewieien jei, zur Ber: _ 
antwortung iche | | 

Aber auch dieſem Syſteme gegenüber muß ter ſchwerwiegende, ent- 
ſcheidende Einwand erhoben werten, daß es ven Thatiachen Gewalt 
anthue, Fiktionen aufitelle, vie in ten jeltenften Fällen ver Wirklichkeit 
entiprehen. Wo ift bei einem größeren Dlatte ver Retakteur, welcher 
alles das bejorgt, was vie Vertreter ves Syſtemes ihm zumutben? ver 
die Injerate vom erften bis zum fetten lieſt, vie Börfenberichte ſtudirt, 
bie Arbeiten ver langjährigften Mitarbeiter, vie Briefe ver verläßlichiten 
Korrefpontenten cenfurirt, ven ganzen Tag und die Nacht hindurch bis 
tief in ven Morgen hinein auf jeinem Poſten ausbarrt, um fein ver- 
ipätet eingetroffenes Telegramm ungeprüft in die Druderei gelangen 
zu lafien? Ein ſehr beicheivenes Lokalblatt mit einem Redakteur von 
tem riefigiten Fleiß und der umfafjentiten Bildung müſſen wir ung 
vorjtellen — dann mag tie Schilverung pafien; aber für vie kleinſte 
Lokalpreſſe fann man die Preßgeſetze nicht zufchneiten. Und dann 
jei abermals betont: fein Prefigejeg verlangt, daß alle an ber Redak— 
tion betheiligten Perſonen als verantwortlihe Redakteure zeichnen, 
immer genügt es, wenn einer aus ihnen — und ter spiritus movens 
braucht e8 eben nicht zu fein — als ſolcher genannt wird, wie kann 
man annehmen, daß ver Genannte „die ganze Zeitung verfaßt"? Will 
man tie Haftung des verantwortlichen NRevakteurs von ven Ärgjten 
Fiktionen befreien, dann verlange man auch, daß das gefammte Redak— 
tionsperjonal auf jever Nummer der Zeitung unter genauer Angabe 
ver Arbeitstheilung nambaft gemacht werde; jo lange man dieß zu thun 
jich jcheut, behaupte man aber auch nicht, daß die Haftung des einen 
verantwortlichen Redakteurs dem wirklichen Sucverhalte Austrud 
gebe ?. 


4, Diefem Gedanken hat das deutſche R.-P.-G. in $20 Abf. 2 (unten S. 21%) * 
— geſetzliche Anerlennung verliehen. Doc bat die Erfahrung gelehrt, daß die Praxis 
bei ber Donbpebung diefer Beſtimmung, die eine inneren Widerſpruch enthäft in 4 
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vo faum zu Iöfende Schwierigkeiten geratben muß. Als Beweis für diefe Behauptung, 

— bie —⸗ weil das oͤſterr. Recht glücklicherweiſe nicht berührend — bier nicht weiter aus— 

geführt werden kann, mögen Die einander widerſprechenden E. des D.-T. v. 25/2 

1876 (G.:U. XXIV ©. 144) und insbeſ. die nach der eingehendften Vorberathung 
gefällte Plenarenticheidung v. 9/10 1876 (G.-A. XXIV ©. 497—530) dienen. 

2) Gegen dieſes Syftem vgl. LentnerS.9, Jaques S,76ff., Merkel 

in der Sigung der Wiener jurift. Gefellichaft v. 9/12 1872 (3.:B. 1872 No. 43); 


1) 
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4) Das Syftem ver Fahrläffigfeits- oder Ord— 
nungsjtrafen. Kann ben an ver Herftellung und Verbreitung ber 
ſtrafbaren Drudjchrift betheiligten Perjonen die Kenntniß des Inhaltes 
nicht nachgemwiefen, von abfichtlicher Begehung ber ftrafbaren Handlung 
mithin nicht gefprochen werden, fo liegt es nahe, doch mindeſtens ſtraf⸗ 
bare Fahrlaſſigteit anzunehmen, wenn bei Anwendung gehöriger Sorg— 
falt, pflichtmäßiger Obſorge die Kenntnißnahme erfolgt, und damit 
das durch die Schrift begangene Delift unterblieben wäre. Diefer 
durch feine Einfachheit und Folgerichtigfeit imponirende Gedanke hat 
auch in ver Gejeßgebung vielfache Anerkennung gefunden; ! außer dem 
Öfterr. Recht, das unten fpeziell zu bejprechen fein wird, haben das 
preußiſche P.-G. von 1854, der veutihe Bundesbeſchluß 
von 1854, das ſächſiſche P.“G. von 18702 und das badiſche 
Recht von 18711874 3 fich diefem Syfteme angefchloffent. Die Be- 
urtetlung besfelben ift von der Borfrage abhängig, ob wir e& dabei mit 
einer .__ der allgemein-ftrafrechtlichen Grundſätze über culpa 
a das Preßrecht, oder m er mit einer befonderen preßrechtlichen Fahrlaſſig⸗ 
— Rechtes beantwortet werden —* 5 

5) Das Syftem der Objeltivirung des Verfahrens _ 
bildet den Ausgangspunkt der im An — gemachten Reformvor- ⸗ 
ſchläge, und kann erſt dort eingehender heſprochen werben ®. * 

6) Das deutſche R.-P.-©. von 1874 ſucht in geſchickter Weiſe 7 * 
die Vorzüge der verſchiedenen Syſteme mit einander zu verbinden, und — 
kann als muſtergiltiges Beiſpiel eines den heutigen Anſchauungen ent- 
ſprechenden kombinirten Syſtemes gelten. Aus dieſem — | 
mögen bie $$ 20 und 24 ohne jeden weiteren Kommentar bier folgen. «7: 5 E 


durch das Geſetz der Arbeitstheilung und durch Zufälle, denen jeder Menſch unter: 
worfen ift, notbwendig gemachte Stellvertretung in ber Arbeit ignoriren.” 

4) Bgl. die Ueberficht in den Motiven zum deutſchen R.P.“G. (G.-A. XXU 
©. 174f.). 

2) Bgl. dazu Die eingehenden Ausführungen von Barth S.54 ff. 

3) Bon der Einführung des deutſchen St.-G.«Bs. bis zu jener des R.-P.-G8. 

4) Bgl. für dasjelbe ſchon Weber, Injurien- und Schmähfcriften III 
S. 120; dann indbef. Jaques S. 78ff.; gegem dasjelbe Glafer, kl. Schriften 
I ©.52. 

5) Bol. unten $ 60. 

6) Bgl. unten $ 94. 


insbef. Glafer I S. 52, welcher den Anhängern desfelben vorwirft, daß fie „die | | 
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„20. Die VBerantwortlichkeit für Handlungen, deren Strafbarkeit 
durch den Inhalt einer Drudichrift begründet wird, beftimmt fich nach 
den beftehenden allgemeinen Strafgejegen. ft vie 
Drudichrift eine periodifche, fo ift ver verantwortlihe Redak— 
teur als Thäter zu beitrafen, wenn nicht durch beſondere Umftände 
bie Annahme jeiner Thäterfchaft ausgeichloffen wird. 

8 24. Begründet ter Inhalt einer Drudichrift ven Thatbejtand 
einer jtrafbaren Handlung, jo find ver verantwortliche Redakteur, ver 
Berleger, der Druder, verjenige, welcher die Druckſchrift gewerbs- 
mäßig vertrieben oder ſonſt öffentlich verbreitet hat (Verbreiter), joweit 
fie nicht nach $ 20 als Thäter over Theilnehmer zu beftrafen find, 
wegen Fahrläffigfeit mit Geltftrafe bis zu 1000 Mark over mit 
Haft, oder mit Fejtungshaft over Gefängniß bis zu einem Jahre zu be- 
legen, wenn fie nicht vie Anwendung der pflichtgemäßen Sorgfalt oder 
Umftände nachweijen, welche viefe Anwendung unmöglich gemacht haben. 

Die Beftrafung bleibt jedoch für jede ver benannten Perſonen aus- 
geichloffen, wenn fie als ven Verfaſſer oder den Einjender, mit deſſen 
Einwilligung die Veröffentlichung geſchehen ift, oder wenn e8 fich um 
eine nicht periodifche Drudichrift handelt, als ven Herausgeber ber- 
jelben, over al8 einen der in obiger Reihenfolge vor ihr 
Denannten eine Perjon bis zur Verkündigung des erjten Urteils 
nachweiſt, welche in dem Bereiche ver richterlichen Gewalt eines deutſchen 
Bundesftaats fich befindet, over falls fie verftorben ift, fich zur Zeit ver 
Veröffentlichung befunden hat; hinfichtlich des Verbreiters ausländiſcher 
. Drudichriften außerdem, wenn ihm diefelben im Wege des Buchhandels 
zugefommen find“. 


$58. Die ältere öfterreihifche Gefeggebung. 

Die verfchievenen Syſteme ver prefrechtlichen Haftung fpielen auch 
in den öſterr. Preßgeſetzen eine hervorragende Rolle, erſt allmälig ge- 
langte das noch heute herrjchende Syſtem: Haftung nad all: 
gemein ftrafrehtlihen Grundjägen ergänzt durch die 
Vahrläffigkeitsitrafe zum Durchbruche!. 

1) Nach der Preßverordnung v. 31/3 1848 8 28 ff. follten 1) vie 
„allgemeinen Grundſätze in Betreff ver Beitrafung ver Mit- 


1) Man vgl. dazu Hye, Strafgeſetz ©.276 fi. 


Die ältere öfterreichifche Geſetzgebung. $ 58. 215 


ſchuldigen“ zur Anwendung gelangen, wenn durch den Mifbrauch ver 
Prefje ein Verbrechen verübt worden war. 2) In allen übrigen 
Fällen wurde nah dem belgiſchen Spitem vorgegangen. „In 
folgender Ordnung“ waren verantwortlich: a) zuvörderſt ver Ver— 
faſſer, infofern Drud und Herausgabe mit feinem Wiffen und 
Willen gejchehen find; b) ver Herausgeber, infofern er nicht ven 
Berfaffer darſtellt und nachweift, daß derſelbe die Verantwortlichteit 
auf ſich genommen hat; c) der Verleger, und fofern auch biefer 
nicht befannt ift d) ver Druder; und zulett e) ver Berbreiter. 
Als Berbreiter ift auch der Buchhändler verantwortlich, wenn er eine 
fträfliche Schrift verbreitet, welche ihm außer dem gewöhnlichen Wege 
des Buchhanvels zugekommen, over auf welcher nicht der Name des 
Verfaſſers oder des Herausgebers, des Verlegers oder Druders nebjt 
der Bezeichnung des Drtes und der üblichen Bezeichnung der Zeit tes 
Drudes angegeben, oder wegen welcher eine Beichlagnahme verfügt 
und amtlich befannt gemacht worben ift. 3) für den Inhalt der Zei- 
tungen und Zeitfchriften haftet jedenfalls der verantwortliche 
Redakteur. 

2) Diefelben Beftimmungen kehren wieber in ben 88 20 ff. ver 
Verordnung vom 18/5 1848. Doc werden Druder und Berbreiter 
auch dann zur Verantwortung gezogen, wenn ihr VBormann zwar bes 
fannt, aber nicht im Inlande wohnhaft ift. Der Redakteur dagegen 
wirb frei, wenn fich ein im Inlante wohnenver Verfaffer nennt over 
die Verantwortung auf fich nimmt. 

3) Durch geringere Klarheit und größere Strenge zeichnen fich 
die 88 42 ff. des Patentes vom 13/3 1849 aus. Zumächit ift der Ver- 
faffer verantwortlich und zwar in Beziehung auf Strafe, Entſchädigung 
und Gerichtöfoften, wenn die Herausgabe mit feinem Willen und 
Willen mit oder ohne Angabe feines Namens ftattgefunden hat. 
Nebſt dem Berfaffer find in der nachftehenden Reihenfolge verant- 
wortlich: 4) ver Herausgeber; 2) der Verleger oder Vertriebsbejorger; 
3) ver Druder und 4) der Verbreiter. Für ven Inhalt periodifcher 
Drudfchriften haftet mit dem Verfaſſer jeder verantwort- 
(ihe Redakteur folidarifch, injofern nicht von ihm nachgewiejen 
wird, daß die Aufnahme eines ftrafbaren Inhaltes wider feinen aus— 
drücklichen Willen oder ohne fein Wiffen und Verſchulden erjolgte ; 
nach diefen treten die übrigen oben genannten Perjonen in ver daſelbſt 
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I, Die preßrechtliche Verantwortlichkeit. 


856. Die verfhiedenen Syſteme. 


Die Anwendung der Grundſätze des allgemeinen Strafrechts über 
dolus und culpa, über Thäterfchaft und Theilnahme auf die durch 
den Inhalt der Preſſe begangenen ftrafbaren Hand— 
lungen bietet bedeutende, theilweife geradezu unüberwindliche Schwie- 
rigfeiten. Wiſſenſchaft und Geſetzgebung haben fich daher wiederholt 

veranlaßt gefunden, von biefen Grundfägen abzumweichen umd für bie 
Beurteilung ver Schuldfrage bei Preßdelikten beſondere Prinzipien auf- 
zuftellen. Eine Reihe von „Shyitemen“ verdankt biefem Beftreben feine 
Entjtehung. Der Streit über die Frage, welches aus ihnen den Bor- 
zug verdiene, welches ven Bebürfniffen ber Praxis am meiften ent- 
jpreche, ven Forderungen ber Wiffenjchaft am wenigften wiberfpreche, 
kann noch immer nicht als ein endgültig entſchiedener betrachtet wer— 
ben. Wie in manchen anderen Fragen, ift e8 auch hier den Anhängern 
eines jeden der verjchievenen Shiteme leichter gefallen, alle übrigen als 
unhaltbar nachzumweifen, als fich felbft gegen vie Angriffe ver Gegner 
zu vertheibigen. Eine kurze Darftellung ber wichtigften dieſer Syſteme 
ift fowol für das Verftändnig des geltenden Rechtes überhaupt, als 
auch für die Beurteilung ver Stellung, welche das öſterr. P.-®. v. 
1862 in dem europäifchen Konzerte einnimmt, ſowie endlich zur Be: 
gründung der im Anhange folgenden Reformvorichläge, unerläßlich !. 
Dabet ſei jedoch ein für allemale bemerkt, daß in den meiften Geſetzen 
die fcharfe, ausjchließliche Durchführung eines einzigen Syſtems ver- 
mieben, und eine Kombination mehrerer angeftrebt worden ift. Fol- 
gende Syſteme können unterſchieden werben ?: 

4) Das Syſtem der ausfchlieflichen Anwendung der Grundſätze 

des allgemeinen Strafrechts ; 


4) Dan vgl. insbef. die treffliche Darftellung bei Marquardſen S. 113 ff. 

3) Glaſer, Gutachten (H. Schriften II. S. 54) theilt ein: 4) das Syftem 
ver gleichzeitigen und gleichartigen ; 2) Das ber fußzeffiven gleichartigen; 3) das ber 
gleichzeitigen und ungleidhartigen ; 4) das ber fulgeffiven und ungleichartigen Haf- 
tung. Gegen die logische Richtigkeit diefer Eintheilung läßt fich nichts einwenben ; 
allein gegenüber dem thatſächlichen Stande ber Frage in Wiſſenſchaft und Gejek- 
gebung dürfte fich die im Terte gegebene befjer empfehlen. 
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2) Das Syſtem der ftufenweifen und ausschließlichen VBerantwort- 

lichkeit ; 

3) Haftung des verantwortlichen Revakteurs als Thäter ; 

4) Das Shitem der Fahrläffigkeitsftrafen ; 

5) Die Objeftivirung des Verfahrens ; 

6) Als Beispiel eines fombinirten Syſtems ſeien fchließlich die Be- 

jtimmungen des deutſchen Neichsprefigejeges angeführt. 

1) Haftung nad den Grundſätzen des allgemeinen 
Strafrehts. Am nächften liegt ver Gedanke, von allen Aus- 
nahmsbeftimmungen, fei e8 zu Gunſten fei e8 zu Ungunften ver Preffe 
abzufehen, die Haftung für die durch die Breffe begangenen Delikte in 
durchaus gleicher Weife zu regeln, wie für alle anderen ftrafbaren 
Handlungen. Vom rein theoretiichen Standpunkte wäre dieſes Syſtem 
bas einzig richtige, das einzige, welches unmittelbar aus tem Begriffe 
der Preffreiheit abgeleitet werben könnte. Ließe es fich durchführen, 
ohne einerſeits bie Preſſe unerträglichen 2 Beläfi fäftigungen auszuſetzen, 
andrerſeits die ‚Handhabung der Strafiuftiz ter Prefie gegenüber lahm 
„zfTegen, To ware jeder Streit entichteben , der Gefeßgebung die Bin 
"ingweifelhaft vorgezeichnet. 

Aber jo liegt die Sache eben nicht !. Vor allem fteht die von ber 
Prefje als ihr Recht geforberte Anonymität ver vafchen Erforſchung 
des Thäters hindernd im Wege. Der ftrafbare Artikel ift nicht 
unterzeichnet; wer hat ihn geſchrieben? Es gibt allerdings ein Mittel, 
den Verfaſſer, ven der Redakteur nicht nennen will, zu erfahren; aber 
ein Mittel, das in zahlreichen und zwar gerade in ben wichtigjten Fäl— 
fen feinen Dienft verfagt, dafür aber unter allen Umftänden von ber 
Preſſe als eine jchwere Beläftigung empfunten wird: den Sau) 
zwang. Bei Feſthaltung ver Grundfäge des allgemeinen Strafre 

er Zeugnißzwang unentbehrlich ; wer ihn bekämpft, muß auc das 
Syſtem jelbjt befümpfen. 

Aber jelbft mit dem Zeugnißzwang ift der Schulpbeweis noch lange 
nicht gefichert. An ver Herftellung einer Drudjchrift find die ver- 
Ichiedenften Perfonen in der verſchiedenſten Weiſe betheiligt: Verfaffer, 
Herausgeber, Verleger, Druder, DVerbreiter, und bie große Maffe 
Jener, für welche e8 an technifchen Ausprüden fehlt; noch verwicelter 


1) Vgl. bejonders Schwarze 9.72. 
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fon ibm Das — beneiien ? Noch griger Mt rie Saw ierig⸗ 
keit, tieiererigierene Betbheiligang, ve balr in madbanı- 
icher, balt im geiftiger Deinwurtung, balr m rer Berbinterg ever Ber⸗ 
miriung beirer befte, unter tie ſtrafrechtlichen Kate— 
serien ter Thäterſchaft, Auftiitung unr Beihilfe ;e 
bringen’. Dieies Schema des Strafrechts ıfı aut eıntache Berhält- 
nifie berechnet , es reicht nicht aus gegenüber ver vielgeftaltigen De 
theiligung, wie fie bei Preßdelilten vie Regel bilvet. 

Aus tiefen Erwägungen ergiebt ſich tie praktiiche Umzulänglichteit 
bes beiptochenen Spftem6, deffen theoretiiche Felgerichtigfeit micht im 
Abrete geftellt werten ſell? Es findet ſich indeſſen turdhgeführt im 
Englant? Hollant?, Frankreich, bier jedoch durchbrochen 
turch das Syſtem ber gerants und durch bie serterang der Uinter- 
zeichnung aller politiſchen religtöien und jeziglen Aröfel?;, ferner ın 
ben Trebgeicken von Sadbien (4844), Baiern (1850, Wür— 
temberg 1864, in ben beiten leßtgenannten aber mit jehr beveu- 
tenten DWorififationen, und Yübed (1869). 

2, Das Spftem ver ſukzeſſiven unt ausiclie$- 
lihen Haftung, ber responsabilite successive et isolee, oder 
wesponsabilit par cascades«, am befannteften unter dem Namen 
bes „belgiſchen Syftems“, weift in feinem leiten Uriprunge zurüd 
auf Weber's befanntes Werk über Injurien und? Schmähichriiten 


4, Als Beweis dafür mag ber mißlungene Verſuch bei Lentner ©. fl. 
bienen. 

2; Wenn Kayſer ©. 594 f. weiter hervorhebt, daß die Anwendung ber allg. 
ſtrafrechtlichen Grunbfäge auf bie Preſſe eine bebeutend härtere Behandlung der» 
felben in Bezug auf Beihlagnahme, Bernihtung, Verjährung, Fälihung m. ſ. w. 
zur Folge haben würbe, fo ift diefe Bemerkung zwar an fih durchaus richtig, bat 
aber mit bem Syſtem ber Berantwortlichkeit nichts zu thun. 

3; Marguardien S. 114. 

4) Marquardſen ©. 123. 

5) Geſetze v. 18/7 4828, 46/7 4850 u. andere. 
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(III. Theil 4800), das feither wiederholt, insbeſondere auch in dem 
berühmten * v. Berg's in der Sitzung des deutſchen Bun— 
destages vom 20/40 18181, benutzt, wenn auch nicht immer genannt 
worden ift. Auf Orundlage des Art. 18 der belgiſchen Verfaſſung: 
»Lorsque l’auteur est connu et domicilie en Belgique, l’editeur, 
limprimeur ou le distributeur ne peut &tre poursuivi«, bejtimmte 
bas belgifhe P.-&. v. 20/7 1834 in Art. 14: »Dans tous les 
proces pour les delits de la presse le jury, avant de s’occuper de 
la question de savoir si l’&erit inerimine renferme un delit, de- 
cidera, si la personne presentee comme auteur du delit l’est 
reellement. L’imprimeur poursuivi sera toujours maintenu en 
cause, jusqu'à ce que l’auteur ait &t& judiciairement reconnu tel«. 
Erjt allmälig entwidelten Theorie und Praxis in Belgien dieſe ziemlich 
bürftigen gejeglichen Beſtimmungen zu jenem gejchloffenen Syfteme 2, 
das kann als „belgifches“ zahlreiche Anhänger und Eingang in ver- 
ſchiedene außerbelgifche Gefeßgebungen, fo in das ſardiniſche P.-©®. 
v. 20,3 1848 (Art. und 5), in das ſchweizeriſche Bundesſtraf— 
recht 3, und in eine Reihe veutfcher Partikulargefege +, wenngleich zum 
Theil mit bedeutenden Modifikationen, gefunden hat. Folgendes find 
die Grundzüge des Syſtems: Die bei der Herftellung und Verbreitung 
eines Preßerzeugniffes betheiligten Perjonen find, ohne daß ein be- 
jonderer Nachweis ihrer Schulderforderlich wäre, ter 
Reihe nach für die durch den Inhalt der Druckſchrift begangenen 
ftrafbaren Handlungen zur Verantwortung zu ziehen, jedoch fo, daß 
die Beftrafung des Einen die aller übrigen aus— 
ſchließt. Jeder Nachmann in ver Reihe kann fih durch Nam— 
baftmachung eines feiner VBormänner befreien, voraus— 
gejett, taß dieſe nominatio auctoris den gefeglichen Anforterungen 
entipricht, insbejontere ver Vormann vor die inläntifchen Gerichte ge- 
jtelft werten Fann. Die Reihenfolge lautet: a) Verfaſſer, b) Her- 
ausgeber, c) Verleger, d) Druder, e) Berbreiter. Der Verbreiter 


4) Abgedrudt bei Collmann, Quellen, Materialien, Kommentar des beut- 
chen Preßrechts S.4175— 232. 
2) Marquardſen ©. 122. 
3) Marquardſen ©. 124. 
4) Bgl. die Zufammenftellung in den Motiven zur NRegierungsvorlage des 
bentihen R.:P.-©. in G.“A. XXI. S. 470f. 
Liszt, Das öfterreichifche Preßrecht. 14 
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Wäre demnach 3. B. ver erforderliche Betrag von einem Dritten bem 
Herausgeber auf eine beftimmte Zeit geliehen worden, jo würde mit 
Ablauf derjelben die beftellte Kaution nicht erlöfchen?!, ſondern es 
müßte die Auffündigung des Herausgebers auch in dieſem Falle ab- 
gewartet werden. Alle Einfchränfungen und Vorbehalte find unzuläffig 
und würden bie Kaution zu einer ungenügenden und darum nicht an- 
nehmbaren machen ?. 

3) Die Kaution beträgt nach $ 14: für Wien und Umgebung, 
d. i. bis zur Entfernung von 15 Kilometern, 8000 fl.; an anderen 
Orten mit mehr als 60,000 Einwohnern und deren Umgebung 6000 fl.; 
an Orten mit mehr als 30,000 Einwohnern und deren Umgebung 
4000 fl.; an allen übrigen Drten 2000 fl.; wenn bie Druckſchrift 
nicht öfter als 3 mal in ver Woche erjcheint, die Hälfte dieſer Summen. 
Maßgebend iſt immer der Drt des Erjcheinens, nicht der Drudort. 


Der Erlag hat in baarem Gelde, oder in auf den Ueberbringer 
lautenden verzinslichen dfterr. Staatsjchulpverfchreibungen, in Grund- 
entlaftungsobligationen, oder Pfanvbriefen ver Nationalbank oder der 
galizifchen Kreditanftaltt, nach dem Börſenkurſe des Erlagstages be- 
rechnet, zu gejchehen. Die näheren Vorſchriften über ven Erlag und 
bie Behandlung der Kautionen enthält der Fin.-Min.-Erl. vom 16/7 
1863 R.⸗G.«“B. No. 67. Hervorzuheben wäre $ 6 deſſelben: „Die 
in Baarem erlegten Kautionen werden nicht verzinſet.“ Die Härte‘ 
biefer Beftimmung ift umfo auffallender, als nicht nur in & 14 des 
Patentes vom 13/3 1849, fondern ſelbſt noch in $ 45 der B.-D. von 
1852 die Berzinjung ausprüdlich angeorbnet ward. Kautionsbeitellung 
durch „Bürgjchaft oder gejeliche Hypothek”, wie jie in der Verordnung 
vom 31/3 1848 8 6 ausprüdlich für zuläffig erklärt wurde, ıft dem 
gegenwärtigen öfterr. Nechte fremd. 

Nach $ 1 des erwähnten Erlafjes vom 16,9 1863 find die Kautio- 
nen „bei einer in dem Gebiete, für welches das Preßgeſetz Wirkſamkeit 


1) Wie dig u. A. Shward S.58 annimmt. 

2) O.T. v. 8/10 1856 (G.:U. IV. ©. 818). 

3) Verordnung des Minift. des Innern vw. 7/7 1876. 

4) Ueber die Verwendbarkeit der Anleihen ber Gemeinde Wien vgl. Berorb: 
nung v. 26/3 1867 R.:6.:B. No. 58. 

5) Nach $45 des preuß. P.-&. v. 4854 wurden bie baar erlegten Kautionen 
ebenfalls, und zwar mit 40/, verzinft. 
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bat, befindlichen Landeshaupt-, Filiallandes- oder Sammlungskaſſe“ 
zu erlegen. 

4) Die Rüdftellung der Kaution erfolgt ſechs Monate nach 
vem Aufhören des Erfcheinens der Drudichrift, für die fie beftelit 
wurde, jedoch nur gegen die Beftätigung bes zuftändigen Staatsan- 
waltes, daß aus Anlaß der Herausgabe jener Drudjichrift weder eine 
Unterjuchung anhängig noch ein Strafvollzug oder Koftenerfag rüd- 
jtändig ſei. Die ſechsmonatliche Friſt ftimmt mit ver VBerjährungsfrift 
ver Preßpelikte (927 u. 40 B.-&.) überein; erſt nach Ablauf derſel— 
ben ift e8 eben gewiß, daß eine Verfolgung nicht mehr jtattfinden kann. 
Eben daraus ergiebt fich aber auch, daß eine Abkürzung der Frift durch 
ven Staatsanwalt unmöglich, eine frühere Zurüdftellung ver Kaution 
in feinem Falle zuläffig ift 2; die gejetliche Verjährungsfrift kann nicht 
beliebig durch die Parteien abgeänbert werben, und vor Ablauf ber 
ichs Monate fann der Staatsanwalt gar nicht die vom Geſetze ver- 
langte Beftätigung ertheilen, da er wol für feine Perſon auf jede Ver— 
folgung verzichten, aber das Auftreten eines Privatklägers nicht hin- 
bern kann. 

Auch ver Herausgeber kann bie Kaution aufkündigen; fie ift ihm 
auch in biefem Falle jechs Monate, nachdem das Blatt zu erjcheinen 
aufgehört hat, gegen die gleiche Beftätigung des Staatsanmwaltes zu: 
rüdzuftellen. Dritten Perfonen dagegen fteht das Auffündigungsrecht 
ven Behörden gegenüber unter feinen Umftänben zu; fie haben ihre 
etwa bejtehenden Rechte gegen ven Herausgeber geltend zu machen 3. 

5). Beftimmung der Kaution ($ 15 B.-G.). Die Kaution 
unterliegt ganz oder zum Theile vem Verfallet und „haftet für alle aus 
Anlaß der Herausgabe ver periodifchen Drudichrift, für welche 
fie beftellt wurde, in Folge Strafurteils zu bezahlenden Geldſtrafen 
und Koften des Strafverfahrens auch dann, wenn ber Erleger ber 
Kaution für feine Perſon nicht ftrafbar befunden wurte”. Nach dem 
Wortlaute des Gejees muß die Haftung ber Kaution bemnach ange: 


4) Die Erläffe v. 14/8 und 22/9 1851 R.:G.-B. No. 163 und 494 find als 
durch 54 Abf.ı B.-©. aufgehoben zu betrachten. 

2) Unrichtig Lienbacher II ©. 87. 

3) Man vgl. hierüber die untereinander nicht übereinftimmenben Anſichten 
vor Shward S.58, Hartmann ©.96, Lienbacher 1537, 

4) Bgl. darüber unten $ 70. 


22 2 Put I Seiser 


maaea Berscı, 1A ri Be Berg megr us are 
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Ener aber ser. 3 war für nie Behr use, EU O Tiger 
sie Zerurteuiung „af Azlah ter Dersasıche* ati, 2a Zum 
untern:heeen an ver beganzenen itraſtaresa Danrzug u itgeae mer 
Zee beberagt fein, tie Haiteaz ter Razıien wäre erallen. menu 
+. 8. an Triiier tur ein zem Uneinzeweibten nicht verfizeriiches 
Mierat ih einer Beleitigzag =. 1. w. Ichuitiz machen wäre. Te 
entgegenzeſetzte Anficht liebe fh war zur Noth mit tem Wertlaute 
res Geſttzes, gewik aber nicht mit veffen Zentenz in Einklang bringen. 
Die Kaution haftet nur für Gelt ſtrafen un: für vie Koften tes 
Ztrafverfabrens, nicht für tie Koften res Strafvollzuges!, 
nicht für zie etwaigen privatrechtlichen Aniprüche tes Berlegten; ob für 
vie Privatbuße bei Beleitigungen, Körperverlegungen u. ſ. w., welche 
ter .-G. Entwurf auch in tie öfterr. Geiekgebung einzuführen 
trobt, hängt davon ab, ob man in ver Buße das pönale Moment oder 
jenes ter Entihärigung als das ausichlaggebente betrachtet, eine 
frage, auf teren Beantwortung hier nicht eingegangen werten fann. 
Iſt durch ein rechtöfräftiges Erfenntnif vie Kaution oder ein Theil 
verielben als verfallen erklärt, eine Gelvftrafe oder ein Koftenerfak 
verfügt, fo haben fich im erfteren Falle ver Herausgeber, im 
letzteten aber bie Berurteilten binnen drei Tagen nad) eingetretener 
Rechtskraft des Straferfenntniffes bei vem Staatsanwalte auszuweiſen, 
baf ber Erlag bes ihnen zur Zahlung auferlegten Betrages erfolgt jei; 
widrigens obliegt es vem Staatsanwalte, die Zahlung aus ven als Kau— 
tion erliegenden Werthen zu veranlaffen und zu viefem Ende, wenn die 


Kaution in Staatsichulverfchreibungen, Grundentlaftungsobligationen 


4) Diefe Anficht findet wefentliche Unterftügung in bem zweiten Abſatze bes 
15 P.G. nach welchem bie Friſt zum Erlage ber Koften vom Tage der Rechts: 
kraft bes Erfenntniffes zu berechnen ift; in bem Erlenntniffe fönmen aber 
bie Hoften des Strafvollguges noch nicht beftimmt werben. 
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oder Pfanbbriefen geleiftet wurbe, dieſe bis zu dem erforberlichen Be- 
trage börfenmäßig veräußern zu laffen!. Von dem Ergebniffe ift ver 
Herausgeber zu verftändigen. ($ 15 P.-&.) 

Diefe Art der Erequirung ber Straferkenntniffe ift unbedingt vom 
Gefete vorgejchrieben, e8 wäre demnach dem Staatsanwalte nicht ge- 
Stattet, mit Umgehung der Kaution, die verfallenen Beträge aus dem 
freien Vermögen der Schuldigen einzutreiben ?; nur wenn bie Kaution 
zur Dedung nicht hinreichen follte, würde für ven Neft ver perſön— 
lich Berurteilte zur Leiftung herangezogen werben können. Das Re— 
greßrecht gegen biefen hleibt dem Herausgeber jelbftverftändlich in allen 
Fällen vorbehalten. 

Iſt die Kaution durch die Vollziehung eines Strafurteils vermindert 
worden, jo muß ihre Ergänzung längftens acht Tage nach erfolgter 
Derftändigung bewerkftelligt und beim Staatsanmalte ausgewiefen wer: 
ben, wibrigens bie weitere Herausgabe bis zum Ausweife ver Er- 
gänzung einzuftellen ift ($ 16 B.-©.). 





4) Bol. 56 bes mehrerwähnten Erl. v. 46/7 1863 R.-©.-B. No. 67. 

2); Andrer Anficht die frühere preußifche Praxis; vgl. u. U. Hartmann 
©. 412. Anders auch ausbrüdlich Art. 3 des franzdi. Gef. v. 9/6 1819: »En cas 
d’insuffisance, il y aura lieu a recours solidaire sur les biens des proprie- 
taires ou Eediteurs .„.. et des auteurs et r&dacleurs des articles condamn6s.« 
Rolland ©. 42). 


Fünftes Bud), 
Das Preßſtrafrecht. 


855. Umfang und Eintheilung. 

Das Preßſtrafrecht umfaßt die über die Preßpdelifte und 
beren Beftrafung geltenden bejonderen Grundſätze. 
Wie das Strafrecht überhaupt zerfällt auch das Prefftrafrecht in einen 
allgemeinen und einen befonderen Theil. Der erftere hat bie 
„allgemeinen Lehren“ des Strafrechtes in ihrer Anwendbarkeit auf das 
Prekrecht zu prüfen, insbeſondere jene Abweichungen von demſelben 
klarzuſtellen, welche die eigenthümliche Natur der Preßdelikte nothiwen- 
dig macht. Den Kernpunkt des allgemeinen Theils bildet die Dar- 
jtellung jener Grundſätze, nach welchen — durchaus abweichend von 
den feftftehenden in Wiffenfchaft und Gefetgebung anerfannten Prin- 
zipien des Strafrechts — die Schuldfrage bei Preßdelikten ent- 
ſchieden wird, die Beiprechung jener eigenthümlichen Syſteme, durch 
deren Aufftellung die Gejeßgebung bald auf dem Wege der Filtionen 
und Präfumptionen, bald auf jenem einer beveutenden Erweiterung ber 
Haftung wegen Fahrläffigkeit den Schwierigkeiten, die ber Nachweis 
der Schule bietet, zu begegnen fucht. Daran reiht fich die Frage nach 
Bollendung und Verſuch, nah Fortſetzung und Wie— 
derholung der Preßpelifte, insbefondere nach der Bebeutung ber 
Reproduktion eines jtrafbaren Artifels. Die einzelnen dem Preß— 
rechte jpeziell angehörenden ober von ihm beſonders entwidelten 
Strafarten müffen beiprochen, die Grundfäße ver Strafzu: 
meſſung fejtgeftellt werben. Auch die Lehre von der Berjährung 
der Preßdelikte bietet fowol in Bezug auf bie Frift als auch in Bezug 
auf bie übrigen Beringungen verfelben wichtige Abweichungen von dem 


Umfang und Eintheilung des Prefrechts. $ 55. 205 


allgemeinen Strafrechte. Zum Schluffe muß das dem Prefrechte 
eigenthümliche Erekutionsmittel ver Einftellung periodifcher 
Druckſchriften beiprochen werden. 

Den Inhalt des befonderen Theils bildet eine furze Darftellung 
ber einzelnen Preßdelikte. Dabei jcheiden jedoch die Preßdelikte eriter 
Ordnung, die durch den Inhalt von Drudichriften begangenen ftraf- 
baren Handlungen, gänzlich aus dem Kreife der Darftellung aus. Und 
zwar aus ben bereits wiederholt hervorgehobenen Gründen. Die zu: 
fällige Begehung biefer Delikte durch da8 medium ber Preſſe ändert 
nicht8, weder an ihrer inneren Natur, noch an ihrem äußern Thatbe- 
ftande. Sie find Uebertretungen der Normen des allgemeinen Straf: 
rechts, und gehören darum biefem an und nicht dem Prekrechte. Die 
Wiffenichaft hat keine Veranlaſſung, ven von ber öfterr. Geſetzgebung 
glüdlich vermiebenen Fehler zu begehen, und bie „öffentlichen Auffor- 
derungen“ u. |. w. als Sonderdelikte der Preffe zu behanveln!. Es 
find baher nur die eigentlichen Preßvelikte (das Wort auch hier nicht 
im Glaſer'ſchen Sinne genommen), die Uebertretungen preßrecht- 
licher Normen, alfo die Preßdelikte zweiter und britter Ordnung nad 
ber Terminologie des Lehrbuches , im befonderen Theil des Preitraf- 
rechtes zu behandeln. 

Auf eine Schwierigkeit in der Durchführung bes allgemeinen Theils 
jet noch Hingewiefen. Sie liegt eben in der durchgreifenden inneren 
Verſchiedenheit der einzelnen Gruppen ber Preßdelikte. Für die durch 
ven Inhalt der Preſſe begangenen Uebertretungen ber allgemeinen 
Strafgefege gelten, zum Theile wenigftens, ganz andere Grundſätze, 
als für jene Delikte, welche durch das Zuwiderhandeln gegen die Vor— 
ichriften des Preßgewerbe-, Preßpolizei- und Prekitrafrechtes entjtehen. 
Diefe Verfchievenheit würde es zunächft nahe legen, die beiden großen 
Gruppen vollftändig getrennt von einander zu behandeln, bie allge: 
meinen Lehren für jede verjelben im Zuſammenhange barzuftellen. 
Allein da bei diefer Behandlungsweije Weitläufigfeiten und Wieder: 
holungen nicht vermieden werden könnten, fcheint es zwedmäßiger zu 
jein, von einer derartigen Untertbeilung abzufehen, und bei Beiprechung 
ber einzelnen Fragen auf vie Unterfchieve beiver Gruppen aufmerf- 
jam zu machen. 


— 


4) Bgl. Einleitung und $25. 
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I. Die preßrechtliche Verantwortlichkeit. 


556. Die verſchiedenen Syſteme. 


Die Anwendung der Grundſätze des allgemeinen Strafrechts über 
dolus und culpa, über Thäterfchaft und Theilnahme auf die durch 
den Inhalt ver Preſſe begangenen ftrafbaren Hand— 
[ungen bietet beveutende, theilweife geradezu unüberwindliche Schwie- 
rigfeiten. Wiffenfchaft und Geſetzgebung haben fich daher wiederholt 
veranlaßt gefunden, von biefen Grundſätzen abzuweichen und für bie 
Beurteilung der Schulpfrage bei Preßbelikten beſondere Prinzipien auf- 
zuftellen. Eine Reihe von „Syitemen“ verdankt dieſem Beſtreben feine 
Entjtehung. Der Streit über die Frage, welches aus ihnen ven Vor— 
zug verdiene, welches ven Bebürfniffen ver Praxis am meiften ent- 
jpreche, ven Forderungen der Wiſſenſchaft am wenigften wiberfpreche, 
fann noch immer nicht al ein enbgültig entfchievener betrachtet wer- 
ben. Wie in manchen anderen Fragen, ift e8 auch hier den Anhängern 
eines jeden der verjchiedenen Shiteme leichter gefallen, alle übrigen als 
unhaltbar nachzuweifen, als fich felbjt gegen die Angriffe ver Gegner 
zu vertheidigen. Eine kurze Darftellung ber wichtigften dieſer Syſteme 
ift fowol für das Verſtändniß des geltenden Rechtes überhaupt, als 
auch für die Beurteilung der Stellung, welche das öſterr. P.-G. v. 
1862 in dem europäiſchen Konzerte einnimmt, ſowie endlich zur Be: 
gründung der im Anhange folgenden Reformvorfchläge, unerläglich !. 
Dabei ſei jevoch ein für allemale bemerkt, daß in ben meiften Gejegen 
bie Scharfe, ausſchließliche Durchführung eines einzigen Syſtems ver: 
mieden, und eine Kombination mehrerer angeftrebt worden ift. Fol- 
gende Shiteme fünnen unterjchieven werben ?: 

4) Das Shitem der ausfchlieglichen Anwendung der Grundſätze 

des allgemeinen Strafrechts ; 


4) Dan vgl. insbef. Die treffliche Darftellung bei Marguardjen S. 113fl. 

2) Glaser, Gutadten (MH. Schriften II. S. 54) theilt ein: 4) das Syſtem 
ber gleichzeitigen und gleichartigen ; 2) das ber ſukzeſſiven gleichartigen ; 3) das ber 
gleichzeitigen und ungleichartigen ; 4) das ber fulgeffiven und ungleihartigen Haf- 
tung. Gegen bie logische Richtigkeit dieſer Eintheilung läßt ſich nichts einwenben ; 
allein gegenüber dem thatfächlichen Stande der Frage in Wiffenfchaft und Gejet- 
gebung bürfte fich die im Texte gegebene beffer empfehlen. 
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2) Das Shitem der ftufenweifen und ausschließlichen Verantwort- 

lichkeit ; 

3) Haftung des verantwortlichen Redakteurs als Thäter; 

4) Das Shyitem der Fahrläffigkeitsftrafen ; 

5) Die Objektivirung des Verfahrens ; 

6) Als Beifpiel eines kombinirten Syſtems feien fchlieflich die Be— 

ftimmungen des deutſchen Reichspreßgeſetzes angeführt. 

1) Haftung nah den Örundfägen des allgemeinen 
Strafrehts. Am nächiten liegt ver Gedanke, von allen Aus— 
nahmsbeftimmungen, fei e8 zu Gunjten fei e8 zu Ungunften ver Preffe 
abzujehen, die Haftung für die durch die Preſſe begangenen Delikte in 
durchaus gleicher Weife zu regeln, wie für alle anderen ftrafbaren 
Handlungen. Vom rein theoretifchen Standpunkte wäre dieſes Syſtem 
das einzig richtige, das einzige, welches unmittelbar aus dem Begriffe 
ver Preßfreiheit abgeleitet werben könnte. Ließe es ſich durchführen, 
ohne einerſeits bie Prefje unerträglichen % Beläfi läftigungen. ‚auszufegen, 
andrerſeits die Handhabung der Strafjuſtiz ver Prefie gegenüber lahm 
„zTegen,” To ware jeder Streit entichieben , der Sefetgebung die Bahn 
"unzweifelhaft vorgezeichnet. 

Aber fo liegt die Sache eben nicht!. Vor allem fteht die von ber 
Preſſe als ihr Recht geforderte Anonymität der raſchen Erforihung 
des Thäters Hindernd im Wege. Der ftrafbare Artikel ift nicht 
unterzeichnet; wer hat ihn gefchrieben* Es gibt allerdings ein Mittel, 
den Verfaſſer, ven der Redakteur nicht nennen will, zu erfahren, aber 
ein Mittel, das in zahlreichen und zwar gerade in den wichtigiten Fäl— 
len feinen Dienft verjagt, dafür aber unter allen Umftänden von ber 
Prefje als eine fchwere Beläftigung empfunten wird: den — 
ent: Bei Fefthaltung der Grundfäge des allgemeinen Strafre 

eugnißzwang unentbehrlich ; wer ihn befämpft, muß auch das 
Ehftn jelbjt befämpfen. 

Aber jelbft mit dem Zeugnißziwang ift der Schulpbeweis noch lange 
nicht gefichert. An der Heritellung einer Drudjchrift find die ver- 
ſchiedenſten Perfonen in der verjchiedenften Weife betheiligt: Verfaffer, 
Herausgeber, Verleger, Druder, Verbreiter, und die große Maſſe 
Jener, für welche e8 an technifchen Ausdrücken fehlt; noch werwidelter 


1) Bgl. bejonders Schwarze 8.72. 
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554. Fortfegung. Das geltende öſterr. Recht. 

4) Nach $ 13 des P.-G. von 1862 ift zum Erlage einer Kaution 
jeder Herausgeber einer periobifchen Druckſchrift verpflichtet, welche 
öfter als zweimal im Monate erfcheint, und, ſei eg 
auch nur nebenher, die politifche Tagesgeſchichte be- 
handelt, ober politifche religiöfe oder foziale Tages» 
fragen befpricht. Jedoch find wifjenjchaftliche oder Fachblätter, 
wenn fie nebenher Tagesfragen beiprechen, welche mit der Aufgabe 
berfelben im Zufammenhange jtehen, nicht Fautionspflichtig. Für 
Blätter, weldhe von der Regierung herausgegeben 
werden, ijt feine Kaution zu erlegen. 

Die Grenzlinie zwiſchen Fautionspflichtigen und befreiten Blättern 
läßt fich auch auf Grund biefer gejetlichen Formulirung nicht mit 
Sicherheit bejtimmen. Schon aus dem Grunde nicht, weil „Wiffen- 
haft“ und „Bolitif* überhaupt feine Gegenjäge bilden, da auch Tages» 
fragen wifjenfchaftlich behandelt werden können. Man hat eine Reihe 
von Berfuchen gemacht, die Wiffenfchaft in ihrem Gegenfage zur Poli: 
tif zu definiven, ohne jedoch über die Aufftellung gewifjer immerhin 
brauchbarer, aber nichts weniger als erſchöpfender Gefichtspunfte hin- 
auszutommen. So hat das Berliner Obertribunal in der E. vom 4/3 
1864 (G.⸗A. XI S. 295) als wifjenjchaftlich jene Darftellung be- 
zeichnet, „welche einen ſyſtematiſch zu einem Ganzen verbundenen In- 
begriff von Kenntniffen zum Gegenftande hat, aljo die jogenannte Ge— 
lehrſamkeit“; wäre die Definition ernft gemeint, jo würde gar manche 
in Bachzeitungen erjcheinende Arbeit als — „politischer“ Auffat betrach: 
tet werden müjfen, und andrerſeits wäre feine von einem feinem Be— 
rufe vollkommen gewachjenen Redakteur geleitete politiiche Zeitjchrift 
fautionspflichtig, denn auch Politik läßt fich ohne eine Summe geord- 
neter Kenntniffe nicht mit Erfolg betreiben. Richtiger fieht Berner!, 
dem fih Kayſer? anjchließt, das Wefen ver Politif darin, daß bie 
That, das Eingreifen in den Gang der Ereigniffe ihr Zwed ift, wäh- 
rend die Wiffenjchaft mit dem Erkennen ihre Aufgabe erfchöpfend 
föft. Aber auch die echte Wiſſenſchaft hat eine praftifche Spite, auch 
ihr höchſtes Ziel ijt vie That. Es giebt eben Feine befriedigende Löſung 


1) S. 2149. 
9 ©. 574, 
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ber Schwierigkeiten; es muß eingeftanven werben, daß die ausjchlag- 
gebenden Begriffe ver juriftiichen Definition nicht zugänglich find. 

Durch eine Aenterung des Programms kann für die früher von ver 
Kautionsbeftellung freie Zeitfchrift pie Verpflichtung begründet werben. 
Aber — wie ſchon oben $38&. 430 hervorgehoben wurde — nicht jede 
Ueberſchreitung des Programms darf als eine Aenderung des— 
jelben betrachtet werben; die einmalige Aufnahme eines politifchen 
Artikels kann daher vegelmäßig nicht als genügend betrachtet werben, 
um die Kautionspflicht entjtehen zu machen!. Der Beurteilung des 
einzelnen Falles muß e8 überlaffen bleiben, hier die richtige Grenze zu 
finden. 

Die Befreiung der von der Regierung herausgegebenen Blätter 
wurde im Abgeorpnetenhaufe beit Berathung des P.-©. von 1862 (eb- 
haft befümpft, und auf ven Antrag Herbft’s geftrichen , dagegen trat 
das Herrenhaus ber Negierungsvorlage bei, und auch das Abgeord— 
netenhaus ließ in Folge deſſen feinen früheren Beſchluß fallen. Die 
Befreiung tritt auch dann ein, wenn bie Herausgabe nicht „in gefeß- 
lichen Wirkungskreiſe“ der Regierung gelegen ift, mithin die übrigen 
Beitimmungen des 2. Abjchnittes des P.-G. auf diefe Blätter An- 
wendung zu finden haben ?. 

Die Entſcheidung über das Vorliegen ver Kautionspflicht fteht der 
Statthalterei, in letter Inftanz dem Minifterium bes Innern zu. 

2) Die Verpflichtung, die Kaution zu erlegen, trifft ven Heraus: 
geber des Blattes. Tritt ein Wechfel in der Perfon des Heraus: 
gebers ein, fo muß demnach die Kaution neu beftellt?, ewentuell bis 
zur Klarſtellung ver in Frage kommenden Rechtsverhältniffe das weitere 
Erſcheinen des Blattes eingeftellt werben. 

Bon wen der zur Kaution verwendete Betrag in letter Linie her: 
rührt, ob aus dem eigenen Vermögen des Herausgebers oder aus dem 
eines Dritten ift durchaus gleichgiltig t; der Behörde gegenüber fommt 
immer nur der Herausgeber als Befteller der Kaution in Betracht. 


4) Andrer Anfiht O.-T. v. 22/2 1861 (G.-A. IX. S. 274); Schward 
5.62, Hartmann S. 404. Richtig aber intonfequent Lien bacher Il ©. 38. 

2) Bgl. oben $20 ©. 51. 

3) Bgl. O.T. v. 19/12 1861 (G.:A. X. S. 134); Hartmann ©. 87. 

4) Lienbader il 9.37. 
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Wäre demnach ;. D. ver erforterliche Betrag von einem Dritten dem 
Herausgeber auf eine beſtimmte Zeit gefieben werten, je würte mit 
Ablauf terielben tie beitellte Kaution nicht erlöihen!, ſendern es 
müßte tie Auffüntigung tes Derausgebers au in dieſem Falle ab» 
gewartet werten. Alle Einſchrãnkungen und Vorbehalte ſind unzuläflig 
unt würten tie Kaution zu einer ungenügenten und tarım wicht an- 
nehmbaren macden?. 

3, Die Kaution beträgt nah $ 14: für Wien und Umgebung, 
b. i. bis zur Entfernung von 15 ilometern?, 8000 jl., an anderen 
Orten mit mehr als 60,000 Einwohnern und deren Umgebung 6000 fl.; 
an Orten mit mehr als 30,000 Einwohnern un? deren Umgebung 
4000 fil.; an allen übrigen Orten 2000 fl.; wenn tie Drudichrift 
nicht öfter als 3 mal in ver Woche ericheint, die Hälfte tiefer Summen. 
Maßgebend ift immer ver Ort des Ericheinens, nicht der Drudert. 

Der Erlag hat in baarem Gelte, oder in auf ven Ueberbringer 
lautenten verzinslichen öfterr. Staatsjchultverfchreibungen, in Grund⸗ 
entlajtungsobligationen, oder Pfandbriefen ver Nationalbank over ber 
galiziichen Kreditanftalt, nah dem Börſenkurſe tes Erlagstages be 
rechnet, zu gejchehen. Die näheren VBorichriften über ven Erlag und 
tie Behandlung ver Kautionen enthält ver Fin.-Min.-Erl. vom 16/7 
1863 R.-©.-B. No. 67. Hervorzuheben wäre $ deſſelben: „Die 
in Baarem erlegten Kautionen werden nicht verzinfet.“ Die Härte‘ 
dieſer Beftimmung ift umfo auffallenver, als nicht nur in 14 des 
Patentes vom 13/3 1849, ſondern jelbft noch in $ 45 ver P.O. von 
1852 bie Berzinfung ausdrücklich angeordnet ward. Kautionsbejtellung 
durch „Bürgichaft oder geſetzliche Hypothek“, wie fie in ver Verordnung 
vom 31/3 1848 8 6 austrüdlich für zuläjfig erklärt wurde, ıjt dem 
gegenwärtigen öfterr. Nechte fremd. 

Nach $ 1 des erwähnten Erlafjes vom 16,9 1863 find die Kautio- 
nen „bei einer in vem Gebiete, für welches das Preßgeſetz Wirkſamkeit 


4) Wie dieß u. A. Shward S.58 annimmt. 

2) D.-Z. v. 8/10 1856 (G.-A. IV. ©. 818). 

3) Verordnung bes Minift. des Innern v. 7/7 4876. 

4) Ueber die Verwendbarkeit der Anleihen der Gemeinde Wien vgl. Berord- 
nung v. 26/3 4867 R.G. B. No. 58. 

5) Nach 845 des preuß. B.:G. v. 1854 wurden bie baar erlegten Kautionen 
ebenfalls, und zwar mit 40/, verzinft. 
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bat, befindlichen Landeshaupt-, Filiallandes- oder Sammlungskaſſe“ 
zu erlegen !. 

4) Die Rüdftellung ber Kaution erfolgt fechs Monate nad) 
dern Aufhören bes Erjcheinens der Drudichrift, für die fie beftellt 
wurde, jedoch nur gegen die Beftätigung des zuftändigen Staatsan- 
waltes, daß aus Anlaß der Herausgabe jener Drudichrift weder eine 
Unterfuchung anhängig noch ein Strafvollzug oder Koftenerjag rüd- 
ftändig ſei. Die fechsmonatliche Friſt ftimmt mit ver VBerjährungsfrift 
ver Preßpelikte (8927 u. 40 B.-&.) überein; erft nach Ablauf verjel- 
ben ift e8 eben gewiß, daß eine Verfolgung nicht mehr ftattfinden Tann. 
Eben daraus ergiebt fich aber auch, daß eine Abkürzung der Frift durch 
ven Staatsanwalt unmöglich, eine frühere Zurückſtellung der Kaution 
in feinem Falle zuläffig ift 2; die gejegliche Verjährungsfrift kann nicht 
beliebig durch die Parteien abgeändert werben, und vor Ablauf ver 
ſechs Monate fann der Staatsanwalt gar nicht die vom Gefete ver- 
langte Beftätigung ertheilen, da er wol für feine Berfon auf jede Ver— 
folgung verzichten, aber das Auftreten eines Privatklägers nicht hin— 
bern kann. 

Auch ver Herausgeber kann die Kaution auffündigen; fie ift ihm 
auch in biefem Falle jechs Monate, nachdem das Blatt zu erfcheinen 
aufgehört hat, gegen bie gleiche Beftätigung des Staatsanwaltes zu— 
rüdzuftellen. Dritten Perfonen dagegen fteht das Aufkündigungsrecht 
ven Behörben gegenüber unter feinen Umftänden zu; fie haben ihre 
etiva beſtehenden Nechte gegen ven Herausgeber geltend zu machen 3. 

5) Beftimmung der Kaution ($ 15 B.-©.). Die Kaution 
unterliegt ganz oder zum Theile dem Verfallet und „haftet für alle aus 
Anlaß der Herausgabe ver periodifchen Drudichrift, für welche 
fie beftellt wurde, in Folge Strafurteils zu bezahlenden Gelpftrafen 
und Koften des Strafverfahrens auch dann, wenn ber Erleger der 
Kaution für feine Berfon nicht jtrafbar befunten wurde“. Nach dem 
Wortlaute des Gejeges muß die Haftung ber Kaution demnach ange: 


4) Die Erläffe v. 14/8 und 22/9 1854 R.-G.-B. No. 163 und 491 find als 
dur 54 Abf. 4 B.-©. aufgehoben zu betrachten. 

2) Unrichtig Lien bacher II ©. 837. 

3) Man vgl. hierüber die umtereinander nicht übereinftimmenden Anfichten 
vor Shward S.58, Hartmann ©.96, Lienbacher 11837. 

4) Bgl, darüber unten 870. 
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nommen werben, nicht bloß bei Verurteilung wegen eines Preßdeliktes 
erjter Ordnung, fondern auch dann, wenn e8 fich um Uebertretungen 
bes Preßgewerbe-, Prefpolizei-, Preßſtrafrechts handelt; ferner auch 
dann, wenn lediglich Bernachläffigung ver pflichtmäßigen Obforge und 
Aufmerkjamfeit vorliegt. Die Haftung tft endlich nicht befchränft auf 
Berurteilungen ber an ber Herjtellung der Druckſchrift betheiligten 
Perjonen, fondern tritt auch bei dem fog. objektiven Verfahren, 
bier aber allerdings nur für die Koften besfelben, ein. Dagegen muß 
bie Verurteilung „auf Anlaß der Herausgabe“ erfolgt, das Zeitungs- 
unternehmen an der begangenen ftrafbaren Handlung in irgend einer 
Weiſe betheiligt fein; die Haftung der Kaution würde entfallen, wenn 
3. D. ein Dritter durch ein dem Uneingeweihten nicht verftändliches 
Injerat fi) einer Beleidigung u. |. w. fehulvig machen würde. Die 
entgegengefette Anficht ließe fich zwar zur Noth mit dem Wortlaute 
des Gejeges, gewiß aber nicht mit deſſen Tendenz in Einklang bringen. 
Die Kaution haftet nur für Gelpftrafen und für die Koften des 
Strafverfahrens; nicht für die Koften des Strafvollzuges!, 
nicht für bie etwaigen privatrechtlichen Anſprüche des Berlegten; ob für 
die Privatbuße bei Beleidigungen, Körperverlegungen u. |. w., welche 
der St.-G.-Entwurf auch im die öſterr. Geſetzgebung einzuführen 
droht, hängt davon ab, ob man in der Buße das pönale Moment oder 
jenes der Entjchädigung als das ausjchlaggebenve betrachtet, eine 
Frage, auf deren Beantwortung hier nicht eingegangen werben kann. 
Iſt durch ein rechtsfräftiges Erkenntniß die Kaution oder ein Theil 
berfelben als verfallen erklärt, eine Geloftrafe oder ein Koſtenerſatz 
verfügt, fo haben fich im erfteren Falle ver Herausgeber, im 
letteren aber die Berurteilten binnen drei Tagen nach eingetretener 
Rechtskraft des Straferkenntnifjes bei vem Staatsanwalte auszumeijen, 
daß ver Erlag des ihnen zur Zahlung auferlegten Betrages erfolgt ſei; 
widrigens obliegt e8 dem Stantsanwalte, die Zahlung aus den als Kau— 
tion erliegenden Werthen zu veranlaffen und zu diefem Ende, wenn bie 
Kaution in Staatsfchuldverfchreibungen, Orundentlaftungsobligationen 


4) Diefe Anficht findet wejentliche Unterſtützung in bem zweiten Ablage bes 
$15 P.-©., nach welchem bie Frift zum Erlage ber Koften vom Tage ber Rechts— 
kraft des Erfenntniffes zu berechnen ift, in bem Erfenntniffe fönmen aber 
die Koften des Strafvollguges noch nicht beftimmt werben. 
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oder Pfandbriefen geleiftet wurde, dieſe bis zu dem erforberlichen Be— 
trage börjenmäßig veräußern zu laffen!. Bon dem Ergebniffe ift der 
Herausgeber zu verftändigen. ($ 15 B.-©.) 

Diefe Art der Exequirung ber Straferfenntniffe ift unbebingt vom 
Gejete vorgejchrieben, e8 wäre demnach dem Staatsanwalte nicht ge- 
ftattet, mit Umgehung ver Kaution, bie verfallenen Beträge aus dem 
freien Vermögen ver Schuldigen einzutreiben ?; nur wenn die Kaution 
zur Dedung nicht hinreichen follte, würde für ven Reſt ver perſön— 
lich Berurteilte zur Leiftung herangezogen werben können. Das Re- 
greßrecht gegen biefen Kleibt dem Herausgeber jelbftverftändfich in allen 
Fällen vorbehalten. 

ft die Kaution durch die Vollziehung eines Strafurteild vermindert 
worden, jo muß ihre Ergänzung längftens acht Tage nach erfolgter 
Verſtändigung bewerfftelligt und beim Staatsanwalte ausgewiefen wer- 
ben, wibrigens bie weitere Herausgabe bis zum Ausweife der Er- 
gänzung einzuftellen ift ($ 16 B.-©.). 


4) Vgl. $6 des mehrerwähnten Erl. v. 46/7 1863 R.-©.-B. No. 67. 

2) Andrer Anficht die frühere preußifche Praris; vgl. u. U. Hartmann 
©. 112. Anders auch ausbrüdlich Art. 3 des franzöſ. Gef. v. 9/6 1849: »En cas 
d’insuffisance, il y aura lieu A recours solidaire sur les biens des proprie- 
taires ou Editeurs.... et des auteurs et r&edacleurs des articles condamnes.« 
Rolland ©. 42). 


Fünftes Bud). 
Das Preßſtrafrecht. 


— ⸗— —— 


865. Umfang und Eintheilung. 

Das Preßſtrafrecht umfaßt die über die Preßdelikte und 
deren Beſtrafung geltenden beſonderen Grundſätze. 
Wie das Strafrecht überhaupt zerfällt auch das Preßſtrafrecht in einen 
allgemeinen und einen beſonderen Theil. Der erſtere hat die 
„allgemeinen Lehren“ des Strafrechtes in ihrer Anwendbarkeit auf das 
Preßrecht zu prüfen, insbeſondere jene Abweichungen von demſelben 
klarzuſtellen, welche die eigenthümliche Natur ver Preßdelikte nothwen— 
dig macht. Den Kernpunkt des allgemeinen Theils bildet die Dar— 
ſtellung jener Grundſätze, nach welchen — durchaus abweichend von 
ven feſtſtehenden in Wiſſenſchaft und Geſetzgebung anerkannten Prin- 
zipien des Strafrechts — die Schuldfrage bei Preßdelikten ent— 
ſchieden wird, die Beſprechung jener eigenthümlichen Syſteme, durch 
deren Aufſtellung die Geſetzgebung bald auf dem Wege der Fiktionen 
und Präſumptionen, bald auf jenem einer bedeutenden Erweiterung der 
Haftung wegen Fahrläſſigkeit den Schwierigkeiten, die der Nachweis 
der Schuld bietet, zu begegnen ſucht. Daran reiht ſich die Frage nach 
Vollendung und Verſuch, nach Fortſetzung und Wie— 
derholung der Preßdelikte, insbeſondere nach der Bedeutung der 
Reproduktion eines ſtrafbaren Artikels. Die einzelnen den Preß— 
rechte ſpeziell angehörenden oder von ihm beſonders entwickelten 
Strafarten müſſen beſprochen, die Grundſätze der Strafzu— 
meſſung feſtgeſtellt werden. Auch die Lehre von der Verjährung 
ver Preßdelikte bietet fowol in Bezug auf die Friſt als auch in Bezug 
auf die übrigen Beringungen verfelben wichtige Abweichungen von dem 
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allgemeinen Strafrehte. Zum Schluffe muß das dem Prefrechte 
eigenthümliche Erefutionsmittel ver Cinftellung periodiſcher 
Druckſchriften beiprochen werden. 

Den Inhalt des befonderen Theils bildet eine kurze Darftellung 
ber einzelnen Preßdelikte. Dabei ſcheiden jedoch die Preßdelikte erfter 
Ordnung, die durch ven Inhalt von Drudichriften begangenen ftraf- 
baren Handlungen, gänzlich aus dem Kreiſe der Darftellung aus. Und 
zwar aus ben bereits wiederholt hervorgehobenen Gründen. Die zu: 
fällige Begehung biefer Delikte durch da8 medium der Preſſe ändert 
nichts, weder an ihrer inneren Natur, noch an ihrem äußern Thatbe- 
ſtande. Sie find Uebertretungen der Normen des allgemeinen Straf: 
rechts, und gehören darum diefem an und nicht dem Preßrechte. Die 
Wiffenichaft hat keine Veranlaſſung, den von ver öſterr. Geſetzgebung 
glüclich vermiedenen Fehler zu begehen, und die „öffentlichen Auffor- 
derungen“ u. ſ. w. als Sonderdelikte der Preffe zu behanveln!. Es 
find daher nur die eigentlichen Preßdeliklte (das Wort auch hier nicht 
im Glaſer'ſchen Sinne genommen), bie Uebertretungen preßrecht— 
licher Normen, alfo die Prefvelikte zweiter und britter Ordnung nach 
ber Terminologie bes Lehrbuches, im befonderen Theil des Preßſtraf⸗ 
rechtes zu behandeln. 

Auf eine Schwierigkeit in der Durchführung des allgemeinen Theils 
jei noch Hingewiefen. Sie liegt eben in ber burchgreifenven inneren 
Verſchiedenheit der einzelnen Gruppen der Preßdelikte. Für die durch 
den Inhalt der Preſſe begangenen Uebertretungen der allgemeinen 
Strafgefege gelten, zum Theile wenigftens, ganz andere Grundſätze, 
als für jene Delikte, welche durch das Zuwiberhanbeln gegen die Vor— 
ſchriften des Preßgewerbe-, Preßpolizei- und Prekitrafrechtes entjtehen. 
Diefe Verſchiedenheit würde e8 zunächit nahe legen, die beiden großen 
Gruppen vollftändig getrennt von einander zu behandeln, die allge: 
meinen Lehren für jede verjelben im Zuſammenhange barzuftellen. 
Allein da bei diefer Behandlungsweiſe Weitläufigfeiten und Wieder: 
holungen nicht vermieden werben könnten, fcheint es zweckmäßiger zu 
fein, von einer derartigen Untertheilung abzufehen, und bei Beiprechung 
ber einzelnen Fragen auf tie Unterfchiede beider Gruppen aufmerf- 
ſam zu machen. 


1) Bol. Einleitung und $25. 
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I. Die preßrechtliche Verantwortlickeit. 


556. Die verfhierenen Spiteme. 

Die Anwentung ber Gruntfäge des allzemeimen Strafrechts über 
dolus und culpa, über Thäterichaft une Theilnahme auf die durch 
ten Inhalt ver Breiie begangenen trafbaren Hand— 
(ungen bietet beteutente, theilweiſe geratezu unüberwindliche Schwie- 
rigfeiten. Wiſſenſchaft und Geteggebung haben ſich daher wiederholt 
veranlaft gefunten, von tiefen Gruntjägen abzuweichen und für vie 
Beurteilung ver Schulefrage bei Preßdelikten beionzere Prinzipien auf- 
zuftellen. Eine Reihe von „Syftemen* vertanktt viefem Beftreben feine 
Entftehung. Der Streit über vie Frage, weiches ans ihnen ven Vor⸗ 
zug vertiene, welches ten Berürfniffen ver Praris am meiften ent- 
ipreche, ven Forderungen ter Wiffenjchaft am mwenigften wiberfpreche, 
kann noch immer nicht als ein endgültig entichievener betrachtet wer- 
ben. Wie in manchen anderen Fragen, ift es auch bier den Anhängern 
eines jeven ter verichievenen Syſteme leichter gefallen, alle übrigen als 
unhaltbar nachzumweijen, als fich ſelbſt gegen vie Angriffe ver Gegner 
zu vertheitigen. Eine kurze Darftellung ver wichtigften dieſer Syſteme 
ift fowol für das Verſtändniß des geltenden Rechtes überhaupt, als 
auch für vie Beurteilung ver Stellung, welche das öfterr. P.-©. v. 
1862 in dem europätichen Konzerte einnimmt, jowie endlich zur Be: 
gründung ver im Anhange folgenden Reformvorjchläge, unerläßlich !. 
Dabei ſei jevoch ein für allemale bemerkt, daß in den meiften Geſetzen 
bie Scharfe, ausjchließliche Durchführung eines einzigen Syftems ver: 
mieden, und eine Kombination mehrerer angeftrebt worben ift. Fol- 
gende Syſteme können unterfchieven werben ?: 

4) Das Syſtem ber ausfchließlichen Anwendung der Grunbjäte 

des allgemeinen Strafrechts ; 


4) Man vgl. insbe. die treffliche Darftellung bei Marguardjen S. 113 ff. 

2) Glafer, Gutachten (MH. Schriften II. S. 54) theilt ein: 4) das Syſtem 
ber gleichzeitigen und gleichartigen ; 2) das ber julzeffiven gleichartigen ; 3) das ber 
gleichzeitigen und ungleichartigen ; 4) das der fulzeifiven und ungleidhartigen Haf- 
tung. Gegen bie logifche Richtigkeit dieſer Eintheilung läßt fich nichts einwenden; 
allein gegenüber dem thatſächlichen Stande ber Frage in Wiſſenſchaft und Gejeß- 
gebung bürfte fich die im Texte gegebene beſſer empfeblen. 
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2) Das Shitem der ftufenweifen und ausfchließlichen Verantwort- 

lichkeit; 

3) Haftung des verantwortlichen Redakteurs als Thäter; 

4) Das Shitem der Fahrläffigkeitsftrafen ; 

5) Die Objeftivirung des Verfahrens ; 

6) Als Beifpiel eines kombinirten Syſtems feien fchließlich die Be— 

ftimmungen des deutjchen Neichsprefigejeges angeführt. 

1) Haftung nah den Örundfägen des allgemeinen 
Strafrehts. Am nächften liegt ver Gedanke, von allen Aus— 
nahmsbeftimmungen, fei e8 zu Gunjten fei e8 zu Ungunften ver Preffe 
abzujehen, die Haftung für die durch die Preffe begangenen Delikte in 
durchaus gleicher Weife zu regeln, wie für alle anderen ftrafbaren 
Handlungen. Vom rein theoretiichen Standpunkte wäre diefes Syſtem 
das einzig richtige, das einzige, welches unmittelbar aus dem Begriffe 
ver Preßfreiheit abgeleitet werben könnte. Ließe es ſich durchführen, 
ohne einerſeits bie Preſſe unerträglichen Beläftigungen, auszuſetzen 
andrerſeits die Handhabung der Strafjuſtiz der Preſſe gegenüber lahm 
zulegen, 10 ware jever Streit entjchieben ‚ ver Geſetzgebung die Bahn 
"unzweifelhaft vorgezeichnet. 

Aber jo liegt die Sache eben nicht 1. Vor allem fteht bie von ber 
Preſſe als ar Recht geforderte Anonymität ver raſchen Er f or hu ng 
nee wer hat ihn gefehrieben Es gibt allerdings ein Mittel, 
den Berfafjer, den der Rebafteur nicht nennen will, zu erfahren, aber 
ein Mittel, das in zahlreichen und zwar gerade in den wichtigiten Fäl- 
fen feinen Dienft verfagt, dafür aber unter allen Umftänden von ber 
Preſſe als eine fchwere Beläftigung empfunten wird: ben Bean, 
zwang. Bei Sefthaltung ver Grundfäge des allgemeinen Strafrech 

er Zeugnißzwang unentbehrlich ,; wer ihn befämpft, muß auch das 
Syſtem jelbft befämpfen. 

Aber jelbjt mit dem Zeugnißzwang ift der Schulpbeweis noch lange 
nicht gefichert. An der Herftellung einer Drudjchrift find die ver- 
ſchiedenſten Berfonen in der verfchiedenften Weife betheiligt: Verfaffer, 
Herausgeber, Verleger, Druder, Verbreiter, und die große Maffe 
Jener, für welche es an technifchen Ausdrücken fehlt ; noch verwickelter 


1) Bgl. beſonders Schwarze S. 72f. 
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geftalten fich vie Berhältnifje bei ver periodiſchen Preſſe. Aus dieſer 
maſſenhaften Betheiligung ergiebt fich für ven Ankläger eine doppelte 
Schwierigkeit. Einmal wird ver Nachweis des dolus in den 
jeltenjten Fällen gelingen , der Angeklagte leugnet, die von ihm ver- 
legte, gedruckte, verbreitete, redigirte Drudichrift genau gelefen zu haben, 
er jchiebt vie Schuld auf die Anderen, auf bie er fich verlaſſen — wer 
fann ihm das Gegentheil beweifen? Noch größer ift vie Schwierig: 
feit, dieſe verſchiedene Betheiligung, die bald in mechani- 
icher, bald in geiftiger Mitwirkung, bald in ver Verbindung oder Ver- 
mittlung beider befteht, unter die ſtrafrechtlichen Kate- 
gorien der Thäterfchaft, Anftiftung und Beihilfe zu 
bringen!. Diejes Schema des Strafrecht ift auf einfache Berhält- 
nifje berechnet ; es reicht nicht aus gegenüber ber vielgeftaltigen Be— 
theiligung, wie fie bei Preßveliften die Regel bildet. 

Aus diefen Erwägungen ergiebt fich die praftifche Unzulänglichkeit 
- des beiprochenen Syſtems, veffen theoretische Folgerichtigfeit nicht in 
Abrede geftellt werben joll?. Es findet fich indeſſen durchgeführt in 
England? Holland, Frankreich, bier jeboch durchbrochen 
durch das Shitem ber gerants und durch bie Forberung ber Unter- 
zeichnung aller politiſchen ı, teligiöfen und ſozialen Artilel“; ferner in 
den Prepgefegen von Sachſen (1844), Baiern (1850), Wür- 
temberg (1864) (in ven beiden letgenannten aber mit jehr bebeu- 
tenden Mopififationen) und Yübed (1869). 


2) Das Syſtem der fulzeffiven und ausſchließ— 
fihen Haftung, ber responsabilit@ successive et isolee, ober 
»responsabilit@ par cascades«, am befannteften unter dem Namen 
bes „belgiſchen Syſtems“, weift in feinem legten Urfprunge zurüd 
auf Weber's befanntes Werk über Injurien und Schmähjchriften 


4) Al Beweis dafür mag ber mißlungene Verſuch bei Lentner ©. 94 ff. 
dienen. 

2) Wenn Kayfer ©. 594 f. weiter hervorhebt, daß die Anwendung ber allg. 
ſtrafrechtlichen Grundſätze auf die Preffe eine bedeutend härtere Behandlung ber» 
jelben in Bezug auf Beſchlagnahme, Vernichtung, Verjährung, Fälſchung u. ſ. w. 
zur Folge haben würde, fo ift diefe Bemerfung zwar an fi durchaus richtig, hat 
aber mit dem Syftem ber Berantwortlichkeit nichts zu thun. 

3) Marquardſen S. 414. 

4) Mar quardſen ©. 123. 

5) Gefeße v. 18/7 4828, 46/7 4850 u. andere. 


ne nn —— 
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(III. Theil 4800), das feither wiederholt, insbeſondere auch in tem 
berühmten * v. Berg's in der Sitzung des deutſchen Bun— 
destages vom 20/40 18481, benutzt, wenn auch nicht immer genannt 
worden ift. Auf Grundlage des Art. 48 der belgischen Berfaffung : 
»Lorsque l’auteur est connu et domicilie en Belgique, l’editeur, 
l’imprimeur ou le distributeur ne peut être poursuivi«, beftimmte 
bas belgiſche P.G. v. 20/7 1831 in Art. 44: »Dans tous les 
proces pour les delits de la presse le jury, avant de s’occuper de 
la question de savoir si l’ecrit incriminé renferme un delit, de- 
cidera, si la personne presentee comme auteur du delit l’est 
reellement. L’imprimeur poursuivi sera toujours maintenu en 
cause, jusqu’A ce que l’auteur ait &t& judiciairement reconnu telc«. 
Erſt allmälig entwidelten Theorie und Praxis in Belgien diefe ziemlich 
pürftigen gefeglichen Beftimmungen zu jenem gejchloffenen Syfteme 2, 
das dann als „belgiiches“ zahlreiche Anhänger und Eingang in ver- 
ſchiedene außerbelgiſche Geſetzgebungen, fo in das ſardiniſche B.-©. 
v. 20,3 1848 (Art. 4 und 5), in das ſchweizeriſche Bunbesftraf- 
recht 3, und in eine Reihe deutſcher Partikulargefetze , wenngleich zum 
Theil mit bedeutenden Modifikationen, gefunden hat. Folgendes find 
die Grundzüge des Syitems: Die bei ber Herftellung und Verbreitung 
eines Preßerzeugniffes betheiligten Perſonen find, ohne daß ein be- 
ſonderer Nachweis ihrer Schulderforderlich wäre, ber 
Reihe nach für die durch den Inhalt der Druckſchrift begangenen 
ſtrafbaren Handlungen zur Verantwortung zu ziehen, jedoch ſo, daß 
die Beſtrafung des Einen die aller übrigen aus— 
ſchließt. Jeder Nachmann in ver Reihe Tann ſich durch Nam- 
haftmachung eines ſeiner Vormänner befreien, voraus— 
geſetzt, daß dieſe nominatio auctoris den geſetzlichen Anforderungen 
entſpricht, insbeſondere der Vormann vor die inländiſchen Gerichte ge— 
ſtellt werden kann. Die Reihenfolge lautet: a) Verfaſſer, b) Her— 
ausgeber, c) Verleger, d) Drucker, e) Verbreiter. ‘Der Verbreiter 


4) Abgebrudt bei Collmann, Quellen, Materialien, Kommentar des deut: 
fchen Preßrechts ©. 4175— 252. 
2) Marquardien ©. 122. 
3) Marquardſen ©. 124. 
4) Bgl. die Zufammenftellung in den Motiven zur Negierungsvorlage des 
beutihen R.-P.-®. in G.A. XXH. ©. 470f. 
Liezt, Das öfterreichifche Preßrecht. 14 
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kann fich demnach durch die Nennung einer der Perfonen unter a, b, 
c, d; ber Druder burch bie einer der Perfonen unter a, b, c u. f. w. 
jtraffrei machen. 

Borzüge und Schattenfeiten des Syitems find zu Tage tretend. Es 
ſichert der Strafjuftiz unter alfen Umftänben.einen Schulbigen; es be: 
gnügt fich aber auch mit dem einen, und ift darum milder als diejenigen 
Sifteme, welche an ber gleichzeitigen Verantwortlichteit Mehrerer feft- 
halten. Die Unterfuchung bietet feine Schwierigkeiten; der Zeugniß- 
zwang entfällt. Wenn nach der inneren Gerechtigkeit gefragt wird, fo 
faın man antworten, daß, wer um jeinen Vormann fich nicht fümmert, 
zum mindeften äußerjt leichtfinnig handle, wer aber von einem ihm be- 
fannten VBormanne eine Drudjichrift übernehme, Grund habe, an bie 
Straflofigkeit ihres Inhaltes zu glauben !. 

Dagegen läßt fich bei näherer Betrachtung nicht leugnen, daß das 
ganze Syitem auf Filtionen beruht. Der Schuldige wird trog aller 
gegen ihn fprechenber Beweife außer Verfolgung gelaffen, ivenn er ven 
Bormann nennt, den Unſchuldigen over höchitens eines kulpoſen Der- 
halteng Schultigen dagegen trifft die volle Strafe des doloſen Thäters 
für das durch den Inhalt der Druckſchrift begangene Delitt. 

Die Entſcheidung kann unter diefen Umftänden nicht zweifelhaft 
fein; wer an dem Satze fejthält, daß nur ven Schuldigen die Strafe 
treffen ſoll und darf, muß fich mit Entjchievenheit gegen das belgiſche 
Syſtem erklären ?. 


857. Bortfegung. 

3) Die Haftung des Redakteurs als Thäter. Diejes 
Spitem, das ſelbſtverſtändlich nur der periopifchen Preffe gegenüber zur 
Anwendung fommen kann, mithin immer bie Ergänzung durch das 


4) Unter ven Anhängern diefes Syftems ragt Biedermann als ber eifrigfie 
und einflußreichfte hervor (vgl. insbef. fein Gutachten an den 6. deutſchen Journa— 
liftentag, Frankfurt 18741 S.44). In Defterreich ſprach fi der Journaliften» und 
Schriftftellerwerein „Concordia” in einer dem Abgeorbnetenhaufe 4867 überreichten 
Petition für das belgiſche Syftem aus, weiches im Abgeorbnetenhanfe ſelbſt Insbej. 
von Rehbauer (1868, A.-St.-P. IV, Seifion S. 3195 ff.) und Granitſch 
(1877, 4.-©t.-B. VI. Seffion S. 8290) vertreten wurbe. 

2) Aus der großen Zahl der Gegner des Syftemß feien erwähnt: Hye, Straf- 
geile 5.276 Anm., Glafer, Gutadten (HM. Schriften II S.52), Rentner 
S. 74ff, Jaques S. 71 ff., Barth ©.56, Schwarze S. 68, Marquardſen 
5.423, A44ff., Berner ©.270, Kayjer S.593. Auch ber deutſche Juriftentag 
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eine oder andere der übrigen Syſteme vorausjegt, hat insbeſondere in 
John einen ebenfo ſcharfſinnigen wie berebten Anwalt gefunden, nach: 
bem es bereits früher von den gejeggebenvden Faktoren bei der Be— 
rathung des preußifchen P.-&. von 1851 in ernfte Erwägung gezogen 
worden war!. &8 beruht auf dem einen Gedanken, daß der Redakteur 
im Grunde genommen ber Berfaffer der ganzen Zeitung | 
fei, ber die von ben Mitarbeitern gelieferten Auffäge prüfe, zufammen- 
ftelle, zu feinen eigenen mache. „Der Revakteur einer Zeitung be— 
handelt die ihm zugehenden Beiträge feiner Mitarbeiter als Materia- 
lien, welche er in die Zeitung nach felbitjtändiger Prüfung und Ent- 
ſchließung aufnimmt oder als ungeeignet zurücklegt. Er verarbeitet fie 
für feine Zeitung und fett fie in dieſelbe ein; der einzelne Artikel kommt 
allein und an fich nicht in Betracht, ſondern als ein Theil ver Zeitung, 
nad) ver beftimmten Tendenz und Richtung verfelben ; in dieſer Tendenz 
und Richtung wird er dem Publikum von dem Redalteur vorgelegt. 
Nicht die Abgabe des Beitrags durch den Verfaſſer an den Redakteur 
ift das maßgebende Moment, fondern erft die Aufnahme besfelben in 
die Zeitung durch den Redakteur bringt ihn zur Deffentlichkeit und Ber- 
breitung; mit jener Abgabe wird der Artikel zur Verfügung des Redak— 
teurs geftellt, welcher ihn fich ameignet over ablehnt“ 2. 

Man macht weiter zu Gunften dieſes Syftemes geltend, gerabe dem 
Redakteur gegenüber biete der Nachweis ver Schuld nach allgemein- 
ftrafrechtlichen Grundſätzen unüberfteigliche Schwierigkeiten, bevürfte 
es einer firengen Präfumtion, wenn nicht die VBerantwortlichkeit ge- 
radezu ilfuforijch werten folle. Die unbedingte Haftung des Redakteurs 
fei die nothwendige Konſequenz aus der Anonymität der periopifchen 
Preffe; fie befreie dagegen auch den Redakteur von der jo überaus 
läftigen, das Gedeihen des Blattes tief ſchädigenden Zeugnißpflicht. 
Dan brauche ven Gedanken, daß der Redakteur immer das ganze Blatt 
zu vertreten habe, auch nicht in äußerſter Schroffheit durchzuführen; 


v. 4872 bat fich gegen basfelbe ausgefprodhen. Lienbacher, Preffreiheit S. 60 
fagt: „Die fulzeffive Reihenhaftuug ift eine Abart des rohen Dezimirungsſyſtemes, 
das bei aufftänbiihen Truppen angewendet wird: man hält alle für ſchuldig, be- 
ftraft aber nur einige, die der Zufall, oder eine vorausbeftimmte Morm bezeichnet. ” 
4) Bol. Hartmann ©. ı7y ff. 
2) Aus dem deutjhen Kommilfionsberiht. Abgebrudt auch bei Schwarze 
©. 81. 
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nommen werben, nicht bloß bei Verurteilung wegen eines Preßdeliktes 
erjter Ordnung, fondern auch dann, wenn e8 fich um Vebertretungen 
bes Preßgemwerbe-, Prefpolizeis, Preßſtrafrechts handelt; ferner auch 
dann, wenn leviglich Bernachläffigung der pflichtmäßigen Objorge und 
Aufmerkjamfeit vorliegt. Die Haftung ift endlich nicht beſchränkt auf 
Berurteilungen ber an der Herftellung ber Drudjchrift betheiligten 
Perſonen, fondern tritt auch bei dem fog. objektiven Verfahren, 
bier aber allerdings nur für die Koften vesjelben, ein. Dagegen muß 
bie Verurteilung „auf Anlaß der Herausgabe“ erfolgt, das Zeitungs- 
unternehmen an ber begangenen ftrafbaren Handlung in irgend einer 
Weiſe betheiligt fein; die Haftung der Kaution würde entfallen, wenn 
z. B. ein Dritter durch ein dem Uneingeweihten nicht verftänpliches 
Injerat fich einer Beleidigung u. ſ. w. fehultig machen würde. Die 
entgegengejette Anficht ließe fich zwar zur Noth mit dem Wortlaute 
bes Geſetzes, gewiß aber nicht mit beffen Tendenz in Einklang bringen. 
Die Kaution haftet nur für Gelpftrafen umd für die Koften bes 
Strafverfahrens; nicht für die Koften des Strafvpollzuges!, 
nicht für die etwaigen privatrechtlichen Anfprüche des Verletten; ob für 
die Privatbuße bei Beleidigungen, Körperverlegungen u. |. w., welche 
ber &t.-G.-Entwurf auch im die öſterr. Gefetgebung einzuführen 
droht, hängt davon ab, ob man in der Buße das pönale Moment over 
jenes der Entſchädigung als das ausſchlaggebende betrachtet, eine 
Frage, auf deren Beantwortung bier nicht eingegangen werben kann, 


ft durch ein vechtsfräftiges Erfenntniß die Kaution oder ein Theil 
verjelben als verfallen erklärt, eine Geldſtrafe over ein Koſtenerſatz 
verfügt, jo haben fich im erfteren Falle ver Herausgeber, im 
(egteren aber die Berurteilten binnen drei Tagen nach eingetretener 
Rechtskraft des Straferkenntnifjes bei dem Staatsanwalte auszumweijen, 
daß der Erlag des ihnen zur Zahlung auferlegten Betrages erfolgt ſei; 
widrigens obliegt e8 dem Staatsanwalte, bie Zahlung aus den als Kau— 
tion erliegenden Werthen zu veranlaffen und zu diefem Ende, wenn bie 
Kaution in Staatsfchulöverfchreibungen, Grundentlaftungsobligationen 


4) Diefe Anficht findet weſentliche Unterſtützung in dem zweiten Abſatze bes 
$15 B.:©,, nach welchem bie Frift zum Erlage der Sloften vom Tage der Rechts: 
kraft des Erfeuntniffes zu berechnen ift; im dem Erfenntniffe fönmen aber 
bie Koften des Strafvollguges noch nicht beftimmt werden. 
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oder Pfanbbriefen geleiftet wurde, biefe bis zu dem erforberlichen Be: 
trage börfenmäßig veräußern zu laffen!. Bon dem Ergebniffe ift ver 
Herausgeber zu verftändigen. ($ 15 P.⸗G.) 

Diefe Art der Erequirung der Straferkenntniffe ift unbedingt vom 
Gejete vorgejchrieben, e8 wäre demnach dem Staatsanwalte nicht ge- 
ftattet, mit Umgehung ter Kaution, die verfallenen Beträge aus dem 
freien Vermögen der Schuldigen einzutreiben ?; nur wenn bie Kaution 
zur Dedung nicht hinreichen follte, würde für den Reſt der perfön- 
lich Verurteilte zur Leiftung herangezogen werben können. Das Re— 
greßrecht gegen biefen Kleibt dem Herausgeber ſelbſtverſtändlich in allen 
Fällen vorbehalten. 

Iſt die Kaution durch die Vollziehung eines Strafurteils vermindert 
worben, jo muß ihre Ergänzung längftens acht Tage nach erfolgter 
Berftändigung bewerkftelligt und beim Staatsanmwalte ausgewiejen wer: 
ben, wibrigens bie weitere Herausgabe biß zum Ausweife ver Er- 
gänzung einzuftellen ift ($ 16 B.-©.). 


4) Bol. $6 des mehrerwähnten Erl. v. 16/7 41863 R.-©.-B. No. 67. 

2) Andrer Anficht die frühere preußifche Praxis; vgl. u. U. Hartmann 
S. 4142. Anders auch ausbrüdlich Art. 3 des franzdi. Gef. v. 9/6 1819: »En cas 
d’insuffisance, il yaura lieu à recours solidaire sur les biens des proprie- 
taires ou edileurs ... et des auteurs et r&dacteurs des articles condamnes.« 
(Rolland ©. 42). 


Fünftes Buch, 
Das Preßſtrafrecht. 


$55. Umfang und Eintheilung. 

Das Prefftrafrecht umfaßt die über die Preßdelikte und 
beren Beftrafung geltenden bejonderen Grundſätze. 
Wie das Strafrecht überhaupt zerfällt auch das Preßftrafrecht in einen 
allgemeinen und einen befonderen Theil. Der erftere hat bie 
„allgemeinen Lehren“ des Strafrechtes in ihrer Anwendbarkeit auf das 
Preßrecht zu prüfen, insbefondere jene Abweichungen von demſelben 
Harzuftellen, welche die eigenthümliche Natur ver Preßdelikte nothwen⸗ 
dig macht. Den Kernpunft des allgemeinen Theils bilvet die Dar- 
ftellung jener Grundſätze, nach welchen — durchaus abweichend von 
ven feftftehenden in Wifjenfchaft und Gefeßgebung anerkannten Prin- 
zipien des Strafrehts — die Schuldfrage bei Preßbelikten ent- 
ſchieden wird, die Befprechung jener eigenthümlichen Syfteme, durch 
beren Aufftellung die Gefeßgebung bald auf dem Wege ver Fiktionen 
und Präſumptionen, bald auf jenem einer bedeutenden Erweiterung der 
Haftung wegen Fahrläffigkeit ven Schwierigkeiten, die der Nachweis 
ver Schule bietet, zu begegnen jucht. Daran reiht fich die Trage nach 
Bollendpung und Berfuh, nah Fortjegung und Wie- 
derholung der Preßvelikte, insbejondere nach der Bebeutung ber 
Reproduftion eines ftrafbaren Artikels. Die einzelnen dem Preß— 
rechte jpeziell angehörenden oder von ihm bejonvers entwidelten 
Strafarten müffen bejprochen, die Grundfäke ver Strafzu- 
meſſung fejtgeftellt werden. Auch bie Xehre von der Berjährung 
der Preßdelikte bietet fowol in Bezug auf die Frift als auch in Bezug 
auf bie übrigen Beringungen verfelben wichtige Abweichungen von dem 
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allgemeinen Strafrehte. Zum Schluffe muß das dem Prefrechte 
eigenthümliche Erekutionsmittel ver Einftellung periodiſcher 
Druckſchriften beiprochen werben. 

Den Inhalt des befonderen Theild bildet eine kurze Darftellung 
ber einzelnen Preßdelikte. Dabei ſcheiden jedoch die Preßdelikte eriter 
Drbnung, die durch den Inhalt von Drudichriften begangenen ftraf- 
baren Handlungen, gänzlich aus dem Kreife der Darftellung aus. Und 
zwar aus ben bereits wiederholt hervorgehobenen Gründen. Die zu— 
fällige Begehung biefer Delikte durch da® medium der Prejje äntert 
nichts, weder an ihrer inneren Natur, noch an ihrem äußern Thatbe- 
ftande. Sie find Uebertretungen der Normen des allgemeinen Straf: 
rechts, und gehören darum dieſem an und nicht dem Prefrechte. Die 
Wiffenichaft hat feine Veranlaſſung, ven von der öfterr. Geſetzgebung 
glüdlich vermiedenen Fehler zu begehen, unb die „öffentlichen Auffor- 
derungen“ u. ſ. w. als Sonterbelifte ver Preffe zu behanveln!. Es 
find daher nur die eigentlichen Preßpelikte (das Wort auch hier nicht 
im Glaſer'ſchen Sinne genommen), die Uebertretungen preßrecht- 
licher Normen, alſo die Preßdelikte zweiter und dritter Ordnung nach 
ber Terminologie des Lehrbuches , im befonberen Theil bes Preßſtraf⸗ 
rechtes zu behandeln. 

Auf eine Schwierigkeit in ver Durchführung des allgemeinen Theils 
jet noch Hingewiefen. Sie liegt eben in der burchgreifenden inneren 
Berichiedenheit der einzelnen Gruppen der Preßbelikte. Für bie durch 
ben Inhalt der Prefje begangenen Uebertretungen ber allgemeinen 
Strafgefege gelten, zum Theile wenigftens, ganz andere Grundſätze, 
als für jene Delikte, welche durch das Zuwiderhandeln gegen die Bor: 
ihriften des Preßgewerbe-, Preßpolizei- und Preßitrafrechtes entjtehen. 
Diefe Verſchiedenheit würde es zunächft nahe legen, die beiden großen 
Gruppen vollftändig getrennt von einander zu behandeln, die allge- 
meinen Lehren für jede verjelben im Zufammenhange darzuftellen. 
Allein da bei diefer Behandlungsweije Weitläufigfeiten und Wieder: 
holungen nicht vermieden werben könnten, ſcheint es zweckmäßiger zu 
fein, von einer derartigen Untertheilung abzufehen, und bei Beiprechung 
ber einzelnen Fragen auf vie Unterfchieve beider Gruppen aufmerf- 
jam zu machen. 


4; Bol. Einleitung und $25. 


206 Fünftes Bud. Das Preßftrafrecht. 


I. Die preßredhtlihe Verantwortlichkeit. 


956. Die verfhiedenen Spiteme. 


Die Anwendung der Grundſätze des allgemeinen Strafrechts über 
dolus und culpa, über Thäterfchaft und Theilnahme auf die durch 
den Inhalt der Prefje begangenen ftrafbaren Hand— 
[ungen bietet bedeutende, theilweife geradezu unüberwindliche Schwie- 
rigfeiten. Wiſſenſchaft und Gejeßgebung haben fich daher wiederholt 
veranlaßt gefunden, von diefen Grunpfägen abzuweichen und für bie 
Beurteilung ver Schuldfrage bei Preßdelikten befonvdere Prinzipien auf: 
zuftellen. Eine Reihe von „Syſtemen“ verdankt dieſem Beftreben feine 
Entjtehung. Der Streit über die Frage, welches aus ihnen ven Vor— 
zug verbiene, welches ten Bebürfniffen ver Praxis am meiften ent- 
Ipreche, ven Forderungen der Wiſſenſchaft am wenigften wiberjpreche, 
kann noch immer nicht als ein endgültig entfchievener betrachtet wer- 
ben. Wie in manchen anderen Fragen, ift e8 auch hier den Anhängern 
eines jeden der verjchiedenen Syſteme leichter gefallen, alle übrigen als 
unhaltbar nachzumweifen, als ſich ſelbſt gegen vie Angriffe ver Gegner 
zu vertheidigen. Eine kurze Darftellung ver wichtigften diefer Syſteme 
ift ſowol für das Verſtändniß des geltenden Rechtes überhaupt, als 
auch für die Beurteilung ber Stellung, welche das öfterr. P.-G. v. 
1862 in dem europäifchen Konzerte einnimmt, ſowie endlich zur Be— 
gründung der im Anhange folgenden Reformvorfchläge, unerläßlich !. 
Dabei ſei jedoch ein für allemale bemerkt, daß in den meiften Geſetzen 
bie Scharfe, ausſchließliche Durchführung eines einzigen Syſtems ver- 
mieden, und eine Kombination mehrerer angeftrebt worden ift. Fol 
gende Shiteme können unterſchieden werben ?: 

4) Das Syſtem ber ausjchließlichen Anwendung der Grundſätze 

des allgemeinen Strafrechts ; 


4) Man vgl. insbe. Die treffliche Darftellung bei Marquardſen ©. 113 ff. 

2) Glaſer, Gutachten (H. Schriften II. 'S.54) theilt ein: 4) das Syftem 
ber gleichzeitigen und gleichartigen ; 2) das ber ſulzeſſiven gleichartigen ; 3) das ber 
gleichzeitigen und ungleichartigen ; 4) das ber fulzeffiven und ungleichartigen Haf- 
tung. Gegen bie logifche Richtigkeit dieſer Eintheilung läßt fich nichts einwenden ; 
allein gegenüber dem thatſächlichen Stande der Frage in Wiſſenſchaft und Geſetz⸗ 
gebung dürfte fich die im Texte gegebene beffer empfehlen. 
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2) Das Shtem der ftufenweifen und ausfchlieglichen Verantwort— 

lichkeit; 

3) Haftung des verantwortlichen Redakteurs ala Thäter; 

4) Das Shitem der Fahrläffigkeitsftrafen ; 

5) Die Objektivirung des Verfahrens ; 

6) Als Beifpiel eines kombinirten Syſtems ſeien fchlieklich vie Be— 

ftimmungen des deutſchen Neichsprefigejeges angeführt. 

1) Haftung nah den Örundfägen des allgemeinen 
Strafrehts. Am nächften liegt ver Gedanke, von allen Aus— 
nahmsbeftimmungen, fei e8 zu Gunjten ei e8 zu Ungunften ver Preſſe 
abzufehen, die Haftung für die durch die Preffe begangenen Delikte in 
durchaus gleicher Weife zu regeln, wie für alle anderen ftrafbaren 
Handlungen. Vom rein theoretiihen Standpunkte wäre diefes Shitem 
das einzig richtige, das einzige, welches unmittelbar aus dem Begriffe 
ver Preffreiheit abgeleitet werden könnte. Ließe es fich durchführen, 
ohne einerſeits bie Preſſe unerträglichen Beläftigungen, „auszufeßen, ., 
andrerſeits bie „Handhabung ber Strafjuftiz der Prejje gegenüber lahm 
„zTegen, To wäre jeber Streit entſchieben ver Geſetzgebung die Bahn 
"imziveifelhaft vorgezeichnet. 

Aber jo liegt die Sache eben nicht!. Vor allem fteht die von ber 
Preſſe als ihr Recht geforverte Anonymität der raſchen Erforſchung 
des Thäters Hindernd im Wege. Der ftrafbare Artikel ift nicht 
unterzeichnet; wer hat ihn geſchrieben? Es gibt allerdings ein Mittel, 
den Berfafjer, den der Redakteur nicht nennen will, zu erfahren, aber 
ein Mittel, das in zahlreichen und zwar gerade in ven wichtigjten Fäl— 
len feinen Dienft verjagt, bafür aber unter allen Umftänden von ber 
Preſſe als eine fchwere Beläftigung empfunten wird: den Zeugniß— 
zwang. Bei Fejthaltung ver Grundſätze des allgemeinen ann: 

er Zeugnißzwang unentbehrlich ; wer ihn befämpft, muß auch das 
Syſtem ſelbſt befümpfen. 

Aber ſelbſt mit dem Zeugnißzwang iſt der Schuldbeweis noch lange 
nicht geſichert. An der Herſtellung einer Druckſchrift find vie ver— 
Ichiedenften Perfonen in ver verfchiedenften Weife betheiligt: Verfaffer, 
Herausgeber, Verleger, Druder, Verbreiter, und die große Maffe 
Jener, für welche e8 an technifchen Ausdrücken fehlt; noch verwickelter 


1) Bol. beſonders Schwarze S. 72f. 
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geftalten fich vie Verhältniſſe bei ver periodiſchen Preffe. Aus dieſer 
maſſenhaften Betheiligung ergiebt fich für ben Ankläger eine voppelte 
Schwierigkeit. Einmal wird der Nachweis des dolus in den 
jeltenjten Fällen gelingen ; der Angeklagte leuguet, die von ihm ver- 
legte, gebruckte, verbreitete, rebigirte Drudichrift genau gelefen zu haben, 
er ſchiebt die Schuld auf die Anderen, auf bie er fich verlaſſen — wer 
fann ihm das Gegentheil beweifen? Noch größer ift vie Schwierig- 
feit, dieſe verſchiedene Betheiligung, die bald in mechani- 
icher, bald in geiftiger Deitwirkung, bald in ver Verbindung oder Ver⸗ 
mittlung beider befteht, unter die ſtrafrechtlichen Kate- 
gorien der Thäterfhaft, Anftiftung und Beihilfe zu 
bringen!. Diefes Schema des Strafrechts ift auf einfache Verhält- 
nifje berechnet ; es reicht nicht aus gegenüber der vielgeftaltigen Be- 
theiligung, wie fie bei Preßdelikten vie Regel bildet. 

Aus diefen Erwägungen ergiebt fich die praftifche Unzulänglichkeit 
- des beiprochenen Syſtems, deſſen theoretifche Folgerichtigfeit nicht in 
Abrede geftellt werben joll?. Es findet fich inveffen durchgeführt in 
England?, Holland, Frankreich, bier jeboch durchbrochen 
durch das Shitem ber gerants und durch die Forderung ber Unter- 
zeichnung aller politiſchen religiöſen und ſezialen Artilel; ferner in 
den Preßgeſehen von Sachſen (1844), Baiern (1850), Wür- 
temberg (1864) (in ben beiven legtgenannten aber mit ſehr bebeu- 
tenden Mopifikationen) und Yübed (1869). 


2) Das Syſtem der fulzeffiven und ausfchlief- 
lihen Haftung, ber responsabilite successive et isolee, ober 
»responsabilit& par cascades«, am befannteften unter dem Namen 
des „belgiſchen Syſtems“, weift in feinem legten Urſprunge zurüd 
auf Weber’s bekanntes Werk über Injurien und Schmählchriften 


4) Als Beweis dafür mag ber mißlungene Verſuch bei Lentner ©. 94 ff. 
dienen. 

2) Wenn Kayſer ©. 594 f. weiter hervorhebt, daß die Anwendung ber allg. 
firafrechtlichen Grundſätze auf bie Preſſe eine bedeutend härtere Behandlung ber» 
felben in Bezug auf Beſchlagnahme, Vernichtung, Verjährung, Fälſchung u. |. w. 
zur Folge haben würde, jo ift diefe Bemerkung zwar an fi durchaus richtig, hat 
aber mit dem Syſtem ber Berantwortlichkeit nichts zu thun. 

3) Marquardſen S. 144. 

4) Mar quardſen ©. 123. 

5) Geſetze v. 48/7 4828, 46/7 4850 u. andere. 


EEE — — 
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berühmten Bertrage v. Berg’s in der Situng des deutſchen Bun- 
vestages vom 20/40 18181, benutzt, wenn auch nicht immer genannt 
worben ift. Auf Grundlage des Art. 18 der belgischen Verfaffung: 
»Lorsque l’auteur est connu et domicilie en Belgique, l’editeur, 
l’imprimeur ou le distributeur ne peut &tre poursuivi«, bejtimmte 
das belgiſche P.-&. v. 20/7 1831 in Art. 44: »Dans tous les 
proc&s pour les delits de la presse le jury, avant de s’occuper de 
la question de savoir si l’ecrit inerimine renferme un delit, de- 
cidera, si la personne present6e comme auteur du delit l'est 
r&cellement. L’imprimeur poursuivi sera toujours maintenu en 
cause, jusqu’ä ce que l’auteur ait été judiciairement reconnu tel«. 
Erſt allmälig entwidelten Theorie und Praxis in Belgien dieſe ziemlich 
bürftigen gefeglichen Beftimmungen zu jenem gefchloffenen Shfteme 2, 
das dann als „belgifches“ zahlreiche Anhänger und Eingang in ver: 
ſchiedene außerbelgijche Gefeggebungen, fo in das ſardiniſche P.-©. 
v. 20,3 1848 (Art. 4 und 5), in das fchweizerifche Bunbesftraf- 
recht 3, und in eine Reihe deutſcher Partikulargefege t, wenngleich zum 
Theil mit bedeutenden Mopififationen , gefunden hat. Folgendes find 
bie Grundzüge des Syftems: Die bei ver Herftellung und Verbreitung 
eines Preßerzeugniffes betheiligten Perjonen find, ohne daß ein be- 
jondererNahmweisihrer&chuld erforderlich wäre, ber 
Reihe nach für die durch ven Inhalt der Drudichrift begangenen 
ftrafbaren Handlungen zur Verantwortung zu ziehen, jedoch fo, daß 
bie Beſtrafung des Einen die aller übrigen aus- 
ſchließt. Jeder Nachmann in ver Reihe kann fih durch Nam- 
haftmachung eines feiner VBormänner befreien, voraus- 
geſetzt, daß dieſe nominatio auctoris den gefeglichen Anforberungen 
entipricht, insbejontere der Bormann vor die inländifchen Gerichte ge- 
ftelft werten kann. Die Reihenfolge lautet: a) Verfaffer, b) Her- 
ausgeber, c) Verleger, d) Druder, e) VBerbreiter. Der Verbreiter 


(III. Theil ar das feither wiederholt, insbejonbere auch in tem 


4) Abgedrudt bei Collmann, Duellen, Materialien, Kommentar des beut- 
hen Preßrechts S.175— 1252. 
3) Marquardien ©. 122. 
8) Marquardjen ©. 124. 
4) Bgl. die Zufammenftellung in den Motiven zur Regierungsvorlage bes 
bentihen R.:P.-®. in G.A. XXI. ©. 170f. 
Liszt, Das öfterreichifche Prefrecht. 14 
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tann fich demnach durch die Nennung einer der Perfonen unter a, b, 
e, d; der Druder durch die einer der Perfonen unter a, b, c u. f. w. 
jtraffrei machen. 

Borzüge und Schattenfeiten des Syſtems find zu Tage tretend. Cs 
fihert der Strafjuftiz unter allen Umftänken. einen Schulcigeu; 69 be- 
znügt fich aber auch mit dem einen, und ift darum milder als diejenigen 
Soſieme welche an ber gleichzeitigen Berantwortlichfeit Mehrerer feft- 
Salten. Die Unterfuchung bietet feine Schwierigfeiten ; der Zeugniß- 
zwang entfällt. Wenn nad) ber inneren Gerechtigkeit gefragt wird, jo 
Sum man antworten, baß, wer um jeinen Vormann fich nicht fünmert, 
zum mindeften äußerft leihtfinnig Handle, wer aber von einem ihm be- 
!annten Bormanne eine Drudjchrift übernehme, Grund habe, an vie 
Straflofigkeit ihres Inhaltes zu glauben !, 

Dagegen läßt fih bei näherer Betrachtung nicht leugnen, daß dag 
ganze Syſtem auf Fiktionen beruht. Der Schuldige wird troß aller 
zegen ihn ſprechender Beweiſe außer Verfolgung gelaffen, wenn er ven 
Formann nennt, den Unſchuldigen oder höchftens eines kulpoſen DBer- 
Tens Schultigen dagegen trifft die volle Strafe des doloſen Thäters 
für das durch den Inhalt der Drudichrift begangene Delitt. 

Die Entſcheidung kann unter dieſen Umftänden nicht zweifelhaft 
iein;, wer an bem Satze fefthält, daß nur den Schuldigen die Strafe 
treffen ſoll und darf, muß fich mit Entſchiedenheit gegen das belgiſche 
Syſtem erklären ?. 


$ 57. Fortjegung. 

3) Die Haftung bes Rebafteurs als Thäter. Diefes 
Syſtem, das ſelbſtverſtändlich nur ber periopifchen Preffe gegenüber zur 
Anwendung fommen kann, mithin immer bie Ergänzung durch das 


— 
4) Unter ven Anhängern dieſes Syſtems ragt Biedermann als ber eifrigfie 
end einflußreichfte hervor (vgl. insbeſ. fein Gutachten an den 6. beutichen Journa- 
jütentag, Fraukfurt 1874 ©. 14). In Defterreich Sprach fih der Journaliſten ⸗ und 
Seriftftellervereit „Soncorbia“ in einer dem Abgeorbnetenhaufe 4867 überreichten 
Ketition für das beigifhe Syftem aus, weiches im Abgeordnetenhauſe ſelbſt Tüsbej. 
von Rehbauer (1868, A.-St.-B. IV. Seffion ©. 3195 ff.) und Granitid 
1877, A.-St.-B. VI. Seffion ©. 8290) vertreten wurbe. 
9) Aus der großen Zahl ber Gegner bes Syſtems feien erwähnt: Hye, Straf: 
etz 9.276 Anm., Glaſer, Gutachten (kl. Schriften II S.52), Lentner 
5.14 ff., Jagues S. 74ff, Barth ©.56, Schwarze S. 68, Marquardſen 
5.123, 144 ff. Berner S. 270, Kayfer ©.593. Auch der deutſche Juriſtentag 
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eine ober andere der übrigen Syſteme vorausfett, hat insbeſondere in 
Sohn einen ebenso fcharffinnigen wie beredten Anwalt gefunden, nad): 
bem es bereits früher von den gejetgebenven Faktoren bei ver Be— 
rathung des preußiichen B.-&. von 1854 in ernfte Erwägung gezogen 
worben war!. Es beruht auf dem einen Gedanken, daß der Redakteur 
im Grunde genommen der Berfaffer ber ganzen Zeitung | 
fei, ber die von ben Mitarbeitern gelieferten Auffäge prüfe, zufammen: 
ftelfe, zu feinen eigenen mace. „Der Rebakteur einer Zeitung be- 
handelt die ihm zugehenden Beiträge feiner Mitarbeiter als Materia- 
lien, welche er in die Zeitung nach felbititändiger Prüfung und Ent- 
fchliegung aufnimmt oder als ungeeignet zurücklegt. Er verarbeitet fie 
für feine Zeitung und fegt fie in viefelbe ein; der einzelne Artikel kommt 
allein und an fich nicht in Betracht, jondern als ein Theil der Zeitung, 
nad) der beftimmten Tendenz und Richtung derſelben; in dieſer Tendenz 
und Richtung wird er dem Publikum von dem Redakteur vorgelegt. 
Nicht die Abgabe des Beitrags durch den Berfaffer an ven Redakteur 
ift das maßgebende Moment, ſondern erft die Aufnahme besfelben in 
die Zeitung Durch den Redakteur bringt ihn zur Deffentlichkeit und Ber- 
breitung, mit jener Abgabe wird der Artikel zur Verfügung des Redak— 
teurs geftellt, welcher ihm fich aneignet oder ablehnt“ ?. 

Man macht weiter zu Gunften dieſes Syftemes geltend, gerabe dem 
Redakteur gegenüber biete der Nachweis ver Schuld nach allgemein- 
ftrafrechtlichen Grundſätzen unüberfteigliche Schwierigkeiten, bevürfte 
es einer firengen Präfumtion, wenn nicht die Berantwortlichkeit ge- 
radezu illuforijch werten jolle. Die unbedingte Haftung des Redakteure 
fei die nothwendige Konjequenz aus der Anonymität der periobifchen 
Preſſe; fie befreie dagegen auch den Redakteur von der jo überaus 
läjtigen, das Gebeihen bes Blattes tief ſchädigenden Zeugnißpflicht. 
Dran brauche ven Gedanken, daß der Rebakteur immer das ganze Blatt 
zu vertreten habe, auch nicht in äußerſter Schroffheit durchzuführen; 


v. 4872 bat fich gegen basfelbe ausgeſprechen. Lienbacher, Preffreiheit S. 60 
fagt: „Die fulzeifive Reihenhaftung ift eine Abart des rohen Dezimirungsſyſtemes, 
das bei aufftändijhen Truppen angewendet wirb: man hält alle für ſchuldig, be- 
ftraft aber nur einige, die der Zufall, oder eine vorausbeftimmte Norm bezeichnet. * 
4) Vgl. Hartmann ©. 17u ff. 
2) Aus dem deutſchen Kommiffionsbericht. Abgebrudt auch bei Schwarze 
©. 81. 
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man fünne dem Redakteur ven Gegenbeweis offen laffen, und anderer- 


jeit8 auch ven Verfaſſer, wenn deſſen Schuld bewieſen jei, zur Ber- 
antwortung zieben!. a 


Aber auch diefem Syſteme gegenüber muß ber ſchwerwiegende, ent- 
icheivende Einwand erhoben werben, daß es ben Thatjachen Gewalt 
anthue, Fiktionen aufftelle, die in ven feltenften Fällen ver Wirklichkeit 
entfprechen. Wo ift bei einem größeren Blatte ver Redakteur, welcher 
alles das beforgt, was die Vertreter des Syſtemes ihm zumuthen? ver 
bie Inferate vom erften bis zum letsten lieft, vie Börfenberichte ftudirt, 
die Arbeiten ver langjährigften Mitarbeiter, die Briefe ver verläßlichiten 
Korrefponventen cenfurirt, ven ganzen Tag und die Nacht hindurch bis 
tief in den Morgen hinein auf feinem Boften ausharrt, um fein ver- 
jpätet eingetroffenes Telegramm ungeprüft in die Druderei gelangen 
zu laſſen? Ein jehr bejcheivenes Lokalblatt mit einem Redakteur von 
bem riefigften Fleiß und der umfaffenpften Bildung müfjen wir ung 
vorſtellen — dann mag die Schilverung paſſen; aber für die Heinjte 
Lokalpreſſe kann man die Preßgeſetze nicht zufchneiden. Und dann 
jet abermals betont: fein Prefigejeg verlangt, daß alle an ber Redak— 
tion betheiligten Perfonen als verantwortliche Redakteure zeichnen, 
immer genügt e8, wenn einer aus ihnen — und ber spiritus movens 
braucht e8 eben nicht zu fein — als ſolcher genannt wird; wie kann 
man annehmen, daß der Genannte „die ganze Zeitung verfaßt“? Will 
man die Haftung des verantwortlichen Redakteurs von den ärgjten 
Fiktionen befreien, dann verlange man auch, daß das gefammte Redak— 
tionsperfonal auf jeber Nummer ber Zeitung unter genauer Angabe 
ber Arbeitstheilung namhaft gemacht werde; fo lange man dieß zu thun 
jich jcheut, behaupte man aber auch nicht, daß die Haftung des einen 
verantwortlichen Redakteurs bem wirklichen Sachverhalte Ausdruck 
gebe ?. 


4) Dieſem Gedanken bat das deutihe R.-P.-©. in $20 Abf. 2 (unten S. 214) , 

— gefetsliche Anerkennung verliehen. Doch hat bie Erfahrung gelehrt, daß die Praxis 
A J —— — dieſer Beſtimmung, bie einen inneren Widerſpruch enthält, in 4 

rt am zu Wende Schwierigkeiten gerathen muß. Als Beweis für diefe Behauptung, 

die —⸗weil das Hfterr. Recht glücklicherweiſe nicht berührend — bier nicht weiter aus- 

geführt werden kann, mögen die einander widerſprechenden E. des D.:T. v. 25/2 

1876 (G.:Ü. XXIV S. 444) und insbeſ. die nach der eingehendften Vorberathung 

gefällte Plenarentſcheidung v. 9/10 1876 (G.-U. XXIV ©. 497—530) dienen. 
2) Gegen biefes Syftem vgl. YentnerS.98, Jaques S, 76ff., Merkel 
in der Sigung der Wiener jurift. Geſellſchaft v. 9/12 1872 (J.“B. 1872 No. 43}; 
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4) Das Spitem ver Fahrläffigfeits- oder Ord— 
nungsftrafen. Kann den an der Herftellung und Verbreitung ver 
ftrafbaren Drudjchrift betheiligten Perjonen die Kenntniß des Inhaltes 
nicht nachgewiejen, von abfichtlicher Begehung ber jtrafbaren Handlung 
mithin nicht gefprochen werben, jo liegt e8 nahe, doch mindeſtens ftr ſtraf⸗ 
bare Fahrlaſſi keit anzunehmen, wenn bei Anwendung gehöriger Sorg— 
—————— die Kenntnißnahme erfolgt, und damit 
das durch die Schrift begangene Delikt unterblieben wäre. Dieſer 
durch ſeine Einfachheit und Folgerichtigkeit imponirende Gedanke hat 
auch in ver Geſetzgebung vielfache Anerkennung gefunden; i außer dem 
öſterr. Recht, das unten fpeziell zu beiprechen fein wird, haben das 
preußiſche P.-Ö. von 4854, der deutihe Bundesbeſchluß 
von 1854, das ſächſiſche P.“G. von 18702 und das bapifche 
Recht von 1871—1874 3 fich diefem Syſteme angefchloffen t. Die Be- 
urteilung besjelben ift von ber Vorfrage abhängig, ob wir e8 dabei mit 
einer Anwenbung ver allgemein-ftrafrechtlichen Grundſätze über culpa 
auf das Preßrecht, oder mit einer beſonderen preßrechtlichen Fahrlaſſi ſig— 
keĩt zu thun Haben — einer Frage, die erſt bei der Beſprechung des 
Öfterr. Rechtes beantwortet werben fann >. 

5) Das Syftem ber Objeltivirung des Verfahrens 


bildet den Ausgangspunkt der im An Per gemachten Reformvor⸗ = 
1 


Tchläge, und kann erft dort eingehender befprochen werben ®. 
6) Das deutſche R.-P.-Ö. von 187% fucht in geſchickter Weiſe 


— — .— 


die Vorzüge der verſchiedenen Syſteme mit einander zu verbinden, und 


Are: 


> 


d- 


kann als muftergiltiges Beiſpiel eines den heutigen Anjchauungen ent- „, 


fprechenden fombinirten Syſtemes gelten. Aus dieſem Grunde * 


mögen die $$ 20 und 24 ohne jeden weiteren Kommentar bier folgen. 


insbe. Glaſer II S. 52, welcher den Anhängern desjelben worwirft, Daß fie „die 
durch das Geſetz der Arbeitstheilung und durch Zufälle, denen jeder Menſch unter: 
worfen ift, nothwendig gemachte Stellvertretung in der Arbeit ignoriren.“ 

4) Bgl. die Ueberficht in den Motiven zum deutſchen R.P.“G. (G.-A. XXU 
©. 174 f.). 

2) Bgl. dazu die eingehenden Ausführungen von Barth S.54 ff. 

3) Bon ber Einführung des deutichen St.“G.«Bs. bis zu jener des R.:P.:G8. 

4) Bol. für dasjelbe fhon Weber, Injurien: und Schmähſchriften III 
S. 120; dann insbe. Jaques S. 78ff.; gegen dasſelbe Glaſer, H. Schriften 
19.52, 

5) Vgl. unten $ 60. 

6) Vgl. unten $ 94. 


et 


Per DR 
F 
4 
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„sd 20. Die Verantwortlichkeit für Handlungen, deren Strafbarkeit 
durch den Inhalt einer Drudichrift begründet wird, beftimmt fich nach 
ben beftehenden allgemeinen Strafgejegen. ft bie 
Drudichrift eine periodiiche, fo ift ver verantwortlidhe Redak— 
teur als Thäter zu beitrafen, wenn nicht durch befonvere Umftände 
die Annahme feiner Thäterfchaft ausgefchloffen wird. 

821. Begründet der Inhalt einer Drudichrift ven Thatbeftand 
einer ftrafbaren Handlung, fo find ber verantwortliche Revakteur, der 
Berleger, der Druder, derjenige, welcher die Drudichrift gewerbs- 
mäßig vertrieben oder jonft öffentlich verbreitet hat (Verbreiter), joweit 
fie nicht nach & 20 als Thäter oder Theilnehmer zu beftrafen find, 
wegen Fahrläſſigkeit mit Geltftrafe bis zu 4000 Mark over mit 
Haft, oder mit Feftungshaft over Gefängniß bis zu einem Jahre zu be— 
legen, wenn fie nicht die Anwendung ber pflichtgemäßen Sorgfalt oder 
Umftände nachwetjen, welche viefe Anwendung unmöglich gemacht haben. 

Die Beftrafung bleibt jedoch für jede ver benannten Perſonen aus: 
geichloffen, wenn fie als ven Verfaffer oder den Einjender, mit bejien 
Einwilligung die Veröffentlichung gefchehen ift, oder wenn es fich um 
eine nicht periodische Drudichrift handelt, als ven Herausgeber ber- 
jelben, oder als einen der in obiger Reihenfolge vor ihr 
Denannten eine Perfon bis zur Verkündigung des erften Urteils 
nachweift, welche in dem Bereiche ver richterlichen Gewalt eines deutſchen 
Bundesſtaats fich befindet, over falls fie verftorben ift, fich zur Zeit ver 
Beröffentlichung befunden hat; Hinfichtlich des Verbreiters ausländifcher 
. Drudisriften außerdem, wenn ihm diefelben im Wege des Buchhandels 
zugefommen find“. 


858. Die ältere öfterreihifche Gejeßgebung. 

Die verjchiedenen Syſteme der preßrechtlichen Haftung fpielen auch 
in den öfterr. Prefgejegen eine hervorragende Rolle, erſt allmälig ge- 
langte pas noch heute herrichende Syſtem: Haftung nad all- 
gemein ftrafrehtlihen Grundjägen ergänzt vurd die 
Fahrläſſigkeitsſtrafe zum Durchbruche!. 

1) Nach der Preßverordnung v. 31/3 1848 8 28 ff. ſollten 4) vie 
„allgemeinen Grundſätze in Betreff der Bejtrafung ber Mit- 


1) Man vgl. dazu Hye, Strafgeſetz ©. 276 ff. 
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ſchuldigen“ zur Anwendung gelangen, wenn durch den Mifbrauch ver 
Preſſe ein Verbrechen verübt worden war. 2) In allen übrigen 
Fällen wurde nach dem belgifhen Syſtem vorgegangen. „In 
folgender Ordnung“ waren verantwortlih: a) zuvörderſt ver Ver— 
fajfer, injofern Drud und Herausgabe mit feinem Wiſſen und 
Willen geichehen find; b) ver Herausgeber, infofern er nicht ven 
Verfafjer darftellt und nachweiſt, daß derſelbe die Verantwortlichkeit 
auf fich genommen hat; c) ver Verleger, und fofern auch biefer 
nicht befannt ift d) ver Druder; und zulegt e) ver Berbreiter. 
ALS Verbreiter ift auch der Buchhändler verantwortlich, wenn er eine 
jträfliche Schrift verbreitet, welche ihm außer dem gewöhnlichen Wege 
des Buchhanvels zugekommen, over auf welcher nicht der Name des 
Berfafjers over des Herausgebers, des Verlegers over Druders nebjt 
der Bezeichnung des Ortes und der üblichen Bezeichnung der Zeit tes 
Drudes angegeben, oder wegen welcher eine Beichlagnahme verfügt 
und amtlich befannt gemacht worden ift. 3) für den Inhalt der Zei- 
tungen und Zeitfchriften haftet jedenfalls der verantwortliche 
Redakteur. 

2) Diefelben Beftimmungen kehren wieder in ben 88 20 ff. ver 
Beroronung vom 18/5 1848. Doc werden Druder und Verbreiter 
auch dann zur Verantwortung gezogen, wenn ihr Vormann zwar be= 
fannt, aber nicht im Inlande wohnhaft ift. Der Redakteur dagegen 
wirb frei, wenn fich ein im Inlante wohnenver Verfafier nennt over 
die Verantwortung auf fich nimmt. 

3) Durch geringere Klarheit und größere Strenge zeichnen fich 
die SH 42 ff. des Patentes vom 13/3 1849 aus. Zunächſt ijt der Ver— 
faffer verantwortlich und zwar in Beziehung auf Strafe, Entſchädigung 
und Gerichtöfoften, wenn die Herausgabe mit feinem Wiflen und 
Willen mit over ohne Angabe feines Namens ftattgefunden bat. 
Nebſt dem Verfaffer find in der nachjtehenden Reihenfolge verant- 
wortfich: 4) ver Herausgeber, 2) der Verleger over Vertriebsbeforger; 
3) der Druder und 4) der Verbreiter. Für den Inhalt periopiicher 
Drudfchriften haftet mit vem Verfaſſer jeder verantwort- 
liche Redakteur folidarifch, injofern nicht von ihm nachgewiejen 
wird, daß bie Aufnahme eines ftrafbaren Inhaltes wider feinen aus: 
drücklichen Willen oder ohne fein Wiffen und Verſchulden erjolgte; 
nach diefen treten die übrigen oben genannten Perfonen in der tajelbit 


216 Fünftes Bud. Das Preßſtrafrecht. 


bejtimmten Reihenfolge in die Haftung ein. Wenn jedoch er- 
wiejenwird, daß eine Berfon ven Inhalt einer Drud- 
ihrift als ftrafbar erfennen mußte, und dennoch auf was 
immer für eine Weife bei ver Drudlegung over Verbreitung derſelben 
mitgewirkt hat, fo ift dieſe Mitwirkung nach ven allgemei- 
nen Strafgefegen über die Mitſchuld und die Theil- 
nahme zu beurteilen, und „nach Maßgabe des gegenwärtigen 
Patentes“ zu beftrafen. 

4) Die B.-D. von 4852 fteht bereit8 auf jenem Standpunkte, ben 
auch das geltende öfterr. Recht im Wefentlichen, wenn auch mit nicht 
unbebeutenten Milvderungen einnimmt. Zunächſt find ($ 33) die 
Grundſätze der allgemeinen Strafgejege anzuwenden. 
Doch find ($ 34) die bei Abfaſſuug, Drucdlegung over Verbreitung 
einer ftrafbaren Drudjchrift mitwirkenden Perſonen, infofern fie nicht 
nach ben Beftimmungen des allgemeinen St.-&.:B.’8 des durch bie 
Drudichrift begangenen Verbrechens oder Vergehens jchuldig befunden 
werben, in nachjtehenden Fällen für ven ftrafbaren Inhalt gleich- 
zeitig verantwortlich, und wegen Vernachläſſigung pflicht— 
mäßiger Aufmerkſamkeit und Obſorge zu bejtrafen: 4) Der 
Verfaſſer, Ueberjeger oder Herausgeber, infofern er nicht 
ben Beweis herftellt, daß die Drudlegung ohne fein Wiffen und Ver— 
ſchulden ſtattfand; 2) bei periobijchen Drudichriften jeder auf dem 
Dlatte genannte Redakteur, wenn er nicht beweift, daß die Drud- 
fegung des ftrafbaren Artifel8 wider feinen ausprüdlichen Willen er- 
folgt ift, und daß er die Anzeige hievon an die gehörige Behörde läng- 
jtens bis zur Uebergabe des Probeeremplares gemacht hat; 3) der Ver— 
leger, er mag ven Verlag von Drudichriften gewerbsmäßig betrieben, 
oder nur in dem bejonderen Falle unternommen haben, 4) ($ 35) ver 
Druder, wenn ein gewerbsmäßig berechtigter Verleger auf ver 
Druckſchrift nicht oder fälfchlich genannt ift, wenn die Druckſchrift fich 
ihrer äußeren Form nach als ein Plakat over Flugblatt, d. i. ein Er- 
zeugniß der Prefje, welches aus einzelnen Blättern befteht, oder doch 
nicht über einen Drudbogen umfaßt, barftellt, endlich wenn ver Drud 
mit Uebertretung ber $$ 2 und 3 des Patentes (nothwentige Angaben, 
Probeeremplare) ſtattfand; 5) ($ 36) ver Bertriebsbeforger, 
Verſchleißer over Berbreiter a) bei ausländischen Drudjchrif- 
ten, wenn der Ort des Erjcheinens, ober ver Berfaffer, oder der Ver— 
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leger, over die Art ver Zuſendung geeignet find, die Aufmerkſamkeit zu 
erregen, und Verdacht über ven Inhalt verjelben zu erweden, oder wenn 
bie alfenthalben vorgefchriebenen, oder wenigstens üblichen Bezeichnun: 
gen, nämlich Ort und Zeit des Erfcheinens, dann der Name des Ver— 
legers der Drudichrift fehlen, oder unrichtig angegeben find, over end- 
lich wenn der Verkauf auf heimliche Weife geichieht; b) bei jolchen, bie 
mit Lebertretung der $$ 5 bis 8 des Patentes (Gewerbsgefege, Verkaufs: 
lizenzen) in Berfehr gefetst werden ; c) bei Plakaten und Drudichriften. 

Die VBerantwortlichkeit der genannten Perfonen erftredt fich ($ 37; 
auf ven vollen Inhalt ver Druckſchriften und der dazu gehörigen Bei— 
lagen. Verwahrungen und Erklärungen ver Redaktion oder des Her- 
ausgebers gegen den Inhalt aufgenommener Einrüdungen, over bie 
von anderen Perjonen übernommene Haftung heben vieje gejetzliche 
Verantwortlichkeit nicht auf. 

Die Strafe für die Vernachläffigung ver pflichtmäßigen Obforge 
ift A) wenn der Inhalt ein Berbrechen begründet, Arreft von 4 bis 
6 Monaten, bei erjchwerenden Umftänven ftrenger Arreft von ſechs 
Monaten bis zu zwei Jahren; 2) wenn aber ver Inhalt ein Bergehen 
bifvet, Arreft von 14 Tagen bis zu 3 Monaten, oder eine Geldſtrafe 
von 50 bis 500 fl., bei erſchwerenden Umftänden Arrejt bis zu ſechs 
Deonaten. Außerdem ift Kautionsverfall, oder ftatt vesjelben bei nicht 
fautionspflichtigen periodiſchen Drudichriften eine Gelpftrafe, bie bis 
zu 4000 fl. betragen kann, gegen ben Druder auszufprechen. 

5) Das P.-&. von 1862 hält im Allgemeinen an diefen Beſtim- 
mungen fejt. Die vorgenommenen Veränderungen find nicht von prin- 
zipieller Bedeutung ($ 28ff.). Der Berfaffer haftet für jene Auf- 
merkſamkeit, „durch deren pflihtmäßige Anwendung ber 
ftrafbare Charakter des Inhaltes ver Schrift Hätte ver— 
mieden werden fünnen.“ Herausgeber und Berleger 
werben durch rechtzeitige und wirkfame Nennung eines Vor— 
mannes befreit. Der Redakteur ift „für die Vernachläſſigung 
pflichtmäßiger Obforge und Aufmerkſamkeit jederzeit verantiwort- 
ich 4.“ Die Strafe wurde bedeutend gemiltert. 

6) Neue wejentliche Milverungen brachte Art. III ver Novelle vom 


4, In diefem Punkte ift das P.-G. v. 41862 aljo noch ftrenger als die P.-D. 
v. 1852. 
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geftalten fich die Verhältniffe bei der periodifchen Preffe. Aus biefer 
mafjenhaften Betheiligung ergiebt fih für den Ankläger eine boppelte 
Schwierigkeit. Einmal wird der Nachweis des dolus in ben 
jeltenjten Fällen gelingen ; der Angeklagte leugnet, bie von ihm ver- 
legte, gedruckte, verbreitete, rebigirte Drudichrift genau gelefen zu haben, 
er fchiebt die Schuld auf die Anderen, auf die er fich verlaffen — wer 
fann ihm das Gegentheil beweifen? Noch größer ift vie Schwierig: 
feit, dieſe verſchiedene Betheiligung, bie bald in mechani- 
icher, bald in geiftiger Mitwirkung, bald in der Verbindung oder Ver: 
mittlung beider befteht, unter die ſtrafrechtlichen Kate- 
gorien der Thäterfhaft, Anftiftung und Beihilfe zu 
bringen!. Diefes Schema des Strafrechts ift auf einfache Berhält- 
niffe berechnet, e8 reicht nicht aus gegemüber der vielgejtaltigen Be— 
theiligung, wie fie bei Preßdelikten vie Regel bilvet. 

Aus diefen Erwägungen ergiebt fich die praftifche Unzulänglichkeit 
- bes beiprochenen Syſtems, deſſen theoretifche Folgerichtigfeit nicht in 
Abrede geftellt werden joll?. Es findet fich indeffen durchgeführt in 
England?, Hollant?, Frankreich, hier jedoch durchbrochen 


eur 


temberg (14864) (in ven beiden (ektgenannten aber mit ſchr bedeu⸗ 
tenden Modifikationen) und Lübeck (1869). 


2) Das Syitem ber fufzeffiven und ausjchlief- 
lihen Haftung, ber responsabilit& successive et isolee, ober 
responsabilit& par cascades«, am befanntejten unter dem Namen 
des „belgifchen Syſtems“, weift in feinem legten Urfprunge zurüd 
auf Weber’s befanntes Werk über Injurien und Schmähjchriften 


4) Als Beweis dafiir mag der miflungene Verſuch bei Lentner ©. 94 ff. 
dienen. 

2) Wenn Kayſer S. 591 f. weiter hervorhebt, daß die Anwendung ber allg. 
ftrafrechtlichen Grundfäge auf bie Preffe eine bedeutend härtere Behandlung ber- 
jelben in Bezug auf Beihlagnahme, Vernichtung, Verjährung, Fälſchung u. ſ. w. 
zur Folge haben würde, jo ift dDiefe Bemerkung zwar an ſich durchaus richtig, hat 
aber mit dem Syſtem der Berantwortlichkeit nichts zu thun. 

3) Marquardſen S. 114. 

4) Marquardbfen ©. 123. 

5) Geſetze v. 18/7 4828, 16/7 4850 u. andere. 

——————— —— — — — 
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berühmten Bertrage v. Berg's in ber Sitzung des beutfchen Bun— 
bestages vom 20/40 18181, benubt, wenn auch nicht immer genannt 
worten ift. Auf Grundlage des Art. 18 der belgischen Verfaſſung: 
»Lorsque l’auteur est connu et domicilie en Belgique, l’editeur, 
’imprimeur ou le distributeur ne peut &tre poursuivi«, beftimmte 
das belgiſche P.-&. v. 20/7 1831 in Art. 14: »Dans tous les 
proces pour les delits de la presse le jury, avant de s’occuper de 
la question de savoir si l’&crit inerimine renferme un delit, de- 
cidera, si la personne presenték comme auteur du delit lest 
r&ellement. L’imprimeur poursuivi sera toujours maintenu en 
cause, jusqu’ä ce que l’auteur ait été judiciairement reconnu tele. 
Erſt allmälig entwidelten Theorie und Praxis in Belgien dieſe ziemlich 
dürftigen geſetzlichen Beſtimmungen zu jenem gejchloffenen Syiteme ?, 
das dann als „belgifches“ zahlreiche Anhänger und Eingang in ver- 
ſchiedene außerbelgijche Gefeßgebungen, fo in das ſardiniſche B.-©. 
v. 20,3 1848 (Art. 4 und 5), in das ſchweizeriſche Buntesftraf- 
recht 3, und in eine Reihe deutſcher Partikulargefetze +, wenngleich zum 
Theil mit bedeutenden Mopififationen , gefunden hat. Folgendes find 
die Grundzüge des Syſtems: Die bei ver Herftellung und Verbreitung 
eines Preßerzeugniffes betheiligten Perjonen find, ohne daß ein be- 
ſonderer Nachweis ihrer Schulderforderlich wäre, ter 
Reihe nach für die durch den Inhalt der Druckſchrift begangenen 
jtrafbaren Handlungen zur Verantwortung zu ziehen, jedoch jo, daß 
bie Beftrafung des Einen die aller übrigen aus- 
ſchließt. Jeder Nahmann in ver Reihe kann fih durh Nam- 
baftmahung eines feiner Bormänner befreien, voraus- 
gejeßt, daß tiefe nominatio auctoris den gejeglichen Anforderungen 
entjpricht, insbejondvere der Vormann vor die inländischen Gerichte ge- 
ftellt werten Tann. Die Reihenfolge lautet: a) Verfafler, b) Her- 
ausgeber, c) Verleger, d) Druder, e) Verbreiter. Der Verbreiter 


(III. Theil af das feither wiederholt, insbefonvere auch in tem 


4) Abgebrudt bei Collmann, Ouellen, Materialien, Kommentar bes beut- 
ſchen Preßrechts S. 175— 252. 
2) Marquardſen ©. 122. 
3) Marquardſen ©.124. 
4) Bgl. die Zufammenftellung in den Motiven zur Regierungsvorlage des 
deutihen R.-P.-®. in G.A. XXI. S. 170f. 
Liszt, Das öfterreichiiche Preßrecht. 14 
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kaun fich demnach durch die Nennung einer der Perfonen unter a, b, 
c, d; ber Druder durch die einer der Perfonen unter a, b, eu. f. w. 
ftraffrei machen. 

Borzüge und Schattenfeiten des Syſtems find zu Tage tretend. Es 
ſichert der Strafjuftiz unter allen Umftänken.einen Schuldigen, eg be; 
gnügt fich aber auch mit dem einen, und ift darum milver al diejenigen 
Sifteme, welche an ver gleichzeitigen Verantwortlichkeit Mehrerer feft- 
halten. Die Unterfuchung bietet feine Schwierigkeiten; der Zeugniß— 
zwang entfällt. Wenn nach der inneren Gerechtigkeit gefragt wird, fo 
lann man antworten, daf, wer um jeinen Vormann ſich nicht fümmert, 
zum mindeften äußert leichtfinnig handle, wer aber von einem ihm be- 
fannten Bormanne eine Drudichrift übernehme, Grund habe, an bie 
Straflofigkeit ihres Inhaltes zu glauben !. 

Dagegen läßt fich bei näherer Betrachtung nicht leugnen, daß das 
ganze Syitem auf Fiktionen beruht. Der Schulvige wird troß aller 
gegen ihn ſprechender Beweife aufer Verfolgung gelaffen, wenn er ven 
Dormann nennt; den Unſchuldigen over höchftens eines kulpoſen Ber 
halteng Schuldigen vagegen trifft die volle Strafe des doloſen Thäters 
für das durch den Inhalt ver Drudichrift begangene Delift. 

Die Entſcheidung kann unter dieſen Umftänden nicht zweifelhaft 
fein, wer an dem Satze fejthält, daß nur den Schuldigen die Strafe 
treffen ſoll und darf, muß fich mit Entjchievenheit gegen das belgifche 
Syſtem erklären ?. 


857. Bortjegung. 

3) Die Haftung des Redafteurs als Thäter. Diejes 
Syſtem, das jelbfiverftändfich nım ber periodifchen Preffe gegenüber zur 
Anwendung fommen fann, mithin immer die Ergänzung durch das 


4) Unter ven Anhängern dieſes Syftems ragt Biedermann als ber eifrigjte 
und einflußreichfte hervor (vgl. insbef. fein Gutachten an ben 6. beutichen Journa— 
liftentag, Frankfurt 1874 ©. 44). Im Oeſterreich ſprach fi der Journaliften- und 
Schriftftellerverein „Soncorbia” in einer dem Abgeorbnetenhaufe 4867 überreichten 
Petition für das belgische Syftem aus, welches im Abgeordnetenhauſe ſelbſt insbei. 
von Rechbauer (4868, A.-St.-P. IV. Seffion ©. 3195 ff.) unb Granitid 
(1877, A.St.P. VIII. Seffion ©. 8290) vertreten wurbe. 

2) Aus der großen Zahl ver Gegner bes Syftems ſeien erwähnt: Hye, Straf: 
geſetz 9.276 Anm., Glaſer, Gutadten (kl. Schriften II S.52), Lentner 
S. 74ff., Jaques S. 74 ff., Barth S.56, Schwarze S.68, Marquarbjen 
&.423, 444 ff, Berner ©.270, Kayjer S.593. Auch ber deutjche Juriſtentag 
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eine ober andere der übrigen Shfteme vorausjegt, hat insbeſondere in 
John einen ebenfo ſcharfſinnigen wie beredten Anwalt gefunden, nach— 
bem es bereits früher von den geſetzgebenden Faktoren bei der Be— 
rathung des preußifchen B.-®. von 1851 in ernfte Erwägung gezogen 
worden war!. Es beruht auf dem einen Gedanken, daß ber Redakteur 
im Grunde genommen ber Berfajfer der ganzen Zeitung 
fei, ber die von ven Mitarbeitern gelieferten Aufſätze prüfe, zufammen: 
ftelle, zu feinen eigenen made. „Der Rebakteur einer Zeitung be: 
handelt die ihm zugehenden Beiträge feiner Mitarbeiter als Materia- 
lien, welche er in die Zeitung nach jelbitjtändiger Prüfung und Ent- 
ſchließung aufnimmt over als ungeeignet zurüclegt. Er verarbeitet fie 
für feine Zeitung und jegt fie in dieſelbe ein; der einzelne Artikel fommt 
allein und an fich nicht in Betracht, jondern als ein Theil der Zeitung, 
nad) ver beftimmten Tendenz und Richtung verfelben , in dieſer Tendenz 
und Richtung wird er dem Bublilum von vem Redakteur vorgelegt. 
Nicht die Abgabe des Beitrags durch den Verfaſſer an den Redakteur 
ift das maßgebende Moment, fonbern erſt die Aufnahme desſelben in 
die Zeitung durch den Redakteur bringt ihn zur Deffentlichkeit und Ver- 
breitung; mit jener Abgabe wird ber Artikel zur Verfügung des Redak— 
teurs geftellt, welcher ihn fich aneignet oder ablehnt“ ?. 

Man macht weiter zu Gunften diefes Syftemes geltend, gerabe dem 
Redakteur gegenüber biete ver Nachweis ver Schuld nach allgemein- 
ftrafrechtlichen Grundſätzen unüberfteigliche Schwierigkeiten, bepürfte 
es einer ftrengen Präfumtion, wenn nicht die Verantwortlichkeit ge- 
radezu illuforijch werten folle. Die unbebingte Haftung des Redakteurs 
fei tie nothwendige Konfequenz aus der Anonymität der periopifchen 
Preſſe; fie befreie dagegen auch ben Redakteur von der jo überaus 
läftigen, das Gedeihen des Blattes tief ſchädigenden Zeugnißpflicht. 
Dan brauche ven Gedanken, daß der Redakteur immer das ganze Blatt 
zu vertreten habe, auch nicht in äußerſter Schroffheit durchzuführen; 





v. 4872 bat fih gegen basfelbe ausgeſprochen. Lienbacher, Preffreiheit S. 60 
jagt: „Die julzeffive Reihenhaftuug ift eine Abart bes rohen Dezimirungsſyſtemes, 
das bei aufftändiihen Truppen angewenbet wird: man hält alle für ſchuldig, be- 
ftraft aber nur einige, die der Zufall, oder eine vorausbeftimmte Norm bezeichnet. * 
4) Bol. Hartmann ©. 179 Ff. 
3) Aus dem deutſchen Kommiffionsbericht. Abgebrudt auch bei Schwarze 
©. 81. 
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man fünne dem Rebakteur den Gegenbeweis offen lafjen, und anderer: 


ſeits auch den Verfaſſer, wenn deſſen Schuld bewieſen jei, zur Ver⸗ 
antwortung ziehen!. —— zux Ber 
Aber auch dieſem Syſteme gegenüber muß der ſchwerwiegende, ent- 


icheitende Einwand erhoben werben, daß es ven Thatjachen Gewalt 
anthue, Fiktionen aufftelle, die in ven feltenften Fällen ver Wirklichkeit 
entiprechen. Wo ift bei einem größeren Blatte ver Redakteur, welcher 
alles das beforgt, was die Vertreter des Shitemes ihm zumuthen? ber 
die Injerate vom erften bis zum letsten lieft, die Börfenberichte ftubirt, 
die Arbeiten der langjährigften Mitarbeiter, die Briefe ver verläßlichjten 
Korrefpondenten cenfurirt, den ganzen Tag und die Nacht hindurch bis 
tief in den Morgen hinein auf feinem Poſten ausharrt, um fein ver— 
jpätet eingetroffenes Zelegramm ungeprüft in bie Druderei gelangen 
zu laſſen? Ein ſehr bejcheidenes Lofalblatt mit einem Redakteur von 
dem riefigjten Fleiß und ver umfaffenpften Bildung müfjen wir uns 
vorjtellen — dann mag die Schilverung pafjen; aber für bie Eleinjte 
Lokalpreſſe kann man die Preßgeſetze nicht zufchneiden. Und dann 
jei abermals betont: fein Prefgejeß verlangt, daß alle an ver Redak— 
tion betheiligten Perfonen als verantwortliche Redakteure zeichnen, 
immer genügt es, wenn einer aus ihnen — und ber spiritus movens 
braucht e8 eben nicht zu fein — als folcher genannt wird; wie kann 
man annehmen, daß der Genannte „die ganze Zeitung verfaßt"? Will 
man die Haftung des verantwortlichen Redakteurs von den Ärgjten 
Fiktionen befreien, dann verlange man auch, daß das gefammte Redak— 
tionsperjonal auf jever Nummer der Zeitung unter genauer Angabe 
ber Arbeitstheilung namhaft gemacht werde; fo lange man bieß zu thun 
jich jcheut, behaupte man aber auch nicht, daß die Haftung des einen 
verantwortlichen Redakteurs dem wirklichen Sachverhalte Ausdruck 
gebe ?, 





4) Diefem Gedanken bat das deutſche R.-P.-G. in $20 Abf. 2 (unten ©. 244) 
geſetzliche Anerkennung verliehen. Doch bat die Erfahrung gelehrt, daß die Praxis 
’\ 0%, bei der Handhabung biefer Beſtimmung, bie einen inneren Widerſpruch enthäft, in 
/ vet kaum zu löfende Schwierigkeiten gerathen muß. Als Beweis für dieſe Behauptung, 
He weil das oſterr. Recht glücklicherweiſe nicht berührend — bier nicht weiter aus- 

geführt werden kann, mögen Die einander widerſprechenden E. des D.-T. v. 25/2 
1876 (G.⸗A. XXIV ©. 144) und insbeſ. Die nach der eingehendften Vorberathung 
gefällte Plenarentſcheidung v. 9/10 1876 (G.-W. XXIV ©. 497—530) dienen. 

2) Gegen diefes Syftem vgl. YentnerS.98, Jaques S,76ff., Merkel 

in der Sitzung der Wiener jurift. Gefellihaft v. 9/42 1872 (J.B. 1872 No. 43); 


[on 
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4) Das Syftem ver Fahrläffigleits- oder Ord— 
nungsjtrafen. Kann den an der Herftellung und Verbreitung ber 
jtrafbaren Drudjchrift betheiligten Perjonen vie Kenntniß des Inhaltes 
nicht nachgewiefen, von abfichtlicher Begehung ber ſtrafbaren Handlung 
mithin nicht gejprochen werden, jo liegt es nahe, doch mindeſtens ftraf- 
bare Fahrläffigfeit anzunehmen, wenn bei Anwendung gehöriger Sorg- 
falt, pflichtmäßiger Obforge die Kenntnignahme erfolgt, und damit 
das durch die Schrift begangene Delikt unterblieben wäre. Diefer 
durch feine Einfachheit und Wolgerichtigfeit imponirenve Gedanke hat 
auch in ver Gejeßgebung vielfache Anerkennung gefunden; ! außer dem 
öſterr. Recht, das unten fpeziell zu befprechen fein wird, haben das 
preußiſche B.-©. von 4851, der veutihe Bundesbeſchluß 
von 1854, das ſächſiſche P.-©. von 1870? und das bapifche 
Recht von 1874—1874 3 fich diefem Syſteme angejchloffen. Die Be- 
urtetlung vesjelben ift von ver Vorfrage abhängig, ob wir es dabei mit 
einer Anwendung ber allgemein-ftrafrechtlichen Grundſätze über culpa 





Teitzjü thun Haben — einer Frage, die erft bei ver Beiprechung des 
Öfterr. Rechtes beantwortet werben kann. 

5) Das Syftem der Objeftivirung des Verfahrens _ 
bildet den Ausgangspunkt der im Anfınge gemachten Reformvor— ⸗ 
ſchläge, und kann erſt dort eingehender beſprochen werden ®. e 

6) Das deutſche R.-P.-©. von 1874 fucht in geſchickter Weiſe 7 ;- e 
die Vorzüge der verjchievenen Syſteme mit einander zu verbinden, und „ /, ‚ 
fann als muftergiltiges Beiſpiel eines den heutigen Anſchauungen ent- 2, 
fprechenden fombinirten Shitemes gelten. Aus diefem Grunde‘ 6 
mögen bie $$ 20 und 21 ohne jeden weiteren Kommentar bier folgen. . 7 2 Se 
F 


7 


insbe. Glafer 1 S. 52, welcher den Anhängern desſelben worwirft, daß fie „bie 
durch das Geje der Arbeitstheilung und dur Zufälle, denen jeder Menjch unter: 
worfen ift, nothwendig gemachte Stellvertretung in ber Arbeit ignoriren.” 

1) Bgl. die Ueberficht in den Motiven zum deutſchen R.-P.:&. (G.-A. XXU 
©. 174 f.). 

2) Bgl. dazu die eingehenden Ausführungen von Barth ©. 54 ff. 

3) Bon der Einführung des deutſchen St.“G.«Bs. bis zu jener bes R.⸗P.-Gs. 

4) Bol. für dasjelbe ſhon Weber, Injurien- und Schmähſchriften III 
8.420; dann insbef. Jaques S. 78ff.; gegen basjelbe Glafer, H. Schriften 
19.52, 

5) Vgl. unten $ 60. 

6) Vgl. unten $ 94. 
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„s 20. Die Berantwortlichkeit für Handlungen, deren Strafbarkeit 
durch den Inhalt einer Drudichrift begründet wird, beftimmt fich na dh 
ben beftehenden allgemeinen Strafgejegen. Iſt bie 
Druckſchrift eine periodiiche, fo ift ver verantwortliche Redak— 
teur als Thäter zu beftrafen, wenn nicht durch befondere Umftände 
die Annahme feiner Thäterfchaft ausgefchlofien wird. 

821. Begründet ver Inhalt einer Drudichrift den Thatbeftand 
einer ftrafbaren Handlung, jo find ber verantwortliche Rebakteur, der 
Berleger, der Druder, derjenige, welcher die Drudjchrift gewerbs- 
mäßig vertrieben oder ſonſt öffentlich verbreitet hat Verbreiter), joweit 
fie nicht nach $ 20 als Thäter over Theilmehmer zu betrafen find, 
wegen Fahrläſſigkeit mit Geleftrafe bis zu 4000 Marf over mit 
Haft, oder mit Fejtungshaft over Gefängniß bis zu einem Jahre zu bes 
legen, wenn fie nicht die Anwendung der pflichtgemäßen Sorgfalt ober 
Umftände nachweifen, welche diefe Anwendung unmöglich gemacht haben. 

Die Beitrafung bleibt jedoch für jeve ver benannten Perjonen aus— 
geichloffen, wenn fie als ven Verfaffer oder den Einfender, mit deſſen 
Einwilligung die Veröffentlichung gejchehen ift, oder wenn e8 fich um 
eine nicht periodifche Druckſchrift handelt, als ven Herausgeber ber- 
jelben, oder al8 einen der in obiger Reihenfolge vor ihr 
Denannten eine Perfon bis zur Verkündigung bes erften Urteils 
nachweiſt, welche in dem Bereiche ver richterlichen Gewalt eines deutfchen 
Bundesſtaats fich befindet, orer falls fie verftorben ift, ich zur Zeit ver 
Beröffentlichung befunden hat; Hinfichtlich des Verbreiters ausländifcher 
. Drudichriften außerdem, wenn ihm biefelben im Wege des Buchhandels 
zugefommen find“. 


858. Die ältere öſterreichiſche Geſetzgebung. 

Die verfchiedenen Syſteme der preßrechtlichen Haftung ſpielen auch 
in ben öfterr. Prefgejegen eine hervorragende Rolle; erjt allmälig ge- 
langte das noch heute Herrfchende Syſtem: Haftung nad all- 
gemein ftrafrehtlihen Grundjägen ergänzt durch bie 
Sahrläffigfeitsitrafe zum Durchbruche!. 

1) Nach ver Prekverortnung v. 31/3 1848 8 28 ff. follten 1) vie 
„allgemeinen Grundſätze in Betreff ver Beitrafung ver Mit- 


1) Man vgl. dazu Hye, Strafgefeh ©. 276 fl. 
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ſchuldigen“ zur Anwendung gelangen, wenn durch den Mifbrauch ver 
Prefje ein Verbrechen verübt worden war. 2) In allen übrigen 
Fällen wurde nach dem belgifchen Syſtem vorgegangen. „In 
folgender Ordnung“ waren verantwortlich: a) zuwörberft der Ver— 
fafjer, infofern Drudf und Herausgabe mit feinem Wiffen und 
Willen gefchehen find; b) ber Herausgeber, infofern er nicht ven 
Berfafjer darſtellt und nachweift, daß verfelbe die Verantwortlichteit 
auf fich genommen hat; c) ver Verleger, und fofern auch dieſer 
nicht befannt ift d) ver Druder; und zulegt e) ver Verbreiter. 
ALS Verbreiter ift auch der Buchhändler verantwortlich, wenn er eine 
jträflihe Schrift verbreitet, welche ihm außer dem gewöhnlichen Wege 
des Buchhanvels zugekommen, over auf welcher nicht der Name tes 
Derfafjers over des Herausgebers, des Verlegers over Druders nebit 
der Bezeichnung des Ortes und ver üblichen Bezeichnung der Zeit tes 
Drudes angegeben, oder wegen welcher eine Beichlagnahme verfügt 
und amtlich befannt gemacht worden ift. 3) für den Inhalt der Zei— 
tungen und Zeitjehriften haftet jepenjalls der verantwortliche 
Redakteur. 

2) Diejelben Beftimmungen kehren wieder in ben 88 20 ff. ver 
Berordnung vom 18/5 1848. Doc werden Druder und Verbreiter 
auch dann zur Verantwortung gezogen, wenn ihr VBormann zwar be« 
fannt, aber nicht im Inlande wohnhaft ift. Der Redakteur dagegen 
wird frei, wenn fich ein im Inlande wohnender Verfaffer nennt over 
die Verantwortung auf ſich nimmt. 

3) Durch geringere Klarheit und größere Strenge zeichnen fich 
vie 88 42 ff. des Patentes vom 13/3 1849 aus. Zunächſt ift der Ver— 
faffer verantwortlich und zwar in Beziehung auf Strafe, Entſchädigung 
und Gerichtsfoften, wenn die Herausgabe mit feinem Wiſſen und 
Willen mit oder ohne Angabe feines Namens ftattgefunden bat. 
Nebſt vem Berfaffer find in der nachftehenden Reihenfolge verant- 
wortlich: A) der Herausgeber; 2) der Verleger oder Vertriebsbeforger; 
3) ver Druder und &) ver Verbreiter. Für ven Inhalt periodifcher 
Drudfchriften haftet mit vem Verfaſſer jeber verantwort- 
liche Redakteur ſolidariſch, infofern nicht von ihm nachgewiefen 
wird, daß die Aufnahme eines ftrafbaren Iuhaltes wider feinen aus» 
drücklichen Willen over ohne fein Wiffen und Verſchulden erjolgte ; 
nach diefen treten die übrigen oben genannten Berfonen in ver daſelbſt 
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beſtimmten Reihenfolge in bie Haftung ein. Wenn jedoch er- 
wiejenwird, daß eine Perfon den Inhalt einer Drud- 
ihrift als ftrafbar erfennen mußte, und dennoch auf was 
immer für eine Weife bei ver Drudlegung oder Verbreitung verjelben 
mitgewirkt bat, fo iſt piefe Mitwirkung nad den allgemei- 
nen Strafgejegen über die Mitſchuld und die Theil: 
nahme zu beurteilen, und „nah Maßgabe des gegenwärtigen 
Patentes“ zu beftrafen. 

4) Die P.O. von 4852 fteht bereits auf jenem Standpunfte, den 
auch das geltende öfterr. Recht im Wefentlichen, wenn auch mit nicht 
unbebeutenten Milverungen einnimmt. Zunächſt find ($ 33) bie 
Grundſätze der allgemeinen Strafgefete anzuwenden. 
Doch find ($ 34) die bei Abfaffuug, Drucdlegung oder Verbreitung 
einer ftrafbaren Drudjchrift mitwirkenden Perfonen, infofern fie nicht 
nach den Bejtimmungen bes allgemeinen St.-©.-B.’8 des durch bie 
Drudichrift begangenen Verbrechens oder Vergehens ſchuldig befunden 
werben, in nachjtehenden Fällen für ten ftrafbaren Inhalt gleich- 
zeitig verantwortlih, und wegen Vernachläſſigung pflidt- 
mäßiger Aufmerffamfeit und Obforge zu beftrafen: 4) Der 
Verfaſſer, Ueberjeger oder Herausgeber, infofern er nicht 
ben Beweis herftellt, daß die Drucdlegung ohne fein Wiffen und Ver— 
ſchulden ſtattfand; 2) bei periodifchen Drudjchriften jeder auf dem 
Dlatte genannte Redakteur, wenn er nicht beweift, daß die Drud- 
legung des ftrafbaren Artikels wider feinen ausprüdlichen Willen er- 
folgt ift, und daß er die Anzeige hievon an die gehörige Behörde läng- 
jtens bis zur Uebergabe des Probeeremplares gemacht hat; 3) der Ver— 
leger, er mag ven Verlag von Drudichriften gewerbsmäßig betrieben, 
oder nur in dem beſonderen Falle unternommen haben, 4) ($ 35) ber 
Druder, wenn ein gewerbsmäßig berechtigter Verleger auf ver 
Drudichrift nicht oder fälfchlich genannt ift, wenn die Druckſchrift fich 
ihrer äußeren Form nach als ein Plakat over Flugblatt, d. i. ein Er- 
zeugniß der Preffe, welches aus einzelnen Blättern befteht, oder doch 
nicht über einen Drudbogen umfaßt, darftellt, endlich wenn ver Drud 
mit Uebertretung ver $$ 2 und 3 des Patentes (nothwentige Angaben, 
Probeeremplare) ſtattfand; 5) ($ 36) der Vertriebsbejorger, 
Verſchleißer over Berbreiter a) bei ausländifchen Drudjchrif- 
ten, wenn ber Ort des Erjcheinens, ober der Berfafjer, oder der Ver— 
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(eger, over die Art ver Zufendung geeignet find, die Aufmerkfamteit zu 
erregen, und Verdacht über ven Inhalt verfelben zu erweden, oder wenn 
die allenthalben worgejchriebenen, over wenigftens üblichen Bezeichnumn: 
gen, nämlich Ort und Zeit des Erjcheinens, dann der Name des Ver— 
legers der Drudichrift fehlen, oder unrichtig angegeben find, oder end— 
lich wenn der Verkauf auf heimliche Weife geſchieht; b) bei jolchen, bie 
mit Uebertretung ver 89 5 bis 8 des Patentes Gewerbsgeſetze, Verkaufs: 
lizenzen) in Verkehr gefett werden; c) bei Plakaten und Drudjchriften. 

Die Verantwortlichkeit der genannten Perſonen erftredt fich ($ 37) 
auf den vollen Inhalt ver Drudichriften und der dazu gehörigen Bei— 
lagen. Verwahrungen und Erklärungen ver Redaktion ober des Her- 
ausgebers gegen ven Inhalt aufgenommener Einrüdungen, over bie 
von anderen Perfonen übernommene Haftung heben vieje gejetzliche 
Berantwortlichkeit nicht auf. 

Die Strafe für die Vernachläffigung ver pflichtmäßigen Obforge 
ift A) wenn ver Inhalt ein Berbrechen begründet, Arreft von I big 
6 Monaten, bei erichwerenden Umſtänden ftrenger Arrejt von ſechs 
Monaten bis zu zwei Jahren; 2) wenn aber der Inhalt ein Vergehen 
bildet, Arreft von 14 Tagen bis zu 3 Monaten, oder eine Gelpftrafe 
von 50 bis 500 fl., bei erſchwerenden Umſtänden Arrejt bis zu jechs 
Meonaten. Außerdem ift Kautionsverfall, over ftatt vesjelben bei nicht 
fautionspflichtigen periodifchen Druckſchriften eine Geldſtrafe, die bis 
zu 4000 fl. betragen kann, gegen den Druder auszufprechen. 

5) Das P.G. von 1862 hält im Allgemeinen an dieſen Beſtim- 
mungen fejt. Die vorgenommenen Veränderungen find nicht von prin- 
zipieller Bereutung ($ 28 ff.). Der Verfaſſer haftet für jene Auf: 
merkſamkeit, „burch deren pflihtmäßige Anwendung ber 
ftrafbare Charakter des Inhaltes der Schrift hätte ver- 
mieden werden können.“ Herausgeber und Berleger 
werden durch rechtzeitige und wirffame Nennung eines Vor— 
mannes befreit. Der Redakteur ift „für die Vernachläſſigung 
pflichtmäßiger Obforge und Aufmerkfamkeit jederzeit verantwort- 
lich I." Die Strafe wurde bedeutend gemilcert. 

6) Neue wejentlihe Milverungen brachte Art. III ver Novelle vom 





4, In diefem Punkte ift das P.-G. v. 4862 alſo noch firenger als die P.-D. 
v. 1852. 
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45/40 1868. Die Haftung des Berfajjers und Heraus: 
gebersentfielfür die Zufunftgänzlid. Der Redakteur 
haftet nur mehr „für die Bernadhläffigung jener Aufmerkiamteit, 
bei deren pflihtmäßiger Anwendung bie Aufnahme res 
ftrafbaren Inbaltes der Drudjchrift unterblieben wäre.“ 
Für ven Druder entfiel tie Haftung, wenn auf der Drudjchrift fein 
infäntifcher Verleger genannt ift, dafür aber auch der ihm in $ 34 des 
P.G. von 1862 zugeftandene Befreiungsgrund ter nominatio aucto- 
ris. Die Bernachläffigung der Aufmerkſamkeit jollte unter allen Um- 
ftänden nur eine Uebertretung fein, und die Berantwortlichkeit für 
dieſelbe erjt in dem Zeitpunfte eintreten, in welchem bie Verbreitung 
ber Drudjchrift begonnen hat!. 


859. Defterr. geltendes Redt. a) VBerantwortlid- 
feit für bie durch den Inhaltder Drudichriftbegangenen 
Delikte nach den Grundſätzen tes allgemeinen Straf: 
rechts. — Barlamentsbericdhte. 


I. Die Berantwortlichfeit nach ven allgemeinzjtrafrechtlichen 
Grundfägen bildet die Grundlage des öſterr. Preßrechtes. $ 28 des 
P.-©. von 1862 bejtimmt: 

„Inſofern durch den Inhalt einer Drudichrift eine nach den 
beftehenden Strafgejegen jtrafbare Handlung begangen 
wurde, find darauf bie Bejtimmungen dieſer ®ejege anzu— 
wenden. 

Nach diefen Beftimmungen ift daher auch die Strafbarfeit jener 
Perjonen zu beurteilen, welche zur Drudlegung oder Verbreitung 
eines Erzeugnifjes der Preſſe mitgewirkt haben. 

Die hiernach begründete Strafbarkeit wird durch die ver Drud- 
jchrift beigefügte Erklärung, mit dem Inhalte eines zur Veröffent- 
lichung gebrachten Aufjates nicht einverftanden zu fein, oder eine 
Mittheilung nicht vertreten zu wollen, ebenfowenig al® durch ven 
Umstand aufgehoben, daß ein anderer vie Verantwortlichkeit allein 
übernehmen zu wollen erklärt.“ 

Mit dieſer Vorſchrift befindet fich im vollen Einklange bie Anord⸗ 
nung bes $ 7 des allgemeinen St.“G. von 1852: „Wurte ein Ver— 





4) Ueber bie Entwürfe von 4874 und 4877 vgl. oben $$ 14 und 42. 
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brechen durch den Inhalt einer Drudichrift begangen, jo find der Ber: 
faffer, ber Ueberfeger, der Herausgeber, der Verleger oder Betriebs- 
bejorger, Buchhändler, Druder, bei periodifchen Drudjchriften auch 
ver verantwortliche Redakteur, wie überhaupt alle Berjonen, die 
bei der Drudlegung oder Berbreitung der ftrafbaren 
Drudihrift mitgewirkt haben, vesfelben Verbrechens ſchuldig, 
wenn die allgemeinen Bejtimmungen ver $$ 1, 5, 6, 8, 9, 40 und AA 
auf fi io Anipenbuig Tome. „irrchehesell. > Bi She = 

Es gelangen alfo auch ven Preßdelikten, die durch den Inhalt ver 
Drudichrift begangen werben, gegenüber bie allgemein=ftrafrechtlichen 
Grundſätze über Jurechnung, über die Gründe, welche die Zurechnungs— 
fähigkeit ausjchließen, über dolus und culpa, Rechts: und Thatirrthum 
u. ſ. w., ferner diejenigen über Thäterjchaft, Theilnahme! und Be— 
günftigung zur unbeirrten Anwendung. 

Nur doloſe Anftiftung oder Beihilfe kann demnach gejtraft wer- 
den, umd auch diefe nur dann — foweit $ 9 allg. St.-©. nicht ein- 
greift — wenn der Thäter ſelbſt mindejtens bis zu einem ftrafbaren 
Berfuche vorgefchritten iſt; Grundfäge, die troß ihrer Selbitverjtänd- 
(ichfeit von der Praris in Preffachen nur zu oft überjehen zu werden 
pflegen. Insbeſondere wäre e8 durchaus verfehlt, aus der „Identität 
des Objekts“ die Folgerung abzuleiten, daß von allen übrigen Voraus— 
jegungen bei Annahme der Theilnahme Umgang genommen werben 
könnte, wie bieß die frühere preußiiche Praxis oft gethan hat?. Werner 
jet betont, daß der Begriff ver Mitthäterjchaft gerade für das 
Prefrecht, wo die Betheiligung mehrerer Perfonen an Herftellung und 
Berbreitung ber Drudichrift die beinahe ausnahmslofe Regel bilvet, 
von befonderer Wichtigfeit ift. Da als Mitthäter derjenige anzufehen 
ift, welcher „mit Bewußtjein und Willen als Thäter mit einem anderen 
Thäter (oder mehreren ſolchen) zur Ausführung einer jtrafbaren Hand- 
lung zufammengewirkt hat“3, — jo können Berfaffer, Herausgeber, 
Berleger, Druder u. |. w. unter Umftänden als Mitthäter erjcheinen ; 


4) Ausnahmen hält hier für geboten Wahlberg, Gef. kl. Schriften I. 
5.176. 

2) Gegen biefelbe Shwarze ©. 9. 

3) Ich ſchließe mih in Bezug auf die Formulirung der Mitthäterjchaft wöürt« 
lich an Schütze's Definition (Lehrbuch S. 148) an, ohne dieſen Anſchluß bier 
motiviren zu können. 
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die Konftruftion der Verbreitung als Mitthäterichaft, Begünftigung 
oder felbftftändiges Delift, wird von dem Zeitpunfte abhängen, in 
welchen man bie Vollendung der durch die Prefje begangenen jtraf- 
baren Handlungen verjegt !. 


UI. „Dagegen fann für wahrheitsgetreue Mitthei- 
[ungen öffentliher Verhandlungen des Reichsrathes 
und der Landtage niemand zur Berantwortung ge- 
zogen werben.“ ($ 28 Abf. 4 P.⸗G.) Diefe in den meijten 
modernen Gefegen wiederkehrende Beſtimmung enthält Fein Privile- 
gium ber ber Preffe, ſondern ein folches der Volksvertretungen; fie ift 
nicht Ausfluß des Prinzipes ber Preffreiheit, ſondern jen jenes der Im: 
muniat der Abgeorbneten; fie hat ftaatsrechtliche, nicht preßrechtliche 
Bedeutung, die Oeffentlichkeit der Parlamentsverhandlungen foll er- 
weitert werben über die Wände des Berathungsfanles hinaus, das 
ganze Volk ſoll hören, was geiprochen und bejchlojfen wurde. 

Eben darum darf aber auch die Immunität nicht weiter ausgedehnt 
werden, als das Gefet fie gewährt. Daß nur inländiſche Volks— 
vertretungen gemeint find, bedarf wol feines Nachweifes; auf geheime 
Sikungen erſtreckt fich die Befreiung nicht ?; ebenjowenig auf Klub- 
figungen, Abtheilungs- oder Kommiffionsberathungen 3; dagegen ift fie 
auf die öffentlichen Verhandlungen der öfterr. Delegationen allerdings 
zu erftreden. 

Nur „wahrheitsgetrene” Berichte haben auf die gejegliche Begünſti— 


1) Bgl. darüber unten $66 und 68. 

2) Anders nach deutſchem Reichsrecht; doch ift die Frage bier beftritten. 

3) Vgl. Barth ©. 24, Kayjer ©.565, D.:T. 43/3 4868 O.R. IX 
S. 204); Oppenboff, Kommentar 5 ad $42. 

4) Die Enticheidung ift Äußerft zweifelhaft, da die Delegationen unr als Aue: 
ſchüſſe der betreffenden Parlamente erfcheinen (vgl. Juraſchek in Grünhut's 
Zeitichrift 1878 2. Heft), auf Ausihußfigungen aber Die Befreiung nicht ausgedehnt 
werben kann. Dennoch dürfte die im Texte vertretene Anficht die richtige fein, Da 
fih die Delegationen denn doch in ihrer Bedeutung weſentlich von allen andern 
Ausihüffen unterſcheiden. ebenfalls verdient es baher volle Billigung, daß bie 
Negierungsvorlage eines Einführungsgefeges zu dem projektirten neuen St.-®. Die 
Frage ausprüdlich enticheidet, indem fie in Art. XV verfügt: 

„An die Stelle des legten Abjages des 528 P.-©. tritt folgende Beftimmung : 

„Wahrheitsgetreue Berichte über öffentliche Verhandlungen des Reichsrathes, 
ber Yandtage und der Delegationen bleiben von jeder Berantwortlichkeit 
frei.““ 
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gung Anſpruch; wenn auch worttreue Mitteilung durchaus nicht 
nothwendig iſt!, fo kann doch auch bier durch lückenhafte Berichte, 
durch Auslaffungen, Berftümmelungen u. |. w. die Wahrheit entjtelit 2, 
und bamit der Anfpruch auf Straflofigfeit verwirkt werben, ohne daß 
e8 jedoch nach öſterr. Recht ein befonderes Delikt der ungetreuen Be- 
richterftattung, ber infidelit€ et mauvaise foi dans le compte .rendu ® 
geben würde, Die Befreinng erfirect fich nicht bloß auf die Mitthei- 


lung der gehaltenen Reden, ſondern auch auf die Erzählung der vor- S_ 
⸗ 


gefallenen Thatjachen t; bagegen nicht auf ſelbſtſtändige Ausführun: 
gen, Raifonnements bes Berichterftattersd. Die Grenze kann bier - 
nur unter Berüdfichtigung der Umftände des einzelnen Falles gezogen 


werden. Auch gedruckte Nechenfchaftsberichte der Abgeordneten an die Z 


Wähler haben auf die Befreiung innerhalb ver gleichen Grenzen An- 


ſpruch ©. 
Da jede Berantwortung entfällt, iſt auch die rein objektive Verfol⸗ 
gung ebenſo wie das objektive Erkenntniß nach $ 492 ©t.-B.-O. aus⸗ 


gefchloffen . ’ 


860. Das geltende dfterr. Recht. b) Haftung wegen 
Vernachläſſigung der pflihtgemäßen Obforge und 
Aufmerkſamkeit. 


Seit dem Jahre 1852 hat ſich die öſterr. Preßgeſetzgebung der 
Reihe derjenigen Staaten angeſchloſſen, welche die zunächſt und im 


1) D.-T. v. 9/6 1865, 20/4 4866, 3/4 4867 (DR. VIS. 477, VIIS. 236, 
VII 232). 

3, Bol. Bart ©.21, Lienbader1©&.453, 155, II ©. 60. 

3; Wie in dem franz. Geſetz v. 25/3 1822, vgl. auch Lienbader, Preß— 
freiheit ©. 36. — 

4) Bol. Rönne ©. 242. 

5) O.T. v. 34/3 1864, 44/3 4866, 23/2 1875 (O.«R. IV S. 429, VII 
3.474, XVI S. 447); O.A.“G. Mannheim 31/3 4372 (G.S. XXV ©. 268), 
Münden 26/4 4574 (Stenglein III S. 486); vgl. Frühwald, Fortbildung 
S. 81, Lienbacher IIl S. 44, Hartmann ©. 227, Barth 2.24, Schwarze 
S.57f., Kayfer ©.565, Oppenboff, Kommentar 6 ad $12, Schwarze, 
Kommentar ©. 24%, Berner, Lehrbuch (9. Aufl.) ©. 269. 

6) O.A.“G. Baden 31/12 4872, 26/4 4873 (Stenglein II S. 154, G.⸗A. 
XXI ©.654), O.T. 23/2 4875 (O.R. XVI ©.447); vgl. auch Rüborff, 
Kommentar 2 ad $ 12. 

7) O.⸗T. 16/4 4875 (G.⸗A. XXI S. 490); Oppenboff, Kommentar 
8 ad $12, Rüdorjf, Kommentar 3 ad $12. Bgl. auch unten $89. | 


# 


) 
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erfter Linie eintretende, aber in zahlreichen Fällen wegen ber eigen- 
thümlichen Natur der Preßdelikte nicht ausreichende Berantwortlichkeit 
nach den allgemein-ftrafrechtlichen Grundfägen durch die Einfüh— 
rung der Fahrläffigfeits- oder Ordnungsſtrafe er- 
gänzen. ZTroß zahlreicher Veränderungen in untergeorbneten Bunt: 
ten bat das öſterr. Prefrecht jeither an viefen fombinirten Syſteme 
feftgehalten. Die an Herjtellung und Verbreitung der Drudichrift 
betheiligten Perſonen, nach ver Novelle vom 15/10 1868 Redak— 
teur, Berleger, Druder, Berbreiter follen, wenn fie 
auch wegen des mangelnden Nachweiſes der böſen Abſicht nach allge: 
mein⸗ſtrafrechtlichen Grundfägen nicht verurteilt werden können, doch 
wegen Bernahläjjigung derjenigen Obforge und Auf- 
merkfjamleit zur Verantwortung gezogen werben, 
beren Anwendungibhre befondere Berufsftellung ihnen 
zur Pflicht madt. 

So einfach und Kar biefer Gedanke zu fein ſcheint, fo hat doch feine 
juriftiiche Konftruftion mit zahlreichen Irrthümern und Schwierigkeiten 
zu kämpfen ; bie richtige Konftruftion allein aber wird es uns erft er- 
möglichen, ein enpgiltiges Urteil über ven Werth dieſes Syſtems ver 
pregrechtlichen Verantwortlichkeit zu Iprechen. 

Zunächſt muß die, insbejontere auf dem Boden des preußiſchen 
und ſächſiſchen Rechts Häufig vertretene Anficht zurückgewieſen werten, 
welche in diefer „Orbnungsitrafe” den friminellen Charakter volljtändig 
vermißt, fie lebiglich als eine rein polizeiliche Maßregel auffaßt, und 
eben darum den Beweis einer bejonveren Fahrläffigkeit, einer Ver: 
ſchuldung überhaupt, als durchaus überflüffig bezeichnet!. Wenigjtens 
im Hinblid auf die Faſſung des deutſchen R.-B.-G. $ 24, nämlich bie 
Worte: „wegen Fahrläffigkeit“, fowie mit Rüdjicht auf ven Wortlaut 
des öſterr. Preßgeſetzes, welches überall von „Bernadhläffigung ver 
pflichtmäßigen Obſorge und Aufmerkſamkeit“ ſpricht, kann an ber Un- 
richtigkeit jener Anficht nicht mehr gezweifelt werben. 

Redakteur, Verleger, Druder, Verbreiter haben alfo ihre Fahr: 
lälfigfeit, ihre negligentia zu vertreten. Welcher Natur ift aber dieſe 


1) Bgl. Shward®&.9, Hartmann ©. 202, Bart ©. 55; dagegen 
Rönne ©. 224, Schwarze ©. 74. 
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Fahrläſſigkeit? Die übereinſtimmende Antwort aller deutſchen Schrift— 
ſteller auf dieſe Frage lautet: ſie iſt eine ganz ſpezifiſche, 
techniſch-preßrechtliche Fahrläſſigkeit, die mit ver 
fahrläffigen Begehung des durch ven Inhaltder Drud- 
Ihrift begründeten Deliktes nichts gemein hat. 


In diefem Sinne äußerte fich ſchon Sohn in feinem Gutachten an 
ten beutfchen Yuriftentag (S. 349); in diefem Sinne fprach der Kom: 
miffionsbericht zum deutſchen R.-P.-®.! von einer „felbjtjtändigen 
Kulpa, die außerhalb des Rahmens des Strafgejeßes zu bejtrafen tft“; 
fo jagte Schwarze im beutichen Parlamente?: „es liegt hier nicht 
eine Fahrläſſigkeit im Sinne des Strafgejegbuches vor, ſondern es ift 
eine jpezifiiche, technifche Fahrläffigkeit, welche das Preßgeſetz in Folge 
ver eigenthümlichen Stellung ver Prefje befonvers gefchaffen hat“; fo 
nimmt auch Kayſer (S. 594) die „Aufftellung eines dem Prefge- 
werbe eigenthümlichen Vergehens der Fahrläffigkeit“ an; und vie gleiche 
Auffaffung kehrt bei ven übrigen Kommentatoren des deutſchen Pref- 
geſetzes wieder 3. 

Es jcheint jedoch, als habe diefe Begründung nicht allgemein über- 
zeugend gewirkt. Höchft bezeichnend find wenigftens die Worte, bie 
Lasker im deutſchen Parlamente geiprochen hatt: „die ganze 
Theorie ver befonderen Fahrläſſigkeit ift eine folde, 
bie fich juriftifch nicht faffen läßt, fondern (!) aus der 
Naturder Sache hervorgeht“. 

Die ärgſte Begriffsverwirrung bat dieſe Theorie übrigens wol in 
bem ee zu bem —— —— von Lan angerichtet. 
Sie | regen 
ſchaft der — der m bie ao der Gejeß- 
gebung herausforbere, und bie Feitfegung bejonderer Beftimmungen 
rechtfertige, kommt hier vor allem in Betracht. Dasfelbe führt zu 
einer Reihe von Normen polizeilicher Natur, welche unter dem Namen 
„Preßordnung“ begriffen werben, und darauf hinausgehen, Kautelen 





4) G.⸗A. XXI ©. 198. 

2) Stenogr. Berichte S. 11414. 

3) Schwarze S. 74, 86, Marquardien 8.174, Thilo ©.80, Berner 
©. 288, 

4) Stenogr. Berichte ©. 41403. 
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gegen den Mißbrauch der Preſſe zu ſchaffen. Die Verletzung 
ſolcher Formvorſchriften begründet eine ſelbſtſtän— 
dige Uebertretung, ein kulpoſes Delikt“. Dieſer Auf— 
faſſung gegenüber iſt allerdings jede Kritik Zeitverſchwendung. 
Sehen wir nun näher zu, fo finden wir, daß bie herrſchende An- 
jiht gänzlich unhaltbar, daß die prefrechtliche Kulpa Feine befondere 
Art ver Fahrläffigkeit ift, ſondern diefelben wefentlichen Eigenfchaften 
zeigt, wie die Kulpa im Strafrechte überhaupt, daß die Beitrafung 
9 7 verhängt wird wegen des Kauſalzuſammenhanges zwiſchen der Hand— 
- / 9 lung und dem eingetretenen Erfolg!, eben wegen ber fahr— 
iſſigen Begehung des durch ven Inhalt der Druck— 
| + Ihrift begründeten Deliktes. 
Iſt dieß richtig, dann dürfte aber auch unfer Urteil über ven legis— 
MR ativen Werth dieſes vielgepriejenen Shitemes nicht zweifelhaft fein; 
WIE, — 
„ Handlungen, bie ſonſt nur wenn dolos begangen geſtraft werben, ja 
2, /Ja jelbjt jolche, bei welchen — man denke z. B. an die „öffentlichen Auf: 
forderungen” — die Annahme einer fahrläffigen Begehung ihrer 
innerjten Natur wiberftreitet, mit unjerem Rechtsgefühle im entjchie- 
denſten Widerſpruche fteht — die werden nunmehr, wenn es fich um 
Drudichriften handelt, auch dann beftraft, wenn dem Thäter nur 
Tahrläffigfeit zur Yaft fällt. Bahrläffige Aufforderung zum Hochver- 
rath, fahrläffige Aufreizung zum Klaſſenkampf, fahrläffige Beleivigung, 
fahrläffige Aufwiegelung u. |. w.: eine Sammlung pathologifcher kri⸗ 
minaliftifcher Begriffe, die unter ver harmloſen Flagge ver „jelbft- 
\  ftänbigen prefrechtlichen Kulpa“‘“ vor 'ngugierigen Blicken verwahrt 
' werben. 

Der Nachweis für die Richtigkeit ver Behauptung, daß es fich hier 
um jahrläffige Begehung des durch den Inhalt ver Druckſchrift be- 
gründeten Deliktes handelt, wird außerordentlich erſchwert turch vie 
herrichende Uneinigkeit über das Wefen ver Fahrläffigfeit überhaupt. 
Doc türfte man vom Standpunkte einer jeven ver vielen aufgeftellten 
Theorien zu dem gleichen Ziele gelangen. Man halte fich vor Augen, 
daß die Bernachläffigung der pflichtgemäßen Obforge und Aufmerkjam- 
keit nicht ſchlechtweg, fondern nur dann gejtraft wird, wenn 
durch den Inhalt ver Drudichrift eine ftrafbare Handlung begangen 


4) Bol. Shwarze 9.86, 
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wurde, und daß fogar bie Höhe der zu verhängenden Etrafe fich nach 
der Schwere diefes begangenen Deliktes abftuft; man frage fich 
dann, wodurch fich dieſer Fall von jenen unterfcheide, in welchen an— 
teren bejonderen Berufsflaffen eine befonvere Aufmerkſamkeit zur 
Pflicht gemacht wird: es bürfte wol nicht möglich fein, einen folchen 
Unterſchied zu formuliren. 

Nach der noch immer herrfchenden Anficht Tiegt das Weſen ver 
Vahrläffigkeit darin, daß ber eingetretene Erfolg nicht gewollt aber 
- vorausgefehen war oder vorausgefehen werden fonnte. Ob letzteres 
der Fall war, beurteilt man entweder nach ber Befchaffenheit ber 
Handlung, ober nach ber bejonderen zu erhöhter Aufmerkfamfeit ver: 
pflichtenden Berufsftellung des Hantelnten. Dan vgl. $ 335 unferes 
&t.-®. von 4852: „Jede Hantlung over Unterlaffung, von welcher 
ver Handelnde fchon nach ihren natürlichen, für jedermann leicht er- 
fennbaren Folgen, oder vermöge befonvers befannt gemachter Vor: 
ichriften, oder nad feinem Stande, Amte, Berufe, Ge- 
werbe, feiner Befhäftigung, oder überhaupt nad 
feinen befonderen Verhältniffen einzufehen vermag, 
daß fie eine Gefahr herbeizuführen oder zu vergrößern geeignet 
jet u. ſ. w.“ Genau das Gleiche gilt im Prefftrafrechte: die Handlung 
ober Unterlafjung (meift das letstere) des Redakteurs, Verlegers, 
Druders, Verbreiters hat eine Rechtsverlegung zur Folge; nad) „ihren 
befonderen Verhältniſſen“ fonnten tie Thäter diefen Erfolg voraus- 
jehen: daher die Beftrafung wegen Fahrläffigfeit. 

Wo follte hier der Unterfchieb zwifchen dem Prefrechte und dem 
allgemeinen Strafrechte gelegen fein? Ein Unterfchieb ließe fich geltend 
machen.. Nicht jede Yahrläffigfeit genügt, um die Beitrafung wegen 
ber preßrechtlichen Kulpa herbeizuführen, fonbern viefelbe ift, zum 
Theile wenigjtens, fehr genau umfchrieben ; jo wird beim Verleger 
Nichtnennung des Vormannes, beim Druder Außerachtlaffung ver 
Vorſchriften der 85 9 und 17 B.-©. geforvert u. f. w. Aber damit 
ift eben nur die Grenze ber Verantwortlichkeit eingeengt, nicht vie 
Natur diefer Berantwortlichfeit abgeändert; und auch für biefen Vor— 
gang liegen ſich Beiſpiele aus dem Gebiete des allgemeinen Strafrechts 
geltend machen. 

Die hier vertretene Anficht war auch diejenige der geſetzgebenden 
Vaktoren in Defterreich und ift bei Gelegenheit ver Seen des 

Liszt, Tas öfterreihifche Preßrecht. 
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P.⸗G. von 1862 wiederholt mit aller Entjchievenheit zum Ausdrucke 
gebracht worten. So heift e8 in dem Berichte der Herrenhausfon- 
milfion!: „Allein, wer fich einem Gejchäfte von fo wichtigen und 
weittragenten Folgen witmet, als die Berfaffung von Drudjchriften 
it, von dem wird mit Recht gefordert, daß er nicht nur nicht aus böfer 
Abficht, fondern auch nicht aus Unberachtfamfeit Auffäge von fo ſchäd— 
lichen Folgen veröffentliche". Und im Abgeorpnetenhaufe? verwies 
Herbſt zur Illuſtrirung der prefrechtlichen Kulpa auf die — fahr: 
läfjige Tödtung, und benterfte, daß bei Verbreitung von Drudichriften 
gegen die Anordnungen des Prefgejetes »culpa dolo determinata« 
vorliege. Wenn entlich ver Verfajfer nach $ 29 des P.-G. von 1862 
für vie Vernachläſſigung „jener Aufmerkſamkeit“ verantwortlich gemacht 
wird, „durch teren pflichtmäßige Anwenbung der ftrafbare Charakter 
des Inhaltes ver Echrift hätte vermieden werden können“ — jo bürfte 
es doch fchwer fallen, von einer „befonteren, jelbftjtändigen Kulpa 
außerhalb ves Rahmens des Strafgejeges“ zu fprechen 3, 

Auch die übrigen Theorien über das Weſen ter Fahrläffigkeit 
führen zu dem gleichen Nefultate. Es kann auf biefelben bier nicht 
eingegangen werden. Nur vie eine ſei erwähnt, welche ich entjchieven 
für bie allein richtige halte. 

Nach viefer Anficht, welche fchon früher von Stübel* vertreten, 
in jüngjter Zeit von Thon in feinem geiftwollen Buche „NRechtsnorm 
und dag fubjeftive Recht“ (Weimar 1878) ©. 78 Anm. 20 aufgenom- 
men wurde, giebt es nämlich fein anderes Unrecht als gewolltes. Was 
nicht gewollt wurde, kann zur Schuld nicht zugerechnet werden. ‘Der 
Unterjchied zwifchen dolofen und kulpoſen Delikten liegt nicht auf 
Seite des Verbrechers, fontern auf Seite ver übertretenen. Non. 
Der Gejeggeber verbietet nämlich nicht bloß Nechtsverlegungen, 
jondern auch Rechtögefährtungen ; letztere allerdings in jehr verjchie- 
dener Form. Es kann vie verbietente Norm an alle vem Geſetze 
unteriworfenen Perjenen, fie fann aber auch nur an gewiffe Berufs: 
freife gerichtet fein, es kann die gefährvende Handlung, eben wegen 


1) H.St.«“P. I. Seffion ©. 509. 

2; A.:5t.:B. I. Serfion 9.2012. 

3) Vgl. darüber noch unten $ 62 S. 236 ff. 

4) (Segen Stübel zu vgl. Binding, Normen II S. 148 ff.. 
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ihres in abstracto oder in concreto gefährtenten Charakters, jchlecht- 
weg bei Strafe verboten fein; oder es foll die Beitrafung nur dann 
eintreten, wenn bie an und für fich gefährliche Handlung im Einzelfalfe 
zu einer wirklichen Nechtsverlegung geführt hat. Im letzteren Falle 
fpricht man von fahrläffigen Delikten, in Wahrheit liegt abficht- 
(iche8 Handeln, und zwar gefährliches Handeln vor, das eine 
Rehtsverlegung zur Folge hatte, und darum geftraft wird. Ein 
klares Beifpiel für das Verhältniß diefer beiden Gruppen von Normen 
bieten die $$ 427 und 344 f. unferes St.-©. von 1852. Man ver- 
gleiche das als kulpoſes anerkannte Delikt des $ 341 cit. mit ver pref- 
rechtlichen Fahrläffigkeit: die Konftruftton ift in beiden Fällen vie 
gleiche. Die Unachtjamfeit, die Sorglofigkeit wird geftraft, weil fie 
Zuwiderhandeln gegen das Gefährbungsverbot ift, fie wird nur dann 
geftraft, wenn es bei ver Gefährdung nicht geblieben, ſondern bis zur 
Verletzung gekommen ift. Auch beim Feſthalten tiefer Anficht kann 
aljo die Identität der preßrechtlichen mit ber ftrafrechtlichen Fahrläſſig— 
feit nicht in Abrede geftellt werben ! 2. 


4) Als eine Ahnung des richtigen Sachverhaltes laſſen fich die, in ihrem Zu- 
jammenbange unrichtigen, Worte Lentner's (S. 96.) betrachten: „Unterläßt er 
(der Redakteur) das, lehnt er eine forgfältige Ueberlegung ber Beichaffenheit und 
Felgen feiner Handlung und bes Verhältniſſes derſelben zum Geſetz, mit mehr oder 
weniger Harem Bewußtſein von fi ab, dann ift er verantwortlich, und zwar als 
tulpofer Thäter im Unterjchiede von dem Berfafjer.” 


2) Die Richtigkeit der im Texte vertretenen Auffaſſung findet eine wichtige 
Unterftügung in einem von ber deutichen Praris feitgehaltenen, wenn aud anders 
begründeten, Rechtsſatze. Nach der vom O.-T. in den E. v. 9/9 1875 (G.⸗A. 
XXI ©.574) und 21/6 14877 (G.⸗A. XXV ©.594) ausgefprocdhenen Anficht 
fönnen Rebafteur, Drucder u. ſ. w. nicht zur Verantwortung gezogen werben, wenn 
der fragliche Artikel nur wegen ber perfönlichen Stellung des Einſenders, weil diefer 
Beamter, Geiftlicher u. ſ. w. ift, zum Gegenftande einer Anklage gemacht werden 
fann. Nicht „weil der Artikel objektiv nicht ſtrafbar if,“ wie das D.-T. annimmt 
(fiir eine objektiv ftraflofe Handlung kann Niemand geftraft werden) bleiben Re- 
dafteur u. ſ. w. ftraffrei; ſondern weil es fid) um die Begehung des in der Drud: 
ichrift enthaltenen Deliktes handelt, diefes aber von den genannten Perfonen weder 
dolos noch kulpos begangen werten kann. — Bit der Annahme einer „jebftftän- 
digen preßrechtlichen Fahrläſſigkeit' wäre «8 ferner ganz unerklärlich, wie fo bei 
einer in der Drudichrift enthaltenen Beleidigung „der Redakteur die für den Thäter 
ſprechenden gejetlichen Entſchuldigungsgründe auch für fich geltend machen kann“ 
(Bair. Caſſ.Hof 15/12 4874 [Stenglein IV ©. 242]); nach der obigen Konftruftion 
erfcheint diefer Sat, ſoweit e8 fidy um objektive, der That immanente, Entſchuldi— 
gungsgründe handelt, als ſelbſtverſtändlich. 

15 * 
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864. Fortfegung. Folgerungen aus der Konftruf- 
tion der preßrechtlichen Fahrläſſigkeit. 

A) Nur bei Fefthaltung des eben befprochenen Grunbfages, daß 
bei ter prefrechtlichen Fahrläſſigkeit nicht ein befonderes, ſelbſtſtändiges 
Delikt, fondern die fahrläffige Begehung der durd den 
Inhaltver Drudjchrift begrünteten ftrafbaren Hand— 
(ung beitraft wird, erklärt fih die Unmöglichkeit einer gleidj- 
zeitigen Berurteilungderjelben Berjon wegen doloſer Thä— 
terihaftund Bernadhläfjigung ver pflihtmäßigen Ob- 
jorge und Aufmerkfjamfeit in Bezug auf dasfelbe De- 
lift. Nur dasjelbe Delft kann durch dieſelbe Handlung nicht 
zugleich abfichtlih und fahrläſſig begangen fein; hätten wir es in 
Wahrheit mit vem beſonderen Delikte einer „ſelbſtſtändigen, außer: 
halb des Rahmens des Strafgefees liegenden“ Fahrläffigfeit zu thun, 
dann ließe fich gegen vie allgemein perhorreszirte Konkurrenz beider 
jtrafbarer Handlungen de lege ferenda wenigjtens! wol faum ein - 
jtichhaltiger Grund geltend machen, wäre nicht einzufehen, warum nicht 
das eine Delikt dolos, und gleichzeitig durch biejelbe Handlung das 
andere kulpos begangen werben könnte. 

2) Mag die Anklage wegen doloſer Thäterjchaft oder wegen Ver— 
nahläffigung pflichtmäßiger Objorge und Aufmerkjamfeit erhoben wer- 
deu, immer handelt es fich um dieſelbe ver Anklage zu Grunde lie- 
gende That, um idem factum in jenem weiteren, von ber öfterr. 
Strafprozeßgefeßgebung feitgehaltenen Sinne, nach welchen durch bei 
der Hauptverhantlung hevvortretente neue Umftände die Identität 
ver That mit ver in ver Anklage bezeichneten nicht nothwendig berührt 
ober verlegt wird. Daraus ergiebt fich eine doppelte Konfequenz von 
großer praftifcher Beveutung. Einmal ift die Stellung des Gerich- 
tes der Anklage gegenüber in Preffachen genau biejelbe wie im ge: 
wöhnlichen Verfahren: das Gericht darf zwar über die der Anklage zu 
Grunde liegenve, turch tie Ergebnifje ver Hauptverhandlung endgiltig 


1) Nah geltendem öfterr. Recht (Art. III 3.4 der Novelle v. 15/40 4868) ift 
die Unnabme einer Konkurrenz ſchon durch die Worte des Gejetes ausgeichlofien : 
„wenn gleich ihm dieſes Verbrechen oder Vergehen nach den allgemeinen Grund— 
lägen Des Strafgefetes nicht zugerechnet werden kann.“ 
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fejtgeftelite That nicht hinausgehen, ift dagegen vollfommen unab- 
hängig in Bezug auf die rechtliche Qualifikation diefer That, in feiner 
Weife gebunden an die juriftifche Bezeichnung verfelben vurch den An- 
Häger. Wenn daher die Anklage auf abfichtliche Begehung gerichtet 
ift, Fann Verurteilung wegen Fahrläffigkeit erfolgen und umgekehrt. 
Doch muß im legteren Falle, joweit die Zuftäntigfeit eines höheren 
Gerichtes in Frage kommt, diefe von Amtswegen gewahrt, daher even: 
tuell die eigene Nichtzuftändigfeit ausgefprochen, die Sache an das zu- 
ftäntige Gericht abgetreten werben. Die weitere Durchführung biejer 
Grundſätze muß dem allgemeinen Strafprozeßrechte überlaffen bleiben. 
Andrerſeits findet die allgemeine Regel des Strafprozekrechtes : 
ne bis in idem auch auf das Verfahren in Preßſachen Anwendung. 
Die bereits erfolgte Verurteilung wegen doloſer Thäterfchaft ſchließt 
daher bie jpätere Verfolgung verjelben Perjon wegen Vernachläffigung 
ber Obſorge unbedingt und unter allen Umftänden aus; ob auch um- 
gekehrt, iſt nach ven Grundſätzen zu beurteilen, welche die 99 356 3. 3, 
363 3. 4 und 475 Abi. 2 St.-P.-D. aufftellen. Hat in Folge einer 
Anklage wegen abfichtlicher Begehung des Preßdeliktes eine Frei— 
ſprechung ftattgefunden, fo ift die fpätere Verfolgung wegen Fahrläffig- 
feit nur unter den Vorausjegungen bes $ 355 St.P.⸗O. zuläffig, 
fonft durch die entgegenftehenve exceptio rei judicatae ausgejchloffen. 
Das Gleiche gilt für ven umgekehrten Fall. Auch hier kann in eine 
weitere Auseinanderfegung an diefer Stelle nicht eingegangen werben, 
ba es fih um Grundſätze handelt, die dem allgemeinen Strafprozeß- 
rechte angehören. Es ſei nur noch erwähnt, daß bie Kommentatoren 
des deutſchen Reichspreßgeſetzes!, von dem Grundgedanken einer durch: 
aus felbftjtändigen preßrechtlichen Kulpa ausgehend, das Vorliegen des 
gleichen Faftums bei beiden Formen ver preßrechtlichen Verſchuldung 
in Abrede ftelfen, und daher — theilweife wenigfteng — zu abweichen: 
ven Refultaten gelangen. 

3) Als unerläßliche Vorausfegung muß feftgehalten werden, daß 
von einer Beftrafung wegen Fahrläſſigkeit jo lange nicht die Rebe fein 
kann, als nicht feitgeftellt ift, daß dem Angeklagten das durch ven In— 
halt ver Drucichrift begangene „Verbrechen oder Vergehen nach ven 


1) Schwarze ©. 108, Berner ©. 287, Kayſer ©. 599. Bol. aud 
Barth ©. 59. 
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Grundſätzen tes Strafgeſetzes nicht zugerechnet werden kann.“ Aller: 
dings hat die Novelle vom 15/10 4868 viejen Saß nur bezüglich bes 
Redakteurs austrüdlich ausgefprochen ; allein verjelbe muß, weil 
in der Natur der Sache begründet, auch auf alle übrigen wegen Bahr: 
fäffigkeit haftenden Perſonen, aljo Verleger, Druder, Verbreiter, in 
durchaus gleicher Weife ausgerehnt werden. Daraus folgt, daß es, 
nach dem geltenden öfterr. echte wenigſtens, burchaus nicht tem 
jouveränen Belieben des Anklägers anheimgeftellt ift, ob er die Anklage 
wegen abjichtlicher orer wegen fahrläjfiger Begehung des in Frage 
ſtehenden Deliktes erheben will, jonvern daß dieſe legtere Richtung ver 
Anklage erſt in zweiter Linie, erſt ſubſidiär einzutreten bat. Daraus 
folgt ferner die prozeſſuale Zuläffigkeit ver Einrede ver doloſen Thäter— 
ihaft von Seiten des Angeklagten gegen die Verfolgung wegen Ber: 
nahläffigung der Objorge; eine Einvere, die wegen der damit verbun— 
denen Veränderung ber Kompetenz (Schwurgericht an Stelle des Ein- 
zelvichters) von großer praftifcher Tragweite ijt. Endlich ergiebt ſich 
daraus bie Verpflichtung tes über die Anklage wegen Fahrläſſigkeit 
erfennenvden Gerichtes, genau zu prüfen, ob die gejetlichen Voraus: 
jegungen für die Zuläffigfeit diefer Anklage überhaupt, nämlich vie 
Unmöglichkeit ver Zurechnung nach alfgemein ftrafrechtlichen 
Srundfägen, vorliegen, und eventuell nicht freizufprechen, fonvern die 
Sache an das zuftänvige Gericht zu verweiſen. 

4) Außerorbentlich bejtritten ift bie Srage, ob die Verfolgung wegen 
Bernachläffigung ver pflichtmäßigen Obſorge und Aufmerkſamkeit nur 
dem Staatsanmwalte im öffentlichen Interefje geftattet, over auch 
auf Antrag oder Privatflage des Berlegten zuläffig ift. 
Auch Hier wird bie juriftifche Konſtruktion der preßrechtlichen Fahr: 
läjfigfeit von ausfchlaggebenver Bereutung. Hält man diejelbe für ein 
bejonreres außerhalb des Rahmens des Strafgeieges jtehentes Delikt, 
dann kann man von dem Erforverniffe öffentlicher Klage durch bie 
Staatsanwaltichaft nicht abgehen, Antrag und Privatklage, als Be— 
ihränfungen der Verfolgung von Amtswegen, bes Örundprinzipes 
unjeres modernen Strafprozefjes, find nur dort und nur foweit zu— 
läſſig, als die Gefeggebung fie austrüdlich anerkennt. Auch dort, wo 
bei dolojer Begehung des in ver Drudichrift enthaltenen Deliktes An- 
frag oder Privatkiage des Verletzten einzutreten hätten, müßte alfo an 
ver Verfolgung von Amtswegen als allein zuläffig fejtgehalten werten, 
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wenn lediglich Fahrläffigkeit vorliegt, da es ſich eben um ein felbft- 
ſtändiges, von bem in ver Drudichrift enthaltenen durchaus ver: 
ſchiedenes, rein preßrechtliches Delikt haypelt!. Zu einem 
ganz abweichenden Reſultate führt die oben in & 60 vertretene Anficht. 
Nach diejer handelt es fich um die fahrläffige Begehung des in der 
Drudfchrift enthaltenen Deliktes. Bon ver Natur dieſes 
Deliftes wird daher bie Entjcheitung ber Frage abhängen. Iſt das 
inder Drudjchrift enthaltene Delikt, auch wenn dolos be- 
gangen, nur auf Antrag oder Privatflage ves Verlegten verfolgbar, fo 
muß dieß umfomehr für den Fall einer fahrläffigen Begehung vesjelben 
angenommen werben, da nur eine miltere Form des ſelben Deliktes 
in Frage fteht?; iſt jenes Delift dagegen Offizialvelift, fo kann, ohne 
ausdrückliche Anordnung des Gefeges, die fahrläffige Begehung an 
diefer inneren Natur des Deliktes nichts ändern. 

Daran knüpft fih nun bie weitere Frage, in welcher Form das 
Begehren des DBerlegten um Verfolgung wegen Vernachläſſigung ver 
Obſorge zu jtellen iſt; ob ber allgemeine Antrag auf Verfolgung, vie 
Privatklage im Sinne des $ 46 ©t.-P.-D. genügt, oder ob ein be: 
ſonderer Antrag erforberlich ift. Nach dem geltenden öſterr. Necht, 
nach welchem alle jogenannten Antragstelikte im Wege der Privatklage 
zu verfolgen find, ſteht ver Privatkläger dem öffentlichen Kläger 
durchaus gleich: das, was durch feine Klage in judieium deduzirt 
wird, ijt bie That, nicht das Delift Toben unter No. 2); tag Ges 
richt hat durchaus freie $ Hand in der Beurteilung der rechtlichen Quali— 
fifation der That, kann wegen Fahrläffigfeit verurteilen, wenn vie An- 
Hage auf doloſe Thäterjchaft lautete, und umgekehrt. Ein befonderer 
Antrag des Anklägers ift demnach nicht erforderlich; 
fein den VBorausjegungen des $ 46 entiprechendes Begehren um Ber: 
folgung der That überhaupt genügt, um bie Einleitung ver Unter: 
ſuchung, eventuell die Verurteilung wegen Fahrläffigfeit herbeizuführen ?. 





4) Dieß die — durchaus fonfequente — Anfiht Marquardſen's S. 180. 

2) Bgl. auch die E. v. 11/9 1873 (G.:H. 1873 No. 82). 

3) Auch im deutjchen Hecht ift die Frage vielfach beſtritten; man vgl. darüber 
ThiloS.85, Marquardſen S.180, Schwarze S. 141, Kayjer 8.605; 
O.T. v. 7/11 4868 (D.-R. IX ©. 617). Die oben in $48 ©. A471 bezüglich der 
Beſchlagnahme aufgeftellien Grundſätze können bier nicht wermwerthet werben, weil 
fie auf der fingulären Anorbnung des 8487 St.-B.-D. beruben. 


— — 
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5) Keiner beſonderen Erwähnung ſollte es bedürfen, daß von einer 
Beſtrafung ohne Verſchuldung, von einer Verurteilung ohne den 
Nachweis der Schuld nicht geſprochen werden kann; daß dieſen 
Beweis der Kläger, und nicht etwa der Beklagte den Gegenbeweis 
der Unſchuld zu erbringen hat. Allerdings hat die Geſetzgebung, welche 
gerade auf dem Gebiete des Preßrechtes mit Vorliebe Fiktionen und 
Präſumtionen verwerthet, der Praxis die Vertauſchung der Parteirollen, 
die Ueberwälzung ver Beweislaft ziemlich nahe gelegt; allein dem gelten— 
ben öfterr. Rechte kann diefer Vorwurf nicht gemacht werden!. Die 


Vernachläſſigung ber pflichtgemäßen Obforge und Aufmerkfamfeit, 


und ihr Kaufalzufammenhang mit dem in der Drudfchrift enthaltenen 
Delikte ift demnach vom Ankläger zu beweiſen; e8 wäre ein Verſtoß 
gegen bie oberften Grundſätze des Strafprozeßrechtes, und zwar ein 
durch feine preßrechtliche Anordnung zu begründender Verftoß, wollte 
man tem Beklagten ven Beweis aufbürden, daß er die erforber- 
liche Aufmerkfamfeit angewendet habe?. Da es fich nicht um eine 
„rein polizeiliche” Ordnungsſtrafe, fondern um wirkliche Fahrläſſigkeit 
handelt, fo entfällt — ganz abgejehen von den auf pofitivsrechtlicher 
Anordnung beruhenden Gründen, wie Nennung des Vormanns, Be- 
achtung der polizeilichen Vorjchriften u. ſ. w.; abgejehen ferner von 
jenen Gründen, welche, wie Zurechnungsunfähigfeit, Nöthigung u. |. w. 
jedes Verſchulden ausschließen, — jede Beitrafung: a) wenn bie 
pflichtgemäße Objorge und Aufmerkjamkeit angewendet wurde, b) wenn 
die Anwendung derjelben unmöglich war, oder die Nichtanwendung 
durch einen entſchuldbaren Irrthum herbeigeführt wurde u. f. w.®. 


6) Die Strafe tritt mur ein, wenn durch ven Inhalt ver Drud- 
Ihrift eine ftrafbare Handlung begangen wurde. Dieſe allge 
meine Faſſung der Novelle von 1868 ijt jedoch mit Rückſicht auf vie 
in $ 5 des Art. III verjelben enthaltenen Strafbeftimmungen dahin 
einzufjchränfen, daß die Haftung wegen Fahrläffigkeit nur dann eintritt, 


4) Anders fteht die Sache allerdings nad $24 des deutſchen R.-P.-G., nad 
weldem Rebakteur, Verleger, Druder, Berbreiter wegen Fahrläffigkeit zu. Beftrafen 
find, „wenn jie nicht die Anwendung der pflihtgemäßen Sorgfalt, oder Umftände 
nachweiſen, welche Diefe Anwendung unmöglich gemacht haben.“ 

2) Andrer Anficht die frühere preußifche Praris. Unrichtig au Hartmaun 


S. 217, Lienbader I ©.73. 


3) Bol. Berner S.289, Kayfer ©. 600. 
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Vorausſetzung hat ſelbſtverſtaͤndlich ver über die Fahrläſſigkeit erken— 
nende Richter zu entſcheiden, wobei er, nach dem Prinzipe der freien 
Beweiswürdigung, an ein früher in derſelben Sache ergangenes Straf- 
urteil nicht gebunden. Es wäre 3. DB. der Berfaffer wegen bes 
Verbrechens des $ 122 St.G. verurteilf worten, wenn nun in ber 
Volge ver Redakteur der Zeitung, in welcher ver fragliche Artikel 
erſchienen it, wegen Bernachläjfigung der pflichtgemäßen Aufmerkſam— 
feit angeklagt wird, ift der nunmehr erkennende Richter durch nichts 
gehindert, in demſelben Artikel feriglich den Thatbeſtand des Vergehens 
nad) $ 303 St.G. over überhaupt feine ftrafbare Handlung zu er- 
bliden, und diefer Annahme gemäß feine Entjcheidvung zu fällen. Die 
Präjudizialität früher ergangener ftrafgerichtlicher Erkenutniſſe für 
fpätere ftrafgerichtfiche Beurteilungen ift nirgends in unjerem Straf: 
progeßrechte anerkannt, und kann auch Feineswegs als jelbitverjtändlich 
betrachtet werten. Die Vernachläffigung pflichtgemäßer Obforge und 
Aufmerkjamfeit ift immer eine Uebertretung, und mit Arrejt von 
einem bis zu ſechs Monaten, wenn ver Inhalt ver Drudichrift ven 
Thatbeitand eines Verbrechens begründet; dagegen mit einer Geld— 
ftrafe von 20 bis 200 Gulden zu belegen, wenn tasjelbe ein Ber- 
gehen barftellt. 

7) Wie bei allen fahrläffigen Delikten ift auch bei den kulpos be- 
gangenen Preßpelikten erft mit dem Eintritte des Erfolges die Voll— 
endung des Deliktes gegeben. So wenig von fahrläffiger Tödtung 
geiprochen werden kann, jo lange der Verlegte noch am Leben ift, eben- 
jowenig kann von DBernachläffigung der pflichtgemäßen Obſorge bie 
Rede jein, jo lange ver Erfolg noch nicht eingetreten, das in der Drud- 
jchrift enthaltene Delift noch nicht begangen ift. Der Zeitpunkt, den 
wir unten $ 66 als maßgebend für die Vollendung der doloſen Preß— 
belikte erſter Ordnung bezeichnen werben, ift daher auch entſcheidend 
für die vollenvete fahrläffige Begehung derſelben. 


4) Daß nad geltendem öfter. Recht auch Uebertretungen dur den Inhalt, 
von Drudidriften begangen werben können, Hätte mit EIER auf bie $8 497, 
498, 399 u. W. St.-©. nie in Abrede geftellt werden follen. Vgl. noch unten 585. 
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Wie bei allen kulpoſen Delikten giebt es ferner auch hier feinen 
ftrafbaren Verſuch. Nach ver herrichenten Anficht darum nicht, 
weil ver Verfuch die auf den Erfolg gerichtete Abficht vorausfegt, gerade 
biefe aber mit tem Weſen ver Fahrläſſigkeit unvereinbar iſt; nach ver 
oben angebeuteten Konftruftion ver culpa aus dem Grunde nicht, weil 
mit dem Eintritte der Bedingung der Strafbarfeit: des Erfolges, voll» 
endetes Delikt, vor demſelben aber überhaupt feine von dem Gejete 
mit Strafe bedrohte Handlung vorliegt. 

Diefe an fih durchaus unbeftrittenen Sätze müſſen fejtgehalten 
werben, bei ver Interpretation ter Ziffer 4 des Art. III ver Novelle 
von 1868. Hier heißt es: „Die VBerantwortlichkeit für die Vernach— 
läſſigung pflichtmäßiger Aufmerkiamkeit im Sinne obiger Beſtimmun— 
gen tritt erjt in jenem Zeitpunfte ein, in welchem die Verbreitung ber 
Drudichrift ($ 6 P.-©.) begonnen hat.” Wenn durch diefe Beftim- 
mung die Möglichkeit eines ftrafbaren Verjuches ver Bernachläffigung 
ber Obforge fonftatirt werben follte, dann ftünde dieſelbe im Wider— 
ſpruche mit der Natur der Sache, und fönnte werer von der Theorie noch 
von der Praris in Berücfichtigung gezogen werten; tas Gleiche wäre 
dann anzunehmen, wenn durch dieſe Anoronung der Zeitpunkt ber 
Bollendung zu Ungunften der VBerfuchsiphäre verichoben werten follte!. 
Aber weder das Eine noch das Andere wurde durch bie angeführte Be— 
jtimmung bezwedt. Sie follte vielmehr ven $ 10 des &t.-©. v. 1852, 
nach welchem tie Etrafbarkeit für ven Verfaffer, Ueberjeger, Heraus- 
geber, Redakteur, Verleger mit ver Uebergabe tes zu vervielfältigenden 
Werkes zur Drucdlegung, für die übrigen Schuldigen aber mit dem 
Anfange ihrer Mitwirkung beginnt — als auf den Fall der Vernach— 
läſſigung der pflichtgemäßen Obforge und Aufmerkſamkeit unanwendbar 
erklären 2. Obwol dieſe ratio legis die Beftimmung felbft in einem be- 
deutend günftigeren Lichte al8 nach ver oben wiberlegten Anficht er- 
jcheinen läßt, jo muß fie dennoch als theils überflüfjig. theils unrichtig 
bezeichnet werten. Als überflüffig: denn daß bei fulpofen Delikten die 


4) Bgl. gegen die bier vertretene Anfiht Barth ©. 61, ber aber voll- 
ftändig überfiebt, daß auch nad Art. 20 des fächfiichen B.-G. von 1870 die Be: 
ftrafung wegen Fabrläffigkeit nur dann und erft vann eintrat, wenn „das Preß— 
erzeugniß gegen das Strafgefeß verſtößt.“ 

2) Dies wirb als ber Zmwed ber Beftimmung richtig hervorgehoben in ber 
E. v. 21/9 1869 (®.-9. 1869 No. 87). 
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Möglichkeit eines Verfuches ausgeſchloſſen ift, bedurfte keiner ausdrück— 
lichen Anerkennung im Geſetze; als unrichtig, indem im manchen 
Fällen (ogl. unten $ 66) vie Verbreitung der Drudichrift zur Vollen- 
tung bes durch ihren Inhalt begründeten Deliktes nicht ausreicht, viel— 
mehr die Kenntnignahme durch ven Angegriffenen Binzutreten muß. 
In diefen Fällen müffen Natur der Sache und ratio legis über ten 
Wortlaut der Beftimmung den Sieg davontragen, fällt ver Beginn ter 
Berantwortlichkeit eben nicht mit dem Beginne ver Verbreitung zu: 
jammen. 

8) Da Theilnahme — Anftiftung wie Beihilfe — nur bei doloſen 
Delikten möglich ift, giebt es Feine Theilnahme an ver Vernach— 
läffigung pflichtgemäßer Obſorge. Wol aber muß bie Möglichkeit einer 
Borjhubleiftung nad $307 St.-G. zugegeben werben !. Gegen 
die Annahme von Anftiftung oder Beihilfe zur Vernachläffigung ver 
pflichtgemäßen Aufmerkfamfeit fpricht auch der Umſtand, daß dort, wo 
der Gejetsgeber die Verantwortlichkeit für die Uebertretung einer be= 
jtimmten Norm auf gewiffe Perfonen beſchränkt, Dritte wegen Theil 
nahme an diejer Mebertretung nicht zur Verantwortung gezogen werben 
fönnen, Wegen Bahrläffigkeit haften aber nur Nerakteur, Verleger, 
Druder,, VBerbreiter. Derfelbe Grundſatz müßte auch auf die Be: 
günftigung angewenvet werden, wenn biefelbe als eine Betheili- 
gung an der That des Thäters aufgefaßt wird. Diefe Auf- 
jafjung ift aber dem öſterr. Rechte fremd, joweit es fi um „Vor— 
ichubleiftung in Beziehung aufein Vergehen odereine Ueber— 
tretung“ handelt; während tie Vorſchubleiſtung in Bezug auf ein 
Berbrehen unter Umftänten ale Mitſchuld an der That jelbit 
zu betrachten ift (88 243, 245 ©t.-©.), liegt im Falle des $ 307 
immer ein felbftftändiges Delift vor. Darum tft bie Mög— 
fichfeitt einer Begünftigung der Uebertretung ver preßrechtlichen 
Tahrläffigkeit troß der betonten Einfchränfung ver VBerantwortlichkeit 
auf gewiffe Perjonen zu behaupten. 

9) Der gleichzeitigen Beitrafung mehrerer Perjonen 
wegen fahrläffiger Begehung vesfelben Preßdeliktes fteht nichts im 


4) Die Befeitigung des Manuferiptes durch ben Korrektor wurbe in der €. 
des öfterr. O.“R-G. dv. 44/7 1863 G.H. 4863 No. 70) für Vorfhubleiftung er- 
Härt. Im diefer Allgemeinheit könnte der Satz nicht als richtig bezeichnet werben. 
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Wege ; ebenfowenig ver gleichzeitigen Beftrafung Einzelner wegen de- 
Lofer, Anderer wegen fulpofer Begehung des gleichen Deliktes. 


862. Fortjegung. Der Kreis der wegen Fahrläſ— 
figleit verantwortlihen Perſonen. 

Seit ber Novelle vom 15/40 1868 können nur mehr Redakteur, 
Verleger, Druder und VBerbreiter wegen VBernachläffigung 
der pflichtmäßigen Aufmerkſamkeit zur Verantwortung gezogen werden. 
Verfaſſer, Herausgeber, Eigenthümer, jowie alle anderen an ver Her- 
jtellung und Verbreitung ber ftrafbaren Drucfchrift betheifigten Per: 
fonen haften nur nach den Grundſätzen des allgemeinen Strafrechtes!, 
wegen Fahrläſſigkeit alfo nur dann, wenn das Strafgejeg die fahr- 
läffige Begehung des durch den Inhalt der Drudfchrift begründeten 
Deliktes mit Strafe bevroht ?. 

4) Wie bereitS mehrmals erwähnt, nahm das P.-©. von 1862 
bezüglich des Verfaſſers einen durchaus anderen Standpunkt ein 
und machte in $29 „ven Verfaſſer einer von demſelben zur Veröffent— 
lichung durch die Preffe beftimmten, ven Thatbeftand eines Verbrechens 
oder Vergehens begründenden Drudichrift für die VBernachläffigung 
jener Aufmerkſamkeit verantwortlich, durch deren pflichtmäßige Anwen: 
dung der ftrafbare Inhalt ver Schrift hätte vermieten werten können.“ 

Gerade durch die Beſprechung diefer Beftimmung des öfterr. P.-G. 
von 1862 tritt die Unklarheit der herrichenden Anficht über das Wefen 
ber preßrechtlichen Fahrläffigkeit befonvders fcharf zu Tage; dieß ter 
Grund, warum hier, zur Ergänzung bes bereits oben in $60 Geſag— 
ten, auf die Frage nochmals eingegangen wird. Nach ver oben ent- 
widelten Auffaffung unterjcheivet fich die Fahrläſſigkeit des Verfaſſers 
in Nicht8 von jener des Redakteurs, Verlegers, Verbreiters, Druders , 
immer und in allen Fällen handelt e8 fich um die fahrläjfige Be— 
gehung des durch den Inhalt der Drudichrift begrün- 
deten Deliftes. Hält man daher das ergänzende Syſtem ber 
Bahrläffigfeitsftrafen überhaupt für zweckmäßig, hält man es für ge- 
recht, vie Preſſe und zwar fie allein, für die fahrläffige Begehung auch 


1) Bezüglich bes metteur-en-pages hat der O.“G.«“H. in der E. v. 27/8 1868 
(8.:9. 1868 No. 87) dieſen übrigens jelbftoerftändlicen Grundjag ausdrücklich 
anerlannt. 

2) Bgl. Berner ©. 289. 
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folcher Delikte verantwortlich zu machen, die font nur, wenn dolos ver» 
übt, mit Strafe bedroht find — dann läßt fich auch nicht ber geringfte 
Grund tafür geltend machen, warum gerabe ber Verfaffer, im Normal- 
falle die Seele des ganzen ftrafbaren Unternehmens, biefer jtrengeren 
Verantwortung nicht unterworfen werben joll. 

Die herrfchende Anficht fteht auf einem anderen Standpunfte. 
Wiererholt haben gerade die hervorragendften Anhänger des Syſtems 
der Hahrläffigkeitsftrafen die Haftung des Berfaffers wegen negligentia 
geradezu für unmöglich erflärt. So fagt Schwarze S. 121 über das 
öfterr. B.-&. von 1862: „Diefe Auffaffung würde jedoch nur info» 
weit gerechtfertigt fein, als der Inhalt der Drudichrift ven Thatbeſtand 
eines fulpofen, im Strafgefetze bedrohten Deliktes enthält, dann aber 
wäre ver DVerfaffer nicht wegen Bernachläffigung ver pflichtgemäßen 
Dbforge, fondern als Thäter zu beftrafen!.“ Eine Bemerkung, die 
an fich wenigftens de lege ferenda durchaus richtig ift, die aber ven 
Stab über das ganze Syſtem ter Fahrläffigfeitsftrafen überhanpt 
bricht, denn genau dasſelbe Argument läßt fich gegenüber ver Haftung 
des Redakteurs, Verlegers u. f. w. ebenfalls geltend machen. Auch 
von andrer Seite hat man die Natur biejer erweiterten Haftung des 
Verfaſſers richtig erkannt, fich aber ver Täufchung hingegeben, als fei 
die juriftifche Konftruftion der Fahrläſſigkeit des Verfaffers eine andere 
als jener des Redakteure, Druders u. ſ. w. Diefer Vorwurf trifft 
auh Slafer, wenn er fagt?: „Dagegen hat man bie Verantwort- 
lichkeit für Vernachläſſigung pflichtmäßiger Obforge, die ihrer Natur 
nah nur auf die Nebenperfonen paßt (warum?) auf die Hauptperjon, 
ven Verfaſſer, ausgebehnt, damit aber unter jedes dolofe Preßdelikt ein 
zweites fulpofes gejett und der Praxis ein Auskunftsmittel von ebenjo 
bevenklicher Art, wie die außerordentlichen Strafen und die franzöji- 
ichen circonstances attenuantes an die Hand gegeben.“ 

Allerdings ift es richtig, daß, wie immer man aud) die Haftung des 
Verfaſſers für VBernachläffigung ver gehörigen Sorgfalt umgrenzen und 
formuliren mag, gerade hier die innere Natur dieſer Haftung fcharf 
hervortritt, gerade hier es nicht in Abrede geftellt werden kann, daß 


4) Auch Kayſer S. 602 hält Fahrläſſigkeit von Seite des Verfaſſers für „nicht 
denkbar”. 
2) Gef. H. Schriften 1 S.53. Ihm folgt Lentner ©. 79. 
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wir es mit ter Verantwortlichkeit für bie fahrlãſſige Begehung des in 
ter Druchſchrift enthaltenen Deliktes, nicht aber mit irgend einer „be 
ſonderen, felbitftäntigen preßrechtlichen Kulpa“ im Sinne ver berr- 
ſchenden Anficht zu thun haben. Gerate darum ift die Betrachtung viefer 
Haftung bejonters lehrreich. Keinen Zweifel über vie Abficht des Ge- 
feßgebers gejtatten vie Beifpiele, welche, bei Gelegenheit ver Beratbung 
des B.-Ö. von 1862, Rizy im Abgeordnetenhaufe! angeführt hat. 
Der angeflagte Berfaffer hat eine franzöfiiche- Novelle, vie ein ehe— 
brecherijches Verhältniß behandelt, überfegt, um zu zeigen, daß obne 
eheliche Treue wahres Glüd nicht möglich fei; er wollte einer theologi— 
chen Schrift „jehr verwerflichen Inhaltes“ entgegentreten, und wieder: 
Holt zu dieſem Zwede die berenklichften Stellen verjelben? — in beiden 
Fällen habe er, nach Annahme objektiver Beurteiler, das gerade Gegen- 
theil deſſen was er beabfichtigte erreicht : er haftet wegen Fahrläffigfeit ®. 
Es ließe ſich übrigens Fahrläjfigfeit des Verfafjers auch in vem, durch 
ven Wortlaut bes $ 29 tes B.-G. von 1862 ausgefchlofjenen, Falle 
annehmen, wenn tas zur Veröffentlichung nicht beftimmte Manufcript 
fo nachläffig verwahrt wurde, daß es gegen ven Willen des Berfaffers 
von einem Dritten zum Drude beförbert werten konnte. 

Daß es ſich hier um fahrläffige Begehung des in ver Drucichrift 
enthaltenen Deliktes handelt, iſt Har. Nochmals aber fei betont, daß 
das Gleiche auch in allen übrigen Fällen ver prefrechtlichen Kulpa ver 
Fall ift, daß aljo gerade die herrſchende Anficht feinen Grund bat, ſich 
gegen die erweiterte Haftung des Verfaſſers zu erklären, tie vielmehr 
die nothwendige Ergänzung des Syſtems der Fahrläſſigkeitsſtrafen 
bildet. 

2) Das P.-G. v. 1862 hatte in $ 30 auch ven Herausgeber, 
und zwar unter venjelben VBorausfegungen, wie ven Verleger, für bie 
Vernachläſſigung ver pflichtmäfigen Aufmerkjamfeit verantwortlich ge: 
macht ?; die Novelle von 1868 trug auch bier ver herrſchenden Strö- 


4) A.St-P. I. Seſſion S. 2499. 

2) Es lann nicht unerwähnt bleiben, baf der Berichterflatter und Brofeffor 
des Strafrechtes Herbft auf die Anführung diefer Beifpiele entgegnete, man habe 
«8 bier mit bolofen Deliften zu thun, da „der dolus in der That felbft liege.“ 

3) Man vgl. auch die bei Lieubacher Il ©. 61 ff. angeführten Beifpicke. 

4) Die Beftimmung erregte lebhaften Widerfpruch im Abgeordnnetenhaufe (vgl. 
Lienbacher IS. 82f., 165 ff.); „zum Glüde fiegten im Reichsrathe dennoch Recht 
and Klugheit,“ wie fienbaher 1 S.6% bemerkt. s 
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mung Rechnung und bejeitigte die Beſtimmung. Da aber der Heraus: 
geber nach der Terminologie ver öſterr. Geſetzgebung (vgl. oben $ 26) 
bei periodiſchen Drudichriften ganz an die Stelle des Verlegers tritt, 
vie Haftung des legteren aber auch in ver Novelle von 1868 beibehalten 
wurde, ta ferner ver Herausgeber, unter Umſtänden wenigftens, 
größeren Einfluß auf Haltung und Richtung des Blattes nimmt, als 
ber Redakteur — kann, gerade vom Standpunkte ver herrjchenven das 
Syſtem ver Fabrläffigkeitsftrafen billigenden Anficht, in ver Befeitigung 
ver Haftung des Herausgebers nur eine grobe Inkonſequenz, ein ſchwe— 
rer Schler, erblidt werten. Treffend bemerkt Wahlberg!: „Dazu 
kommt, daß der Herausgeber einer periotifchen Drudichrift, gewöhnlich 
die Seele derjelben, von jever Verantwortung wegen der Uebertretung 
oder Vernachläßigung einer gewiffen Aufmerkſamkeit frei ift und nicht 
einmal mehr vie Pflicht hat, einen Verfaſſer zu nennen ober nachzu— 
weijen, welcher zur Zeit der Uebernahme ter Drucjchrift im Bereiche 
jener Länder feinen bleibenden Aufenthalt hatte, für welche das Pref- 
gejeß gilt. Dadurch entjtand in vem legalen Syftem der 
perfönlihen Haftung in Preßſachen eine Yüde“. 


3) Das Gleiche gift auch von dem Eigenthümer ter periobi- 
ihen Drudichrift. Auch diefer „ift zuweilen vie Hauptperfon, übt 
einen bejtimmenten Einfluß auf die Richtung der Retaftion, ohne einer 
perjönfichen Verantwortung ausgejegt zu jein. Herausgeber und 
Eigenthümer einer periodiſchen Druckſchrift Fönnen mithin bezüglich der 
obigen ftrafbaren Uebelthat unbehindert Unheil anftiften, deſſen Folgen 
oft Unfchuleige zu tragen haben. Steht dieß mit ber Gerechtigkeit im 
Einklange?“ (Wahlberg a. D.?) Die weitere Frage Wahlberg's: 
„Worin liegt vie Abhilfe?" fol unten (vgl. $ 94) Gegenftand ver Un- 
terjuchung fein. Iſt aber das Syſtem ver Fahrläffigfeitsitrafen einmal 
in die Geſetzgebung eingeführt, dann verlangt die Gerechtigfeit gebiete- 
rich die Ausfüllung der von Wahlberg betonten Lücke, die Anerfen- 
nung der Berantwortlichfeit des Eigenthümers ver Zeitung. 


4) Gef. Hl. Schriften IS. 174. Ihm folgt Lentner ©. 79. 

2) Bgl. auh Stein 9.121; Lienbacher, Preffreibeit S.62. (Die Bor- 
jchrift der franz. Geſetze vom 18/7 4828, 14/42 4830, 9/9 4835, 46/7 1850, daß 
ber gerant Eigenthümer eines Bruchtheiles der Kaution fein müſſe, wurde befeitigt 
durch Art. 4 Dc8 Geſetzes v. 6/7 4871). 
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863. Fortſetzung. Die Haftung bes Redakteurs und 
Berlegers insbefondere. 

l. Der Redakteur. Nach der Novelle vom 15/10 4868 
Art. I 3. 1 „ift ver Redakteur einer periodiichen Drudjchrift, deren 
Inhalt ven Thatbeftand eines Verbrechens over Bergehens begründet, 
wenngleich ihm biefes Verbrechen orer Vergehen nach ven allgemeinen 
Gruntfägen des Strafgefetes nicht zugerechnet werben kann, dennoch 
für die Bernahläffigung jener Aufmerkſamkeit verant- 
wortlih, bei deren pflihtmäßiger Anwendung bie Auf- 
nahme des ftrafbaren Inhaltes der Drudichrift unter- 
blieben wäre. Bon biefer Verantwortlichkeit wird er weder durch 
die Beifügung allgemeiner oder beſonderer Berwahrungen, noch auch durch 


‚ „tie Erflärung eines Anderen, daß er die Verantwortung allein über- 


nehmen wolle, befreit”, 

Durch diefe Faſſung unterfcheidet fich Das geltente Recht vortheilhaft 
von dem P.G. von 1862, welches in $ 32 ven Redakteur „jeder- 
zeit“ für verantwortlich erflärt hatte. 

Die Berantwortlichkeit des Redakteurs entfällt: 
| 4) Wenn trog nahgewiefener pflihtgemäßer Aufmerk— 

ſamkeit vie Aufnahme eines jtrafbaren Artikels in die Drudfchrift 
erfolgte, wenn alfo beifpielsweife die Strafbarkeit durch gewiffe, dem 
Uneingeweihten unverftändliche, an ſich unverfängliche Ausprüde und 
Dezeihnungen herbeigeführt, over durch abfichtlihe Drudfehler von 
dem Seßer veranlaßt wurde, wenn ber Kebakteur in Folge des Be— 
richtigungszwanges einen ftrafbaren Aufjag in entſchuldbarer bona 
fides aufgenommen bat (vgl. oben $ 50 3. 7) ober wenn mit Um- 
gehung tes Nebakteurs die Drucdlegung und Veröffentlichung erfolgte 
u. ſ. w. Abgeſehen von jolchen Fällen haftet der Redakteur für ben 
gejammten Inhalt der Druchſchrift, aljo auch für Inferate! und dgl. 

2) Durch den Nachweis, daß die Anwendung dererforder- 
lihen Sorgfalt ohne fein Berfhulden unmöglich war?. 
So z. B. im Falle einer plöglichen, bie rechtzeitige Berufung eines ge- 


1) Hartmann 9.222; O.⸗T. v. 26/2 1868 (G.⸗A. XI S.349f.); bair. 
Caſſ.-Hof 18/3 1876 (Stenglein VI ©. 94). 
2) Hartmann ©. 223, Barth ©. 66. 
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eigneten Stellvertreters anschließenden Erkrankung ! oder Abwejenheit 

des Redakteurs. Es kommt hier alles auf die Umftände des konkreten 
Falles an, bei deren Beurteilung jedoch nicht überjehen werben barf, 
daß nur wirkliche culpa des Redakteurs ftrafbar ift. Insbeſondere 
muß betont werden, daß die Berufung eines Stelfvertreters regelmäßig 
nicht Sache des Redakteure, fondern des Herausgebers fein, daß aber 
jenem bie Verpflichtung obliegen wird, diefen rechtzeitig von feiner Ber- 
binderung zu verftäntigen, damit dev Erfagmann beftellt und behört- 
fich angezeigt werben kann; baß ferner auf Seite des Beſtellers etwaige 
culpa in eligendo zu berüdfichtigen ift u. f. w. Allgemeine Präſump— 
tionen, wie fie unter Anberen das preußifche B.-&. von 4851 in 
8372, ober 8 20 des deutſchen R.-P.-&. aufſtellen, find dem dfterr. 
Rechte fremd, dürfen daher auch von der Praxis nicht in dasſelbe hin— 
eingetragen werben . 

Daß von einer Vertheilung der Beweislaft im Sinne des Eivil- 
prozeffes feine Rede fein kann, daß immer ber Ankläger ven Schuld» 
beweis zu erbringen hat, bedarf nach dem oben in $ 61 Gejagten wol 
feiner bejonderen Begründung. 

Nur der „verantwortliche“ Redakteur, d. i. der al8 folcher 
auf der Drudjchrift genannte, haftet für die Anwendung pflichtgemäßer 
Aufmerkfamkeit. Nur er kommt ben Behörden gegenüber in Be— 
tracht ; der Nachweis, daß ein Anderer al8 ver Genannte die Redaktion 
thatjächlich geführt habe, und die darauf gegründete Verurteilung biejes 
Anderen wäre unbedingt unzuläffig. Es muß dieß jelbjt dann ange- 
nommen werben, wenn bie in Frage ftehende Nummer ohne die An- 
gabe irgend eines Redakteurs ausgegeben worben wäre, nur ber 
Druder könnte hier nach $ 9 B.-©. zur Verantwortung gezogen wer- 
ven. Umgefehrt haftet der genannte Redakteur auch dann, wenn er 
ben Nachweis erbringt, daß er thatfächlich mit ver Redaktion nichts zu 


4) Siehe dagegen ein Beifpiel einer Verurteilung bes erkrankten Redakteure 
in ©.:3. 1864 No. 83, 


2) Gegen derartige Beftimmungen vgl. Rönne S. 238, Hartmann ©. 223, 
insbef. aber Schwarze ©. 419. 

3) Bol. dazu D.-T. 23/2 4876 (G.-A. XXIV ©. 446), 19/9 4877 (G.A. 
XXV ©. 586). 

4) Die Verpflichtung zur Anmeldung diefer Veränderung und bie Haftung 
wegen Unterlafjung berjelben wird durch die hier aufgeftellten Grundſätze nicht be— 
rührt; vgl. barliber oben $ 38. 


Liszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 16 
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thun gehabt hat. Die Nennung eines verantwortlichen Redakteurs hat 
eben eine weitergehende Bebeutung als die des Druders oder Verlegers 
(vgl. oben $ 52); der Genannte übernimmt damit die Haftung, 
„die Angabe des Redakteurs begründet die Verantwortlichkeit" 1. 
Die Nambaftmachung eines Strohmanns braucht nicht geduldet zu 
werben; würde fie aber geftattet, dann haftet eben ber Strohmann. 
Als felbftwerftändlich ericheint es, daß bie Verantwortlichkeit des ge- 
nannten Redakteurs dann nicht eintreten kann, wenn die Nambaft- 
machung ohne fein Wiffen und Wollen erfolgte?. Ueber die weitere 
Ausführung biefer Grundſätze, insbejondere über bie foLidarijche over 
geteilte Haftung mehrerer Redakteure ift das oben in $ 27 Gefagte 
zu vergleichen. 


U. Der Berleger. „Der Verleger einer nichtperiodifchen 
Druckſchrift ftrafbaren Inhalts ift wegen ver Vernachläffigung pflicht- 
mäßiger Aufmerkjamkeit verantwortlich, wenn derſelbe bei feiner 
erften gerihtlihen Bernehbmung niht vermag, einen 
Berfafjer oder Herausgeber zu nennen und nachzu— 
weifen, welcher zur Zeit der Uebernahme der Drud- 
ihrift in den Verlag in dem Bereiche jener Länder 
feinen bleibenden Aufenthalt hatte, für welche diejes 
Preßgeſetz gilt.“ (Art. II 3. 2 dev Novelle vom 145/10 1868.) 

Nach dem unzweifelhaften Wortlaute des Geſetzes genügt bie einfache 
Denennung bes DBormannes nicht, jondern es ift deſſen Nach— 
weifung erforderlich. Darunter ift aber nach ver übereinftinmenden 
Anficht ver Theorie wie ver Praris fein ftrenger juriftiicher Beweis 
ber Schuld, jondern nur eine derartige Angabe ver Beweismittel, eine 
folhe Befcheinigung ber nominatio auctoris zu verftehen, daß bie 
Einleitung der Verfolgung gegen den Genannten mit einiger Ausficht 
auf Erfolg — in abstracto wenigjtens, vgl. unten — möglich wird. 


1) Schwarze S. 26. 

2) Vgl. zu den in dieſem Abſatze des Textes beſprochenen Fragen Groſchuff 
in G.⸗A. XXII ©. 27 ff.: Dagegen bat O.T. 16/5 4876 ben Sat anfgeftelit, daß 
die thatſächliche Führung der Nebaktion zur Beftrafung des nicht genannten 
Redalteurs genügt. 

3) In diefem Sinne Äufern fih Hartmann ©, 244, Barth S. 39, bie 
Motive zum deutſchen R.-B.:©. (G.⸗A. XXI ©.179), Thilo ©. 82, Mar- 
quardſen ©. 180, Schwarze ©. 123, Berner S. 292, Kayjer ©. 602. 
Bol. auch O.“T. v. 48/1 4867 O.“R. VII ©. 37). 
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Dem Ermeſſen des Verlegers ift es vollftändig anheimgeftellt, ob 
er den Strafausfchliefungsgrund der Nennung des Bormannes für 
fich geltend machen will over nicht; jelbft, wenn Berfon und Aufent- 
haltsort des Vormannes notorifch, oder anderweitig ermittelt, derfelbe 
vieffeicht von demfelben Gerichte, welches ven Verleger vorgelaben hat, 
gerabe wegen ber in Frage ſtehenden Drudjchrift verurteilt worden 
wäre, bürfte auf biefe Umſtände, ohne ausbrüdliche Geltenpmachung 
berjelben bitrch den Verleger, von Amtswegen Feine Rückſicht genom- 
men werben !, 

Berfafjer oder Herausgeber muß genannt und nachgewiefen 
werben, bie einfache Berufung auf eine andere, vielleicht periobifche 
Drudihrift, aus welcher der Artikel entnommen wurde, wird alfo 
regelmäßig nicht als genügend betrachtet werben können ?. Cbenfo- 
wenig felbftverjtänblich die Namhaftmachung eines Verfaffers oder 
Herausgebers, ohne deren Wiffen und Wollen die Veröffentlichung 
ftattgefundben hat. 

Straflofigkeit des Bormannes wegen Abwefenheit, Tod, Zurech: 
nungsunfähigfeit, Mangels eines Verſchuldens u. ſ. w. ſchließt vie 
Befreiung des Berlegers nicht aus. 

Der genannte Bormann muß zur Zeit der Uebernahme ber 
Drudfhriftin den Berlag feinen bleibenden Aufenthalt im In— 
lande gehabt haben. Nur diefer Zeitpunkt ift maßgebend: die Be- 
freiung tritt bemnach auch dann ein, wenn der Verfafjer oder Heraus: 
geber nachträglich feinen Wohnfit wieder verändert hat, und gegen» 
wärtig nicht vor bie inlänbifchen Gerichte geftellt werben kann; fie tritt 
nicht ein, wenn ber zur Zeit ber Uebernahme der Druckſchrift im Aus- 
lande bomizilirende VBormann zur Zeit der erften Vernehmung feinen 
bfeibenden Aufenthalt im Inlande hat 3). 

1) So Marquardſen ©. 180, insbe. Schwarze S. 128; O.T. v. 29/1 
1875 (4. XXIII S. 440); dagegen: Kayſer ©. 603 und O.T. v. 8/1 ı 
1876 (G.-⸗A. XXIV ©.36ff.), mit dem Ausfpruce „daß für die Nachweiſung 
eines zunächft ftrafbaren Vormannes .. . natürlich nicht mehr Raum bleibt, eine | 
jolche Daher, weil ohne Gegenftand, nicht weiter gefordert werben Tann, wenn bas | 
Gericht, weil ihm eine in feiner richterlichen Gewalt befindliche Perfon im der diefe | 
Haftbarkeit begründenden Eigenfchaft belannt war, gegen biefelbe im biefer Eigen- 
Ichaft bereits eingefchritten iſt.“ 

2) Vgl. auch das unten $ 68 über die Reproduktion Gefagte. 

3) Bol. Röune ©. 229, Hartmann ©. 214; a. A. Shward ©. 96, 


der — mit Unrecht — alles Gewicht auf die konkrete Möglichkeit einer Verfolgung 
durch die inländiſchen Gerichte Tegt. 
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Auch Hier handelt es fich um Vernachläffigung pflichtgemäßer Auf: 
merkſamkeit, alfo um Fahrläffigfeit. Aber nicht jedes pflichtwibrige 
fahrläffige Verhalten des Verlegers begründet feine VBerantwortlichkeit 
für den Inhalt der von ihm verlegten Schrift; das Geſetz hat vielmehr 
ein für allemal die ftrafbare negligentia des Verlegers dahin firirt, 
daß fie in der Nichtnennung des Bormannes beftehe. Durch dieje ge- 
jegliche Beftimmung follte ver Umfang der Haftung begrenzt, nicht 
aber die innere Natur verfelben abgeändert werden. Immer noch 
handelt es fich um Fahrläffigkeit, wenn auch viefelbe nur innerhalb ge- 
wiffer eng geſteckter Grenzen ftrafbar ift. Daraus ergiebt fich, daß, 
wenn die Unmöglichkeit der laudatio auctoris nicht durch kulpoſes 
Verhalten des Berlegers, ſondern durch zufällig eingetretene Im: 
ftände herbeigeführt wurde — 3. B. ein Brand in der Wohnung ober 
ven Gejchäftsräumen des Verlegers hat deſſen genau geführte Auf- 
ichreibungen vernichtet —, von einer Bejtrafung Feine Rebe fein kann!. 
Ebenfo muß, wenn der Verleger einen Dritten bona fide für ben Ber- 
fafjer gehalten hat, der es thatfächlich nicht ift, unterjchieven werben, 
ob biefer gute Glaube auf Fahrläffigfeit beruht over nicht; nur im 
erfteren Falle kann Bejtrafung eintreten 2. 

Nennung und Nachweis des VBormannes muß bei der erften 
gerihtlihen Bernehmung bes Verlegers erfolgen’; bie Vor: 
ladung muß daher, um dem Verleger die nöthige Vorbereitung, die 
Sammlung der Beweisftüde u. ſ. w. zu ermöglichen, den Zweck ver 
Bernehmung genau bezeichnen. Da die Nichtnennung des VBormannes 
fofort den Eintritt der eigenen Verantwortlichfeit des Verlegers nach 
fich zieht, ja jogar in der Mehrzahl ver Fälle in dieſem Augenblide 
jeine Schuld auf eine zur Verurteilung hinreichende Art als Eonftatirt 
erjcheint, muß bie erſte Vernehmung des letteren bereits als ein Aft 
ber Verfolgung gegen denſelben betrachtet werben; eine Entſcheidung, 


1) A. A. Schwarze S.120. Die Anfiht, welche den Nachweis eines Ber- 
ſchuldens auf Seiten des Verlegers für überflüffig erllärt, müßte in letter Kon- 
fequenz dahin führen, auch den zurehnungsunfähigen Verleger, wenn er den Vor- 
manı nicht nennt, zu beftrafen. 

2) Allgemein wird die entgegengejeßte Anficht aufgeftellt in der E. 12/8 1863 
G.H. 1863 No. 70). 

i 3) Nach 524 des deutfchen R.-P.-G. „bis zur Verkündigung des erften Ur— 
teils.“ | 

4) Der entgegengefetsten Anfiht Lienbader II &.69, 470ff.; E. v. 13/2 
1866 (Ö.:3. 1866 No. 58). 
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die mit Bezug auf die Unterbrechung der Verjährung, die Immunität 
der Abgeordneten und andere Fragen von großer praktiſcher Tragweite 
iſt. Eine Erſtreckung der Friſt oder Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen Verſäumung derſelben iſt im Allgemeinen nicht zuläſſig; 
ſollte jedoch in der Vorladung der Zweck der Vernehmung nicht angege— 
ben worden ſein, ſo kann die Nichtnennung des Vormanns durch den 
nicht vorbereiteten Verleger, der zu Hauſe vielleicht die Beweiſe für die 
Schuld des Verfaſſers oder Herausgebers ſorgfältig geſammelt liegen hat, 
wolnicht als eine Vernachläſſigung pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit betrach⸗ 
tet und beſtraft werden!. Stellt ſich nachträglich heraus, daß die bei der 
erſten Vernehmung gemachten Angaben des Verlegers über die Perſon 
des Vormannes u. ſ. w. auf Unwahrheit beruhen, ſo ſind eben die 
Vorausſetzungen, an welche das Geſetz die Befreiung knüpft, nie ein— 
getreten; die Haftung des Verlegers iſt ex tunc begründet?. 

Die Nennung des Vormannes befreit von der Verantwortlichkeit 
wegen Fahrläſſigkeit, nicht aber von jener nach den Grundſätzen des 


allgemeinen Strafrechtes; trotz der nominatio auctoris kann demnach 


Verurteilung des Verlegers wegen doloſer Thäterſchaft oder Theilnahme 
erfolgen 3. | 

Da beim Selbftverlage nur die Eröffnung des Verfaufslofales 
ver Sicherheitsbehörve anzuzeigen ift, dagegen Feine Verpflichtung be- 
fteht, die Thatjache ves Selbjtverlages auch auf der Druckſchrift ſelbſt 
erfichtlich zu machen (vgl. oben $ 52 ©. 189), fo kann allerdings ver 
Fall eintreten, daß ver vorgeladene Verleger erklärt, er jelbit jei ver Ver— 
faffer ver anonym oder pſeudonym erjchienenen Schrift. In dieſem Balle 
wird der Betreffende, da er als Berfaffer für Fahrläſſigkeit nicht haftet, 
von der Verantwortlichkeit für die Vernachläſſigung pflichtgemäßer 
Aufmerkſamkeit überhaupt befreit, und kann nur nach allgemein-ftraf- 
rechtlichen Grundjägen zur Verantwortung gezogen werden. 

Die Berantwortlichkeit trifft unter allen Umftänden nur venjeni- 
gen, bei welchem bie in Frage ftehende Schrift thatfächlich erſchie— 
nen iſt; gleichgiltig, ob verjelbe als Verleger auch auf ver Drudichrift 


4) Auch hier wird Haftung des Nachmanıes angenommen von Hartmann 
8.212; D.:T. 6/5 1864 (G.⸗A. XII S. 342). 

2) Bol. aud Hartmann ©. 214. 

3) D.:X. 27/5 und 2/6 4875 (G.⸗A. XXI ©. 451 und 452). 
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erfcheint orer nicht. Der genannte Verleger kann fich daher durch 
ben Nachweis befreien, daß er mit dem Verlage nichts zu thun hatte; 
und umgekehrt kann die Strafe ven wirklichen Verleger auch dann tref- 
fen, wenn er nicht als folher genannt ift. Der gleiche Grundſatz 
gilt auch bezüglich des Druders und Verbreiters. Der Unterſchied 
von der Haftung des Redakteurs ift demnach ein in bie Augen fallen» 
ber (vgl. auch oben ©. 241 f.) ; er läßt fich dahin formuliren, daß das 
| Breßreht zwar einen „verantwortlichen“ Nebalteur, 
aber feinen „verantwortlichen“ Verleger, Druder 
| oder Berbreiter kennt; daß es dort Fiktionen wenn auch in 
beſchränktem Umfange zuläßt, hier aber nur vie thatächlichen Ver- 
. Hältniffe berücffichtigt. 


864. Fortfegung. Die Haftung des Druders und 
Verbreiters insbejondere. 


II. Der Druder. Nad Art. III 3. 3 der Novelle vom 45/10 
1868 iſt „ver Druder einer Schrift ftrafbaren Inhaltes für die Ver— 
nahläffigung pflichtmäßiger Objorge verantwortlih, wenn bei der 
DrudlegungdieBorfchriftenpder$$ 9 und 17 P.-G. nit 
beobachtet wurden“, wenn alfo die Druckſchrift die nach dem Ge— 
ſetze erforderliche Angabe des Druders, Berlegers u. |. w. nicht ent- 
hält, oder wenn mit ver Ausgabe vor ver Hinterlegung der Probeerem- 
plare begonnen wurde, 

Das geltende öſterr. Recht nimmt aljo einen burchaus anderen 
Standpunkt ein als $& 24 des beutjchen R.-P.⸗“G.; während nach) 
biefem der Druder allgemein wegen Nichtanwenbung ber pflicht» 
gemäßen Sorgfalt haftet, und nur durch den Nachweis der Unmöglich- 
feit ver Anwendung berjelben oder durch die Nennung feines Vor: 
mannes befreit wird, hat bie öfterr. Gejeßgebung ten Umfang ver 
Haftung des Drucders beveutend eingeengt, und auf vie Nicht: 
beachtung der VBorjchriften ver $$ 9 und 17 B.-©. beichränft. 

Die größte Nachläjfigkeit des Druders kann demnach nach öſterr. 
Necht deſſen VBerantwortlichkeit für den Inhalt ver von ihm gedruckten 
Schrift nicht begrünten, wenn er nur die Anordnungen ver beiden 
genannten $$ des Preßpolizeirechtes beachtet hat. Als Grund biefer 
beſchränkten Haftung des Druders wird von den Bertheidigern bes 
öfterr. Nechtes geltend gemacht, daß auch die Betheiligung des Druders 
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an ber Herftellung ber Drudichrift eine durchaus unbebeutende, auf 
bag rein äußerliche Moment ver chemifchen oder mechanijchen Verviel- 
fältigung bejchränfte jei, daß aber ver Umfang der Haftung zu der In» 
tenfität ver Betheiligung in gerabem Berhältniffe ftehen müffe. Das Ar- 
gument ift an fich zutreffend, feine Berwerthung zur Rechtfertigung der 
Beftimmung des öſterr. Rechts dagegen verfehlt. Was man mit biefer 
bezwedt, liegt im Begriffe ver Fahrläffigkeit, ver Vernachläffigung 
pflihtgemäßer Aufmerkfamfeit bereits enthalten ; von dem Druder kann 
Niemand — unter gewöhnlichen Berhältniffen wenigſtens — ver: 
langen, daß er die ihm übergebenen Schriften einer genauen Prüfung 
unterziehe; die von ihm anzuwendende Sorgfalt ift eben nach Umfang 
und Inhalt eine andere als die des Redakteur oder Verlegers. Die 
Faſſung des öfterr. Preßgefeges bringt bagegen andere Nachtheile mit 
fiht; fie führt zu einer, wenigftens fheinbaren, Rolli- 
fion der beſprochenen Beftimmung mit ven $$ 9 und 17 
des B.:G. Die Nichtbeachtung der Vorfchriften des & 9 ift an dem 
Druder als Uebertretung mit 20 bis 200 fl., eine wiffentlich falſche 
Angabe aber als Vergehen an jedem Schulbtragenven mit ver erwähn- 
ten Gelpftrafe und überdieß mit Arreft von einer Woche bis zu einem 
Monate zu beftrafen ,; das Zuwiderhandeln gegen bie Anordnungen des 
847 zieht dem Druder eine Gelpftrafe von 10 bis 100 fl. zu, und 
wird vom Geſetze als Uebertretung bezeichnet. Dazu tritt nun noch die 
Beitrafung der Vernachläſſigung pflichtgemäßer Sorgfalt nach Art. II 
ber Novelle von 1868, begangen durch Nichtbeachtung der VBorfchriften 
ber 88 9 und 47, ftrafbar immer als Uebertretung, aber bedroht mit 
Arreft von einem bis zu jechs Monaten oder mit einer Geldftrafe von 
20 bis 200 fl., je nachdem ver Inhalt der Drudfchrift ven Thatbeftand 
eines Verbrechens oder eines Vergehens begründet. In welchem 
Berhältniffe fteehen viejeverfchiedenen Beftimmungen zu 
einander? Daß die Willkür des Anklägers nicht ven Ausschlag geben 
darf, liegt auf ver Hand ; ebenfo wenig kann man die Novelle von 1868 
als das fpätere Gejeg zur Anwendung bringen, ba fich bie gleiche Be- 
ftimmung wie in biefer fchon in $ 31 des B.-&. von 1862 fand. Es 
muß zur Enticheibung der Frage zurüdgegangen werben auf die innere 
Natur der konkurrirenden gejeglichen VBorjchriften. Die $$ 9 und 17 





1) Bgl. dazu auch Die Bemerkungen Lienbadher’81&. 172. 


215 Fürtut Bu. Dat Prrbürcheit. 


estbalten preßrelizeilihe Anerrnungen, besweden tie Berbü- 
tung von Preßtelilten; Art. III ver Nevelle von 1868 beitrait ein 
bereits begangenes une zwar ein durch ten Inhalt rer Dradhchriit 
fahrläffiger Weile begangenes Delft, enthält vemnab eine pre: 
firafrebtlihe Beftimmunzg. Da demmach tie innere Namr une 
ter Zwed ter in Arage fommenten Normen turdyaus verichieren, ibre 
Berührung eine leriglih äußerliche ift, jo fteht zer Annahme einer 
iveellen Konkurrenz nichts im Wege. Wir gelangen damit zu 
folgentem Refultate: 4, begrüntet rer Inhalt ver Trudirift ein Ber- 
‚, brechen oter Bergeben un ſind bie Anortnungen ver $$ 9 une 17 
nicht befelgt werten, fo ift ter Druder ſchultig a; der Vernadläffigung 
ber pflichtgemäßen Aufmerkſamkeit, mithin ver jahrläffigen Begehung 
bes in ter Drudichrift enthaltenen Teliftes, b, außertem, in iveeller 
Konfurrenz mit ver eben erwähnten Uebertretung, ter Außerachtlaſſung 
ber preßpolizeilichen Rorichriften des & 9, beziehungsweile & 17; vie 
Strafe iſt gemäß & 267 ©t.-®. nad ver im konkreten Falle ftrengeren 
Beitimmung auszumefjen!. 2) Iſt ver Inhalt ver Drudichrift über: 
haupt nicht, ober nur als Uebertretung ftrafbar, dann kann eventuell 
nur Verurteilung nach $ 9 oder 17 eintreten. 3) Dagegen ift eine Ber- 
urteilung ausschließlich nach Art. I ver Novelle von 1868 nicht denk— 
bar, da ja bie Haftung wegen Fahrläſſigkeit an die Uebertretung der 
68 9 und 47 P.-G. als ihrer unerläßlichen Bedingung geknüpft ift. 

Wir hätten ſomit einen Ausweg aus ven Schwierigkeiten gefunden, 
bie fcheinbare Antinomie gelöft. Aber die Löſung felbft vürfte zugleich 
ben Beweis liefern, wie unpraftijch, wie prinzipwirrig tie Beſchränkung 
ber Verantwortlichkeit des Druders durch die öfterr. Gejeßgebung ift. 
Der Fehler liegt in ver Verquickung preßitrafrechtlicher und prepoli- 
zeilicher Anoronungen, aljo auch hier wieder in ver Fehlerhaftigfeit der 
juriftifchen Konftruftion. Wir werben übrigens ber gleichen Schwierig: 
feit, dem gleichen Sehler noch wiederholt begegnen und dann uns mit 
einem Hinweis auf das hier Gefagte begnügen müfjen. 


— — re nn 


1) Die Beurteilung des gewonnenen Reſultates, alſo der Annahme der ideellen 
Konkurrenz, wird davon abhängen, wie man ben Unterſchied ber wirklihen Ver— 
bredenstonlurrenz von ber jogenannten Geſetzes konkurrenz formulirt. Nach 
meiner bier nicht näher zır begründenden Auſicht ift Verbrechenskonkurrenz überall 
bort und nur bort anzunehmen, wo verfchiedene — ihrer Natur und ibrem Zwecke 
nach verschiedene — Normen übertreten würden. Daß dieß bier der Fall, ſcheint 
mir feinem Zweifel zu unterliegen. 
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IV. Der Berbreiter! einer Drudichrift ftrafbaren Inhaltes 
haftet nach 3. 3 des Art. III der Novelle v. 15/10 1868 wegen Ver— 
nachläffigung pflichtgemäßer Aufmerkſamkeit?: 


1) „Wenn die Berbreitunganf eine durch das Gefek 


unterjagte Weife geſchah (523 P.-©.),“ alfo wenn biefelbe im 


Wege des es verbotenen fliegenden Buchhandels erfolgte (vgl. oben 832), 


oder wenn die Schrift mit Uebertretung der Anordnungen des Preß— 
gewerberechtes öffentlich ausgehängt oder angeſchlagen wurde vgl. oben 
$ 33). Auch in dieſem Falle ift das foeben bezüglich des Druckers Ge: 
jagte anzuwenden. Enthält die gegen die Vorſchrift des $ 23 P.-®. 
verbreitete Drudichrift den Thatbeftand eines Verbrechens und Ver: 
gehens, jo liegt bei dem Berbreiter iveelfe Konkurrenz vor a) ver preß— 
gewerberechtlichen Lebertretung des $ 23 B.-©.,b) ver fulpofen Thäter- 
ichaft des durch ven Inhalt ver Drudjchrift begründeten Deliktes. Iſt 
ber Inhalt ver Druckſchrift gar nicht oder nur als Uebertretung ftraf: 
bar, jo kann gegen ven Verbreiter nur nach $ 23 P.-G. vorgegangen 
werten. Eine Verurteilung nur wegen VBernachläffigung pflicht- 
gemäßer Aufmerkſamkeit — alfo ohne die gleichzeitige Annahme einer 
Uebertretung des $ 23 P.-G. — ift dagegen auch bier nicht möglich, 
da auch hier vie Haftung wegen Fahrläffigkeit durch jene Uebertretung 
einer fpeziell preßrechtlichen Norm bedingt ift. 

2) „Wenneine Drudihriftungeadhtetbespurd rich— 
terlihes Erfenntniß ausgeſprochenen, gehörig fund» 
gemachten VBerbotes, oder wenn wijjentlich eine mit 
Beſchlag belegte Drudichrift weiter verbreitet wurde.“ 
Auch hier begründet der Thatbeftand, von deffen Vorliegen bie Haftung 
wegen Bahrläffigkeit abhängig gemacht wird, zugleich ein eigentliches 
Prefvelikt, nämlich das Vergehen des $ 24 P.-G. Das Verhältniß 
ber beiden geſetzlichen Beftimmungen zu einanter fann aber erjt unten 
(vgl. $ 82) beiprochen werben. 


3) „Wenn aufder Schrift pie Angabe des Drtes bes 
Erfheinens gänzlich fehlt, oder weder der Verfaſſer 


4) Weber ben Begriff der Verbreitung vgl. das oben $ 28 Geſagte, das felbft” 
verftändfich auch Hier Anwendung finden muß. 

2) 824 des deutſchen R.-P.»®. beftraft nur bei'gewerbsmäßigem Ver 
trieb ober fonft öffentlicher Verbreitung. 
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noch ein gewerbsmäßiger Berlegerangegeben ijt, oder 
bie Unrichtigfeit diefer Thatfahen erkennbar war.“ 
Es fer betont, daß hier die Angabe eines gewerbsmäßigen Ber: 
legers erforderlich ift, um den Verbreiter von ter Haftung für den In- 
halt der Drucdjchrift zu befreien, währen weder zum Begriffe des 
Berlegers (vgl. oben $ 26 ©. 77) gewerbsmäßiger Betrieb nothwen- 
dig, noch nach 8 9 P.-G. die Nennung eines gewerbsmäßigen Ver— 
fegers vorgefchrieben ift. Diefe Abweichung von den jonft gelten- 
den Grundſätzen läßt fich durch die Erwägung rechtfertigen, baß nur 
dann ver Berbreiter zur Annahme ver Straflofigleit des Inhaltes 
Grund habe, wenn ihm die Schrift, fei es mittelbar, jei es unmittelbar, 
von einem gewerbsmäßigen Verleger zugefommen ift, während im ent- 
gegengejetten Falle Beranlaffung zu verboppelter Aufmerkſamkeit vor: 
liege. Allein es muß dahin gejtellt bleiben, ob ver Geſetzgeber auch 
wirklich durch diefe Erwägung zur Aufnahme ver in Frage ftehenden 
Anorbnung beftimmt wurde. Auf auswärtige Drudjchriften findet 
die Beftimmung feine Anwendung; abgefehen davon, daß hier die ſo— 
fort unter &) zu befprechende Anordnung des Geſetzes ausjchließlich 
Platz greift, ſchon aus dem Grunde nicht, weil auswärtige Drudichrif- 
ten überhaupt ven inländifchen preßpolizeilichen Normen nicht unter 
ftehen (vgl. oben $ 17 ©. 43). 

4) „Wenn im Auslande erfchienene und hier ver— 
breitete Schriften durch ihren Titel oder durch ben 
Gegenjtand, bildliche Darftellungen oder durch bie 
Art der Zufendung die Aufmerkfjamfeit zu erregen ge— 
eignet waren.” Die Haftung bes Verbreiters auswärtiger Drud- 
ſchriften ift auf die im Geſetze angegebenen Fälle beſchränkt; es wäre 
demnach durchaus unrichtig, wenn man ven Verbreiter auch dann ver— 
antwortlich machen wollte, wenn bie Drudichrift ben prefpolizeilichen 
Anorenungen ihres Heimathlandes nicht entipricht. Eine beachtens» 
werthe Beftimmung, die übrigens auch fchon in bie öfterr. Verordnungen 
vom 31/3 und 18/5 1848 und in mehrere deutſche Partikulargejege 
‚ Aufnahme gefunden hatte, enthält $ 21 des beutfchen R.-P.-©. , nad) 
diieſem ift der VBerbreiter ausländifcher Drudichriften von jeder Haftung 
frei, wenn ihm biefelben im Wege des Buchhandels zuge- 
fommen find. „Die Schriften, meift in fremben Sprachen verfaßt, 
kann der Buchhändler wol nicht erft nach ihrem Inhalte prüfen. Wollte 


Berantwortlichkeit fiir bie eigentlichen Prefibelikte. $ 65. 251 


man ihm eine jolhe Prüfung zumuten, und ihn mit der damit ver- 
fnüpften Verantwortlichkeit belaften, jo würte er in einer fo gefährveten 
Stellung fih des Handels mit ausländifchen Schriften enthalten 
müffen , eine folche gejegliche Beftimmung würde alfo ven inländischen 
Buchhandel ſchädigen.“ Dieſe Worte Berner's! gelten auch ver 
öfterr. Preßgefeßgebung des Jahres 1868; denn auch diefe verpflichtet 
den Buchhändler, die ihm zukommenden ausländiſchen Schriften einer 
Prüfung in Bezug auf Titel und Gegenstand felbft dann zu unter- 
werfen, wenn er diefelben auf dem regelmäßigen buchhändlerifchen Wege 
bezogen bat. 


865. Das geltende öfterreihifhe Hecht. c) Ber- 
antwortlichfeit für bie Preßdelikte zweiter und britter 
Ordnung (die eigentlichen Preßdelikte). 


I. Die Verantwortlichkeit für das Zuwiderhandeln gegen die Nor- 
men des Preßgewerbe-, Preßpolizei⸗ und Preßſtrafrechts, aljo gegen bie 
Ipeziell dem Prefrechte angehörenden VBorjchriften, richtet fich zunächſt 
nach den im allgemeinen Strafgejege für Vergehen und 
Uebertretungen aufgeftellten Grundjäßen. Es wäre 
jedoch prinzipiell verfehlt, wollte man bie innere Verfchievenheit ver 
einzelnen hierher gehörigen Delikte ignoriren, fie alle ven gleichen 
Regeln unterwerfen. Es muß bemmach bezüglich der Einzelheiten auf 
ven befonderen Theil (vgl. unten $$ 78 und 79) verwiejen werben. 
Hier genügt e8, einige allgemeine Gefichtspumnfte zu berühren, und auf 
gewiffe, in Literatur und Praris regelmäßig wiederkehrende Irrthümer 
aufmerkfjam zu machen. 

Bor Allem muß die Behauptung zurückgewieſen werben, als ſei bei 
ven eigentlichen Preßdelikten, weil fie dem fogenannten polizeilichen 
Unrechte im weiteren Sinne des Wortes angehören, der Nachweis bes 
objektiven Thatbeftandes zur Beitrafung hinreichend, ohne daß ein 
Eingehen in die Schulvfrage, eine Erörterung darüber, ob dolus over 


1) S. 294. Bol. auh Schwarze S.124 „An biefer Beftimmung liegt fiir 
den Buchhändler eine befondere aber nothwendige Begünftigung u. |. mw.“ In 
demfelben Sinne äußerte fi übrigens ſchon Weber, Injurien- und Schmäh— 
ſchriften III ©. 123. 
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Entſcheidung nicht im Wege. Allerdings erflärt derſelbe ganz allge 
mein, daß bei Vergehen und Uebertretungen böſe Abficht nicht er- 
forberlich jei; aber, wie ſchon Kudler, Herbft und Antere unter Hin- 
weis auf die Mebertretungen des Diebftahls, ver Veruntreuung u. |. w. 
richtig betont haben, enthält dieſe Erklärung nicht jus cogens, ed muß 
vielmehr zur Beantwortung ver Frage, ob jede Verſchuldung oder nur 
dolofe Begehung mit Strafe bevroht fei, auf Geift und Wortlaut ver 
einzelnen gejelichen Anoronungen zurüdgegangen werben. Leber 
das Weitere vergleiche man ven befonveren Theil unten $$ 78 und 79. 


1. Auch bezüglich der Anwendbarkeit der allgemeinen Grundſätze 
des Strafrechtes über Anftiftung und Beihülfe auf bie Preß— 
velifte zweiter und dritter Ordnung können feine durchgreifenden Re- 
geln, fondern — unter Vorbehalt der fpeziellen Entſcheidung bei jedem 
einzelnen ber eigentlichen Preßdelikte — nur gewiffe allgemeine Ge— 
fichtspunfte aufgejtellt werben. In allen Fällen, in welchen das Gefek 
ausdrücklich oder ftillichweigend bie Haftung auf gewiffe Berfonen be- 
ſchränkt, dieſe nicht bloß in erfter Linie, fondern ausſchließlich für ver- 
antwortlich erklärt, darf der vom Geſetze gezogene Kreis der Haftung 
nicht erweitert, dürfen nicht andere als die genannten Perjonen, jei es 
auch nur wegen Anftiftung oder Beihülfe, zur Verantwortung gezogen 
werden. Nur der Druder haftet für die Nichtablieferung ver Probe- 
eremplare, nur ver Herausgeber wird beftraft, wenn bie Drudjchrift 
ericheint, ehe die vorläufige Anzeige von ver beabfichtigten Herausgabe 
gemacht und bie übrigen Vorjchriften des $ 10 P.-©. erfüllt wurden, 
nur der Redakteur des Blattes ift verantwortlich, wenn bie Berichti« 
gung nicht innerhalb ver vorgefchriebenen Frift oder nicht in ber an- 
georpneten Art und Weife zum Abdrucke gelangte u. f.w., wer immer 
außer ben genannten Perſonen als Meitthäter, als Anftifter oder Ge- 
hülfe an ber Begehung dieſer Delikte fich betheiligte, kann nicht zur 
Rechenichaft gezogen werden. „Der Ausprud Zumiderhandlungen ift 
nicht in bem allgemeinen Sinne zu verftehen, als wenn jeder, der mit 
einer Schrift verkehrt, bei welcher bie eine oder andere ber aufgeftellten 
Vorſchriften unbeachtet geblieben ift, deßhalb ipso facto ftraffällig fei. 
Zuwiberhandeln kann nur berjenige, dem durch das Gefet die Erfül- 
lung gewiſſer Verpflichtungen auferlegt ift, oder der einem ihm gewor: 
denen bejtimmten Verbote zuwiderhandelt. Ob bieß vorliegt, muß ver 
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Einzelfall zeigen !.“ Anders liegt die Sache dann, wenn bie Verant- 
wortlichkeit eben nicht auf einen Kreis bejtimmter Perjonen einge- 
ichränft ift. Hier kommen bie Grundfäße des allgemeinen Strafrechtes 
zur Anwendung. Sie müjfen dann aber auch in ihrer vollen Reinheit 
angewendet, und es darf nicht, wie e8 die Praxis häufig zu thun pflegt, 
überjehen werben, daß e8 weder fahrläffige Anftiftung over Beihülfe 
zu einem doloſen Delikte, noch auch Anftiftung over Beihülfe zu einem 
fahrläffigen Delikte giebt. Es ift demnach — abgejehen von den Um— 
jtänden bes konkreten Falles, welche die Entſcheidung im meritori- 
ſcher Beziehung vielleicht als gerechtfertigt erjcheinen laſſen — nicht zu 
billigen, wenn ter D.-©.-9. in der E. vom 13/1 1864 G.⸗Z3. 1864 
No. 62) die bloße Kenntniß des Buchhändlers, daß bie von ihm wer- 
kauften Exemplare dazu beftimmt feien, im Wege bes verbotenen flie- 
genden Buchhandels verbreitet zu werben, für genügend erklärte, um 
Mitſchuld des Buchhändlers an dem Delikte des 523 P.-G. anzır- 
nehmen 2. 

Es muß mithin bei jeder einzelnen Norm des Preßrechtes unter- 
fucht werben, ob fie nur an gewiſſe Gruppen von Perjonen over an 
alle dem Gejege Unterworfenen ohne Ausnahme gerichtet ift. Jede 
Norm kann nur von demjenigen übertreten werben, den fie verpflichtet. 
Das Weitere im beſonderen Theile. 


II, Vollendung und Verſuch bei den Preßdelikten. 


866. I. Bei den uneigentlihen Preßdelikten. Die 
Frage, in welchem Zeitpunfte die burch den Inhalt von Drudichriften 
begangenen ftrafbaren Handlungen als vollendet zu betrachten feien, 
hat man im verfchiedener Weife durch Aufftellung allgemeiner, 
burchgreifender Regeln zu beantworten gejucht. Für das geltende 
Öfterr. Necht muß jeder derartige Verſuch als verfehlt zurückgewieſen 
werben; es giebt hier eben feine allgemeine Regel. 

Zunächft gilt diefer Einwand jener Anficht, welche $ 486 St.-P.-O. 
zur Entjcheivung ver Frage zu verwerthen fucht. Es heißt hier: „Wird 


1) Marquardſen S. 105; vgl. auch Schwarze ©.59Fff. 
2) Die angeführte E. wird gebilligt von Lien bacher 11 S. 74, 
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bie ftrafbare Handlung durch den Inhalt einer Drudichrift begangen, 
fo ift, wenn ver Druder befannt und in bem Gebiete gelegen ift, für 
welches diefe Strafprozeßordnung Geltung bat, jtets ver Drudort, 
wenn biejer aber unbekannt oder außerhalb jenes Gebietes gelegen iſt, 
ber Ort der Berbreitung in dem legteren als Thatort anzujehen.“ 
Es läge nun allerdings nahe, auf Grund viefer bindenden gejeglichen 
Borfchrift über ven Thatort anzunehmen, daß auch die Bollen- 
dung ter durch ven Inhalt ver Druckſchrift begangenen Delikte mit 
ber Beendigung des Drudes beziehungsweije mit ver Verbreitung der 
Schrift eingetreten jei. Allein dabei wäre völlig überfehen, daß 8486 
St.«“P.⸗O. lediglich eine ftrafprogejjuale Bejtimmung über bie örtliche 
Kompetenz der Gerichte in Preffachen, über das forum delicti com- 
missi enthält!, dagegen weder ausdrücklich noch ftillfchweigend die 
Frage nach der Vollendung der Preßvelikte berührt. Thatort und 
Zeitpunkt der Vollendung fallen weder im Allgemeinen noch bei ven 
uneigentlichen Preßpelikten im Beſonderen nothwendiger Weife zuſam— 
men. Wenn X von dem Orte A aus den auf dem Gebiete der Ort: 
ſchaft B befinblichen Y durch einen Schuß tödlich verwundet, dieſer aber 
erjt nach einigen Tagen in dem Drte C an ven Folgen der Verlegung 
jtirbt, jo kann e8 allerdings zweifelhaft fein, ob A over B als That: 
ert anzufehen ift; daß aber vie Vollendung des Deliktes erjt mit 
ber Verwirklichung aller Begriffsmerkmale, aljo hier erjt mit dem Ein- 
tritte deö Todes des Y angenommen werben fann, aljo in C das Ber- 
brechen vollendet wurte, unterliegt feinem Zweifel. Die Anord— 
nung bes $ 486 ©t.-P.-D. fteht alfo mit der Beant— 
wortung unferer Frage in gar feinem Zufammen: 
hange. 

Nach der übereinftimmenven Anficht der deutjchen Schriftitelfer 
tritt bei den durch den Inhalt einer Drudichrift begangenen Delikten 
die Vollendung erft mit ber Verbreitung ber Drudfchrift ein 2. 
So jagt Berner (a. O.): „Die Ausführung der durch den Inhalt 
einer Drudichrift zu begehenden jtrafbaren Handlung tritt ein mit der 
Berdffentlihung am Ausgabeorte. Alle ver Beröffent- 





4) Bgl. Über ben cit. $486 unten 886. 
” 2) Bol. Thilo ©. 74, Schwarze ©. 96, Berner ©. 279, Kayſer 
. 596, 
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lichung vorangehenten Handlungen bleiben als Preßdelikte ftraflos, 
wenn e8 nicht zur Veröffentlichung fommt. Ein Verſuch kann alfo nur 
in dem Berjuche der Veröffentlichung jelbit gefunden werten. Die 
Zeit der erjten Veröffentlichung ift die Zeit der begangenen Handlung, 
ver Ausgabeort der Ort der begangenen Handlung. Hiernach beftimmt 
jih auch der Gerichtsjtann der begangenen Handlung.“ De lege fe- 
renda fpricht für dieſe Anjicht ver auch im Yehrbuche wiederholt betonte 
Umſtand, daß die Druckſchrift als ſolche erſt mit der Verbreitung 
entſteht, der Augenblick der Ausgabe die Geburtsſtunde, der Ort der 
Ausgabe die Heimath der Drudjchrift iſt, daß erſt mit ver Ausgabe die 
gedprudte Schrift zur Drudfchrift im technischen Sinne wird. 
Ebenfo jagt Wahlberg!: „Erjt mit ver Verbreitung ver Drud- 
ichrift beginnt die Strafbarfeit des Preßdeliktes im Sinne einer voll- 
brachten jtrafbaren Webelthat.“ Auch bietet das deutſche R.:P.-©., 
welches an mehreren Stellen liinsbeſ. $$ 2 und 43) die Beſtimmung 
verbreitet zu werden, als zum Weſen der Drudjchrift gehörig aus: 
drücklich bezeichnet, eine Reihe von Anhaltspunften zur Rechtfertigung 
ver herrſchenden Anficht. 

Anders liegen die Dinge aber nach vem geltenden öjterr. Recht. 
Allerdings Hatte die eben beiprochene Anficht, die auch in mehreren | 
deutſchen Preßgejegen ausprüdlich anerfaunt wurde?, auch in bie ältere | 
öfterr. Gefeßgebung Eingang gefunden. So hatte $ 34 ver Verort- | 
nung vom 31/3 18483 bejtimmt, daß nur dann, wenn die in Frage ! 
jtehende Schrift in Umlauf gejegt worden, die jubjeftive Verfolgung ! 
der betheiligten Perjonen zuläffig jei, während, wenn zwar der Drud 


vollenvet, vie Verbreitung aber durch nicht von dem Willen des Ange: | 
ſchuldigten abhängige Umftände verhindert worden, nur die Vernichtung | 


der fträflichen Schrift ausgefprochen werben konnte. Und nad $ 36 


des Batentes vom 13/3 1849 4 konnte bie Beftrafung ver uneigentlichen | 


Preßdelikte nur dann eintreten, wenn die Herausgabe und Verſendung 
der jträflichen Schrift begonnen hatte. Diefe Beſtimmungen der öfterr. 


1) Gef. Hein. Schriften I, ©. 166. 

2) Preußen 1854 $32: Die Strafbarkeit beginnt mit der Veröffentlichung. 
Baiern 4850 Art. I: Die Verantwortlichkeit tritt ein, ſobald die Schrift ver- 
Öffentlicht, ausgeftellt, ausgegeben oder fonft in Umlauf geſetzt ift. 

3) Bol. oben S. 10. 

4, Oben ©. 45. 

Yiszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 17 


— — 
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enthalten preßpolizeiliche Anorbnungen, bezweden bie Berhür 
tung von Preßdelikten; Art. III ver Novelle von 4868 bejtraft ein 
bereit begangenes und zwar ein durch ven Inhalt der Drudichrift 
fahrläffiger Weife begangenes Delikt, enthält demnach eine preß- 
ftrafrehtliche Beitimmung. Da demnach die innere Natur und 
der Zwed ver in Frage fommenvden Normen durchaus verfchieden, ihre 
Berührung eine lediglich äußerliche ift, fo fteht der Annahme einer 
ipeellen Konkurrenz nichts im Wege. Wir gelangen damit zu 
folgendem Refultate: 4) begründet der Inhalt ver Drudichrift ein Ver: 


34 ‚brechen oder Vergehen und find die Anordnungen der $$ 9 und 17 


nicht befolgt worden, fo ift ver Drucker ſchuldig a) der Vernachläffigung 
der pflichtgemäßen Auſmerkſamkeit, mithin ver fahrläffigen Begehung 
des in ber Drudjchrift enthaltenen Deliktes; b) außerdem, in ideeller 
Konkurrenz mit der eben erwähnten Uebertretung, der Außerachtlafjung 
ber preßpolizeilichen Vorichriften des & 9, beziehungsweife $ 17; bie 
Strafe ift gemäß $ 267 St. G. nad) der im fonfreten Falle ftrengeren 
Beitimmung auszumefjen!. 2) Iſt ver Inhalt ver Drudjchrift über: 
haupt nicht, oder nur als Uebertretung ftrafbar, dann fann eventuell 
nur Verurteilung nach $ 9 oder 17 eintreten. 3) Dagegen tft eine Ver— 
urteilung ausschließlich nach Art. III der Novelle von 1868 nicht denk— 
bar, da ja die Haftung wegen Fahrläffigfeit an die Uebertretung der 
88 9 und 17 B.:©. als ihrer umerläßlichen Bedingung geknüpft ift. 

Wir hätten fomit einen Ausweg aus ven Schwierigkeiten gefunden, 
bie jcheinbare Antinomie gelöjt. Aber die Löſung jelbft vürfte zugleich 
den Beweis liefern, wie unpraktiſch, wie prinzipwidrig die Beſchränkung 
der VBerantwortlichfeit des Druders durch die öfterr. Geſetzgebung ift. 
Der Fehler liegt in der Verquickung preßftrafrechtlicher und prefpoli- 
zeilicher Anoronungen, alfo auch hier wieder in ver Fehlerhaftigfeit der 
juriftifchen Konftruftion. Wir werden übrigens ver gleichen Schwierig- 
feit, dem gleichen Fehler noch wieverholt begegnen und dann ung mit 
einem Hinweis auf das hier Gefagte begnügen müſſen. 


1) Die Beurteilung des gewonnenen Refultates, alfo der Aunahme ber ibeellen 
Konkurrenz, wird davon abhängen, wie man ben Unterſchied ber wirklichen Ver— 
brechens konkurrenz von der fogenannten Geſetzes konkurrenz formulirt. Nach 
meiner bier nicht näher zu begründenden Anſicht ift Verbrechenskonkurrenz überall 
dort und nur bort anzunehmen, wo verfchiedene — ihrer Natur und ibrem Zivede 
nad verſchiedene — Normen übertreten würden. Daß dieß bier der Fall, ſcheint 
mir feinem Zweifel zu unterliegen. 
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IV. Der Berbreiter! einer Drudjchrift ftrafbaren Juhaltes 
haftet nach 3. 3 des Art. III der Novelle v. 15/10 1868 wegen Ber- 
nachläſſigung pflichtgemäßer Aufmerkjamfeit?: 

1) „Wenn die Berbreitungauf eine durch das Gejek 
unterjagte Weife geſchah (523 P.-©.),* alfo wenn dieſelbe im 
Wege des verbotenen fliegenden Buchhandels a: (vgl. oben $ 32), 
oder wenn die S Schrift mit Uebertretung ver Anordnungen des Preß— 
gewerberechtes öffentlich ausgehängt oder angejchlagen wurde (vgl. oben 
$ 33). Auch in diefem Falle ift das foeben bezüglich tes Druders Ge— 
jagte anzuwenden. Enthält die gegen die Vorſchrift des $ 23 P.-G. 
verbreitete Drudjchrift ven Thatbeftand eines Verbrechens und Ver; 
gehens, jo liegt bei vem Verbreiter iveelfe Konkurrenz vor a) der pref- 
gewerberechtlichen Mebertretung des $ 23 P.-®.,b) ver fulpofen Thäter- 
ſchaft des durch den Inhalt der Drucjchrift begründeten Deliktes. Iſt 
ber Inhalt ver Druckſchrift gar nicht oder nur als Uebertretung ftraf- 
bar, jo kann gegen ven Berbreiter nur nach d 23 P.-G. vorgegangen 
werten. Eine Verurteilung nur wegen Vernachläffigung pflicht- 
gemäßer Aufmerkfamfeit — alfo ohne die gleichzeitige Annahme einer 
Vebertretung des $ 23 P.-&. — ift dagegen auch hier nicht möglich, 
da auch hier tie Haftung wegen Bahrläffigkeit durch jene Uebertretung 
einer ſpeziell preßrechtlichen Norm bedingt ift. 

2) „Wenneine Drudihriftungeachtetbespurd rich— 
terlihes Erfenntniß ausgefprodenen, gehörig fund- 
gemachten Verbotes, oder wenn wifjentlih eine mit 
Beſchlag belegte Drudichrift weiter verbreitet wurde.“ 
Auch Hier begründet der Thatbeftand, von deffen Vorliegen die Haftung 
wegen Bahrläffigkeit abhängig gemacht wird, zugleich ein eigentliches 
Preßdelikt, nämlich das Vergehen ves $ 24 P.-G. Das Verhältniß 
ber beiden geſetzlichen Beftimmungen zu einanver kann aber erft unten 
(vgl. 8 82) beiprochen werben. 


3) „Wenn auf der Schrift pieAngabe des Drtes des 
Erſcheinens gänzlich fehlt, oder weder der Verfaſſer 


4) Ueber den Begriff der Verbreitung vgl. das oben $ 28 Gejagte, das jelbit’ 
verftändlich auch hier Anwendung finden muß. 

2) 824 des deutſchen R.P.G. beftraft nur bei’gewerbsmäßigem Ber 
trieb oder fonft öffentlicher Berbreitung. 
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noch ein gewerbsmäßiger Berleger angegeben iſt, oder 
die Unrichtigkeit dieſer Thatfahen erfennbar war.“ 
Es jei betont, daß hier vie Angabe eines gewerbsmäßigen Ber- 
(egers erforderlich ift, um ten Berbreiter von ter Haftung für ven In- 
halt ver Drudjchrift zu befreien, währent weder zum Begriffe des 
Berlegers (vgl. oben $ 26 ©. 77) gewerbsmäßiger Betrieb nothwen- 
dig, noch nah $ I B.-G. tie Nennung eines gewerbsmähigen Ber- 
legers vorgeichrieben ift. Diefe Abweihung ven den jonjt gelten- 
den Grundſätzen läßt ſich durch die Erwägung redifertigen, daß nur 
dann ter Berbreiter zur Annahme ver Straflofigkeit tes Inhaltes 
Grund habe, wenn ihm die Schrift, jet es mittelbar, jei es unmittelbar, 
von einem gewerbsmäßigen Verleger zugelommen iſt, während im ent: 
gegengejetsten Falle Veranlaffung zu vertoppelter Aufmerkjamfeit vor: 
liege. Allein es muß tahin gejtellt bleiben, ob ver Gejeggeber auch 
wirklich durch viefe Erwägung zur Aufnahme ver in Frage ftehenven 
Anordnung beftimmt wurte. Auf auswärtige Drudjchriften findet 
bie Beftimmung feine Anwendung; abgefehen davon, daß hier bie jo- 
fort unter 4) zu beiprechente Anordnung tes Geſetzes ausjchließlich 
Platz greift, jchon aus vem Grunde nicht, weil auswärtige Drudichrif- 
ten überhaupt ben inländifchen preßpolizeilichen Normen nicht unter 
ftehen (vgl. oben $ 17 ©. 43). 

4) „Wenn im Auslande erfhienene und bier ver— 
breitete Schriften durch ihren Titel oder durch ben 
Gegenftand, bildliche Darftellungen oder burd bie 
Art der Zujfendung die Aufmerfjamfeit zu erregen ges 
eignet waren.“ Die Haftung des Verbreiters auswärtiger Drud- 
ſchriften ift auf die im Geſetze angegebenen Fälle beſchränkt; es wäre 
demnach durchaus unrichtig, wenn man ven Verbreiter auch dann ver- 
antwortlich machen wollte, wenn bie Drucichrift den preßpolizeilichen 
Anorenungen ihres Heimathlandes nicht entjpricht. Eine beachtens- 
werthe Beftimmung, vie übrigens auch ſchon in bie öſterr. Verordnungen 
vom 31/3 und 18/5 1848 und in mehrere deutſche Partiknlargeſetze 
Aufnahme gefunden hatte, enthält $ 21 des deutſchen R.-P.-©. ; nad) 
dieſem ift ver Verbreiter ausländifcher Drucichriften von jeder Haftung 
frei, wenn ihm diefelben im Wege des Buchhandels zuge- 
fommen find. „Die Schriften, meift in fremden Sprachen verfaßt, 
kann der Buchhändler wol nicht erft nach ihrem Inhalte prüfen. Wollte 
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man ihm eine jolhe Prüfung zumuthen, und ihn mit der damit ver- 
knüpften Verantwortlichkeit belaften, fo würde er in einer fo gefährbeten 
Stellung „fih des Hantels mit ausländifchen Schriften enthalten 
müffen ; eine folche gejetliche Beftimmung würde alfo ven inländiſchen 
Buchhandel ſchädigen.“ Dieſe Worte Berner's! gelten auch ber 
öfterr. Preßgefeßgebung des Jahres 1868; denn auch dieſe verpflichtet 
ven Buchhändler, vie ihm zukommenden ausländifchen Schriften einer 
Prüfung in Bezug auf Titel und Gegenftand felbft dann zu unter- 
werfen, wenn er biefelben auf dem vegelmäßigen buchhändlerifchen Wege 
bezogen hat. 


865. Das geltende öfterreihifhe Recht. c) Ver— 
antwortlichleit für die Preßdelikte zweiter und britter 
Ordnung (bie eigentlihen Preßpelifte). 


J. Die Verantwortlichkeit für das Zumiverhandeln gegen die Nor» 
men des Preßgewerbe-, Preßpolizei- und Prekftrafrechts, aljo gegen bie 
Ipeziell dem Prefrechte angehörenden Vorſchriften, richtet fich zunächſt 
nad) den im allgemeinen Strafgejege für Bergehen und 
Uebertretungen aufgeftellten Grundſätzen. Es wäre 
jeboch prinzipiell verfehlt, wollte man bie innere Verfchievenheit ver 
einzelnen hierher gehörigen Delikte ignoriren, fie alle ben gleichen 
Regeln unterwerfen. Es muß demnach bezüglich ver Einzelheiten auf 
ven befonderen Theil (vgl. unten 88 78 und 79) verwiejen werben. 
Hier genügt es, einige allgemeine Gefichtspunfte zu berühren, und auf 
gewiffe, in Literatur und Praxis regelmäßig wieberfehrende Irrthümer 
aufmerkjam zu machen. 

Bor Allem muß die Behauptung zurüdgewiejen werben, als ſei bei 
ven eigentlichen Preßdelikten, weil fie dem fogenannten polizeilichen 
Unrechte im weiteren Sinne des Wortes angehören, ber Nachweis des 
objeftiven Thatbeftandes zur Bejtrafung hinreichend, ohne daß ein 
Eingehen in die Schulpfrage, eine Erörterung darüber, ob dolus oder 


18.294. Bol. auh Schwarze S. 124 „An diefer Beftimmung liegt für 
den Buchhändler eine befondere aber nothwendige Begünftigung u. |. w.“ In 
demfelben Sinne änferte fi Übrigens ſchon Weber, Injurien- und Schmäh- 
Schriften III S. 123, 
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culpa! vorliege, itgentwie erferrerlich wãre. Obwol haãufig ausge⸗ 
ſprechen und noch häufiger angewendet, entbält tiefer „jere Praxis, tie 
ibn banthabt, turch feine Sinnleſigkeit und ſeine ungerechte Härte 
ftarf gravirente Sag“ Binding eine Bertennung ver Gruntbegriffe 
tes Strafrechtes, eine Berlegung nicht nur ver Gerechtigkeit, ſondern 
auch ver Legik? Chne Berihulten giebt es fein Unredt; 
neben ten beiten Arten ter Schule: dolus und culpa aber giebt es 
feine dritte; Niemant kann wegen eines Deliktes verurteilt werden, 
wenn ihm nicht Borlag over Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. $ 238 des 
St⸗G. v. 1852 ftebt mit dieſer Anficht nicht im Wireriprude. Wenn 
terielbe jagt: „Schon tie gegen ein Verbot vollbrachte Handlung over 
gegen ein Gebot geichehene Unterlaffung ift ein Vergehen oder eine 
Uebertretung, obgleich weder eine böje Abjicht tabei mit 
unterlaufen, noch Schaten oder Nachtheil daraus erfolgt iſt“ — jo 
ift tamit nur der Nachweis ver böſen Abficht, nicht aber ver eines 
Verſchuldens überhaupt, bei Vergehen und Uebertretungen für 
überflüffig erflärt?. 

Ohne Berihulten ves Thäters ift mithin aud die 


4, Mit Bezug auf meine oben in $60 angebeutete Auffaffung bes Weſens ber 
fogenannten fabrläifigen Delikte, betone ih, daß — abgeichen von jenen Bemer- 
tungen — im Lehrbuche der Ausdruck Fabrläffigleit überall im Sinne der berr- 
Ichenven Lehre, mitbin für „eine ber beiden Schuldfermen“ gebraucht ift. Es gebt 
eben nicht an, eine von den lantläufigen Borftellungen io abweichende Auffaffung 
nur nebenher zu begründen, oder fie ohne eingehendere Rechtfertigung deu wei— 
teren Ausführungen zu Grunde zu legen. Die zur Wahrung meines Stand» 
puntftes, 

2; Die völlig überzeugenden Ausführungen Binding's, Normen II ©. 612 
bis 619, auf welche bier ausbrüdlich verwieſen fei, überheben mich der Nothwendig— 
feit, diefe Bebauptung näher zu begründen. Zreffend bemerkt Binding S. 616): 
„Die Annahme, daß ein materielles Strafgefet mit vollem Bewußtſein am ſchuldloſe 
Thatbeſtände eine Strafdrohung knüpfen könnte, entbält ben ſchlimmſten Vorwurf, 
ber je der modernen Strafgeſetzgebung gemacht worden iſt, den Vorwurf bewußter 
Berletzung der höchſten Grundſätze der Gerechtigkeit und des ſchnödeſten Berrathes 
an der Rechtſchaffenheit der Staatsbürger. Dieſer Vorwurf iſt außerdem in jeder 
Hinſicht ungerechtfertigt: denn jedes Polizeidelikt fordert Verſchul— 
dung des Thäters.“ 

3) Bedenklich klingt die Aeußerung Herbſt's 2 zu 8238 cit.: „Bei polizei⸗ 
lichen Vorſchriften handelt es ſich darum, einer Gefahr ſchlechthin vorzubeugen; die 
ihnen zuwiderlaufenden Handlungen ober Unterlaſſungen find daher an ſich 
ſtrafbar.“ Allerdings gebt Herbſt auf die Frage, ob Überhaupt Verſchulden 
des Thäters vorliegen müffe, gar nicht ein. Die richtige Auſicht vertritt ſchon 
Kudler, Strafgefeß Bem. zu $5 des Gef. v. 1803 II. Theil. 
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Annahme eines eigentliben Preßdeliktes nicht zu— 
läſſig. Auch bier müſſen zunächit die Vorausjegungen jeder Ber: 
ſchuldung: Zurechnungsfähigfeit des Thäters und Jurechenbarfeit der 
That vorliegen; auch bier muß von vem Ankläger der Beweis erbracht 
werten, daß ter Angeklagte ſchuldhaft, alſo abfichtlich oder fahrläſſig 
gehandelt habe, daß der Beſchuldigte wirklich ſchuldig fei!. Eine 
wichtige Anerkennung diefer Grundſätze enthält die €. des O.“G. H. 
vom 3/3 4874 (©.:3. 1874 No.24), welche ten Rechtsſatz aus: 
ſprach: „Ein Rechtsirrthum bildet auch bei Ordnungsübertretungen 
bes Preßgeſetzes einen Entichuldigungsgrund nad $2 lit. e des Straf: 
geſetzes 2.“ 

Ebenſo unhaltbar iſt die ebenfalls weit verbreitete und in glei— 
cher Weiſe auf ven „präventiven, polizeilichen Charakter“ der preßrecht— 
lichen Normen geftügte Anficht, daß bei ven eigentlichen Preßdelikten 
jedes Verſchulden zur Verurteilung hinreichend, der Nachweis einer 
„beionveren böfen Abficht” nicht erforverlich jei?. Auch hier muß 
zwifchen ven verjchiebenen, einzelnen Preßdelikten unterſchieden werden. 
Bei ven faljchen Angaben nach den 889 und 14 P.-G. bei ver Ver- 
breitung einer mit Beichlag belegten Drudichrift, bei der Weigerung 
des verantwortlichen Redakteure, eine ihm übergebene Berichtigung zum 
Abdrude zu bringen, und in zahlreichen anderen Fällen läßt Faſſung 
und Tendenz der gefelichen Anoronungen feinen Zweifel darüber, daß 
nur das abfichtliche Zuwiderhandeln gegen biefelben mit Strafe be- 
legt werben foll. Auch hier fteht $ 238 cit. des St..&. der richtigen 


1) O.“T. v. 4/9 4856 (G.-A. V S.108): „Jede Verurteilung — fei’8 wegen 
Verbrechen, Vergeben oder Hebertretungen — feßt eine ſtrafrechtliche Schuld, dolus 
oder culpa, voraus, inbem das Gegentheil einen Widerfpruch gegen bie Straf. 
gerechtigfeit des Staates enthalten würde.“ 

2) Es handelte fih um eine durch $23 P.-&. verbotene Plafatirung. Der 
zur Ueberwachung des Anjchlages abgejendete Vertreter der Sicherheitsbehörbe er- 
Härte, „daß gegen biefe Art der Affigirung wol auch der Bezirkshauptmann nichts 
einzuwenden haben werbe,” worauf ber Angeklagte ven Anichlag vornahm. Der 
D.:8.:9. jprad ihn frei. Die Berufung auf $2 lit. e des St.-©. muß allerdings 
las eine durchaus verfehlte bezeichnet werden; denn $2 lite fpricht iiberhaupt gar 
nicht vom Rechtsirrthum, ber vielmehr in $3 St.:&. behandelt wird. Dennoch ift 
die Entjcheibung in merito richtig und eine bebeutungsvolle Unterftügung ber im 
Texte vertretenen Anficht. 

3) Bol. Thilo ©. 59, 61, Kayfer ©.5945.; O.T. 20/9 1872 (G.⸗A. 
XX ©. 602). 
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Entjcheivung nicht im Wege. Allerdings erklärt derſelbe ganz allge— 
mein, daß bei Vergehen und Uebertretungen böſe Abficht nicht er- 
forderlich jei; aber, wie ſchon Kudler, Herbft und Antere unter Hin- 
weis auf die Uebertretungen des Diebftahls, der Veruntreuung u. |. w. 
richtig betont haben, enthält viefe Erklärung nicht jus cogens, e8 muß 
vielmehr zur Beantwortung ver Frage, ob jede Verſchuldung oder nur 
dolofe Begehung mit Strafe bedroht fei, auf Geift und Wortlaut der 
einzelnen gefeglichen Anorenungen zurücdgegangen werben. Weber 
das Weitere vergleiche man ben beſonderen Theil unten $$ 78 und 79. 


II. Auch bezüglich der Anwendbarkeit ber allgemeinen Grundſätze 
bes Strafrechtes über Anftiftung und Beihülfe auf bie Preß— 
belifte zweiter und britter Ordnung können feine durchgreifenden Re— 
geln, fondern — unter Vorbehalt der fpeziellen Entſcheidung bei jedem 
einzelnen ber eigentlichen Preßdelikte — nur gewifje allgemeine Ge— 
fichtspunfte aufgeftellt werden. In allen Fällen, in welchen das Gefetz 
ausdrücklich oder ftillfchweigend bie Haftung auf gewiffe Perſonen be- 
ſchränkt, dieſe nicht bloß in erfter Linie, fondern ausfchlieklich für ver- 
antwortlich erklärt, darf der vom Geſetze gezogene Kreis ber Haftung 
nicht erweitert, bürfen nicht andere als die genannten Perjonen, jei e8 
auch nur wegen Anftiftung oder Beihülfe, zur Verantwortung gezogen 
werden. Nur ver Druder haftet für die Nichtablieferung ver Probe- 
eremplare, nur ver Herausgeber wird beftraft, wenn bie Drudjchrift 
erjcheint, ehe die vorläufige Anzeige von ver beabfichtigten Herausgabe 
gemacht und bie übrigen Vorjchriften des $ 10 P.-&. erfüllt wurten, 
nur der Redakteur des Blattes ift verantwortlich, wenn bie Berichti« 
gung nicht innerhalb der vorgefchriebenen Frift oder nicht in ber an- 
geordneten Art und Weife zum Abdrucke gelangte u. |. w.; wer immer 
außer ben genannten Perfonen als Mitthäter, als Anftifter oder Ge- 
hülfe an der Begehung diefer Delikte fich beteiligte, kann nicht zur 
Nechenichaft gezogen werden. „Der Ausdruck Zuwiderhandlungen ift 
nicht in dem allgemeinen Sinne zu veritehen, als wenn jever, ver mit 
einer Schrift verkehrt, bei welcher die eine oder andere ber aufgeftellten 
Vorſchriften unbeachtet geblieben ift, deßhalb ipso facto ftraffällig fei. 
Zuwiberhandeln kann nur berjenige, vem durch das Gefek vie Erfül- 
lung gewiffer Verpflichtungen auferlegt ift, oder der einem ihm gewor- 
denen beſtimmten Verbote zumiberhandelt. Ob dieß vorliegt, muß ver 
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Einzelfall zeigen 1.“ Anders liegt die Sache dann, wenn die VBerants 
wortlichleit eben nicht auf einen Kreis beftimmter Perjonen einge: 
Ichränkt ift. Hier fommen die Grundſätze bes allgemeinen Strafrechtes 
zur Anwenbung. Sie müffen dann aber auch in ihrer vollen Reinheit 
angewendet, und e8 barf nicht, wie e8 die Praris häufig zu thun pflegt, 
überfehen werben, daß e8 weder fahrläffige Anftiftung over Beihülfe 
zu einem bolojen Delikte, noch auch Anftiftung oder Beihülfe zu einem 
fahrläffigen Delikte giebt. Es ift demnach — abgejehen von den Um: 
jtänden bes Eonfreten Falles, welche bie Entſcheidung in meritori- 
ſcher Beziehung vielleicht als gerechtfertigt erfcheinen laffen — nicht zu 
billigen, wenn ter D.-©.-d. in ver E. vom 13/1 1864 G.⸗3. 1864 
No. 62) die bloße Kenntniß des Buchhändlers, daß die von ihm ver- 
kauften Exemplare dazu beftimmt feien, im Wege bes verbotenen flie- 
genden Buchhandels verbreitet zu werben, für genügend erklärte, um 
Mitihuld des Buchhändlers an dem Delikte des 823 P.-G. anzu— 
nehmen ?, 

Es muß mithin bei jeder einzelnen Norm bes Preßrechtes unter- 
fucht werben, ob fie nur an gewiffe Gruppen won Perfonen oder an 
alle dem Gejege Unterworfenen ohne Ausnahme gerichtet ift. Jede 
Norm kann nur von demjenigen übertreten werden, den fie verpflichtet. 
Das Weitere im befonderen Theile. 


II. Vollendung und Verſuch bei den Preßdelikten. 


866. I. Bei den uneigentlihen Preßdelikten. Die 
Frage, in welchem Zeitpunfte die durch den Inhalt von Drudichriften 
begangenen ftrafbaren Handlungen als vollendet zu betrachten feien, 
bat man im verſchiedener Weife durch Aufftellung allgemeiner, 
burchgreifender Regeln zu beantworten geſucht. Für das geltende 
öfterr. Recht muß jeder derartige Verfuch als verfehlt zurückgewieſen 
werben; es giebt hier eben Feine allgemeine Regel. 

Zunächſt gilt diefer Einwand jener Anficht, welche $ 486 St.-B.-D. 
zur Entjcheivung ber Frage zu verwerthen jucht. Es heißt hier: „Wird 


4) Marquardſen S.105; vgl. auch Schwarze 8.59 ff. 
2) Die angeführte E. wird gebilligt von Lienbader 11 ©. 74. 
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die jtrafbare Handlung durch den Inhalt einer Drudichrift begangen, 
fo ift, wenn der Druder befannt und in dem Gebiete gelegen ift, für 
welches dieſe Strafprogekordnung Geltung hat, ftets der Drudort, 
wenn biefer aber unbefannt over außerhalb jenes Gebietes gelegen ift, 
der Ort der Verbreitung in vem leßteren als Thatort anzuſehen.“ 
Es läge nun allerdings nahe, auf Grund diefer bindenden gejeglichen 
Borfehrift über ven Thatort anzunehmen, daß auch die Vollen— 
bung der burch den Inhalt ver Drucichrift begangenen Delikte mit 
der Beendigung des Drudes beziehungsweife mit ver Verbreitung ber 
Schrift eingetreten fei. Allein dabei wäre völlig überfehen, daß $ 486 
St.-B.-D. lediglich eine ſtrafprozeſſuale Beſtimmung über bie örtliche 
Kompetenz der Gerichte in Prepfachen, über das forum delicti com- 
missi enthält!, dagegen weder ausdrücklich noch ftillfehweigend bie 
Trage nach der Vollendung ver Preßpelikte berührt. Thatort und 
Zeitpunkt ver Bollendung fallen weder im Allgemeinen noch bei ven 
nneigentlichen Preßvelikten im Beſonderen nothwendiger Weife zuſam— 
men. Wenn X von dem Orte A aus den auf dem Gebiete der Ort- 
ichaft B befindlichen Y durch einen Schuß tödlich verwundet, dieſer aber 
erſt nach einigen Tagen in dem Orte C an ven Folgen der Verlegung 
jtirbt, ſo kann e8 allerbings zweifelhaft fein, ob A over Bald That- 
ort anzufehen ift; daß aber die Vollendung des Deliktes erjt mit 
ver Verwirklichung aller Begriffsmerkmale, alfo hier erft mit dem Ein- 
tritte bes Todes des Y angenommen werben fann, alſo in C das Ber- 
brechen vollendet wurde, unterliegt feinem Zweifel. Die Anord— 
nung bes $ 486 St.P.-O. fteht alfo mit der Beant- 
wortung unferer Frage in gar feinem Zufammen- 
hange. 

Nach der übereinjtimmenden Anficht der deutſchen Schriftitelfer 
tritt bei den durch den Inhalt einer Drudjchrift begangenen Delikten 
bie Vollendung erjt mit ver Verbreitung der Drudjchrift ein 2. 
&o jagt Berner (a. O.): „Die Ausführung der durch den Inhalt 
einer Drudihrift zu begehenden ftrafbaren Handlung tritt ein mit der 
VBerdffentlihbung am Ausgabeorte. Alle ver Beröffent- 


4) Bgl. Über ben cit. $486 unten 586. 
2) Bgl. Thilo ©. 74, Schwarze ©. 9, Berner S. 279, Kayſer 
. 596, 
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lihung vorangehenten Handlungen bleiben als Preßdelikte ftraflos, 
wenn e8 nicht zur Veröffentlichung fommt. Ein Verſuch kann alfo nur 
in dem Berjuche der Veröffentlichung ſelbſt gefunven werten. Die 
Zeit ver erjten Veröffentlichung ift die Zeit der begangenen Handlung, 
ber Ausgabeort der Ort ver begangenen Handlung. Hiernach beftimmt 
jih auch der Gerichtsftand der begangenen Handlung.“ De lege fe- 
renda fpricht für dieſe Anficht ver auch im Yehrbuche wiederholt betonte 
Umftand, daß die Drudjchrift als ſolche erft mit ver Verbreitung 
entjteht, ver Augenblid der Ausgabe die Geburtsftunde, der Ort ver 
Ausgabe die Heimath dev Drudichrift ift, daß erjt mit der Ausgabe die 
gedrudte Schrift zur Drudjchrift im technifchen Sinne wird. 
Ebenjo jagt Wahlberg!: „Erjt mit ver Verbreitung der Drud- 
ichrift beginnt die Strafbarfeit des Preßdeliktes im Sinne einer voll- 
brachten jtrafbaren Uebelthat.“ Auch bietet das deutſche R.“P.-G., 
welches an mehreren Stellen linsbeſ. 89 2 und 43) die Beftimmung 
verbreitet zu werden, als zum Wejen der Drudjchrift gehörig aus: 
drücklich bezeichnet, eine Reihe von Anhaltspunkten zur Rechtfertigung 
ver herrſchenden Anficht. 

Anders liegen die Dinge aber nach dem geltenden öſterr. Recht. 
Allerdings Hatte die eben beiprochene Anficht, die auch in mehreren | 
ventjchen Preßgejegen ausprüdlich anerfannt wurde?, auch in die ältere | 
öfterr. Gejeßgebung Eingang gefunden. So hatte $ 34 der Verort- | 
nung vom 31/3 18483 bejtimmt, daß nur dann, wenn bie in Frage ! 
jtehende Schrift in Umlauf gejegt worden, die jubjeftive Verfolgung : 
ver betheiligten Perjonen zuläffig jei, während, wenn zwar dev Drud ' 
vollendet, die Verbreitung aber durch nicht von dem Willen des Ange: | 
ſchuldigten abhängige Umftände verhindert worden, nur vie Vernichtung | 
der fträflichen Schrift ausgejprochen werden fonnte. Und nach $ 36 
des Patentes vom 13/3 18493 konnte vie Beſtrafung der uneigentlichen 
Preßdelikte nur dann eintreten, wenn die Herausgabe und Berjendung 
ver jträflichen Schrift begonnen hatte. Diefe Bejtimmungen ver öfterr. 


— — 


1) Gef. Hein. Schriften I, ©. 166. 

2) Preußen 1851 832: Die Strafbarfeit beginnt mit der Veröffentlichung. 
Baiern 4850 Art.l: Die Verantwortlichkeit tritt ein, fobald die Schrift ver- 
Öfjentlicht, ausgeftellt, ausgegeben oder jonft in Umlauf gelegt ift. 

3) Bol. oben S. 10. 

4) Oben ©. 45. 


Yiszt, Das öſterreichiſche Preßrecht. 17 


— — — 
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wie außeröfterr. Gejeßgebung verfolgten einen voppelten Zweck; einmal 
bie Strafbarfeit des Verſuches bei den durch ben Inhalt von Druck— 
ichriften begangenen ftrafbaren Handlungen auszufchließen , dann aber 
auch, damit der Praxis fein Anlaß zu Zweifeln gegeben werde, ben 
Zeitpunkt genau und ein für alle Male zu firiren, in welchem das De- 
(ift als vollendet, feine Strafbarfeit mithin als begründet anzufehen ift. 
Als diefer Zeitpunkt wurde ziemlich allgemein die Veröffentlichung oder 
Berbreitung des Preßerzeugniffes angenommen. Dieß war auch ber 
Standpunkt des Älteren öfter. Prefrechtes, ver in ven angeführten 
Beitimmungen gejeglichen Ausdruck fand. 

Nach beiden Richtungen hin brach die Gejeßgebung des Jahres 1852 
mit dem bisherigen Shyitem. Der Verſuch wurde, bei Preßbelif- 
ten wie bei allen anderen ftrafbaren Handlungen, mit Strafe be- 
droht; damit wurde feine Abgrenzung gegenüber ven ftraflofen Vor: 
bereitungshandlungen nothwendig, dagegen bie Fixirung des Zeitpunftes 
der Vollendung überflüffig. Für die Vollendung der durch 
den Inhalt einer Drudichrift begangenen ftrafbaren 
Handlungen gelten demnach feit 1852 die Grundſätze 
des allgemeinen Strafrehtes. Nach biefer für das heutige 
öfterr. Recht zweifellos allein richtigen Anficht kann demnach eine all: 
gemein bindende Pegel über den Zeitpunkt der Vollendung ber un- 
eigentlichen Preßdelikte nicht aufgeftellt werden; die Frage ift vielmehr 
für jeve einzelne ver durch die Preſſe begangenen ftrafbaren Hand- 
(ungen befonders zu beantworten: jedes Deliftift vollendet, 
wenn die jämmtlihen Begriffsmerfmale verwirklicht 
find, nicht früher und nicht ſpäter. Im zahlreichen Fällen gehört 
nun allerdings die Berbreitung zum Thatbejtand des Deliftes: fo 
bei ven öffentlichen Aufforderungen und Anreizungen, bei ver verbotenen 
Beröffentlihung von Anklagejchriften, militärischen Operationen u. ſ. w.; 
hier ijt mit der Verbreitung die Vollendung gegeben. Im anderen 
Fällen dagegen iſt die Verbreitung durchaus gleichgiltig für die Frage 
nach dem Vorliegen des vollendeten Deliktes ; fie ift einerjeits nicht er- 
forderlich, andererjeits nicht genügent. So wird bei der burch eine 
Drudjchrift verübten Erpreffung, Beleidigung, betrügerifchen Irre— 
führung u. f. w. Bollendung erft in jenem Augenblide anzunehmen 
fein, in welchem vie Drudjchrift in die Hände des durch die ftrafbare 
Handlung zu Beſchädigenden gelangt; die Zufendung eines Eremplares 
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wird genügen, auch wenn die allgemeine Ausgabe noch nicht erfolgt fein 
jollte, un umgefehrt kann trog der Verbreitung Vollendung nicht an- 
genommen werben, wenn durch irgend einen Zufall die Erreichung des 
Zweckes vereitelt wird, der Angegriffene feine Kenntniß von dem In- 
halte der Drudjchrift erlangt. Weiteres Eingehen auf bie einzelnen 
Fälle ift an dieſer Stelle werer möglich noch nothwendig; es genügt, 
zu Eonftatiren, taß im Allgemeinen die Verbreitung der Drudjchrift 
für die Frage, ob vollendetes oder verfuchtes Delift oder nur ftraflofe 
Borbereitungshandlung vorliegt, nach vem geltenden öſterr. Recht durch— 
aus irrelevant ift, daß vielmehr das entjcheidende Gewicht auf ven fon- 
fveten Berbrechensbegriff gelegt, und bei ven uneigentlichen Preßdelik— 
ten wie überall im Strafrechte zur Vollendung die Verwirk— 
lihung ſämmtlicher Begriffsmerfmale geforvert ‚werben 
muß. 

Es entjteht nun aber die weitere Frage, ob diefer Grundſatz nicht 
durch $ 40 St.G. befeitigt wurde, ob überhaupt bei ven Preßdelik— 
ten erjter Ordnung auf Grund der pofitiv-rechtlichen Anordnungen die 
Möglichkeit eines ftrafbaren Berfuches angenommen werben fann. 
$ 10 St.G. von 18521 [autet: 

„Bei Verbreden, die durch Drudichriften be- 
gangen werpen, beginnt bie Strafbarkeit der Hand— 
(ung für den Berfaffer, Ueberfeger, Herausgeber, 
Redakteur und Berleger mit der Uebergabe des zu 
vervielfältigenvden Werfes zur Drudlegung; für 
dieübrigen Schuldigenaber mit dem Anfangeihrer 
Mitwirkung." 

Dieje Beftimmung wurde von manchen Schriftftellern dahin auf- 
gefaßt, als ſollte durch viefelbe der Zeitpunkt ver Bollendung bei den 
uneigentlichen Preßdelikten zu Ungunften des Verfuches zurüdgefchoben 
werben, als fei bei diefer Gruppe von ftrafbaren Handlungen mit dem 
Segen ber in $ 10 bezeichneten Thätigkeit bereits wollendetes Delikt 
anzunehmen, die Möglichkeit eines ftrafbaren Verſuches 
in Folge dieſer Grenzverrückung mithin ausgeſchloſſen. 
So jagt Frühwald?: „Mit Berücfichtigung dieſer Anordnung wird 


4) Derfelbe findet ſich nod nicht im St.-G.-®. von 1803. 
2) Handbuch bes Strafgefetses III zu 810. Bal. au Darum (485%) ©. 41. 
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auch die Entſcheidung leicht fein, inwiefern es bei durch Drudicriften 
begangenen Verbrechen einen Verfuch giebt. Rüdjichtlich ver bier beſon— 
ders genannten Perfonen giebt es feinen Verſuch, indem ihre Hand— 
lungsweife bis zu dem Zeitpunfte der Uebergabe zur Drudlegung ftraf- 
(08, von da an aber das Verbrechen vollbracht iſt. Rüdfichtlih Der 
übrigen Mitfchulpigen ift diefe Frage jedoch nach ven Vorfchriften des 
$ 8 zu beantworten!.“ Hätte Frühwald nicht nur „diefe Anortnung 
berüdfichtigt", fondern auch vie frühere öfterr. Gejetgebung zu Rathe 
gezogen, jo wäre er wol zu einem anderen Nejultate gelangt. Denn 
die Entjtehungsgeichichte ves $ 10 St.-G. jpricht mit möglichfter Klar— 
heit gegen dieſe Interpretation. Nach dem Zeugniffe Hye's? jollte 
durch dieje Beitimmung der Grundſatz der früheren öfterr. Preßgeſetz- 
gebung, daß die Strafbarfeit ver Preßdelikte erſter Ordnung erft mit ver 
Verbreitung beginnen, mit andern Worten, daß der Verſuch verjelben 
jtraflos fein folle, bejeitigt werten; $ 40 follte nicht vie Möglichkeit 
bes Verſuches bei ven Preßtelikten erjter Ordnung ausjchließen, ſon— 

dern umgekehrt die Anwenpbarfeit ver allgemeinen Regel, 

daß auch ver Verſuch ftrafbar jei, an welcher das St.“G. von 
1852 ohne Ausnahme fefthält, auch auf dieſe Gruppe von 

jtrafbaren Handlungen ausprüdlidh beftätigen. Für 
vieje Auffaffung ? läßt fich ferner geltend machen: 4) vie Einreihbung 
des & 10 umter die von dem Verſuche handelnden 88 8 (Berfuchspefi- 

nition), 9 (werjuchte Berleitung), 44 (cogitationis poenam nemo 

patitur); 2) die Ausdrucksweiſe des Gejetes, welches nur von dem „Be: 

ginne der Strufbarkeit“, mit feiner Silbe aber von ver Bollendung bes 

Deliktes ſpricht; 3) die innere Natur der Sache, indem ja vor dem 

Beginne des Drudes nicht von einer „burch die Druckſchrift“ be- 
gangenen jtrafbaren Handlung gejprochen werben kann: es wiberjtreitet 
doch wol ebenfo fehr vem gewöhnlichen Sprachgebrauche wie der geict- 

lichen Terminologie, wollte man mit Srühmwalt und Harum das 
dem Druder übergebene Manuſcript als Drudſchrift bezeichnen. Man 


1) Frühwald's Anſicht iſt nicht nur unrichtig, ſondern auch inkonſequent. 
Wäre fie richtig, fo müßte auch bei ben „übrigen Schuldigen“ mit dem „Beginne 
ihrer Wirkſamkeit“ Bollendung angenommen werden. $8 St.:©. ift entweter all- 
gemein oder gar nicht beranzuzieben. ß 

2) Strafgeſetz S. 344 ff. 

3) Die richtige Anfiht bei Hye a. O., Herbftzu $40. 
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jolfte jih denn doch hüten, für derartige Verſtöße einer kurzfichtigen 
Interpretation ven Gejetgeber verantwortlich zu machen. 

Es erjcheint demnach nach geltendem öjterr. Recht auch ver Ver- 
juch eines uneigentlihen Preßdeliktes als ftrafbar!; 
undzwar follgegenüber den ftraflofen Borbereitungs- 
bandlungen der Eintritt in das Stadium des ftraf- 
baren Berfuches bereits dann angenommen werden, 
wenneine ber imä 10 bezeichneten Thätigfeiten gejekt, 
die Schrift zur Drudlegung übergeben oder jonft mit der Meitwirkung 
begonnen wurde. Dieß feftzuftellen, ift der doppelte Zweck ver be— 
iprochenen Beſtimmung. 

Es ſei noch betont, daß $ 10 im vollen Einklange mit ver in $8 St.-G. 
gegebenen Berfuchsbefinition fteht, mithin nicht als eine Ausnahmsbe— 
jtimmung zu Ungunften ver Preffe, fontern lediglich als bie bejonvere 
Anerkennung einer allgemeinen Regel betrachtet werben fann. Denn 
im Gegenfage zu dem auf franzöfischer Bafis beruhenden deutſchen 
R.St.-G.«B., im Gegenfate zu dem djterr. St.G.-Entwurf von 
1874, fieht das geltende öfterr. Recht nicht in vem Anfang ter Aus— 
führung, dem commencement d'éxécution, jondern in jeder zur Aus— 
übung führenden Handlung das Weſen des jtrafbaren Berfuches 2. 
Es liegt demnach in $ 10 werer eine Verſchiebung ver Grenzen zwifchen 
Berfuh und Vollendung, noch eine folche zwiichen Verſuch und Bor: 
bereitungshanblungen, 

Iſt die hier vertretene Auffaffung des $ 10 vie richtige, liegt eben 
nur Verſuch im gewöhnlichen Sinne der öfterr. Gejeßgebung vor, 
dann müffen auch die übrigen Beſtimmungen des $ 8 St.G. Anwen: 
dung finden ; insbejondere kann der Verfuch nur dann als ftrafbar be- 
trachtet werben, wenn „die VBollbringung des Verbrechens nur wegen 
Unvermögenheit, wegen Dazwifchenkunft eines fremden Hinderniffes 
oder durch Zufall unterblieben iſt“. Straflofigkeit wegen freiwilligen 
Rücktrittes, um diefen unpaffenvden, aber technifch gewordenen Aus- 


) Damit ift au, und zwar mit dem Eintritte ber Thätigfeit in das Sta: 
dium bes ftrafbaren Verſuches, die Zuläffigkeit ber polizeilichen Befchlagnahme ge- 
geben. 

2). Ueber bie entgegenftehende Erklärung ber Motive zum Entwurf vgl. das 
oben S. 88 Anm. 5 Gefagte. 
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druck zu gebrauchen, greift alfo auch dem Verfuche eines uneigentlichen 
Preßdeliktes gegenüber Plag !. 

1. Bei der Vernachläſſigung pflidtgemäßer Auf: 
merkſamkeit ift, wie bereits oben gezeigt wurde 2, Vollendung erjt 
in dem Augenblide anzunehmen, in welchem der Erfolg, nämlich die 
Begründung einer ftrafbaren Handlung durch den Inhalt der redigir— 
ten, ———— gedructen, verbreiteten Fre eingetreten it. 
bar. Art. I 9. & ver Novelle von { 15/10 1868 — wie ebenfalls 
bereits erwähnt, der richtigen Auffaſſung nicht im Wege. 

III. Bei den eigentlichen Preßdelikten, ven Uebertre— 
tungen der Normen des Preßgewerbe-, Preßpolizei- und Preßſtraf— 
rechtes, finden ebenfalls die Anordnungen tes allgemeinen Straf— 
rechtes Anwendung. Auch hier entſcheidet die Faſſung des ſpeziellen 
Deliktbegriffes darüber, in welchem Zeitpunkte Vollendung anzunehmen 
iſt; auch hier iſt die Verbreitung der Druckſchrift an und für ſich für 
die Frage nach der Vollendung des Deliktes gleichgiltig?. Das Nähere 
gehört in den befonderen Theil. Einige Beifpiele feien jedoch hier er- 
wähnt. Bei ver Nichtanzeige der Eröffnung des zum Selbjtverlage be: 
ftimmten Lokales ($ 3 P.-©.) tritt die Vollendung mit dem Beginne 
bes Vertriebes, bei ver Weigerung des verantwortlichen Redakteurs bie 
ihm zugefandte Berichtigung aufzunehmen, fogleich oder mit Ablauf ver 
gejeglichen Frilt, bei ven Delikte des & 10 P.-&. mit der Herausgabe 
ber periodischen Drudjchrift ein u. ſ. w. Auch der Verſuch dieſer Delikte 
ift — im Gegenſatze zum deutſchen Rechte — allgemein ftrafbar. Es greift 
auch hier $ 239 St.G. ein, welcher bejtimmt: „Im Allgemeinen 
haben die in den 89 5— 11 über Verbrechen feftgejegten Bejtimmungen 
auch auf Vergehen und Uebertretungen Anwenbung zu finden, infofern 
nicht Abweichungen hiervon im Geſetze in einzelnen Fällen befonvers 
angeordnet find, oder aus der eigenthümlichen Natur des Vergehens 
oder ber Uebertretung folgen.“ 


1) Bl. Schwarze ©. 96. 

2) Oben $61 ©. 233 ff. 

3) Daß aber vor dem Beginne ber Verbreitung bie Beichlagnahme hier un: 
ftatthaft iſt, wurde bereits oben $48 S. 169f. erwähnt. 
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III. Bufammentreffen mehrerer Preßdelikte. 
Sortfegung und Wiederholung. 


$ 67. Die Örundfäge, nach welchen im Falle eines Zufammen- 
treffens mehrerer Preßdelikte die Strafe zu beftimmen ift, gehören 
ver Yehre von der Strafzumeffung an, und können daher erjt fpäter ! 
beiprochen werden. Dagegen ift an biefer Stelle die Trage zu erör— 
tern, wann überhaupt ein Preßvelift, wann deren mehrere vor- 
liegen. 

Bei dem Mangel befonverer prefrechtlicher Anordnungen, find 
auch in dieſer Beziehung die Prinzipien des allgemeinen Strafrechtes 
auf die Preßvelifte aller Kategorien uneingefchränft zur Anwendung 
zu bringen. Allerdings herrſcht über dieſe Prinzipien felbft nichts 
weniger als Uebereinſtimmung; es gehört vielmehr die ganze Yehre 
nicht nur zu den beftrittenften, fonbern noch immer auch zu den dunkel— 
jten Partien des Strafrechts. Dennoch muß im Yehrbuche ves Pref- 
rechtes ein Hinweis auf jene Grundfäge genügen; nur einzelne Bei— 
ipiele Fönnen bejprochen werben, um zu zeigen, in welcher Weife bie 
Prinzipien des allgemeinen Strafrechtes auf preßrechtliche Verhältniffe 
anzuwenden find. 

Eine allgemeine Bemerkung fei jedoch vorausgeſchickt, um das Ver- 
ſtändniß der Eingelentfcheivungen zu fichern. Im jedem Falle haben 
wir zu nächſt zu unterfuchen, ob in ber in Frage ftehenten Thätigfeit 
eine einzige ſelbſtſtändige Handlung oder deren mehrere 
liegen. Nur, wenn das legtere ver Fall iſt, kann — das Vorhan- 
benfein der übrigen gejeglichen Bedingungen vorausgefegt — von 
realer Konkurrenz geiprochen werden. Eine einzige Handlung 
liegt aber auch dann vor, wenn mehrere Theilakte durch ihren ver ein- 
heitlichen Abficht des Thäters entfprechenden gemeinfchaftlichen Erfolg 
zu einem Ganzen verbunden find, wenn fie ſich eben nur als eine 
Berlegung des burch die übertretene Norm geſchützten Rechtsver— 
hältniffes darftellen. Man fpricht Hier von einem fortgejegten 





4) Bgl. unten $ 74. 
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Delikte !. Ebenſo kann auch das fogenannte fortdauernde Delikt, 
bei welchem durch das ter Vollendung ver jtrnfbaren Handlung 
nachfolgenve Verhalten bes Thäters der Deliktsbegriff Eontinuirlich 
aufs nene verwirklicht wird, nur als eine felbitftänvige Hantlung be- 
trachtet werden ?. In beiven Fällen kann von vealer Konkurrenz feine 
Rede fein, da diefe von dem Vorliegen mehrerer ſelbſtſtändiger 
Handlungen abhängig ift. Die erjte Frage lautet demnach immer: 
eine Handlung over mehrere? Iſt konftatirt, daß nur eine Hand— 
lung vorliegt, fo entfteht die weitere Frage, ob biejelbe nach einer oder 
nach mehreren Richtungen hin als ftrafbar ericheint, ob durch biejelbe 
ein Delift oder deren mehrere, fei es durch mehrfache Ueber— 
tretung verjelben Norm, ſei e8 durch Verlegung verjchiedener Normen, 
begangen wurde. Die Begehung mehrerer Delikte durch diefelbe Hant- 
lung wird als iveelle Konkurrenz bezeichnet; fie kann demnach auch beim 
fortgejegten oder fortvauernven Verbrechen vorfommen. 

1) Beiden durch ven Inhalt einer Drudjchrift dolos 
begangenen Deliften bietet die Anwendung dieſer Grundſätze 
bei fonjequenter Durchführung feine Schwierigkeiten. Möglicherweie 
fann diefelbe Nummer einer periodifehen Drudfchrift durch mehrere 
mit einander in feinem Zuſammenhange ſtehende Artikel, ja auch ver: 
jelbe Artikel durch verjchievene Stellen von felbftftänpiger Be— 
deutung verjchievene Strafgejege verlegen: reale Konkurrenz; over es 
fönnen diefelben infriminirten Worte, dieſelben Stellen, der: 
jelbe Artikel, viejelbe Zeitungsnummer nach verfchiedenen Rich— 
tungen hin als ftrafbar erfcheinen: iveelle Konkurrenz. Nur muß da: 
vor gewarnt werden, daß nicht durch willfürliches Zerglievern eines 
Aufjages in einzelne Stellen und Säge die Einheit desſelben vernichtet, 


4) Die weite Faflung des $34 St.:®. v. 1852: „bat ein Verbrecher mehrere 
Verbrechen begangen,” geftattet die freie Entwidlung der Doktrin. Der Begriff des 
fortgejegten Deliftes muß aber auch anf Grund des deutichen R.St.“G.B.'s — 
und das Gleiche gilt für den öfterr. Entwurf — anerfannt werden. Mit Unrecht 
wurde dieß von Einigen, jo Oppenboff3 3u$74, Schüße, Lehrbud (9. Aufl.) 
S.197 Note 4, in Abrebe geftelt. Vgl. dagegen für die richtige Anfiht Merkel, 
Zur Lehre vom fortgejeßten Verbrechen (4862) $44, und in Holtenborff's Hanb- 
buch 11 S.576, IV ©.277ff., Schwarze, Kommentar 5. St.“G.«B. ©.298, 
9. Meyer, Lehrbuch (2. Aufl.) S. 234 ff., Berner, Lehrbuch des Strafrechts 
(9. Aufl.) S. 299 ff. 

2) Wichtig werben diefe Begriffe auch fiir den Beginn der Verjährung. Bal. 
darüber unten $ 75. 
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auf fünftlichen Wege eine Mehrheit von Delikten erzeugt werde, wo 
nach ver Abficht des Thäters wie nach dem eingetretenen Erfolge nur 
eine ftrafbare Handlung vorliegt. Man vergeffe nicht, daß felbft vie 
Veröffentlichung einer Reihe von Artikeln in verſchiedenen, vielleicht 
nicht einmal unmittelbar aufeinanter folgenden Nummern einer Zeit- 
Schrift nur als fortgeſetztes Delift, als eine ſelbſtſtändige Handlung 
ericheinen kann, auf welche ver Begriff ver Realkonkurrenz unanwend- 
bar ift!. 

2) Schwieriger gejtaltet fich die Entjcheidung bei ver Bernad- 
lälfigung der pflihtgemäßen Objorge und Aufmerk— 
jamfeit. Wenn es fih um mehrere jtrafbare Drudichriften, um 
mehrere Nummern verfelben Zeitung handelt, wird wol in ber Kegel 
anzunehmen fein, daß die Anwendung ver gehörigen Aufmerkjamfeit ſo 
oft vernachläffigt wurde, als ftrafbare Thatbeftände in den verſchie— 
denen Drudichriften enthalten find, daß mithin eine Mehrheit ſelbſt— 
ftändiger Handlungen, alſo eventuell Realkonkurrenz vorliegt. Anders 
dann, wenn dieſelbe Drudichrift, dieſelbe Nummer einer Zeitung 
mehrere mit einander in feinem Zuſammenhauge ſtehende, verichievene 


4) Bgl. Merkel, Handbuch IV S.227 Aum.5: „Können in bem Berhal- 
ten des Schuldigen mehrere ſelbſtſtändige Handlungen unterfhieden, und je eine 
ber vorliegenden NRechtsverlegungen auf eine biefer jelbfiftändigen Handlungen 
zurädgeführt werben, jo ift $74 (R.-&t.:©.:B.: Realtonkurrenz) anwenbbar ... 
Es ift zu bemerken, daß der einheitliche Alt, durch welchen der Autor die Drud- 
legung und Berbreitung feines Artifels herbeigeführt bat, nicht in eine Mehrheit 
jelbftftändiger Handlungen zerlegt werden fan.“ H. Meyer, Lehrbuch ©. 343 
Anm. 13: „Daiz vwerichiedene Stellen einer und berjelben Schrift ftets nur ein 
ibeales Zufammentreffen darftellen können, ift durchaus nicht zu behaupten, doch 
wird bier bie eigentliche Handlung (dev gegenüber Die Niederfchrift nur als Borberei- 
tung erfcheint) regelmäßig in derjenigen Thätigfeit beftehen, welche ber Thäter für 
die Beröffentlihung bes Schriftftüdes entwidelte, und deßwegen meiſtens 
nur ideelle Konkurrenz vorliegen.“ Die Anficht des O.-T. ſchwankt. Während in 
der E. v. 4/2 1876 G.⸗A. XXIV ©. 25), allerdings nur bezüglich des Redak— 
teures, ber Grundſatz ausgeſprochen wurbe, daß, wenn es fih um benjelben 
Artikel handle, nur Ideallonkurrenz angenommen werben könne — wurbe in ber 
Plenarentſcheidung v. 14/6 1877 (G.⸗A. XXV S. 481—490) nad eingehender 
Berathung anerkannt: 4) Daß der Rebakteur dem übrigen betheiligten Perjonen 
durchaus gleichftehe ; 2) Daß es Gegenftand tbatfähliher Feſtſtellung im 
Einzelfalle fei, ob eine einheitliche Thätigleit des Angellagten ober mehrere 
felbftftändige Handlungen desfelben anzunehmen ſeien. — Keinem Zweifel follte es 
unterliegen, daß gleichzeitige Veröffentlichung die Aunahme einer realen Kon- 
kurrenz nicht ausſchließt; fo auch D.-T. v. 31/40 1872 (G.A. XX ©. 509), 41/7 
1873 (D.:R. XIV S 500), O.A.⸗G. Münden 13/6 1874 (Stenglein IV 9.133). 
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Strafgejege verlegende Artikel enthält, over verjelbe einheitliche Aufſatz 
nach verjchiedenen Richtungen hin als ſtrafbar erjcheint. Haben hier 
Redakteur, Verleger, Druder, Verbreiter ein oder mehrmals ver 
Fahrläffigkeit fich jchulvig gemacht? Die Beantwortung ver Frage 
wird eine andere fein, nicht nur je nach ven Umftänven des konkreten 
Falles, jondern auch je nach ver Berfchievenheit jener Borausjegungen, 
unter weichen die 4 Gruppen von Berjonen durch das pofitine Recht 
für verantwortlich erklärt werden. Bei vem Redakteur wie bei dem 
Berleger werben wir im Einzelfalle unterfuchen müffen, ob vie 
Thätigfeit derſelben als eine einheitliche over als eine in eine Mehrheit 
von jelbitjtändigen Handlungen zerfallenve anzufehen tft; im erfteren 
Falle fann nur iveelle Konkurrenz angenommen werben, wenn auch 
objektiv mehrere jelbitjtändige Delikte in ter Drudichrift enthalten 
find; im zweiten liegt Realkonkurrenz vor, wenn je eine dieſer jelbft- 
jtändigen Handlungen im KRaufalzufommenhange mit einer ſelbſtſtän— 
digen Nechtsverlegung fteht. Anvers beim Druder und beim Ber: 
breiter. Der Druder haftet wegen Fahrläffigfeit, wenn er die Vor— 
ichriften der $$ 9 oder 17 P.-G. außer Acht läßt. Diefem paffiwen 
Verhalten kann jtreng einheitlicher Charakter nicht abgefprochen wer: 
ben, mag bie gegen bie VBorjchriften des Prefpolizeirechtes gedrudte 
Schrift noch jo zahlreiche iveell- over realkonkurrirende Delikte ent- 
halten, mögen Redakteur und Verleger eben darum mehrerer jtrajbarer 
Handlungen für ſchuldig befunden werden — immer liegt beim Druder 
nur eine jelbitjtänvdige Handlung, nur einmalige Bernachläffigung 
pflichtgemäßer Aufmerfjamteit vor; er haftet für alle in der Drud- 
ſchrift enthaltenen Delikte, aber es liegt auf feiner Seite höchjtens 
iveelle Konkurrenz vor!. And das Gleiche gilt vom VBerbreiter. 
Er hat z. B. eine ausländifche Schrift, ohne ſich um den Inhalt ver: 
jelben zu kümmern, vertrieben, obwol ver Titel feine Aufmerkſamkeit 
zu erregen geeignet war, mag nun auch durch ven Inhalt der Schrift 
eine ganze Neihe von felbftftändigen Deliften begründet fein, feine 


4) Daß bier auferbem ibeelle Konkurrenz zwifchen ber Bernadhläffigung pflicht- 
gemäßer Aufmerkfamleit einerfeits, und der Uebertretung ber Borjchriften der 85 9 
ober 44 P.⸗G. andrerfeits anzunehmen ift, wurbe bereits oben $ 64 erwähnt. Man 
vgl. zur Bervollftändigung das bort Geſagte. Der Fall, daß ber Druder bie Vor: 
fchriften des $9 und bie des $47 verlegte, fällt unter Ziffer 3. 
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Thätigkeit jtellt fich immer nur als eine ftveng einheitliche bar, veicht 
nur zur Annahme ideeller Konkurrenz aus !. 


3) Bezüglich der eigentlichen Preßdelikte, ver Uebertretun- 
gen des Prefgewerbe:, Prefpolizei- und Preßſtrafrechtes, laſſen fich 
feine allgemeinen Regeln aufftellen; es muß der Thatbeftand dieſer 
Delikte einzeln ins Auge gefaßt werden. Nur einige Beifpiele jeien 
erwähnt. Der Selbftverleger hat es unterlaffen, von ber Er- 
Öffnung feines Verkaufslokales die vorſchriftsmäßige Anzeige zu machen ; 
mit diefer Unterlaffung ift fein Delift vollendet, feine ftrafbare Thätig— 
keit ein für allemal abgefchloffen,; es Liegt nur eine felbitftändige 
Handlung vor, ohne daß ber Begriff des fortgefeßten oder fortbauern- 
ven Deliftes zur Aushilfe herangezogen zu werben brauchte. — Das 
Gleiche gilt von dem Falle, wenn die Schrift ohne Beachtung der 
Anordnungen des 89P.G. ausgegeben wird; in diefer Nicht: 
beachtung liegt das Delift, die Thätigkeit des ſchuldigen Druders ift 
eine ftreng einheitliche, von fortdauerndem Delikte ift auch Hier feine 
Rede, mag die Verbreitung durch noch fo lange Zeit fortgefetst worden 
jein. — Auch vie Beftellung eines gefeglih unfähigen 
($ 12 P.G.) Redafteurs kann nach öfterr. Recht? nicht als bie 
Begründung eines fortdauernden gefetwidrigen Zuſtandes betrachtet 
werben; nach bem Haven Wortlaute des Gefeßes ($ 41 P.-G.) liegt 
bie Strafbarfeit darin, daß in ber vorläufigen Anzeige? „ein 
gejeglich Unfähiger als Redakteur namhaft gemacht und darauf bie 
Ausgabe begonnen wurde“; die ftrafbare Thätigkeit befteht demnach in 
dem Beginne ver Herausgabe auf Grund ver falfchen Anzeige, wäh- 
rend bie weitere Fortfegung der Herausgabe durchaus gleichgiftig ift. — 
Eine periodifche Druckſchrift erjcheint ohne Angabe eines ver» 
antwortlichen Redakteurs; mit dem erften Erjcheinen ift pas 
Delikt des $ 9 P.-&. begangen, aber jede neuerjcheinende, mit dem— 
jelben Mangel behaftete Nummer ſetzt den ftrafbaren Thatbeſtand auf's 
Neue: dennoch kann hier nur fortgeſetztes Delikt, alfo nur eine ftraf- 
bare Handlung angenommen werden, weil der Erfolg ein einheitlicher, 


1) Der Begriff bes fortgeſetzten Verbrechens ift bei fahrläffigen Delikten über: 
flüſſig. Vgl. Berner, Strafrcht S.302 Note 1. 

2) Anders nach 68 48 f. bes deutichen R.⸗P.⸗G.; vgl. bgu Schwarze ©. ı3t. 

3) Bol. oben $38, 
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die Willensrichtung des Thäters eine unveränderte, die Begehungsart 
bie gleiche ift. — Die erſchienene Schrift trägt werer ven Namen 
bes Druders noch jenen Des Berlegers; liegen bier zwei 
vealfonkurrivende Uebertretungen des $ 9 vor, oder iveelle Konkurrenz 
berfelben begangen burch eine Handlung, over überhaupt nur ein 
Delikt? Da diefelbe Norm des Preßpolizeirechtes durch denſelben 
Akt, nämlich das Erjcheinen ver Drudfchrift übertreten wurde, kann 
wol nur von einem Delikte gejprochen werben, und ift felbjt die An— 
nahme iveeller Konkurrenz, unzuläffig. — Die Schrift wird aus— 
gegeben, ohne ven Vorſchriften des I P.G. zu ent- 
ſprechen, aber aud die Probeeremplare wurden nicht 
abgeliefert; bier handelt es fich um zwei verſchiedene preß— 
polizeiliche Normen, welche allerdings in demjelben Augenblide, mit 
der Ausgabe ver Drudjchrift, vollendet, aber durch zwei ſelbſtſtändige 
von einander unabhängige Unterlaffungen — Nichtnennung einerjeits, 
Nichtablieferung andrerjeit8 — begangen wurden: es liegen demnach 
zwei jelbjtftändige Delikte in realer Konfurrenz vor!. — Wurde die 
Abgabe ver Pflihteremplare von demfelben Druder 
bei verſchiedenen Drudjchriften, verjchierenen Nummern 
berfelben Zeitung unterlajfen, fo ift e8 quaestio facti, ob nur 
ein fortgejegtes Delift, oder mehrere jelbftftändige Handlungen, mit: 
bin Realkonkurrenz anzunehmen ift?. — Am weiteften gehen die Anfich- 
ten bezüglich ver ftrafbaren Verbreitung auseinander. Während 
die ältere Anficht ? in jedem DVerbreitungsaft ein neues jelbftftändiges 
Delikt erblicte, wird von andrer Seite? die Behauptung aufgeftellt, 
daß lediglich der erjte Aft ver Verbreitung maßgebent, nach demfelben 
eine Fortſetzung der Verbreitung nicht denkbar, mithin immer nur ein 


4) Bgl. Thilo S.64, Oppenboff 20 zu 573, welche im Anſchluſſe an 
O.⸗T. v. 43/9 1871 (D.-R. XII S. 448) den (zu weit gefaßten) Sa aufftellen : 
Die Berabfäumung zweier verfchiebener Formvorſchriften bei der Veröffentlichung 
einer Drudichrift ftellt einen Fall der Realkonkurrenz bar. 

2) A. A. bezüglich mehrerer Preßpolizeiübertretungen derſelben Art, 3.8. 
mehrmals verfäumte Abgabe der Freieremplare Barth ©. 52. 

3) Bgl. Shuermanns, Code de la presse (1861) S. 511; Schwarze 
S.134; Glafer, kl. Schriften II S.60: „Seber neue Verkauf eines Exemplars ber 
Schrift ift eine Erneuerung bes Deliftes.“ 

4) Thilo 8.93, Marquardſen ©. 188f., Berner ©, 299; Kayier 
5.607 (wenn es fih nur um einen Thäter, nicht aber um das Zufammentreffen 
mehrerer handelt). 
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Delikt — und zwar ein einfaches, kein fortgeſetztes — anzunehmen 
ſei!. Eine dritte Anſicht? geht dahin, daß die verſchiedenen, auf die 
Verbreitung derſelben verbotenen Druckſchriſt gerichteten Akte immer 
nur als „eine polizeiliche Strafthat“ zu behandeln feiern. Der prin- 
zipielle Fehler aller dieſer Anfichten liegt in der unzuläffigen Generali- 
firung ,; nur die Umftänte des einzelnen Falles können darüber ent- 
jcheiten, ob wir es mit einer, aus mehreren Theilaften zujammen- 
gejeßten, oder mit mehreren von einander unabhängigen Handlungen 
zu thun haben. Gerade bei der Verbreitung, fei fie nun ftrafbar wegen 
des Inhaltes der verbreiteten Schrift over wegen der Art des Vertrie— 
bes hantelt es fich alfo in Bezug auf die bier in Betracht fommente 
Entſcheidung um eine ganz eminente quaestio facti. 


868. Fortſetzung. Reproduktion. 

Auch in der juriſtiſchen Konſtruktion des Wiederabdruckes, 
der Reproduktion eines ſtrafbaren Artikels weichen die 
Anſichten der Schriftſteller weit von einander ab. 

Daß es ſich hier nicht um Verbreitung der Druckſchrift 
als ſolcher handelt, weil nicht ihr „Körper“ (Berner), ſondern nur 
ihr Inhalt verbreitet wird, wurde bereits oben? erwähnt; es braucht 
daher hier nicht abermals auf die entgegengejette, durchaus unrichtige 
Auffaffung eingegangen zu werden. Allerdings wird in $ 24 des gel: 
tenden P.-G. ver Fall, wenn der Inhalt einer. verbotenen oder mit 
Beichlag belegten Schrift durch ven Drud veröffentlicht wird *, der 
wirklichen Verbreitung der Drudjchrift jelbft in der Beftrafung gleich- 
geftelltd. Da aber hier ver Ausspruch des Verbotes oder die Befchlag: 
nahme der Driginal-Drudichrift unerläßliche Bedingung für die An- 
nahme bes Deliktes des $ 24 P.-G. ift, wird durch diefe Beſtimmung 
nur ein Theil der hieher gehörigen Fälle getroffen ; überall wo der In— 


4) Die geſetzlichen Beflimmungen über den Beginn der Berjährungsfrift wer: 
den bier vielfach, aber mit Unrecht verwerthet, weil dieſelbe nicht nothwendig mit 
dem Zeitpunkte der Bollendung zufammenzufallen braucht. 

2) Bgl. Barth ©. 40 und O.T. in G.⸗A. XIV ©.642, 

3) Bgl. oben $28 ©. 90. 

4} Weber dag Berhältniß diefes 524 zu Art. II der Novelle v. 15/40 1868 vgl. 
unten $ 82. 

5) Aber wicht begrifflich ibentifizirt, wie das treunende „ober“ unzweifelhaft 
beweift; vgl. auch 828 R.-B.-©. „Berbreitung oder Wiederabdrud”. 
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halt einer an fich ftrafbaren aber nicht mit Verbot oder Beichlag be- 
legten Drudichrift wieder abgedruckt wirt, ift die Trage nach ber recht: 
lichen Natur diefer Reprobuftion auch nach dem P.-&. von 1862 eine 
offene. 

Die Annahme einer Theilnahme an dem Delikte des Thäters 
begangen durch ven Wiederabdruck der ftrajbaren Drudichrift, jcheitert 
an dem Umftande, daß — regelmäßig wenigftens ! — mit der Ver: 
öffentlichung das Delift vollendet, ver Begriff einer nachträglichen 
Theilnahme aber dem pofitiven Rechte unbekannt ift2. 

Dagegen muß prinzipiell die Möglichkeit, daß in der Reproduktion 
eine Begünftigung bes Thäters in Bezug auf die Sicherung ver 
aus der That erlangten Bortheile liege, wenn die entſprechende Abficht 
dem Thäter nachgewiefen werben fann, zugegeben werden 3. Aber bei 
ber durchaus verfehlten rein kaſuiſtiſchen Behantlung, welche die Be: 
günftigung als „Vorfchubleiftung“ in dem öfterr. St.-&. von 1852 
gefunden hat, kann auch dieſe Anficht nicht verwerthet werben, da bie 
fachliche Begünftigung, von einzelnen Eigenthumspeliften abgefehen, 
nicht als ftrafbar erjcheint, perfönliche Begünftigung aber durch 
ben Wiederabtrud eines ftrafbaren Artikels wol nicht begangen wer: 
ven fann. 

Es wäre jedoch ein Fehljchluß, wollte man daraus, daß die Repro- 
buftion weder unter den gejetlichen Begriff der Verbreitung, noch 
unter jenen ber Theilnahme, noch endlich — nach geltendem dfterr. 
Recht — unter den der Begünftigung gebracht werben kann, vie Kon- 


4) Ueber die Ausnahmen vgl. oben $66 ©. 258. 

2) So Hartmann ©. 167, John S.353, Schwarze ©. 95 („Beihilfe 
wird ſchwerlich vorlommen”), Berner S. 288. Dagegen hat O.“T. v. 29/6 
41854 (G.-A. 1118.68) in ber wifjentlihen Verbreitung bes Inhaltes einer ver: 
leumderiſchen Drudichrift durch deren Vorleſen Theilnahme an dem durch die Schrift 
ſelbſt verübten Preßvergehen erblidt; eine Entfeibung, der ſich Shward ©. 93 
vollinhaltlich anfchließt. 

3) So Schwarze S.95, Berner S.285, KayjerG.596. Dagegen: 
John S.353: Irgend ein Beiftand wird aber demjenigen, der ben betreffenden 
Artikel veröffentlichte, gewiß nicht gewährt, wenn ein Wieberabbrud besfelben er: 
folgt; weber ein Beiftand, um ben Thäter der Beftrafung zu entziehen — eher das 
Gegentbeil — noch aud) ein Beiftand, um ihm bie Vortheile des Verbrechens oder 
Vergehens zu ſichern; deun das etwaige Honorar ober bie etwaige Redaktions-Re— 
muneration werben dem Berfaffer oder dem Redakteur dadurch gewiß nicht ge: 
fiherter, daß der zur honorirende Artikel noch in irgend einer anderen Zeitung ab- 
gebrudt wird.“ 
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jequenz abfeiten, vaß dieſelbe darum völlig ftraflos bleiben müffe. 
Man Hat dieß vielfach gethan, und häufig auf die Worte Lamar— 
tine's verwieſen: Les echos ne sont pas responsables de ce qu'ils 
disent. Daß diefe Worte fein Argument enthalten, weil e8 jich eben 
nicht um Echos hantelt, bevarf feines Beweiſes. Mit befonverer 
Energie hat John! die Anficht vertreten, „daß nur bie ftrafrechtliche 
Berfolgung ver Driginafartifel, nicht aber der unter Angabe ver Quelle 
in andere Zeitungen übertragenen Artikel zuläffig jein fann“. Doch) 
ftellt Iohn vie aus ausländifchen Zeitungen entnommenen ven 
Driginalartifein gleich ?. 

Allein dieje Anficht Hat werer das pofitive Recht noch auch die Natur 
der Sache jür fih. Richtig ift e8 vielmehr nur, prinzipiell die 
Möglichkeit anzuerkennen, daß durch den Wiederaborud des ftrafbaren 
Inhaltes einer Drudichrift ein neues, jelbftftändiges Delikt 
begründet werde. Die Berufung auf das Original kann demnach nicht 
bie Wirkung haben, dem Reproduzenten die Straflofigfeit zu fichern ®. 
Nothwendige Vorausſetzung ver Verurteilung ift jedoch hier, wie über- 
all, daß „ver Thatbeftand objektiv wie ſubjektiv vollftändig repro- 
duzirt werde”; daß mithin insbefondere ver zu dem betreffenden De— 
likte erforverliche dolus auch bei dem Reproduzenten eriwiefen worliege 5. 
Doch fann, wenn burch ven Mangel der böjen Abficht die Beftrafung 
wegen dolojer Thäterjchaft ausgefchloffen ift, immer noch Verurteilung 
wegen Bernachläffigung ver pflichtgemäßen Aufmerkjamteit eintreten ®. 


1) ©. 353. 

2) „Denn bie Frage, ob eine Drudjcrift ftrafbar iſt, kann nad dem fremden 
in anberer Weife beantwortet werden, als nach dem einheimijchen Rechte, und beß- 
wegen ift dem einbeimijchen Rechte gegemüber der einer fremden Zeitung entnom— 
mene Artikel ebenfo eine neue Erfheinung, wie ein Originalartifel einer im Ins 
lande erfcheinenden Zeitung“ (Sohn ©.353F.). Es verfteht fich übrigens won felbft, 
daß dieſe Anficht, wenn richtig, auf alle, auch die nicht periodifchen auswärtigen 
Drudiriften angewendet werben müßte. 

3) Ausgeſprochen in ber ®. v. 22/14 1864 G.H. 1865 No. 41). 

4) Schwarze ©. 9. 

5) Schwarze ©. 94, Berner 9.285, Kayfer ©. 596. Zu weit gebt 
Glaſer, kl. Schriften 1 &.60: „Jeder Wieberabdrud ift eine Erneuerung des 
Delikte.” Richtig Thilo S. 75: „Die Beftrafung fällt dann fort, wenn ber 
Thäter aus dem Inhalte des Artikels, ohne fonftige Kenntniß ſpezieller Verhältniſſe 
und Beziehungen, die Beleidigung nicht bat erfennen fönnen, und ibm nicht nad) 
gewieſen ift, daß er dieſe Wiffenfchaft gehabt babe.“ 

6) Bol. Thilo ©. 85. 
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Diefe Anficht hat auch die Anerkennung des oberften Gerichtshofes 
gefunden, ver in der Entjcheitung vom 13,8 1873 G.H. 1873 
No. 83) ven Wiederabtrud einer im Jahre 1848 gehaltenen Rede für 
jtrafbar erflärte und dabei treffend betonte, worauf es anfommt: „vie 
Abficht, vem Yefer vie Bedeutung und Tendenz des damals Gejagten 
auch unter ven gegenwärtigen Berbältnifien nabe zu legen, und vie ta» 
maligen Auslaffungen als den Ausdruck unveränderlich giltiger An- 
ſchauungen wieder vorzuführen.“ 

Daß ver Originalartikel nicht verfolgt wurte, kann an fich die Ver— 
folgung ver Reproduktion nicht ausjchließen '. Ueber vie Erhebung ver 
Anklage zu entjcheiden, jteht nach dem oberjten Grundjate des modernen 
Anflageprozeijes lediglich ven berufenen Ankläger zu. Auch außerhalb 
des Gebietes des Preßrechtes kann es fich ereignen, daß rajch nach 
einander zwei Berjonen dasjelbe Delift unter durchaus gleichen Um- 
jtänden verüben, und nur der Eine von ihnen verfolgt, der Andere un- 
behelligt gelaffen wirt. So wenig diejes Rejultat unſerem Geredhtig- 
feitögefühl, jo wenig es vielleicht auch ver Klugheit entipricht, ebenjo 
wenig läßt fich gegen basjelbe vom juriftiichen Standpunkte aus irgend 
etwas einwenden, jo lange die Gejeßgebung an tem Anflagemenopole 
ver Staatsanwaltichaft feſthält. Doch kann vie Nichtverfolgung des 
Driginalartifels ven Reproduzenten zu der Annahme verleiten, daß der- 
jelbe nichts Strafbares enthalte; jeine bona fides fann die Berurtei- 
(ung wegen doloſer Thäterjchaft unmöglich machen, und gänzliche Frei- 
iprehung oder doch Beitrafung nur wegen Vernachläffigung pflicht- 
gemäßer Aufmerkſamkeit vechtjertigen — eine faktiiche Abſchwächung 
des ftarren Grundſatzes, die nur zu häufig von der Praxis überjehen 
zu werben pflegt. 


869. Fortjfegung. Berichte über Gerichtsverhand— 
lungen. 

Nur zum kleineren Theile fallen vie Berichte „aus dem Gerichtsjaal“ 
unter den Gefichtspunft ver Reproduftion ; nur dann nämlich, wenn es 
fih um die Wiedergabe ver bei der Verhandlung verlefenen Drud- 
ſchriften durch vie Prefje handelt. Doc finden die für dieſe Fälle 





o S. 76, Beruer ©. 286, Kayjer ©. 596, D.-T. 20/6 
1861 DR. 1S. 457). 
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geltenven Grunpfäge im Allgemeinen auch dann Anwendung, wenn 
über ven Gang der Verhandlung überhaupt, über das der Anklage zu 
Grunde liegende Delift, über ven Inhalt ver Zeugenausfagen, über 
Zwijchenfälle u. dgl. berichtet wirt. Während dort die Anwendbarkeit 
ver eben bejprochenen Prinzipien in Betreff der rechtlichen Natur des 
Wiederabdruckes einer jtrafbaren Drudichrift in Frage jteht, handelt es 
jih hier darum, ob vie in $ 28 P.-G. normirte Berantwortlichkeit 
für ven Inhalt von Drudfchriften in ihrer wollen Reinheit, oder nur 
modifizirt, ſei es erweitert, jei es beſchränkt, eintritt, ob aljo Berichte 
über öffentliche Gerichtöverhantlungen eben wegen viejer Deflent: 
lichkeit auch dann als jtraflos zu betrachten find, wenn die ven Gegen— 
jtand der Anklage bilvenven mündlichen Injurien, Gottesläjterungen, 
Dinjeftätsbeleivigungen u. ſ. w. wierergegeben, vie näheren Umftänte 
ver Nothzucht oder anderer unfittlicher Handlungen gejchilvert wer: 
ven u. ſ. w., und umgekehrt, ob Berichte über geheim, richtiger über 
mit Ausſchluß derDeffentlichkeit vurchgeführte Verhandlungen 
ſchon an und für fi), ohne Rüdficht auf ven materiellen Inhalt, als 
jtrafbar erfcheinen. Syſtematiſch richtiger wäre es, dieſe beiven let» 
teren Fragen im Anſchluſſe an die Beſprechung der Immunität ver 
Parlamentsberichte zu behanveln !; ver leichteren Ueberficht wegen wirt 
hier vie ganze Yehre im Zuſammenhange targeftellt. 

Bor allem muß betont werven, daß fir Berichte über Gerichtsver- 
handlungen ein Ähnliches Brivilegium, wie es den Barlamentsberichten 
aus jtaatsrechtlichen Grünten eingeräumt ift, in dem geltenden öfterr, 
Kechte nirgends ausdrücklich zugefichert wire. Aber auch aus ver 
Deffentlichkeit ver VBerhantlungen kann tie Straflofigfeit ver Bericht: 
erjtattung nicht gefolgert werten. Denn die Dejjentlichkeit tes Ge— 
richtsjanles iſt eine andere als die ver Preffe, das Publikum ein anderes 
bier und dort, anders wirkt die Verhandlung jelbft, wenn fie nur halb: 
wege dem Ernjte der Sache entiprechend durchgeführt wird, mit ihrer 
natürlichen Tragif auf ven unmittelbar Beiwohnenden, als der vielleicht 
ım Zone leichtefter Cauſerie gehaltene Bericht auf den Yejer. Weder 
aus vem Gejete noch aus der Natur ver Sache kaun daher das umein- 
geichränfte Recht zur wahrbeitsgetveuen Berichterftattung begründet 


1, Bgl. oben 859. 
viszt, Tas öſterreichiſche Preßrecht. 15 
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werben. Es finden vielmehr, wenn es ſich um die Wieder— 
gabe der bei ver Verhandlung zur Berlefung gebrad- 
ten Druckſchrifteu Handelt, die oben beſprochenen Grund— 
füge über vie Behandlung ver Keprobuftion, in allen 
übrigen Fällen vie Grundfäge des allgemeinen Straf- 
rechtes über die Wiederholung jtrafbarer Neußerungen!, 
die Schilderung unfittliher Vorgängen. f. w. vollftän- 
dige Aumwendung. 

Mit diefer Anficht? ftimmt auch die öfterr. und außeröfterr. Praxis’ 
überein. So heift es in einem Erfenntniffe des preußifchen Obertri- 
bunals vom 42/1 4863 (G.-A. XI ©. 354): „Aus der Deffentlichkeit 
der Gerichtsverhandlungen iſt nicht zu folgern, daß die demnächſtige 
fernere Veröffentlichung des Inhaltes derſelben ver verlefenen Schrift: 
jtüce) durch die Preffe nothwendig jtraflos fei, oder daß fie den zur 
Strafbarteit erforderlichen dolus allgemein ausjchließe, denn eine Prä— 
fumption dieſer Art deutet das Geſetz nirgends an, und es bevarf daher 
in jevem einzelnen Falle der thatjächlichen Unterfuchung, ob ber Re- 
dakteur over jonjtige Urheber over Theilnehmer beziehungsweiſe Ver: 
breiter einer Drucichrift, die den Thatbeſtand einer ftrafbaren Hand— 
lung enthält, nicht vorfäglich im Bewußtfein des jtrafbaren Inhaltes 


derſelben gehanbelt habe“. Auch der öfterr. oberfte Gerichtshof hat in 


ver Raffationsentfcheitung vom 9,3 1877 (G.+3. 1877 No. 32) er: 
klärt, das Delikt des $ 24 B.-©. könne auch durch einen die verlejene 
Druckſchrift ganz oder theilweife reproduzirenden Bericht über eine 
Einfpruchsverhandlung, in welcher die Beichlagnahme bejtätigt wurde, 
begangen werben *. 


4) Bgl. 3. B. 8493 St.:&.: „Die Strafe (der Beleidigung) verwirkt nicht 
bloß der erfte Urheber, ſondern auch Jeder, ber eine ſolche Ehrenbeleidigung weiter 
zur verbreiten ſucht.“ 

2) Ebenfo Lienbaher, Preffreiheit S. 43, ThileoS.56, Schwarze 
©.56; vgl. auh Lorbeer, Die Grenzlinien der Rede: und Preffreiheit nad) engl. 
Recht S.298, Weber, Injurien- und Schmähſchriften III S. 49, Tittmann, 
Strafrechtswiſſenſchaft 1S.390. Glaſer, Ge. kl. Schriften 11S.55 fagt: „Das 
Belanntwerben ber infriminirten Schrift in dem immerhin beſchränkten Kreife der: 
jelben Zuhörer, welche Zeugen der Verhandlung und des Urteils find, ift ganz un— 
bedenklich, während es keineswegs jelbfiverftändlich ift, daß es geftattet fein müſſe, 
in dem Bericht über bie Gerichtsfigung den Wortlaut der infriminirten Stellen zu 
wieberholen.“ 

3) Bl. G.A. VIIIS.816, XI ©,351, XII ©. 66, XIV ©.387;, O.⸗T. 
v. 27/9 1876 (G.⸗A. XXIV ©. 632). 

4) Ebenjo E. v. 11/6 1873 (©.:$. 1873 No. 61). 
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Aber eben, weil die Grundſätze, die oben bezüglich ver Reproduktion 
im Allgemeinen aufgeftellt wurden, auch bier zur Anwendung gelangen, 
fann von einer Verurteilung feine Rebe jein, jo lange der Thatbeſtand 
des betreffenden Deliktes in objeftiver und fubjektiver Beziehung, jo 
lange insbeſondere vie erforverliche böſe Abjicht nicht nachgewieſen ift. 
Gerade in den hieher gehörigen Fällen liegt die Möglichkeit ungemein 
nahe, daß ver Angeklagte optima fide gehandelt hat. Eventuell kann 
Verurteilung wegen VBernachläffigung pflichtgemäßer Aufmerkjamteit 
erfolgen ; jeit ver Novelle vom 15/40 1868 nicht gegen tem reporter 
der den Bericht gejchrieben, wol aber gegen ven Redakteur, ver ihn 
nicht oder nur oberflächlich gelefen hat: ob dieſe Verſchiedenheit ver 
Behandlung der Natur der Sache und ver Gerechtigkeit entjpricht, mag 
die herrichende Anficht entſcheiden. 

Auch die entgegengefetste Anficht, welche die Berichterftattung über 
öffentliche Gerichtsverhandlungen unbedingt für ſtraffrei hält, zählt be- 
deutende Autoritäten zu ihren Anhängern !. So fagt Berner: „Der 
Satz, daß die unmittelbare Deffentlichkeit vor Gericht mitunter noch 
nüglich fein könne, wo die mittelbare Deffentlichkeit durch die Prefie 
ſchädlich wirke, läßt fich ohne Künſtelei nicht durchführen. Das einfache 
und richtige Prinzip lautet: Was in weiteren Streifen nicht bekannt 
werden ſoll, darf gar nicht öffentlich verhandelt werden... . Es ift 
Sache des Gejeßgebers und des Richters, die Frage ver Deffentlich- 
feit oder Nichtöffentlichkeit zu erledigen“. 

Wohin aber dieſe Anficht führen müßte, würde fie von Gejeßgebung 
oder Praris adoptirt, geht aus ven Worten Berner's veutlich hervor, 
Ihre letste Folge wäre eine bedeutende Vermehrung der Zahl jener Ver— 
bandlungen, welche mit Ausſchluß der Deffentlichkeit vurchgeführt wer: 
den. Dem Ermefjen des Richters ift durch die Oefetgebung ein ziemlich 
weiter Spielraum gelafjen, innerhalb veffen er ſich für oder gegen bie 
Deffentlichkeit entſcheiden kann. Die Befreiung der Berichterftattung 
von jeder ftrafrechtlichen Verantwortung würde den Richter zu größerer 


4) Bgl. Berner ©.260ff.; John ©. 337, welcher erklärt, bei Fefthalten 
der im Zerte vertheidigten Anficht gebe es überhaupt feine Deffentlichkeit mehr; 
Bartb ©. 18, der aber den von ibm aufgeftellten Grundfaß: „daß ein wahrbeits- 
getreuer Bericht feiner Anfechtung unterliegen barf“, jofort durch eine ſolche Fülle 
von Ausnahmen einjchräntt, daß von der Regel jelbft nicht viel Übrig bleibt. 

15 * 


—— ——— — 
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Vorſicht, zu einer Beſchränkung der Deffentlichkeit ver Verhandlungen 
drängen. Ob dieß ein Gewinn für die Rechtspflege wäre, mag dahin 
geſtellt bleiben. 

An ven aufgeftellten Grundſätzen muß auch dann feftgehalten wer— 
ven, wenn die Verhandlung bei gejchlejjenen Thüren 
jtattfand. Unrichtig wäre es, hier jede Berichterjtattung für durchaus 
unzuläffig zu erklären !; vielmehr tritt auch hier die Strafbarfeit des Be— 
richterftatters nur dann ein, wenn durch den Inhalt des Berichtes der 
Thatbejtann irgend eines Deliktes mit allen jeinen Merkmalen begrün: 
det wird?. Eine Verpflichtung zur Geheimhaltung des Ganges und 
des Ergebnijfes der Verhandlung beſteht weder für ven Angeklagten 
noch für ven Beichätigten, weder für ven Vertheidiger noch für vie zu— 
gelaffenen Bertrauensperjonen ; $ 309 St.G. kann nicht angewendet 
werben, weil diefer Mittheilungen über Gerichtsverhandlungen nur 
unter der Vorausſetzung mit Strafe betroht, daß „die Bekanntmachung 
durch Die Gejege unterjagt” fei, ein folches Berbot im geltenpen öjterr. 
Rechte aber nirgends exiftirt. Dieſe Anjicht hat audy ver O.“G.H. in 
ven beiven Entſcheidungen vom 18/4 und 31/5 4865 3 mit möglichfter 
Entſchiedenheit ausgejprochen *. 

Einen anderen Standpunkt nimmt in Diefer Beziehung ver vom 
Ausſchuſſe des Abgeortnetenhaufes uusgearbeitete Entwurf eines 
Strafgejeges ein. Diejer bedroht in $ 136 mit Gefäugniß bis zu drei 
Monaten oder an Geld bis zu 500 fl..... denjenigen, welcher „die 
Vorgänge bei einer Verhandlung, für welche durch Beſchluß des Ge— 
richtes die Defjeutlichfeit aus Gründen der Sittlichfeit oder auf Antrag 
ver Parteien ausgeſchloſſen wurte, öffentlich befaunt macht“. Eine 


YAM Barth S. 18: „Soviel die geheimen Gerichtöverhandlungen be- 


trifft, jo verſteht fi) von jelbft, daß ein Bericht Über biefelben nicht erftattet werben 


darf, wenn micht der Gerichtsbefchluß Die DOeffenttichfeit auszujchließen, geradezu 
illuſoriſch gemacht werben joll.“ 

2) Bgl. insbejondere Schwarze S. 55. 

3) ©.+3. 4565 No. 82 und 86; in ber Glafer’fchen Sammlung No. 1092 
unb 4094, 

4) Der von Yienbader 11 S.177 gemachte Vorſchlag, Journaliſten als 
Vertrauensmäuner nicht mehr zugulafien, fand eine Stüge in $223 der Si.“PO. 
von 4853, welcher die Zuriidweifung ber genannten Bertrauensperfonen geftattet, 
wenn „ber Gerichtshof perfünliche Bedenken aegen diefelben bat.” Dagegen ift eine 
jolche Zurüdweijung nad 5230 der St.P.O von 1873 abſolut unzuläffig. 
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Berbeilerung des geltenden, durch fein Stillfchweigen ter Natur ver 
Sache völlig entiprechenten Rechtes kann im dieſer Beſtimmung krotz 
der für fie in's Feld geführten Gründe !, nicht erblickt werten. 


IV. Die befonderen Strafen des Preßredts. 


$ 70. 4) Der Kautionsverfall. 


J. Die dem öſterr. Prefrechte eigenthünliche, objektive Nebenſtrafe 
des Kautionsverfalles fand erjt durch das Patent vom 31/3 18492 
Eingang in die heimische Gefeßgebung. In $ 12 prinzipiell anerkannt, 
wird fie bei den Strafbeftimmungen gegen die einzelnen durch den Ins 
haft einer Drudichrift begangenen Delikte in der Weife angedroht, 
daß der je nach der Schwere der ftrafbaren Handlung abgeftufte Maxi: 
malbetrag angegeben ift; fo joll bei Dinjeftätsbeleivigungen ver Verfall 
ver Kaution bis zu einem Betrage von 1500 fl., bei Angriffen auf vie 
Sittlichfeit bis zu 500 fl., bei Beleidigungen bis zu 300 fl., bei 


1) In dem Motivenbericht beißt es zur NRechtiertigung biefer Beftimmung : 
„Der Ausschuß hat weiters auf Anregung ber Regierung beichloffen, nod) 
einen weiteren im ber Negierungsvorlage nicht vorlommenden Fall aufzunehmen. 
Es wurbe dargelegt, daß e8 gerabezu ſtandalös fei, wenn eine Gerichtöver- 
handlung mit Ausfchluß der Deffentlichkeit geführt, und banır gleichwol bie 
ganze Verhandlung in ben Blättern veröffentlicht werde, Die Oeffentlichkeit des 
Gerichtsjaales ift eine außerordentlich beſchränkte gegenüber der Oeffentlichkeit, welche 
einer ſolchen Verhandlung durch Zeitungsberichte gegeben wird. Hält man bie 
Deffentlichfeit in einem ſpeziellen Kalle für unzuläffig, fo dürfe dieſe Beſtimmung 
nicht umgangen werben. Es wurde darauf bingewiefen, daß es nachgerade Sitte 
wäre, bei ſolchen nichtöffentlichen Verhandlungen Berichterftatter von Zeitungen ala 
Bertrauensperfonen zu benennen, fo baf die Verhöhnung des Geſetzes auf Grund 
des Geſetzes jelbft vor den Augen des Richters geichieht. Ungeachtet gegen eine foldye 
Strafbeflimmung eingemwendet wurbe, daß, wenn ber Inhalt ber Be: 
richte ftrafbar fei, die Strafbarleit ja ohnedieß vorliege, wenn 
aber der Inhalt nicht ftrafbar ift, fein Grund vorhanden fei, 
einen wahrheitsgetreuen Bericht als ftrafbar zu erklären, ſchloß 
fich der Ausfhuß in feiner Mehrheit der Anficht ber Regierung mit einer Mobifi: 
fation an.” Diefe Abweichung befteht darin, daß die Beftrafung nicht eintreten joll, 
wein bie Deffentlichkeit „nur (!) aus jogenannten (!) Grünben ber öffentlichen Ord— 
nung“ ausgeſchloſſen wurde. 

2) Oben ©. 14. 
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Sammlungen zur Dedung von Gelpftrafen bis zu 100 fl. u. |. w. — 
im Erkenntniſſe ausgefprochen werben. 

Die Strafe des Rautionsverfalles wurde beibehalten von ver Ge— 
jeßgebung des Jahres 1852. Nach ven $$ 28 und 251 tes St.G. 
joll, wenn durch die Drucdjchrift ein Vergehen begangen wurde, auf 
einen Rautionsverfall von 100 bis 500 fl., wenn aber ein Verbrechen, 
je nach der Schwere ver auf vasfelbe gejeßten Strafe, ein Kautions- 
verfall im Betrage von 500 bis 1000 fl., von 4000 bis zur Hälfte, 
von ber Hälfte bis zur vollen Höhe ver beftelften Kaution neben ver 
jonftigen gefetlichen Strafe erkannt werben. Die $$ 38 und 39 ver 
gleichzeitig erlaffenen P.O. verordnen das Gleiche, wenn eine Ber: 
urteilung auch nur wegen VBernachläffigung ver pflichtgemäßen Obforge 
und Aufmerkfamkeit ftattfindet. Gegenüber vem P.-G. von 1849 tritt 
die größere Strenge in ver gejeglichen Feftfegung eines Minimuns, 
unter welches die Gerichte in feinem Falle herabgehen dürfen, ſowie in 
ber Verbindung des Kautionsverfalles mit der Fahrläffigfeitsitrafe 
deutlich zu Tage. 

Die beiten $$ 28 und 251 St.-©. wurden in dem P.G. v. 1862 
für aufgehoben erklärt une durch $ 35 P.-G. erfegt. Die Aufftellung 
eines unüberjchreitbaren Minimums wurde beibehalten, vie Höhe des 
Minimums wie des Marimums dagegen nicht unbedeutend gemilvert. 
Der Entwurf von 18741 fette an vie Stelle des Kautionsverfalles 
eine Gelpftrafe, welche bei Verbrechen 300 bis 3000 fl., bei Vergehen 
60 bis 300 fl., bei Privatklagen 60 bis 1000 fl., betragen follte. 
Auch dev Entwurf von 18772 erklärte jich gegen den Kautionsverfall ; 
eine gegen ven Herausgeber zu verhängende ‚Geldbuße“ jollte fie er: 
jegen. Dagegen hat ver Negierungsentwurf eines Einführungsgefeßes 
zu dem projektirten nenen St.-&. das alte Syſtem mit unbeveutenven, 
durch die veränderte Tragweite der Begriffe „Verbrechen“ und „Ver: 
gehen“ hervorgerufenen Modififationen beibehalten. Art. XIV jegt 
nämlich an Stelle ves $ 35 P.-G. folgende Vorſchrift: „Wird Jemand 
wegen des Inhaltes einer Drudichrift, für welche nach $ 13 P.-©. 
eine Kaution zu erlangen war, einer jtrafbaren Handlung fchulvig er- 
kannt, ſo ift neben der gejeglichen Strafe auch auf Verfall der Kaution zu 


1) Bgl. oben ©. 37. 
2; Vgl. oben ©. 28. 
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erfennen. Der Berfall ver Kaution ift, wenn die Verurteilung wegen 
eines Verbrechens erfolgt, vom halben bis zum vollen Betrage, in 
allen anderen Fällen im Betrage von 100 fl. bis zur Hälfte der Kau— 
tion auszusprechen. In demjelben Ausmaße ift auf ven Verfall ver 
Kaution auch dann zu erfennen, wenn ver Inhalt einer folchen Drud: 
ichrift eine ftrafbare Handlung begründet, und Jemand aus dieſem 
Anlaffe wegen Bernachläffigung der pflichtgemäßen Objorge verurteilt 
wird. Die für verfallen erklärten Kautionsbeträge find gleich ven Geld— 
jtrafen, welche auf Grund des Strafgejetes über Verbrechen, Vergehen 
und Uebertretungen verhängt werben, zu verwenten“ !. 


Il. Ueber die Irrationalität des Syſtems bes Kautionsver— 
falles herricht, wie insbefonvere die Uebereinftunmung der beiden Ent- 
würfe von 4874 und 4877 beweift, feine Meinungsverfchiebenheit. 
Die herportretenpften Gebrechen des Syſtems find folgende?: 4) Die 
Strafe trifft nur die fautionspflichtigen periodiſchen Drudjchriften, 
alfo Die politiſche Preſſe, dieſe aber auch bei ven geringfügigften durch 
diefelbe begangenen Vergehen, während die nichtfautionspflichtigen 
Journale, mögen ihnen auch die ſchwerſten Verbrechen zur Laſt fallen, 
von diefer Nebenjtrafe, welche vie gewerbliche Seite des Unternehmens 
trifft, verfchont bleiben. So lange vie Verurteilung wegen eines Pref- 
beliftes die von derſelben betroffene Drudichrift fautionspflichtig machte, 
alfo der politiichen Preffe gleichitellte?, konnte dieſe verſchiedene Be— 
handlungsweiſe annähernd gerechtfertigt werben; bei dem gegenwärti— 
gen Stand unferer Geſetzgebung erfcheint fie als eine geradezu unbe: 
greifliche Unbilligkeit. 2) Die Höhe des Kautionsverfalles richtet fich 


1) Ein Vergleich diefer Beftimmungen mit $35 P.-&. ergiebt folgende Ab: 
weihungen: 4) Das Minimum wirb bei Verbrechen von 300 fl. auf den halben 
Betrag (im günftigften Falle 500, im ungünftigften 4000 fl.) erhöht, was durch 
bie Einſchränkung des Verbrechensbegriffes auf bie jchwerften Delikte 94 Entw.) 
zur Genüge gerechtfertigt wird; 2) Bei Bergeben wird das Minimum von 60 
auf 100fl. erhöht, wofür es bei der großen Zahl neuer Bergehen an einem aus: 
reihenden Grunde fehlt; 3) Kautionsverfall fol nunmehr aud bei Vebertre- 
tungen ausgeiproden werben — eine Anorbnung, die bei der rein polizeilichen 
Natur der meiften in den Entwurf aufgenommenen Uebertretungen als durchaus 
überflüffig und ungevechtfertigt erſcheint. 

2) Bol. insbef. Lienbacher, Preffreiheit S.64 ff, 1.176; auch Wahl: 
berg, Sei. H. Schriften 1 ©. 176. 

3) Oben $53 ©. 197. 
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in erſter Yinie nach der Höhe ver bejtellten Kaution, und erſt in zweiter 
Yinie entfcheivet vie Schwere des begangenen Deliktes, jo daß eine und 
diejelbe ftrafbare Handlung in Wien mit 8000 fl., in einer Heineren 
Provinzſtadt mit 2000, beziehungsweife wenn die betveffente Zeitung 
nicht öjter als dreimal in ver Woche erfcheint) mit 1000 fl. Kautions— 
verfalf bejtraft werden fann. Daß dieſer Mafftab für vie Bemeffung 
ver Strafe nichts weniger als fachgemäß ift, betarf Feines Beweiſes; 
ebenso ift es Har, daß die große politiſche Preſſe Wiens unter dem: 
jelben am empfinblichten leitet. Weniger einfeuchtent iſt e8, wie dieſe 
Belaftung ver großen Preffe mit ver jonftigen Begünftigung derſelben 
durch unfere Geſetzgebung vereinbar ift, aus welchem Grunde man vem 
leisten Zwecke des Shitems ver Kuautionsbeftellung: das Entjtehen 
großer mit beveutendem Kapitale ausgerüfteter Blätter auf Koften der 
Heinen möglichſt zu fördern !, durch die gefeßlichen Bejtimmungen über 
ven Kautionsverfall fofort wieter entgegenarbeitet. 

In die Regierungsvorlage des P.-©. von 1862 hat Tas Syſtem 
des Kantionsverfalles, wie Lienbacher? berichtet, erjt nach langen 
Beruthungen, und nur aus dem Grunde Eingang gefunden, weil man 
befürchtete, „daß die Einführung von Geldftrafen wie die einer neuen 
Härte Könnte betrachtet werten, während man in Oeſterreich an die 
Strafe des Rautionsverfalles bereits gewöhnt fei, daher deren Beibe— 
haltung weniger angefochten werden türfte.“ Wirklich wurten vie Be: 
jtimmungen über ven Kautionsverfall, als handle es fich um eine 
durchaus jelbjtverjtändliche Einrichtung, in beiden Häufern ohne ein 
Wort der Widerrede angenommen. 


111. So einig man über die Verwerflichkeit des Kautionsverfalles 
ijt, jo weit gehen die Anfichten über jeine juriſtiſche Natur aus: 
einander. Wahlberg? ftellt in Abrere, daß er ale Selpjtrafe 
aufgefaßt werben könne; „vie ftrafgerichtliche Geldſtraſe ift hienach 
unterſchieden von . .. ver Zeitungsitrafe durch Kautionsver— 
fall, welche auch dann eintreten kann, wenn den Eigenthümer der 
Kaution nicht das geringſte Verſchulden trifft, und nur einmal, nicht 
gegen Jeden der wegen einer inkriminirten kautionspflichtigen Druck— 


1) Oben $53 S. 193. 
2) 1. ©. 177. 
3) Gef. kleine Schriften II S. 254. 
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Ichrift mehreren Schulvigen zu verhängen iſt.“ Noch weiter geht 
Hye!; nac ihm haben wir es nicht nur mit feinev Geldſtrafe, fon- 
dern überhaupt nicht mit einer „eigentlichen“ Strafe zu thun; vie 
äußere Stellung, welche die 88 28 und 251 im St.-®. von 1852 ge- 
funden, beweife dieß ebenso fehr, wie die innere Natur des Kautions— 
verfalfes?. In durchaus gleicher Weife äußert fih Herbft?, wäh: 
vend Frühwald die ganze Frage mit Stillichweigen übergeht. 

Allein vie legterwähnte Anficht kann nicht als richtig betrachtet 
werben. Der Kautionsverfall ericheint vielmehr als eine eigentliche 
Strafe, die alferbings nicht eine beftimmte Perfon, ſondern das ge— 
werblidhe Zeitungs-Unternehmen als folches trifft, daher 
als objektive Strafe bezeichnet werten muß. Alle die weientlichen 
Merkmale einer friminellen Strafe kehren beim Kautionsverfalle wie- 
der: er ijt ein von dem Strafgefet gegen die Begehung ftrafbarer 
Handlungen angebrohtes, im Wege tes Strafprozeffes durch den 
Strafrichter erfanntes Uebel, ein malum passionis quod infligitur 
propter malum actionis (Hugo Grotius). Insbeſondere ſpricht 
für diefe Auffaſſung, daß der verfallende Betrag ver Kaution durch 
Ausmeſſung innerhalb eines Minimums und eines Maximums be- 
jtimmt wird, eine Ausmeffung, bie doch nur ben Grad des Verſchul— 
tens wie die Intenfität der verurfachten Rechtsverlegung zum Maß» 
jtabe hat, und dadurch ven Kautionsverfall wefentlich und charakteriftifch 
ven der Konfisfkation eines beftimmten Vermögensobjeftes 


1) Strafgeſetz S.429. 

2) „Schon die äußere Stellung biefer beiden Paragraphe deutet darauf hin, 
daß das Geſetz die darin enthaltenen Beſtimmungen nicht ale eigentliche Strafen 
angefehen habe, weil es biefelben weder unter ben Haupt: noch unter ben Neben- 
ftrafen aufgezählt, fondern in der äußern Anreihbung den Normen über die Stra: 
fen und überdieß den anderweitigen geieglichen Wirkungen von Strafurteilen 
nmach geſetzt hat; und weil es ferner eben biele Beftimmungen durch den im $28 
vorfommenden Ausbrud: „webft der geietlihen Strafe” nur als deu Strafen 
nebengeorbnete Folgen eines Verbrechens bezeichnet hat. Es befteht demnach 
wirffih ber innere und reale Charakter der in dieſen beiden Paragraphen feft- 
geiesten Folgen weniger in einem Strafübel, weil biejelben nicht nothwendig 
einen Schuldigen treffen, als vielmehr in der Verwirklichung ber von ber Geſetz— 
gebung unabhängig von jeder Berfon für ben Fall angedrohten objektiven nad 
theiligen Intereffen in Beziehung auf ein Journal-Unternehmen, wenn die von ihr 
für nöthig befundene Präventiv- Maßregel des Kautionsſyſtems ſich in dem ein: 
zelnen Falle unzureichend gezeigt hat.“ 

3) Herbft Note zu $28 St.-®. 
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unterjcheitet. Da aber andrerjeits die Merkmale ver eigentlichen Gelt- 
ſtrafe nicht vorliegen Wahlberg), nicht das genus, fontern die 
species ganz oder zum Theil verfällt, va ferner alle die gejeglichen 
Beitimmungen über bie Geltftrafe, wie z. B. die Umwandlung in eine 
Freiheitsſtrafe für den Fall ver Uneinbringlichkeit, hier nicht ange: 
wendet werben fönnen — müſſen wir ven Kautionsverfall als eine be- 
fonvere, weder mit ver Geloftrafe noch mit ver Konfisfation zu ver: 
wechjelnve, jelbitftänpige Korm der Öattung: Vermögens— 
jtrafe betrachten !. 

Es fei nur noch erwähnt, daß auch die Erjegung bes Kautionsver: 
falles durch eine wirkliche Geldſtrafe oder „Geldbuße“ nur unter ge- 
wiffen Vorausſetzungen Beifall vervient. Wollte man das Syften der 
ausſchließlichen Haftung nach allgemein-ftrajrechtlihen Grundſätzen, 
bas, wie wiederholt betont wurte, ver Preſſe gegenüber nicht ausreicht, 
‚erjegen oder ergänzen burch eine objektive, gegen das Unter: 
nehmen als folches gerichtete Gelpftrafe, jo ließe fich gegen eine ber: 
artige Beftimmung nicht viel einwenden. Aber wenn jenes Syſtem 
bereits ergänzt ift, wie nach geltendem öfterr. Necht durch die Be— 
ſtrafung der VBernachläffigung pflichtgemäßer Aufmerkjanteit, dann ift 
für die objektive Geldſtrafe fein Platz. Darum war tie Aufnahme ver 
Gelpftraje in ven Entwurf von 1874, welcher bie Fahrläſſigkeitsſtrafen 
vollftändig befeitigt Hatte, prinzipiell durchaus richtig, darum war es 
umgefehrt ein prinzipieller Fehler, wenn ver Entwurf von 1877, ob» 
wol er die Fahrläffigkeitsftrafe beibehielt, dennoch neben dieſer, bie 
Geldbuße gegen den vermögensrechtlichen Repräfentanten des Unter: 
nehmens, ven Herausgeber, in Vorſchlag brachte. 


IV. 8 35 des geltenden P.-G. verfügt: 

„Wird Jemand wegen des Inhalts einer Drud- 
ſchrift, für welche nach $ 43 eine Kaution zu erlegen war, eines 
Berbrehens oder Vergehens ſchuldig erfannt, fo ift 
nebjt der in den bezüglichen Geſetzen ausgejprochenen Strafe auch 
auf den DBerfall ver Kaution zu Gunften des Armenfonds jenes 
Drtes zu erkennen, wo die ftrafbare Handlung verübt worden ift.“ 


4) Richtige Anficht (objektive gegen das Unternehmen gerichtete Strafe) auch 
bei Yienbader1©. 110, 11&.39, 75, Preffreiheit ©. 69. 
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Nach vem Haven Wortlaute hat dev Kautionsverfalf immer einzu: 
treten, wenn die Verurteilung irgend einer Perfon wegen bes In- 
haltes einer Drudichrift erfolgt, ohne jeve Rückſicht darauf, ob das 
Zeitungsunternehmen felbft, beziehungswetfe vie dasſelbe leitenden und 
vertretenden Perfonen in irgend einer Weife an ter Begehung des 
Deliktes betheiligt waren ober nicht. Es ift Har, daß diefe Anoronung 
zu den größten Härten führen kann und muß; aber — lex dura sed 
ita seripta; eine Abänderung darf nicht von ver Rechtspflege, kann 
nur von ber Gejeßgebung erwartet werden. Entichievenen Tadel ver: 
dient daher der von Lienbacher (II ©. 76) geſchilderte und gebilligte 
Borgang. Durch eine Annonce, die in einem Wiener Blatte erjchienen 
war, hatte Jemand das Verbrechen bes Betruges begangen ; der Thäter 
wurde verurteilt, aber auf Kautionsverfall nicht erfannt. „Man ging 
dabei von ter Erwägung aus, daß ber betrügliche Charakter jener 
Annonce dem Redakteur der Zeitjchrift jowenig, wie dem betrogenen 
Publikum erkennbar, ſomit die Zeitungs-Unternehmung ein unbewuß- 
tes Werkzeug bes Betruges war, welchem fie durch die gewöhnliche 
Aufmerkſamkeit nicht vorbeugen fonnte.“ 

Auch dann, wenn bie Verurteilung nur wegen Vernachläſſig— 
ung der pflihtmäßigen Aufmerfjamfeit erfolgte, muß ber 
Verfall der Kaution, und zwar mit Rückſicht auf die ftrafvechtliche 
Qualifikation des Inhaltes der Drudichrift, ausgejprochen werben. 

Dagegen wäre ver Ausipruch des Kautionsverfalles durchaus 
unftatthaft, wenn ein objeftives Erkenntniß im Sinne des 
$ 492 St.P.O.! gefällt worden ift, oder das objektive Ber- 
fahren nad $ 493 &t.-B.-D.? ftattgefunden hat. Denn es fehlt 
hier an der umerläßlichen Bedingung, daß eine bejtimmte Perſon 
wegen des Inhaltes ver Drudjchrift verurteilt wurde, alſo eine ſubjek— 
tive (wenn ber Ausdruck geftattet ift) mit einem fubjektiven Erfenntniffe 
endigende Verfolgung jtattgefunden hat. 

Wenn die gefelichen Borausfegungen vorliegen, muß, ohne daß 
dem richterlichen Ermeſſen in dieſer Beziehung irgend ein Spielraum 
gewährt wäre, ver Berfall der Kaution ausgefprochen werben. Auch 
dann, wenn es fich um eine Privatklage handelt. Ein bejonderer An- 





1) Siehe unten $ 90. 
2); Siehe unten $ 92. 
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trag des Anflägers auch des Staatsanwaltes) ift in feinem Falle er: 
forderlich. 

Da das Zeitungsunternehmen als das von der Strafe betroffene 
Subjelt erſcheint, iſt der Kautionsverfall wegen desſelben Deliktes 
immer nur einmal zu verhängen, wenn auch noch ſo viele Perſonen 
wegen dieſes Deliktes verurteilt werden!. 

„Der Verfall der Kaution iſt, wenn eine Verurteilung wegen eines 
Verbrechens erfolgte, für welches nach dem Geſetze auf eine mehr 
als fünfjährige Kerkerſtrafe erkannt werden kann, vom 
halben bis zum vollen Betrage, bei allen andern Verbrechen im 
Betrage von dreihundert Gulden bis zur Hälfte der Kaution, endlich 
bei allen Bergehen im Betrage von ſechzig bis dreihundert Gulden 
auszuſprechen, und es kann der Gerichtshof hiebei niemals unter 
das geringſte geſetzliche Ausmaß herabgehen“ (2. Abſ. $ 35 
P.⸗G.). Die letzte Beſtimmung iſt um jo härter, als das Herabgehen 
unter das geſetzliche Minimum des Strafſatzes in der öſterr. Praxis 
zur Regel geworden iſt, und in ca. 60— 70", aller Verurteilungen 
ſtattzufinden pflegt. 

Das Ausmaß der Strafe innerhalb der vom Geſetze geſteckten Gren— 
zen erfolgt, wie überall ſo auch hier, unter Berückſichtigung der objek— 
tiven und ſubjektiven Momente, ver Schwere der Rechtsverletzung wie 
des Grades des Verfchuldens. Dabei wird zwar nicht etwa die Ten: 
benz des Blattes im Allgemeinen, wol aber die Zahl ver etwa bisher 
erlittenen Verurteilungen in Betracht zu ziehen fein 2. 

Binnen 3 Tagen nach Rechtskraft des den Kautionsverfall aus— 
ſprechenden Erkenntnifjes hat dev Herausgeber bei dem Staatsanwalte 
ven Erlag des betreffenden Betrages auszuweiſen; geſchieht dieß nicht, 
fo hat ver Staatsanwalt das Erfenntniß an den als Kaution erliegen- 
ven Werthen zu vollziehen, beziehungsweife viefelben ganz over zumt 
Theil börſemäßig veräußern zu laffen, und von dem Exgebnijfe ven 
Herausgeber zu verftändigen. Wird binnen acht Tagen nach dieſer 
Berftändigung die Ergänzung ber verminderten Kaution dem Staats: 
anwalte nicht ausgewiejen, jo bat dieſer durd) die Sicherheitsbehörde 


— — — — — 


1) Anerlannt in ber €. v. 23/3 1864 (G.:3. 1864 No. 78). 
2) Ueber bie Ausmeflung im Falle einer Konkurrenz von ftrafbarer Hand«- 
lungen vgl. unten $ 74. 


Das Berbot der weiteren Verbreitung. $ 74. 285 


die weitere Herausgabe der periodiſchen Drudichrift für jo lange ein— 
zuftellen, bis die Ergänzung ausgewiejen tft. 

Da der Kautionsverfall eine leriglich objektive, an vie beitellte 
Kautionsfumme gebunvene Strafe ift, darf unter feinen Umftänven 
zur Vollſtreckung des Erfenntnifjes über die effektiv vorhandene Kau— 
tionsfunme hinausgegriffen werten auf das freie Vermögen des Her: 
ausgebers oder Eigenthüners des Blattes oder ivgend einer dritten 
Perfon!. Selbft dann nicht, wenn durch die hinter einander ergehenden 
Erfenutnijje vie bejtellte Sunmnte überjchritten werben follte. 3. B. am 
1., 3. und 5. Januar wird wegen drei verfchiedenen Verbrechen jedes- 
mal auf Verfall ver halben Kaution erkannt, eine Ergänzung durch den 
Herausgeber aber nicht vorgenommen. Ebenjo kann die Einftellung 
erſt nach Ablauf der acht- beziehungsweiſe eljtägigen Frift ausgeiprochen 
werben, jelbjt wenn, wie in unſerem Beilpiele, vie Unzulänglichkeit 
des bejtellten Betrages ſchon jrüiher zweifellos fein follte. 


$ 71. Das Berbot der weiteren Berbreitung ($ 36 
P.-©.). 

Während das Verbot einer periodischen Drudichrift als folcher, 
alſo auch in ihren erſt künftig erjcheinenden Nummern, nach geltendem 
öfterr. Recht jeit ver Novelle von 1868 überhaupt nicht mehr — auch 
ausländischen Drudjchriften gegenüber nicht — geftattet ift?, während 
jerner die Entziehung des Poftvebits regelmäßig nur gegen die aus— 
ländiſche Preffe?, und nur im Falle einer Suspenfion der Preßfreiheit 
anf Grund des Geſetzes vom 5/5 1869 auch gegen inländische Schrif- 
ten ausgejprochen werben fann + — jpielt das Verbot einer beſtimm— 
ten einzelnen Drudichrift, als Nebenftrafe auf Grund 
einesgerihtlihen Erfenntnifjes auch noch in unferem heuti- 
gen Preßrechte eine fehr bedeutende Rolle. 

$ 36 B.-&. beftimmt: 

„Mit jedem gerichtlichen Erfenntniffe, das den Inhalt einer 
Druckſchrift ‘eines Blattes, Heftes oder Werkes) als Berbreden 


4) Siche auch oben $53 3. 203, 
2) Vgl. oben $ 48. 
3) Vgl. oben $49. 
4, Bgl. oben 824. 
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erklärt, ift auch das Verbot ihrer weiteren Verbreitung ! zu verbin- 
ven. Diefes Verbot kann das Gericht auch dann aussprechen, 
wenn e8 in dem Inhalte einer Drudichrift nur ein Bergehen over 
eine Uebertretung erfennt.“ 

— Verbot iſt, wie der Kautionsverfall, eine objektive 
Strafe?; während aber dieſer gegen das Zeitungsunternehmen 
"gerichtet iſt, trifft dieſe unmittelbar die, ſei es periodifche, jei e8 nicht- 
periodiſche, Druckſchrift felbft. 

Unerläßliche Vorbedingung für den Ausſpruch des Verbotes iſt das 
Vorliegen eines gerichtlichen Erkenntniſſes, durch welches der Inhalt 
einer Druckſchrift für ſtrafbar erklärt wird. Durchaus gleichgiltig iſt 
es, ob dieſes Erkenntniß gegen eine beſtimmte Perſon, ſei es wegen 
doloſer, ſei es wegen fahrläſſiger Begehung des in der Druchfſchrift ent- 
haltenen Deliktes gerichtet iſt, oder ob lediglich ein objektives Er— 
kenntniß im Sinne ber $$ 492 und 493 St.P.O.“ gefällt wurde; 
auch in dem legteren Falle mußte ja der Inhalt der Drudjchrift für 
jtrafbar erklärt werben. 

Dagegen kann das Berbot nicht ausgefprochen werben, wenn das 
vorliegende Preßdelikt nicht durch den Inhalt der Drudichrift, fon- 
dern durch eine Uebertretung ver Borjchriften des Preßgewerbe-, Preß⸗ 
polizeis oder Preßftrafrechtes begangen wurde. Wenn alfo 3. B. die 
Beichlagnahme einer Drudichrift erfolgte, weil auf ihr, entgegen ven 
Anordnungen des $ 9 B.-&. weber ver Druder noch der Drudort 
noch ber Verleger angegeben ift, jo wäre bie Verbotlegung durchaus 
unzuläffig. Das Geſetz jpricht jo beftimmt, die Terminologie des 
öfterr. Preßrechtes ijt in diefer Beziehung eine fo feſte, gleichbleibenve, 
daß über vie Richtigkeit diefer Anficht kein Zweifel herrjchen follte. Im 
Dezug auf $ 24 P.-©. Hat fie feinerzeit Glafert mit Entjchievenheit 
und mit Erfolg vertreten. 

Das Berbot hat fich auf den ftrafbaren Inhalt ver Drudichrijt 
zu bejchränfen, jo weit eine Scheidung besjelben won den übrigen Be— 
ſtandtheilen ver Schrift möglich iſt; jo wäre beifpielsweife nur das 


4) Ueber den Begriff der Verbreitung vgl. das oben $ 28 Gejagte. 
u) Richtig Lienbacher ITS. 77. 
2 Vgl. unten 8589 ff. 
} Slafer in G.:3. 1863 No. 448 (Gef. H. Schriſten 11 S. 72ff gegen 
eine in 3 137 mitgetheilte E. des öfterr. O.⸗v. G. 
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Hauptblatt einer Zeitungsnummer unter Freigebung des Nebenblattes 
und umgekehrt mit Verbot zu belegen u. ſ. w. Es ergiebt fich dieß 
nicht nur aus der Natur der Sache, fondern für das öfterr. Recht noch 
insbeſondere aus der Analogie des $ 37, welcher eine gleiche Trennung 
jelbjt für den Fall der Vernichtung vorfchreibt. Eine Unterlaffung ver 
genauen Bezeichnung der inkriminirten Stellen der Druckſchrift macht 
ziwar weder bas Erfenntniß ungiltig, noch die Verbreitung ver Druck— 
ſchrift im Ganzen, over ven Wieverabtrud des ganzen Inhaltes ftraf- 
(08; wol aber kann dadurch die Strafbarkeit der Verbreitung einzel: 
ner Beftandtheile, des Wiederabbrudes einzelner Stellen ver 
Drudichriften entfallen. Das Nähere tarüber unten $ 82. 

Der Ausjpruch des Verbotes ift, wenn es ſich um Vergehen der 
Uebertretungeh handelt, in das Ermeffen des erfennenben Gerichtes 
geftelft, wen aber ein Verbrechen vorliegt, obligatorifch ange- 
ordnet, er bat bei Brivat- orer Antragstelikten in gleicher Weife ein- 
zutreten, wie bei den von Amtswegen zu verfolgenden ftrafbaren Hant- 
lungen; ein bejonderer Antrag des Staatsanwaltes oder Privat: 
klägers auf Ausfpruch des Berbotes ift in feinem Falle erforderlich. 

Jedes gerichtliche Verbot ver Verbreitung einer Drucdjchrift ift 
durch die amtlihen Blätter, jowie durch das Polizei- 
centralblatt! kundzumachen. Die zur Urteilsvollſtreckung be— 
vufene Behörde hat diefe Kundmachung unverzüglich, alfo ohne vie 
Rechtskraft des Erfenntniffes abzuwarten, zu veranlaffen. Der Staats- 
anwalt feinerfeits hat bie oberften Juſtiz- und Bolizeibehörven von 
jedem Ausjpruche eines Verbotes und, wenn gegen venjelben ein 
Rechtsmittel ergriffen wurde, von der eingetretenen Rechtskraft oder 
Aufhebung des Erfenntniffes zu verftändigen ?. 

In der Kundmachung müffen die von tem Verbote betroffenen 
Drudichriften in jolcher Weiſe bezeichnet fein, daß fie allgemein erfenn- 
bar find, und die Kuntmachung auch wirklich ihren Zweck erreicht, als 
Nichtfchnur für alle Betheiligten zu dienen. Große Schwierigkeiten 
verurjachte num diefe Bezeichnung bei Bildern, umfittlichen Photogra— 
phien u. |. w. Die Praris pflegt, wie Yienbacer? berichtet, in 


4) Bgl. Erlaß des Polizeimin. v. 46/3 1863 ber fienbader II ©. 242. 
2) Inſtruction $17. 
3) 1. S. 77 und 80. 
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jolchen Fällen von ver Kundmachung gänzlich abzujehen, das Verbot 
lediglich im Erkenntniſſe auszuiprechen und damit die Bernichtung nach 
$ 37 P.G. zu verbinten. Allein viejer Borgang ift entjchieven unge- 
jeglich, die Kunvmahung muß unter allen Umſtänden erfolgen, und 
es liege fich wol ohne beſondere Schwierigfeiten eine ſolche Art ver Be- 
zeichnung wählen, welche wenigftens jenen Perjonen, vie ſich mit ver 
Berbreitung derartiger Preßerzeugniffe zu bejchäjtigen pflegen, feinen 
Zweijel über vie Objekte des Verbotes laſſen würte. 

Das weitere Berfahren mit den von dem Berbote betrojfenen 
Drudichrijten regelt $ 45 ver Inftruction: „Drudichriften, bezüglich 
deren werer auf Berfall noch auf Bernichtung erkannt, jondern nur 
tas Verbot ver weiteren Verbreitung ausgejprochen worden ift, find 
ter Sicherheitsbehörde zu übergeben, welche je ven Parteien auf 
veren Verlangen, jedoch nur unter Anwendung ſolcher Borjichts- 
maßregeln auszufolgen hat, welche vie Gefahr einer weiteren 
Berbreitung im Inlante zu bejeitigen geeignet erjcheinen.“ 


$ 72. 3) Bernihtung, # Verfall von Preßerzeug— 
nijjen. 

I. Vernichtung. 

1, 837 2.:©. bejtimmt: „In allen Fällen, we das Ber- 
bot einer Drudihrift ausgeſprochen wird, kann tas 
Gericht auch auf die Vernichtung der für jtrafbar erklärten Drud- 
ſchriſt im Ganzen over eines Theiles verjelben, ſowie auf vie Zer— 
jtörung der zu deren Vervielfältigung geeigneten Zurichtung, des 
Sates, der Platten, Formen, Steine u. dgl. erfennen. 

Die Bernihtung von Drudichriften erjtredt ſich jedoch nicht 
auf jene Eremplare, welche bereits in den Befig dritter Perjonen 
zu eigenem Gebrauche übergegangen find.“ 

Dieſe Beftimmungen jind feit 1862 an vie Stelle der $$ 29 und 
252 2. Abi.) St.G. von 1852 getreten. Sie unterfcheiven ſich von 
viejen in folgenden Punkten: 

a) dadurch, daß nach vem P.-G. auf Vernichtung nur dann 
erfannt werten, weun das Verbot ver Weiterverbreitung ausge 
iprochen wirt. Diefe Verbindung zweier, ihrem Weſen und ihrem 
Zwede nach durchaus verſchiedener Maßregeln, bervorgernjen durch 
eine im Yaufe ver parlamentarifchen Berathungen vorgenommene Ab- 
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ünberung ver Regierungsvorlage, muß als gänzlich verfehlt bezeichnet 
werden!. Verbot und Vernichtung follen einander ergänzen; die Ver- 
nichtung jet voraus, daß die Befchlagnahme in ausgedehnten Make 
gelungen ift, während das Verbot gerate dort am Plate ift, wo dieß 
nicht ver Fall war; durch das Verbot wird die Subftanz der Drud- 
ſchrift geſchont, durch die Vernichtung zerftört. 

b) Ein weiterer Unterfchied liegt in ver Aufnahme bes zweiten, bie 
Privatrechte einzelner Befiter ſchützenden Abjates?. 

c) Dagegen wurden die Anoronungen des St.G. dadurch ver- 
ichärft, daß während viefes Vernichtung nur bei Begehung eines Ver: 
brechens oder Vergehens zuläßt, nach $ 37 B.-©. diefelbe überall dort 
wo das Verbot ftatthaft ift, alfo auch tan, wenn nur eine Leber- 
tretung vorliegt, ausgefprochen werben kann. Doch ift bei ver ge- 
ringen Zahl von Uebertretungen, welche durch Drudjchriften begangen 
werben können, dieſe Berichärfung ohne befonvere praktiſche Bedeutung. 

2) Die Bernichtung der Drudjchriften, wie die Zerjtörung ber 
Bervielfältigungsmittel vechtfertigt fich durch die Erwägung, daß 
hier die instrumenta und producta sceleris vorliegen, die nach den, in 
ber Natur ver Sache begründeten, Anorbnungen des allgemeinen 
Strafrechts 3 dem Verfalle unterworfen find. Dieß überfieht John, 
wenn er* jagt: „Die Strafe ter Vernichtung des Preßerzeugnifies 
wiberjtreitet dem Prinzipe der Deffentlichkeit des Verfahrens, welches 
ein Fundamentalprinzip unferes modernen Strafprogeffes fein joll.“ 

Der Ausspruch der Vernichtung ift immer in das Ermeſſen des 
Gerichtes geftellt, kann daher unterbleiben, obwol auf Verbot ver 
Weiterverbreitung erkannt wurde. Ein bejonterer Parteiantrag ift 
auch hier nicht erforderlich. Ob die zu vernichtenden Gegenftände dem 
Thäter beziehungsweife einem Theilnehmer oder aber einem ber That 
gänzlich ferne ftehenven Dritten gehören, macht feinen Unterjchieb 5. 

3) Wir haben bei ver Vernichtung zu unterſcheiden: 

a) die Vernichtung ber producta sceleris, ver Drudichrift 
jelbjt, im Ganzen oder eines Theiles derſelben. Theilweiſe Vernichtung 


4) Bol. au Lienbader II S. 79. 

2) Bgl. darüber das oben bei ber Beichlagnahme in 548 ©. 172 Gejagte. 

) gl. $80 bes St.-G.-Entwurfs. 

} Gutachten ©. 337. 

5) Anders $30 St.-G.-Entwurf Regierungsvorlage; 529 Ausfhußentwurf). 
19 
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findet ftatt, wenn bie einzelnen infriminirten Beftandtheile ver Drud- 
ſchrift phyſiſch losgetrennt werden können; fie ließe fich aber auch da- 
durch bewerkftelligen, daß die ftrafbaren Abfchnitte, Säge, Abbil- 
dungen u. j. w. mit Druderfchwärze überftrihen! und die Drud- 
jchriften in diefer Geſtalt dem freien Verfehre übergeben werben. 

b) Die Zerftörung ver Vervielfältigungsmittel, ber in- 
strumenta sceleris. Dieje bat in ver Weije zu erfolgen, daß ber 
Wiederabdruck unmöglich gemacht wird. Steine, Platten, Holzſtöcke 
und dgl. find abzufchleifen, Metallformen einzufchmelzen. Die zum 
Sate vereinigten beweglichen Lettern find nicht auseinander zu werfen, 
ſondern Eunftgerecht abzulegen, was unter Aufficht der volljtredenven 
Behörde durch das Drudereiperfonal gejchehen kann?. 

4) Wie weit die Vernichtung fich zu erjtreden habe, ob insbejontere 
auch die Vervielfältigungsmittel ver Zerftörung zu unterwerfen find, 
hat das gerichtliche Erfenntniß, auch hier unabhängig von jevem Par: 
teiantrag, feitzufegen. 

Der Ausspruch der Vernichtung fett voraus, daß ver Inhalt 
der Druckſchrift für ftrafbar erfannt wurde. Er kann demnach ftatt- 
finden, wenn die Verurteilung einer beſtimmten Perſon, ſei e8 
wegen bolojer, ſei es wegen fahrläffiger Begehung des durch den In— 
halt der Drudjchrift begründeten Deliktes erfolgte, oder wenn neben 
ber Freifprechung des Angeklagten oder ver Einjtellung des Verfahrens 
ein objeftives Erfenntniß nach $ 492 St.-B.-D. gefällt wurde, 
oder enblich, wenn das objektive Verfahren ftattgefunten hat; er 
ift ausgefchloffen, wenn es fich lediglich um eine Webertretung des 
Preßgewerbe:, Preßpolizei- oder Preßjtrafrechtes handelt. 

5) Bezüglich des weiteren Verfahrens bejtimmt $ 46 der Inftruc- 
tion: „Bei folchen Drudjchriften, bezüglich deren das Strafgericht auf 
Vernichtung erkannt hat, ift diefe unter Aufficht des Stantsanwaltes 
oder der Sicherheitsbehörbe in der Art vorzunehmen, daß ver Werth 


4) Bol. Barth ©. 72. 

2) Vgl. Berner 9.315. Schon Kudler bemerkt zu $58 bes II. Theiles bes 
St.“G.«B. v. 1803: „Die Zerftörung des Schriftfates wird Dadurch vollzogen, daß 
die gejetsten Bogen auseinander genommen, und bie Lettern wieder vereinzelt 
in die Schriftläften eingelegt werben, bamit fein Abbrud von benfelben 
meiter genommen werben fann. Dieß muß funftgemäß geichehen, damit bie 
Elemente der Schrift (die Lettern u. |. w.) noch ferner anwendbar bleiben.” 


Beröffentlihung bes ftrafgerichtlichen Erfenntnifies. $ 73. 291 


des Materiales joweit geſchont werde, als e8 ber ftrafrechtliche Zweck 
und der Inhalt des ftrafgerichtlichen Exrfenntnifjes gejtattet. Das Ma— 
terial ift fohin angemeffen zu verwerthen und der Erlös dem Armenfonde 
zuzuwenden.“ 

I. Der Verfall. Die bei ungeſetzlicher Verbreitung! 
ergriffenen und die verbotswidrig angeschlagenen? Drud- 
ichriften unterliegen dem Verfalle. Diefe Drudicriften find, wenn 
nur auf Verfall, nicht zugleich auch auf Vernichtung oder Verbot er- 
fannt wurde, zur entiprechenven Verwerthung an jenen Armenfond zu 
ſenden, welcher nach den Beſtimmungen bes allgemeinen Strafgejetes 
als bezugsberechtigt erjcheint?. Die Empfangsbeftätigung ver Armen- 
fondsverwaltung ift zu den Strafalten zu legen. 


$ 73. 5) Berdffentlihung des ftrafgeridhtlihen Er- 
fenntnifjes. 

Es find zwei Paragraphe des Preßgeſetzes, welche hieher gehörige 
Beitimmungen enthalten, und welche nach ihren VBorausjegungen wie 
nach ihren Konfequenzen ftrenge von einander unterjchieven werben 
müfjen. 

4) Zunächſt beftimmt $ 20 Abi. 2 P.-G.: „Verfügungen und Er- 
fenntniffe der Strafgerichte, welche in Folge einer wegen des In— 
haltes einer periodiſchen Drudjchrift eingeleiteten Unterfuchung 
erfloffen find, müffen über ven auf Berlangen des Staatsanwaltes 
over Privatklägers ergangenen Auftrag des Gerichtes in dem näch— 
ften Blatte over Hefte dieſer Drudichrift, und zwar auf der 
erjten Seite desſelben, Eoftenfrei aufgenommen werben,“ 

2) 3n$ 39 B.-©. (welcher an die Stelle des 3. Abf. des $ 493 
&t.-©. getreten ift) heißt e8 dagegen: „Wenn der Staatsanwalt ober 
Privatankläger auf Veröffentlichung des aus Anlaß einer Drudjchrift 
ergangenen Straferfenntniffes anträgt, jo hat das Gericht auch darüber 
zu erkennen, und ven Zeitpunkt, ſowie die Art ver Veröffentlichung, 
welche auf Koften des Berurteilten zu gefchehen hat, genau zu 
bejtimmen.“ 


1) 828 P.G. Bol. oben $28. 

2) $23 P.G. Vgl. oben $29. 

3) Nah 5 241 St.-©. der Armenfond bes Ortes der begangenen That. 
Anders nah dem St.-G.-Entwurf; vgl. 525 der Regierungsvorlage und Aus: 
ihußberiht ©. 9. 

19 * 
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Eine nähere Betrachtung beider Beitimmungen türfte, trog ver 
unklaren Faffung verjelben, ihr gegenfeitiges Verhältnis mit Sicherheit 
erkennen laffen!. Bor Allen muß daran fejtgebalten werten, daß 
beive Baragraphe fi) auf durchaus verichievene Fälle beziehen. & 20 
Abi. 2 findet Anwentung, wenn die (periopijche) Drud- 
ſchrift jelbit, beziehungsmweije eine der jie leitenden 
und vetretenden Berjonen in irgend einer ſchuldhaften 
Beziehung zu dem in der Drudihrift begangenen De- 
likte ſtehen; ift bieß nicht der Fall, fo kann nur nad 
$ 39 vorgegangen werten. Wenn z. B. A ven B in ver Zei- 
tung X durch ein Inſerat, veffen verftedte Anspielungen dem Uneinge- 
weihten nicht verſtändlich find, beleitigt, jo daß aljo vem Redakteur, 
Druder u. ſ. w. nicht das geringjte Verſchulden zur Laft fällt; To 
fann das Gericht nur auf Grund des $ 39 dem Thäter (nicht der Zei- 
tung!) die Veröffentlichung des Erfenntniffes auf feine Koften auf- 
tragen. 

Diefer inneren Verſchiedenheit entfpricht auch die abweichente Wort- 
faffung ver beiden Paragraphe; & 20 fpricht von einem „Erfenntniffe, 
welches in Folge einer wegen des Inhaltes einer periodijchen 
Drudihrift eingeleiteten Unterfuchung erflofien iſt'; $39 von ver „Ver- 
Öffentlichung eines aus Anlaf einer Drudjchrift ergangenen Erfennt- 
niſſes“. Es entfpricht ihr ferner, daß im Falle ves $ 20 die Veröffent- 
lichung foftenfrei, in jenem des $ 39 auf Koften des Verur— 
teilten, dort in ber ftrafbaren Drudichrift felbft („in dieſer 
Drudichrift“ jagt $ 20), Hier in einer vom Gerichte zu beſtim— 
menden Drudfchrift erfolgt, dort der Auftrag an den Redakteur, 
bier an ven VBerurteilten gerichtet ift. Nur, wenn $ 20 Abi. 2 
angewendet wurde, kann gegen ven die Aufnahme weigernven Rebakteur 
(in gleicher Weife wie bei dem Berichtigungsverfahren?) mit Strafe und 
Erefutionsmitteln vorgegangen werben ; im Falle des $ 39 befteht eine 
Berpflichtung zur Aufnahme für den Redakteur nur infoweit, als die Bor» 
ausfegungen des & 19 over des $ 20 Abf. 4 eintreten, erft wenn ver 
Auftrag unmittelbar in Form eines Erlaſſes an ihn gerichtet wird, tritt 
feine unbedingte Verpflichtung zum Abdrude ein. Dagegen bürfen weber 


4) Lienbader ſchweigt Über biefe Frage vollftändig. 
2) Bol. oben $54. 
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in dem einen noch in dem anderen Falle Zuſätze oder Bemerkungen 
über ven Inhalt diejer Veröffentlichung in demſelben Blatte oder Hefte, 
in welchem ver Abdruck erfolgt, beigefügt werben; und zwar auch in 
denjenigen Drudjchriften nicht, welche, ohne hiezu verpflichtet zu fein, 
bie Veröffentlichung unternommen haben ($ 22 Abi. 3 P.-G.). 

Auch fonft ergeben fich einzelne Abweichungen beiter Baragraphe 
in weniger wichtigen Punkten. 

Der Auftrag zur Veröffentlichung nach $ 20 Abf. 2 kann nur gegen 
periodiſche Drudjchriften erlaffen werden, durch deren Inhalt 
ein Delikt begangen wurde ; er fann mit bem objektiven Erfenntniffe nach 
$ 492 St.-B.-D. verbunden werben, und auch bie Objektivirung ver 
Verfolgung überhaupt hindert ihn nicht, er ift nur dann ausgefchloffen, 
wenn es fich um eigentliche Preßdelikte handelt. $ 39 dagegen jetzt 
voraus, daß „ein Verurteilter“ ba ift, kann alfo in ven Fällen ver 
85 492 und 493 St.-P.-D. nicht angewendet werben ; umgefehrt ge- 
nügt bier ein „aus Anlaß einer Drudichrift“ ergangenes Erkenntniß, 
aljo nach der feititehenden Ausdrucksweiſe unſerer Preßgeſetzgebung die 
Verurteilung wegen eines Preßdeliktes zweiter oder britter Ord— 
nung. 

Ueber Zeit und Ort des Wieverabdrudes enthält $ 20 beftimmte, 
ein für alle Dial bindende Regeln; in der nächjten Nummer, auf ber 
erjten Seite hat die Veröffentlichung zu geichehen; dagegen hat nach 
& 39 das Gericht in jedem einzelnen Falle genau den Zeitpunkt und 
die Art ver Veröffentlichung zu beftimment, baher wol auch fejtzuftellen, 
an welcher Stelle ver periodiſchen Drudichrift, mit welchen Lettern die— 
ſelbe zu erfolgen hat?. 

Ein befonderer Antrag des Anflägers, mag es fi) num um eine 
öffentliche oder um eine private Verfolgung handeln, ift in dem einen 
wie in dem anderen Falle unerläßlich ; jedes Vorgehen von Amtswegen 
ausgejchlofjen. 


4) Der Auftrag zur Beröffentlihung des „Erkenntniſſes“ jchließt auch jenen 
zum Abdrude der Gründe desfelben in fih. €. 31/40 1865 (©.-3. 1865 No. 97). 

2) Im der deutichen Praxis war biejes Recht bes Gerichtes beftritten, und 
wurbe baher durch die Novelle v. 26/2 4876 ($200 R.-&t.-G.»B.) ausdrücklich 
auerfannt. 
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V. Die Ausmeſſung der Strafe. 


874. Bezüglich ver Ermittelung der Strafe im Einzelfalle, ſowie bei 
dem Zufammentreffen mehrerer ftrafbarer Handlungen gelten auch für 
die Preßdelikte die Grundſätze des allgemeinen Strafrechtes, ſoweit 
nicht die Preßgefeßgebung Abweichungen ausdrücklich angeoronet hat. 
Bei dem Berhältniffe des Prekrechtes zu dem allgemeinen Strafrechte 
ericheint diefe Regel als jo ſelbſtverſtändlich, daß auf eine ſpezielle An— 
erfennung berjelben im Gefege ſelbſt, wie fie fich theilweife im älteren 
öfterr. Rechte gefunden hat, wol Verzicht geleiftet werben kann. 

Berjuch und Theilnahme find, ohne daß ein Zweifel in biejer 
Richtung auch nur auftauchen könnte !, mit derſelben Strafe zu belegen 
wie das vollendete Delift des Thäters; die verjuchte Verleitung zu 
Preßdelikten ijt nach $ 9 St.G. zu beftrafen, foweit es fich um Ver— 
brechen handelt u. j. w. 

Das auferorventliche Strafmilverungs- und Strafummwandlungs- 
recht der Gerichte greift auch ben Prefveliften der verjchievenen Kate- 
gorien gegenüber Plag, und ift nur in einem Falle — wodurch bie 
Kegel ſelbſt beftätigt wird — nämlich bei ver Bemeffung des Kautions- 
verfalles, ausgeichloffen, indem bier nach $ 35 P.-&. niemals unter 
das gejeßliche Minimum herabgegangen werben darf. 

Auch Umwandlung der uneinbringlich gewordenen Gelpftrafe in 
eine Arrejtitrafe hat nach ven Regeln des allgemeinen Strafrechtes, 
ipeziell nach den Anorbnungen der Verordnung vom 41/2 1855 
R.G.B. No. 302 ftattzufinden. Dasfelbe gilt von der Verorbnung 
vom 3/4 1859 R.-G.B. No. 52 über den Uebergang der Geld- und 
Dermögensftrafen auf ven Erben des rechtskräftig Verurteilten. Eine 
erceptionelle Stellung nimmt auch hier ver Kautionsverfall ein, einer- 
ſeits weil er als objektive Strafe gegen feine beftimmte Perſon verhängt 
wird, andrerjeits, weil die privatrechtlichen Verhältniffe zwifchen dem 
Herausgeber des Fautionirten Blattes und dritten Perfonen dem Ge- 


4) A. A. Lienbaher1S.254, welcher meint, daß es bier und in ben an» 
bereit im Terte angeführten Fällen an jeder gejetlichen Normirung fehle und bie 
Praris die Lücke ausfüllen müſſe. 

2) Bol. auh Harum 9.344. 
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richte gegenüber nicht in Betracht fommen. Umwandlung in Freiheits- 
jtrafe ift alſo hier nicht denkbar, und ver Ausfpruch auf Verfall zu exe— 
quiven, jelbjt wenn ver Eigenthünter der Kaution oder der Heraus: 
geber des Blattes noch vor ter Rechtskraft des Erfenntnifjes geftorben 
jein follte!. Die angeführte Verordnung vom 3/4 4859 fteht biefer 
Anficht nur jcheinbar im Wege. 

Auch bei dem Zujammentreffen mehrerer Prefvelifte 
ift die Strafe nach Vorſchrift ber $$ 34, 35 und 267 ©t.-©. zu be- 
mefjen. Es fommt mithin das reine Abjorptionsprinzip in feiner wollen 
Einfeitigfeit ? zur Anwendung. „Die in ten $$ 28 und 29 feftgefetten 
Beftimmungen (Rautionsverfall, Einftellung, Vernichtung) find jedoch 
im Falle eines Zuſammentreffens nebjt ter jonjtigen gejeglichen 
Strafe auch dann in Anwendung zu bringen, wenn auch nur eine 
ber zujammentreffenven jtrafbaren Handlungen durch ven In— 
halt einer Drudichrift begangen wurde. Ebenſo ift dem Falle, wenn 
auch nur auf eine diefer zuſammentreffenden ftrafbaren Handlungen in 
dieſem oder in einem anderen Gejege eine Geldſtrafe over eine ber 
im $ 240 lit. b und c bejtimmten Strafen fejtgejett ift, nebft ver 
jonftigen gejeglichen jedenfalls auch dieſe beſondere Strafe gegen ven 
Schuldigen zu verhängen.“ 

Die Anwendung diefer auch auf dem Gebiete des allgemeinen 
Strafrechts zu mannigfachen Zweifeln Anlaß gebenven Beitimmungen 
auf das Prefrecht hat eine Reihe von Kontroverjen hervorgerufen, von 
welchen vie wichtigiten kurz bejprochen werben jollen. 

Borausgejchiekt jet die Bemerkung, daß die $$ 35 und 267 nur die 
Kumulirung der in ven 88 28, 29, 251, 252, dann 240 b und c feft- 
gejegten Strafen fowie der Geldſtrafe mit der fonftigen geieß- 


1) Eine Einihräntung muß gemacht werden. Der Ausipruch des Kautions- 
verfalles fett voraus, baf Jemand verurteilt, d. h. rechtskräftig verurteilt wurde. 
Ift der Eigenthümer der Kaution der allein Berurteilte, und vor ber Rechtskraft 
des Erfenntniffes geftorben,, jo entfällt durch feinen Tod allerdings auch jene Vor— 
ausſetzung, ohne welche der Kautionsverfall nicht ausgeiprochen werben kann. 

2) Daß das St.-G. auf dem Stanbpunfte des reinen Abjorptionsprinzipes 
ftebt, gebt daraus unzweifelhaft hervor, daß eine Ueberfchreitung des Marimums 
ber poena major unter feinen Umftänben geftattet ift. Doc bat die vorgefchriebene 
Berüdfihtigung der konkurrirenden Delikte innerhalb des Strafrahmens ber 
öfterr. Literatur genügt, um von dem „vermittelnden“ Prinzipe unferer Geſetz— 
gebung zu iprechen. 


#6, zunftes Zub. Tas Sreſſtrcicest 


(A: Zırats urn, uf ie aber km u Tee 
was iber 218 Kerka Am̃ jener beie areren Ecraiacen 11teret æ⸗ 
aıser SZalle suer Rau?xxrex;, Kite Dekimmızı Gr vız —* 
entalten, wert mut eres ꝛe? Tateacte ren Lei zıete be zuer 
kAmeses Et: rea angertebt AK 5. D 6 Bunker drei iz 
Beirtresten berrebte Ubermziuzzer . Es uk Teer m Alememen 

an rem Prinzire auterer Geenatbeag: paena major eine Schäirfun;, 
jenzethaten wersen, ste Aamzlirungterbeionreren Erraf- 
arten umtereinander if wezer itgenzwo vosrgeidhrieben 
neh zem Geifte tes Geleges entirredent. Teer Grmr- 
fay wire ſeisrt ven Kicktigkeit, wenn es fih um vie Demeifunz ves 
Kantienseertalles für tenturrirente Delikte banzeli. Neimen wir 
an, euch eine verisriihe Druckichrift, für welche eime Kaution von 
560 fl. erlegt ift, werren felgente anfammmentreftenze Delikte began⸗ 
gen: N, em mit mehr als Sjähriger Freiheitäftrafe betrobtes Ver⸗ 
brechen ter Bertall wäre für vieles Delikt, wenn vereinzelt, zwiſchen 
40600 une 8000 fl. zu bemeflen, ; 2; ein anteres Verbrechen Berfall 
von 300 bis 4606 fi.,, 3, ein Bergeben Berfall von 60 bis 300 fi... 
Welchen Einfluß hat das Zufammentreffen? Lienbacher! will fu- 
muliren; darnach wäre Minimalgrenze ves für verfallen zu erklärenden 
Betrages: 4000 + 300 + 60 = 4360 fl. , Marimalgrenze 8000 — 
4000 + 306 — 42300 fl. Allein Kumulirung darf hier eben nicht 
ftattfinven, es muß vielmehr, weil das Geſetz über terartige Fälle nichts 
verfügt hat, an tem Abjorptionsprinzipe feftgehalten, e8 Darf über die 
poona major nicht Hinausgegangen werben. Der Strafrahmen beträgt 
alfo 4000 bis 8000 fi. 2, 


ı,1.@.76, 

2) Zur Gewißheit wirb biefe Anficht Durch die Entſtehungsgeſchichte ber zweiten 
Ablätge ber 5835 u. 267 St.G. In dem P.-&. v. 13/3 4849 538 hieß es: „Wird 
Jemand in Folge verfelben Anklage wegen mehrerer Uebertretungen ſchuldig befunden, 
fo ift Die Freiheitsſtrafe un der Kautionsverfall nad jener Uebertre— 
tung, aufweldebiefirengere Strafe gefegt tft, jedoch mit Bebacht auf 
bie anberen llebertretungen zu bemeffen. Iſt mur für eine Uebertretung ein Kautions- 
verfall ausgefprochen, fo muß nebft ber Freibeitsftrafe auch auf dieſen erfannt mer: 
ben,” Die heivorgebobenen Worte enthalten bie im Terte gegebene Entſcheidung. 
Mun follte aber durch das St.G. v. 41852 dieſe Vorſchrift des 838 cit. auch auf 
ben Hall ausgedehnt werben, wenn Preßbelitte mit anderen, gemeinen Deliften 
tonfurriven (betont von Hye ©. 462) ; baher bie Tertirung ber 8635 und 267 
StG., durch welche an ber uns bier intereffirenden, ſchon in der Natur ber Sache 
gelegenen, Entſcheidung nichts geändert werben follte. 
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Während bei biefer Frage, wenigftens auf den erſten Blick, Zweifel 
gegenüber tem Wortlaute des Geſetzes allerdings möglich find, wurden 
in ber folgenden Kontroverje die Schwierigkeiten erjt durch bie Literatur 
fünftlich gefchaffen. Der Angeklagte hat ein mit mehr als 5jähriger 
Freiheitsftrafe bedrohtes gemeines Berbrechen und außerdem durch 
eine mit 8000 fl. fautionirte Drucichrift ein Preß vergehen begangen ; 
ift ver Kautionsverfall wegen des gemeinen Berbrechens vom hal- 
ben bis zum vollen Betrage ver bejtellten Kaution oder wegen des 
Preßvergehens von 60 bis 300 fl. zu bemeſſen? Die Entjcheidung 
kann bei ruhiger Betrachtung feine zweifelhafte fein. Die Höhe bes 
Rautionsverfalles kann fich, ohne jede Rüdficht auf ein etwa zufammen- 
treffendes gemeines Delift nur nach der durch die Druckſchrift 
begangenen ftrafbaren Handlung, alfo in unferem Beifpiele nach dem 
Preßvergehen richten, ift mithin zwifchen 60 und 300 fl. zu be- 
ftimmen !. 

Es muß ferner betont werben, daß in bem angeführten zweiten Ab- 
fate der 88 35 und 267 immer nur von mehreren „ftrafbaren Hand: 
lungen“ vie Rebe ift, daß er daher nicht angewendet werben kann 
auf ven Fall, wenn buch eine und diejelbe Handlung mehrere 
Delikte begangen werben, aljo nicht auf die iveelle Konkurrenz. 
Daran muß auch bei der jchwierigen Enticheidung über die Behand- 
fung der Konkurrenz im Falle der VBernachläffigung pflichtmäßiger 
Aufmerkſamkeit fejtgehalten werden. Daß bier für die Frage: eine oder 
mehrere Handlungen? nur die Thätigkeit des Angeklagten, 
nicht aber bie Selbitftändigfeit oder Unfelbitftänbigfeit ver in ber 
Drudichrift (oder in ven mehreren Drudjchriften) enthaltenen Delikte 
in Betracht fommt, wurde bereits erwähnt?. Es würde nun ber In— 
halt ver Drudichrift ein Verbrechen und ein Vergehen enthalten ; trifft 
ven fahrläffigen Redakteur u. ſ. w. nur die Freiheitsſtrafe des Art. II 
3.5 ber Novelle vom 45/40 48683 over auch die Gelpftrafe? 


4) Für dieſe, meines Erachtens feiner weiteren Begründung bedürftige An— 
fit, vgl. Herbft 15 zu 834, der aber irrt, wenn er zugiebt, daß bie Gegner ben 
Wortlaut für fih haben; auh Harum (1852) ©. 44f. Dagegen: Hye, 
Strafgeich S. 462 Anm. 2, deſſen gegen Harum gerichtete Ausführungen nichts 
weniger als überzeugend wirken. 

2) Bol. oben $67 ©. 265 ff. 

3) Vgl. oben $64 ©. 233. 
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Lienbacher antwortet!: „Begrünbet ver Inhalt eines oder mehrerer 
Artikel einer Drudjchrift theils Verbrechen theild Vergehen, fo ift der- 
jenige, welchem die Unterlaffung ber pflichtmäßigen Aufmerkfamteit und 
Dbforge zur Laft fällt... . mit beiderlei (Freiheits- und Ber: 
mögens-) Strafen zu belegen.“ Allein in dieſer Allgemeinheit ift bie 
Antwort unrichtig. Es muß die Vorfrage geftellt werden, ob die Thä- 
tigfeit des Schulbigen fich als eine einheitliche darftellt over im 
mehrere jelbftjtändige Handlungen zerfällt. Im erften Falle 
fann nur die poena major, aljo die Freiheitsitrafe verhängt werben, 
mögen noch joviele Vergehen neben dem Verbrechen in ver Drudichrift 
enthalten fein. Im zweiten dagegen ift nach $ 35 St.G. vorzugehen, 
alſo neben ver Freiheitsftrafe auch die Gelpftrafe auszufprechen. Kom— 
plizirter würde die Entjcheivung, wenn neben dem Verbrechen z. B. 
prei Vergehen konkurrirend vorliegen, und wirklich vier getrennte 
Handlungen in ter Ichulphaften Thätigfeit des Redakteurs u. ſ. w. 
unterjchieden werden können. Hier tritt jedenfalls Kumulation der 
Freiheitsſtrafe mit ver Geldſtrafe ein; aber vieje legtere ift nicht durch 
Zufammenrechnung dreier, für jeves einzelne Vergehen erfannter, 
Geldſtrafen zu bilden, jonvern es tritt bezüglich dieſer verſchiedenen 
Bergehen untereinander wieter das Grundprinzip unferer Gefeß- 
gebung, Abforption durch die poena major, in Kraft, und es darf ba= 
ber die fumulirte Gelpftrafe unter feinen Umftänven vie Marimalgrenze 
von 200 fl. überfteigen. 

Diefe Grundfäge? dürften zur Beurteilung aller auf dent Gebiete 
des Prefrechtes auftauchenden Konkurrenzfälfe ausreichen; e8 braucht 
daher auf dieſelben nicht weiter eingegangen zu werten. 


VI. vVerjährung der Prebdelikte. 


$ 75. Allgemeines. | 
I. Nach dem Beifpiele des franzöfiichen Gejeges vom 26/5 1819 
Art. 293 wurde von ven meiften Preßgejeßgebungen eine fürzere Verjäh— 


1) 11. ©. 75. 

2) Es fei nochmals bemerkt, daß diefelben nichts weniger al8 allgemein aner- 
fannt find. Selbftwerftändfich- beanſpruchen fie aber, wenn fie richtig find, eine 
über das Gebiet des Preßrechtes hinausreihende Anwendung. 

3) Beſeitigt durch das Decret v. 17/2 1852 Art. 27 (beftritten). 
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rungsfrift — in der Regel von je HE Monaten — für die Preßdelikte 
der verſchiedenen Ordnungen eingeführt. Den gleichen Standpunkt nimmt 
auch das öfterr. Preßrecht jeit vem Jahre 1848 ein. Schon $ 34 ver 
prov. Verordnung von: 31/3 1848 beftimmte: „Das Recht auf Be- 
ſtrafung erlifcht durch Verjährung, wenn binnen ſechs Monaten von 
dem Zeitpunkte der vollendeten Uebertretung des Preßgeſetzes das ftraf- 
rechtliche Verfahren nicht eingeleitet oder durch ebenfolange Zeit das 
eingeleitete nicht fortgefegt wird.“ Die gleiche Anordnung kehrt in $ 23 
ver Verordnung vom 18/5 1848, und $ 41 des prov. Gejeges vom 
13/3 1849 wieder. Noch $ 45 der P.-O. vom 27/5 1852 begnügt 
ſich damit, für alle Arten ver Preßdelikte eine kurzgefaßte Vorfchrift 
zu geben: „Die Unterfuchung und Beitrafung der Uebertretung des 
gegenwärtigen Patentes hat zu entfallen, wenn binnen ſechs Monaten 
nach begangener Uebertretung ein Verfahren nicht eingeleitet, oder das 
begonnene Verfahren durch eben jo lange Zeit nicht fortgeſetzt wurde.“ 
Dagegen hielt man e8 in dem Preßgejege von 1862 für nothwendig, 
bejondere Anordnungen für die verfchievenen Gruppen der Preß- 
befifte zu geben, Anoronungen, die — in den $$ 27 und 40 P.⸗G. 
enthalten — als Muſter einer Eurzfichtigen, über dem Einzelnen ven 
Zufammenhang ver verjchievenen Beftimmungen vergeſſenden Gejeß- 
gebung betrachtet werden müſſen. Beweiſe für dieſe Behauptungen 
wird bie Befprechung des pofitiven öfterr. Nechtes zur Genüge liefern, 

II. Die fürzere Verjährungsfrift ver Preßdelikte entfpricht voll- 
fommen der Natur der Sache. Sie rechtfertigt fich zunächſt durch bie 


ephemere Bedeutung ber praftifch wichtigften Gruppe, der durch, bie 
EN ne ET 
Aus ven Verhältnifjen des Augenblids entfprungen, Ergebniß momen- 
taner Infpiration; auf die Verhältniffe des Augenblices berechnet ohne 
als unverrücdbares Zukunftsprogramm gelten zu wollen; gewifjer- 
maßen mit ver ftillfchweigend hinzugefügten clausula rebus sic stanti- 
bus gefchrieben — Schlägt der Zeitungsartikel heute zündend in bie 
aufgeregte öffentliche Meinung ein, um morgen bei Seite gelegt und 
vergeffen zu werden ; gewinnt das heute harmlos geiprochene und auf- 
genommene Wort in wenigen Wochen durch die völlig geänderte Sach— 
lage ungewollte und ungeahnte Bereutung. Mehr noch als jede andere 
jtrafbare Handlung muß das (uneigentliche) Prefvelift aus den Um— 
ſtänden erflärt und beurteilt werben, unter welchen e8 begangen wurde; 
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mehr aber, als bei anveren ftrafbaren Handlungen bereitet bei dem 
Preßdelikte das geforderte Sichzurückverjegen in jenen Zeitpunkt dem 
Richter, auf welchen die rafch auf» und abfluthenve öffentliche Stim- 
mung einwirkt, ohne daß er fich vefjen bewußt wird, große vielleicht 
unüberwindliche Schwierigfeiten; mehr als bet anderen Delikten find 
bier gerechte Beurteilung und rajche Beurteilung nahezu identiſche 
Begriffe. 

Dazu fommt, daß gerade bei den Prefpelikten aller Ordnungen bie 
fofort der Begehung nachfolgente Unterfuchung und Aburteilung, 
Dank der beſonderen Sorgfalt ver Gejeßgebung, leicht möglich, Feine 
Beranlaffung zur Verjchleppung gegeben ift. Der objektive Thatbeftand 
ftegt Har zu Tage, braucht nicht erft durch verwidelte Beweiſe hergeftellt 
zu werden. Name und Wohnort des jchuldigen Redakteurs, Heraus: 
gebers, DVerlegers, Druders, Verbreiters find den Behörben befannt, 
lange ehe Jemand an bie Begehung des vorliegenden Deliktes gedacht 
bat; den Nachweis ver Schuld hat ‚die Geſetzgebung durch Aufitellung 
der verſchiedenen „Verantwortlichkeitsſyſteme“ dem Ankläger jo leicht 
als nur möglich gemacht, und als letztes Aushilfsmittel ſteht die objef- 
tive Verfolgung immer zu Gebote. Läßt troß alledem ver Ankläger bie 
Zeit unbenütt verftreichen, fo trifft nur ihn allein bie Schuld. 

Da alfo raſche Verfolgung und Beftrafung durch die innerfte Natur 
ver Preßdelikte gefordert, da fie durch die befonveren Anordnungen des 
pofitiven Prefrechtes möglich gemacht ift, jo muß die Aufnahme der 
kürzeren Berjährungsfrift als eine durchaus gerechtfertigte, ans dem 
Syſteme der Prefgefeßgebung in organischer Entwidelung fich ergebende 
Einrichtung betrachtet werben !. 


1) Bol. Lienbacher IS. 182, John ©. 352, Berner ©. 296 u. Andere. 
Derfelben Anficht, aber mit abweichender Begründung, Glaſer, Gef. H. Schrif: 
ten II ©. 60: „Die allgemeinen Borfehriften Über Verjährung reihen für Preß- 
beltkte nicht aus. Es handelt jihnihtum eine Kürzung der Berjäh— 
rungsfrift. Die Wolthaten der Berjährung gehen nämlich den an ber Preſſe 
betheiligten Perfonen, zumal den in zweiter Linie betroffenen, immer wieder ver: 
foren; jeder Wieberabbrud, jeder neue Verkauf eines Eremplares der Schrift ift eine 
Erneuerung bes Deliktes. Nun ift e8 aber fehr wol denkbar, daß eine Schrift, die 
bei ihrem erften Erſcheinen unbeanftandet gelaffen wurbe, bei einer fpäteren Ge— 
legenheit in Folge einer Aenderung der berrfchenden Auffafjung bedenklich gefunden 
und verfolgt wird. Doc kann man fich faum etwas Härteres denken, als eine ſolche 
Berfolgung gegen Denjenigen, der zur Verbreitung einer fchon ſeit längerer Zeit 
eriftirenben und nicht verbotenen Schrift mitwirkt.“ Diefer Härte gegenüber dem 
Berbreiter fol das Geſetz nad Glaſer's Anficht begegnen. 
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II. Die angeführten Gründe fprechen, bald einzeln bald in ihrem 
Zujammenhange, für eine gleiche Beichränfung der Verjährungsfrift 
bei allen Arten ver Preßvelikte. Auch font läßt fich ein Grund nicht 
denken, warum bie Verjährung bei der einen Art fo, bei ber anderen 
anders behandelt werden folltel. Dennoch hat fich die öſterr. Gejetz- 
gebung für eine verfchiedene Behandlung ver Verjährung, je nach ven 
verſchiedenen Gruppen ber Preßdelikte, entjchieben. 


So beftimmt $ 27: „Die Strafbarfeit ver Vergehen und Ueber: 
tretungen, welche gegen bie in biefem (zweiten Abjchnitte) enthaltenen 
Beitimmungen begangen werben, erlifcht, fofern fich nicht bei An- 
wenbung ber Beitimmungen des Strafgejetes eine kürzere Verjäh— 
rungsfrift ergiebt, in fechs Monaten, von dem Tage ange: 
rechnet, an welchem das Vergehen oder die Ueber- 
tretung begangen ober das eingeleitete Verfahren 
unterbrohen und nicht weiter fortgejegt worden tft." 

Dagegen heißt e8 in $ 40: „Bezüglich der Verjährung einer 
durch eine Druckſchrift verübten ftrafbaren Handlung gelten zwar 
im allgemeinen die Grundſätze bes Strafgejeges. Indeſſen iſt jelbft 
in den Walle, wo bezüglich einer folhen Handlung nach biejen 
Grundfägen die Verjährung noch nicht eingetreten ift, jede weitere 
Verfolgung ausgeſchloſſen, wenn feitdem Erſcheinen ber 
Drudfhrift oder dem Beginne ihrer Verbreitung 
im Inlande ſechs Monateverflofien find, und während 
berfelben eine ftrafgerichtliche Berfolgungim Inlande, 
obgleich eine folhe möglich war, gegen feinen ber 
SchuldigeneingeleitetoberdaseingeleiteteBerfah- 
ven durch ebenso lange Zeit nicht fortgeſetzt wurde. 
Diefelben Grundſätze gelten auch Hinfichtfich ver Verjährung jener 
Uebertretungen, welhe buch Vernachläſſigung pflidt- 
mäßiger Aufmerffamfeit in Bezug auf Drudjchriften be- 
gangen werben.” 


1) Auch das deutfche R.⸗P.-G. hat nur die eine Beſtimmung bes $ 22: 
„Die Strafverfolgung derjenigen Verbrechen und Vergehen, welche durch Berbrei- 
tung von Drudicriften ftrafbaren Inhaltes begangen werben, ſowie derjenigen 
fonftigen Vergehen, welche im diefem Geſetze mit Strafe bedroht find, verjährt in 
6 Monaten.“ 
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Eine nähere Betrachtung beider Beftimmungen bürfte, trog ber 
unklaren Faſſung berjelben, ihr gegenfeitiges Berhältnig mit Sicherheit 
erkennen laffen!. Bor Allem muß baran fejtgehalten werben, daß 
beive Paragraphe fich auf durchaus verfchiedene Fälle beziehen. & 20 
Abj. 2 findet Anwendung, wenn die (periodifche) Drud- 
Ichrift jelbft, beziehungsweife eine ber fie leitenden 
und vetretenden Perfonen in irgend einer ſchuldhaften 
Beziehung zu dem in der Drudihrift begangenen De- 
likte ſtehen; ift dieß nicht der Fall, fo kann nur nach 
8 39 vorgegangen werden. Wenn z. B. A ven B in ver Zei- 
tung X durch ein Inferat, deffen verfteckte Anfpielungen dem Uneinge— 
weihten nicht verftändlich find, beleidigt, fo daß alfo dem Redakteur, 
Druder u. ſ. w. nicht das geringfte Verſchulden zur Laft fällt; fo 
kann das Gericht nur auf Grund des $ 39 dem Thäter (nicht der Zei- 
tung!) die Veröffentlihung des Erfenntniffes auf feine Koften auf- 
fragen. 

Diejer inneren Verſchiedenheit entfpricht auch die abweichende Wort- 
faffung ver beiden Paragraphe; & 20 fpricht von einem „Erfenntniffe, 
welches in Folge einer wegen bes Inhaltes einer periodiſchen 
Drudichrift eingeleiteten Unterfuchung erfloffen ift“; 839 von der, Ver— 
öffentlichung eines aus Anlaß einer Drudichrift ergangenen Erfennt- 
nifjes“. Es entjpricht ihr ferner, daß im Falle des $ 20 die VBeröffent- 
chung foftenfrei, in jenem ves $ 39 auf Koften des Verur- 
teilten, bort in ber ftrafbaren Drudjchrift ſelbſt („in dieſer 
Druckſchrift“ jagt $ 20), Hier in einer vom Gerichte zu beſtim— 
menden Drudichrift erfolgt, bort der Auftrag an ven Redakteur, 
hier an den VBerurteilten gerichtet ift. Nur, wenn $ 20 Abi. 2 
angewendet wurde, kann gegen ven die Aufnahme weigernden Redakteur 
(in gleicher Weife wie bei vem Berichtigungsverfahren?) mit Strafe und 
Erefutionsmitteln vorgegangen werben ; im Falle des $ 39 befteht eine 
Berpflichtung zur Aufnahme für den Redakteur nur infoweit, als vie Bor- 
ausfegungen bes $ 19 over des $ 20 Abj. A eintreten; erſt wenn ber 
Auftrag unmittelbar in Form eines Erlaſſes an ihn gerichtet wird, tritt 
feine unbedingte Verpflichtung zum Abdrucke ein. Dagegen dürfen weder 


1) Lienbacher ſchweigt über biefe Frage vollftänbig. 
2) Dal. oben 554. 
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in dem einen noch in dem anderen Falle Zuſätze oder Bemerkungen 
über ven Inhalt dieſer Veröffentlichung in demfelben Blatte oder Hefte, 
in welchem der Abdruck erfolgt, beigefügt werten; und zwar auch in 
denjenigen Drudichriften nicht, welche, ohne hiezu verpflichtet zu fein, 
bie Veröffentlichung unternommen haben ($ 22 Abj. 3 P.-©.). 

Auch fonft ergeben fich einzelne Abweichungen beiter Paragraphe 
in weniger wichtigen Punkten. 

Der Auftrag zur Veröffentlichung nach $ 20 Abf. 2 kann nur gegen 
periodiſche Drudichriften erlaffen werden, durch deren Inhalt 
ein Delikt begangen wurde ; er kann mit vem objektiven Erfenntnifje nach 
$ 492 St.-B.-D. verbunden werben, und auch die Objektivirung ver 
Verfolgung überhaupt hindert ihn nicht; er ift nur dann ausgefchloffen, 
wenn es fich um eigentliche Preßdelikte handelt. $ 39 vagegen fett 
voraus, daß „ein Verurteilter“ ba ift, kann alfo in ven Fällen ver 
85 492 und 493 St.-P.-D. nicht angewendet werben ; umgefehrt ges 
nügt hier ein „aus Anlaß einer Druckſchrift“ ergangenes Erfenntniß, 
aljo nach der feititehenden Ausdrucksweiſe unjerer Preßgeſetzgebung bie 
DBerurteilung wegen eines Prefpeliftes zweiter oder britter Ord— 
nung. 

‚Ueber Zeit und Ort des Wiederabdruckes enthält & 20 beftimmte, 
ein für alle Mal bindende Regeln; in ver nächjten Nummer, auf ber 
erjten Seite hat die Veröffentlichung zu gejchehen; dagegen hat nach 
& 39 das Gericht in jedem einzelnen Falle genau den Zeitpunkt und 
die Art der Veröffentlichung zu beftimmen!, daher wol auch fejtzuftellen, 
an welcher Stelle ver periodischen Drudichrift, mit welchen Lettern die— 
jelbe zu erfolgen hat?. 

Ein befonderer Antrag des Anklägers, mag e8 fih num um eine 
öffentliche oder um eine private Verfolgung handeln, iſt in dem einen 
wie in bem anderen Falle unerläßlich ; jedes Borgehen von Amtswegen 
ausgeſchloſſen. 


4) Der Auftrag zur Veröffentlichung bes „Erkenntniſſes“ ſchliefzt auch jenen 
zum Abdrude der Gründe desfelben in fih. €. 31/10 1865 (&.-3. 1865 No. 97). 

2) Im der beutichen Praris war dieſes Recht des Gerichtes beftritten, und 
wurde baher durch bie Novelle v. 26/2 1876 ($200 R.-&t.-G.-B.) ausdrücklich 
anerfannt. 
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V. Die Ausmeſſung der Strafe. 


574. Bezüglich der Ermittelung der Strafe im Einzelfalle, fowie bei 
dem Zufammentreffen mehrerer ftrafbarer Handlungen gelten auch für 
die Prefvelifte die Grundſätze des allgemeinen Strafrechtes, ſoweit 
nicht die Preßgefeßgebung Abweichungen austrüdlich angeorpnet hat. 
Bei dem Berhältnifje des Prefrechtes zu dem allgemeinen Strafrechte 
ericheint dieſe Regel als jo ſelbſtverſtändlich, daß auf eine fpezielle An— 
erfennung berjelben im Geſetze jelbft, wie fie fich theilweife im älteren 
öfterr. Nechte gefunden bat, wol Verzicht geleijtet werden kann. 

Berfuh und Theilmahme find, ohne daß ein Zweifel in biejer 
Richtung auch nur auftauchen könnte !, mit derfelben Strafe zu belegen 
wie das vollendete Delift des Thäters; die werjuchte DVerleitung zu 
Preßdelikten ift nach $ 9 ©St.-©. zu beftrafen, foweit es fich um Ber: 
brechen handelt u. f. w. 

Das auferorventliche Strafmilverungs- und Strafumwandblungs- 
recht der Gerichte greift auch ven Prefveliften der verjchiedenen Kate: 
gorien gegenüber Platz, und ift nur in einem Kalle — wodurch bie 
Kegel jelbft beftätigt wird — nämlich bei der Bemefjung des Kautions- 
verfalles, ausgefichloffen, indem hier nad) $ 35 P.-&. niemals unter 
das gejegliche Minimum herabgegangen werben darf. 

Auh Umwandlung der uneinbringlich gewordenen Gelpftrafe in 
eine Arreftitrafe hat nach ven Regeln des allgemeinen Strafrechtes, 
ipeziell nach ven Anoronungen der Verordnung vom 41/2 1855 
R.G.«B. No. 302 ftattzufinden. Dasjelbe gilt von der Verordnung 
vom 3/4 1859 R.:©.-B. No. 52 über den Uebergang der Geld- und 
Vermögensftrafen auf den Erben des rechtsfräftig Verurteilten. Eine 
exrceptionelle Stellung nimmt auch hier ver Kautionsverfall ein, einer- 
jeit8 weil ev als objektive Strafe gegen feine beftimmte Berfon verhängt 
wird, andrerjeits, weil die privatrechtlichen Verhältniſſe zwifchen dem 
Herausgeber des Fautionirten Blattes und dritten Perfonen dem Ge- 


4) A. A. Lienbacher IS. 254, welcher meint, daß es bier und in ben an» 
beren im Texte angeführten Füllen an jeder geieglichen Normirung fehle und bie 
Praris die Lücke ausfüllen müſſe. 

2) Vgl. auh Harum S. 344. 
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richte gegenüber nicht in Betracht fommen. Umwantlung in Freiheits- 
jtrafe ift alfo hier nicht denkbar, und ver Ausfpruch auf Verfall zu exe: 
quiren, jelbit wenn der Eigenthümer ver Kaution oder der Heraus: 
geber des Blattes noch vor ter Nechtskraft des Erfenntniffes geftorben 
jein follte!. Die angeführte Verordnung vom 3/4 1859 fteht biefer 
Anficht nur fcheinbar im Wege. 

Auch beivem Zujammentreffen mehrerer Prefpelikte 
ift die Strafe nach Vorichrift ver $$ 34, 35 und 267 ©t.-&. zu be- 
mefjen. Es fommt mithin das reine Abjorptionsprinzip in feiner vollen 
Einjeitigfeit ?2 zur Anwendung. „Die in ven $$ 28 und 29 fejtgejetten 
Beitimmungen (Kautionsverfall, Einftellung, Vernichtung) find jevoch 
im alle eines Zujammentreffens nebjt ter ſonſtigen geſetzlichen 
Strafe auch dann in Anwendung zu bringen, wenn auch nur eine 
ter zujammentreffenden jtrafbaren Handlungen durch den In— 
halt einer Drudichrift begangen wurte. Ebenſo ift dem Falle, wenn 
auch nur auf eine diefer zufammentreffenven ftrafbaren Handlungen in 
biefem oder in einem anderen Gejete eine Geltftrafe oder eine ver 
im $ 240 lit. b und e bejtimmten Strafen feftgefeßt ift, nebjt ver 
jonftigen gejeglichen jevenfalls auch dieſe befondere Strafe gegen ben 
Schuldigen zu verhängen.“ 

Die Anwendung diefer auch auf bem Gebiete des allgemeinen 
Strafrechts zu mannigfachen Zweifeln Anlaß gebenven Beftimmungen 
auf das Prefrecht hat eine Reihe von Kontroverſen hervorgerufen, von 
welchen vie wichtigiten kurz beiprochen werben follen. 

Vorausgeſchickt jet die Bemerkung, daß die $$ 35 und 267 nur bie 
Kumulirung der in ven $$ 28, 29, 251, 252, dann 240 b und c feft- 
gejetten Strafen fowie der Gelvitrafe mit der fonjtigen gejeß- 


) Eine Einichränfung muß gemacht werden. Der Ausiprucd des Kautions- 
verfalles fetst voraus, Daß Jemand verurteilt, d. h. rechtskräftig verurteilt wurde. 
Iſt der Eigenthimer der Kaution der allein Berurteilte, und vor ber Rechtskraft 
des Erfenutnifies geftorben,, fo entfällt Durch feinen Tod allerdings auch jene Vor— 
ausfegung, ohne welche der Kautionsverfall nicht ausgeſprochen werben kann. 

2) Daß das St.:©. auf dem Standpunfte des reinen Abiorptionsprinzipes 
fteht, gebt daraus unzweifelhaft hervor, daß eine Meberfchreitung des Marimums 
der poena major unter feinen Umftänden geftattet ift. Doch bat die vorgefchriebene 
Berüdfihtigung der fonkurrirenden Delikte innerhalb bes Strafrahmens ber 
öfterr. Literatur genügt, um von dem „vermittelnden“ Brinzipe unferer Geſetz— 
gebung zu iprechen. 
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lichen Strafe anorenen, daß fie aber keine austrüdliche Beftim- 
mung über das Verhältniß jener befonveren Strafarten unterein- 
ander im alle einer Konkurrenz, feine Beftimmung für den Fall 
enthalten, wenn auf jedes ver zufammentreffenden Delikte die ſelbe jener 
bejonveren Strafarten angebrobt ift (3. B. es konkurriren drei mit 
Geltjtrafen bedrohte Uebertretungen). Es muß bier im Allgemeinen 
an tem Prinzipe unferer Gefeßgebung : poena major ohne Schärfung, 
feftgehalten werden; bie Kumulirung ber befonderen Straf: 
arten untereinander ift weder irgendwo vorgeſchrieben 
noch dem Geiſte des Öejeges entſprechend. Diejer Grund— 
jag wird fofort von Wichtigkeit, wenn es fich um die Bemeſſung des 
Kautionsverfalles für konkurrirende Delikte handelt. Nehmen wir 
an, durch eine periodiſche Drudichrift, für welche eine Kaution von 
8000 fl. erlegt ift, werben folgende zufammentreffende Delikte began- 
gen: 4) ein mit mehr als 5jähriger Freiheitsftrafe bevrohtes Ver- 
brechen (der Verfall wäre für dieſes Delift, wenn vereinzelt, zwiſchen 
4000 und 8000 fl. zu bemeffen); 2) ein anderes Verbrechen (Berfall 
von 300 bis 4000 fl.); 3) ein Vergehen (Berfall von 60 bis 300 fl.. 
Welchen Einfluß hat das Zufammentreffen? Lienbacher! will ku— 
muliren; barnach wäre Minimalgrenze des für verfallen zu erklärenden 
Betrages: 4000 + 300 + 60 — 4360 fl. ; Marimalgrenze 8000 + 
4000 + 300 = 412300 fl. Allein Kumulirung darf bier eben nicht 
ftattfinden, es muß vielmehr, weil das Geſetz über derartige Fälle nichts 
verfügt hat, an dem Abforptionsprinzipe fetgehalten, e8 darf über bie 
poena major nicht hinausgegangen werden. Der Strafrahmen beträgt 
alfo 4000 bis 8000 fl. 2. 


4) 1. S. 76. 

2) Zur Gewißheit wird dieſe Anficht Durch die Entftehungsgefchichte der zweiten 
Abſätze der 5535 u. 267 St.-G. Yu tem P.-&.v. 13/3 1849 538 hieß es: „Wird 
Jemand in Folge verfelben Anklage wegen mehrerer Uebertretungen ſchuldig befunden, 
fo ift die Freiheitsſtrafe und der Kautionsverfall nad jener Uebertre- 
tung, aufwelde bie firengere Strafe gejegt ift, jedoch mit Bedacht auf 
bie anderen Uebertretungen zu bemeffen. Iſt nur für eine Hebertretung ein Kautions- 
verfall ausgeſprochen, fo muß nebft ber Freibeitsftrafe auch auf dieſen erlaunt mer: 
ben.” Die hervorgehobenen Worte enthalten die im Terte gegebene Entſcheidung. 
Nun follte aber durch das St.-©. v. 1852 dieſe Borfchrift des $38 eit. auch auf 
ben Fall ausgebehnt werben, wenn Preßbelifte mit anderen, gemeinen Delikten 
fonfurriren (betont von Hye ©. 462] ; daher bie Tertirung ber $$35 und 267 
&t.:®., durch welche au der uns bier intereffirenden, ſchon in der Natur ber Sache 
gelegenen, Entſcheidung nicht s geändert werben follte. 
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Während bei dieſer Frage, wenigſtens auf den erſten Blick, Zweifel 
gegenüber dem Wortlaute des Geſetzes allerdings möglich find, wurden 
in ber folgenden Kontroverje die Schwierigkeiten erjt burch bie Literatur 
fünftlich gefchaffen. Der Angeklagte hat ein mit mehr als 5jähriger 
Sreiheitsftrafe bevrohtes gemeines Verbrechen und außerdem burch 
eine mit 8000 fl. Fautionirte Drudjchrift ein Pref vergehen begangen; 
ift ver Kautionsverfall wegen des gemeinen Berbrehens vom bal- 
ben bis zum vollen Betrage ver bejtellten Kaution over wegen bes 
Preßvergehens von 60 bis 300 fl. zu bemeifen? Die Entſcheidung 
kann bei ruhiger Betrachtung feine zweifelhafte fein. Die Höhe des 
Rautionsverfalles kann fich, ohne jede Rückſicht auf ein etwa zufammen- 
treffendes gemeines: Delift nur nad der durch die Drudjchrift 
begangenen jtrafbaren Handlung, alſo in unferem Beifpiele nach dem 
Preßvergehen richten, ift mithin zwijchen 60 und 300 fl. zu be- 
ftimmen 1. 

Es muß ferner betont werben, daß in dem angeführten zweiten Ab- 
jate ver 88 35 und 267 immer nur von mehreren „ftrafbaren Hand- 
lungen“ die Rebe ift, vaß er daher nicht angewendet werben kann 
auf ven Fall, wenn duch eine und dieſelbe Hanblung mehrere 
Delikte begangen werben, alſo nicht auf die idveelle Konkurrenz. 
Daran muß auch bei der fchwierigen Entſcheidung über pie Behand: 
fung ber Konkurrenz im Falle der Vernachläjfigung pflichtmäßiger 
Aufmerkfamfeit feftgehalten werden. Daß hier für die Frage: eine oder 
mehrere Handlungen? nur die Thätigfeit des Angeklagten, 
nicht aber die Selbſtſtändigkeit oder Unſelbſtſtändigkeit ver in ber 
Druckſchrift (oder in ven mehreren Drudjchriften) enthaltenen Delikte 
in Betracht fommt, wurde bereits erwähnt?. Es würbe nun ver In— 
halt ver Drudichrift ein Verbrechen und ein Vergehen enthalten ; trifft 
ven fahrläffigen Redakteur u. ſ. w. nur bie Freiheitsftrafe des Art. II 
3.5 der Novelle vom 45/10 48683 over auch bie Gelpftrafe? 


4) Für dieſe, meines Erachtens feiner weiteren Begründung bedürftige An- 
fit, vgl. Herbft 15 zu 834, ber aber irrt, wenn er zugiebt, baf bie Gegner den 
Wortlaut für fih haben; auh Harum (1852) ©. 44f. Dagegen: Hye, 
Strafgefeg S. 462 Anm. 2, deſſen gegen Harum gerichtete Ausführungen nichts 
weniger als überzeugend wirken. 

2) Bgl. oben $67 ©. 265 ff. 

3) Vgl. oben $61 ©. 233. 
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Lienbacher antwortet!: „Begrünbet ver Inhalt eines oder mehrerer 
Artikel einer Drudichrift theils Verbrechen theils Vergehen, fo ift der- 
jenige, welchem vie Unterlaffung ver pflichtmäßigen Aufmerkfamfeit und 
Dbjorge zur Laft fällt... . mit beiderlei (freiheits- und Ber- 
mögens- Strafen zu belegen.“ Allein in biefer Allgemeinheit ift bie 
Antwort unrichtig. Es muß die Borfrage geftellt werden, ob die Thä— 
tigfeit des Schulvigen ſich als eine einheitliche varftellt oder in 
mehrere felbitftändige Hantlungen zerfällt. Im erjten Falle 
fann nur die poena major, aljo die Freiheitsjtrafe verhängt werben, 
mögen noch joviele Vergehen neben vem Verbrechen in ver Drudjchrift 
enthalten fein. Im zweiten dagegen ift nach $ 35 St.-©. vorzugehen, 
alſo neben ver Freiheitsitrafe auch die Gelpftrafe auszufprechen. Kom— 
plizirter würte die Entjcheivung, wenn neben vem Verbrechen 3. D. 
prei Vergehen konkurrirend vorliegen, und wirklich vier getrennte 
Handlungen in der jchulvhaften Thätigfeit des Redakteurs u. ſ. w. 
unterjchteven werden fönnen. Hier tritt jedenfalls Kumulation der 
Freiheitsftrafe mit der Geldſtrafe ein; aber viefe lettere ift nicht durch 
Zufammenrechnung dreier, für jedes einzelne Vergehen erfannter, 
Geldſtrafen zu bilden, jondern es tritt bezüglich dieſer verſchiedenen 
Vergehen untereinander wieter das Grundprinzip unjerer Geſetz— 
gebung, Abjorption durch die poena major, in Kraft, und e8 barf ba= 
ber die kumulirte Gelpftrafe unter feinen Umftänten vie Darimalgrenze 
von 200 fl. überjteigen. 

Diefe Grundſätze? dürften zur Beurteilung aller auf dem Gebiete 
des Prefrechtes auftauchenven Konkurrenzfälle ausreichen; e8 braucht 
daher auf dieſelben nicht weiter eingegangen zu werten. 


VI. Verjährung der Prebdelikte. 


$ 75. Allgemeines. 
I. Nach dem Beifpiele des franzöfiichen Geſetzes vom 26/5 1819 
Art. 293 wurde von den meisten Preßgeſetzgebungen eine fürzere Verjäh— 


1. ©. 75. 

2) Es fei nochmals bemerkt, daß dieſelben nichts weniger als allgemein aner: 
tannt find. Selbſtverſtändlich beanſpruchen fie aber, wenn fie richtig find, eine 
über Das Gebiet des Preßrechtes hinausreichende Anwendung. 

3) Beieitigt durch das Decret v. 47/2 4852 Art. 27 (beftritten). 
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rungsfrift — in der Regel von ſechs Monaten — für die Preßdelikte 
ber verjchiedenen Ordnungen eingeführt. Den gleichen Standpunkt nimmt 
auch das öſterr. Preßrecht jeit dem Jahre 1848 ein. Schon $ 34 ber 
prov. Verordnung von 31/3 1848 beftimmte: „Das Recht auf Be- 
jtrafung erlifcht durch Verjährung, wenn binnen ſechs Monaten von 
dem Zeitpunfte der vollendeten Uebertretung bes Preßgeſetzes das ftraf- 
rechtliche Verfahren nicht eingeleitet oder durch ebenfolange Zeit das 
eingeleitete nicht Fortgefett wird.“ Die gleiche Anordnung kehrt in $ 23 
ber Veroronung vom 18/5 1848, und & 41 des prov. Geſetzes vom 
13/3 1849 wieder. Noch $ 45 der P.O. vom 27/5 14852 begnügt 
ſich damit, für alle Arten der Preßdelikte eine Furzgefaßte Vorjchrift 
zu geben: „Die Unterfuchung und Beitrafung ver Uebertretung des 
gegenwärtigen Patentes hat zu entfallen, wenn binnen ſechs Monaten 
nach begangener Uebertretung ein Verfahren nicht eingeleitet, oder das 
begonnene Verfahren durch eben fo lange Zeit nicht fortgejeßt wurde.“ 
Dagegen hielt man es in dem Prefgejege von 1862 für nothwendig, 
bejondere Anorpnungen für die verjchievenen Gruppen ver Preß— 
belifte zu geben; Anoronungen, die — in den 88 27 und 40 P.-©. 
enthalten — als Miufter einer Furzfichtigen, über dem Einzelnen den 
Zufammenhang ber verjchievenen Beftimmungen vergeſſenden Gejeß- 
gebung betrachtet werden müſſen. Beweiſe für dieſe Behauptungen 
wird die Beiprechung bes pofitiven öfterr. Rechtes zur Genüge liefern. 

II. Die kürzere Verjährungsfrift der Preßdelikte entjpricht voll- 
fommen ver Natur der Sache. Sie rechtfertigt fich zunächft durch die 


ephemere Bedeutung der praftifch wichtigften Gruppe, der burch_ die 
 liklice Zune yyEtIE Karen kscheer Dane 
Aus den Berhäftniffen des Augenblids entfprungen, Ergebniß momen- 
taner Inspiration; auf die Verhältniffe des Augenblides berechnet ohne 
als unverrüdbares Zufunftsprogramm gelten zu wollen, gewifjer- 
maßen mit ver ftilljchweigend hinzugefügten clausula rebus sic stanti- 
bus gejchrieben — jchlägt der Zeitungsartikel heute zündend in bie 
aufgeregte öffentliche Meinung ein, um morgen bei Seite gelegt und 
vergeflen zu werten , gewinnt das heute harmlos geiprochene und auf: 
genommene Wort in wenigen Wochen durch die völlig geänderte Sach: 
lage ungewollte und ungeahnte Bereutung. Mehr noch) als jede andere 
jtrafbare Handlung muß das (uneigentliche) Preßvelift aus ben Um— 
ſtänden erflärt und beurteilt werben, unter welchen e8 begangen wurde; 
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mehr aber, als bei anveren ftrafbaren Handlungen bereitet bei dem 
Prefvelikte das geforderte Sichzurücdiverjegen in jenen Zeitpunkt dem 
Richter, auf welchen die rafch auf- und abfluthende öffentliche Stim- 
mung einwirft, ohne daß er fich vefjen bewußt wird, große vielleicht 
unüberwindliche Schwierigfeiten; mehr als bei anderen Delikten find 
bier gerechte Beurteilung und rajche Beurteilung nahezu identijche 
Begriffe. 

Dazu fommt, daß gerade bei ven Prefpelikten aller Ordnungen bie 
fofort der Begehung nachfolgente Unterfuhung und Aburteilung, 
Danf ver bejonveren Sorgfalt ver Gejetgebung, leicht möglich, Feine 
BDeranlaffung zur Verſchleppung gegeben ift. “Der objektive Thatbeſtand 
liegt Har zn Tage, braucht nicht erft durch verwidelte Beweije hergejtelit 
zu werden. Name und Wohnort des ſchuldigen Redakteurs, Heraus: 
gebers, Verlegers, Druders, Verbreiters find den Behörten befannt, 
lange ehe Jemand an die Begehung des vorliegenten Deliktes gedacht 
hat; den Nachweis ver Schuld hat vie Gejetgebung durch Aufftellung 
der verſchiedenen „Verantwortlichkeitsſyſteme“ dem Ankläger jo leicht 
als nur möglich gemacht, und als letztes Aushilfsmittel ſteht die objek— 
tive Verfolgung immer zu Gebote. Läßt trotz alledem der Ankläger die 
Zeit unbenützt verſtreichen, ſo trifft nur ihn allein die Schuld. 

Da alſo raſche Verfolgung und Beſtrafung durch die innerſte Natur 
der Preßdelikte gefordert, da ſie durch die beſonderen Anordnungen des 
poſitiven Preßrechtes möglich gemacht iſt, ſo muß die Aufnahme der 
kürzeren Verjährungsfriſt als eine durchaus gerechtfertigte, aus dem 
Syſteme der Preßgeſetzgebung in organiſcher Entwickelung ſich ergebende 
Einrichtung betrachtet werden!. 


4) Bol. Lienbacher IS. 182, John ©. 352, Berner ©. 296 u. Andere. 
Derjelben Anficht, aber mit abweichender Begründung, Glaſer, Gef. H. Schrif: 
ten II ©. 60: „Die allgemeinen Vorſchriften Über Verjährung reichen für Preß- 
velifte nicht aus. Es handelt ſichnicht um eine Kürzung der Verjäh— 
rungsfriftl. Die Wolthaten der Verjährung gehen nämlich ben an der Prefie 
betheiligten PBerjonen, zumal ben in zweiter Linie betroffenen, immer wieder ver: 
foren; jeder Wiederabprud, jeder neue Verkauf eines Eremplares der Schrift ift eine 
Erneuerung bes Deliktes. Num ift es aber jehr wol denkbar, daß eine Schrift, die 
bei ihrem erften Erjcheinen unbeanftanbet gelafjen wurde, bei einer jpäteren Ge- 
legenheit in Folge einer Aenderung ber herrſchenden Auffafjung bedenklich gefunden 
und verfolgt wird. Doc fann man ſich faum etwas Härteres denken, als eine jolche 
Berfolgung gegen Denjenigen, ber zur Verbreitung einer ſchon feit längerer Zeit 
eriflirenben und nicht verbotenen Schrift mitwirkt.“ Diefer Härte gegenüber dem 
Berbreiter fol das Gefet nah Glaſer's Anficht begegnen. 
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IM. Die angeführten Gründe fprechen, bald einzeln bald in ihrem 
Zufammenhange, für eine gleiche Beichränfung ver Verjährungsfrift 
bei allen Arten ver Preßdelikte. Auch ſonſt läßt fich ein Grund nicht 
benfen, warum bie Verjährung bei der einen Art fo, bei ver anderen 
anders behandelt werben folltel. Dennoch hat fich die öſterr. Gefet- 
gebung für eine verfchiedene Behandlung ver Verjährung, je nach ven 
verjchiebenen Gruppen ver Preßdelikte, entſchieden. 


So bejtimmt $ 27: „Die Strafbarfeit der Vergehen und Ueber- 
tretungen, welche gegen bie in biefem (zweiten Abfchnitte) enthaltenen 
Beitimmungen begangen werben, erlifcht, fofern fich nicht bei An— 
wendung ber Beſtimmungen des Strafgejetes eine kürzere Verjäh- 
rungsfrift ergiebt, im jehs Monaten, von dem Tageange- 
rehnet, an welhem das Bergehen oder die Ueber— 
tretung begangen oder das eingeleitete Verfahren 
unterbroden und nicht weiter fortgefegt worden tft.“ 

Dagegen heißt e8 in $ 40: „Bezüglich ver Verjährung einer 
durch eine Druckſchrift verübten ftrafbaren Handlung gelten zwar 
im allgemeinen die Grundſätze des Strafgejeges. Indeſſen iſt jelbit 
in dem Falle, wo bezüglich einer folchen Handlung nach dieſen 
Grundfägen die Verjährung noch nicht eingetreten ift, jede weitere 
Berfolgung ansgejchloffen, wenn feitdem Erſcheinen der 
Drudihrift oder dem Beginne ihrer Verbreitung 
im Inlande ſechs Monateverfloffen find, und während 
berjelben eine ftrafgerichtlihe Berfolgungim Inlande, 
obgleich eine folhe möglich war, gegen feinen ber 
SchuldigeneingeleitetoberdaseingeleiteteVerfah- 
ren durch ebenfo lange Zeit nicht fortgefegt wurde. 
Diejelben Grundſätze gelten auch Hinfichtlich der Verjährung jener 
Uebertretungen, welche durch Vernachläſſigung pflidt- 
mäßiger Aufmerkſamkeit in Bezug auf Drudjchriften be- 
gangen werben.“ 


1) Auch das deutſche R.⸗P.G. hat nur die eine Beftimmung bes $ 22: 
„Die Strafverfolgung derjenigen Verbrechen und Bergehen, welche durch Berbrei- 
tung von Drudicriften ftrafbaren Inhaltes begangen werben, fowie berjenigen 
fonftigen Vergeben, welche in biefem Geſetze mit Strafe bedroht find, verjährt in 
6 Monaten.“ 
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Selbft wenn man vie Zweckmäßigkeit einer verichierenen Behant- 
fung ver Verjährung je nach ver Berjchievenheit ver Preßdelikte zugeben 
wollte, müßte vie Faſſung des B.-&. von 1862, weil auf einem un⸗ 
richtigen Eintheilungsgrunte beruhent, als durchaus verunglüdt be- 
zeichnet werten. Nicht bie innere Natur ver einzelnen Preßdelikte be- 
ziehungsmweife der von ihnen übertretenen Normen entſcheidet für vie 
Anwendung des $ 27 B.-©., ſondern vie rein äußerliche, ohne tieferes 
Eintringen in das Wejen der Sache von tem Geieggeber vorgenom— 
mene, Einreibung in ven zweiten Abjchnitt. So unterliegt vie Ber- 
jährung ver preßgewerblidhen Webertretung tes $ 18 P.G. 
(Nichtablieferung der Freieremplare) ven Beltimmungen des 27 P.-©.; 
bie preßgemwerbliche Lebertretung ver Betreibung eines behördlich 
nicht konzeifionirten Preßgewerbes verjährt nach $ 140 ter Gewerbe— 
ordnung!. Auf vie Verjährung tes preßgewerblichen Deliktes 
des 8 2 Abi. 3 P.-©. Hingegen — Nichtanzeige von ter Eröffnung 
eines zur Ausübung des Selbftverlagsrechtes bejtimmten Lokales — 
findet weder $ 27 P.-G., noch auch & 140 ©.-D. Anwendung, ta 
feine in diefer enthaltene Vorſchrift außer Acht gelaffen wurde; va auch 
nach dem allgemeinen Strafgefege nicht vorgegangen werten kann, 
bleibt nur die Verortnung vom 3/& 1855 R -G.-B. No. 61, welche 
die Berjährungsfrift der nicht im Strafgeiege enthaltenen Uebertretungen 
auf 3 Monate feftjegt ($ 4), von allen weiteren Betingungen ter Ver: 
jährung, wie fie von den $$ 229 und 531 St.G. gefortert werben, 
abfieht, dagegen aber auch den Unterfuchungsichritten ver politijchen 
Behörden unterbrechende Wirkung beilegt. Die angeführten drei, der— 
jelben Gruppe angehörenden, Preßdelikte find daher in Bezug auf ihre 
Verjährung nach drei wejentlich von einander verichievenen gejetlichen 
Beitimmungen zu behandeln! Es betarf wol nur ver Konſtatirung 
dieſes Rejultates, um die Unhaltbarfeit des dem $ 27 zu Grunde 
liegenden Gedankens nachzuweifen. 

Das Lehrbuch des Prefrechtes kann auf die, außerhalb des Preß— 
gejeges liegenden, wenn auch auf Preßdelikte anzuwendenden, Beſtim— 


4) Durch die Verjährung erlifcht Unterfuhung und Strafe jener Nebertretun- 
gen des Gewerbegeſetzes, welche nicht nach bem allgemeinen Strafgeſetze zu behan- 
bein find, wenn ber Uebertreter binnen jechs Monaten, vom Tage ber begangenen 
Hebertretung, nicht in Unterfuchung gezogen worben ift.“ 
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mungen über die Verjährung feine weitere Rüdficht nehmen ; die nach: 
folgende Darftellung wird fich daher auf eine Beiprechung ber 88 27 
und 40 P.⸗G. bejchränten. 


876. Fortfegung. Das Preßgeſetz von 1862. 


4) Bei einer Vergleichung bes Prefgejeges mit dem allgemeinen 
Strafgefege von 1852 fällt zumächft die fürzere — jehsmonat- 
liche — Verjährungsfrift in die Augen. Doch hat dieſelbe nur 
bezüglich der durch den Inhalt einer Drudichrift begangenen jtraf- 
baren Handlungen größere praftiiche Bebeutung. Die Anordnung bes 
$ 27 P.-©. wird beinahe vollftändig überflüffig gemacht durch $ 532 
&t.-&., nach welchem Vergehen und Uebertretungen, worauf im Ge: 
jege als höchſte Strafe Arreſt des erften Grades ohne Verichärfung 
oder eine Gelpftrafe bis 50 fl. feftgefegt ift, in prei Monaten; wo 
Arreft des erjten Grades mit Verſchärfung oder eine Gelpitrafe bis 
200 fl. beſtimmt ift, in ſechs Monaten; und nur die fchwerer, 
insbefondere mit dem Verluſte von Rechten over Befugniffen bedrohten 
Bergehen oder Llebertretungen in einem Jahre als verjährt zu be— 
trachten find. Iſt demnach das allgemeine Strafgejeg mit Rückſicht 
auf ven Einzelfall milder, jo kommt diejes zur Anwendung. 

Dei näherer Betrachtung ergibt fich fogar, daß $ 27 P.G. — 
zum Theile wenigſtens — vie Preffe einer härteren Behandlung unter: 
wirft, als fie ohne venjelben erfahren würde; die Uebertretungen 
der eigentlich » preßrechtlichen Normen würden nämlich, wenn $ 27 
feine Aufnahme in das Geſetz gefunden hätte, ohne Ausnahme nach ver 
oben erwähnten Verordnung vom 3/4 1855 R.-©.:B. No. 61 jchon 
in drei Monaten verjähren. 

Wichtiger ift, daß Jowol nach $ Z als auch nach $ 40 B.-©. ber 
Eintritt ver Verjährung an feine weitere — als a an ben —— 
der Zeit geknüpft iſt!; daß mobeſonderẽe Face g 





1) Entſchieden unrichtig Frühwald, Fortbildung ©. 143: „Dieſer Para— 
graph (40) enthält eine Begünſtigung ber durch bie Preſſe begangenen ftrafbaren 
Handlungen nur in Bezug auf die VBerjährungszeit; in Bezug auf die Be- 
dingungen ber Verjährung gelten die allgemeinen VBorichriften des St.-G. 
(85 229 u. 534), infoweit biefelben auf bie betreffende ftrafbare Handlung anwend— 
bar find.” Merkwürbigermweile hat Frühwald in feinem Handbuch bei Belpre- 
hung des $ 45 der B.:D. v. 1852 die richtige Anficht vertreten. Richtig auch 
Herbfttzugso, 


34 inet Sud. Tas herr 


liegen ver im zen $$ 229 ume 531 enthaltenen Berszäfegungen! für 
sie Berjährumg in Prekraden zurhans gleiksiriz ik, mar vie Pref- 
geietzgebzug tes Jabres 1462 micäen bereits jener Beute allgemein 
berrigenten Anichaurag über vie Berinzinyn ver Berjabrung bul- 
tigt, weiche in tas allgememe itterr. Straftecht erit Tuch ren Straf⸗ 
gelekentiwuti ven 1574 Einzaug finten türfte?. 

Dagegen bat $ 50 eme antere Deringunz für tem Eintritt ter Ber: 
jährung aufgeftellt mit ten Werten: „wenn eine Verfolgung im In⸗ 
fante gegen Einen ter Schultigen möglich wer.“ lmmögfichkeit ter 
Bertolzung Iebliekt rıe Verjaprung mutbin nr tan aus, wenn gegen 
feinen ter Schulrigen eine Berfolgung möglih war; vie Möglichkert 


ter objektiven Vertelgung tagegen hintert ten Ablauf ter Berjährungs- 
frift nicht. 


Da $ 27 tiefe Beringung ebeniowenig enthält wie das allge: 
meine Strafgeieg, jo darf fie bezüglich ver eigentlichen Preßdelilte auch 
nicht aufgeftellt werten. Es läuft bie Verjährung mithin auch dann, 
wenn tie Verfolgung — 3. B. gegenüber tem tur feine Immunität 
geihügten Abgeordneten — unmöglih war. Bei tem Haren Wort: 
laute ver betreffenten Beſtimmungen ift es demnach entichteven un- 
richtig, wenn Lien bacher? bie Berfolgungsverjährung in durchaus 
verfehlter Weife als eine „Berzichtleiftung“ tes Staatsanwaltes kon⸗ 
jtruirend, fagt: „diefe Wirkſamkeit einer folchen Berzichtleiftung jett 
aber die Möglichkeit einer Aktion voraus.... Die bejontere Er- 
löfchungsart des $ 27 kann taher gleichfalls nur dann eintreten, wenn 
während ver fechsmonatlichen Frift verfelben, wie $ 40 jagt, eme 
ftrafgerichtliche Verfolgung im Inlanve, obgleich eine ſolche möglich 
war, nicht eingeleitet over nicht fortgejeßt wurte. ... . da ſonſt tem 
Staatsanwalte nicht der freie Wille und tie eigene Abficht zur An— 
Kage-Unterlaffung unterftellt werben Tann“. 


1) Daß der Thäter von der That keinen Nuten mehr in Händen, nad) Kräften 
Wiebererftattung geleiftet, fich nicht geflüchtet, und fein weiteres Delift mehr be- 
gangen hat. 

2; Auf bemfelben Standpunkte fteht übrigens aud die mehrerwähnte Ber- 
ordnung vom 3/4 1855. 

3) 11 ©. 59. Seine Ausführungen find eim merkwürdiges Beifpiel jener 
Sophiſtik, mit welcher man in ben fechziger Jahren das P.-G. zu Ungunften ber 
Preffe zu interpretiren verftand; auch heute noch leidet unfere Praris unter ben 
Nachwirlungen biefer Methode. 
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2) Beginn der Verjährung. Der Anfangstermin ijt ein 
verichiedener, je nachvem $ 27 oder & 40 zur Anwendung gelangt. 

a) Nach $ 27 beginnt die Derjährung mit jenem Zage zu laufen, 
an welhem das Delikt begangen oder das eingeleitete 
Verfahren unterbrochen und nicht weiter fortgefegt 
worden ift. Im welchem Zeitpunkte bie einzelnen eigentlichen Preß— 
velikte al8 begangen zu betrachten find, ift nach ven oben in den $$ 66 
und 67 aufgeftellten Grundſätzen zu beurteilen. Verbreitung ver 
Drudichrift darf umfoweniger geforbert werben, als $ 40 viejelbe aus— 
prüdlich erwähnt und damit ein arg. e contrario für 8 27 liefert. 
Beim fortgejegten Delikte beginnt die Verjährung mit dem fetten 
Akte der einheitlichen Thätigkeit, bei dem fortpauernden Delikte 
mit dem Aufhören des durch dasſelbe begründeten rechtswidrigen Zu— 
ftandes ; bei der Wiederholung verjährt jebe einzelne ſelbſtſtändige 
Handlung ohne Rüdjicht auf die übrigen. Dieje Grundfäge dürften 
zur Entſcheidung aller hieher gehörenden Fragen genügen. Einige 
Beifpiele zur Erläuterung. Wird die Drudichrift gegen die Anordnung 
des $ 9 P.⸗G. ausgegeben, fo beginnt bie Verjährung mit bem Be— 
ginne der Ausgabe und läuft nach jechs Monaten ab, wenn auch 
in der Zwifchenzeit mit der Verbreitung der Drudjchrift fortgefahren 
wurde. Wenn dagegen eine periotifche Drucdjchrift ohne Angabe des 
Redakteurs erjcheint, und diefe Unterlaffung auf jedem neu ausgegebe- 
nen Blatte fortgejegt wird, jo kann die Verjährung erft mit jenem 
Tage beginnen, an welchen bie legte mit biefem Mangel behaftete 
Nummer erjehienen ift. Im Laufe eines Jahres hat dieſelbe Druckerei 
e8 zu wiederholten Malen verfäumt, die Probeeremplare abzuliefern ; 
bier haben wir zu unterjuchen, ob eine oder mehrere ſelbſtſtändige 
ſchuldhafte Handlungen anzunehmen find ; im erjten Halle — Fortfegung 
— beginnt die Verjährung für alle Unterlaffungen mit ver legten, im 
anberen — Wiederholung — läuft die Verjährungsfrift für jedes ein- 
zelne der durch die verjchiedenen Unterlaffungen begangenen Delikte 
unabhängig von den übrigen ab, fo daß die in den Anfang des Jahres 
fallenden bereits verjährt fein Finnen, während bie übrigen noch ver- 
folgbar find. 

In allen biefen Fällen muß jedoch immer im Auge behalten werben, 
dag nach öfterr. Recht ver Verſuch auch bei ven eigentlichen Preß- 
delikten ftrafbar tft, hier beginnt vie Verjährung mit jenem Augen: 

Liszt, Das öfterreichifche Preßrecht. 20 
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blicke, in welchem vie Verjuchsthätigkeit zum Abfchluffe gelangte. Be— 
züglich des Beginnes der Verjährung bei Mitthäter, Anftifter 
und Gehilfen tft auf die — aflerdings jehr beftrittenen aber hier 
nicht näher zu beſprechenden — Grundſätze des allgemeinen Straf: 
vechtes zu verweilen. 

Unter ver „Unterbrechung“ des eingeleiteten Verfahrens tft jeven- 
falls ein formeller Abſchluß verjelben (Eimftellung ter Unter- 
fuchung u. ſ. w.) zu verftehen, ta nach vem Klaren Wortlaute des 
Gejetes das rein paſſive Berhalten des Anklägers, die einfache „Nicht: 
fortſetzung“ nicht genügt. 

Es ſei noch betont, daß die Berechnung ver Frift hier nicht a mo- 
mento, fontern a die zu erfolgen hat („von dem Tage gerechnet, an 
welchem“ u. j. mw.) 

b) Wann im Falle des $ 40 die Verjährung zu laufen beginnt, 
ericheint bei ver eigenthümlichen ormulrung dieſes Paragraphen nicht 
als unzweifelhaft. 8 40 fagt: „wenn ſeit vem Erjcheinen. 
ſechs Monate verfloffen jind und während berjelben eine Berfolgung 

. . nicht eingeleitet oder das eingeleitete Verfahren 
durhebenjo lange Zeitnicht fortgejegtwurde". Nehmen 
wir ein Beilpiel. An 1/1 wurde die ftrafbare Drudfchrift ausgegeben, 
am 4/% vie Verfolgung eingeleitet, um am 1/5 wieder eingejtellt zu 
werten; iſt nun die Verjährung ſechs Monate nach ver Einftellung, 
oder ſechs Monate mehr einem ſolange dauerte die Verfolgung) nach dem 
Erjcheinen der Drudichrift, alfo am 4/14 oder am 1/8 eingetreten? 
Die Natır ver Sache, fowie bie ausprüdliche Vorfchrift des $ 27 
iprechen für die erjte Alternative; doch entſcheidet ver beftimmte Wort- 
laut des $ 40 zu Gunften ver zweiten. Es giebt alfo nach $ 40 eine 
Bortjegung der umnterbrochenen Berjährung!; mach ver Unter: 
brechung beginnt feine neue Frift, ſondern die bereits begonnene Ver: 
jährung läuft weiter, 

Als ausſchließlicher Anfangspımft der Verjährung nach & 40 
P.⸗G. gilt demnach „das Erſcheinen der Drudichrift oder 
der Beginn ihrer Verbreitung". Eine Beftimmung, die fich 
auch in anderen Prefgefegen findet, für das öfterr. Necht aber geradezu 
als verkehrt bezeichuet werden muß. Sie ift purchaus jachgemäß, wenn 


4) Lienbader 1 S.87. 
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4) der Berfuch der uneigentlichen Preßdelikte für ftraflos und 2) als 
Zeitpunkt ver Bollendung ver Beginn ber Verbreitung erflärt wirt. 
In Bezug auf ven erften Punkt nimmt das geltende öfterr. Recht ohne 
Zweifel, in Bezug auf ben zweiten wenigftens nach der Anficht des 
Lehrbuchs, einen durchaus abweichenden Standpunkt ein. Die Folge 
davon ift, daß, wenn es beim Verſuche geblieben und bie Ausgabe der 
Druckſchrift unterblieben ift, die Verjährung tes Deliktes überhaupt 
nicht beginnen kann, mithin! thatſächliche Unverjährbarfeit 
eintritt! 

Große Schwierigkeiten bietet auch hier die Verbreitung, fowie 
die Repropduftion ftrafbarer Drudfchriften. Beginnt in 
dieſen Fällen die Berjährung auch für ven Verbreiter oder Repro— 
duzenten mit dem erften Erfcheinen der Original-Drudichrift, oder iſt Die 
Berjährung ver Verbreitung und der Reproduktion eine durchaus jelbft- 
ftändige® Wir werden auch bier, um Klarheit in die verwidelte Frage 
zu bringen, auf die juriftifche Konftruftion der verſchiedenen hieher ge 
börigen Fälle zurücgehen müfjen. Verbreitung over Neprobuzirung 
einer mit Berbot oder Beſchlag belegten Schrift erſcheint jeden— 
falls als ein neues durchaus felbitftäntiges Delift, das nach $ 24 
P.⸗G. zu beurteilen, deſſen Berjährungszeit unabhängig von jener erft- 
begangenen ftrafbaren Handlung zu berechnen iſt; je nachdem wir es mit 
einer fortgejegten- einheitlichen Thätigkeit over mehreren ſelbſtſtändigen 
Handlungen des Schuldigen zu thun haben, beginnt die Verjährung 
im erjten Falle erjt mit vem Abjchluffe jener Thätigfeit, während im 
zweiten jede viefer ſelbſtſtändigen Handlungen unabhängig von ven 
übrigen verjährt. War bie verbreitete oder wieder abgebrudte Schrift 
weder verboten noch mit Beſchlag belegt, jo muß weiter 
unterjchieden werten. Möglicherweife können ſowol Verbreitung als 
Reproduktion, wenn fie zu dem in der Drudichrift enthaltenen Delikte 
binzutreten, jo lange diefes noch nicht vollendet war, fich als Theil: 
nahme an vemjelben charakterifiven?, dann hängt ihre Verjährung 
ab von jener des durch die Drudichrift begangenen Deliktes. Erfolgt 
aber vie Verbreitung oter Reproduktion erft, nachdem bie in der 


4) Unter ber Borausfegung, daß auch nach den Grunbfäßen bes allg. St.-©. 
bie Verjährung nicht eintreten kann, 3. B. weil ber Thäter fich geflüchtet bat u. |. w. 
2) Bol. oben $68 Seite 270. 


20 * 
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Drudihrift enthaltene ftrafbare Handlung bereits 
vollendet war, jo kann von Theilnahme — ebenjo wenig von Be— 
günftigung — feine Rede fein, Verbreitung und Wieverabtrud find 
entweter völlig jtraflos, oder, wenn ver betreffenve Deliktsbegriff aufs 
neue objektiv und ſubjektiv verwirklicht wurde, neue turchaus jelbit- 
ftändige Delikte, deren Verjährung daher unabhängig von jener des 
urjprünglichen Deliftes zu berechnen tjt!. 

Die vorftehenden Ausführungen, in welchen zahlreiche weiter mög— 
liche Komplikationen — man denke an die, als Beihilfe aufzufaſſende, 
ber That vorausgehende Zufage nachträglicher Unterftügung — feine 
Berüdjichtigung gefunden haben, ſollen lediglich andeuten, in welcher 
Weife bei ver Beurteilung berartiger Fälle zu Werke zu gehen tft; man 
büte fich vor jenen Generalifirungen, die uns in Litteratur und Praxis, 
wenn auch in jehr verjchievener Geftalt, immer wieder begegnen, und 
fonjtruire fich den Einzelfall: die Verbreitung perfelben Drudjchrift 
fann für den Einen Berbreiter ftrafles, für den Anderen als Theil- 
nahme an dem Driginalvelift, für ven Dritten nach $ 24 P.-©., für 
den Vierten als jelbjtftändige veliktiiche Handlung ftrafbar fein, bei 
dem Einen als ein fortgejegtes Delikt, bei dem Anderen als reale 
gleichartige Konkurrenz mehrerer Strafthaten ſich varjtellen. Unter 
biejen Umſtänden läßt fich ein größerer Fehler kaum venfen, als wenn 
man, wie bieß regelmäßig geichieht, eine allgemeine Regel für ven 
Beginn der Verjährung bei Verbreitung und Reproduktion aufftellen 
wollte, 


3) Bezüglich ver Unterbrehung ber Verjährung gelten 
jowol für $ 27 als auch $ 40 zunächft die Grundſätze des allgemeinen 
Strafrechtes?. Eine wichtige Abweichung , vie ſelbſtverſtändlich auf 
die Fälle des & 27 nicht ausgedehnt werben darf, enthält $ 40 in ven 
Worten: „jede Verfolgung ift ausgejchloffen, wenn... . eine ftraf- 


4) Selbſtverſtändlich kann auch hier wieber Fortiegung oder Wiederholung 
vorliegen, und darnach der Anfangspunft der Verjährung verſchieden zu beftim« 
men jein, 

2) $227 St.G.: „Die Verjährung wird unterbroden, wenn gegen ben 
Thäter als Angeihuldigten eine Vorladung, ein Borführungs- oder Ber- 
baftsbefehl erlaflen, oder ein Beichluß zur Einleitung der Unterſuchung geichöpit, 
ober wenn er als Angeihulbigter bereit8 vernommen ober verhaftet, ober mittelft 
ber Nacheile oder durch Stedbriefe verfolgt worden war.“ 
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gerichtliche Verfolgung gegen feinen ver Schuldigen eingeleitet 
oder... . fortgefet wurde.“ Die Unterbrehung der Ber- 
jährung gegen einen ver Schuldigen wirkt alfo gegen 
alle Betheiligten. Im Bergleiche mit vem allgem. St.-©. haben 
wir e8 hier mit einer zu Ungunften der Prefje erlaffenen, durch bie 
Natur der Sache nicht gerechtfertigten! Ausnahmsbeftimmung zu 
thun, die, obwol fie nicht einmal in der P.-D. von 1852 fich fand, 
von dem Parlamente, wie e8 fcheint als felbitverftändlich, ohne Witer- 
rede angenommen wurde. 

Nur eine „ftrafgerichtliche Verfolgung“ ($ 40 P.-&.), nur 
eine „gegen den Thäter als Angefchultigten“ ($ 227 St.-©.) ge 
richtete Handlung hat unterbrechende Wirkung ; alfo nicht die Einleitung 
der objektiven Verfolgung ?, nicht die polizeiliche Beſchlagnahme?; 
ob die vorläufige gerichtlichet, muß nach den konkreten Umftänden 
beurteilt werden. Da die Verfolgung vie Verjährung der That, nicht 
ver ihr beigelegten vechtlihen Qualifitation unterbricht, jo kann, 
obwol nur wegen Vernachläffigung pflichtgemäßer Aufmerkjamfeit 
verfolgt wurde, doch, auch nach Ablauf ver jechs Monate, wegen 
dolojer Begehung des betreffenden Deliktes verurteilt werden und um: 
gelehrt 5. 

Im Uebrigen fei auf Strafrecht und Strafprozehrecht verwiejen. 
Dod muß bemerkt werten, daß die E. des D.-G.-H. vom 19/7 1864 


4) Gegen derartige — Übrigens auch in anderen P.-G. fo im prenßiichen von 
41851 849 fich findende — „im Weſen der Prejie nicht begründete Ausnahmsbe— 
Stimmungen“ vgl. insbeſ. Schwarze ©. 132, Rönne ©. 270 u. U. 

2) Bgl. Lienbader II ©. 87, Thilo S.94, Marquarbien ©. 189, 
Kayfer ©. 607. 

3) Marquardſen ©. 189. 

4) Bei Privatanllagen ; vgl. oben $48 ©. 170f. 

5) Die Konfteuftion ber preßrechtlihen Kulpa (vgl. oben $60) wird auch hier 
maßgebend. Die herrſchende Anficht müßte, wäre fie fonfequent, mit Entſchieden— 
heit in Abrede ftellen, daß, wenn e8 fih eimerjeits um bie bolofe Thäterichaft in 
Bezug auf das durch den Inhalt der Drudirift begründete Delikt, andrerjeits 
um bie jelbftftändige, außerhalb des Rahmens des Strafgeſetzes ftehende, rein preß— 
rechtliche" Fahrläffigkeit handelt, von »idem factum« geiprodhen werben Tann; 
müßte bemnad für jede diefer beiden, von einander unabhängigen, ftrafbaren Hand: 
lungen bie Verjährung befonders berechnen. Dagegen kann e8 nach ber im 
Lehrbuche vertretenen Auffaffung einem Zweifel nicht unterliegen, daß wir «8 in 
beiden Fällen mit verfchiedenen Dualififationen berfelben That zu thun haben, 
eine abgeiondert laufende Verjährung daher nicht angenommen werben darf. 
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mehr aber, als bei anveren ftrafbaren Handlungen bereitet bei dem 
Preßdelikte das geforderte Sichzurückverſetzen in jenen Zeitpunkt dem 
Richter, anf welchen die rafch auf- und abfluthende öffentliche Stim- 
mung einwirkt, ohne daß er fich vefjen bewußt wird, große vielleicht 
unüberwindliche Schwierigfeiten; mehr als bei anderen Delikten find 
bier gerechte Beurteilung und rafche Beurteilung nahezu ibentifche 
Begriffe. 

Dazu fommt, daß gerade bei ven Preßbelikten aller Ordnungen bie 
fofort ver Begehung nachfolgente Unterfuchung und Aburteilung, 
Danf der befonderen Sorgfalt ver Gefetsgebung, leicht möglich, feine 
Beranlaffung zur Verſchleppung gegeben ift. Der objektive Thatbeftand 
liegt Har zu Tage, braucht nicht erft durch verwickelte Beweije hergeſtellt 
zu werben. Name und Wohnort des ſchuldigen Redakteurs, Heraus: 
gebers, Verlegers, Druckers, Verbreiters find den Behörben befannt, 
fange ehe Jemand an die Begehung des vorliegenden Deliktes gepacht 
bat; den Nachweis ver Schuld hat die Geſetzgebung durch Aufftellung 
der verſchiedenen ‚Verantwortlichkeitsſyſteme“ dem Ankläger fo leicht 
als nur möglich gemacht, und als letztes Aushilfsmittel fteht die objef- 
tive Verfolgung immer zu Gebote. Läßt trotz allevem der Ankläger vie 
Zeit unbenügt verftreichen, fo trifft nur ihn allein die Schuld. 

Da alfo raſche Verfolgung und Beftrafung durch die innerfte Natur 
ver Preßdelikte gefordert, da fie Durch die befonveren Anoronungen des 
pofitiven Prefrechtes möglich gemacht ift, jo muß die Aufnahme der 
fürzeren Verjährungsfrift als eine durchaus gerechtfertigte, aus dem 
Syſteme ver Preßgeſetzgebung in organischer Entwidelung fich ergebente 
Einrichtung betrachtet werden !. 


4) Bgl. Lienbader IS. 182, John ©. 352, Berner ©. 296 u. Andere. 
Derjelben Anficht, aber mit abweichender Begründung, Glaſer, Gef. H. Schrif- 
ten II ©. 60: „Die allgemeinen Vorſchriften Über Verjährung reichen für Preß- 
velifte nicht aus. EShandelt ſich nicht um eine Kürzung der Verjäh— 
rungsfriſt. Die Wolthaten der Verjährung geben nämlich den an der Preſſe 
betheiligten Perjonen, zumal ben in zweiter Linie betroffenen, immer wieder ver— 
foren; jeber Wieberabbrud, jeder neue Berkauf eines Eremplares der Schrift ift eine 
Erneuerung bes Deliktes. Nun ift e8 aber jehr wol denfbar, daß eine Schrift, bie 
bei ihrem erften Erjcheinen unbeanftandet gelafjen wurbe, bei einer jpäteren Ge- 
legenheit in Folge einer Aenderung ber berrfchenden Auffaffung bedenklich gefunden 
und verfolgt wird. Doc kann man ſich faum etwas Härteres denken, als eine folche 
Berfolgung gegen Denjenigen, ber zur Verbreitung einer fchon feit längerer Zeit 
eriftirenben und nicht verbotenen Schrift mitwirkt.“ Diefer Härte gegeniiber dem 
Berbreiter fol das Geſetz nah Glaſer's Anficht begegnen. 


Verjährung ber Preßdelikte. Allgemeines. & 75. 301 


MI. Die angeführten Gründe fprechen, bald einzeln bald in ihrem 
Zujammenhange, für eine gleiche Beſchränkung ver VBerjährungsfrift 
bei allen Arten ver Preßdelikte. Auch ſonſt läßt fich ein Grund nicht 
benfen, warum bie Verjährung bei der einen Art fo, bei ter anderen 
anders behandelt werben follte!. Dennoch hat fich die öſterr. Gefet- 
gebung für eine verſchiedene Behandlung der Verjährung, je nach ven 
verjchiedenen Gruppen ber Preßdelikte, entſchieden. 


So beftimmt $ 27: „Die Strafbarfeit der Vergehen und Ueber: 
tretungen, welche gegen bie in dieſem (zweiten Abfchnitte) enthaltenen 
Beitimmungen begangen werben, erlicht, fofern fich nicht bei An— 
wendung ber Beitimmungen des Strafgejetzes eine fürzere Verjäh— 
rungsfrift ergiebt, in fechs Monaten, von dem Tage an ge- 
rechnet, an welhem das Vergehen oder bie Ueber- 
tretung begangen oder das eingeleitete Verfahren 
unterbrochen und nicht weiter fortgefegt worben tft.“ 

Dagegen heißt es in $ 40: „Bezüglich der Verjährung einer 
durch eine Drudjchrift verübten ftrafbaren Handlung gelten zwar 
im allgemeinen vie Grundſätze des Strafgeſetzes. Indeſſen ift jelbft 
in dem Falle, wo bezüglich einer folchen Handlung nach biefen 
Grundfägen die Verjährung noch nicht eingetreten ift, jede weitere 
Berfolgung ausgefchloffen, wenn feitdem Erjcheinen der 
Drudjhrift oder dem Beginne ihrer Verbreitung 
im Inlande ſechs Monateverflofjen find, und während 
berfelben eine ftrafgerihtliche Verfolgungim Inlande, 
obgleich eine folhe möglich war, gegen feinen ber 
Schuldigeneingeleitetoder pas eingeleitete Verfah— 
ren durch ebenfo lange Zeit nicht fortgefegt wurde. 
Diefelben Grundfäte gelten auch Hinfichtlich der Verjährung jener 
Uebertretungen, welche durch Vernachläſſigung pflicht- 
mäßiger Aufmerkſamkeit in Bezug auf Drudjchriften bes 
gangen werben.“ 


1) Auch das deutſche R.-P.-®. hat nur bie eine Beftimmung bes $ 22: 
„Die Strafverfolgung derjenigen Verbrechen und Vergehen, welche durch Verbrei- 
tung von Drudicriften ftrafbaren Inhaltes begangen werben, ſowie berjenigen 
fonftigen Vergehen, welche in biefem Gefege mit Strafe bebrobt find, verjährt in 
6 Monaten.“ 
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Selbft wenn man die Zweckmäßigkeit einer verfchievenen Behand» 
lung ber Verjährung je nach der Verſchiedenheit ver Preßdelikte zugeben 
wollte, müßte die Faſſung des P./G. von 1862, weil auf einem un— 
richtigen Eintheilungsgrunde beruhend, als durchaus verunglüdt be- 
zeichnet werben. Nicht die innere Natur ver einzelnen Preßdelikte be- 
ziehungsmweife der von ihnen übertretenen Normen entjcheitet für bie 
Anwendung des $ 27 B.-©., fondern vie rein änferliche, ohne tieferes 
Eindringen in das Weſen der Sache von dem Gejeßgeber vorgenom— 
mene, Einreihung in ben zweiten Abjchnitt. So unterliegt vie Ver— 
jährung ber preßgewerblichen MWebertretung des $ 18 P.G. 
(Nichtablieferung der Freieremplare) ven Beitimmungen des $ 27 P.-©.; 
bie preßgewerbliche Uebertretung ver Betreibung eines behördlich 
nicht konzeſſionirten Preßgewerbes verjährt nach $ 140 ber Gewerbe: 
oronung!. Auf die Verjährung des preßgemwerblichen Deliktes 
des 8 2 Abi. 3 P.-©. hingegen — Nichtanzeige von der Eröffnung 
eines zur Ausübung des Selbftverlagsrechtes beftimmten Lokales — 
findet weber $ 27 B.-©., noch auch $ 140 ©.-D. Anwendung, ta 
feine in biefer enthaltene Vorſchrift außer Acht gelafjen wurde; va auch 
nach dem allgemeinen Strafgefege nicht vorgegangen werben kann, 
bleibt nur die Verordnung vom 3/& 1855 R -G.-B. No. 61, welche 
bie Berjährungsfrift ver nicht im Strafgefege enthaltenen Uebertretungen 
auf 3 Monate feftjegt ($ 4), von allen weiteren Beringungen ver Ber- 
jährung, wie fie von den $$ 229 und 531 ©t.-&. geforvert werben, 
abjieht, dagegen aber auch den Unterfuchungsfchritten der politifchen 
Behörden unterbrechende Wirkung beilegt. Die angeführten drei, ver: 
jelben Gruppe angehörenden, Preßvelikte find daher in Bezug auf ihre 
Berjährung nach drei wefentlich von einander verfchiedenen gefetlichen 
Beitimmungen zu behandeln! Es bedarf wol nur ver Konftatirung 
dieſes Rejultates, um die Unhaltbarkeit ves dem $ 27 zu Grunde 
liegenden Gedankens nachzuweifen. 

Das Lehrbuch des Preßrechtes kann auf die, außerhalb des Preß— 
geſetzes liegenden, wenn auch auf Preßdelikte anzuwendenden, Beſtim— 


4) „Duck die Verjährung erliſcht Unterſuchung und Strafe jener Uebertretun⸗ 
gen bed Gewerbegeſetzes, welche nicht nach bem allgemeinen Strafgefee zu beban« 
bein find, wenn ber Uebertreter binnen fechs Monaten, vom Tage ber begangenen 
ebertretung, nicht in Unterfuchung gezogen worden ift.“ 
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mungen über die Verjährung feine weitere Rüdficht nehmen; die nach- 
folgende Darftellung wird fich daher auf eine Beiprechung ber $$ 27 
und 40 P.⸗G. beichränfen. 


8.76. Fortfegung. Das Preßgeſetz von 1862. 


4) Bei einer Vergleichung des Preßgeſetzes mit dem allgemeinen 
Strafgeſetze von 1852 fällt zunächft die Fürzere — jehsmonat- 
fihe — Berjährungsfrift in die Augen. Doch hat diefelbe nur 
bezüglich der durch den Inhalt einer Drudichrift begangenen jtraf- 
baren Handlungen größere praftiiche Bereutung. Die Anordnung bes 
$ 27 B.:©. wird beinahe vollftändig überflüjfig gemacht durch & 532 
&t.-©., nach welchem Vergehen und Uebertretungen, worauf im Ge- 
jeße als höchjte Strafe Arreft des erften Grades ohne Verſchärfung 
ober eine Gelpftrafe bis 50 fl. feftgefett ift, in prei Monaten; wo 
Arreſt des erften Grades mit Verfchärfung oder eine Gelpftrafe bis 
200 fl. beſtimmt ift, in ſechs Monaten; und nur bie fchwerer, 
insbefondere mit dem Verluſte von Rechten oder Befugniffen bevrohten 
Bergehen oder Uebertretungen in einem Jahre als verjährt zu be- 
trachten find. Iſt demnach das allgemeine Strafgejeg mit Rückſicht 
auf ven Einzelfall milder, jo fommt diefes zur Anwendung. 

Bei näherer Betrachtung ergibt fich ſogar, daß $ 27 P.-&, — 
zum Theile wenigjteng — bie Preffe einer härteren Behandlung unter: 
wirft, als fie ohne venjelben erfahren würde; die Uebertretungen 
ber eigentlich » preßrechtlichen Normen würden nämlich, wenn $ 27 
feine Aufnahme in das Gefet gefunden hätte, ohne Ausnahme nach ver 
oben erwähnten Verordnung vom 3/4 1855 R.-G.:B. No. 61 fchou 
in drei Monaten verjähren. 

Wichtiger ift, daß ſowol nach 8 is auch nach $ 40 B.-©. ver 
Eintritt ver Verjährung an feine weitere Bedingung als an den Ablauf 


ber Zeit gefmüpft ift!; Msbeſondere das Vorliegen ober Nichtvor⸗ 


1) Entſchieden unrichtig Frühwald, Fortbildung ©. 413: „Diefer Para» 
graph (40) enthält eine Begünftigung der durch die Preffe begangenen ftrafbaren 
Handlungen nur in Bezug auf die Verjährungszeit; in Bezug auf die Be- 
dingungen ber Verjährung gelten die allgemeinen Borichriften des St.⸗G. 
(85 229 u. 534), infoweit Diefelben auf die betreffende firafbare Handlung anwend— 
bar find.” Merkwürbigerweife hat Frühwald in feinem Handbuch bei Belpre- 
hung bes $ 45 ber P.:O. v. 1852 die richtige Anficht vertreten. Nichtig auch 
Herbftizugso, 


304 Fünftes Bud. Das Preßſtrafrecht. 


liegen der in ven $$ 229 und 534 enthaltenen Voraugfegungen! für 
die Verjährung in Preßſachen durchaus gleichgiltig ift, und die Pref- 
gefeßgebung des Jahres 1862 mithin bereits jener heute allgemein 
herrſchenden Anjchauung über vie Beringungen ver Verjährung hul— 
digt, welche in das allgemeine öſterr. Strafrecht erft durch ven Straf: 
gejegentwurf von 1874 Eingang finden bürfte?. 

Dagegen hat $ 40 eine andere Bebingung für ven Eintritt ver Ver— 
jährung aufgeftellt mit ven Worten: „wenn eine Verfolgung im In⸗ 
(ande gegen Einen der Schulvigen möglich war." Unmöglichkeit ver 
Verfolgung Ichließt die Verjährung mithin nur dann aus, wenn gegen 
feinen ter Schulvigen eine Verfolgung möglich war; vie Möglichkert 
ter objeffiven Verfolgung bagegen hindert ven Ablauf ber Verjährungs: 
frift nicht. 

Da $ 27 dieje Bedingung ebenfowenig enthält wie das alfge- 
meine Strafgejeß, jo darf fie bezüglich ver eigentlichen Preßdelikte auch 
nicht aufgeftellt werden. Es läuft die Verjährung mithin auch bann, 
wenn die Verfolgung — 3. B. gegenüber dem durch jeine Immunität 
geſchützten Abgeordneten — unmöglich war. Bei dem Klaren Wort: 
laute ver betreffenden Beftimmungen ift e8 demnach entfchieven un- 
richtig, wenn Zienbacher? bie Berfolgungsverjährung in durchaus 
verfehlter Weife al8 eine „Verzichtleiftung“ des Staatsanwaltes fon- 
ſtruirend, jagt: „diefe Wirkſamkeit einer folchen Berzichtleiftung fett 
aber die Möglichkeit einer Aktion voraus... . Die befonvere Er- 
löfchungsart des $ 27 kann baher gleichfalls nur dann eintreten, wenn 
während ber fechsmonatlichen Frift derſelben, wie $ 0 fagt, eine 
itrafgerichtliche Berfolgung im Inlande, obgleich eine folche möglich 
war, nicht eingeleitet oder nicht fortgefegt wurde. ... . ba fonft dem 
Staatsanwalte nicht der freie Wille und vie eigene Abficht zur An- 
flage-Unterlaffung unterjtellt werden kann“. 


4) Daß der Thäter von ber That feinen Nuten mehr in Händen, nach Kräften 
Wiebererftattung geleiftet, ſich nicht geflüchtet, und Fein weiteres Delift mehr be- 
gangen hat. 

2) Auf demſelben Standpunfte fteht übrigens auch bie mehrermwähnte Ber- 
orbnung vom 3/4 4855, 

3) II ©.359. Seine Ausführungen find ein merkwürbiges Beiſpiel jener 
Sophiſtik, mit welcher man in bem ſechziger Jahren das P.-G. zu Ungunften ber 
Preffe zu interpretiren verftand; auch heute noch leidet unjere Praris unter ben 
Nachwirkungen dieſer Methobe. 
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2) Beginn der Verjährung. Der Anfangstermin iſt ein 
verjchiedener, je nachtem $ 27 oder $ 40 zur Anwendung gelangt. 

a) Nach $27 beginnt Die Berjährung mit jenem Tage zu laufen, 
an welchem das Delift begangen ober das eingeleitete 
Berfahren unterbrochen und nicht weiter fortgejegt 
worden ift. Im welchen Zeitpunfte bie einzelnen eigentlichen Preß— 
velifte ald begangen zu betrachten find, ift nach ven oben in ven 85 66 
und 67 aufgejtellten Grundſätzen zu beurteilen. Verbreitung ber 
Drudichrift darf umfoweniger gefordert werten, als $ 40 dieſelbe aus— 
prüclich erwähnt und damit ein arg. e contrario für $ 27 liefert. 
Beim fortgejegten Delikte beginnt vie Verjährung mit dem legten 
Alte der einheitlichen Thätigfeit, bei vem fortdauernden Delikte 
mit dem Aufhören des durch dasſelbe begründeten rechtswidrigen Zu— 
jtandes ; bei der Wiederholung verjährt jede einzelne ſelbſtſtändige 
Handlung ohne Rüdficht auf die übrigen. Dieſe Grundſätze dürften 
zur Entjcheitung aller hieher gehörenden Fragen genügen. Einige 
Beijpiele zur Erläuterung. Wird die Drudjchrift gegen die Anordnung 
des 8 I P.:©. ausgegeben, jo beginnt die Verjährung mit dem Be— 
ginne der Ausgabe und läuft nach jechs Monaten ab, wenn auch 
in der Zwifchenzeit mit der Verbreitung ber Druckſchrift fortgefahren 
wurde. Wenn dagegen eine periodiſche Drudjchrift ohne Angabe des 
Redakteurs erjcheint, und dieſe Unterlaffung auf jevem neu ausgegebe- 
nen Dlatte fortgejegt wird, jo kann die Verjährung erft mit jenem 
Tage beginnen, an welchem die lette mit diefem Mangel behaftete 
Nummer erichienen ift. Im Laufe eines Jahres hat diefelbe Druderei 
e8 zu wieberholten Malen verfäumt, bie Probeeremplare abzuliefern ; 
bier haben wir zu unterjuchen, ob eine oder mehrere felbitjtänvige 
ſchuldhafte Handlungen anzunehmen find ; im erften Falle — Fortfegung 
— beginnt die Verjährung für alle Unterlaffungen mit ver legten, im 
anderen — Wieberholung — läuft die Verjährungsfrift für jedes ein- 
zelne der durch bie verjchievenen Unterlaffungen begangenen Delikte 
unabhängig von den übrigen ab, jo daß die in den Anfang bes Jahres 
fallenven bereits verjährt fein können, während die übrigen noch ver: 
folgbar find. 

In alfen diefen Fällen muß jedoch immer im Auge behalten werben, 
daß nach öfterr. Necht ver Verſuch auch bei dem eigentlichen Preß- 
vefiften ftrafbar tft, hier beginnt die Verjährung mit jenem Augen— 

Liszt, Das öfterreichifche Preßrecht. 20 
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blicke, in welchen vie Verfuchsthätigkeit zum Abfchluffe gelangte. Be: 
züglich des Beginnes ber Verjährung bei Mitthäter, Anftifter 
und Gehilfen ift auf die — aflerbings ſehr beftrittenen aber hier 
wicht näher zu beſprechenden — Grundſätze des allgemeinen Straf: 
rechtes zu verweiſen. 

Unter ver „Unterbrechung“ des eingeleiteten Verfahrens it jeven- 
falls ein formeller Abſchluß verjelben (Einftellung ter Unter: 
fuchung u. f. w.) zu verftehen, ta nach tem Haren Wortlaute des 
Gejetes das rein paſſive Verhalten des Anklägers, vie einfache „Nicht: 
fortjegung“ nicht genügt. 

Es fei noch betont, daß die Berechnung ver Frift hier nicht a mo- 
mento, fontern a die zu erfolgen hat („von dem Tage gerechnet, an 
welchem“ u. j. w.) 

b) Wann im Falle ves $ 40 die Verjährung zu laufen beginnt, 
erjcheint bei der eigenthümlichen Formmirung dieſes Paragraphen nicht 
als unzweifelhaft. 8 40 fagt: „ wenn ſeit vem Erſcheinen . . . . 
ſechs Monate verfloffen jind und während berjefben eine Verfolgung 

. nicht eingeleitet oder das eingeleitete Verfahren 
durch ebenſo lange Zeit nicht fortgejegt wurde“. Nehmen 
wir ein Beilpiel. An 4/1 wurde die ftrafbare Drudfchrift ausgegeben, 
am 4/4 vie Verfolgung eingeleitet, um am 1/5 wieder eingejtellt zu 
werben; ijt num die Verjährung jechs Monate nach ver Einftellung, 
oder jechs Monate mehr einem (folange dauerte die Verfolgung) nad) dem 
Erſcheinen ver Drudichrift, alfo am 1/14 oder am 41/8 eingetreten? 
Die Natur ver Sache, ſowie die ausdrückliche Vorfchrift des $ 27 
jprechen für die erfte Alternative; doch entſcheidet ter beftimmte Wort- 
laut des $ 40 zu Gunften ver zweiten. Es giebt alfo nach $ 40 eine 
Fortſetzung der unterbrochenen VBerjährung!; nach der Unter: 
brechung beginnt feine nene Frift, ſondern die bereits begonnene Ver: 
jährung läuft weiter, 

Als ansichliegliher Anfangspunft der Verjährung nach $ 40 
P.⸗G. gilt demnach „das Erfcheinen der Drudjchrift oder 
der Beginn ihrer Berbreitung". Eine Bejtimmung, die fich 
auch in anderen Preßgeſetzen findet, für das öſterr. Necht aber geradezu 
als verkehrt bezeichnet werben muß. Sie ift durchaus ſachgemäß, wenn 


4) Lienbader I S.87. 


Verjährung nach geltendem Recht. 8 76. 307 


4) der Verſuch der uneigentlichen Preßdelikte für ftraflos und 2) als 
Zeitpunkt ver Vollendung ver Beginn der Verbreitung erflärt wirt. 
In Bezug auf den erften Punkt nimmt das geltende öfterr. Recht ohne 
Zweifel, in Bezug auf dem zweiten wenigftens nach der Anficht des 
Lehrbuchs, einen durchaus abweichenden Standpunkt ein. Die Folge 
davon ift, daß, wenn e8 beim Verſuche geblieben und die Ausgabe ver 
Drudichrift unterblieben ift, die Verjährung tes Deliktes überhaupt 
nicht beginnen kann, mithin! thatfächliche Unverjährbarfeit 
eintritt! 

Große Schwierigkeiten bietet auch bier die Verbreitung, jowie 
die Repropduftion ftrafbarer Drudfchriften. Beginnt in 
viefen Fällen die Berjährung auch für ven Verbreiter oder Repro- 
duzenten mit dem erjten Erfcheinen ver Driginal-Drudfchrift, oder iſt Die 
Berjährung ver Verbreitung und ver Reproduktion eine durchaus jelbft- 
ftändige* Wir werden auch bier, um Klarheit in die verwidelte Frage 
zu bringen, auf die juriftiiche Konftruftion der verfchievenen hieher ge: 
börigen Fälle zurücdgehen müſſen. Verbreitung over Reproduzirung 
einer mit Berbot oder Beſchlag belegten Schrift erjcheint jeven- 
falls als ein neues durchaus felbftftäntiges Deliftt, das nach & 24 
P.⸗G. zu beurteilen, deſſen Berjährungszeit unabhängig von jener erft- 
begangenen ftrafbaren Handlung zu berechnen ift; je nachdem wir e8 mit 
einer fortgejegten- einheitlichen Thätigkeit oder mehreren felbititändigen 
Handlungen des Schuldigen zu thun haben, beginnt die Verjährung 
im erjten Falle erſt mit vem Abjchluffe jener Thätigkeit, währen im 
zweiten jede viejer jelbjtftändigen Handlungen unabhängig von ven 
übrigen verjährt. War Die verbreitete oder wieder abgebrudte Schrift 
wederverboten noch mit Beſchlag belegt, jo muß weiter 
unterjchieden werten. Möglicherweie können jowol Verbreitung als 
Reproduktion, wenn fie zu dem in der Drudichrift enthaltenen Delikte 
binzutreten, jo lange dieſes noch nicht vollendet war, fich als Theil: 
nahme an demielben charakterifiven?; dann hängt ihre Verjährung 
ab von jener des durch die Drudichrift begangenen Deliktes. Erfolgt 
aber vie Verbreitung over Reproduktion erft, nachdem die in der 


4) Unter der VBorausjegung, daß auch nad) den Grunbfägen bes allg. St.G. 
bie Berjährung nicht eintreten lann, 3.®. weil der Thäter fich geflüchtet hat u. f. w. 
2) Bol. oben $68 Seite 270, 


20* 
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Drudihrift enthaltene ftrafbare Handlung bereits 
vollendet war, fo kann von Theilnahme — ebenjo wenig von Be— 
günftigung — feine Rebe fein, Verbreitung und Wiederabtrud find 
entweder völlig ftraflos, oder, wenn ber betreffende Deliftsbegriff aufs 
neue objektiv und fubjeftiv verwirklicht wurde, neue durchaus jelbit- 
jtändige Delikte, deren Verjährung daher unabhängig von jener bes 
urfprünglichen Deliktes zu berechnen iſt!. 

Die vorftehenden Ausführungen, in welchen zahlreiche weiter mög— 
liche Komplikationen — man denke an die, als Beihilfe aufzufaſſende, 
ber That vorausgehende Zufage nachträglicher Unterftügung — feine 
Berüdfichtigung gefunden haben, follen lebiglich andeuten, in welcher 
Weije bei ver Beurteilung derartiger Fälle zu Werke zu gehen ift, man 
hüte fich vor jenen Generalifirungen, die uns in Litteratur und Praxis, 
wenn auch in jehr verjchiedener Geftalt, immer wieder begegnen, und 
konſtruire fich ven Einzelfall: die Verbreitung der ſelben Drudjchrift 
kann für den Einen DVerbreiter ftraflos, für den Anderen als Theil- 
nahme an dem Driginalvelikt, für ven Dritten nach $ 24 B.-©., für 
ven Vierten als felbitftändige deliktiſche Handlung ftrafbar fein, bei 
bem Einen als ein fortgefetztes Delikt, bei dem Anderen als reale 
gleichartige Konkurrenz mehrerer Strafthaten fich darftellen. Unter 
biefen Umftänden läßt fich ein größerer Fehler kaum venfen, als wenn 
man, wie dieß regelmäßig gefchieht, eine allgemeine Regel für den 
Deginn der Verjährung bei Verbreitung und Reproduktion aufftellen 
wollte. 


3) Bezüglid der Unterbrehung der Verjährung gelten 
fowol für $ 27 als auch $ 40 zunächft die Grundſätze des allgemeinen 
Strafrechtes?. Eine wichtige Abweichung , vie felbjtverftändlich auf 
die Fälle des $ 27 nicht ausgedehnt werben darf, enthält $ 40 in den 
Worten: „jede Verfolgung ift ausgejchloffen, wenn... . eine ftraf- 


4) Selbftverftändlich kann auch bier wieder Fortſetzung oder Wiederholung 
vorliegen, und darnach der Anfangspunft der Verjährung verſchieden zu beſtim— 
ment ſein. 

2) 8227 &t.:G.: „Die Verjährung wird unterbroden, wenn gegen ben 
Thäter als Angefhuldigten eine Vorladung, ein Borführungs- oder Ber: 
baftsbefehl erlaffen, oder ein Beichluß zur Einleitung der Unterfuhung geichöpft, 
ober wen er als Angeichulbigter bereit8 vernommen ober verhaftet, oder mittelft 
der Nacheile oder durch Stedbriefe verfolgt worden war.“ 
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gerichtliche Verfolgung gegen feinen der Schuldigen eingeleitet 
oder... . fortgeſetzt wurde.“ Die Unterbrehung der Ber- 
jährung gegen einen ver Schuldigen wirft alfo gegen 
alle Betheiligten. Im Vergleiche mit dem allgem. St.-©. haben 
wir e8 hier mit einer zu Ungunften ber Preffe erlaffenen, durch bie 
Natur der Sache nicht gerechtfertigten! Ausnahmebeftimmung zu 
thun, die, obwol fie nicht einmal in ver P.O. von 1852 fich fand, 
von dem Parlamente, wie e8 fcheint als jelbftverftändlich, ohne Witer- 
rede angenommen wurde. 

Nur eine „jtrafgerichtliche Verfolgung“ ($ 40 B.-©.), nur 
eine „gegen ven Thäter als Angefchultigten“ ($ 227 St.-©.) ge 
richtete Handlung hat unterbrechende Wirkung alſo nicht die Einleitung 
ver objektiven Verfolgung, nicht die polizeiliche Beſchlagnahme?; 
ob die vorläufige gerichtlichet, muß nach den konkreten Umftänden 
beurteilt werben. Da die Verfolgung bie Verjährung der That, nicht 
ber ihr beigelegten vechtlihen Qualifikation unterbricht, fo kann, 
obwol nur wegen Vernachläffigung pflichtgemäßer Aufmerkjamfeit 
verfolgt wurde, doch, auch nach Ablauf ver jehs Monate, wegen 
dolojer Begehung des betreffenden Deliktes verurteilt werben und um: 
gelehrt 5. 

Im Uebrigen fei auf Strafrecht und Strafprozeßrecht verwiejen. 
Doch muß bemerkt werden, daß die E. des O.“G.⸗H. vom 19/7 1864 


4) Gegen berartige — Übrigens auch in anderen P.-©. fo im preußifchen von 
4551 849 fi findende — „im Weſen der Prefie nicht begründete Ausnahmsbe— 
fimmungen“ vgl. insbe. Schwarze ©. 132, Rönne S. 270 u. A. 

2) Bgl. Lienbader II ©. 87, Thilo ©.94, Marquardſen ©. 189, 
Kayſer ©. 607. 

3) Marquarbien ©. 189. 

4) Bei Privatanklagen ; vgl. oben $48 ©. 170f. 

5) Die Konftruftion ber preßrechtlichen Kulpa (vgl. oben 560) wirb auch bier 
maßgebend. Die herrichende Anfiht müßte, wäre fie Tonfequent, mit Entſchieden⸗ 
beit in Abrebe ftellen, daß, wenn es fih einerfeits um bie doloſe Thäterfchaft in 
Bezug auf das durch den Inhalt der Drudichrift begründete Delilt, andrerfeits 
um bie jelbftftändige, außerhalb des Rahmens des Strafgeſetzes ſtehende, rein preß— 
rechtliche” Fahrläſſigkeit handelt, von »idem factum« geiprodhen werben kann; 
müßte demnach für jede Diefer beiden, von einander unabhängigen, ftrafbaren Hand: 
lungen die Verjährung bejonders berechnen. Dagegen kann es nad der im 
Lebrbuche vertretenen Auffaffung einem Zweifel nicht unterliegen, daß wir «8 in 
beiden Fällen mit verfchiebenen Dualififationen berjelben That zu thun haben, 
eine abgefondert laufende Berjährung daher nicht angenommen werben darf. 


.n 
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Erne Berjäsreng ie erlaunıen Strafe ih vem gellenden 
Mere Rett fewei überbauzt als auch bei zen Prrkreicteen im Beien⸗ 
teren freme, Nach allgemeinen Eruntiãtzen ir die mit Unrecht je- 
aenannte Antragsverjäbrung rurhaus unabhängig ven ter Ber⸗ 
jäfrung tes Zeiiftes, bei Antragsrelikten if tie Verjelgung taber 
aue geſchlofſen, ſowol wenn das Delikt verjährt, als auch wenn tie 
Antrassfrift abgelaufen ift. 
5, Wir kung ver Berjährung ift ver Ausſchluß „jerer Verfolgung“ ; 
es fanın mithin — im Kalle ves $ 40 — nach Eintritt ver Berjährung 
auch zus objettive Berfahren nah $ 493 St.-P.-D. nicht mehr ein 
Aeleitet ®, und ebenjo wenig vas Wece⸗ — —— 
ZW. gefällt wercen >. 


— ——— 2 


4) Wal, Ev. 21/7 4851, 12/41 1856, 48/40 4864, 27/9 1870 (Mo. 40, 
774, 1069, 4343 der Glaſer'ſchen Sammlung). 

) Diele — allerbings befteittene — Anficht ftütst fih anf den Wortlaut des 
4997, der durch ble St.⸗P.⸗O. v. 1878 im keiner Weile berührt wurde. Auf eine 
nähere Begriinbung kann bier nicht eingegangen werben. 

Yienbaher 11 &.87, Shward ©. 112, Thilo S. 94. 

) Dariiber unten $89 ff. 
N Auf einen, Hbrigens laum zweifelhaften Fall jei noch aufmerkam gemacht. 
Der Drunder haftet filr den Inhalt der Drudichrift wegen Fahrläſſigkeit, wenn er 
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VI. Die Exequirung preßgerichtlicer Verfügungen. 


$ 77. Die Einjtellung periodiſcher Drudjchriften. 

Es wurde bereits oben! ausgeführt, daß die Einstellung einer 
periodifchen Druckſchrift, je nach ven Behörden, durch welche, je nach 
ven Beringungen, unter welchen fie verfügt werben fann, je nach ven 
Sweden, welche fie verfolgt — einen durchaus verfchievdenen Charakter 
annimmt und barım auch bei fuftematifcher Darjtellung bes Pref- 
rechtes, je nach dem Stande ber pofitiven Gefeßgebung, eine wejentlich 
verfchiedene Stellung beanſprucht; daß fie als Maßregel ver Verwal: 
tungsbehörvden mit dem Syſteme der Konzeffioniwung der periodischen 
Preffe im innigſten Zuſammenhange ftehend dem Preßgewerberecht 
angehört, als ſolche aber in Defterreich jeit vem Fahre 1862 fich nicht 
mehr findet; daß fie, an den richterlichen Ausipruc über das Vor— 
liegen einer ftrafbaren Handlung geknüpft, als eine objektive Neben- 
jtrafe erfcheint, die, weil fie die fünftigen noch gar nicht erfchienenen 
Nummer trifft, aus der begangenen That die Präfunption Fünftiger 
Begehung weiterer Delikte ableitet, irrationell, und durch die Aufhebung 
des $ 38 P.-©., welche durch Art. IV der Novelle vom 15/10 18682 
erfolgte, aus’ der öſterr. Geſetzgebung befeitigt worden ift. Nach gelten- 
dem öfterr. Recht ift die Einftellung ein Erefutionsmittel; neben 
ver Berhängung von Geld» over Freiheitsftrafen, oder jtatt derſelben 
ſoll ſie auf indirekten Wege die Erfüllung der gejeglichen Anoronungen, 


die Vorſchriften der $$ 9 u. 47 P.-G. außer Acht gelaffen hat, und ift in dieſem 
Falle ſowol des eigentlichen Preßbeliftes des $ 9 bez. $ 47, als auch — in ibeeller 
Konkurrenz — des uneigentlihen durch den Inhalt der Schrift fabrläffig began— 
genen, nach $40 B.-G. verjährenden Preßdeliltes ſchuldig. Sollte num Die Ueber- 
tretung ber $$ 9 u. 47 P.-©. bereits verjährt fein, ohne daß die Borausfegungen 
der Verjährung nach $ 40 eingetreten find, fo entfällt allerdings die ideelle Konkur— 
venz ; da aber bie nadte Thatfache, daß jene Uebertretung begangen wurde, nicht 
mehr aus der Welt gejchafft werben kann, mithin die Bedingung, an welche bie 
Haftung für Fahrläifigfeit gefmüpft ift, fortdauernd beftehen bleibt, jo kann troß 
jener Verjährung die Verurteilung wegen Vernachläſſigung pflichtgemäßer Auf 
merkiamkeit ausgefprochen werben. Das Gleiche gilt von dem Berbreiter. 

1) Bol. oben $36 ©.120. 

2; Durd) ein im I. 4868 begangenes Redaktionsverfeben blieb in $25, wel- 
her die Fälle der Einftellung aufzäblt, das Kitat des aufgehobenen $38 P.-©. 
ſtehen. 
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des behörblichen Auftrages erzwingen. Allerdings gewinnt burch die 
Zuläffigfeit ver Einftellung die behörhliche Zwangsgewalt bedeutend an 
Energie, und dieſer Umſtand hat unferer Gefeggebung im Inlande wie 
im Auslande wieberholt, insbeſondere mit Rüdficht auf das Berich— 
tigungsverfahren, ven Vorwurf bejonverer Strenge zugezogen. Allein 
abgejehen davon, daß die Mafregel durch den vorausgegangenen Un 
gehorfam, wenigftens dort, wo ein richterlicher Auftrag vorlag, ge- 
nügend gerechtfertigt wird, darf nicht überfehen werben, daß die wie- 
verholte, durch Fein Marimum begrenzte Berhängung von Strafen bei 
fortgefegter Gehorjamsmweigerung, wie fie nach dem deutfchen R.-P.-©. 
3. B. im Berichtigungsverfahren durch die übereinftimmende Praris 
der deutſchen Gerichtshöfe für zuläffig erklärt wurde!, viel härter 
wirft, zu viel jchwereren Bedrückungen der Preffe führt, als die Ein- 
ftellung bis zur Erfüllung des Auftrages, bie es dem Belieben ver Be— 
troffenen anheimftellt, fich zu fügen over die Nachtheile dieſer Maßregel 
über fich ergehen zu lafjen. 

Die Zuläffigfeit der Einftellung im Sinne des geltenden öſterr. 
Rechtes muß daher als eine ebenfo gerechte als zweckmäßige Einrich: 
tung bezeichnet werten, bie ber weiteren Entwicklung werth und fähig 
ift. Dabei fei aber betont, daß die Durchführung dieſer Maßregel in 
dem P.⸗G. von 1862, foweit e8 durch die Novelle von 1868 feine 
Veränderung erlitt, in mehreren Punkten als reformbebürftig erjcheint. 
Bor allem jollte nur der Ungehorjam gegen vichterliche Verfügun— 
gen zur Einftellung berechtigen, und nur ber Richter über das Vor— 
liegen eines folchen Ungehorjames zu entjcheiden, die Einftellung aus- 
zufprechen befugt fein. Dann muß fonfequent daran fejtgehalten wer: 
ven, daß die Einftellung ven Herausgeber over Eigenthümer 
trifft, gegen das Zeitungsunternehmen als folches gerichtet ift; daß 
diefefbe vaher nur durch ein Verſchulden des Herausgebers ober 
Eigenthümers, durch ein Zuwiderhandeln vesjelben gegen eine ihm ob- 
liegende Verpflichtung, einen ihm ertheilten Auftrag gerechtfertigt 
werben fann. 

Durch das am Eingange dieſes $ Gejagte dürfte die ſyſtematiſche 
Stellung, welche das Lehrbuch der Einftellung einer periodischen Druck— 
jchrift angewiefen hat, zur Genüge begründet fein. Das Prefpelikt, 


4) Bol. oben 551 ©. 186 Anm. 2. 
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welches durch die unbefugte Fortſetzung einer eingeftellten Drudkichrift 
begangen wird, muß im befonveren Theile eingehenver befprochen wer- 
den!. Hier handelt e8 fich nur mehr darum, die Fälle zufammenzu- 
jtellen, in welchen die Anwendung dieſer Mafregel durch das Gejet 
für zuläffig erklärt wird. 

Die Einftellung einer periodifchen Drucdichrift kann verfügt 
werben: 

4) Nah 5 14 P.-G.; und zwar a) durd die Sicherheits: 
behörbe, wenn mit der Herausgabe einer periodichen Druckſchrift 
vor dem Erlage ver Kaution, oder vor Ablauf der achttägigen Frift des 
$ 10 B.-©. begonnen, ober wenn die vorgefchriebene Anzeige über eine 
während ver Herausgabe eingetretene Veränderung binnen ber im $ 10 
bezeichneten Friſt nicht erftattet wurde; b) durch das Gericht, 
wenn die Anzeige falſche Angaben enthielt oder eine nach dem zweiten 
Ablage des $12 P.-G.? gejeglich unfähige Perfon als Redakteur nam- 
haft gemacht wurde und darauf die Herausgabe ver periodischen Drud- 
Ichrift begonnen wurde, oder wenn die Anzeige über eine während ver 
Herausgabe eingetretene Veränderung an einem dieſer Gebrechen 
leidet. 

Die Einjtellung erfolgt „bis zur Erfüllung ver gejetlichen Be— 
dingungen“, wird alfo mit der Erfüllung ipso facto, auch ohne aus— 
drückliche Verfügung, hinfällig , in dem Falle unter b) kann fie nur bei 
„Einleitung der Unterfuchung over im Verlaufe verjelben“ ausgejprochen 
werden, ift aljo an die jtrafgerichtliche Verfolgung, nicht an bie Ver: 
urteilung der Schultigen gefnüpft, entfällt aber mit jedem gericht: 
lichen Ausſpruche — Einftellung, Freilprechung u. ſ. w. — durch 
welchen die Erfüllung ber gejeglichen Bedingungen konſtatirt wird. 
Eine gegen bie Einjtellung erhobene Beſchwerde hat Feine aufichiebenve 
Wirfung. 


4) Bol. unten $81 Ziffer 2. 

2) Nach dem ausdrücklichen Eitate des zweiten Abſatzes des $42 Tann bie 
Beftellung einer nach dem erften Abfage des 542 unfähigen Perfon, aljo eines 
Ausländers, eines Minderjährigen u. ſ. w. weder zu einer Beftrafung bes Heraue- 
gebers noch zu einer Einftelung der Druchkſchrift führen. Ein Grund für dieſe Be- 
ſchränkung läßt fih wol faum geltend maden. Dagegen muß der durch bie Novelle 
vom 15/10 4868 dem $412 P.-®. binzugefügte Dritte Abjag, der nur eine Milde 
rung ber im zweiten Abfage enthaltenen Anordnung bezwedt, diefem völlig gleich 
geftellt werben. 
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1, Heber bie Bebeutung biefer Worte vgl. das oben in $54 9.202 über bie 
HDaftung ber Kaution Geſagte. 

2, Nur wem dieſe nach &20 Abi. 2, nicht wenn fie nach $39 P.-G. zur Ver⸗ 
oAffentlichnng beftimmt waren. Bgl. über Diefen Unterichied eben $ 73. 

3, Weber bie Bebentung biefes Ausbrudes vgl. oben $51 ©. 183. 
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VIL Die einzelnen Preßdelikte‘. 


878. 4) Die Preßdelikte zweiter Ordnung. a) Die 
Uebertretungen des Preßgemwerberecdtes. 


1) Da nah & 3 Abi. 2 Das Recht zur Erzeugung, zum Verlage 
von Drudichriften und zum Verkehre mit venfelben durch die Gewerbe- 
geſetze geregelt wird, jo ift jeves Zwiderhandeln gegen die Anordnungen 
ver Gewerbeordnung vom 20/12 4859 nach den 88 134 ff. dieſes Pa— 
tentes zu beurteilen ?, ſoweit nicht das Preßgefeg abweichende Beftim- 
mungen enthält. Es find demnach mit einer Geldſtrafe von 5 bis 
200 fl. wegen Uebertretung ber ©.-D. zu beitrafen ($ 132): 
a) diejenigen, welche ein fonzeffionspflichtiges Gewerbe betreiben, ohne 
bie Konzeffion vorjchriftsmäßig erwirkt zu haben ; b) Diejenigen, welche 
ein Gewerbe fortbetreiben, nachdem e8 ihnen eimgeftellt wurde. 

2) Bon der Eröffnung eines zur Ausübung des Selbitverlags- 
rechtes3 bejtimmten Lokales ift der Sicherheitsbehörte vorläufige Anzeige 
zu erftatten. Die Nichtbeachtung biefer Vorjchrift ift al Uebertre— 
tung mit eimer Gelpftrafe von 40 bis 400 fl. zu ahnen ($ 3 
Abi. 3 P.“G.). Obwol das Gejeß dieß nicht ausdrücklich ausſpricht, 
muß doch angenommen werten, daß nur der Selbjtverleger 
allein fich diefes Deliktes ſchuldig machen kann; nur ihn trifft bie 
Berpflichtung zur Anzeige, nur er kann daher verfelben zuwiderhandeln; 
pritte Perfonen dürfen werer als Mitthäter noch als Theilnehner, 
fönnen aber als Begünftiger zur Verantwortung gezogen werden. Wie 
überall ift auch bier Verſchulden des Thäters unerläßliche Be— 
dingung zur Annahme eines Deliktes, doch genügt Bahrläffigkeit. 
Das Delift ift vollendet mit ver Eröffnung des Lokales, aljo mit 
dem virtuellen Beginne des Vertriebes. Damit ift aber bie ftrafbare 


1; Es handelt ſich bier nur um eine der Ueberficht wegen gegebene Zufammen- 
ftellung. Die einzelnen aufgeftellten Behauptungen können baber hier nicht gerecht: 
fertigt werben, Sondern finden ihre Begründung in ber ganzen bisherigen Darftel 
lung. Dieje allgemeine Berufung auf das früher Gefagte möge ftatt beſonderer 
Verweiſungen bienen. 

2) Vgl. auh Stubenraud, Haudbuch des öſterr. Gewerberechtes (1860) 
S. 214 ff. 

3; Dal. oben $31 S. 98 ff. 
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blicke, in welchem die Verjuchsthätigkeit zum Abſchluſſe gelangte. Be— 
züglich des Beginnes ber Verjährung bei Mitthäter, Anftifter 
und Gehilfen ift auf die — allerdings ſehr beftrittenen aber hier 
nicht näher zu beſprechenden — Grundſätze des allgemeinen Straf- 
rechtes zu verweilen. 

Unter ver „Unterbrechung“ des eingeleiteten Verfahrens ift jeven- 
fall ein formeller Abſchluß verjelben (Einftellung ter Unter- 
fuchung u. ſ. w.) zu verftehen, ta nach vem Haren Wortlaute des 
Geſetzes das rein paſſive Berhalten des Anklägers, die einfache „Nicht: 
fortjegung“ nicht genügt. 

Es fei noch betont, daß die Berechnung ver Frift hier nicht a mo- 
mento, fontern a die zu erfolgen hat („von dem Tage gerechnet, an 
welchem“ u. j. w.) 

b) Wann im alle des $ 40 vie Verjährung zu laufen beginnt, 
erjcheint bei ver eigenthümtichen Kormulwung dieſes Paragraphen nicht 
als unzweifelhaft. $ 40 fagt: „ wenn ſeit vem Erjheinen.... 
ſechs Donate verfloffen jind und während berjelben eine Verfolgung 

. . nicht eingeleitet oder das eingeleitete Verfahren 
durchebenſo lange Zeit nicht fortgejegtwurde*. Nehmen 
wir ein Beijpiel. An 4/1 wurde die ftrafbare Drudichrift ausgegeben, 
am 1/4 vie Verfolgung eingeleitet, um am 1/5 wieder eingejtellt zu 
werben; iſt nun die Verjährung jechs Monate nach ver Einftellung, 
oder fechs Monate mehr einem (folange dauerte die Berfolgung) nach dem 
Erjcheinen ver Drudichrift, alfo am 1/14 oder am 1/8 eingetreten? 
Die Natur ver Sache, fowie vie ausprüdliche Borfchrift des $ 27 
fprechen für vie erfte Alternative ; doch entfcheivet ver beftimmte Wort- 
laut des & 40 zu Gunften ver zweiten. Es giebt alfo nach $ 40 eine 
Bortjegung der unterbrochenen Berjährung!; mach ver Unter: 
brechung beginnt feine neue Frift, ſondern die bereit8 begonnene Ver: 
jährung läuft weiter. 

Als ausschließlicher Anfangspunft der Verjährung nach 8 40 
P.⸗G. gilt demnach „das Erjcheinen der Drudichrift oder 
ber Beginn ihrer Berbreitung". Eine Bejtimmung, bie fich 
auch in anderen Preßgejegen findet, für das öfterr. Necht aber geradezu 
als verkehrt bezeichuet werden muß. Sie ift durchaus ſachgemäß, wenn 


4) Lienbader LS. 87. 
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4) der Berfuch der uneigentlichen Preßdelikte für ftraflos und 2) als 
Zeitpunkt der Bollendung ter Beginn ber Verbreitung erflärt wird. 
In Bezug auf ven erften Punkt nimmt das geltende öſterr. Necht ohne 
Zweifel, in Bezug auf ben zweiten wenigftens nach der Anficht des 
Lehrbuch, einen durchaus abweichenden Standpunkt ein. Die Folge 
davon ift, daß, wenn e8 beim Verſuche geblieben und die Ausgabe der 
Drudfchrift unterblieben ift, die Verjährung tes Deliftes überhaupt 
nicht beginnen kann, mithin! thatfächliche Unverjährbarkeit 
eintritt! 

Große Schwierigkeiten bietet auch hier die Berbreitung, fowie 
die Reproduktion ftrafbarer Drudichriften. Beginnt in 
biefen Fällen die Berjährung auch für den Verbreiter oder Repro— 
duzenten mit dem erften Erfcheinen der Original-Drucdfchrift, oder tft bie 
Berjährung ver Verbreitung und der Reproduktion eine durchaus jelbit- 
ftändige? Wir werden auch hier, um Klarheit in die werwidelte Frage 
zu bringen, auf die juriftiiche Konftruftion der verſchiedenen hieher ge 
börigen Fälle zurüdgehen müfjen. Verbreitung over Reproduzirung 
einer mit Berbot oder Beſchlag belegten Schrift erfcheint jeven- 
falls als ein neues durchaus jelbitjtäntiges Delift, das nach & 24 
P.⸗G. zu beurteilen, deſſen VBerjährungszeit unabhängig von jener evft- 
begangenen ftrafbaren Handlung zu berechnen iſt; je nachdem wir es mit 
einer fortgejegten- einheitlichen Thätigkeit oder mehreren felbftftändigen 
Handlungen des Schulvigen zu thun haben, beginnt die Verjährung 
im erjten Falle erſt mit dem Abjchluffe jener Thätigkeit, währen im 
zweiten jede viejer jelbjtftändigen Handlungen unabhängig von ven 
übrigen verjährt. War die verbreitete oder wieder abgebrudte Schrift 
weder verboten noch mit Beſchlag belegt, jo muß weiter 
unterjchieden werten. Möglicherweiſe können ſowol Verbreitung als 
Reproduktion, wenn fie zu dem in der Drudichrift enthaltenen Delikte 
binzutreten, jo lange dieſes noch nicht vollendet war, fich als Theil- 
nahme an vemjelben charakterifiven?; dann hängt ihre Verjährung 
ab von jener des durch die Drudichrift begangenen Deliktes. Erfolgt 
aber vie Verbreitung oder Reproduktion erft, nachdem pie in der 


4) Unter ber Vorausſetzung, daß auch nach ben Grundſätzen bes allg. St.-©. 
bie Verjährung nicht eintreten kann, 3. B. weil der Thäter fich geflüchtet hat u. |. w. 
2) Bol. oben $68 Seite 270. 
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Drudihrift enthaltene ftrafbare Hantlung bereits 
vollendet war, fo fann von Theilnahme — ebenſo wenig von Be— 
günftigung — feine Rede fein, Berbreitung und Wiererabtrud find 
entweter völlig ftraflos, oder, wenn ver betreffente Deliktsbegriff aufs 
neue objektiv und fubjeftio wermwirklicht wurde, neue durchaus jelbit- 
jtäntige Delikte, deren Verjährung daher unabhängig von jener des 
urfprünglichen Deliftes zu berechnen ijt!. 

Die vorstehenden Ausführungen, in welchen zahlreiche weiter mög- 
liche Komplikationen — man venfe an die, als Beihilfe aufzufaſſende, 
ver That vorausgehende Zufage nachträglicher Unterftügung — feine 
Berüdfichtigung gefunden haben, follen lediglich andeuten, in welcher 
Weife bei ver Beurteilung verartiger Fälle zu Werfe zu gehen ift; man 
hüte fich vor jenen Generalifirungen, die uns in Yitteratur und Praxis, 
wenn auch in jehr verſchiedener Geftalt, immer wieder begegnen, und 
konſtruire fich ven Einzelfall: die Verbreitung der ſelben Drudichrift 
fann für den Einen BVerbreiter ftraflos, für den Anderen als Theil- 
nahme an dem Driginalvelikt, für ven Dritten nah $ 24 P.-G., für 
den Vierten als ſelbſtſtändige veliktiiche Handlung ftrafbar fein, bei 
dem Einen als ein fortgefeßtes Delikt, bei dem Anderen als reale 
gleichartige Konkurrenz mehrerer Strafthaten fich varftellen. Unter 
biefen Umftänden läßt fich ein größerer Fehler kaum denken, als wenn 
man, wie bieß regelmäßig gefchieht, eine allgemeine Regel für ven 
Beginn der Verjährung bei Verbreitung und Reproduktion aufftellen 
wollte, 


3) Bezüglich ver Unterbrehung der Verjährung gelten 
jowol für $ 27 als auch $ 40 zunächft vie Grundſätze des allgemeinen 
Strafrechtes?. Eine wichtige Abweichung , vie felbftverftänplich auf 
die Fälle des $ 27 nicht ausgedehnt werben darf, enthält $ 40 in den 
Worten: „jede Verfolgung ift ausgefchloffen, wenn... . eine ftrafs 


4) Selbftverfländlih kann auch bier wieber Fortiegung oder Wiederholung 
vorliegen, und darnach der Anfangspunkt der Verjährung verichieden zu beftim- 
men ſein. 

2) 5227 St.“G.: „Die Verjährung wird unterbrochen, wenn gegen ben 
Thäter als Angefhuldigten eine Borladung, ein Borführungs- ober Ber- 
baftsbefehl erlaffen, oder ein Beichluß zur Einleitung der Unterfuchung geichöpft, 
oder wenn er als Angeichulbigter bereits vernommen ober verhaftet, oder mittelft 
der Nacheile oder durch Stedbriefe verfolgt worden war.“ 


Verjährung nach geltendem Recht. $ 76. 309 


gerichtliche Verfolgung gegen feinen ver Schuldigen eingeleitet 
oder... . fortgejegt wurve.* Die Unterbrehung ber Ber- 
jährung gegen einen der Schuldigen wirkt alſo gegen 
alle Betheiligten. Im Vergleiche mit vem allgem. St.-&. haben 
wir es hier mit einer zu Ungunften ber Preffe erlaffenen, durch die 
Natur der Sache nicht gerechtfertigten! Ausnahmsbeftimmung zu 
tun, die, obwol fie nicht einmal in ver B.-O. von 1852 fich fant, 
von dem Parlamente, wie es fcheint als felbftverftändlich, ohne Witer- 
rede angenommen wurde. 

Nur eine „Itrafgerichtliche Verfolgung“ ($ 40 B.-©.), nur 
eine „gegen ven Thäter als Angeſchuldigten“ ($ 227 St.G.) ge 
richtete Handlung hat unterbrechende Wirkung alſo nicht die Einleitung 
der objektiven Verfolgung ?, nicht die polizeiliche Beichlagnahme?; 
ob die vorläufige gerichtlichet, muß nach den konkreten Umftänden 
beurteilt werden. Da die Verfolgung vie Verjährung ber That, nicht 
ber ihr beigelegten rechtlichen Qualifitation unterbricht, jo kann, 
obwol nur wegen Bernachläffigung pflichtgemäßer Aufmerkſamkeit 
verfolgt wurde, doch, auch nach Ablauf der jechs Monate, wegen 
doloſer Begehung des betreffenden Deliktes verurteilt werden und um: 
gekehrt 5. 

Im Uebrigen jei auf Strafrecht und Strafprozeßrecht verwiejen. 
Doch muß bemerkt werten, daß die E. des O.“G.H. vom 19/7 1864 


4) Gegen berartige — Übrigens auch in anderen P.-©. fo im preußiichen von 
41851 849 fich findende — „im Weſen ber Prefie nicht begründete Ausnahmsbe— 
ſtimmungen“ vgl. insbel. Schwarze ©. 132, Rönne S. 270 u. A. 

2; Bgl. Lienbader II ©. 87, Thilo ©.94, Marquardſen ©. 189, 
Kayſer ©. 607, 

3) Marquarbfen ©. 189. 

4) Bei Privatanklagen; vgl. oben $48 ©. 170f. 

5) Die Konftruftion der prerechtlichen Kulpa (vgl. oben $ 60) wirb auch bier 
maßgebend. Die herrihende Anficht müßte, wäre fie fonfequent, mit Entichieben- 
heit in Abrede ftellen, daß, wenn e8 fi einerjeits um bie doloſe Thäterfchaft im 
Bezug auf das durch ben Inhalt der Drudicrift begründete Delitt, andrerjeits 
um bie jelbftftändige, außerhalb des Rahmens des Strafgeietes ftehende, rein preß— 
rechtliche" Fahrläffigkeit handelt, von »idem factum« geſprochen werben kann; 
müßte demnach für jede diefer beiden, von einander unabhängigen, ftrafbaren Hand: 
lungen bie Verjährung befonders berechnen. Dagegen kaun e8 nach ber im 
Lehrbuche vertretenen Auffaffung einem Zweifel nicht unterliegen, daß wir e8 in 
beiden Fällen mit verſchiedenen Dualififationen berfelben That zu thun haben, 
eine abgejondert laufende Verjährung daher nicht angenommen werben darf. 
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G.⸗H. 1864 No. 80), welche ven Grundſatz ausiprach, daß bie Unter- 
brechung nicht ſchon am Tage ver Beichlußfaffung, ſondern erft mit 
ver Belanntgabe des Beſchluſſes an ven Beſchuldigten eintrete — mit 
dem faren Wortlaute des $ 227 P.-&. und ver fonft fonftant einge- 
haltenen Praris des D.-G.-H. im bireften Wiverjpruche fteht'!, und 
entſchieden ala verfehlt bezeichnet werten muß. 

4, Nach der austrüdlichen Borjchrift des $ 27 P.-©. kann nach 
ter Unterbrechung ber Verjährung eine neue Verjährung zu laufen 
beginnen, währent nad tem allgem, St.G. — abgejehen von dem 
Abichluffe des Verfahrens durch freiiprechenves Urteil, deſſen Rechts: 
fraft ven Beginn einer neuen Verjährung zur Folge bat — die einmal 
T ftattgefundene Einleitung ver Berfolgung das betreffende Delikt zu einem 
| unverjährbaren macht?. Daß nach $ 40 nach Unterbrechung ter Ver: 

jäbrumg vie früher Begonnene fortgejeßt wird, wurde bereits oben er- 

wähnt. 

Eine Verjährung der erkannten Strafe iſt dem geltenden 
öſterr. Recht ſowol überhaupt als auch bei ven Preßdelikten im Beſon— 
deren fremd. Nach allgemeinen Grunvfägen ift die (mit Unrecht) jo- 
genannte Antragsperjährung durchaus unabhängig von ver Ber: 
jährung des Deliktes, bei Antragspelikten ift die Verfolgung daher 
ausgeſchloſſen, ſowol wenn das Delift verjährt, als auch wenn bie 
Antragsfrift abgelaufen ift. 

5) Wirkung der Verjährung ift der Ausſchluß „jeder Verfolgung“; 

es fann mithin — im Falle des $ 40 — nad Eintritt der Verjährung 
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=T.-P.-D.* gefällt werden >. 


4) Bol. E. v. 21/7 4851, 12/44 1856, 48/10 4864, 27/9 1870 (Mo. 40, 
774, 1069, 4343 der Glaſer'ſchen Sammlung). 
— 2) Dieſe — allerdings beftrittene — Anſicht ſtützt ſich auf den Wortlaut des 
3227, der durch bie St.-B.:D. v. 1873 im keiner Weiſe berührt wurde. Auf eine 
' nähere Begründung kann bier nicht eingegangen werben. 
3) Lienbacher US. 87, Shward S. 112, Thilo S.94. 
4) Darüber unten $89 ff. 
3) Auf einen, Übrigens kaum zweifelhaften Fall ſei noch aufmerkſam gemadt. 
Der Druder haftet filr den Inhalt der Drudichrift wegen Fahrläffigkeit, wenn er 
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VI. Die Exequirung preßgeridtliher Verfügungen. 


8 77. Die Einjtellung periodifher Drudichriften. 

Es wurde bereit3 oben! ausgeführt, daß die Einftellung einer 
periodiſchen Druckſchrift, je nach ven Behörden, durch weiche, je nach 
ven Beringungen, unter welchen fie verfügt werben kann, je nach dem 
Zweden, welche fie verfolgt — einen durchaus verſchiedenen Charakter 
annimmt und darum auch bei ſyſtematiſcher Darftellung des Preß— 
rechtes, je nach dem Stande der poſitiven Geſetzgebung, eine weſentlich 
verſchiedene Stellung beanſprucht; daß fie als Maßregel ver Verwal—⸗ 
tungsbehörden mit dem Syſteme der Konzeſſionirung der periodiſchen 
Preſſe im innigſten Zuſammenhange ſtehend dem Preßgewerberecht 
angehört, als ſolche aber in Oeſterreich ſeit dem Jahre 1862 ſich nicht 
mehr findet; daß ſie, an den richterlichen Ausſpruch über das Vor— 
liegen einer ſtrafbaren Handlung geknüpft, als eine objektive Neben- 
ſtrafe erfcheint, vie, weil fie die fünftigen noch gar nicht erfchienenen 
Nummern trifft, aus dev begangenen That die Präfumption fünftiger 
Begehung weiterer Delikte ableitet, irrationell, und durch die Aufhebung 
des 8 38 P.-©., welche durch Art. IV ver Novelle vom 45/10 18682 
erfolgte, aus der öſterr. Geſetzgebung befeitigt worden ift. Nach gelten- 
dem öfterr. Necht ift die Einftellung ein Erefutionsmittel; neben 
ver Berhängung won Geld: oder Freiheitsftrafen, oder jtatt derſelben 
ſoll fie auf indirekten Wege vie Erfüllung ver gejeglichen Anoronungen, 


die Vorichriften ber 88 9 u. 17 P.-G. außer Acht gelaffen bat, und ift im dieſem 
Falle jowol des eigentlichen Preßdeliftes des $ 9 bez. $ 47, als auch — in ideeller 
Konkurrenz — des uneigentlichen durch den Inhalt der Schrift fahrläſſig began— 
genen, nach $40 P.-G. verjährenden Preßdeliktes ſchuldig. Sollte nun die Ueber- 
tretung der $$ 9 u. 47 P.-©. bereits verjährt fein, ohne daß Die Borausfegungen 
der Verjährung nach $ 40 eingetreten find, fo entfällt allerdings die ideelle Konkur- 
venz; da aber die nadte Thatſache, daß jene Uebertretung begangen wurde, nicht 
mehr aus der Welt geſchafft werben kann, mithin bie Bedingung, am welche bie 
Haftung für Fahrläſſigleit geknüpft ift, fortbauernd beftchen bleibt, jo kann troß 
jener Verjährung die Verurteilung wegen Bernachläffigung pflichtgemäßer Auf: 
merlſamkeit ausgeiprochen werden. Das Gleiche gilt von dem Berbreiter. 

1) Bol. oben $36 9.120. 

2; Durch ein im 3. 4868 begangenes Nebaktionsverfeben blieb in $25, wel« 
her die Fälle der Einftellung aufzählt, das Citat des aufgehobenen $38 P.-G. 
ſtehen. 
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des behördlichen Auftrages erzwingen. Allerdings gewinnt durch die 
Zuläſſigkeit der Einſtellung die behördliche Zwangsgewalt bedeutend an 
Energie, und dieſer Umſtand hat unſerer Geſetzgebung im Inlande wie 
im Auslande wiederholt, insbeſondere mit Rückſicht auf das Berich— 
tigungsverfahren, den Vorwurf beſonderer Strenge zugezogen. Allein 
abgeſehen davon, daß die Maßregel durch den vorausgegangenen Un— 
gehorſam, wenigſtens dort, wo ein richter licher Auftrag vorlag, ge 
nügend gerechtfertigt wird, darf nicht überſehen werden, daß die wie— 
derholte, durch kein Maximum begrenzte Verhängung von Strafen bei 
fortgeſetzter Gehorſamsweigerung, wie ſie nach dem deutſchen R.-P.-©. 
z. B. im Berichtigungsverfahren durch die übereinſtimmende Praxis 
der deutſchen Gerichtshöfe für zuläſſig erklärt wurde!, viel härter 
wirkt, zu viel ſchwereren Bedrückungen der Preſſe führt, als die Ein— 
ſtellung bis zur Erfüllung des Auftrages, die es dem Belieben der Be— 
troffenen anheimſtellt, ſich zu fügen oder die Nachtheile dieſer Maßregel 
über ſich ergehen zu laſſen. 

Die Zuläſſigkeit der Einſtellung im Sinne des geltenden öfter. 
Rechtes muß daher als eine ebenjo gerechte als zweckmäßige Einrich: 
tung bezeichnet werten, bie ber weiteren Entwidlung werth und fähig 
ift. Dabei fei aber betont, daß die Durchführung dieſer Mafregel in 
dem P.⸗G. von 1862, foweit e8 durch die Novelle von 1868 feine 
Veränderung erlitt, in mehreren Punkten als veformbebürftig erjcheint. 
Bor allem follte nur der Ungehorjam gegen richterliche Verfügun- 
gen zur Einjtellung berechtigen, und nur der Richter über das Vor— 
liegen eines ſolchen Ungehorfames zu entjcheiden, bie Einftellung aus- 
zufprechen befugt jein. Dann muß fonjequent daran fejtgehalten wer: 
ven, daß die Einftellung ven Herausgeber oder Eigenthümer 
trifft, gegen das Zeitungsunternehmen als ſolches gerichtet ift; daß 
biejelbe vaher nur durch ein Verfchulden des Herausgebers over 
Eigenthümers, durch ein Zuwiderhandeln vesfelben gegen eine ihm ob- 
liegende Verpflichtung, einen ihm ertheilten Auftrag gerechtfertigt 
werten fann. 

Dur das am Eingange dieſes $ Geſagte dürfte die fhftematifche 
Stellung, welche das Lehrbuch der Einftellung einer periodifchen Druck— 
jchrift angewiejen hat, zur Genüge begründet fein. Das Prefpelikt, 


4) Bgl. oben $51 ©. 186 Anm. 2. 
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welches durch die unbefugte Fortſetzung einer eingeftellten Druckſchrift 
begangen wird, muß im beſonderen Theile eingehenter bejprochen wer- 
ben!. Hier handelt e8 fih nur mehr darum, die Fälle zufammenzu- 
jtellen, in welchen die Anwendung dieſer Maßregel durch das Gefet 
für zuläffig erklärt wird. 

Die Einftellung einer periodifchen Drudichrift kann verfügt 
werben: 

4) Nach 8 11 P.-G.; und zwar a) durd die Sicherheits- 
behörde, wenn mit der Herausgabe einer periodifchen Druckſchrift 
vor dem Erlage ver Kaution, oder vor Ablauf der achttägigen Frift des 
810 B.-©. begonnen, oder wenn die vorgefchriebene Anzeige über eine 
während ver Herausgabe eingetretene Veränderung binnen ber im $ 10 
bezeichneten Friſt nicht erftattet wurde; b) durch das Gericht, 
wenn die Anzeige faljche Angaben enthielt oder eine nach dem zweiten 
Abjage des $12 P.-G.? gefelich unfähige Perfon als Redakteur nam- 
haft gemacht wurde und darauf die Herausgabe ber periodifchen Drud- 
Ihrift begonnen wurde, ober wenn die Anzeige über eine während ber 
Herausgabe eingetvetene Veränderung an einem dieſer Gebrechen 
leidet. 

Die Einjtellung erfolgt „bis zur Erfüllung ber gefetslichen Be— 
dingungen“, wird alfo mit der Erfüllung ipso facto, auch ohne aus- 
brüdliche Verfügung, hinfällig ; in dem Falle unter b) kann fie nur bei 
„Einleitung der Unterfuchung oder im Verlaufe derſelben“ ausgefprochen 
werben, ift alſo an bie ftrafgerichtliche Verfolgung, nicht an die Ver— 
urteilung der Schulvigen gefnüpft, entfällt aber mit jebem gericht: 
lichen Ausſpruche — Einftellung, Freifprehung u. ſ. w. — durch 
welchen bie Erfüllung der gejeglichen Beringungen Fonjtatirt wird. 
Eine gegen die Einftellung erhobene Beſchwerde hat feine auffchiebende 
Wirkung. 


4) Bol. unten $81 Ziffer 2. 

2) Nah dem ausprüdlichen Eitate des zweiten Abſatzes des $12 fann bie 
Beftellung einer nach dem erften Abſatze des 42 unfähigen Berjon, aljo eines 
Ausländers, eines Minderjährigen u. f. w. weber zu einer Beftrafung bes Heraus- 
gebers noch zu einer Einftelung der Drudfchrift führen. Ein Grund für dieſe Be- 
Ihräntung läßt fich wol kaum geltend machen. Dagegen muß ber durch die Novelle 
vom 15/10 4868 dem 542 P.-©. binzugefügte Dritte Abjag, der nur eine Milde— 
rung ber im zweiten Abfate enthaltenen Anordnung bezwedt, biefem völlig gleich- 
geftellt werben. 


214 ꝛiaſes But Is Yeah 


Tg Bau u Ersizz;uug ver uch re Bellen: at Sitze» 
syehs serm’zeerten Rartise aiht Sinus che Tage mach 
setelgter ge ze Gerausgeiert kemerielir um Sem 
Zramssmwsitt sıtgewiien wizz, ie di ze Deransaale zur Eır- 
anialisny zes Siastidanmaities rırd die Eıikerbeits- 
beherre tür is lang: ein;cielien, bis nie Erzimang amigewieien 
we A. PS. 

3, Tre Eichellen; ift au zum ;u verkürzen, wenn aus Anlaß 
ser Derans;abe? eimer rerietiichen Trudidriit, für melde feine 
Aaution erliezt, ne Berzrteilung ;3u Geltitraie une 
Kaution erfeigt, une tie Zablung tiefer Beträge nicht Binnen adht 
Tagen nad; einaetretener Rechtsktaft tes Erlenntninſes bei dem Staate- 
anmwalte aus zewieſen wirt 8 16 Abi. 2B.-©.. 

4, Wenn rer verantwortlihde Reralteur ſich weigert, 
einenin Gemäßheitter Beſtimmungen der 58 19 un? 20 
P,:&. zur Aufnahme mitgetbeilten Aufiag — alio eine 
Berichtigung, einen amtlichen Erlaß, eine Berfügung oter ein Ertennt- 
nif tes Strafgerichtes? — in ter geſetzlich vorgefchriebenen Art und 
Weife abirudenzulafjen, und auf Grund diefer Weigerung das 
förmliche Berichtigungsverfahren eingeleitet wurde, jo hat pas Ge— 
richt, welches vie Weigerung als eine „grunbloje“ 3 erkannte, die Ein— 
ftellung ver Drudichrift bis zur Erfüllung ver Verpflichtung zu ver- 
tigen ($ 21 Abf. 2 B.-©.). 

Gerichtliche Einftellung findet alfo nur ftatt in ven Fällen unter 
3. M hi b und 3. 4, während in den unter 3. A 1it.a3.2u.3.3 
angeführten Fällen vie Verfügung der Einftellung von ver Sicher— 
heitsbehörde unmittelbar (Ziffer 4 lit. a) oder über Veranlaffung 
ver Stantsanwaltfchaft (Ziffer 2 und 3) ausgeht. 


1) Ueber bie Bedeutung dieſer Worte gi. das oben in 554 S. 202 iiber bie 
Haftnung ber Kaution Geſagte. 

2) Mur wenn biefe nach $20 Abi. 2, nicht wenn fie nach $39 P.-©. zur Ver- 
Afentlichnng beftimmt waren. Bgl. iiber biefen Unterfchied oben 8 73. 

9 Leber Die Bedeutung dieſes Ausbrudes vgl. oben $51 ©. 183, 


Uebertretungen des Preßgewerberechte. $ 78. 315 


VOL Die einzelnen Preßdelikte‘. 


878. 1) Die Preßdelikte zweiter Ordnung. a) Die 
Uebertretungen des Preßgemwerberedtes. 


1) Da nad 8 3 Abi. 2 das Recht zur Erzeugung, zum Verlage 
von Drudichriften und zum Verkehre mit denſelben durch die Gewerbe- 
gejege geregelt wird, jo ift jeves Zwiberhandeln gegen die Anordnungen 
ver Gewerbeordnung vom 20/12 4859 nach den 89 134 ff. dieſes Pa— 
tentes zu beurteilen ?2, joweit nicht das Preßgefeg abweichende Beftim- 
mungen enthält. Es find demnach mit einer Gelpftrafe von 5 bis 
200 fl. wegen Uebertretung der G.-O. zu beftrafen ($ 432): 
a) diejenigen, welche ein fonzeifionspflichtiges Gewerbe betreiben, ohne 
die Konzeſſion vorfchriftsmäßig erwirkt zu haben ; b) diejenigen, welche 
ein Gewerbe fortbetreiben, nachdem es ihnen eingeftellt wurde. 

2) Bon der Eröffnung eines zur Ausübung des Selbitverlags- 
rechtes3 bejtimmten Lokales ift ver Sicherheitsbehörte vorläufige Anzeige 
zu erjtatten. Die Nichtbeachtung dieſer Vorjchrift ift als Uebertre— 
tung mit einer Geldftrafe von 40 bis 400 fl. zu ahnden ($ 3 
Abi. 3 P.-©.). Obwol das Gejeß dieß nicht ausdrücklich ausſpricht, 
muß Doch angenommen werten, daß nur ber Selbjtverleger 
allein ſich diejes Deliktes ſchuldig machen kann; nur ihn trifft die 
Berpflichtung zur Anzeige, nur er kann daher berfelben zuwiderhandeln; 
dritte Berfonen dürfen weder als Mitthäter noch als Theilnehmer, 
fönnen aber als Begünftiger zur Verantwortung gezogen werben. Wie 
überall ift auch bier Verſchulden des Thäters unerläßliche Be— 
dingung zur Annahme eines Deliktes, doch genügt Sahrläffigfeit. 
Das Delikt ift vollendet mit der Eröffnung des Lokales, alſo mit 
dem virtuellen Beginne des Vertriebes. Damit iſt aber bie ftrafbare 


4, Es handelt fich hier nur um eine der Heberficht wegen gegebene Zufammen- 
ftelung. Die einzelnen aufgeftellten Behauptungen können baber bier nicht gerecht: 
fertigt werden, ſondern finden ihre Begründung in ber ganzen bisherigen Darftel: 
lung. Dieie allgemeine Berufung auf das früher Geſagte möge flatt befonderer 
Verweiſungen dienen. 

2) Vgl. auh Stubenrauch, Handbuch bes öſterr. Gemwerberechtes (1860) 
©. 214 ff. 

3; Vgl. oben $31 S. 98 ff. 


Si - “ — 8 — — — 
PT HI ET I Ka EEE ze Se en >> 
pa — eure 3 u ze men: B- 
— Gen ws z — — 2 „= de a — — — — 
ni we 4 — nn ei „Eu —— n 
j = 
: — — —— — - 43 — 2 

CHR BR. 2.105 Fe eine were. — 

* 2 * - — 2 
w goes, 9 sr, wer ve Bei = Seren ur 


. P 4 4 Fir? Ze — - 
ner wert, rc DA wer ii, DEI SE Ben Iralrıız es 


1 ER 4 4 u a ran .r.. 27 42 ungen Enz 4 — i 
Vllt era MIET: 2 De ai 
& A “ £ Pr — ve „ — u - a. 
eo“ Pr; 22 — * — — — — 

ya. Ka Ve sr neh — — were — 

# Pr — 

D we. Ä Ir P Corp ne ep — > Zus — 
ya yıı ın Lu, Men er ter Bertıtes 5 Phzıer 


* 24 pm 2 — 

su Drei ss CT Aeeticiernt, ex ꝛex Dein 
4— # mid“. En a 2 4 — * 

— * 4 Here Hein oe fiir? 21 Der 

# 04 (4 di of : . — —F 

gerry ti Lilien ni zu rem Sct Tagerren al 


# ei — der Bertreitung erzrifienen come Me — —— 
anan lagenen Lausſchriiten unterliegen tem Berfallet. Hier haftet 
hultrazeute“, tie Haftung tft alſe nicht auf gewiſſe Perſo⸗ 
nen, iaheſentere nicht auf ten Hauſirer, Ausrufer, Anſchlagen⸗ 
sen it, ſ. m, ſelbſt, beſchränkt, Mitthäterſchaft und Theilnahme rem: 
nuch Im vollen Umfange möglich. Fahrläſſigkeit genügt zur 
zul, Die Bollenbung tritt bereits mit dem erſten Verbrei— 
hungsalte ein; aber vie ftrafbare Thätigkeit vauert fort, fo lange vie 
Werbreſtung weitergeführt wird. Bon ten Umftänven tes Einzelfalles 
wwirb eo abhängen, ob vie Thätigfeit bes Verbreiters als eine einheit- 
liche oder als eine in mehrere felbftftändige Handlungen zerfallenve, als 
fortgelegtes ‘Delift over als Wiederholung zu betrachten ift, dem ent- 
ſprechend muf ber Veginn der Berjährung entwerer mit dem legten 
Sheltatte far die geſammte Thätigkeit, ob mit dem Abſchluſſe jeder ein- 
zelnen Danblung für biefe fpeziell angenommen werden. Verſuch iſt 
mbgllch und ſtrafbar, wenn dolofes Handeln vorliegt. 


Ra De, auto A87A 1. 80/9 4875 (OU. XXIN ©. 569) D.-A.-©. 
DRUM DANN ARTa (Dtengleim UnS. 248); Dagegen O.T. 2/6 1874 (G.«A. 
\\ı.u4r, 

w Berorbg DA ABBENG WB, Mo. 61, oben 875 ©. 302. 
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4) Zuwiderhandeln gegen $ 10 P.-G.!. Wir müffen 
zwei Fälle auseinanderhalten. a) Wird mit ver Herausgabe ver pe- 
riodifchen Drucdjchrift vor der an ben Herausgeber gerichteten Ver— 
ftändigung der Sicherheitsbehörte, daß feine Anzeige ben gefeglichen 
Borjehriften genüge, over vor dem Ablaufe der im legten Sate bes 
$ 10 B.:©. bezeichneten Frift begonnen, oder wird die norgefchriebene 
Anzeige über eine während der Herausgabe eingetretene Veränderung 
binnen der im $ AO B.-&. bezeichneten Frift nicht erftattet, jo find ver 
Herausgeber, Redakteur, Verleger und Druder, fo» 
weitihnen ein Verſchulden zur Laſt fällt, einer Ueber- 
tretung ſchuldig, welche mit einer Geldſtrafe von 50 bis 200 fi. 
zu ahnden ift. Nur bie genannten Perſonen haften; dritte können in 
feinem Falle ala Mitthäter oder Theilnehmer zur Verantwortung ges 
zogen werben. Fahrläffigfeit genügt; unrichtig ift in feiner 
Allgemeinheit ber vom O.G.H. in ter €. vom 8/k 4873 
G.⸗H. 1873 No. 53) ausgefprochene Sa: „Für die Verfpätung ber 
Anzeige von der eingetretenen Aenderung in der Perſon des Heraus: 
gebers einer periodischen Drucichrift ift ver Druder nicht verantwort- 
ich.“ Das Delikt ift vollendet mit vem Beginne ver Herausgabe, 
wenn bie gefetslichen Borausjegungen nicht eingetreten find; beziehungs- 
weile, wenn e8 fich um die Nichtanzeige einer nachträglich eingetretenen 
Veränderung handelt, mit dem Ablaufe der Frift, innerhalb welcher 
diefelbe zu erftatten war?. Damit ift aber auch vie ftrafbare Thätig- 
feit völlig abgeichlofjen ; e8 liegt in der weiteren Herausgabe weber ein 
fortdauerndes noch ein fortgejeßtes Delikt. Die Verjährung be- 
ginnt alfo jofort mit dem bezeichneten Zeitpunkte zu laufen. Verſuch 
ift möglich, wenn dolus vorliegt. 


b) «) Enthielt die Anzeige falfche Angaben, oder wurbe ein ges 
jeglich Unfähiger ($ 12, 2. Abi. PB.-©.3) als Redakteur namhaft ge 
macht, und iſt darauf die Herausgabe ver periodiichen Druckſchrift 
begonnen worben, over 2) leidet die Anzeige über eine während ver 


1) Bgl. oben $38. 

2) Alfo regelmäßig mit ber Herausgabe, bei unvorhergefehenen Veränderun⸗ 
gen aber drei Tage fpäter. 

3) Meber die Tragweite ber ausfchlieglichen Eitirung bes zweiten Abi. bes 
$12 P.-©. vgl. das oben $77 ©. 313 Anm. 2 Gefagte. 
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Deransgabe einzetreiene Beriarereng u mem ricer Selrechen. ie 
fing rie eben angeführten Perierer. iniemwei ihnen tie 
Unwahrheit rer Augaben zrer die Unfäbigkeit zes 
Rerattieurs belauni war, eines Bergebens talriz, wat 
nebit einer Gelritraie von 50 bis 506 AH wir Arreit nem einer 
Body bis zu einem Monate zu beitrafen. Auch bier haften nur Deraus- 
geber, Heratteur, Berleger une Drucker; bier aber nur wegen toleier 
Begehung. Das Delitt ift vollenret im Kalle unter « immer erft 
mit vem Beginne ver Deranszabe, in ven Fällen unter 3 mit der 
Ueberreihung ver wiſſentlich fafichen Anzeige. Die Möglichkeit eines 
ftrafbaren Beriuhes muß bier überall zugegeben werten. Die 
Berjährung beginnt, ta es fih auch Hier nur um eine einmalige 
une tamit abgeichloftene Thätigkeit, nicht aber um Tortgeiegtes oder 
forttauerntes Delitt hantelt, entwerer mit vem bezeichneten Zeitpunfte 
ber Vollendung over mit rem Abichlufie ver Verſuchshandlung 

5), Die Nihtabliejerung ter Freieremplare des & 18 
P.⸗G.! wird regelmäßig an vem Berleger, an tem Druder aber 
dann, wenn auf ter Drudichrift ein gewerbsmäßiger Verleger nicht 
ober fälfchlich genannt ift oder wenn biejelbe im Auslante verlegt wird, 
als Lebertretung mit einer Geldſtrafe von 5 bis 50 fl. geahn- 
bet, teren Erlag jedoch von ver Pflicht zur Ablieferung des Eremplares 
nicht befreit. Außer ven Verleger, beziehungsweile Druder können 
britte Berfonen nicht als Mitthäler over Theilnehmer verant- 
wortlich gemacht werben; bie Genannten haften aber nicht nur wegen 
dolus, fontern auch wegen Fahrläſſigkeit. Für ein Verſchulden 
ihrer Untergebenen — z. B. der Laufburfche hat fih im Gafthanfe 
verfpätet und das Eremplar zu ſpät abgeliefert — fünnen Verleger 
und Druder demnach nur dann beftraft werden, wenn fie ſelbſt ein 
Verſchulden, wegen culpa in eligendo over aus anderen Gründen, 
trifft. Das Delikt ift vollendet, wenn die Frift zur Ablieferung 
unbenügt verftrichen ift, bei periodifchen Drudichriften alfo mit dem 
Erſcheinen derfelben, bei andern mit bem Ablaufe des achten Tages nach 
ber Ausgabe, Ob von den bezugsberechtigten Behörden nur eine over 
ob fie alle oder ob mehrere von ihnen Üübergangen wurden, immer liegt 
nur eine Unterlaffung, immer auch nur ein Delikt vor. Verſuch 


4) Vgl. oben $ 40. 
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iſt auch Hier möglich. Die Verjährung beginnt mit dem Ablaufe 
ber Frift oder ver Beendigung der VBerjuchsthätigkeit. Wurde bei ver- 
ſchiedenen Drucdichriften over bei mehreren Nummern berjelben Drud- 
ſchrift die Ablieferung verfäumt, jo ift e8 quaestio facti, ob nur ein 
fortgefeßtes, oder reale Konkurrenz mehrerer gleichartiger Delikte 
vorliegt; darnach wird auch Begiun und Ablauf ter Verjährungsfrift 
verjchieden zu bejtimmen fein. 


6) Die grundlofe! Weigerung des verantwortlihen 
Redakteurs einer periodifchen Drudichrift:, welche Anzeigen Inſe— 
rate) aufnimmt, einen ihm zur Veröffentlichung zugemittelten amt- 
lichen Erlaß ($ 20 4. Abi. P.-©.) gegen Vergütung ver üblichen 
Einrüdungsgebühren aufzunehmen?, ift als Uebertretung mit 
einer Geldſtrafe von 20 bis 200 fl. zu belegen. Zugleich hat das 
Gericht die Einftellung ver Drudichrift bis zur Erfüllung der Berpflich- 
tung zu verfügen. Hier haftet nur ver fich weigernde verantwort- 
liche d. h. ver als folcher auf. ver Drudichrift genannte Revakteur ; 
dritte Perſonen, insbefonvere die übrigen Retaktionsmitglieder, trifft 
weder Schuld noch Strafe. Nach der Natur ver Sache, wie nach dem 
Wortlaute des Geſetzes verb. „grundlos”) tritt die Strafe nur bei - 
dolofer Begehung ein, während die Verfügung der Einftellung von 
einem Verſchulden des Nevakteurs unabhängig ift. Der Zeitpunkt der 
Bollendung ift bei ausprüdlicher Weigerung mit dieſer ge- 
geben, bei ſtillſchweigender, durch einfachen Nichtabdruck des Erlaſſes 
geſchehender Weigerung nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu 
beſtimmen, da das Geſetz nicht wie bei dem Berichtigungszwange eine 
beſtimmte Friſt feſtgeſetzt hat, innerhalb welcher der Abdruck zu ge— 
ſchehen hat. Verſuch iſt theoretiſch möglich, praktiſch kaum konſtruir— 
bar. Die Verjährung beginnt, da auch hier ein fortdauernder 
rechtswidriger Zuſtand nicht begründet wird, mit der ausdrücklichen 
oder der konſtatirt vorliegenden ſtillſchweigenden Weigerung. Fort— 
geſetzte Weigerung iſt nach öſterr. Rechte durchaus irrelevant, da 
die erjte Weigerung bereits Strafe und Erfüllungszwang im 
Gefolge hat. 


4) Ueber die Bedeutung biejes Wortes vgl. das oben $51 S. 183 f. Geſagte. 
2) Bol. oben $#1. 


322 Fünftes Bud. Das Prefftrafrecht. 


von berfelben Druderei mehrmals bei verſchiedenen Drudjchriften 
oder bei mehreren Nummern desſelben periodiſchen Blattes die Vor- 
ichriften des $ 9 außer Acht gelaffen wurben, jo hängt e8 von den Um— 
ftänden des einzelnen Falles ab, ob ein fortgejettes Delift, oder eine 
Reihe von jelbitftändigen, ebenfo viele Delikte begrünvdenden, 
Unterlafjungen, aljo reale gleichartige Konkurrenz, anzunehmen ift; 
durch die Entſcheidung diefer Vorfrage wird die Bejtimmung des An- 
fangspunftes der Berjährung bedingt. 

b) Eine wiſſentlich falſche Angabe ift an jedem Schuld— 
tragendenalsBergehen miteiner Geldſtrafe von 20 bis 200 fl. 
und überdieß mit Arreſt von einer Woche bis zu einem Monate zu 
befegen. Hier ift die Haftung alfo nicht auf den Druder bejchränft, 
ſondern auf alle diejenigen erweitert, welche fich dolos, jei es als 
Thäter, Mitthäter oder Theilnehmer an dem Delikte betheiligt haben. 
Da die „übliche Angabe der Zeit des Erjcheinens“ von dem geltenden 
Prefrechte nicht mehr geforvert wird, muß es als ſelbſtverſtändlich be» 
trachtet werben, daß werer bie Unterlaffung dieſer Angabe, noch eine 
wiffentlich faliche Angabe in dieſem Punkte nah $ 9 B.-©. beftraft 
werden fann!. Im Uebrigen finden die unter a) beiprochenen Grund— 
ſätze auch auf die hieher gehörigen Fälle uneingefchränkte Anwen- 
dung. 

4) Die Herausgabe einer fautionspflidtigen Drud- 
ſchrift vor vem Erlage der Kaution? ift nach & 11 Abj. A 
P.⸗“G. an dem Herausgeber, Berleger, Redakteur und 
Druder, joweit ihnen ein Verſchulden zur Laſt fällt, als Ueber - 
tretung mit einer Geldſtrafe von 50 bis 200 fl. zu ahnden. Nur 
die genannten Perſonen, nicht auch etwa betheiligte Dritte, können zur 
Verantwortung gezogen werden ; jene aber haften für jedes Verjchul- 
ven, auch für Fahrläſſigkeit; abgejehen von ver Wortfaffung er- 
gibt fich vieje weitere Haftung auch durch den Vergleich ver beiden erjten 
Abſätze des $ 11 B.-©. Ohne Verſchulden gibt e8 aber auch hier fein 
Delift, durch einen entjchulobaren Irrthum, eine unvorhergejehene 
Berjpätung, durch leichtfinniges oder betrügerijches Vorgehen ver mit 


4) Zum Ueberfluſſe bat der O.“G.⸗H. in ber €. v. 5/40 1865 G.⸗Z. 1866 
No. 14) diefen Grundſatz ausdrücklich ausgeſprochen. 
2) Vgl. oben $53. 
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ver thatfächlichen Hinterlegung beauftragten Organe u. |. w. kann 
jedes Verſchulden, mithin auch die Annahme einer Fahrläffigkeit, auf 
Seiten der zunächft verantwortlichen Berfonen entfallen, fo daß mög: 
licherweife, weil die eigentlich Schulptragenten überhaupt nicht haften, 
völlige Straflofigfeit der vorzeitigen Herausgabe eintreten fann. Die 
Behauptung, daß die Berufung auf einen Anderen, der zur Hinter: 
legung der Kaution beauftragt war, abſolut und unter allen Umjtänden 
ausgejchloffen jei!, fann demnach nicht als richtig zugegeben werben. 
Mit vem Beginne der Herausgabe ift das Delikt vollendet, von 
biefem Zeitpunfte an läuft auch, falls nicht bloß ftrafbarer Verſuch 
vorliegt, die Verjährung. Vgl. übrigens das oben $ 78 unter 
Ziffer 4 Gefagte. 


880. 2) Die Preßdelikte dritter Ordnung. 


Schon oben $ 25 (©. 73), als Begriff und Eintheilung der Pref- 
delikte Gegenftand ver Bejprechung war, wurde auf bie eigenthümliche 
Natur der im Lehrbuche fogenannten Preftelikte vritter Ordnung auf: 
merkſam gemacht, wurde hervorgehoben, daß fie gemeinjchaftlich mit 
den Uebertretungen des Breßgewerbe- und Preßpolizeirechtes (ven Preß— 
belikten zweiter Ordnung) in fcharfen Gegenjag zu den durch den 
„In halt der Drudjchriften begangenen ſtrafbaren“ Handlungen (nach 
der Terminologie unjeres P.-©.), genauer gefprochen, ven Lebertre- 
tungen allgemein» ftrafrechtlicher Normen (ven Preßdelikten erjter 
Ordnung oder ven uneigentlichen Preßpelikten) treten, und daher 
mit jenen unter dem gemeinfamen Namen ver eigentlichen Preß— 
velifte zujammengefaßt werben fünnen; daß fie andererjeits aber auch 
bon dieſer verwandten Gruppe fich in manchen wefentlichen Beziehungen, 
insbejondere durch ihre durchaus abweichende innere Struktur unter: 
ſcheiden, und darum als eine felbitftändige Gruppe, als eine eigen- 
berechtigte Unterabtheilung ver eigentlichen Preßdelikte betrachtet werden 
müjjen. 

Diefe abweichende Struktur, dieſer eigenthümliche Charakter ver 
hieher gehörigen Delikte bürfte durch die folgende Betrachtung genügend 
klar gejtellt werden. Die Preßvelifte erfter Ordnung find Vebertre- 
tungen allgemein-ftrafrehtliher Normen, die ber zweiten 


1) So Shward S.109 und (bei ihm angeführt) O.-T. 13/14 4855. 
21” 
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2) Wenn die Ergänzung ber burch bie Bollziehung eines Straf: 
urteil8 verminderten Kaution nicht längftens acht Tage nach 
erfolgter Verftändigumg bes Herausgebers bewerfftelfigt umd Beim 
Staatsanwalte ausgewiefen wird, fo ift die Herausgabe auf Ver— 
anlafjung des Staatsanwaltes durch bie Sicherheit$- 
behörde für fo lange einzuftellen, bis vie Ergänzung ausgewieſen 
wird ($ 16 Ab. 1 P.-©.). 

3) Die Einftellung ift auch dann zu verhängen, wenn aus Anlaß 
ser Herausgabe einer periodischen Drudjchrift, für welche feine 
Kaution erlicgt, eine Verurteilung zu Öelpftrafe und 
Kaution erfolgt, und die Zahlung biefer Beträge nicht binnen acht 
Zagen nach eingetvetener Rechtskraft des Erfenntniffes bet dem Staats- 
anmwalte ausgewielen wirt ($ 16 Abf. 2 P.-©.). 

4) Wenn der verautwortlide Redakteur fich weigert, 
einenin Gemäßheitter Beftimmungen der $$ 19 und 20 
P.-G. zur Aufnahme mitgetheilten Aufſatz — alfo eine 
Berichtigung, einen amtlichen Erlaß, eine Verfügung oder ein Erfennt- 
niß des Strafgerichtes? — in ber geſetzlich vorgefchriebenen Art und 
Weife abdrucken zu laſſen, und auf Grund diefer Weigerung das 
jörmliche Berichtigungsverfahren eingeleitet wurbe, jo hat das Ge— 
richt, welches die Weigerung als eine „grundlofe“ 3 erfannte, die Ein= 
jtellung der Drucdichrift bis zur Erfüllung ber Verpflichtung zu ver- 
fügen ($ 21 Abi. 2 P.-©.). 

Gerichtliche Einftellung findet alſo nur ftatt in den Fällen unter 
3. 4 hit. b und 3. 4, während in den unter 3. 1 lit.a 3.2 u. 3.3 
angeführten Fällen tie Berfügung der Einftellung von der Sicher: 
heitsbehörde unmittelbar (Ziffer 4 lit. a) oder über Veranlaffung 
ver Stantsanwaltichaft (Ziffer 2 und 3) ausgeht. 


1) Ueber Die Bedeutung dieſer Worte vgl. das oben in $54 S. 202 über bie 
Haftung der Kaution Gefagte. 

2) Nur wenn diefe nach $20 Abi. 2, nicht wenn fie nach $39 P.-G. zur Ber: 
öffentlihung beftimmt waren. Bol. über diefen Unterfchied oben $ 73. 

3) Ueber die Bedeutung dieſes Ansbrudes vgl. oben $51 ©. 483. 
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VIIL Die einzelnen Preßdelikte?. 


878. 4) Die Preßdelikte zweiter Ordnung. a) Die 
Uebertretungen des Preßgewerberechtes. 


1) Da nah 8 3 Abf. 2 das Necht zur Erzeugung, zum Verlage 
von Drudichriften und zum Verkehre mit venjelben durch bie Gewerbe: 
gejege geregelt wird, fo ift jedes Zwiberhandeln gegen die Anordnungen 
ver Gewerbeordnung vom 20/42 4859 nad) den 88 131 ff. diefes Pa— 
tentes zu beurteilen 2, jomweit nicht das Preßgeſetz abweichende Beſtim— 
mungen enthält. Es find demnach mit einer Gelvftrafe von 5 bis 
200 fl. wegen Uebertretung der ©.-D. zu bejtrafen ($ 132): 
a) diejenigen, welche ein fonzeffionspflichtiges Gewerbe betreiben, ohne 
die Konzeſſion vorſchriftsmäßig erwirkt zu haben ; b) diejenigen, welche 
ein Gewerbe fortbetreiben, nachben es ihnen eingejtellt wurde. 

2) Von der Eröffnung eines zur Ausübung des Selbftverlags- 
rechtes3 beſtimmten Lokales ift ver Sicherheitsbehörte vorläufige Anzeige 
zu erftatten. Die Nichtbeachtung diefer Vorſchrift ift al Lebertre- 
tung mit emer Gelpftrafe von 10 bis 100 fl. zu ahnden ($ 3 
Abi. 3 P.-&.). Obwol das Geſetz dieß nicht ausdrücklich ausſpricht, 
muß doch angenommen werten, daß nur ber Selbjtverleger 
allein jich diejes Deliftes fchuldig machen kann; nur ihn trifft die 
Verpflichtung zur Anzeige, nur er kann daher berfelben zumwiderhandeln ; 
pritte Berfonen dürfen weder als Mitthäter noch als Theilnehmer, 
fönnen aber als Begünftiger zur Verantwortung gezogen werden. Wie 
überall ift auch bier Berfchulden des Thäters unerläßliche Be— 
dingung zur Annahme eines Deliktes, doch genügt Fahrläffigfeit. 
Das Delikt ift vollendet mit der Eröffnung des Yolales, aljo mit 
dem virtuellen Beginne bes Vertriebes. Damit ift aber bie ftrafbare 


1, Es handelt ſich hier nur um eine der Meberficht wegen gegebene Zufammen: 
ftellung. Die einzelnen aufgeftellten Behauptungen können daher hier nicht gerecht- 
fertigt werden, ſondern finden ihre Begründung in ber ganzen bisherigen Darftel- 
lung. Dieje allgemeine Berufung auf das früher Gefagte möge ftatt bejonderer 
Verweilungen dienen. 

2) Bol. auch Stubenraud, Handbuch bes öſterr. Gewerberechtes (1860) 
S. 214 ff. 

3) Bgl. oben $31 ©. 98 ff. 
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blicte, in welchem vie Verfuchsthätigkeit zum Abfchluffe gelangte. Be 
züglich des Beginnes ver Verjährung bei Mitthäter, Anftifter 
und Gehilfen tft auf Die — afferbings ſehr beftrittenen aber hier 
nicht näher zu beiprechenven — Grundſätze des allgemeinen Straf: 
vechtes zu verweiſen. 

Unter ver „Unterbrechung“ des eingeleiteten Verfahrens tft jeven- 
falls ein formeller Abſchluß derſelben Einſtellung ter Unter- 
ſuchung u. ſ. w.) zu verftehen, ta nach tem Flaren Wortlaute des 
Geſetzes das rein paſſive Verhalten des Anklägers, vie einfache „Nicht: 
fortjegung” nicht gemügt. 

Es ſei noch betont, daß die Berechnung der Trift hier nicht a mo- 
mento, fontern a die zu erfolgen hat („von dem Tage geredet, an 
welchem“ u. j. w.) 

b) Wann im Falle ves $ 40 die Verjährung zu laufen beginnt, 
ericheint bei ver eigenthünlichen Foͤrmulirung dieſes Paragraphen nicht 
als unzweifelhaft. $ 40 fagt: „ wenn ſeit dem Erſcheinen. 
jechs Donate verfloffen find und während berjelben eine Verfolgung 

. nicht eingeleitet oder das eingeleitete Verfahren 
durchebenſo lange Zeitnicht Fortgejegtwurde* Nehmen 
wir ein Beiipiel. An 4/4 wurde die ſtrafbare Drudichrift ausgegeben, 
am 4/4 vie Verfolgung eingeleitet, um am 1/5 wieder eingejtellt zu 
werben; iſt nun bie Verjährung jechs Monate nach ver Einftellung, 
oder jechs Monate mehr einem ſolange dauerte die Verfolgung) nach dem 
Erjcheinen dev Drudjchrift, alfo am 4/14 oder am 1/8 eingetreten? 
Die Natın der Sache, fowie bie ausdrückliche Vorfchrift des $ 27 
ſprechen für die erfte Alternative; doch enticheibet ver bejtimmte Wort- 
laut des $ 40 zu Gunften ver zweiten. Es giebt alfo nach $ 40 eine 
Fortjegung der umterbrochenen Verjährung!; nach der Unter- 
brechung beginnt feine neue Frift, jondern die bereits begonnene Ver— 
jährnng läuft weiter, 

Als ausſchließlicher Anfangspunft der Verjährung nah 8 40 
P.⸗G. gilt vemnah „das Erfcheinen ver Drudichrift oder 
der Beginn ihrer Verbreitung”. Eine Beſtimmung, die fich 
auch in anderen Preßgeſetzen findet, für das öfterr. Necht aber geradezu 
als verkehrt bezeichwet werden muß. Sie iſt burchaus ſachgemäß, wenn 


4) Lienbader II 9.87. 
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4) der Berfuch ver uneigentlichen Preßdelikte für ftraflos und 2) als 
Zeitpunkt ver Vollendung ver Beginn ber Verbreitung erflärt wirt. 
In Bezug auf ven erften Punkt nimmt das geltende öfterr. Recht ohne 
Zweifel, in Bezug auf ben zweiten wenigftens nach der Anficht des 
Lehrbuchs, einen durchaus abweichenden Standpunkt ein. Die Folge 
davon ift, daß, wenn e8 beim Verſuche geblieben und die Ausgabe der 
Drudichrift unterblieben ift, die Verjährung tes Deliftes überhaupt 
nicht beginnen kann, mithin! thatfächliche Unverjährbarfeit 
eintritt! 

Große Schwierigkeiten bietet auch hier die Verbreitung, ſowie 
die Reproduktion ftrafbarer Drudfchriften. Beginnt im 
biefen Fällen die Berjährung auch für den Verbreiter oder Repro— 
duzenten mit dem erften Erjcheinen ver Driginal-Drudchrift, oder ift Die 
Berjährung ver Verbreitung und ver Reproduktion eine durchaus jelbft- 
ftändige® Wir werten auch bier, um Klarheit in die verwicelte Frage 
zu bringen, auf die juriftifche Konftruftion der verſchiedenen hieher ge- 
hörigen Fälle zurücgehen müffen. Verbreitung over Reproduzirung 
einer mit Berbot oder Beſchlag belegten Schrift erjcheint jeven- 
falls als ein neues burchaus ſelbſtſtändiges Delift, das nach $ 24 
P.⸗G. zu beurteilen, deſſen Berjährungszeit unabhängig von jener erft- 
begangenen ftrafbaren Handlung zu berechnen iſt; je nachdem wir es mit 
einer fortgejegten- einheitlichen Thätigfeit oder mehreren ſelbſtſtändigen 
Handlungen des Schuldigen zu thun haben, beginnt die Verjährung 
im erjten Falle erſt mit vem Abjchluffe jener Thätigkeit, während im 
zweiten jede dieſer jelbitjtändigen Handlungen unabhängig von ven 
übrigen verjährt. War die verbreitete oder wieder abgebrudte Schrift 
weder verboten noch mit Beſchlag belegt, jo muß weiter 
unterjchieden werten. Möglicherweije können ſowol Verbreitung als 
Reproduktion, wenn fie zu dem in ver Drudjchrift enthaltenen Delikte 
binzutreten, jo lange diejes noch nicht vollendet war, fich als Theil: 
nahme an vemjelben charakterifiven?; dann hängt ihre Verjährung 
ab von jener des durch die Drudichrift begangenen Deliktes. Erfolgt 
aber vie Berbreitung over Reproduktion erft, nachdem die in der 


4) Unter ber Borausfegung, baß auch nach den Grundſätzen bes allg. St.:®. 
bie Verjährung nicht eintreten kann, z. B. weil der Thäter fich geflüchtet hat u. ſ. w. 
2) Bol. oben 568 Seite 370. 
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Druckſchrift enthaltene ftrafbare Handlung bereits 
vollendet war, fo kann von Zheilnahme — ebenfo wenig von Be— 
günftigung — keine Rede jein, Berbreitung und Wiererabtrud find 
entwerer völlig Itraflos, oder, wenn ver betreffente Deliktsbegriff aufs 
neue objektiv und ſubjektiv werwirflicht wurde, neue durchaus jelbit- 
ftäntige Delikte, deren Berjährung daher unabhängig von jener des 
urſprünglichen Deliftes zu berechnen iſt!. 

Die vorftehenden Ausführungen, in welchen zahlreiche weiter mög- 
liche Komplikationen — man vente an die, als Beihilfe aufzufaflente, 
ber That vorausgehenve Zuſage nachträglicher Unterftügung — feine 
Berüdjichtigung gefunden haben, follen lediglich andenten, in welcher 
Weife bei ver Beurteilung derartiger Fälle zu Werke zu gehen ift; man 
büte ſich vor jenen Generalifirungen, die ung in Litteratur und Praris, 
wenn auch in jehr verfchievener Gejtalt, immer wieder begegnen, und 
fonjtruire fich ven Einzelfall: die Verbreitung derfelben Drudjchrift 
fann für den Einen Verbreiter ftraflos, für den Anderen als Theil- 
nahme an dem Originalvelikt, für ven Dritten nach $ 24 P.G., für 
ven Vierten als ſelbſtſtändige deliktiſche Handlung ftrafbar fein, bei 
dem Einen als ein fortgefegtes Delift, bei dem Anderen als reale 
gleichartige Konkurrenz mehrerer Strafthaten fich darſtellen. Unter 
dieſen Umftänden läßt fich ein größerer Fehler kaum denken, als wenn 
man, wie bieß regelmäßig gefchieht, eine allgemeine Regel für ven 
Beginn der Verjährung bei Verbreitung und Reproduktion aufftellen 
wollte. 


3) Bezüglich ver Unterbrehung der Verjährung gelten 
jowol für $ 27 als auch $ 40 zunächft die Grundfäge des allgemeinen 
Strafrechtes?. Eine wichtige Abweichung , vie ſelbſtverſtändlich auf 
vie Fälle des $ 27 nicht ausgedehnt werden darf, enthält $ 40 in ven 
Worten: „jeve Verfolgung ift ausgefchloffen, wenn... . eine ftrafe 


4) Selbſtverſtändlich kaun auch bier wieder Fortſetzung oder Wiederholung 
vorliegen, und darnach der Anfangspunft der Verjährung verſchieden zu beftim- 
men jein, 

2) $227 &t.-©.: „Die Verjährung wirb unterbrochen, wenn gegen ben 
Thäter als Angefhuldigten eine Vorladung, ein Borführungs- ober Ber- 
haftsbefehl erlaffen, oder ein Beſchluß zur Einleitung der Unterfuhung geſchöpft, 
ober wenn er als Angeichulbigter bereit8 vernommen ober verhaftet, oder mittelft 
ber Nacyeile ober durch Stedbriefe verfolgt worden war.“ 
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gerichtliche Verfolgung gegen feinen ver Schuldigen eingeleitet 
oder... . fortgefeßt wurte.“ Die Unterbrehung der Ber- 
jährung gegen einen ver Schuldigen wirkt alfo gegen 
alle Betheiligten. Im Vergleiche mit vem allgem. St.-©. haben 
wir e8 hier mit einer zu Ungunften ber Preſſe erlaffenen, durch vie 
Natur der Sache nicht gerechtfertigten! Ausnahmsbeftimmung zu 
thun, die, obwol fie nicht einmal in ver B.-D. von 4852 fich fant, 
von dem Parlamente, wie e8 fcheint als felbftverjtändlich, ohne Witer- 
rede angenommen wurde. 

Nur eine „ftrafgerichtliche Verfolgung“ ($ 40 P.-©.), nur 
eine „gegen den Thäter als Angeſchuldigten“ ($ 227 St.-&.) ge 
richtete Handlung hat unterbrechende Wirkung ; alfo nicht die Einleitung 
der objektiven Verfolgung ?, nicht die polizeiliche Beichlagnahme?; 
ob die vorläufige gerichtliche, muß nach den konkreten Umständen 
beurteilt werten. Da die Verfolgung die Verjährung der That, nicht 
der ihr beigelegten vechtlihen Qualifikation unterbricht, fo kann, 
obwol nur wegen VBernachläffigung pflichtgemäßer Aufmerkſamkeit 
verfolgt wurde, doch, auch nach Ablauf ver jechs Monate, wegen 
dolofer Begehung des betreffenden Deliktes verurteilt werben und um: 
gefehrt 5. 

Im Uebrigen fei auf Strafrecht und Strafprozeßrecht verwiejen. 
Doch muß bemerkt werten, daß die E. des D.-G.-H. vom 19/7 1864 


4) Gegen derartige — Übrigens auch in anderen P.-G. jo im preußiichen von 
1851 849 ſich findende — „im Weſen der Preſſe nicht begründete Ausnahmsbe— 
ftimmungen“ vgl. insbel. Schwarze ©. 132, Rönne S. 270 u. A. 

2) Bgl. Lienbader II ©. 87, Thilo S.9, Marquardſen ©. 189, 
Kayfer ©. 607. 

3) Marquarbfen ©. 189. 

4) Bei Privatanklagen ; vgl. oben $48 ©. 170f. 

5) Die Konftruftion der prefrechtlichen Kulpa (vgl. oben $ 60) wird auch bier 
maßgebend. Die herrſchende Anfiht müßte, wäre fie Tonjequent, mit Entſchieden— 
beit in Abrebe ftellen, daß, wenn e8 fih einerjeits um die bolofe Thäterfchaft im 
Bezug auf das durch ben Inhalt der Drudichrift begründete Delilt, andrerſeits 
um bie felbftftändige, außerhalb bes Rahmens des Strafgeſetzes ſtehende, rein preß— 
rechtliche” Fahrläffigkeit handelt, von »idem factum« geſprochen werben kann; 
müßte demnach für jede diefer beiden, von einander unabhängigen, ftrafbaren Hand: 
lungen die Berjährung befonders berechnen. Dagegen kann e8 nach ber im 
Lehrbuche vertretenen Auffafjung einem Zweifel nicht unterliegen, daß wir es in 
beiden Fällen mit verfchiedenen Oualififationen berfelben That zu thun haben, 
eine abgejondert laufende Berjährung daher nicht angenommen werben darf. 


310 Fünftes Bud. Das Preffrafrecht. 


G.⸗H. 1864 No. 80), welche ven Grundſatz ausiprach, daß die Unter- 
brechung nicht ſchon am Zage ver Beichlukfaffung, ſondern erft mit 
ver Bekanntgabe des Beichluffes an ven Beſchuldigten eintrete — mit 
dem Haren Wortlaute des & 227 B.-©. und ver ſonſt fonftant einge: 
haltenen Praris des D.-©.-H. im direkten Widerſpruche fteht!, und 
entſchieden als verfehlt bezeichnet werden muß. 

4 Nach ter austrüdlichen Borjchrift ves $ 27 B.-©. kann nach 
ter Unterbrechung der Verjährung eine neue Berjährung zu laufen 
beginnen, währen nah vem allgem. St.G. — abgeiehen ven tem 
Abichluffe ves Verfahrens durch freiiprechentes Urteil, deſſen Rechts— 
kraft ven Beginn einer nenen Berjührung zur Folge bat — die einmal 

TE ftattgefuntene Einleitung ver Berfolgung tas betreffende Delikt zu einem 

e underjahrbaren macht?. Daß nach $ 40 nach Unterbrechung ter Ver⸗ 

jährung vie früher Begonnene fortgefegt wirt, wurde bereits oben er- 
wähnt. 

Eine Verjährung ver erfannten Strafe ift dem geltenden 
öfterr. Recht jowol überhaupt als auch bei ven Preßdelikten im Beſon— 
deren fremd. Nach allgemeinen Grundſätzen ift die mit Unrecht ſo— 
genannte Antragsperjährung durchaus unabhängig von ver Ver— 
jährung des Deliktes; bei Antragspelikten ift die Verfolgung daher 
ausgeichlofien, jowol wenn das Delift verjährt, als auch wenn vie 
Antragsfrift abgelaufen ift. 

5, Wirkung der Verjährung ift ver Ausichluß „jeder Verfolgung“ ; 
es fann mithin — im Falle des $ 40 — nad Eintritt ver Verjährung 

+ auch das objektive Verfahren nah $ 393 St.-P.-O. nicht mehr ein 
geleitet 3, und ebenjo wenig das objektive Erkenntmß nach g-rer2 
"SEP. D.* gefällt werten. 


4) Bgl. E. v. 21/7 4851, 12/44 1856, 48/10 4864, 27/9 4870 No. &0, 
774, 1069, 4333 der Glafer'ichen Sammlung). 
— 2) Dieſe — allerdings beſtrittene — Anſicht ſtützt ſich auf den Wortlaut des 
3227, der durch die St.-P.-D. v. 1873 im feiner Weiſe berührt wurde. Auf eine 
» + nähere Begründung kann bier nicht eingegangen werben. 
3, Lienbacher I S.87, Shward ©. 112, Thilo S.9%. 
4) Darüber unten 888 ff. 
5. Auf einen, übrigens faum zweifelhaften Fall ſei noch aufmerffam gemadt. 
Der Druder haftet für den Inhalt der Drudichrift wegen Fabrläffigfeit, wenn er 
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VI. Die Exequirung preßgeridtlicer Verfügungen. 


$ 77. Die Einjtellung periodiſcher Drudichriften. 

Es wurde bereits oben! ausgeführt, daß die Einftellung einer 
periopifchen Drudjchrift, je nach ven Behörden, burch welche, je nach 
ven Beringungen, unter welchen fie verfügt werben kann, je nach den 
Sweden, welche fie verfolgt — einen durchaus verſchiedenen Charakter 
annimmt und darum auch bei ſyſtematiſcher Darjtellung des Preß— 
vechtes, je nach dem Stande ber pofitiven Gefeßgebung, eine wefentlich 
verſchiedene Stellung beansprucht, daß fie als Maßregel ver VBerwal- 
tungsbehörden mit dem Syſteme der Konzeffionirung ber periodischen 
Prefje im innigſten Zufammenhange jtehend vem Preßgewerberecht 
angehört, als folche aber in Defterreidh feit vem Jahre 1862 fich nicht 
mehr findet; daß fie, an ven richterlichen Ausſpruch über das Bor: 
liegen einer ftrafbaren Handlung gefnüpft, als eine objektive Neben: 
jtrafe erſcheint, die, weil fie die fünftigen noch gar nicht erfchienenen 
Nummern trifft, aus dev begangenen That die Präjumption fünftiger 
Begehung weiterer Delikte ableitet, irrationell, unt durch die Aufhebung 
des $ 38 P.⸗G., welche durch Art. IV der Novelle vom 15/10 18682 
erfolgte, aus ver öſterr. Geſetzgebung befeitigt worten ift. Nach gelten- 
dem öfterr. Necht ift die Einftellung ein Erefutionsmittel; neben 
ver Verhängung von Geld: oder Freiheitsftrafen, oder jtatt derſelben 
ſoll fie auf indireften Wege die Erfüllung ver gejeglichen Anoronungen, 


die Borichriften der $$ 9 u. 47 P.-©. außer Acht gelafjen bat, und ift in biefem 
Falle ſowol des eigentlichen Preßdeliftes des $ 9 bez. $ 47, als auch — in ibeeller 
Konkurrenz — des uneigentlihen durch ben Inhalt der Schrift fahrläfftg began- 
genen, nah $40 P.-G. verjührenden Preßdeliktes ſchuldig. Sollte num die Ueber— 
tretung der $$ 9 u. 17 P.-©. bereits verjährt jein, ohne Daß die Borausjegungen 
ber Verjährung nach $ 40 eingetreten find, fo entfällt allerdings die ideelle Konkur— 
venz; ba aber die nackte Thatſache, daß jene Uebertretung begangen wurde, wicht 
mehr aus der Welt gefchafft werben kann, mithin die Bedingung, am welche bie 
Haftung für Fahrläffigfeit gelmüpft ift, fortvauernd beftchen bleibt, jo kann trog 
jener Berjährung die Verurteilung wegen Vernachläſſigung pflichtgemäßer Auf 
merfiamkeit ausgefprochen werben. Das Gleiche gilt von dem Berbreiter. 

1) Bgl. oben $36 S. 120. 

2; Durd ein im 3. 4868 begangenes Rebaktionsverjeben blieb in 25, wel— 
her die Fälle der Einftelung aufählt, das Eitat des aufgehobenen $38 P.-©. 
ſtehen. 
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des behördlichen Auftrages erzwingen. Allerdings gewinnt durch vie 
Zuläffigfeit ver Einjtellung die behördliche Zmangsgewalt bedeutend an 
Energie, und dieſer Umftand hat unferer Gejeßgebung im Inlande wie 
im Auslande wiederholt, insbejondere mit Rückſicht auf das Berich— 
tigungsverfahren, ven Vorwurf befonderer Strenge zugezogen. Allein 
abgejehen davon, daß die Mafregel durch den vorausgegangenen Un— 
gehorfam, wenigjtens dort, wo ein rihterlicher Auftrag vorlag, ge: 
nügend gerechtfertigt wird, darf nicht überfehen werden, daß die wie- 
berholte, durch fein Maximum begrenzte Berhängung von Strafen bei 
fortgefegter Gehorfamsweigerung, wie fie nach dem deutſchen R.-P.-©. 
3. B. im Berichtigungsverfahren durch die übereinftimmende Praxis 
ber deutſchen Gerichtshöfe für zuläffig erklärt wurde, viel härter 
wirft, zu viel jchwereren Bedrüdungen dev Preffe führt, als die Ein- 
jtellung bis zur Erfüllung des Auftrages, bie es dem Belieben der Be- 
troffenen anheimftellt, fich zu fügen oder die Nachtheile dieſer Maßregel 
über fich ergehen zu laſſen. 

Die Zuläffigfeit der Einftellung im Sinne des geltenden öfter. 
Rechtes muß daher als eine ebenfo gerechte als zweckmäßige Einrich- 
tung bezeichnet werden, die der weiteren Entwidlung werth und fähig 
ift. Dabei ſei aber betont, daß die Durchführung diefer Maßregel in 
dem P.:G. von 1862, ſoweit e8 durch die Novelle von 1868 feine 
Veränderung erlitt, in mehreren Punkten als reformbebürftig erjcheint. 
Bor allem jollte nur der Ungehorjam gegen richterliche Verfügun- 
gen zur Einftellung berechtigen, und nur der Richter über das Vor: 
liegen eines folchen Ungehorjames zu entjcheiden, bie Einftellung aus- 
zufprechen befugt fein. Dann muß konſequent daran fejtgehalten wer: 
ben, baß die Einftellung ven Herausgeber oder Eigenthümer 
trifft, gegen das Zeitungsunternehmen als folches gerichtet ift; baf 
dieſelbe daher nur durch ein Verſchulden des Herausgebers oder 
Eigenthümers, durch ein Zuwiderhandeln vesfelben gegen eine ihm ob- 
liegende Verpflichtung, einen ihm ertheilten Auftrag gerechtfertigt 
werben fann. 

Dur das am Eingange dieſes $ Gejagte dürfte die ſyſtematiſche 
Stellung, welche das Lehrbuch ver Einftellung einer periodifchen Drud- 
jchrift angewiefen hat, zur Genüge begründet fein. Das Preßdelikt, 


4) Bgl. oben $51 ©. 186 Anm. 2. 
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welches durch die unbefugte Fortſetzung einer eingeftellten Drudjchrift 
begangen wird, muß im befonveren Theile eingehenter befprochen wer- 
ben!. Hier handelt e8 fich nur mehr darum, bie Fälle zufanmenzu- 
jtellen, in welchen die Anwendung biefer Mafregel durch das Gejek 
für zuläffig erklärt wird. 

Die Einjtellung einer periobifchen Drudichrift kann verfügt 
werben: 

A) Nah 5 11 P.-G.; und zwar a) durch bie Sicherheits: 
behörde, wenn mit ber Herausgabe einer periodifchen Drudjcrift 
vor dem Erlage ver Kaution, oder vor Ablauf der achttägigen Friſt des 
810 P.⸗G. begonnen, oder wenn die vorgefchriebene Anzeige über eine 
während ver Herausgabe eingetretene Veränderung binnen ver im $ 10 
bezeichneten Frift nicht erftattet wurde; b) durch das Gericht, 
wenn die Anzeige faljche Angaben enthielt oder eine nach dem zweiten 
Abjage des $12 P.-G.? gefeglich unfähige Perfon als Redakteur nam: 
haft gemacht wurde und darauf die Herausgabe der periodiſchen Drud- 
Ichrift begonnen wurde, oder wenn die Anzeige über eine während ber 
Herausgabe eingetretene Veränterung an einem biefer Gebrechen 
leidet. 

Die Einjtellung erfolgt „bis zur Erfüllung der gejetlichen Be— 
bingungen“, wird alfo mit der Erfüllung ipso facto, auch ohne aus— 
brüdliche Verfügung, hinfällig ; in dem Falle unter b) fann fie nur bei 
„Einleitung der Unterfuchung oder im Verlaufe verjelben“ ausgejprochen 
werben, iſt aljo an die jtrafgerichtliche Verfolgung, nicht an die Ver: 
urteilung der Schulvigen gefnüpft, entfällt aber mit jedem gericht: 
lichen Ausſpruche — Einftellung, Freiſprechung u. ſ. w. — durch 
welchen die Erfüllung ber gejeglichen Bedingungen Fonjtatirt wird. 
Eine gegen die Einftellung erhobene Beſchwerde hat Feine aufichiebende 
Wirkung. 


4) Bgl. unten $84 Ziffer 2. 

2) Nach dem ausprüdlichen Eitate des zweiten Abjates des $12 kann bie 
Beftellung einer nad) dem erften Abfage des 542 unfähigen Perſon, aljo eines 
Ausländers, eines Minderjährigen u. ſ. w. weber zu einer Beftrafung des Heraus- 
gebers noch zu einer Einftelung der Drudicrift führen. Ein Grund für dieſe Be: 
ſchränkung läßt ſich wol faum geltend machen. Dagegen muß der durch die Novelle 
vom 15/40 4868 dem $ 42 P.-©. hinzugefügte dritte Abjag, der nur eine Milde 
rung ber im zweiten Abfage enthaltenen Anordnung bezwedt, dieſem völlig gleich 
geftellt werben. 
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2) Wenn die Ergänzung ber burch vie Bollziehung eines Straf: 
urteil8 verminderten Kaution nicht längftens acht Tage nach 
erfolgter Verftändigumg des Herausgebers bewerkfteffigt und beim 
Staatsanwalte ausgewieſen wirt, jo ift die Herausgabe auf Ver— 
anlajfjung des Staatsanwaltes durch die Sicherheits- 
behörde für fo fange einzuftellen, bis die Ergänzung ausgewiejen 
wird ($ 16 Abf. 4 B.-©.). 

3) Die Einftellung ift auch dann zu verhängen, wenn aus Anlaß 
ser Herausgabe einer periodifchen Drudjchrift, für welche Feine 
Kaution erliegt, eine Berurteilung zu Gelpftrafe und 
Kaution erfolgt, amd vie Zahlung diefer Beträge nicht binnen acht 
Tagen nad) eingetvetener Rechtskraft des Erfenntniffes bei dem Staats- 
anmwalte ausgewiefen wirt ($ 16 Abf. 2 P.-©.). 

4) Wenn der verautwortlihe Redakteur fich weigert, 
einenin Gemäßheit der Beftimmungen der $$ 19 und 20 
P.-G. zur Aufnahme mitgetheilten Auffatz — alfo eine 
Berichtigung, einen amtlichen Erlaß, eine Verfügung oder ein Exrfennt- 
niß des Strafgerichtes? — in der gejeglich vorgejchriebenen Art un 
Weife abdrucken zu laſſen, und auf Grund diefer Weigerung das 
jörmliche Berichtigungsverfahren eingeleitet wurde, jo hat das Ge— 
richt, welches die Weigerung als eine „grundlofe“ 3 erfannte, die Ein- 
jtellung der Drucichrift bis zur Erfüllung der Verpflichtung zu ver⸗ 
fügen ($ 21 Abf. 2 P.-©.). 

Gerichtliche Einftellung findet alfo nur ftatt in den Fällen unter 
3. I lit. b und 3. 4, während in den unter 3. 1 lit.a 3.21. 3.3 
angeführten Fällen vie Verfügung der Einftellung von ver Sicher— 
heitsbehörde unmittelbar (Ziffer 4 lit. a) over über Veranlaffung 
ver Stantsanwaltichait (Ziffer 2 und 3) ausgeht. 


1) Ueber Die Bedeutung diefer Worte vgl. das oben in $54 S. 202 über bie 
Haftung der Kaution Gefagte. 

2) Nur wenn dieſe nach $20 Abi. 2, nicht wenn fie nach $39 P.:®. zur Ver: 
öffentlichung beftimmt waren. Vgl. über biefen Unterfchied oben $ 73. 

3) Ueber die Bedeutung dieſes Ausdruckes vgl. oben $51 ©. 183. 
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VIL Die einzelnen Preßdelikte‘. 


878. 4) Die Preßdelikte zweiter Ordnung. a) Die 
Uebertretungen des Preßgewerberechtes. 


1) Da nad & 3 Abſ. 2 das Necht zur Erzeugung, zum Verlage 
von Drudichriften und zum Verkehre mit denjelben durch die Gewerbe- 
gejeße geregelt wird, jo ift jedes Zwiberhandeln gegen die Anordnungen 
ver Gewerbeordnung vom 20/12 4859 nach ven 88 131 ff. dieſes Pa- 
tentes zu beurteilen 2, foweit nicht das Prefgeje abweichende Beſtim— 
mungen enthält. Es find demnach mit einer Geloftrafe von 5 bis 
200 fl. wegen Uebertretung ver ©.-D. zu beitrafen ($ 132): 
a) diejenigen, welche ein konzeffionspflichtiges Gewerbe betreiben, ohne 
die Konzeifion vorſchriftsmäßig erwirkt zu haben ; b} diejenigen, welche 
ein Gewerbe fortbetreiben, nachdem es ihnen eingejtellt wurde. 

2) Von der Eröffnung eines zur Ausübung des Selbftverlags- 
rechtesꝰ bejtimmten Lokales ift der Sicherheitsbehörte vorläufige Anzeige 
zu erftatten. Die Nichtbeachtung diefer Vorjchrift iſt als Uebertre— 
tung mit emer Geldſtrafe von 40 bis 100 fl. zu ahnen ($ 3 
Abi. 3 P.-©.). Obwol das Gejeg dieß nicht ausprüdlich ausſpricht, 
muß doch angenommen werten, daß nur ber Selbftverleger 
allein jich diejes Deliftes ſchuldig machen kann; nur ihn trifft die 
Berpflichtung zur Anzeige, nur er kann daher verfelben zumiverhanbeln ; 
dritte Perfonen dürfen weber als Mitthäter noch als Theilnehnter, 
fönnen aber als Begünftiger zur Verantivortung gezogen werden. Wie 
überall ift auch bier VBerjhulten des Thäters unerläßliche Be— 
dingung zur Annahme eines Deliktes, doch genügt Fahrläſſigkeit. 
Das Delift ift vollendet mit dev Eröffnung bes Lokales, alſo mit 
dem virtuellen Beginne des Vertriebes. Damit ift aber bie ftrafbare 


4, Es handelt ſich hier nur um eine der Ueberficht wegen gegebene Zufammen- 
ftellung. Die einzelnen aufgeftellten Behauptungen können baber hier nicht gerecht: 
fertigt werden, fondern finden ihre Begründung in ber ganzen bisherigen Darftel 
lung. Dieje allgemeine Berufung auf das früher Gefagte möge ſtatt bejonderer 
Verweilungen dienen. 

2; Bgl. auch Stubenraud, Handbbud bes öſterr. Gewerberechtes (1860) 
S. 214 ff. 

3; Bgl. oben $31 S. 98 ff. 
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Thätigkeit des Selbftverlegers abgejchloffen und die Verjährung be- 
ginnt fofort zu laufen !. Der weitere, noch fo lange fortgeführte Be— 
trieb kann weder als ein fortgejettes Delikt, noch als die Begründung 
eines gefegwitrigen Zuftandes betrachtet werben. Drei Monate? nach 
ber Eröffnung ift daher, wenn die Verfolgung in ver Zwiſchenzeit nicht 
eingeleitet wurde, das Delikt verjährt, und die weitere Ausübung des 
Derlagsrechtes zwar normmwidrig und poligeilich einzuftellen, aber nicht 
Itrafbar. Wie bei allen Omiffivpelikten ift — prinzipiell wenigftens — 
auch hier die Möglichkeit eines jtrafbaren Verfuches zu behaupten. 


3) 823 B.-©. verbietet unbedingt, beziehungsmweije ohne beſon— 
bere Bewilligung der Sicherheitsbehörde, den „fliegenten“ Buchhan- 
del und das öffentliche Anjchlagen von Drudichriften?. Die Der: 
letzung diefer Vorſchriften wird an dem Schuldtragenden als 
Uebertretung mit einer Geltftrafe von 5 bis 200 fl. bejtraft. 
Die bei ungefeglicher Verbreitung ergriffenen und bie verbotswirrig 
angeichlagenen Drudjchriften unterliegen dem Berfalle!. Hier haftet 
jeder „Schuldtragende“, die Haftung ift alfo nicht auf gewiſſe Perſo— 
nen, insbefondere nicht auf den Haufirer, Ausrufer, Anjchlagen- 
den u. ſ. w. felbft, beſchränkt, Mitthäterfchaft und Theilnahme dem— 
nah im vollen Umfange möglih. Fahrläſſigkeit gemügt zur 
Schul. Die Vollendung tritt bereits mit dem erjten Verbrei— 
tungsafte ein; aber die ftrafbare Thätigkeit vauert fort, fo lange die 
Verbreitung weitergeführt wird. Bon ven Umſtänden des Einzelfalles 
wird es abhängen, ob vie Thätigfeit des Verbreiters als eine einheit- 
liche oder als eine in mehrere jelbititändige Handlungen zerfallende, als 
fortgejegtes Delift oder als Wiederholung zu betrachten ift, dem ent- 
ſprechend muß ter Beginn ver Berjährung entweder mit dem legten 
Theilafte für die gefammte Thätigfeit, ob mit dem Abjchluffe jeder ein- 
zelnen Handlung für dieſe fpeziell angenommen werden. Verſuch ijt 
möglich und ftrafbar, wenn dolojes Handeln vorliegt. 


4) Bol. O.T. 22/10 1874 u. 30/9 4875 (G.⸗A. XXI S. 569) D.-A.:G. 
München 24/14 4873 (Stenglein IIIS. 248); dagegen D.:T. 2/6 1874 (G.A. 
XXU ©. 647). 

2) Berorbg. 3/4 41855 R.-©.-B. No. 61, oben $75 ©. 302. 

3) Oben $$ 32 u. 88. 

4) Oben $ 72. 
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4) Zuwiderhandeln gegen $ 10 P.-G.!. Wir müſſen 
zwei Fälle auseinanderhalten. a) Wird mit ver Herausgabe ver pe— 
riodiſchen Drudichrift vor der an ben Herausgeber gerichteten Ver— 
ſtändigung der Sicherheitsbehörbe, daß feine Anzeige den gefetlichen 
Vorſchriften genüge, oder vor dem Ablaufe ver im fetten Sate tes 
$ 10 B.:©. bezeichneten Frift begonnen, oder wird die vorgefchriebene 
Anzeige über eine während der Herausgabe eingetretene Veränderung 
binnen ver im $ 10 P.-&. bezeichneten Friſt nicht erftattet, jo find der 
Herausgeber, Redakteur, Berleger und Druder, ſo— 
weitihnen ein Verſchulden zur Laft fällt, einer Ueber- 
tretung ſchuldig, welche mit einer Geldftrafe von 50 bis 200 fl. 
zu ahnen ift. Nur bie genannten Perjonen haften; dritte fönnen in 
feinem Falle als Mitthäter oder Theilnehmer zur Verantwortung ge: 
zogen werben. Fahrläffigfeit genügt, unrichtig ift in feiner 
Allgemeinheit ber vom O.G.-H. in ber E. vom 8/k 1873 
G.-⸗H. 1873 No. 53) ausgefprochene Sag: „Für die Verfpätung ber 
Anzeige von der eingetretenen Aenderung in ber Perfon des Heraus: 
gebers einer periodifchen Druckſchrift ift ver Druder nicht verantwort- 
ih.“ Das Delikt ift vollendet mit dem Beginne ver Herausgabe, 
wenn bie gejeglichen Borausjegungen nicht eingetreten find, beziehungs- 
weife, wenn es fich um die Nichtanzeige einer nachträglich eingetretenen 
Veränderung handelt, mit dem Ablaufe ver Frift, innerhalb welcher 
diefelbe zu erftatten war?. Damit ift aber auch die ftrafbare Thätig- 
feit völlig abgeichloffen ; e8 liegt in ber weiteren Herausgabe weber ein 
fortdauerndes noch ein fortgefeßtes Delift. Die Verjährung be 
ginnt aljo fofort mit dem bezeichneten Zeitpunfte zu laufen. Verſuch 
iſt möglich, wenn dolus vorliegt. 


b) «) Enthielt die Anzeige falfche Angaben, oder wurde ein ge- 
jeglich Unfähiger ($ 12, 2. Ab. P.-©.?) als Redakteur nanıhaft ge 
macht, und iſt barauf die Herausgabe ver periodifchen Drudichrift 
begonnen worben, over A) leidet die Anzeige über eine während ber 


1) Bgl. oben $38. 

2) Aljo regelmäßig mit ber Herausgabe, bei unvorhergeſehenen Veränderun— 
gen aber drei Tage jpäter. 

3) Ueber die Tragweite ber ausschließlichen Eitirung des zweiten Abf. bes 
$12 P.-G. vgl. das oben $77 ©. 313 Anm. 2 Gefagte. 
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Herausgabe eingetretene Veränderung an emem dieſer Gebrechen, jo 
find bie oben angeführten Berjonen, injoweit ihnen bie 
Unwabhrheit ber Angaben over die Unfähigkeit des 
Redakteurs befannt war, eines Bergehens ſchuldig, und 
nebſt einer Gelpftrafe von 50 bis 500 fl. mit Arreſt von einer 
Woche bis zu einem Monate zu beftrafen. Auch hier haften nur Heraus: 
geber, Redakteur, Verleger und Druder; hier aber nur wegen doloſer 
Begehung. Das Delikt ift vollendet im Falle unter «) immer erſt 
mit dem Beginne der Heransgabe, in den Fällen unter 2) mit der 
Heberreichung ver wiffentlich faljhen Anzeige. Die Möglichkeit eines 
ftrafbaren Verſuches muß hier überall zugegeben werden. Die 
Berjährung beginnt, ba es fich auch hier nur um eine einmalige 
und tamit abgefchlofiene Thätigfeit, nicht aber um fortgejettes ober 
fortdauerndes Delikt hantelt, entweder mit dem bezeichneten Zeitpunfte 
ber Vollendung oder mit dem Abjchlufje ver Verſuchshandlung. 

5) Die Nichtablieferung der Freieremplare des & 18 
P.⸗G.! wird regelmäßig an vem Berleger, an tem Druder aber 
dann, wenn auf ver Drudichrift ein gewerbsmäßiger Verleger nicht 
oder fäljchlich genannt ift oder wenn dieſelbe im Auslanve verlegt wird, 
als Lebertretung mit einer Geldſtrafe von 5 bis 50 fl. geahn- 
det, deren Erlag jedoch von ver Pflicht zur Ablieferung des Exremplares 
nicht befreit. Außer dem Verleger, beziehungsweile Drucder fünnen 
dritte Berfonen nicht als Mitthäter over Theilnehmer verant- 
wortlich gemacht werden; die Genannten haften aber nicht nur wegen 
dolus, jontern auch wegen Sahrläffigfeit. Für ein Verfchulden 
ihrer Untergebenen — 3. B. der Laufburſche hat fich im Gafthanfe 
verjpätet und das Eremplar zu ſpät abgeliefert — können Verleger 
und Druder demnach nur dann bejtraft werben, wenn fie ſelbſt ein 
Verſchulden, wegen culpa in eligendo oder aus anberen Gründen, 
trifft. Das Delikt ift vollendet, wenn die Friſt zur Ablieferung 
unbenütt verftrichen iſt; bei periodiſchen Drudichriften alfo mit dem 
Erjcheinen derfelben, bei anbern mit dem Ablaufe des achten Tages nach 
der Ausgabe. Ob von ven bezugsberechtigten Behörben nur eine oder 
ob fie alle oder ob mehrere von ihnen übergangen wurden, immer liegt 
nur eine Unterlaffung, immer auch nur ein Deliftvor. Verſuch 


4) Bgl. oben $ 40. 
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tt auch bier möglich. Die Verjährung begimmt mit dem Ablaufe 
der Frift over ver Beendigung der Verfuchsthätigkeit. Wurde bei ver- 
ſchiedenen Drucdichriften over bei mehreren Nummern berjelben Drud- 
Ichrift die Ablieferung verfäumt, fo ift eg quaestio facti, ob nur ein 
fortgefegtes, oder reale Konkurrenz mehrerer gleichartiger Delikte 
vorliegt; darnach wird auch Beginn und Ablauf ver VBerjährungsfrift 
verjchieden zu beftimmen jein. 


6) Die grundlofe! Weigerung des verantwortliden 
Redakteurs einer periodischen Drudichrift, welche Anzeigen (Infe- 
rate) aufnimmt, einen ihm zur Veröffentlichung zugemittelten amt: 
lichen Erlaß ($ 20 4. Abi. P.-G.) gegen Vergütung ver üblichen 
Einrüdungsgebühren aufzunehmen?, it als Uebertretung mit 
einer Geldſtrafe von 20 bis 200 fl. zu belegen. Zugleich hat das 
Gericht bie Einftellung der Drudichrift bis zur Erfüllung der Verpflich- 
tung zu verfügen. Hier haftet nur der fich weigernde verantwort- 
liche d. h. ver als folcher auf. ver Drudichrift genannte Redakteur; 
dritte Perfonen, insbefondere die übrigen Nebaktionsmitgliever, trifft 
weder Schuld noch Strafe. Nach ver Natur ver Sache, wie nach dem 
Wortlaute des Gejetes (verb. „grundlos“) tritt die Strafe nur bei - 
dbolofer Begehung ein, während die Verfügung der Einftellung von 
einem Verſchulden des Redakteurs unabhängig ift. Der Zeitpunft ber 
Bollendung tft bei ausprüdlicher Weigerung mit viejer ge- 
geben, bei ſtillſchweigender, durch einfachen Nichtabdruck des Erlaffes 
geſchehender Weigerung nach ven Umftänden des einzelnen Falles zu 
beftimmen, da das Geſetz nicht wie bei dem Berichtigungszwange eine 
bejtimmte Friſt feitgefett hat, innerhalb welcher der Abdruck zu ge 
ichehen hat. Verſuch ift theoretiich möglich, praktiſch kaum fonftruir- 
bar. Die Verjährung beginnt, da auch hier ein fortvauernber 
rechtswidriger Zuftand nicht begründet wird, mit der ausdrücklichen 
oder der fonftatirt vorliegenden ftillfchweigenden Weigerung. Fort— 
geſetzte Weigerung ift nach öfterr. Nechte burchaus irrelevant, da 
bie erjte Weigerung bereits Strafe und Erfüllungszwang in 
Gefolge hat. 


1) Ueber bie Bedeutung dieſes Wortes vgl. das oben $51 ©. 183. Gefagte. 
2); Vgl. oben 844. 
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7) Zuwiderhandeln gegen vie Borjchriften über die 
Stempeljteuer!. 


879, Fortjegung. b) Delikte gegen das Brefpolizei- 
recht. 

N Nichtablieferung der Probeeremplare des $ 17 
P.-G.? ift an dem Druder als Uebertretung mit einer Geld— 
jtrafe von 40 bis 100 fl. zu ahnden. Auch Hier trifft nur ven 
Druder als Thäter, nicht aber einen Dritten als Mitthäter oder 
Theilnehmer Verantwortung und Strafe; jener aber haftet auch für 
Fahrläſſigkeit. Ein Verſchulden feiner Leute verantwortet er nur, 
wenn er ſelbſt fchufohaft gehandelt hat; da ohne Verſchuldung die 
Annahme eines Deliktes unmöglich ift, muß die weitverbreitete Anficht, 
welche ven Drucder unbebingt für feine Leute haftbar macht’, als un- 
richtig mit Entfchievenheit zurüdgewiefen werden. Das Delikt ift 
vollendet mit dem Ablaufe ber zur Ablieferung beftimmten Frift ; 
alfo bei periodifchen wie bei nichtperiodifchen Drudjchriften mit dem 
Beginne der Austheilung oder VBerjendung. Verſuch iſt auch bier, 
wie bei allen Unterlaffungspeliften möglich, man venfe an den Fall, 
daß, den Nachweis der Abficht vorausgejett, die noch übrigbleibende 
Zeit in feinem Falle mehr zur rechtzeitigen Ueberreihung ausreichen 
würde. Im Uebrigen ift das oben in $ 78 unter Ziffer 5 über die 
Nichtablieferung der Freieremplare Geſagte zu vergleichen. 

2) Die grundlofe Verweigerung der Aufnahme von Be- 
rihtigungen ($ 19 P.-©.) durch den verantwortlichen Re— 
dafteur® ift als Uebertretung mit einer Geldſtrafe von 20 


1) Vgl. oben $ 42. 

2) Bgl. oben $46. 

3) So jagt Barth S.42: „Sie haben jelbftverftändlich die Lebteren (bie 
Austräger) zu vertreten, und bleibt e8 ihre Sache, fich darüber zu vergewiſſern, daß 
die Abgabe wirklich und zur gehörigen Zeit erfolgt fei.” In gleichem Sinne äußern 
fih Behaghel, badiſch. P.G. S. 17, Thilo, preuß. P.„G. S. 18. Ebenſo 
Lienbacher IIS. 40: „Der Druder haftet daher auch ſtrafrechtlich für Die recht— 
zeitige Erfüllung dieſer Pflicht jelbft dann, wenn die Austragung und Zuſtellung 
der Pflichteremplare vom Druder einem fogenannten Laufburfchen übertragen und 
das Verfäumniß lediglich dem jugendlichen Leichtfinne des Letsteren zuzufchreiben 
ift“; fährt aber im Widerſpruche mit fich felbft fort: „benn der Gefchäftsherr haftet 
auch für die Aufftellung volllommen verläßlicher Perfonen, denen er die Erfüllung 
der geſetzlich ihm auferlegten Pflicht überträgt.” 

4) Bgl. oben $$50 u. 54. 
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bis 200 fl. zu belegen. Nur der verantwortliche Redakteur haftet, 
und auch diefer nur wegen dolofer Weigerung. Die Weigerung Tann 
eine ansprücliche oder eine ftillichweigende jein, letteres dann, 
wenn, troß der Zuſage ver Aufnahme, die Berichtigung in der ge- 
jeglichen Frift gar nicht, oder nicht in der vorgefchriebenen Art und 
Weije erfchienen iſt. Insbefonvere bei diefer, aus den Umſtänden zu 
erſchließenden jtilljchweigenden Weigerung ift es leicht denkbar, daß nur 
Fahrläſſigkeit, nicht Abficht, des Redakteurs vorliegt, mithin feine Be— 
jtrafung, jondern nur Einftellung der Drudichrift eintreten kann. 
Strafbarer Verſuch ift möglich, es liegt 3. B. das zweitfolgende 
Heft im Bürftenabzuge vor, ohne die Berichtigung zu enthalten, wäh- 
vend zugleich vie böfe Abficht außer Zweifel fteht. Der Zeitpunkt ver 
Bollendung ift je nach den Umftänven des Einzelfalles ein verjchie- 
dener; bei ausprüdlicher Weigerung tritt er mit biefer, bei ſtillſchwei— 
gender mit dem Ablaufe der Frift, aljo mit dem Erfcheinen des zweit- 
folgenden Blattes, ein. 

3) Zuwiberhandeln gegen die VBorjchriften des $ 9 
P.⸗G.!. a) Die einfache Nichtbeachtung ver hier gegebenen An- 
ordnungen ift an dem Druder als Uebertretung mit einer Geld— 
jtrafe non 20 bis 200 fl. zu belegen. Es fann nur ber Druder, 
diejer aber auch wegen Fahrläffigkeit, zur Verantwortung gezogen wer- 
den, Mitthäterichaft und Theilnahme britter Perfonen ift nicht ftraf- 
bar. Die Bollendung des Deliktes tritt mit dem Erjcheinen ber 
Drndfchrift ein; Verſuch desſelben (al8 werfuchte Ausgabe ber 
mangelhaften Schrift) ift möglich und ftrafbar. Die weitere Berbrei- 
tung, nachdem bie Ausgabe einmal begonnen hat, ift durchaus irre— 
levant; e8 handelt ſich weder um ein fortgejettes Delikt, noch um bie 
Begründung eines fortvauernden geſetzwidrigen Zuſtandes, ba mit der 
durch die begonnene Ausgabe perfekt gewordenen Unterlaffung bie ſtraf— 
bare Thätigkeit des Druders ein für alle Male abgejchloffen ift. Mit 
dem bezeichneten Zeitpunkte beginnt daher auch die Berjährung zu 
(aufen. Wenn viefelbe Druckſchrift gleichzeitig mehrere ver in $ 9 
P.⸗G. vorgefchriebenen Angaben nicht enthält, jo liegt immer nur eine 
Handlung, immer auch nur ein Delikt vor, und es kann weder reale 
noch auch ideale gleichartige Konkurrenz angenommen werden. Wenn 


1) Bol. oben $52. 
Liszt, Das öfterreihiiche Preßrecht. 21 
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von berfelben Druderei mehrmals bei verichievenen Drudjchriften 
oder bei mehreren Nummern vesjelben periopifchen Blattes bie Vor- 
ichriften des $ 9 außer Acht gelaffen wurden, jo hängt es von den Um— 
jtänden des einzelnen Falles ab, ob ein fortgejegtes Delift, oder eine 
Reihe von felbitftändigen, ebenjo viele Delikte begründenven, 
Unterlafiungen, alſo reale gleichartige Konkurrenz, anzunehmen iſt; 
burch die Entjcheitung diefer Vorfrage wird die Beftimmung des An- 
fangspunftes ver Berjährung bebingt. 

b) Eine wiffentlich falſche Angabe ift an jedem Schulp- 
tragendenals Vergehen miteiner Geldſtrafe von 20 bis 200 fl. 
und überbieß mit Arreft von einer Woche bis zu einem Monate zu 
befegen. Hier iſt die Haftung alfo nicht auf ven Druder bejchränft, 
ſondern auf alle diejenigen erweitert, welche ſich dolos, jei e8 ala 
Thäter, Mitthäter over Theilnehmer an dem Delikte betheiligt haben. 
Da die „übliche Angabe ver Zeit des Erſcheinens“ von dem geltenden 
Preßrechte nicht mehr geforvert wird, muß es als ſelbſtverſtändlich be- 
trachtet werden, daß werer die Unterlafjung dieſer Angabe, noch eine 
wiffentlich faliche Angabe in dieſem Punkte nah $ 9 B.-&. beftraft 
werden fann!. Im Uebrigen finden die unter a) befprochenen Grund— 
ſätze auch auf bie hieher gehörigen Fälle uneingefchränkte Anwen: 
dung. 

4) Die Herausgabe einer fautionspflidtigen Drud- 
Ihrift vor dem Erlage der Kaution? ift nah 544 Abf. A 
P.“G. an dem Herausgeber, Verleger, Redakteur und 
Druder, joweit ihnen ein Verſchulden zur Laft fällt, als Ueber— 
tretung mit einer Geldſtrafe von 50 bis 200 fl. zu ahnden. Nur 
die genannten Perjonen, nicht auch etwa betheiligte Dritte, können zur 
Verantwortung gezogen werben ; jene aber haften für jedes Verſchul— 
ven, auch für Fahrläſſigkeit; abgejehen von ver Wortfaffung er: 
gibt fich diefe weitere Haftung auch durch ven Vergleich ver beiden erjten 
Abjäge des $ 11 P.-G. Ohne Verjchulten gibt e8 aber auch hier fein 
Delikt; durch einen entſchuldbaren Irrtum, eine unvorhergejehene 
Verſpätung, durch leichtfinniges oder betrügerifches Vorgehen der mit 


4) Zum Meberflujje hat der O.“G.⸗H. in ber E. v. 5/10 1865 (©.-3. 1866 
No. 44) diefen Grundfaß ausdrücklich ausgeſprochen. 
2) Bgl. oben 853. 


Die Preßdelikte dritter Orbnung. $ 80. 323 


ver thatfächlichen Hinterlegung beauftragten Organe u. ſ. w. kann 
jeves Verſchulden, mithin auch die Annahme einer Fahrläffigfeit, auf 
Seiten der zunächft verantwortlichen Perfonen entfallen, fo daß mög- 
(icherweife, weil die eigentlih Schulbtragenten überhaupt nicht haften, 
völlige Straflofigfeit der vorzeitigen Herausgabe eintreten fann. Die 
Behauptung, daß die Berufung auf einen Anderen, der zur Hinter: 
legung der Kaution beauftragt war, abfolut und unter allen Umſtänden 
ausgefchloffen ſeil, kann demnach nicht als richtig zugegeben werben. 
Mit dem Beginne der Herausgabe ift das Delikt vollendet, von 
biefem Zeitpunfte an läuft auch, falls nicht bloß ftrafbarer Verſuch 
vorliegt, die Berjährung. Vgl. übrigens das oben $ 78 unter 
Ziffer 4 Gefagte. 


$ 80. 2) Die Preßdelikte pritter Ordnung. 


Schon oben $ 25 (S. 73), als Begriff und Eintheilung ver Preß— 
delikte Gegenftand der Beiprechung war, wurde auf die eigenthümliche 
Natur der im Lehrbuche fogenannten Preftelikte vritter Ordnung auf: 
merkſam gemacht, wurde hervorgehoben, daß fie gemeinfchaftlich mit 
ben Uebertretungen bes Preßgewerbe- und Prefpolizeirechtes (ven Preß— 
veliften zweiter Ordnung) in ſcharfen Gegenfag zu den durch ben 
„Inhalt der Drudichriften begangenen ftrafbaren“ Handlungen (nad 
der Terminologie unſeres P.-G.), genauer geiprochen, ven Uebertre- 
tungen allgemein» jtrafrechtliher Normen (ven Preßbelikten erjter 
Ordnung oder ven uneigentlichen Preßbelikten) treten, und daher 
mit jenen unter dem gemeinfamen Namen der eigentlichen Pref- 
velifte zufammengefaßt werben können; daß fie andererſeits aber auch 
von biefer verwandten Gruppe fich in manchen wejentlichen Beziehungen, 
insbejonvere durch ihre durchaus abweichende innere Struktur unter: 
jcheiten, und darum als eine jelbitftändige Gruppe, als eine eigen: 
berechtigte Unterabtheilung ver eigentlichen Preßtelikte betrachtet werben 
müjjen. 

Diefe abweichende Struktur, dieſer eigenthümliche Charakter ver 
hieher gehörigen Delikte vürfte durch die folgende Betrachtung genügend 
klar gejtellt werden. Die Preßdelikte erjter Ordnung find Uebertre- 
tungen allgemeineftrafrehtliher Normen, bie ber zweiten 


1) So Schwarck S.109 und (bei ihm angeführt) O.-T. 13/14 4855. 
1? 
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Uebertretungen der durch das Prefgewerbe- oder Preß— 
polizeirecht aufgeftellten Vorſchriften; unjere Delikte find 
aber weber das eine noch das andere, jonvern charakterifiren fich als 
Uebertretungen burhaus eigenartiger Normen. Wie 
bas Strafrecht überhaupt, knüpft auch das Prefrecht an gewiffe norm— 
widrige Handlungen es find das eben bie Preßbelifte erfter und zweiter 
Drdnung) den Eintritt beftimmter Folgen. Regelmäßig bejtehen biefe 
einfach in irgend einem Strafübel, einem malum passionis propter 
malum actionis, jet e8 nun die Verhängung einer Geld» oder Frei— 
heitsſtrafe, jei e8 die Vernichtung der Druckſchrift, veren Inhalt durch 
gerichtliches Erkenntniß für ftrafbar erklärt wurde u. j. w. Die 
Folge jener Normwidrigfeiten fann nun aberaucd das 
Erijtentwerden einer nenen Norm fein, vienumihrerfeits 
wieder unter den wirkſamen Schuß einer bejonderen 
Strafdrohung geftelltwird: du follft — bei Strafe — die 
verbotene Druckſchrift nicht verbreiten, die Herausgabe der eingeftellten 
nicht fortjegen, das dir zur Veröffentlichung mitgetheilte Erkenntniß 
ohne Bemerkungen over Zufäge aboruden! So ſchiebt fich vor bie 
Umwallungen, durch welche Strafrecht, Preßpolizeirecht, Preßgewerbe- 
recht die öffentlichen wie die privaten Nechtsgüter bereits gefchütt 
haben, eine neue Reihe von Bollwerken ; die Vertheibigungslinte wird 
vorgejchoben, und damit die ohnehin nur mehr mittelbare Beziehung des 
Angriffes auf das einzelne Rechtsgut noch weiter abgeſchwächt. Die 
Uebertretungen biejer neuen Normen bilden eine neue Gruppe von De» 
likten, von allen bisherigen unterſchieden burch die weite Entfernung von 
dem Mittelpunkte ver konzentriſch aufeinander folgenden Normenfreife, 
und durch ihre, von jener Entfernung bebingten geringere Intenfität. 
Die Berlegungen diefer neuen preßrechtlichen Normen, 
biefer Normen, welche erjt als Folge bervoransgegangenen 
Verlegung einer dem Strafrehte oder Preßrechte an- 
gehörigen Norm entjtanden find, dieſe vechtswiorigen, durch 
boransgegangene Nechtswibrigfeiten in ihrer Exiſtenz bedingten Hand» 
lungen — bezeichnet das Lehrbuch als Preftelikte dritter Ordnung oder 
als tertiäre Preßdelikte. 

Dem Theoretifer gegenüber bedarf es wol feines Beweiſes, daß 
diefe, in ihrem innerften Weſen begründete, in ihrer Genefis wurzelnve 
und in ihrer Struftur fich wiederipiegelnde Verſchiedenheit der hieher ge- 
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hörigen Delikte die Aufftellung einer befonderen Gruppe nicht nur recht: 
fertigt, ſondern bei einer ſyſtematiſchen Darftellung des Prefrechtes 
fogar dringend fordert. Aber hier wie überall hat die ftrenge Syſte— 
matik, die jorgfältige juriftiiche Konstruktion, nicht nur um ihrer jelbft 
willen Werth, nicht nur für die Theorie Intereffe, jondern weiterreichenve 
Bedeutung, wichtige praftifche Folgen. Wievderholt wurde im 
Verlaufe des Lehrbuches auf grobe Fehler unſerer Gejeßgebung auf- 
merkſam gemacht, welche ihre legte Quelle in mangelhafter Syitematif, 
in ungenügenver Sonderung der verfchievenen Beftandtheile des Preß⸗ 
rechtes haben. Auch gegenüber den Preßdelikten dritter Ordnung 
müffen wir biejelbe, übrigens bereits angeveutete! Erſcheinung 
fonftatiren. Der zweite Abjchnitt unferes Preßgejeges — „Beltim- 
mungen zur Aufrechthaltung der Ordnung in Preßſachen“ — umfaßt 
neben preßpolizeilichen, jomie preßgewerblichen Anordnungen und ven 
Strafprohungen gegen das Zuwiderhandeln gegen biefelben auch in ven 
85 22, 24 und 25 die Preßdelikte dritter Ordnung, während bie von 
biefen übertretenen Normen theilweife im zweiten, theilweiſe im britten 
Abjchnitte des P.-©. zum Theile aber auch in der St.-P.-O. ent- 
halten find. Da nun $ 1 P.-©. die von den Behörben und ven Ver: 
tretungsförpern „in ihrem gefeglichen Wirkungskreiſe“ veröffentlichten 
Drudiriften von ven Beitunmungen- des zweiten Abfchnittes P.-©. 
befreit, fo gelangen wir zu folgendem, gewiß der Natur ber Sache nicht 
entiprechenven, Ergebniffe. Wenn durch ven Inhalt einer von einer 
Behörde u. |. w. veröffentlichten Druckſchrift eine ftrafbare Handlung, 
ein Preßdelikt erfter Ordnung begangen fein jollte, jo fann die Drud- 
ſchrift mit Beſchlag belegt, es kann die weitere ftrafrechtliche Ber- 
folgung eingeleitet und durchgeführt, ver Inhalt für ftrafbar erklärt 
und das Verbot der weiteren Verbreitung ausgefprochen, e8 
fonnte bis zur Novelle vom 15/10 1868 auch bie Einftellung ber 
periodifchen Drudjchrift verfügt werden. Aber alle dieſe Erkenntniſſe 
und Verfügungen find ebenfo viele Schläge ins Waſſer; wenn die Be- 
börbe, die Volksvertretung die mit Beichlag belegte Druckichrift weiter 
verbreitet, den verbotenen Inhalt veprodizirt und in taufenden von 
Eremplaren an den Straßeneden anjchlägt oder auf den öffentlichen 
Plätzen an den Pöbel vertheilt, wenn fie die eingeftellte Drucichrift 


4) Bgl. oben $20 ©.52 u. 53; 575 ©. 302. 
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fortfett, und das ergangene Erfenntniß durch dem Texte desjelben ein- 
geichaltete Bemerkungen lächerlich macht — wer fann e8 wehren? Sind 
boch die Strafprohungen in dem zweiten Abjchnitte des P.-G. ent- 
halten, der auf folche Drudjchriften in Folge eines kurzfichtigen Macht⸗ 
fpruches des Gefetsgebers wegen der „polizeilichen Natur“ feiner An- 
ordnungen nicht angewendet werden barf, und — sine lege nulla 
poena ! Daß derartige Fälle bisher fich nicht ereignet haben, beweijt 
nicht, daß fie nicht möglich find, beweift nicht, daß die Syſtematik nur 
für den Theoretiker da ift, und der Gefetsgeber Gefege geben barf, ohne 
ben Zufammenhang ver einzelnen Beſtimmungen überjehen zu Fönnen. 
Die Preßvelikte britter Ordnung find eben eine befondere Gruppe; und 
das bürfte durch das Geſagte bewiefen fein. 

Wir wenden ung num zu den einzelnen hieher gehörigen ftrafbaren 
Handlungen. 


884. Fortjegung. Zuwiderhandeln gegen die $$ 22 
und 25 B.-©. 


1) Die Uebertretung des $ 22 B.-©. Berbot der 
Gloſſirung. 

$ 22 beſtimmt: 4) „Alle in ven $$ 19 und 20 P.-©. bezeichneten 
Schriftftüde müffen unverändert und ohne Einſchaltung 
irgend einer Art abgedruckt werben.“ Die hieher gehörigen Schrift- 
ftüde find a) Berichtigungen, und zwar fowol amtliche als private! ; 
b) amtliche Erläffe?; c) Verfügungen und Erfenntniffe der Straf: 
gerichte, „welche in Folge einer wegen des Inhaltes einer periodis 
ſchen Drudichrift eingeleiteten Unterfuchung erfloffen find“; alfo die in 
8 20 Abi. 2 erwähnten, nicht aber diejenigen, von welchen $ 39 
P.:©.3 fpricht. 

2) „Beriodifche Druckſchriften, welche eine amtliche Berichtigung 
oter eines ber im $ 20 erwähnten Schriftftüde aufzunehmen ver- 
pflihtet find, bürfen in vemjelben Blatte over Hefte, in 
welchen der Abdruck erfolgt, weder Zufäge noch Bemerkungen 
über den Inhalt diefer Veröffentlichungen aufnehmen.” Nicht unter 


4) Oben sa ff. 
2; Oben SA. 
3} Oben $73. 
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dieſen Abfa fallen demnach: a) private Berichtigungen, bei welchen 
aljo — ten Text nicht unterbrechende — Bemerkungen und Zufäge ge- 
ftattet find; b) die in 39 P.-G. erwähnten Straferfenntniffe, lettere 
ſchon darum nicht, weil eine „Verpflichtung“ zu ihrer Veröffentlichung 
für den Verurteilten, nicht aber eine folche zu ihrer Aufnahme für bie 
Drudichrift beſteht. 

3) „Dem Abdrude von Verfügungen oder Erkenntniſſen der Straf- 
gerichte, deren Veröffentlichung durch die Prefje in Folge richterlichen 
Auftrages zu gefchehen hat, dürfen verlei Bemerkungen und Zufäte 
auch in folchen periodischen Drudjchriften nicht beigefügt werben, welche _ 
die Veröffentlichung unternommen haben, ohne hiezu verpflichtet 
zu fein!“ Da bier das Citat des $ 20 P.-G. fehlt, da ferner ein 
an die veröffentlihende Drudjchrift ergangener Auftrag nicht 
vorausgeſetzt wird, jo muß dieſer Abſatz auch auf die in $ 39 P.-G. 
erwähnten ftrafgerichtlichen Exrfenntniffe angewentet werben. Hier 
find alfo Veränverungen und Einfchaltungen gejtattet, Bemerkungen 
und Zuſätze verboten — ein Widerſpruch im Gejege, ber burch bie 
Interpretation nicht gelöft werden kann. 

Aus dem unmittelbar vorhergehenden $ 21 B.-©.? darf nicht ge- 
folgert werden, daß die Hebertretung des $ 22 nur an dem verant- 
wortlichen Redakteur geftraft werben kann; denn einerjeits jagt $ 22 
ganz allgemein: „vie Verlegung dieſer Vorfchriften iſt als Ueber- 
tretung mit einer Geldftrafe von 20 bis 200 fl. zu belegen“ und 
vie Beichränfung ver Haftung auf bejtimmte Perfonen darf nur dort 
angenommen werben, wo das Gejeg dieß ausdrücklich oder ſtillſchwei— 
gend anordnet; und anbrerfeits iſt die ausjchliegliche Berantwortlichkeit 
des Redakteurs in vem Falle des $ 21, nicht aber hier, aus der Natur 
ver Sache gerechtfertigt. Es haftet alfo jeder Schuldtragenpe 
und zwar nicht nur für dolus, ſondern auch für culpa. Die Boll- 
endung des Deliktes tritt ein mit der Ausgabe ver Drudichrift, bis 
zu biefem Augenblicde reicht das Stadium des ftrafbaren Verſuches. 


4) Bol. zu diefem Abfage Die E. v. 29/5 1876 G.-3. 14876 No. 53, die übri- 
gens bei dem Haren Wortlaute des $22 P.-G. als durchaus jelbftverftäindlich er 
ſcheint. 

2) Weigerung des Redakteurs, die in 5919 u. 20 P.-G. bezeichneten Schrift— 
ſtücke abzudrucken. 
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Damit ijt auch ter Anfangspunkt für die Berjährumg gegeben, 
welche, wie bei allen Preßdelilten vritter Ordnung, nad $ 27 P.-G. 
zu beurteilen ift. 

Es muß übrigens betont werben, daß die Uebertretungen des $ 22 
P.:©. nur zum Theile die charakteriftiichen Merkmale diefer Gruppe 
von Preßbelikten tragen, ihre gemeinjchaftlihe Behandlung daher nur 
aus Zweckmäßigkeitsgründen, und nach dem Sake a potiori denomi- 
natio, gerechtfertigt werden kann. Wir müffen vie einzelnen Fälle 
unterfcheiven. 4) Soweit es fich um gerichtliche Erfenntniffe und Ber- 
fügungen handelt, mögen biefelben num unter $ 39 oder $ 20 Abſ. 2 
P.⸗G. fallen, tritt der eigenthümliche Charakter der Preßdelikte dritter 
Dronung Far zu Tage. An die erfte Rechtsverlegung, welche zu dem 
jtrafgerichtlichen Erkenntniſſe führte, knüpft ſich — neben der etwa 
ausgefprochenen Strafe — ver an ven DVerurteilten oder die Drud- 
jchrift gerichtete Auftrag zur Veröffentlichung, und die neue Norm: 
bu mußt bei Strafe das Schriftftüd unverändert, ohne Einfchal- 
tungen u. ſ. w. abdrucken. Die Hebertretung diefer Norm ift daher 
nur möglich, wenn bereits durch den Inhalt einer Drudjchrift oder 
aus Anlaß der Herausgabe verjelben eine andere Rechtsver— 
leßung begangen war, das Delift des $ 22 P.-©. ift daher hier 
wirklich abhängig von der vorausgegangenen VBerübung eines anderen 
Preßveliktes, gehört mithin der dritten Ordnung wirklih an. 2) Das 
Gleiche gilt dann, wenn in Folge ver Weigerung des Nevakteurs, 
eine amtliche oder private Berichtigung aufzunehmen, das in 8 21 
P.⸗G. behandelte Verfahren eingetreten ift, und zu einer Verurteilung 
geführt hat; auch hier ruht das bei ver nun doch erfolgenden Ver- 
öffentlichung begangene Delift des $ 22 P.-©. in feinen Voraus— 
jegungen auf dem früheren Zuwiderhandeln gegen $ 21 P.-©. 3) Ganz 
anders liegt die Sache, wenn der Redakteur feiner Verpflichtung zum 
Abdrucke einer Berichtigung over eines amtlichen Erlaſſes ohne Weige- 
rung nachkommt, aber bei Gelegenheit der Veröffentlichung gegen $ 22 
P.⸗G. verſtößt; Hier ift Die Uebertretung des $ 22 in feiner Weife von 
dem Vorliegen einer früher begangenen ftrafbaren Handlung bevingt, 
und es fann daher in diefen Fällen von einem Preßdelikte dritter Ord— 
nung nicht gefprochen werben. 

Noch eine Bemerkung muß gemacht werben. Die Uebertretungen 
bes 8 22 P.-G. werten immer durch den Inhalt ver Drudjchrift 
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begangen: Veränderungen und Einfchaltungen, Bemerkungen und Zus 
jäge bilden ven ftrafbaren Thatbejtand. Dennoch unterliegt es feinem 
Zweifel, daß die Anoronungen unferer Gejeßgebung über „vie Durch 
den Inhalt von Drudjchriften begangenen ftrafbaren Handlungen“ 
auf dieſe Uebertretung Feine Anwendung finden, weil nach der konſe— 
quenten Terminologie unferes Preßrechtes unter dieſem Ausdrucke nur 
bie Preßdelikte erjter Ordnung zu verftehen find. Es jollte durch dieſe 
Bemerkung auch nur abermals tarauf hingewiefen werden, daß dieſe 
Terminologie eine unrichtige ift, daß ber Eintheilungsgrund nicht in 
der Art ver Begehung, jondern in ver Qualität der übertretenen Nor- 
men gefucht werben muß. 

Durch die Anwendbarkeit des $22P.-G. wird übrigens die Verant- 
wortlichkeit für den Inhalt der Einjchaltungen, Bemerkungen und Zu: 
fäge in feiner Weiſe berührt, ftellt fich dieſer ebenfalls als jtrafbar var, 
liegt in ihm eine Beleidigung von Privatperjonen, eine Verhöhnung 
der Gerichte u. ſ. w., fo konkurriren iveell mit einander dieſes Preßdelikt 
erſter Ordnung und die Uebertretung des $ 22 P.-©. 

2) Das Bergehen des $ 25 P.-G. 

„In allen Fällen, in denen bie Herausgabe einer periodischen Drud- 
ſchrift durch die Sicherheitsbehörde ($$ 14, 16, A9) oder durch 
richterliches Erkenntniß ($$ 44 und 38) eingeftellt wurde!, begründet 
die unbefugte Fortfegung der Herausgabe ein Vergehen, welches an 
dem Schuldtragenten mit einer Geldſtrafe vor 50 bis 500 fl. 
zu ahnden ift.“ | 

Auch Hier ift die Verantwortlichkeit nicht auf gewiſſe Perjonen, 
ingbejonvere etwa auf den Herausgeber beſchränkt, ſondern jeder 
„Schuldtragende“ kann zur Rechenjchaft gezogen werden. Fahrläſ—⸗ 
ſigkeit genügt; doch muß auch hier wie überall wenigftens dieſe 
Form der Schuld vorliegen, da e8 ohne Verſchulden fein Delift giebt. 
Schuldloſe Unfenntniß der erfolgten Einftellung würbe demnach bie 
Beitrafung ausfchließen. Die Vollendung tritt ein mit der Aus- 
gabe ver erften neuen Nummer; aber mit jedem Blatte over Hefte, das 
weiter erjcheint, wird das bereits vollendete Delift aufs Neue vollftän- 
Dig reprobuzirt, der ftrafbare Thatbeſtand abermals verwirklicht: es 


4) Ueber bie Fälle, in welchen die Einftellung ausgeſprochen werben fann, 
vgl. oben $77. Ueber das Eitat des $38 oben ©. 314 Anm. 2. 
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liegt alfo ein fortvauerndes Delift wor, und erjt mit dem Aufhören 
biejes rechtswidrigen Zuftandes kann die Berjährung beginnen. 
Verſuch iſt auch hier möglich und ftrafbar. 

Der Praxis bereitet die Handhabung der Beftimmungen bes $ 25 
P.⸗G. zum Theile große Schwierigkeiten; insbefondere dann, wenn 
unter veränbertem Titel eine im gleichen Geiſte wirkende, von den— 
jelben Perſonen geleitete, an dasſelbe Publikum fich wendende Drud- 
ſchrift erfcheint, und die Identität verfelben mit ber eingejtellten in 
Frage fteht. Daß troß des geänderten Titels die angeblich neue Drud- 
jchrift fich nur als eine Fortfegung der alten charakterifiven Tann, 
unterliegt feinem Zweifel!; ob es ver Fall ift, kann nur im einzelnen 
Valle unter Berücdfichtigung aller Umftände entjchieven werden. So 
jtrenge auch gegen jede Umgehung des Gejetes aufgetreten werben 
muß, jo darf doch nicht überjehen werben, daß, wie in bem Namen 
einer Perſon, jo in vem Titel einer periodiſchen Drudichrift ihre Indi- 
vidualität am fchärfiten zum Ausdruck fommt, daß der gewohnte Titel 
eine große Zugkraft ausübt, und mithin einen bedeutenden Vermögens 
werth repräjentirt, daß daher jede Einjtellung, auch dann, wenn bas 
Dlatt unter verändertem Titel weiter erfcheint, eine, wenn auch viel- 
leicht nur vorübergehende Herabminberung ver Abonnenten » wie In— 
jerentenzahl nach fich zieht, und fchon darum als Strafübel empfunden 
wird. Im jevem Falle aber obliegt dem Ankläger der Schulpbeweis 
überhaupt, ver Nachweis der Ipentität im Beſonderen; bleibt Tettere 
zweifelhaft, jo muß freigefprochen werben, nicht nach dem viel miß- 
brauchten ? Sake in dubio pro reo, fonvern eben weil der Ankläger 
jachfällig geworten ift. Nur zu häufig wird biefer Grundſatz, der doch 
zu den elementarjten des Strafrechts und Strafprozefrechts gehört, 
von unferer, noch immer unter dem Einfluffe Lienbacher’scher An— 
ihauungen 3 ftehenden, Praxis überjehen, während doch jelbjt ver 


1) VBgl. auch Shwarze S. 48. „Die Wahl eines anderen Titels, eines an 
beren Formates, einer anderen Erjcheinungszeit, eines anderen Rebakteurs und 
ühnliche Nenderungen begründen noch nicht Die Annahme, daß die neue Zeitung 
eine andere jei und daher von dem Verbote nicht betroffen werde.“ 

2) Auch von lienbader II S. 66. 

3) Vgl. Lienbader I S.55f.: „Die Wahl eines anderen Titels, Die 
Aenderung der Zeitabjchnitte des Erſcheinens, ein Wechſel in der Perjon des Redak— 
teure, Druders oder Verlegers, ja felbft eine theilweije Verſchiedenheit des Pro— 
gramms find nah $ 10 P.-G. nur „Veränderungen“ derſelben periodiſchen 
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D..6.:9. in ber E. v. 28/6 1864 (G.⸗H. 1864 No. 58) mit voller 
Entſchiedenheit e8 ausgefprochen hat, daß bie Behauptung: „bie neue 
Drudichrift wirfe im Geifte der eingeftellten“ durchaus ungenügend 
jet, vielmehr der Ankläger ven ftriften Nachweis der Ipentität zu er- 
bringen babe. 

Da die Einftellung nur dann verfügt werben kann, wenn bie Nicht: 
beachtung gewifjer preßrechtlicher Normen fonftatirt wurde, das Delikt 
des $ 25 P.-©. mithin in feiner Eriftenz bedingt ift Durch das Vorliegen 
eines früher begangenen anderen Preßdeliktes, muß die Einreihung 
tesjelben in vie hier beiprochene vritte Gruppe als gerechtfertigt er- 
icheinen. 


882. Fortfegung. Das Vergehen des $ 24 P.-G. 


3) Verbreitung oder Reproduktion einer verbote- 
nen oder mit Beschlag belegten Druckſchrift. 


$ 24 P.-©. beftimmt: „Wer eine Drudichrift ungeachtet des durch 
richterliches Erkenntniß ausgeiprochenen, gehörig Fundgemachten Ber: 
botes!, oder wer wilfentlich eine mit Bejchlag belegte? Drudichrift 


Drudirift, und begründen noch nicht eine andere alfo neue Zeitichrift. Man 
ändere an einem Node die Aufſchläge, die Knöpfe, das Unterfutter u. ſ. w., ja man 
mache ihn enger oder weiter, fürzer oder länger, oder befjere ihn mit neuen Stoffen 
aus: es bleibt boch immer berfelbe Rod, er wird nur verändert, aber fein anderer, 
jelbft wenn fein Eigenthümer, die Perjon, die ihn trägt, eine andere iſt. . . Die be— 
ihämendfte Unverftändigfeit oder Bequemlichkeit der Praris wäre offenbar diejenige, 
welde ohne tieferes Eingehen bie im $40 P.-G. aufgeführten Veränderungen, wo es 
fih um bie Beftrafung der Fortſetzung einer eingeftellten Zeitſchrift handelt, als folche 
betrachten wollte, welche eine ganz neue, eine andere Zeitfchrift begründen, während 
fie doch nach 540 P.-©. nur als Veränderungen berfelben Zeitfchrift betrachtet wer⸗ 
den und daher ihre Anzeige nicht Schon acht Tage vor, fonbern fpäteftens drei Tage 
nad ihrem Eintritte verlangt wird.” — Dieje Bemerkungen find fchlagende Bei- 
jpiele jenes Geiftes, der die von Lienbacher beeinflußte Praris beherrſchte. Das 
Sopbisma, auf welchem bie Argumentation berubt, ift eines der von Alters ber am 
meiften gebrauchten (der „Rablfopf“ der Griechen): es beruht auf dem Iguoriren 
des Grundſatzes, Daß eine gefteigerte quantitative Differenzirung allmälig zur 
qualitativen wird (wer 4, 2, 3, 4 u. f. w. Haare bat, ift ein Kahlkopf, folglich auch 
derjenige, der den Üppigften Haarwuchs befigt); nah Lieu bacher müßte, wenn 
im Laufe der Jahre aus einem politiihen Tagesblatte allmälig eine ſtreng-fach— 
wiſſenſchaftliche VBierteljahrsichrift wird, die Identität beider Drudichriften behaup- 
tet werben. 
4) gl. oben $74. 
2) Bgl. oben $48. 
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weiter verbreitet oder durch den Drud veröffentlicht, macht fich eines 
Bergehens jchuldig, und ift mit einer Geldſtrafe von 50 bis 
500 fl., bei wiederholter Verurteilung aber überdieß mit Arreſt 
von einer Woche bis zu einem Monate zu bejtrafen.“ 

Bier verjchiedene Delikte find in dieſer Bejtimmung zufammen- 
gefaßt: a) die Verbreitung, b) tie Reproduktion einer verbotenen ; 
e) die Verbreitung, d) die Reproduktion einer mit Bejchlag belegten 
Drudichrift. Alle vier Fälle tragen den ausgeprägten Charakter der 
Preßdelikte dritter Ordnung, erjcheinen als die Uebertretung von Nor: 
men, bie erſt dann exriftent werden, wenn andere Normen bereits über: 
treten worben find. 

Zunächft muß nun das Verhältnig des $ 24 P.-©. zu der Haftung 
des BVerbreiters für VBernahläffigung pflichtgemäßer Aufmerkſamkeit 
Horgeftellt werben !; eine nicht leichte, aber par m dankbare Aufgabe, 
weil fie uns lehrt, wie Geſetze nicht gemacht werben follen. 

Der Berbreiter einer Drudichrift haftet nach Art. II Ziffer & der 
Novelle vom 15/40 4868 für ven ftrafbaren Inhalt derjelben, „wenn 
von ihm eine Drudichrift ungeachtet des burch richterliches Erkenntniß 
ausgejprochenen, gehörig Fundgemachten VBerbotes, oder wenn wifjent- 
(ich eine mit Bejchlag belegte Druckjchrift weiter verbreitet wurde.“ 

Der Bergleich mit 824 P.-G. ergiebt jofort, daß die oben unter b 
und d angeführten Fälle ver Veröffentlichung des Inhaltes durch den 
Drud in Art. II fehlen, aus dem nahe liegenden Grunde, weil der 
Reproduzent eben nicht Berbreiter ift. In den beiden anderen Fällen 
ftimmt die Wortfaffung beider Beftimmungen überein ; und wir haben 
ihr Verhältniß in derſelben Weiſe aufzufaffen, wie wir dieß bezüglich 
ber Haftung bes Druders? und ber übrigen Fälle- der Haftung des 
Berbreiters 3 bereits gethan haben. Wird die Strafbarkeit des Inhaltes 
fonftatirt, fo ift iveelle Konkurrenz ber fahrläffigen Begehung 
bes burch den Inhalt der Drudichrift begründeten Delikte und bes 
Bergehens nach $ 24 P.-G. anzunehmen; die Rechtfertigung für dieſe 
Entſcheidung liegt in der burchaus verſchiedenen Natur der beiderjeits 
übertretenen Normen. Die Strafe richtet fich nach dem ftrenger be- 


4) Die Unterfuhung mußte in 564 ausgeſetzt werben. Bol. oben ©. 249. 
2) Vgl. oben 563 ©.247f. 
3) Bgl. oben $64 ©. 249. 
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itraften Delikte, alſo nach $ 24 B.-©., und e8 treten alle Folgen ber 
Berurteilung wegen eines Vergehens ein. 

Für diefe Anficht ſpricht auch die Entjtehungsgefchichte der frag- 
lichen Bejtimmungen. Schon $ 31 des P.-G. von 1862 hatte bie 
gleiche Anordnung enthalten, ver wir jetst in Art. III der Novelle von 
1868 begegnen. Nun finden wir aber in ver Negierungsvorlage des 
P.-®. von 1862 in dem, unferem $ 24 entiprechenben, $ 18 folgen- 
ven Zufag!: „Begründet ver Inhalt einer folchen Druckſchrift den 
Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung, fo ift ber VBerbreiter noch über: 
dieß nach dem hritten Abfchnitte des gegenwärtigen P.-G. dafür ver- 
antwortlich.” Das Abgeorbnetenhaus befeitigte biefen Abſatz als 
jelbftverftändlih. Demnach entjpricht die Annahme einer Kon- 
furvenz gewiß der Abficht der geſetzgebenden Faktoren. Auch ber 
D.:6.:H. hat in ver E. vom 27/4 1869 (©.-3. 1869 No. 50) er- 
klärt, daß 8 24 B.-©. neben Art. lin Kraft geblieben fei. 

Iſt aber diefe Auffaffung richtig, dann kann es ſelbſtverſtändlich 
nicht von dem Belieben des Anklägers abhängen, ob 
die Verurteilung nach der einen oder nach der anderen Beſtimmung 
einzutreten hat; ſondern, da nicht die rechtliche Qualifikation, ſondern 
nur die That ſelbſt in judicium deduzirt wird, kann die ideelle Kon— 
furrenz ohne jede Rückſicht auf die Richtung der Anklage von dem Ge— 
richte angenommen werden. Dennod) fteht die dfterr. Praris auf dem 
entgegengefegten Standpunkte, und überläßt e8 dev Wilffür des Staats— 
anmwaltes, zwifchen dem $ 24 P.-G. und dem Art. III der Novelle zu 
wählen. So hat diefen Grundfat auch die oben erwähnte E. v. 27/4 
1869 ausdrücklich anerkannt; fo fagt, dem Staatsanwalte die Rolle 
bes advocatus diaboli vinbizivend, Lienbacher?: „Es tft nun zwar 
feine glückliche Geſetzesfaſſung, daß biefelbe ftrafbare Handlung unter 
verſchiedenen Gefichtspunften mit Strafen verfchievener Art und Größe 
belegt iſt . . . . allein praftifch gewährt das dem Staatsanwalte eine 
Freiheit der Anklage, die ihm geftattet, eine oft wünfchenswerthe 
Schonung ? walten zu laffen, dem verlegten Geſetze aber dennoch die 


1) Bgl. darüber Lienbacher IS. 141 ff. 

2) II©.54. 

3) Bon diefer bier und in anderen Fällen gelbten „Schonung“ weiß unfere 
Preſſe zu erzählen. 
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nöthige Genugthuung zu verichaffen und ven Prozeß zu vereinfachen. 
Begründet der Inhalt einer verbotenen Drudichrift ein Vergehen, fo 
vettet vie Anklage nach ven $$ 31 und 33 P.-©. ven Angeklagten von 
bem Verluſte der politifchen Rechte... . während die Anklage nach 
$ 24 B.-©. dieſen Verluft herbeiführt“ 1. 

Auf einen bereits angedeuteten Umftand ſei nochmals aufmerkfam 
gemacht. Die Haftung wegen VBernachläffigung pflichtmäßiger Sorg- 
falt tritt nämlich nur dann ein, wenn der Inhalt der Drudichrift 
ftrafbar, und zwar als Berbrehen oder Bergehen ftrafbar iſt; 
fie entfällt, und es ift baher nur eventuelle Verurteilung nach $ 24 
P.⸗G. zuläffig, wenn die Beichlagnahme nicht wegen des Inhaltes 
ber Druckſchrift, ſondern wegen eines formellen Gebrechens, oder wenn 
Beſchlagnahme oder Verbot nur wegen einer durch den Inhalt begrün- 
beten Lebertretung verfügt wurde. Ferner muß nach Art. III der jtraf- 
bare Inhalt ver Drudjchrift purch das erfennende Gericht konſta— 
tirt werden, welches bei viefer Beurteilung an bie Anficht jener Be- 
hörde, welche Verbot oder Beichlagnahme ausgeiprochen hat, in feiner 
Weiſe gebunden iſt; auch diefer Umftand kann die Haftung wegen Fahr: 
läffigfeit befeitigen. 

$ 24 P.⸗G. erjcheint demnach in mehrfacher Beziehung als die 
weiter gefaßte Beftimmung. Nämlich 4) durch die Aufnahme ver Re— 
probuftion; 2) weil Art. III die Begehung eines Verbrechens 
oder VBergehens durch ven Inhalt ver Drudichrift vorausjekt ; 
3) weil nach Art. II der Richter über das Vorliegen dieſes Verbrechens 
oder Vergehens ſelbſtſtändig zu urteilen hat, während bas über das 

Delikt des $ 24 B.-©. erfennende Gericht in eine Prüfung ver Be- 
rechtigung bes Verbotes over der Beichlagnahme nicht eingehen darf. 

Das gegenjeitige Verhältniß beider Bejtimmungen kann nach dem 
Geſagten gewiß als ein weber klares noch in der Natur der Suche be- 
gründetes angefehen werten. Die Faſſung des Art. III ift aber auch 
noch aus einem weiteren Grunde verfehlt. Die Verbreitung einer 
Drudichrift hat nämlich, wie bereits wiederholt betont wurde, einen 
durchaus verfchievenen Charakter, je nachdem fie vor oder nach ber 
Vollendung des durch ihren Inhalt begründeten Deliktes ftattfinvet, 


4) Weil das Delikt im erften Falle nur ald Uebertretung, im zweiten aber 
als Bergehen erjcheint. 
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und kann insbejondere im zweiten Falle gewiß nicht als Betheiligung 
an tiefem Delikte betrachtet werden. Ohne dieſen Unterjchien zu be: 
achten, behandelt Art. III den Verbreiter ausnahmslos als (fahrläffigen) 
Thäter in Bezug auf das in Frage ſtehende Delikt, während doch, 
insbejonbere wenn das Verbot in einem Enterkenntniffe ausgejprochen 
war, fein Zweifel varüber obwalten kann, daß in Bezug auf das in 
dieſem beurteilte Delift eine Thäterjchaft nicht mehr denkbar ift. Alle 
Begriffe werben auf ven Kopf geftellt, und nur mit größter Mühe ge- 
lingt e8 der Doftrin, die verſchwommenen Gedanken des Geſetzgebers 
in's Klare zu fegen. 

"Kehren wir zu $ 24 B.-©. zurüd. Das Weſen des hier behandel- 
ten Deliktes befteht in der Nichtachtung des ausgejprochenen Verbotes, 
der verfügten Bejchlagnahme. Dabei entjteht num die praftiich hoch— 
wichtige Frage, ob Verbreitung und Reproduktion nur dann ftrafbar 
find, wenn das Verbot rechtskräftig geworben ift, bie Beichlag- 
nahme gerichtliche Beftätigung gefunden bat, ober ob jofort 
mit vem Ausſpruche des BVerbotes in erjter Inftanz, mit ber 
vonder Siherheitsbehörde unmittelbar over auf Veranlaſſung 
des Staatsanwaltes vorgenommenen Beichlagnahme vie neue 
Norm entjteht, jo daß jelbft die nachträglich erfolgende Kaffirung bes 
erftrichterlihen Erkenntniſſes, die nachträgliche Erlöfhung over Auf: 
bebung ver Beichlagnahme an ver Strafbarfeit ver in ver Zwiſchenzeit 
vorgenommenen Verbreitung oder Reproduktion nichts mehr ändern 
fann. Die Wortfaffung des Gefeges, wie der Zwed ber Beftimmung 
iprechen gegen die erfte, für die zweite Anficht, und zwar ohne 
Unterjchied, ob Verbot over Beichlagnahme in Frage jteht!. 

Das Vergehen des $ 24 P.-©. erjcheint als ein durchaus ſelbſt— 
ftändiges Delikt, das in feiner inneren Beziehung zu vem Inhalte 
ber verbreiteten oder reproduzirten Drudichrift zu ftehen braucht. Iſt 
die neue Norm, beren Entjtehung allerdings an die Begehung eines 
Preßdeliktes erjter oder zweiter Ordnung gebunden ift, einmal in's 
Leben getreten, dann führt fie eine durchaus felbftitändige Eriftenz. 


4) Die Anfichten der Schriftfteller gehen bier weit auseinander. Man vgl. 
Thilo, R.:P.-6. ©. 113, Kayſer ©. 6141 gegen Thilo, preuß. P.G. ©. 125, 
Bart 8.97. Lienbacher II S.53 ftimmt bezüglich der Beichlagnahme, nicht 
aber bezüglich des Verbotes mit ber im Texte vertretenen Auffaffung überein. 
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Daraus ergiebt fich aber auch, daß neben dem Delikte des 24 P.-G. 
bie Verantwortlichkeit für den Inhalt ver Drudjchrift beftehen bleibt, 
daß eventuell, eben weil die übertretenen Normen in feinem inneren 
Zuſammenhange ftehen, in iveeller Konfurrenz mit dem Ber: 
gehen tes $ 24 P.⸗G. Thäterfchaft, Theilnahme, Begünftigung in 
Bezug auf das durch ven Inhalt ver Druckſchrift begründete Delikt, ja 
jelbjt vie Begehung einer neuen jtrafbaren Handlung durch diefen In- 
halt angenommen werben fan !. Gegenüber ver vielfach irrigen Praxis 
unjerer Gerichte? fer auch hier betont, daß die Definitionen ver dem 
allgemeinen Strafrechte angehörenden Begriffe: Mitthäterfchaft, Theil: 
nahme, Verfuch u. ſ. w. auch im Preßrechte nicht außer Acht gelaſſen 
werben bürfen. 

ur bei ver Verbreitung oder Reproduktion einer mit Beſchlag be— 
legten Drudjchrift hat das Gejek das Merkmal ver Wiſſentlichkeit 
in die Deliktspefinition aufgenommen, während dem Verbote gegen- 
über es als genügend bezeichnet wird, wenn basjelbe, obwol „vurch 
richterliches Erfenntniß ausgejprochen und gehörig kundgemacht“, über- 
treten wurde. Daraus ergiebt fich, daß im erften Falle doloſe Be- 
gehung exforverlich, die Beftrafung aljo ausgejchloffen ift, wenn ber 
Berbreiter oder Reproduzent;von der Verfügung ver Bejchlagnahme, 
wenn auch durch eigenes Verſchulden, feine Kenntniß hatte, während 
andrerjeits die Verurteilung einzutreten hat, mag num die Kenntniß 
durch öffentliche Belanntmachung oder durch indiviruelle Verftändigung 
oder durch zufällige Umſtände vermittelt worden jein®. Der Nachweis 
ver Kenntniß iſt auch hier jelbjtverjtändlich von dem Ankläger zu er- 
bringen. Dagegen hat man bezüglich des Berbotes aus ver Wort- 


1) Man vgl. Lienbaher1&.142, Barth ©.77, Kayjer S. 649, beren 
Anfihten jedoch nur theilweile als richtig bezeichnet werben können. 

2) Unrichtig ift e8, wenn in ber E. v. 3/44 1868 G.-H. 1868 No. 99) bie 
Drudlegung einer verbotenen Druckſchrift als das vollendete Delitt des $24 P.G. 
erffärt wurde; wenn bie €. v. 17/12 4872 (®.-9. 4873 No. 47) einen Gaſthaus— 
befiger deßhalb nah $24 B.-©. beftrafte, weil er das Auflegen einer in Beichlag 
genommenen Drudigrift feinen Leuten nicht unterfagt hatte; wenn die E. v. 44/4 
1873 (3.-B. 1873 No. 5) in dem Auftrage einzelne Eremplare der Drudichrift zu 
verheimlichen, eine Verbreitung derſelben erblidte u. j. w. Man vgl. aud bie 
durchaus verfehlte E. v. 11/6 1873 (G.-H. 4873 No. 61). 

3) Vgl. Rönne S.255, Hartmann ©.239, Schwarze 9.150, Ber- 
ner S. 318. 
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fafjung ver gefeglichen Bejtimmung bie Folgerung ableiten zu fünnen 
geglaubt, daß die Berufung auf die Unkenntniß des gehörig kundge— 
machten Berbotes in feinem Falle als Entjchuldigungsgrund gelten 
fünne!. Allein diefe Anficht verjtößt gegen ven im Verlaufe ver Dar- 
jtellung wiederholt betonten Grundſatz, daß die Annahme eines Deliktes 
ohne Verfchulden einen inneren Widerſpruch enthält, und daß vie 
eigentlichen Preßdelikte in dieſer Beziehung nicht anders beurteilt werben 
dürfen als alle übrigen ftrafbaren Handlungen. Nur das eine dürfen 
wir aus dem Wortlaute ves Gejeges ableiten, daß hier doloſe Begehung 
nicht erforderlich iſt, ſondern einfache Fahrläffigkeit genügt. Die Be- 
rufung auf Unkenntniß des Verbote muß daher zugelajfen werben, 
wenn nicht dieſe Unkenntniß jelbft auf einem Verſchulden des An- 
geklagten beruht. War Verbot over Beichlagnahme in dem Augen 
blicke, in welchen die Berbreitung oder Reproduktion jtattgefunden hat, 
bereitö wieder aufgehoben, ohne daß ber Thäter biefen Umſtand kannte, 
jo liegt überhaupt feine jtrafbare Hanblung, fonvern ein Putativ- 
delikt vor ?. 

Da das Vergehen des $ 24 P.-©. ein ſelbſtſtändiges Delikt, vie 
Uebertretung einer befonveren Verbreitung und Reproduktion ver- 
bietenden Norm ift, jo erjcheint e8 für die Frage nach dem Vorliegen 
diefes Deliktes als gleichgiltig, welchen Standpunkt der Verbreiter over 
Repropuzent vem Inhalte der Drudichrift gegenüber einnimmt, ob 
er das durch dieſen Inhalt begrünvete Delift zu fördern beabfichtigt, 
oder hemmend vemfelben entgegentreten will. Auch dann, wenn vie 
Reproduktion zu dem legteren Zwecke erfolgt, ver Inhalt der Drud- 
Schrift veröffentlicht wird, um ihn zu befümpfen, zu widerlegen, feinen 
Einfluß zu paralyfiren: muß — wenn die übrigen Borausfegungen 
gegeben find — das Vergehen tes $ 24 P.G., das eben feine weitere, 
über jeinen Thatbeſtand hinausgehende Abficht erfordert, al8 vorliegend 
angenommen werben. Allerdings hatte ver Juftiz-Min.-Erlaf vom 
12/8 1859 3. 12985 verfügt, daß Beiprechungen verbotener Drud- 


4) Bgl. Berner ©. 249, Kayfer ©. 610 gegen Thilo 8.49, beren aller: 
dings nur mit Bezug auf das beutihe R.-P.:©. ausgeſprochene Anfichten auch für 
das öfterr. Recht von Bedeutung find. 

2) Bol. O.T. 30/11 4853 G.⸗A. II S.109), Shward ©. 111, Hart: 
mann S. 240, Shwarze 8.149, Kayjer 2.611. 

Liszt, Das öfterreihifche Preßrecht. 22 
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ſchriften nicht unbevingt unterfagt ſeien, aber nicht zu Empfehlungen 
von verlei Drudichriften, zur Vereitlung tes Berbotes durch Bekannt: 
machung des Inhaltes ohne Widerlegung oder Befämpfung 
desjelben, over zur Verbreitung bebenkliher Grundſätze mißbraucht 
werden dürften. Und im Einklange mit diefer Beſtimmung jagt 
Lienbacher!: „Eine Kritif, weiche die Unwahrheit oder Nichtswür- 
digkeit des ftrafbaren Inhaltes darlegt, ift eine Vernichtung der dem 
öffentlichen Wohle oder der Rechtsordnung ſchädlichen Wirkung des— 
jelben. Eine folche Kritik ift nicht eine Verlegung oder Geführbung, 
jonvern eine Vertheidigung und Wahrung des öffentlichen Intereffes, 
die daher nicht gleich ihrem Gegentheile ftrafbar jein kaun. Daß bie 
Kritif auch das, was fie befämpft, barlegt, ijt oft das nothwendige 
Mittel zu ihrem Zwecke.“ Allein jene Verordnung vom Jahre 1859 
wurde aufgehoben vurch & 4 des Prefgejeges?; und Lienbacher's 
Ausführungen überjehen, daß $ 24 ein einfaches Ungehorfamsverbot 
enthält, und eine Rechtsgefährdung oder Rechtöverlegung im Fonfre- 
ten Falle vurchaus nicht vorausſetzt; vie jcheinbare Milde jeiner An- 
ficht wird aber reichlich aufgewogen durch die Willfür, der fie Thür 
und Thor öffnet. Die richtige Auffaffung des $ 24 B.-©. finvet fich 
in der Kaffationsentjcheivung vom 28/9 4877 (©.-3. 1877 No. 90). 

Wortgetreue Wiedergabe ves ftrafbaren Inhaltes ift nicht erforder. 
ih; auch Auszüge, Bearbeitungen, Ueberjegungen, Dramatifirung 
eines Romans u. ſ. w. können als Reproduktionen erfcheinen, ob 
dieß der Fall, ift quaestio facti?, 

Schon oben in $$ 48 und 74% wurde betont, daß ſowol bas Ver- 
bot der weiteren Verbreitung als auch vie Beichlagnahme fih nur auf 
ven jtrafbaren Inhalt, nur auf die ftrafbaren ſphſiſchen) Theile 
ber Drudichrift erjtreden, und daß daher ven Behörden die, im Gejetze 
nicht ausprüdlich ausgejprochene aber aus der Natur der Sache ſich 
von felbft ergebente, Berpflichtung obliegt, ven Umfang ver Drud- 
jchrift, welcher von der einen oder ver anderen Mafregel getroffen 


4) 19.445. Derjelben Anfiht Frühwald, Fortbildung ©. 105. 

3) Lienbacher IS. 232. 

3) Vgl. den Erlaf des Poligeimin. v. 26/40 4863 (bei Prucha, Polizei: 
praxis ©. 494, Meyerbofer, Handbuch für den politifchen Berwaltungsdienft 
(8. Aufl. 1876) I1 ©. 885, lienbader I ©. 245. 

4) SS. 172f. u. 286f. 
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wird, genau zu bezeichnen. Iſt dieß ber Fall gewefen, dann fteht vem 
Wiederabdrucke der nicht betroffenen Stellen, ver Verbreitung der frei- 
gebliebenen trennbaren Beftanbtheile (Beilagen, Abbildungen, Tabel: 
len u. f. w.) der Drudjchrift nichts im Wege!. Umgekehrt genügt 
dann aber, um bie Beftrafung herbeizuführen, die Reproduktion ein- 
zelner ver beanftandeten Stellen, der Verbreitung einzelner ter 
betroffenen Theile ver Drudichrift, und es ift nicht erforderlich, daß 
die ganze Druckſchrift verbreitet oder reprobuzirt wurde?. Ganz 
anders fteht die Sache dann, wenn jene Umgrenzung des Verbotes oder 
der Beichlagnahme nicht ftattgefunden hat; dann umfaßt jede ver 
beiden Maßregeln die ganze Drudjchrift; die ſe darf nicht verbreitet, 
nicht veproduzirt werden, während ver Wiederabdruck einzelner 
Stellen, die Verbreitung einzelner Theile nicht als unterfagt er- 
ſcheint 3. 

Zum Schluffe ſei noch bemerkt, daß die Begriffe „Verbreitung“ und 
„Reproduktion“ in dem bereits wiederholt befprochenen für ven ganzen 
Umfang des Preßrechtes geltenden, Sinne zu nehmen find; ſowie 
ferner, daß die von Verbot wie Beichlagnahme betroffenen Drud- 
jchriften nach der Min.-Verordnung vom 26/k 1853 R.-©.-B. 
No. 73 von der Ausbietung und Veräußerung bei öffentlichen Ver— 
fteigerungen ausgefchloffen finv. 





4) Lienbacher 1S. 443; vgl. auch Kayſer ©. 614, 

2) Anerkannt in den C. v. 9/3 u. 28/9 1877 (©.:3. 1877 No. 32 u. 90). 

3) Bon ber Öfterr. Praris regelmäßig überfehen, wurde dieſer Grundſatz in 
der E. des D.-T. v. 2/44 4876 G.⸗A. XXIV ©.633) mit aller Beftimmtbeit 
ausgeiprochen. 
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883. Verhältniß des Prefprozeßrechtes zum all- 
gemeinen Strafprozeßredte. 

Die Stellung des Preßprozeßrechtes zum allgemeinen Strafprozeß- 
rechte hat durch die Einführung der St.-P.-D. vom 23/5 1873 gegen 
über der früheren Gejeßgebung eine tief einjchneidenve, kaum hoch 
genug anzufchlagende, Umgejftaltung erfahren. An Stelle ver aus— 
ihlieglih für pas Verfahren in Preßſachen geltenden 
Gejete vom 17/12 1862 R.-©.:B. No. 7 mit 22 $$, vom 9/3 1869 
No. 32 und No. 33 R.-©.-B., von welchen leßteren das eine 69, 
das andere 46 88 umfaßte, finden wir in vem 27. Hauptſtücke ver 
&t.-B.-D. von 1873 („von dem Strafverfahren in Preßſachen“ eine 
verſchwindend Heine, in 42 85 zufammengefaßte, Anzahl von gejeß- 
lichen, den Preßprozeß regelnden, Sonderbeftimmungen. Mögen auch 
diefe zwölf Paragraphe beinahe wörtlich aus ver älteren Preß— 
geſetzgebung herübergenommen fein, jo zeigt uns doch jchon das ange- 
gebene Zahlenverhältnig, der ganz oberflächliche Blid auf den äußeren 
Umfang der preßprozeßrechtlichen Bejtimmungen, daß ein Bruch mit 
dem früheren Syſteme ftattgefunvden hat. Der an die Spike des 
27. Hauptjtüdes geftellte $ 483 ©t.-P.-D.! formulirt die prinzipiell 
veränderte Stellung des Preßprozeßrechtes in dem Syſteme ver 
St.⸗“P.O. von 1873 mit den Worten: „Für das Verfahren in 
Preßſachen gelten alle Borjhriften diefer Straf=- 


4) Er entſpricht dem 5499 der St.-B.-D. v. 1850. 
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prozeßordnung, foweit nicht in ven folgenten Paragraphen etwas 
abweichendes beftimmt iſt.“ 

Nach ver Gejetgebung ver Fahre 1862 und 1869 führte ver Pref- 
prozeß eine Sondereriftenz, nahm er eine durchaus erzeptio- 
nelle Stellung ein gegenüber dem allgemeinen Strafprozeſſe. Die 
Grundfäte des Anklageprozeffes, der Deffentlichkeit und Münplichkeit 
des Verfahrens mit — wenigjtens relativer — Konfequenz burchfüh- 
rend, war er jchon feit dem Jahre 4862 in ſcharfen Gegenjag 
getreten zu dem allgemeinen Strafprozeß, wie ihn bie 
St.:PB.-D. von 1853 gejchaffen hatte, der, ein eigenthümliches Kom— 
promiß alter und neuer Anfchauungen, von dem Anflageprozejje außer 
vem Namen auch eine ihrer wejentlihen Funktionen beraubte, zur 
Marionette herabgefunfene Staatsanwaltfchaft beibehielt, Deffentlich- 
feit und Münblichfeit nur in hochgradiger Verbünnung kannte, dafür 
aber vie gejetzliche Beweistheorie, die absolutio ab instantia und andere 
Grundſätze des alten Inquifitionsprozeffes forgfältig fonfervirt Hatte. 
Dazu kam im Jahre 1869 ver neue verhängnißvolle Fehler, das 
Schwurgericht ausſchließlich für Preßdelikte, alfo gerade für jene Fälle 
einzuführen, bei welchen vie Gefahr eines Mißbrauches der ungewohn- 
ten Macht durch die nicht in der ftrengen Schule der Beurteilung ger 
meiner Delikte erzogenen Gejchworenen am nächjten liegt. 

Dieſe ijolirte Stellung, welche der Preßprozeß einnahm, hatte alle 
jene bereit8 bejprochenen Uebelftände im Gefolge, von welchen völlig frei 
zu machen unferer Praxis bis auf den heutigen Tag nicht gelungen iſt; 
fie hatte ihm zu einer, ver Lebenskraft entbehrenden Schöpfung doktri— 
närer Kurzfichtigfeit gemacht, zu einem Gebilve, das, mit den Wurzeln 
vergeblich die breite, fichere Bafts allgemeiner Rechtsgrundfäge ſuchend, 
von der Stunde der Geburt an zum Siechthume verurteilt war; das 
nur als Uebergangsitufe, als Humusjchichte für Fünftige Geftaltungen 
wirflihen, und zwar allertings bedeutenden, Werth beanjpruchen 
fonnte. 

Mit diefem Shfteme hat unjere heute geltende Strafprozeßordnung 
grünvlich und wol für immer gebrochen. Sie hat die Prinzipien, auf 
welchen das Prefverfahren nach den Gejeten von 1862 und 1869 be- 
ruhte, zu ben ihrigen gemacht, aber ganz allgemein ven Strafprozeß 
auf denfelben aufgebaut; fie hat vem Preßprozeß feine Stellung in dem 
Syſtem angewiefen, und ihm damit ven Zugang zu jenen Quellen er- 
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öffnet, aus welchen er ftets neue Kraft zu fchöpfen im Stande iſt: zur 
ben, auf den Grundſätzen des allgemeinen Strafprozeßrechtes beruhen- 
ben und biefe immer weiter entwidelnven Leiftungen ver Wiffenjchaft 
und der Praxis. 

Wie das Preßrecht überhaupt, fo foll auch das Preßprozeßrecht 
feine anderen Abweichungen von den allgemeinen Grundſätzen ent- 
halten, feine anderen Ausnahmen weder zu Gunjten noch zu Ungunjten 
ber Prefie anordnen, als jene, welche durch die eigenthümliche Natur 
ber hier in Frage kommenden Berhältniffe unabmweislich geforvert 
werden. Wie das Strafmanbat, wie das Verfahren in Uebertretungs- 
fällen, bei Verkündigung des Stanbrechtes oder gegen Abwejente und 
Flüchtige, muß auch der Preßprozeß fich als eine beſondere Art ves 
allgemeinen Strafprozeffes darftellen ; aber er muß eine Unterart des— 
jelben bleiben, auf den gleichen Fundamenten ruhen wie diefer. Nur 
in großen zufammenhängenden, organisch geglieverten Rechtsgebieten 
erhält jich ver jugenpfrifche, Fräftige Pulsfchlag, ver von dem Mittel- 
punfte aus bis in die äußerſte Peripherie Leben und Nahrung führt, 
um fie von dort in veränderter Geftalt zurüczuempfangen, der, den 
Kreislauf des Blutes vermittelnd, die Kraft zur Entwidlung erhält; 
wo das Recht fich zeriplittert in Heine [osgelöfte tjolirte Theile, wo der 
organiiche Zufammenhang zerriffen wirb: da ift ein, rajcher oder lang⸗ 
ſamer verlaufender, Degenerationsprozek des Rechtes unausbleiblich, 
ber e8 zu einem, jever Entwidlung unfähigen, ver Geftaltungstraft 
entbehrenden Agglomerate anorganifcher Beftanptheile macht. 

Mag die öfterr. Geſetzgebung dieß auch nur zu oft verfannt haben, 
in unferer Trage hat die St.-P.-D. von 1873 das richtige Prinzip 
Klar erfaßt und konſequent durchgeführt: und das iſt die funtamentale 
Bereutung des anfcheinend fo unbedeutenden $ 483, das giebt den Be- 
ftimmungen bes 27. Hauptftüdes, mögen fie auch wörtlich aus ben 
Gejeten von 1862 und 4869 herübergenommen jein, einen durchaus 
veränderten Charafter. 

Das Lehrbuch des Preßrechtes muß fich damit begnügen, das Ver- 
hältniß des Preßprozeßrechtes zu dem allgemeinen Strafprozefrechte 
prinzipiell jeftzuftellen, ohne auf vie Kompfifationen, welche durch 
die Anwendung der allgemeinen Grundfäte auf das Verfahren in 
Preßſachen jich ergeben, eingehen zu können. Seine Aufgabe bilvet 
fediglich die Darftellung der von jenen Grundſätzen abweichenpen, 
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für das Preßprozeßrecht ſpeziell geltenden, Beftimmungen. Nach 
ver St.⸗“P.-O. gehören hieher: A) die VBorichriften über die fachliche 
und örtliche Kompetenz in Preßjachen , 2) die bejonderen Anorbnungen 
über die Rechtfertigung ver Beſchlagnahme und die eventuell eintretenve 
Erfaßpflicht des Staates bei ungerechtfertigter Beichlagnahme; 3) vie 
Beitimmungen über das objektive Erfenntniß nach $ 492 St.-B.-O. 
und 4) über das objektive Verfahren nad) $ 493 St.-B.-O.; endlich 
5) die Regelung des Nechtszuges im Preßverfahren. 

Nur eine Frage muß früher noch bejprochen werden, um zu 
unterfuchen, ob auch hier die Grundfäge des allgemeinen Straf- 
prozeßrechtes, uneingefchränft oder mit Mobififationen, Anwendung 
finden, und welche Folgen diefe Anwendung mit ſich bringt: die Frage 
nach ver Zuläffigfeit des Zeugnißzwanges im Preßver— 
fahren in der Richtung, um ven Redakteur, Herausgeber, Verleger, 
Druder, Verbreiter zur Ausjage über die Perjon des Ver— 
faſſers zu veranlaffen. Zunächſt ſoll das geltende Recht dargeſtellt, 
dann bie Frage, foweit ihre prinzipielle Bedeutung reicht, auch de lege 
ferenda erörtert werben. 


884. Ueber ven Zeugnißzwang im Preßprozeife. 


Il. In Defterreich ift die Kontroverje über die Zuläſſigkeit des 
Zeugnißzwanges im Preßprozeſſe, eine Kontroverje, die in Deutjchland 
auf Grundlage der Reichögejeßgebung gerade in jüngjter Zeit mit er- 
neuter Heftigfeit entbrannte!, niemals akut geworden. Die Praris hat 
feine Veranlaffung gegeben, über beſondere Härte zu Flagen, und vie 
Literatur bejchäftigte ſich darum auch nur nebenher mit der anderwärts jo 
lebhaft befprochenen Frage ; nur im Abgeoronetenhaufe fand die Stimme 
der deutſchen Preife ein wenn auch mattes Echo. So beantragte Rech— 
bauer, als die Novelle vom 45/10 4868 berathen wurde, man folle 
den Grundſatz in das Gefeß aufnehmen, daß Redakteur, Berleger, 
Druder und Verbreiter als Zeugen nicht gezwungen werben fünnten 





4) Aus ber reichen, zum Theile in ber Tagespreffe enthaltenen Literatur feien 
— außer den Auflägen von Fuchs, Kayfer u. Ü. — beionders hervorgehoben 
die beiden Arbeiten von Rubo {ber Auffag in den preuß. Jahrbüchern v. 1877 u. 
die jüngft erichienene jelbfiftändige Schrift) einerfeits, vor Allem aber die treffliche 
Monographie des im entgegengejegten Lager kämpfenden Dochow, der Zeugniß: 
zwang. Sena, 1877. 
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ven Verfaffer zu nennen!. Der Antrag fiel, nachdem Herbit, Wa- 
jer, Ryger u. A. gegen denſelben gejprochen hatten. Auch ver Ent: 
wurf von 48772 wollte ven Redakteur, Herausgeber und Druder be- 
vechtigen, das Zeugniß über vie Perſon des Verfafjers oder Einfenvers 
zu verweigern. Aber auch dießmal bewies die Debatte, daß man in 
Defterreich die in Deutfchland fo grell zu Tage getretene Bedrückung ver 
Preſſe durch ven Zeugnißzwang nicht empfunden hatte, daß man ver 
Frage, als einer mehr oder-weniger fremden, ohne befondere Theilnahme 
gegenüberftand, und im Grunde genommen nur der Fahnenehre wegen 
fämpfte. 

Da das 27. Hauptftüd der St.P.-O. feine befonderen, von ven 
allgemeinen abweichenden Beftimmungen über ven Zeugnifzwang ent- 
hält, fo muß die Frage, ob und in welchem Umfange verjelbe vem Re— 
baftenr, Herausgeber, Verleger, Druder, VBerbreiter gegenüber ange- 
wendet werben kann, nach den im 13. Hauptftüde („von ver VBernehmung 
der Zeugen“) aufgeftellten Grundſätzen entſchieden werben. Es ift zu 
unterfuchen, ob aus die ſen Grundfägen vie Befreiung der genannten 
Perfonen von Zeugnißpflicht und Zeugnißzwang abgeleitet werben kann 
oder nicht. 

Zunächſt Fönnte & 453 in Frage fommen: „Wenn die Ablegung 
bes Zeugniffes oder die Beantwortung einer Frage für den Zeugen 
einen unmittelbaren und bedeutenden Bermögensvor- 
theil nach fich ziehen oder ihm felbft over einem jeiner Angehörigen 
Schande bringen würde, und er deßhalb das Zeugniß verweigert, jo 
ſoll er nur in beſonders wichtigen Fällen dazu angehalten werben.“ 
Wenn nun auch zugegeben werben muß, daß die ven Mitarbeitern ge- 
währleiftete Anonymität eine wejentliche Förderung des Zeitungs- 
unternehmens in fich jchließt, daß ein Durchbrechen verjelben dem 
Blatte feine beftunterrichteten Korreſpondenten entziehen, und daher 
allmälig und mittelbar auch die Abonnentenzahl herabdrüden würde 
— fo dürfte e8 doch dem Redakteur faum gelingen, die erforderliche 
Beicheinigung eines „unmittelbaren“ und beveutenden Vermögens: 
nachtheiles zu erbringen. Ebenſo wenig darf er fich darauf berufen, 
daß es in feinen Kreifen als eine „Schande“ gelte, ven Namen des Mit: 


1) U.-St.-B. IV. Seſſton S. 3195 ff. 
2} Oben ©. 28, 
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arbeiters preiszugeben und bejjen Stellung vielleicht dadurch unrettbar 
zu fompromittiven,; denn nicht Standesanfichten, fondern die in ber 
bürgerlichen Gejellihaft allgemein herrfchenten Grundſätze find 
maßgebend für die Umgrenzung des Begriffes ver „Schande“!. Aber 
jelbft wenn die Vorausfegungen des $ 153 vorliegen follten, entfällt 
bie Befreiung in „bejonders wichtigen Fällen“, und ob ein ſolcher Fall 
vorliegt, hat der Unterfuchungsrichter, beziehungsweife vie Raths— 
kammer, nach freien Ermeſſen zu beurteilen, jo daß der ganzen Be- 
ftimmung überhaupt die praftiiche Spike jo gut wie abgebrochen ift. 

Ferner find nach $ 170 Ziffer 1 ©t.-B.:D. jene Perfonen, „welche 
jelbft überwiejen find over fonft im Verdachte ftehen, daß fie bie ftraf- 
bare Handlung, wegen welcher fie abgehört werden, begangen over 
daran Theil genommen haben“ — zwar bei fonftiger Nichtigkeit nicht 
zu beeiden; aber tie Zeugnißpflicht bejteht auch ihnen gegenüber 
im vollen Umfange, und bie Erfüllung berfelben kann durch die ge- 
wöhnlichen Mittel erzwungen werben. 

Eine weit verbreitete von beveutenden Autoritäten vertheivigte An- 
ficht geht dahin, daß die an ver Herjtellung und Verbreitung einer 
ftrafbaren Drudjchrift betheiligten Perſonen vie Ausfage über vie Per- 
fon des Berfaffers ſchon aus dem Grunde ablehnen fönnen, weil fie 
jelbft als Mitthäter oder Theilnehmer an dem von biefem be- 
gangenen Delikte erſcheinen. Mit diefem Argumente haben Herbit 
und Wafer in der Sigung des Abgeorbnetenhaufes vom 15/10 1868 
bie Ueberflüffigfeit einer befonderen Befreiung der genannten Perjonen 
zu beweifen gejucht?; vie gleiche Anficht kehrt, allerdings mit einer 
wichtigen Beſchränkung bei ben deutſchen Schriftſtellern wieder. So 
ſagt Marquardſens: „Als „„Mitſchuldiger“. in den Augen bes 

4) Ebenfo Mitterbaher u. Neumapyer, Erläuterungen ©. 350. 

2) Vgl. auch die Ausführungen Bündsdorf's im ber Sigung ber Wiener 
juriftifchen Gefellihaft vom 9/42 1872 (3.:B. 1872 No. 42). 

3) Aehnlich, wenn auch mit einer wichtigen Beihränfung, Shwarze S. 128: 
„Die Behauptung des zum Zeugniffe aufgerufenen, daß er eventuell ala Theilneh- 
mer an bem Delikte anzufehen, und daher berechtigt fei, das Zeugniß zu verweigern, 
genügt nicht; vielmehr muß er bereits als Theilnehmer zurlinter- 
juhung gezogen fein, oder (2) e8 müffen infolge ber gegen einen Anderen 
eingeleiteten Erdrterungen Umftände bervorgetreten fein, welche gegen ibn ben 
Verdacht der Tpeilnahme begründen.” Ganz allgemein jagt dagegen Berner 
©. 282: „Der Redakteur als Thäter ift der Mitichuldige des DVerfafjers und 


braucht deßhalb nach allgemeinen (2) ftrafprozefjualiihen Grundjägen gegen ihn 
nicht Zeugniß abzulegen.” Vgl. nenerlid Scherer, ©. ©. XXX ©. 44 fi. 


— 


— 
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Geſetzes kann ter Redalteur zur Ausſage über feine etwaigen Kompfi- 
cen nicht gezwungen werten. Dagegen hat vie Straftrohbung 
wegen Fabrläffigkeit nicht dieſe Wirkung, ba bei einer 
fahrläffigen Handlung von einer Komplizität, die ftets in dem Willen 
ver Betheiligten ihr Band hat, nicht zu reden ift (S. 185).* Allein 
dieſe Anficht überjieht eine für die Frage ausjchlaggebenve Unterjchei- 
dung, um auf einen Punkt von durchaus untergeoreneter Bedeutung 
maßgebendes Gewicht zu legen. 

Nicht ver Mitſchuldige im Sinne des Strafrechtes, ſondern ter 
Mitbejchultigte im Sinne bes Strafprozefrechtes hat das Be— 
fugniß, fich ver Ausfage zu entichlagen 1; und zwar aus dem einfachen 
Grunde, weil er gar nicht Zeuge, fondern eben Beſchuldigter 
ift. Als beſchuldigt erfcheint aber nach $ 38 ©t.-P.-D. nur derjenige, 
gegen welchen bereits vie Anklagejchrift überreicht over der Antrag auf 
Einfeitung ver Vorunterfuchung eingebradt if. Da es nun nad) 
ven Grundfägen des Anklageprozejfes dem Ermeijen des Staats» 
anmwaltes durchaus freifteht, ob und gegen wen er die Verfolgung in 
Gang jegen will, da das Gericht nur gegen jene Perſonen einfchreiten 
darf, gegen welche ein biegbezüglicher Antrag des Anklägers vorliegt, 
fo ift e8 jederzeit möglich, daß der Staatsanwalt, mag auch die Mit: 
ſchuld des Redakteurs wahrjcheinlich oder jelbft gewiß fein, den Ber: 
fafjer allein verfolgt. Wenn nun der Redakteur als Zeuge vorge- 
rufen wird, um Auskunft zu ertheilen, jo kann er fich nicht auf feine 
Qualität als Mitſchuldiger berufen; er ift es nicht, fo lange ihn der 
Ankläger nicht vazu maht. Nur dann aljo find Redakteur, 
Berleger u. ſ. w. von der Ausſage befreit, wenn fie ſelbſt 
als Beſchuldigte im Sinne des $ 38 ©t.-B.-D. erſchei— 
nen; fie find dann eben feine Zeugen. 

Dagegen muß auf ver anveren Seite auch ver Fall ins Auge gefaßt 
werben, daß gleichzeitig, in demſelben Verfahren, ver Re— 
dafteur wegen VBernachläjfigung pflichtgemäßer Obſorge und der Ver: 
faffer wegen doloſer Thäterjchaft vor den Schranten des Gerichtes 
jtehen ; eine Möglichkeit, die bei einer durch mehrere Zwifchen- 
glieper vermittelten Konnerität jederzeit eintreten fann. Hier müßte 


4) Man vgl. zu dem folgenden Dochow a. D. S. 34 ff., deſſen Anfichten 
auch für das öfterr. Necht unmittelbar verwerthet werden können. 
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nach ver Anficht von Schwarze, Marquardſen, Berner u. A. 
angenommen werben, daß der Nevakteur, da er nicht Mitjchulviger an 
dem von dem Verfaſſer begangenen Delikte ift, zur Zeugenausfage 
gegen venjelben verhalten werden kann. Allein wenigftens bei ven 
öfterr. Schriftftellern herrſcht parüber Einftimmigfeit, daß die Durch» 
führung einer folchen Doppelrolle, vie Vereinigung der Stellung des 
Angeklagten und des Zeugen in derjelben Berfon, felbjt wenn durchaus 
verfchienene Fakten in demſelben Verfahren verfolgt werben, weber 
möglich noch zuläffig iſt, weil das gemeinfchaftliche Intereffe aller 
Angeklagten die Freilprechung von ber Anklage zu erzielen alle ihre 
gegenjeitigen Beziehungen durchdringt und eine Scheivung unmöglich 
macht , daß mithin der Redakteur in unferem Falle nur Bejchuldig- 
ter, nicht zugleich Zeuge iſt, jelbft wenn er über vie dem Verfaſſer 
zur Laſt gelegte That ausjagt!. 

Die herrſchende Anficht verwechjelt alfo die Begriffe „Mitſchuldi— 
ger“ und „Mitbeſchuldigter“; fie überfieht ferner, daß auch verfchievene 
jtrafbare Handlungen in vemfelben Verfahren verfolgt werben fünnen: 
jie fann demnach nicht als haltbar bezeichnet werden. 

Die praktische Wichtigkeit des Mangels einer bejonderen, ausdrück— 
lichen Bejreiung von Zeugnißpfliht und Zeugnifzwang tritt am 
ſchärfſten während ver ftaatsanwaltichaftlichen Vorerhebungen hervor. 
Da auch hier, allerdings nur dem Richter gegenüber, eine erzwingbare 
Zeugnißpflicht bejteht, hier aber von einem Beſchuldigten im Sinne des 
$ 38 St.“P.O. gewiß noch nicht gefprochen werden fann, fo fehlt 
es währenn tes Stadiums der Vorerhebungen, wenn diefe nicht 
durch Die Sicherheitsbehörte, ſondern durch den Unterfuchungsrichter 
over das Bezirksgericht geführt werden, an jenen Vorausſetzungen, 
welche eine Befreiung von der Zeugnißpflicht für Redakteur, Heraus: 
geber u. j. w. zur Folge haben fönnten?. In dem durch den 
Richtergeführten Borerhebungsverfahren findet dem— 
nach ver Zeugnißzwang unbedingte Anwendung. 


4) VBgl. Krall, ©.-3. 1875 No. 103f., Ullmann, Strafproz. ©.404, 
Rulf, die Praxis des öfterr. Strafproz. (1878) ©. 34 f. Ebenjo €. 9/9 1875 No. 79. 

2, Bol. Ullmann, Gutachten an den 41. Yuriftentag, Verhandlungen I 
S.90f.; Denjelben, Strafprogefreht ©.397; Wahlberg, Die Ungehor- 
famsfrage im Strafprozefie in Grünhut's Zeitichrift I (4874) S. 472 (auch in 
die gej. H. Schriften II ©. 297 ff., leider nur zum Theile, aufgenommen). 


348 Sechſtes Buch. Das Preßprozeßrecht. 


Wir gelangen mithin zu folgendem Refultate. Nach dem gelten- 
den djterr. Rechte (der St.-B.-D. von 1873) iſt eine Be— 
freiung von Zeugnißpflidt und Zeugnißzwang nur 
dann anzunehmen, wenn die an der Herjtellung und 
Verbreitung der Drudichrift betheiligten Perjonen 
jelbftals Beſchuldigte und nihtals Zeugen erjcheinen, 
wobei es als abſolut unzuläffigerjcheint, fie in dem— 
jelben Berfahren mit Bezug auf gewifje Thatjadhen 
als Beſchuldigte, mit Bezug aufandere dagegen als 
Zeugen zu behanbeln. | 

Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen jei noch betont, daß ber 
Ausdruck „Zeugnißzwang“, der nun einmal zur Bezeichnung ver eben 
behandelten Berhältniffe zum technifchen geworden ift, in ven oben- 
jtehenden Ausführungen beibehalten wurde, obgleich er dem geltenden 
öfterr. Rechte gegenüber jerenfalls als zu eng gefaßt erfcheint. Die in 
ben 88 159, 1460 und 242 ©t.-P.-D. angeprohten Geld- und Frei- 
heitsftrafen find theils wirkliche Ungehorfams ftrafen, theils Ere- 
futionsmittel!; ver Ausorud „Zeugnißzwang“, der jtreng genommen 
nur die legteren umfaßt, wird regelmäßig und fo auch hier im Lehr- 
buche zur gemeinfchaftlichen Bezeichnung beider Gruppen verwenbet. 


1. Mit ver Formulirung unjeres Rejultates haben wir wol auch 
zugleich feitgeftellt, daß dasſelbe den von ver Preſſe geftellten Anfotve- 
rungen zu genügen nicht im Stande ift. Sind aber diefe For- 
derungen felbft, delege ferenda, berechtigte, in der 
Natur der Prejfe begründete? Darf vie Preffe Anspruch 
darauf erheben, von einer allerbings unter Umſtänden vrüdenven Ver— 
pflichtung befreit zu werben, wenn dieſe als eine allgemeine Staats- 
bürgerpflicht von Jedermann anerkannt und erfüllt wird? 

Eine eingehenve Unterfuchung diefer Frage, eine Darftellung aller 
jener Konjequenzen, zu welchen ihre Bejahung oder ihre Verneinung 
führt, liegt ver Aufgabe des Lehrbuches ferne, es jei auf die bereits 
erwähnten Arbeiten verwieien, welche vie weiteren Literaturangaben 
enthalten. Nur der prinzipielle Gefichtspunft für die Entſcheidung 
ber Frage fei bier betont. | 


4) Ueber diefen Unterſchied und feine praftifhen Konſequenzen vgl. man bie 
angeführten Arbeiten von Wahlberg und Doom. 
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Der Zeugnifzwang im Preßverfahren darf nicht 
tjolirt, er muß im Zuſammenhange mit dem ganzen 
Syſteme der Preßgeſetzgebung betrachtet und beurteilt 
werden. Wenn das poſitive Preßrecht eines Staates über Schuld 
oder Unſchuld der an der Begehung eines Preßdeliktes angeblich be— 
theiligten Perfonen nur nach den Grundſätzen des allge— 
meinen Strafrechtes richtet, ſie nicht ſchlechter ſtellt als alle au— 
deren Staatsbürger: dann müßte eine derartige Forderung der Preſſe 
mit aller Entſchiedenheit zurückgewieſen werden, dann — aber auch 
nur dann — wäre die ihr gewährte Befreiung von der Zeugnißpflicht 
ein durch nichts gerechtfertigtes Privilegium, eine ſchreiende Verletzung 
der Rechtsgleichheit. Aber ſo liegt die Sache nach dem heute in den 
Geſetzgebungen herrſchenden Syſteme eben nicht. Die Grundſätze des 
allgemeinen Strafrechtes wurden aus guten Gründen als für die Preſſe 
unzureichend erklärt, und durch eine Reihe von ‚Verantwortlichkeits— 
Syſtemen“ ergänzt. Bald, indem man, wie im deutſchen R.-P.-©., 
den Redakteur mit der Strafe des Thäters bedrohte, wenn nicht durch 
bejondere Umftänte die Annahme feiner Thäterſchaft ausgefchloffen 
wird; bald, indem man die Fahrläſſigkeitsſtrafe auf die Vernachläſſigung 
ber pflichtgemäßen Aufmerkfjamfeit von Seiten des Redakteurs (Her- 
ausgebers), Verlegers, Druders, Verbreiters feste, wie dieß im 
deutjchen und im dfterr. Rechte der Fall iſt; bald entlich, indem man 
zu dem burchaus willfürlichen Syſteme des belgischen Rechtes: ver 
ftufenweifen ausjchließlichen Haftung, over als letztem Ausfunftsmittel 
zu der Objeftivirung des Verfahrens griff, welch leßtere, von ber 
öfterr. Geſetzgebung als jubfiviäre Maßregel gewollt, von ver öfterr. 
Praris zur Regel gemacht, eine Reihe von objektiven Verfügungen er- 
möglicht, die nicht nur jeder weiteren Gefahr! aus dem bereits began- 
genen Delikte vorzubeugen, fondern mittelbar auch die Schuldigen zu 
treffen geeignet find. So lange die Preßgeſetzgebung auf viefem 
Standpunkte fteht, jo lange fie derartige Sonderbeftimmungen für ge: 
recht und nothwenbig hält (und das wird und muß fie thun, bis bie 
Preſſe freiwillig auf die ihr gewährte Anonymität verzichtet, was wie- 
der eine burchgreifende Veränderung unjeres ganzen öffentlichen Xebens, 
unjerer politifchen Erziehung, zur unerläßlichen Borausjegung hat); jo 
lange jie aljo ver Prefje gegenüber von der Herjtellung des Schuld- 
beweiies, wie ihn Das allgemeine Strafrecht und Strafprozeßrecht ver: 
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langen, ganz oder zum beften Theile abſieht, um fich mit Surrogaten 
besjelben zu begnügen — ebenjo lange hat auch vie Preffe ein Recht 
darauf zu begehren, daß viefe Benachtheiligung durch eine gleich- 
werthige Begünftigung, wie fie die Befreiung von dem Zeugnißzwange 
zu gewähren geeignet ift, wettgemacht werde; ebenjo lange erjcheint 
nicht die Verleihung, jondern vie Verfagung des geforderten Privile- 
giums als eine Verlegung ver Rechtsgleichheit. 


Am Harjten tritt vieß hervor in dem von vem deutſchen R.-P.-®. 
angenommenen Syiteme. Den Redakteur als volofen Thäter beftrafen, 
weil die Annahme feiner Thäterichaft „ven wirklichen Sachverhalt zum 
gefeglichen Ausdrucke bringt“, weil er in Wahrheit und nicht bloß im 
übertragenen, nichtjuriftiichen Sinne „ver Verfaſſer ver ganzen Zei- 
tung“ ift, vom XYeitartifel angefangen bis zur Anzeige ber freurigen 
Familienereigniſſe hinab; und gleichzeitig ven Redakteur vem Zeugnif- 
zwange unterwerje, damit er ten Berfaffer namhaft mache, weil doch 
ber eigentlichfte, ganz wirkliche (sit venia verbis!) Sachverhalt Har- 
geftellt werben joll, weil eben ein Anterer und nicht der Redak— 
teur in eigentlichjter Wirklichkeit die ftrafbaren Zeitungsartikel gefchrie- 
ben hat — das ijt ein Wieverjpruch (im deutſchen Parlamente fühlte 
man das recht gut) nicht nur gegen die Gerechtigkeit, ſondern gegen 
bie Logik des gefunden Menjchenverftandes. 


Einen geringeren Widerſpruch fchließt die Verbindung des Zeugniß- 
zwanges mit dem Shiteme ver Fahrläſſigkeitsſtrafen over mit jenen 
ber jubfidiären Objeltivirung des Verfahrens in fich;, allein vie öfterr. 
Geſetzgebung hat dies reichlich dadurch ausgeglichen, daß fie nicht das 
eine oder das andere biejer beiden Shiteme einführte, ſondern dieſel— 
ben in einer Weife fombinirte, welche — unſere Praxis hat dieß zur 
Genüge bewiefen — die Herjtellung des Schulpbeweijes nach allge: 
meinen Grundjägen und damit auch die Anwendung des Zeugnißzwan— 
ges völlig entbehrlich macht. 


Das Öefagte genügt, um, ohne in Detatlausführungen einzugehen, 
das Prinzip aufzustellen: Keine Befreiung von Zeugniß— 
pfliht und Zeugnißzwang, jolange die allgemeinen 
Grundſätze ver Zurehnung auch der Preſſe gegenüber 
Anwendung finden, Befreiung aber dann, wenn das 
pofitive Preßrecht von dieſen Grundſätzen fih ent» 
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fernt, und zwar eine Befreiung, teren Umfang mit 
diejer Entfernung im geraden Verhätniſſe ſteht. 


885. Sahlide Kompetenz in Preßſachen. 


I. Ausſchließliche Kompetenz der Gerichte. Die Un- 
Elarheit, welche über Begriff und Eintheilung des Prefrechtes, über 
Begriff und Eintheilung der Preßdelikte herrfcht, hat auch auf die Re— 
daktion ver geſetzlichen Bejtimmungen über die fachliche Zuftändigfeit 
in Preßſachen ihren nachtheiligen Einfluß geübt, und auch auf dieſem 
Gebiete zu zahlreichen Zweifeln Anlaß gegeben. Schon ver an ber 
Spitze ber hieher gehörigen Anorbnungen jtehenve, aus $ 1 desP.-P.-©. 
vom 47/42 4862 herübergenommene Sat des $ 484 St.-P.-D.: 
„Das Strafrichteramt in Preßſachen fteht ausſchließlich den Gerich- 
ten zu”, ift troß feiner jcheinbaren Beftimmtheit von zweifelhafter 
Tragweite. Was jind „Preßjachen“ im Sinne des Gejeges? Gewiß 
gehören hieher die von dem Gejetsgeber fo genannten „durch den In— 
halt von Drudichriften begangenen" Delikte, alfo die Uebertretungen 
der in den allgemeinen Strafgejegen aufgejtellten Normen; gewiß ge- 
hört ferner hieher das Zuwiderhanteln gegen die im zweiten Ab- 
jchnitte des Preßgefeges von 1862 enthaltenen VBorfchriften, fowie die 
Vernachläſſigung pflichtgemäßer Aufmerkſamkeit im Sinne ves Art. I 
der Novelfe vom 15/10 1868. Aber wie jteht es mit der Uebertretung 
des $ 3 Abf. 2 P.-©., der Nichtanzeige von der Eröffnung eines zur 
Ausübung des Selbjtwerlagsrechtes beftimmten Lokales? Wem biefe 
Uebertretung als eine unzweifelhafte „Preßſache“ erjcheint, ver fei an 
den Umſtand erinnert, daß $ 4 des B.-P.-&. vom 47/12 4862 ans: 
drücklich nur von jenen Uebertretungen gefprochen hat, „welche durch 
Außerachtlaſſung ver Borfhriften zur Aufrehthaltung der 
Drdnung in Preffachen begangen werden“, jo daß damit ohne 
Zweifel nur bie im zweiten Abjchnitte des P.-G. enthaltenen 
Delikte den Gerichten zugewiefen waren!. Da aber $ 184 ter 


4) Dieſelbe Faſſung findet fih in mehreren Entwürfen zur St.-P.-O. von 
1873; vgl. ©. Mayer, Handbuch I S.1073. Rulf, Kommentar (2. Auft.) 
5.261 jagt: „Mle... durch Außerachtlaffung der Vorſchriften zur Aufrechthal- 
tung ber Orbnung in Preßſachen begangenen Uebertretungen gehören zur Kompe- 
tenz der Bezirfögerichte”, und fchließt damit, ganz fo wie das P.-P.-G. v. 17/12 
1862, das Delikt des 3 Abſ. 2 P.-©. von der Kompetenz ber Gerichte aus. Ebenio 
Mitterbadher und Neumayer ©. 934, 
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St.P.-O. von 1873 dieſen beſchränkenden Zuſatz nicht hat, da 
er die ausjchließliche Kompetenz ver Gerichte noch jchärfer betont als 
feine Vorgänger, jo werben wir auch das Delikt des $ 3 Abi. 2 
P.:G. als eine „Preßſache“ im Sinne des Geſetzes betrachten und 
der Kompetenz ber Gerichte zuweiſen müſſen. Noch jchwieriger ge- 
ſtaltet fich die Entjcheivung, wenn eine durch ein Prefgewerbe be- 
gangene Uebertretung jolcher Vorfchriften der Gewerbeordnung 
vorliegt, welche nicht wie die auf die Anmeldung oder Einftellung 
einer periodifchen Druckſchrift u. ſ. w. bezüglichen burch ausprüd- 
(ihe Sonverbejtimmungen ver Prefgejege erjegt wurven; jo 3. B. 
die Betreibung eines Preßgewerbes ohne behördliche Konzeffion. Da 
es fich hier, gerade jo gut wie in dem durch $ 3 Abf. 2 P.⸗G. geregel- 
ten Falle, over bei Nichtablieferung der Freieremplare des $ 18, beim 
fliegenden Buchhandel, bei der unbefugten Plafatirung u. j. w., um 
Uebertvetungen des Preßgewerberechtes, alſo um eigentliche Preßdelikte 
handelt, da ferner $ 484 ©t.-P.-D. ohne jeve Einſchränkung Ipricht, 
da endlich durch eine Hemmung ver Preßgewerbe vie Freiheit ver Preſſe 
auf das empfinplichite gefchätigt werden fann, und eben darum auch 
bier die Kompetenz der Gerichte ebenjo dringend nothwendig ift, wie 
in den eben angeführten übrigen Fällen einer Uebertretung des Preß— 
gewerberechtes — jo könnte auch für das geltenve öſterr. Preßrecht 
die Anficht mit guten Gründen vertheidigt werben, daß alle oben in 
$ 77 Ziffer 4 angeführten Delikte zu den „Preßfachen“ im Sinne bes 
Geſetzes gehören. Doch hat die entgegengejetste Anficht die kaum zu be— 
zweifelnde Abficht des Gejeßgebers für fich, und es muß daher für dieſe 
Fälle die Kompetenz der politifchen Behörden auf Grumd ver 
88 131 ff. ©.-D. behauptet werben. Ebenſo gehört auch die Ueber— 
tretung der Vorſchriften über die Entrichtung des Zeitungsftenpels, 
obwol jie als eigentliches Preßdelikt erjcheint, nicht zu ven „Preßfachen“, 
mithin nicht zur Kompetenz der Gerichte, 

Der Begriff „Preßlachen“ ift mithin enger als jener ver „Prefvelikte”. 
Preßſachen find nur jene Prefpdelikte, welche fich ent- 
weder 1) alö Lebertretungen der im P.-G. von 1862 be- 
ziehungsweiſe ver Novelle von 1868 enthaltenen Bor- 
jhriften oder 2) als Uebertretungen der Normen bes 
allgemeinen Strafrehtes darftellen. Zu legteren müfjen 
aber auch die fie ergänzenden polizeilichen Anordnungen gerechnet 
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werden, joweit fie überhaupt auf die Preffe Bezug haben; auch bier 
jteht die Kompetenz nicht den Polizeibehörden, ſondern ausschließlich 
den Gerichten zu, wie bieß bezüglich der Verortnung vom 20/4 1854 
(demonftrative Handlungen u. j. w. betreffend) bereits oben (©. 35 f.) 
bemerkt wurde. 

ebenfalls wäre es dringend wünfchenswerth, wenn der Begriff 
der Preßſachen vom Geſetzgeber jelbft in authentifcher Weife feftgeftellt 
würde; e8 ift zu bedauern, daß man bie günftige Gelegenheit, welche 
fich durch die Einführung der St.-P.-O. von 1873 ergab, unbenütt 
vorüber gehen ließ. 


I. Die Abftufung der geridtlihen Kompeten;. 
$ 484 St.P.⸗O. fährt fort: 

„zur Verhandlung und Enticheidung find, wenn e8 fich um 
Uebertretungen handelt, bie Bezirfsgerichte, in Anfehung 
der durch den Inhalt eines Druckwerkes begangenen Verbrechen 
oder Vergehen aber vie Gefhworenengerichte berufen.“ 

4) Zur Kompetenz der Bezirksgerichte gehören demnach 

a) Alle Uebertretungen, welche durch das Zuwiderhandeln 
gegen vie Borfchriften bes Preßgeſetzes begangen werben. 

b) Alle übrigen durch ven Inhalt einer Drucdjchrift begangenen 
Uebertretungen; man venfe an bie $$ 496, 497, 498, 499 
&t.-©., an das Vereins- und Verfammlungsrecht u. |. w. Auch die 
Kommentatoren der St.-P.-D. von 18731 fprechen fich in dieſem 
Sinne aus, während früher die durchaus irrige Anficht, als fei bei 
dem Stande unferer Strafgejeßgebung die Begehung einer Ueber— 
tretung durch den Inhalt einer Drudjchrift überhaupt nicht möglich, 
jelbjt von ven gejeßgebenden Faktoren getheilt wurde? und die Faſſung 
unferer älteren Preßgejege vielfach beeinflußte. 

c) Die Mebertretung der „Vernachläffigung pflichtgemäßer Auf _ 
merkſamkeit 3.“ a 

2) Die Gefhworenengerichte find zur Entſcheidung über 


1) Bol. RulfS. 464, Mitterbaher und Neumayer ©. 984. 

2) Selbft der Profeſſor des Strafrechtes, Herbit, ſprach im Abgeordnetenhauſe 
1862 (N.-St.-P. I. Seifion S. 2008) bieje Behauptung aus, ohne widerlegt zu 
werben. 

3) Bgl. ©.-3. 4870 No. 91 (Anonymus). 

Liszt, Das öfterreichiiche Preßrecht. 23 
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alle „durch den Inhalt einer Drudjchrift begangenen Ver— 
breden und Vergehen“ berufen. Bereits wieverholt wurde 
darauf hingemwiejen, daß biefe von unferer Gejetsgebung konſequent feit- 
gehaltene Ausdrucksweiſe vurchaus nicht jachgemäß ift. So unterliegt 
e8 feinem Zweifel, daß, wenn ein ftrafgerichtliches Erkenntniß in einer 
periodifchen Druckſchrift mit Zufägen oder Bemerkungen abgebrudt, 
wenn eine eingeſendete Berichtigung durch Auslaffungen oder Ein- 
fchaltungen verftümmelt wiedergegeben, wenn ber Inhalt einer ver: 
botenen over mit Beichlag belegten Drudichrift veröffentlicht, wenn 
wifjentlich eine falſche Angabe über die Perſon des Druders, Ver— 
legers u. j. w. auf ver Drudjchrift gemacht wird — daß in allen dieſen 
Fällen das Delift durch ven Inhalt ver Drudichrift begangen wird, 
biefe eben wegen ihres Inhaltes als jtrafbar erfcheint. Dennoch 
tritt hier nach der fejtitehenden Abficht des Gejegebers die Kompetenz 
der Schwurgerichte nicht ein. Wir haben alfo die gejetliche Ausdrucks— 
weiſe durch die richtige erjegend zu jagen: Vor die Schwurgerichte ge- 
hören alle purch vie Prefje begangenen, als Verbrechen over Vergehen 
fich qualifizirenden, Zuwiderhbandlungen gegen die Normen 
bes allgemeinen Strafrechtes. 

3) Der Kompetenz der Erfenntnißgerichte unterliegen jene 
Delikte gegen das Preßgefeg, welche ald Vergehen ericheinen. Es 
gehören hieher die 88 9, A1, 24 und 25 B.-©. 

Wenn nun auch nach dem Gefagten die Kompetenz der Schwur- 
gerichte zunäch ft nur bezüglich der burch den Inhalt von Drudichrif: 
ten begangenen Verbrechen und Vergehen eintritt, fo ift damit, nach 
ven feftftehenden, unzweifelhaften Grundſätzen unferer &t. P.O., 
ihre Entſcheidung über die unter Ziffer 1 und 3 fallenden Delikte durch— 
aus nicht ausgejchloffen; fie kann vielmehr in allen jenen Fällen ein- 
treten, in welchen jedes andere Gericht zur Beurteilung einer an fich 
vor ein Gericht niederer Ordnung gehörenden ftrafbaren Handlung be- 
rufen iſt. Es müfjen demnach an die Gejchworenen auch Fragen, 
welche fich auf die Vernachläſſigung pflichtmäßiger Aufmerffamfeit be- 
ziehen, gejtellt werden, wenn in Folge einer objektiven oder fubjeftiven 
Konnerität auch ſolche Uebertretungen in das gemeinjchaftlich geführte 
Strafverfahren einbezogen wurten, oder wenn das Vertheidigungs— 
ſyſtem des Angeflagten die Stellung einer darauf gerichteten Eventual— 
frage im Sinne des $ 320 St.-P.-D. nothwendig macht. Der 


* 
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D.:.6.:H. hat in wiederholten Entjcheivungen die Nichtigkeit dieſes 
Grundfages anerkannt, die Stellung von derartigen Fragen für noth- 
wendig ober zuläffig serflärt; fo in ver €. v. 4/14 1869, 17/2 1870 
(®.-3. 1870 No. 23), 22/4 1870 (©.:3. 1870 No. 39), 27/10 
1870 (©.-3. 1871 No. 3 u. &), 11/5 4874 (G.3. A871 No. 47). 
Die dabei nothwendig werdende Zerlegung des Thatbeftanves in feine 
objektiven und fubjeftiven Beftandtheile, die vielfach verbreitete aber 
irrige Anficht, als widerjpreche die Beantwortung einer von der 
Schuld des Angeklagten abftrahirenden Frage dem Weſen des Ge- 
fchworeneninftitutes, haben in Theorie und Praxis manche Bedenken 
gegen die Richtigkeit und Durchführbarfeit dieſer Anficht wachgerufen. 
Mir werden auf die Frage noch zurückkommen müſſen!; bier jet be- 
merkt, daß folgenves, von dem D.-©.:H. gebilligtes Fragenſchema der 
Natur ver Sache vollflommen entipricht. a) „Wurde durch den frag- 
lichen Artikel zu Haß und Verachtung aufzureizen geſucht?“? b) „Sit 
ver Angeklagte jchuldig, in Bezug auf die Aufnahme, Drudlegung, 
Verbreitung u. ſ. w. dieſes Artikels vie pflichtgemäße Aufmerkſamkeit 
vernachläffigt zu haben?“ 

Der herrſchenden Anficht über das Weſen der preßrechtlichen Bahr: 
läffigfeit entipricht es allerdings nicht, die Stellung einer auf dieſe 
gerichteten Trage nah $ 320 St.-B.-D. zuzulaffen. Denn biejer $ 
verpflichtet zur Stellung einer Eventualfrage nur dann, „wenn That- 
fachen behauptet worden find, wonach die dem Angeklagten zur Laſt 
gelegte That unter ein anderes Strafgefet fiele, welches nicht jtrenger 
ift als das in der Anklagefchrift angeführte” ; es fegt alſo Identität 
der That, welche ven beiden Fragen (Haupt: und Eventualfrage) zu 
Grunde liegt, wenn auch Ipentität in dem weiteren ftrafprozejjualen 
Sinne des $ 262 St.-P.-D. unumgänglich voraus. Wäre nım bie 
Bernadhläffigung pflichtgemäßer Aufmerkſamkeit wirklich ein jelbftjtän- 
diges Delikt, etwas anderes als die fahrläffige Begehung der durch ven 
Inhalt ver Drudichrift begründeten ftrafbaren Handlung, dann Lüge 
eben nicht idem factum vor, dann wäre nicht $ 320, fondern $ 321 


4) VBgl. unten $92. 

2) Jedenfalls richtiger, als die ebenfalls gebilligte Formulirung: „Iſt ber 
Artikel geeigmet, aufzureizen“; weil bier nur bie objektive Beichaffenheit, nicht 
aber bie zum Weſen des Deliktes gehörende Tendenz zum Ausdrucke gelangt. 

23 * 
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&t.-P.:D. anzuwenden, dann wäre feine Eventualfrage, fordern eine 
zweite Hauptfrage zu ſtellen, dann ftünde aber auch ber gleichzeitigen 
Bejahung beider Fragen burchaus nichts im Wege. So hat alfo auch 
bier, wenigftens in der Praxis, bie innere nicht hinweg zu leugnende 
Natur der Sache zu Inkonſequenzen, ja vom Stanbpunfte der herr— 
ſchenden Anficht geradezu zu Unvichtigfeiten geführt, welche das Yehr- 
buch als fchwerwiegende Bejtätigungen für die Nichtigfeit feiner 
Auffaffung über das Weſen der preßrechtlichen Bahrläffigfeit nur mit 
freudiger Billigung begrüßen kann. 


886. Dertlihe Zuftändigfeit ber Gerichte, 


Die großen Schwierigkeiten, welche die Entſcheidung ber Frage 
nach dem Orte der begangenen That gerabe bei ven Preßdelikten 
ber verfchievenen Kategorien bietet, hat die meiften Geſetzgebungen ver- 
anlaßt, durch beſondere Beftimmungen den Zweifeln ver Praris zu be» 
gegnen, den Ort, welcher als für das forum delieti commissi maß: 
gebend zu gelten hat, ein für allemale zu firiren !. Das gleiche Beftreben 
führte auch zu den beiden $$ 485 und 486 ber St.-B.-D. von 1873 2. 
Während in den aufßeröfterr. Gejeggebungen meiftens entweder ver 
Ort, an welchem die Beichlagnahme ftattgefunden hat, oder jener, an 
welchem die Druckſchrift erfchienen ift, als Ort der begangenen That 
bezeichnet wird, beftimmt das geltende öſterr. Recht: 

„Zuftändig ift derjenige Gerichtshof erfter Inftanz, in 
deſſen Sprengel das Berbredhen oder Bergehen be- 
gangen wurde, und dasjenige Bezirksgericht, welches am 
Site des Gerichtshofes erfter Inſtanz bejteht, in deſſen 
Sprengel die Uebertretung begangen wurde; falls 
daſelbſt mehrere Bezirksgerichte beftehen, dasjenige, welches durch 


4) Ueber die auswärtigen Gejeßgebungen vgl. Marquarbfen ©. 235 ff. 
In dem Kommiffionsentwurfe der deutſchen R.-St.-B.-D. fand fi) folgende Be- 
ftimmung ($7 Abf. 2): „Begründet der Inhalt einer Drudichrift ven Thatbeftand 
einer ftrafbaren Handlung, jo gilt, joweit die Berantwortlichkeit des Verfaſſers, 
Herausgebers, Redalteurs, Verlegers und Druders in Frage fteht, die Handlung 
nur an dem Orte als begangen, an welchem die Drudichrift erſchienen if.“ 
Ueber die Gründe, aus welchen dieſe Beftimmung wieder fallen gelaffen wurde, 
vgl. Schwarze, Kommentar zur St.“P.O. ©. 128 ff. 

2) Die Borfhriften der Älteren öſterr. Geſetzgebung, die für das Lehrbuch nicht 
von Interefie find, vgl. bei S. Mayer, Handbuch I S. 1073. 


’ 
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bejontere Verordnung mit ver Strafrechtspflege überhaupt be- 
trant wird 1.“ ($ 485 &t.-P.-D.). 

„Wirt die ftrafbare Handlung durch den Inhalt einer 
Drudichrift begangen, fo ift, wenn ver Drudort befannt und 
in dem Gebiete gelegen ift, für welches die Strafprozeßordnung 
Wirkſamkeit hat, ftetS der Drudort; wenn viefer unbelannt over 
außerhalb jenes Gebietes gelegen ift, ver Ort der Verbrei— 
tung in dem legteren als Thatort anzufehen. 

Ericheinen in dem letteren Falle mehrere Gerichte für die— 
jelbe Unterfuchung zuftändig, jo entjcheidet unter ihnen das Zu- 
vorkommen.“ ($ 486 ©t.-B.-D.) 

Um die Tragweite der Bejtimmungen bes $ 486 St.-P.-O. zu 
überjehen, muß an ven folgenden zwei Grundſätzen feitgehalten wer- 
ben: 4) er bezieht fich ausjchließlich auf die durch ven Inhalt einer 
Druckſchrift begangene ftrafbare Handlung; 2) er bezweckt nicht 
anderes, als alle Kontroverjen über die Frage, welcher Ort als That- 
ort zu betrachten jei, durch eine authentijche Interpretation 
bes Ausprudes: „Ort der begangenen That“ abzu- 
ſchneiden. 

Daraus folgt aber, daß, ſoweit $ 486 feine Anordnungen enthält, 
die in dem 6. Hauptjtüde der St.-B.-D., in den $8 51 ff., nieberge- 
legten Grundjäge auch auf Preßſachen uneingejchränkte Anwendung 
finden müſſen?. Es gilt dieß insbejondere bezüglich aller nicht „durch 
den Inhalt einer Drudichrift begangenen“ Preßdeliklte. Hier haben wir 
in jedem einzelnen Falle den Thatort feftzufegen und danach die örtliche 
Zuftändigkeit zu beftimmen. So erfcheint beijpielsweife als Ort ver 
begangenen That: bei ver Ausübung des Selbtverlagsrechtes ohne 
vorausgegangene Anmeldung des Berkaufslofales der Drt, an welchem 
dieſes fich befindet, bei ver unbefugten Herausgabe einer periopiichen 
Drudichrift ver Ort, an welchem dieſe erjcheint; bei wiflentlich fal- 
ihen Angaben der Ort, an welchem dieſe gemacht werben u. j. w. 
Ebenjo muß auf die Beitimmungen des 6. Hauptjtüces auch dann 


4) Min.Vdg. v. 5/11 4873 R.-©.-B. No. 455: „In Städten, im welchen 
mehrere jtäbtifch delegirte Bezirkögerichte beftehen, ift auch vom 4/4 1874 angefan- 
gen die Gerichtsbarkeit in Straffachen von denjenigen Bezirlögerichten, welche biezu 
bisher berufen waren, innerhalb des dermaligen Gebietsumfanges auszuüben.“ 

2) Aehnliche Anfichten bei Schwarze, Kommentar zur St.“P.O. ©. 128 ff. 
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zurüdgegangen werben, wenn eine Drudjchrift ftrafbaren Inhaltes im 
Inlande weder gebrudt noch verbreitet wurde, die Regel des $ 486 
uns aljo im Stiche läßt. Hier erjcheint, da die jtrafbare Handlung im 
Auslande begangen wurde, nach $ 54 St.-P.-D. jenes Gericht als 
zuftändig, in deſſen Sprengel ver Beichulpigte feinen Wohnfig oder 
Aufenthalt hat; in Ermangelung eines folchen dasjenige, in deſſen 
Sprengel er betreten wird !, oder jenes, welches ter Kaffationshof auf 
Grund des 2. Abſ. des $ 54 beftimmt. 

Da nach der Terminologie unjerer Gejeßgebung die Bernachläj- 
jigung pflichtgemäßer Aufmerkjamfeit nicht zu den „burch ven Inhalt 
einer Drudichrift begangenen“ Delikten gehört, jo entfällt auch hier vie 
Anwenpbarfeit des $ 486 ©t.-P.-D. 

Auf die dem allgemeinen Strafrechte und Strafprozeßrechte ange— 
hörenden alten Kontroverjen über ven Ort ver begangenen That? kann 
bier nicht eingegangen werben. Nur das geht aus der allgemeinen 
Faſſung des $ 486 St.-P.-D. mit Beftimmtheit hervor, daß, wenn 
überhaupt die Schrift im Inlande gedruckt oder verbreitet wurde, dann 
am Drudorte beziehungsweije am Orte ver Verbreitung das forum 
delieti commissi nicht nur für den Hauptthäter, jonbern für alle die— 
jenigen begründet ift, welche irgendwie an ver Herftellung und Ver- 
breitung der Drudichrift dolos betheiligt find. Wenn es aber beim 
Verſuche geblieben ift, oder werer Drud noch Verbreitung ber Drud- 
ſchrift im Inlande jtattgefunden hat, dann muß die Thätigfeit eines 
jeven Betheiligten jelbjtftänpig ins Auge gefaßt, und für ihn 
das forum delieti commissi bejtimmt werden, wobei dann aller 
dings die $$ 55 und 56 ©t.-B.-D. zur Anwendung gelangen können. 

Bei einer Kollifion mehrerer Gerichtsftände enticheivet ſowol nach 
$ 486 als auch nach 51 St.-P.-D. das Zuvorfommen. „Dasjenige 
Gericht ift zuvorgefommen, welches zuerft eine Unterſuchungs— 
handlung vorgenommen hat” (851 Abf. 3). Darnach ift für 
das öfterr. Recht die Frage zu entfcheiden, ob und in wie ferne durch die 
Bollziehung ver Befhlagnahme vie Kompetenz zu Gunften des 


1) Bol. Anonymus in G.,3. 1871 No. 95. 

2) Aus der neneften Literatur Über dieſe vielbeſprochene Frage wären zu er- 
wähnen die Aufjäge von Häberlin und Neifelin G.A. XXV, und Heinien 
in ©.-&. XXVII. Bgl. aud) die Kommentare zu $7 ber deutſchen R.-St.-B.-O.; 
insbef. Die von Shwarze und Löwe. 

3) Bgl. hierüber insbef. Hye, Strafgeſetz S. 434 ff. 
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Beichlagnehmenven, mit anderen Gerichten konkurrirenden Gerichtes 
begründet werben fann. Die von der Sicherheitsbehörde un- 
mittelbar oder auf VBeranlaffung des Staatsanwaltes vorgenommene 
Beſchlagnahme ift durchaus einflußlos auf die Frage der Zuftändig- 
feit; die vom Gerichte vorgenommene fann dagegen bie Kompetenz 
durch Prävention begründen, wenn fie als Unterfuchungshandlung, 
nicht aber wenn fie als Vorbereitungshandlung erjcheint !. 


887. Die Rechtfertigung der Beſchlagnahme. 

1. Schon in vem erjten öfterr. Preßgejege vom 31/3 1848 finden 
wir in den $$ 47ff. eingehenve Beftimmungen über die gerichtliche 
Rechtfertigung der von der Sicherheitsbehörbe vorgenommenen Be— 
ichlagnahme. Diejelbe ift dem in der Hauptjache zuftäntigen Gerichte 
(ober ber zuftändigen politiichen Behörbe) binnen 24 Stunden, und 
wenn die Beichlagnahme an einem anderen Orte als jenem, an welchem 
das Gericht feinen Sit hat, gefchehen ift, längftens binnen drei Tagen 
anzızeigen. „Sogleich nach erhaltener Anzeige erkennt das Gericht, ob 
ber Beichlag wieder aufzuheben ſei over fortzubeftehen habe.“ ($ 47.) 
Wird demjenigen, gegen welchen die Beichlagnahme verfügt wurde, bie 
Beftätigung oder Aufhebung berjelben von Seiten des Gerichtes nicht 
innerhalb drei Tagen, oder wenn die Beichlagnahme an einem von dem 
Amtsfige des Gerichtes verſchiedenen Orte ftattgefunden hat, innerhalb 
acht Tagen, von der erfolgten Beichlagnahme an gerechnet, eröffnet, 
„Jo verliert ver Beſchlag ohne weitere Verfügung von 
Rechtswegen feine Wirffamfeit.“ ($ 50.) 

Die gleichen Beitimmungen finden fich auch in ven 88 8 ff. ber 
Verordnung vom 18/5 1848. Das Batent vom 14/3 1849 fnüpft an 
die analoge Anoronung die praftijch wichtige Bejchränfung : „es wäre 
denn, daß die VBerjtändigung nur wegen Abweſenheit orer Nichtauffin= 
bung desjenigen, an ven fie gefchehen follte, nicht bewerkjtelligt werben 
fonnte, in welchem Falle e8 genügt, wenn die Berftändigung im Amts- 
(ofale des Gerichtes oder der Behörde öffentlich angefchlagen und in 
die Regierungszeitung eingerüdt wurde.“ ($ 10). Die Vorfchriften 

1) Die Frage, ob au Borerhebungshandlungen als „Zuvorkommen“ 
im Sinne des 5541 St.-P.-D. zu betrachten find, ift allerdings eine ſehr beftrittene. 
Sie wird (wie oben im Texte) verneint von Mitterbadher und Neumaper 


©. 167, Ullmann S.229; bejaht von Waſer in ©.-3. 1872 No.53, Rulf, 
Kommentar S. 81. 


360 Sechſtes Bud. Das Preßprozeßrecht. 


des Patentes vom 14/3 1849 kehren wörtlich im $ 505 ber &t.-P.-O. 
vom 17/4 4850 wieder. 

Auf einem gänzlich abweichenden Standpunkte fteht $ 25 ver P.-O. 
vom 27/5 1852. Gegen die, ohne weitere Einfchränfung dem Er- 
mejjen der Sicherheitsbehörbe anheimgegebene Beſchlagnahme ift nur 
ber Refurs, ber feine aufjchiebenve Wirkung bat, an ven Statthalter 
und weiter an bie oberjte Polizeibehörte zugelafen; die Aufhebung 
einer derartigen Beichlagnahme kann nur im politifchen Wege er- 
folgen. 

Das P.-P..©. vom 17/12 1862 fehrte wieder zu der Auffaffung 
ber älteren öſterr. Preßgeſetzgebung zurüd, und verlangte in ven 88 7, 
8 und 9 die gerichtliche Rechtfertigung der fonft ipso facto erlöfchenten 
Beſchlagnahme. Diefe Beftimmungen fine beinahe wörtlich in die 
&t.-P.-D. von 1873 übergegangen. 

Es wurde bereits oben! hervorgehoben, daß die Anordnungen des 
Preßrechtes über die Vorausfegungen der Beichlagnahme, über die 
Nothwendigfeit einer gerichtlichen Beftätigung derſelben, fowie einer 
raſchen Einleitung ber Verfolgung wegen der in der Drudfchrift ent- 
baltenen ftrafbaren Handlung, enblich über das Erlöfchen ver Beſchlag— 
nahme in Folge des einfachen Ablaufes der gejeglichen Friften — im 
Vergleiche zu den Grundfägen des allgemeinen Prozekrechtes der Preſſe 
eine bedeutende Erleichterung gewähren. Es kann hier auf das bort 
Geſagte verwiefen werben. 


1. Wenn wir ung nunmehr zu einer Beiprechung des geltenden 
Öfterr. Rechtes wenden, fo muß vor allem betont werden, daß die Be— 
ftimmungen der $$ 488 ff. nur auf die von ber Sicherheitsbe- 
hörde unmittelbar over über Veranlaſſung des Staatsanwaltes voll- 
zogene Beichlagnahme fich beziehen, daher auf die gerichtliche, insbe: 
jondere auf die im Privatanklageprozeſſe angeoronete, Beichlagnahme 
feine Anwentung finden. | 

In dem der polizeilichen Beichlagnahme nachfolgenden Nechtfer- 
tigungsverfahren haben wir brei Stadien zu unterſcheiden. 

1) Das ftaatsanwaltliche Einfhreiten um geridt- 
lihe Beftätigung der Beſchlagnahme. 


1) Vgl. oben $48 ©. 173 ff. 
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„Die von ver Sicherheitsbehörbe unmittelbar oder auf Ver: 
anlajjung des Stantsanwaltes vorgenommene Beichlagnahme iſt 
dem Staatsanwalte desjenigen Ortes, wo das zum Strafrichter- 
amte berufene Gericht feinen Sit hat, binnen 24 Stunden unter 
Anſchluß eines Eremplares der Drudichrift anzuzeigen“ ($ 487 
Ab. 4). 

„Hat der Staatsanwalt die Beichlagnahme einer Drudichrift 
veranlaßt, fo hat er binnen brei Tagen!, von dem Zeitpunfte des 
ihm angezeigten Vollzuges, bei dem Gerichtshofe erfter Inftanz, 
beziehungsweife bei dem Bezirksgerichte ($ 485) um bie Beſtäti— 
gung ver Beichlagnahme einzufchreiten. 

In jenen Fällen, in welchen die Sicherheitsbehörbe vie Be- 
ichlagnahme unmittelbar verfügt, hat der Staatsanwalt binnen 
brei Tagen, vom Tage ver erhaltenen Anzeige, entweder die Auf- 
hebung ver Beſchlagnahme durch vie Sicherheitsbehörde oder bie 
Beftätigung berfelben, wie im vorhergehenden Falle, zu veran- 
laſſen“ ($ 488 St.P.⸗O). 


Die bier fetgefegten Friften find feine Fallfriften; es fann 
vielmehr von dem Staatsanmwalte die Beftätigung ver Beichlagnahme 
auch nach Ablauf ver prei Tage begehrt werben, boch darf ſelbſtver— 
ftändlich in diefem Falle die Erlöfchung der Beichlagnahme durch ven 
Ablauf der achttägigen Frift des $ 489 noch nicht eingetreten fein. 

Die Frift beginnt zu laufen: a) wenn der Staatsanwalt bie 
Beichlagnahme veranlaßte, mit dem Zeitpunfte des angezeigten 
Bollzuges, jo daß z. B., wenn diefer auf Montag 10 Uhr Vormittags 
fällt, die preitägige Frift Donnerstags 40 Uhr Vormittags abgelaufen 
iſt?; b) wenn die Sicherheitsbehörde unmittelbar eingefchritten 
ift, mit dem Tage der erhaltenen Anzeige, fo daß bie Frift in unferem 
Beifpiele erft Donnerstags Nachts 12 Uhr enden würde. Der Grund 
für dieſen Unterjchiev fann darin gefunden werden, daß im zweiten, 
nicht aber im erjten Falle eine Prüfung ver von der Sicherheitsbehörve 
geltend gemachten Gründe durch den Staatsanwalt nöthig ift. 


1) Das deutſche R.⸗“P.⸗G. 824 hat hier nur eine Frift von 12, bez. 24 Stunden. 

2) S. Mayer, Sandbuh II S.46 will bei allen nah mehreren Tagen 
beſtimmten Friften die Berehnung a momento ad momentum ausjcließen. 

Diefer Anfiht widerfpricht jedoch der unzweifelhafte Wortlaut bes 5438 Abſ. A. 


362 Sechſtes Buch. Das Preßprozeßtecht. 


Keines Beweiſes bedarf die Behauptung, daß der Staatsanwalt, 
obwol das Geſetz dieſen Fall nicht ausdrücklich erwähnt, auch die von 
ihm ſelbſt, oder bie von einem anderen Staatsanwalte veranlaßte 
Beſchlagnahme aufheben kann. 


2, Entſcheidung des Gerichtes über vie Beſchlag— 
nahme. 

„Das Gericht hat binnen drei Tagen! vie Beftätigung oder 
Aufhebung ver Beichlagnahme auszuiprechen. Erfolgt vie Be- 
ftätigung derjelben binnen acht Tagen? nach teren Vornahme 
nicht, jo ift, wenn nicht eine von dem Staatsanwalte gegen vie 
Verweigerung ver Bejtätigung eingebrachte Beſchwerde fih im 
Zuge befindet, vie Beichlagnahme erlofchen und auf Verlangen 
der Partei von ver Sicherheitsbehörde die Aufhebung derjelben zu 
verfügen. 

Die beftätigte Bejchlagnahme bleibt bis zur entgiltigen Ent: 
ſcheidung in der Hauptſache wirkſam ($ 490). 

Die Nichtbefolgung ver Vorjchriften des $ 488 oder die Auf- 
hebung ver Beichlagnahme hindert jevoch nicht die weitere ftraf- 
gerichtliche Verfolgung“ '$ 489 St.-P.-D.). 


Auch bei der Beftätigung ver Beihlagnahme gelten bezüglich der 
Stellung des Gerichtes gegenüber ben Anträgen bes Anklägers bie all: 
gemeinen Grundſätze unferer Strafprogeßortnung. Das Gericht tft 
auch hier an die von dem Ankläger verfolgte That, nicht aber an bie 
rechtlihe Oualififation gebunden, welche ihr von dem Ankläger 
beigelegt wird; die Betätigung fann daher auch dann erfolgen, wenn 
das Gericht in dem verfolgten Artikel eine andere ftrafbare Handlung 
erblickt als der Ankläger, fie wäre aber ausgejchloffen, wenn das Ge— 
richt ven verfolgten Artikel für jtraflos, dagegen einen anderen in der— 
jelben Drudjchrift enthaltenen, mit dem erjten Artikel in feinem Zu— 
jammenhange ftehenvden, nicht verfolgten Artifel für ftrafbar hielte; 
Aufhebung der Beichlagnahme müßte verfügt werden, wenn das Ge— 
richt im Gegenſatze zu dem Staatsanwalte vas Vorliegen eines Antrags: 
beliftes annimmt. 


1) Das deutfche R.-P.-®. bat auch bier nur eine Frift von 24 Stunden. 
2) 5 Tage nach dem deutſchen R.»P.-®. 


Rechtfertigung der Beichlagnahme. $ 87. 363 


Gegen die Entjcheitung des Gerichtes über das Rechtfertigungs- 
begehren fteht beiden Theilen die Beſchwerde nach 8494 &t.-P.-D.! zu. 

3) Die weitere Durhführung der Verfolgung. 

„Snnerhalb acht Tagen nach erfolgter Beftätigung der Be— 
ichlagnahme hat ver Staatsanwalt, infofern dieß nicht fchon ge« 
ſchehen ift, entweder ven Antrag auf Führung einer gerichtlichen 
Vorunterſuchung zu ftellen over feine Anklageichrift zu überreichen 
($ 94), wibrigenfalls die Beichlagnahme erloſchen und auf Ver— 
langen ver Bartei aufzuheben ift“ ($ 490 St.:P.-D.). 

Nach vem durchaus beftimmten Wortlaute des Gejeges muß ange- 
nommen werden, baß weder die Einleitung der Borerhebungen, noch 
aber auch ver Antrag auf Durhführung des objektiven Berfahrens 
(5795 &t.-B.-O.) das Erlöfchen ver Beichlagnahme zu Hindern_ver- 
mag. Doc kann im Tegteren Falle ver Erfolg vermieden werden, 
wenn das nach $ 493 St.-P.-D. zu fällende Erkenntniß noch vor Ab- 
lauf der achttägigen Frift herbeigeführt wirt. 

Es genügt, wenn innerhalb der Frift ver Antrag auf Einleitung 
der Unterfuchung geftellt, over die Anklagefchrift überreicht wir, 
und es iſt nicht erforderlich, daß noch vor Ablauf ver acht Tage bie 
Unterfuchung wirklid) eingeleitet, die Anklagejchrift rechtskräftig wurde. 
Durch die befinitive Zurüdweilung des ftaatsanwaltjchaftlichen An— 
trages, durch das Erfenntniß des Dberlanvesgerichtes, welches dem 
Einſpruche gegen die Anklagejchrift Folge giebt, erliicht, da dann eine 
„envgiltige Entjcheidung in der Hauptjache“ ($ 489 Ab. 2) vorliegt, 
vie Beichlagnahme, jelbjt wenn die Aufhebung derjelben nicht ausprüd- 
lich ausgeiprochen worben fein follte. 

‚I. Außerorventlich bejtritten ift die Trage, welche Behörden — 
Polizei, Staatsanwaltichaft, Gericht — in den verjchievenen Stadien 
des Beichlagnahmenerfahrens als zur Vornahme ver einzelnen Schritte 
örtlich zuftändig zu betrachten find. Nach geltendem öfterr. Rechte 
müſſen folgente Grundfäge fejtgehalten werben: A) Ueber vie Be- 
ftätigung der Aufhebung der Beichlagnahme hat immer das 
zur Entjheidung in der Hauptjache berufene Gericht 
zu verfügen. 2) Dem am Sitze diefes Gerichtes befind- 


1) Das deutſche R.-P.-©. giebt dem Staatsanmwalte feine Beſchwerde gegen 
die Aufhebung der Beichlaguahme. 
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lihen Staatsanmwalte obliegt es daher, um bie Rechtfertigung 
ver Beichlagnahme einzufchreiten. 3) Dagegen kann die Bejchlag- 
nahme jelbjt ohne Rückſicht auf die angegebene Grenze der örtlichen 
Zuftändigkeit überall von der Sicherheitsbehörte unmittelbar over 
auf Veranlaffung irgend eines ftaatsanwaltichaftlichen Organes vor- 
genommen werben. Doch muß in dieſem Falle die Anzeige an den zus 
ftändigen, d. h. an denjenigen Staatsanwalt gemacht werden, der fich 
am Site des zur Entjcheivung in der Hauptjache berufenen Gerichtes 
befindet. Nur dieſer Staatsanwalt fann das Begehren um Beſtäti— 
gung der Beichlagnahme ftellen. 

Aus diefen Grundfägen, deren Rechtfertigung insbejonvere in dem 
vierten Abjage des $ 487 St.-P.-D.! enthalten ift, ergiebt fich, daß 
1) das in der Hauptjache nicht zuftäntige Gericht jedes Begehren um 
Beftätigung ter Beichlagnahme, und 2) das zuftändige Gericht das 
Degehren eines nicht an feinem Site befindlichen Staatsanwaltes a li- 
mine zurückzuweiſen hat?. 


888. Erſatzpflicht des Staates bei ungerechtfertig— 
ter Beſchlagnahme. 

J. Die Erſatzpflicht des Staates für die durch eine ungerechtfer— 
tigte Beſchlagnahme verurſachte Beſchädigung wird ſchon in den erſten 
öſterr. Preßgeſetzen ausdrücklich anerkannt. Nach $ 50 ver Verordnung 


4) „Die von der Sicherheitsbehörde unmittelbar oder auf Veranlaſſung Des 
Staatsanmaltes vorgenommene Beihlagnahme ift dem Staatsanmwalte 
besjenigen Ortes, wo das zum Strafrichteramte berufene Gericht feinen Sit 
bat... . anzuzeigen.“ 

2) Für die richtige Anficht Mitterbaher und Neumayer ©. 940, Rulf 
S. 462. Auch $24 des deutſchen R.-P.-®. jagt: „Über die Beftätigung oder Auf- 
hebung ber vorläufigen Beſchlagnahme hat das zuftändige Gericht zur entfcheis 
ben.” Bol. Marguardfen ©2835, Thilo 8.1038, Schwarze ©. 144, 
Berner S.309f., bie fih insgefammt im Sinne der im Texte vertretenen Anficht 
äußern. Ebenfo für das preuß. Recht u. U. Hartmann 9.15%. Marquard— 
fen insbef. betont, bie entgegengeießte Anficht „würde das Reſultat haben, daß fich 
bie Polizei bei verbreiteten Schriften ben Ort der Beichlagnahme ausfuchen könnte, 
wo fie der Beftätigung durch das Gericht ficher zu fein glaubt." — Dagegen vertritt 
Lienbacher IIS. 147 die Anficht, „daß die Rechtfertigung der Beſchlagnahme 
jenem Staatsanwalte obliegt, im deſſen Bezirk fie vorgenommen wurde, und daß 
das Gericht dieſes Bezirkes die Beflätigung auszufprechen bat, wenn es auch zur 
Unterfuhung und Verhandlung des durch die Drudichrift begründeten Verbrechens 
nicht fompetent iſt.“ Aehnlich Kayſer ©. 628, und die von ihm angeführte fran— 
zöſiſche Literatur und Praris. 


Erlatpflicht des Staates. 8 88. 365 


vom 31/3 1848 gebührt in allen Fällen, in welchen die Beichlagnahme 
durch Ablauf dev Frift erlifcht „vem Beſchädigten der Erfat bes 
Schabens und der Koſten aus der Staatsfaffe*. Die Verordnung vom 
18/5 1848 fügte in $ 10 hinzu: „basfelbe gilt von dem Falle, wenn 
ver Beichlag aufgehoben oder wenn drei Tage nach gerichtlicher Be— 
wilfigung oder Beftätigung ver Beichlagnahme Feine Klage überreicht 
wird“. Einen anderen, die Tragweite der Beftimmung um ein Bedeu— 
tendes abjchwächenden Zuſatz brachte 810 des Patentes v. 14/3 1849: 
„edoch im Falle ausprüdlicher Aufhebung nur dann, wenn biebei bie 
Beichlagnahme als weder durch den Inhalt der Drudichrift noch durch 
eine Außerachtlafjung der in ven SE A— 20 des Patentes v. 43/3 1848 
enthaltenen VBorjchriften gerechtfertigt erfannt wird”. Diefe Beftim- 
mung ift wörtlich in den $ 506 der St.-P.-O. vom 17/4 4850 über- 
gegangen. Daß die Anerkennung ber Erfaspflicht des Staates weder 
mit dem Geifte ver B.-O. von 4852 noch mit jenem der St.⸗P.-O. 
von 4853 vereinbar war, liegt auf ver Hand. Erft im Jahre 1862 
fehrte man zu dem bereits vor 45 Jahren eingenommenen Stanppunfte 
zurüd!. Der 8 16 des B.-P.-©. vom 17/42 1862 ging als $ 494 
wörtlich in die St.-P.-O. don 1873 über. 


II. Die Anerkennung der ftaatlichen Erjaßpflicht für die ungerecht: 
fertigte Beſchlagnahme gehört zu jenen gejeglichen Einrichtungen, 
welche, obwol gut gemeint, doch praftifch feinen Werth haben, ja in 
einzelnen Fällen gerade das herbeiführen, was fie verhindern follen. 
Die Preſſe jollte gegen muthwillige Beſchlagnahme gejchügt werben ?; 
die Erfahrung aber lehrt, daß die Fälle, in welchen fich die Gerichte 
entichließen, die Beichlagnahme für eine ungerechtfertigte zu erklären 
und damit ven ftaatsanmwaltjchaftlichen Beamten zu fompromittiven, zu 
ven größten Seltenheiten gehören. Die Warnung, welche $ 494 
St.-B.:D. den Organen der Staatsanwaltjchaft zuruft, ift dadurch zu 
einer lediglich auf dem Papiere ftehenden geworden. Saques? hat 


1) Es ift nach dem Gefagten unridhtig, den 816 des P.P.G. v. 1862 als 
ein »novume in ber öfterr. Gefetsgebung zu bezeichnen, wie dieß regelmäßig gefchieht. 

2) A.⸗St.P. I. Seſſion S. 2380. 

3) Schon in feinem, dem deutſchen Ionrnaliftentag zu München (nicht dem 
Iuriftentag, wie Mitterbadher und Neumapyer ©. 944 jagen) erftatteten Gut- 
achten; theilweiſe abgebrudt in feinen Abhandlgn. S.58 Anm. 9. Bgl. aud 
Berner S. 314, 
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fich das Verdienst erworben, dieß mit aller Entſchiedenheit betont zu 
haben: „Sehen wir davon ab, daß die Praris dieſe Entſchädigungs— 
pflicht jo gut wie illuſoriſch macht, fo ftehen ihr am fich zwei fchwer- 
wiegende Bedenken entgegen. Das Eine ift, daß es thatjächlich für 
eine beabfichtigte iveelle Wirkfamfeit, die burch ungerechtfertigte Be- 
ſchlagnahme vereitelt wird, ein materielles Aegivalent nicht geben kann, 
weil ausschließlich nur im Gelde ſchätzbare Dinge das Subftrat von 
Schadenerſatzanſprüchen zu bilden geeignet erjcheinen. Das Zweite ift, 
daß man, wenn anders die Entſchädigung mit vichtigem Maßſtabe be- 
meſſen wird, die Richterfollegien, welche über Bejtätigung oder Auf- 
hebung verfügter Beichlagnahmen zu erfennen haben, in die peinliche 
Alternative verfett, entweder zu betätigen oder aber dem Staatsichak 
erhebliche Opfer aufziterlegen, daß man fie auf diefem Wege mit einer 
Art von Berantwortlichkeit belaftet, welche im offenbarjten Widerfpruche 
mit derjenigen fteht, von ver allein fie bei ihren Erkenntniſſen fich leiten 
laffen ſollen“. — Die gänzliche Befeitigung ber fogenannten polizeis 
lichen Bejchlagnahme, wie fie oben in $ 47 in Borfchlag gebracht 
wurde, ift eben das einzige Mittel, die widerftrebenden Intereffen zu 
verjöhnen. 


11. 8491 St.-P.-D. beſtimmt: 

„Im Falle der Erlöfchung oder Aufhebung einer von der 
Sicherheitsbehörde unmittelbar oder auf VBeranlafjung des 
Staatsanwaltes vorgenommenen Befchlagnahme gebührt bem 
durch diefe Beichlagnahme Beſchädigten ver Erſatz des er- 
weislihen Schadens aus der Staatöfaffe, jedoch im Falle 
berausprüdlihen Aufbebungnurdann, wenn biebei 
bie Beichlagnahme ald weder durch den Inhalt der Drudichrift, 
noch durch eine Außerachtlaffung der in dem Preßgejete ent: 
haltenen Vorſchriften gerechtfertigt erfannt wird. Der Er- 
faganfpruch ift bei fonftigem Verluſte innerhalb ver nächiten vier» 
zehn Tage bei dem Gerichte nachzuweifen. Das Gericht hat hier- 
über nach vorläufiger Vernehmung des Staatsanmaltes unter 
Borbehalt ver binnen acht Tagen zu überreichenden Beſchwerde zu 
entſcheiden.“ 


Die ſtaatliche Erſatzpflicht tritt nach dem klaren Wortlaute des Ge— 
ſetzes mithin nur bei der polizeilichen Beſchlagnahme, nie aber bei 
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der, vielleicht auf Antrag bes Privatflägers verfügten, gericht- 
lihen, wenn auch nur vorläufigen Bejchlagnahme ein. Bei ber 
erjteren haben wir das Erlöfchen und bie ausdrückliche Aufhebung ver 
Beichlagnahme zu unterjcheiden. 

4) Wenn die Beichlagnahme durch fruchtlofen Ablauf der Frift 
erlifcht, jo entjteht die Erfagpflicht, ohne an weitere Beringungen 
geknüpft zu fein. Selbjt wenn die nach dem Erlöfchen eingeleitete Ver- 
folgung zu einem verurteilenden Erfenntniffe und im Anjchluffe an 
piejes zur neuerlichen Anordnung der Beichlagnahme führt, kann bie 
bereit8 eingetretene Erjaßpflicht nicht mehr befeitigt werden!, Ber: 
ichleppungen hintanzuhalten: das ijt ver lette Zwed ver gejeglichen 
Beftimmungen über die Rechtfertigung der Beichlagnahme; und die zu 
dieſem Zwecke dem öffentlichen Ankläger gegenüber feſtgeſetzten Friften 
find, wie insbefondere der Vergleich mit dem deutſchen R.P.-G. er- 
giebt, mehr als ausreichend, um vie erforterlichen Schritte vorzuneh— 
men. Werben biefelben dennoch verfäumt, jo hat ver Staatsanwalt 
allein fie zu veranworten. 

Die Erlöfchung der Beichlagnahme aber tritt ein a) acht Tage nach 
deren Vornahme im Falle des $ 489 Abf. 3; b) acht Tage nach ber 
Beftätigung? gemäß $ 490, c) wenn die Entjcheibung in der Haupt: 
fache feine Verfügung über die Befchlagnahme enthält mit der Rechts- 
kraft dieſer Entjcheidung. 

2) Wird die Beſchlagnahme ausprüdlich aufgehoben, jo tritt bie 
Erjagpflicht nur dann ein, wenn die Beichlagnahme als durchaus unge- 
rechtfertigt „erfannt“ wird. Es entjteht hier die Frage, ob auch eine 
vom Staatsanwalte jelbft, nach $ 488 St.-PB.-D., vielleicht auf 
Anfuchen der davon betroffenen Partei, verfügte Aufhebung die Erjaß- 
pflicht begründet. Die Frage ift im weiteften Umfange zu bejahen. 
Die „Aufhebung“, von welcher & 491 fpricht, ift einzig und allein die 
gerichtliche, wird die von ver Sicherheitsbehörde unmittelbar orer auf 


4) AM. Lienbaher II S.114: „beum zur Verbreitung des Strafbaren ... 
kann e8 fein Recht geben, da... eine Solche Verbreitung . . . ein ftrafbares Un- 
recht ift, dejlen Verhinderung nie eine Erjatpflicht des Staates begründen fann.“ 
Durhaus verfehlt auh Mitterbaher und Neumayer ©. 943. 

2) Nicht aber, wie Mitterbader und Neumayer S.942 fagen, „nad 
ber Beſchlagnahme“. 
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Beranlaffung des Staatsanwaltes vorgenommene Beichlagnahme auf- 
gehoben, jo fteht diefe „Aufhebung“ dem Erlöſchen im Sinne des 
$ 491 durchaus gleich, und die Erklärung des Staatsanwaltes, er halte 
die Beichlagnahme an fich für gerechtfertigt, ift durchaus irrelevant i. 
Diefe, dem Wortlaute des Gefetes Scheinbar wiberfprechende Ent- 
ſcheidung wird durch folgende Gründe außer Zweifel geſetzt: a) Sie 
entjpricht der Abficht der gefetsgebenven Faktoren ; insbefonbere Her bit 
hat? ausdrücklich erklärt, in dem bier behandelten Falle ſei die Erfa- 
pflicht „ſelbſtverſtändlich“. b) Site entipricht der ratio legis; nach ver 
entgegengefegten Anficht könnte der Staatsanwalt, indem er kurz vor 
Ablauf der Frift die Beichlagnahme ſelbſt aufhebt, immer ven Eintritt 
der Erjatpflicht vermeiden, während das nunmehr einige Tage alte 
Blatt von feinem Menſchen mehr gelefen wird, alfo unfchäblich ge 
macht ift. c) Das Geſetz fpricht davon, daß die Beichlagnahme als 
gerechtfertigt oder nicht gerechtfertigt „erfannt“ wird; der Staatsanwalt 
aber fommt nie in bie Lage, „Erfenntniffe” zu fällen. d) Daß das Ge- 
je das Wort „Aufhebung“ bald im technifchen Sinne als gleichbeben- 
tend mit dem gerichtlichen Ausſpruche ver Aufhebung, bald in 
der Bedeutung einer faktiſchen Freigebung der mit Befchlag be 
legten Exemplare gebraucht, beweift die Faſſung ver $$ 489 und 490, 
nach welchen bie bereits erlojchene Beichlagnahme „auf Verlangen ber 
Partei aufzuheben iſt. Nur im Falle einer gerichtlichen 
Aufhebung der Beſchlagnahme iſt der Eintritt der 
Erjagpfliht an die im $ 494 formulirte Bedingung 
gefnüpft. 

Durchaus gleichgiltig ift e8, in welchem Stadium des Verfahrens 
vie Aufhebung ver Beichlagnahme erfolgt, und ob der Aufhebung eine 
Beftätigung in einem früheren Stabium vorangegangen ift ober nicht ; 
wenn daher in ber Einfpruchsverhandlung nach & 493 Abf. 2 die früher 
nad $ 489 beftätigte Beſchlagnahme aufgehoben und als nicht gerecht: 
fertigt erfannt wird, fo tritt die Erfaßpflicht des Staates ebenjo ein, 
als wenn eine Beftätigung früher nicht ftattgefunden hätte, Die ent- 
gegengeſetzte Anficht unferer Praxis, welcher ver O.“G.H. in der €. 


4) Unrichtig Lien bacher IS. 443, dem Mitterbaher und Neumapyer 
5. 943 ſich anfchliefen. 
2) W.:St.-P. (1862) I, Seffion S. 2387. 


>“ 
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vom 22/6 1874 G.⸗H. 1871 No. 62) beitrat, hat im Gefege feine 
Stütze. 

Berechtigt den Erſatz anzuſprechen, iſt jeder durch die Beſchlag— 
nahme Beſchädigte: Herausgeber, Verleger, Abonnenten, Inſeren— 
ten u. |. w.! 


$89. Das objektive Erfenntniß nach ven $$ 492 und 
493 St.-P.-⸗O. 


Sowol nach $ 492 als auch nach $ 493 kann auf Grundlage des 
richterlichen Ausipruches, daß der Inhalt einer Druckſchrift 
ven Thatbejtand einer ftrafbaren Handlung herftelle, 
das Verbot der weiteren Verbreitung, und die Vernichtung verfügt, bie 
Druckſchrift jelbft mithin unjchädlich gemacht, ver Hauptzweck des Straf: 
verfahrens in Preßſachen erreicht werden. Jenes objektive Erkennt— 
niß bildet das gemeinjchaftliche Band, das verbindende lied zwijchen ven 
beiden, in ihren übrigen Vorausfegungen diametral von einander ab» 
weichenden geſetzlichen Beftimmungen, deren eine ($ 492) vie einge» 
leitete aber erfolglos gebliebene Verfolgung einer bejtimmten Per: 
fon, vie fubjeftive Verfolgung (wenn biejer Ausdruck gejtattet ift) 
zur Unterlage hat, während die andere ($ 493) eben in ver Gejtattung 
eines Verfahrens befteht, welches von allem Anfange an, von 
ver fubjeftiven Verfolgung gänzlich abjehend, nur vie Herbeiführung 
jenes objektiven Erkenntniſſes und dev mit vemfelben verbundenen wei- 
teren Maßregeln bezwedt. 

Die Beiprechung der beiden gejeglichen Inſtituten gemeinjamen 
Borausjegung, des objektiven Erfenntnifjes, bildet den Gegenjtand 
diejes Paragraphen des Lehrbuches. 

Durch das objektive Erkenntniß wird Eonftatirt, daß objektiv, 
abgejehen von vem Verſchulden einer bejtimmten Per- 
jon, der Inhaltder Drudichrift ven Thatbeftand einer 


1) Durchaus unrichtig aber höchſt bezeichnend ift es, wenn Lienbader II 
S. 145 fagt: „BVeranftaltet der Herausgeber fogleich die zweite Auflage ohne fo 
lange bamit zuzumarten, als es die Umftände geftatten und die Klugheit räth, und 
zeigt fi, daß, wenn er fo lange zugewartet hätte, die Beichlagnabme noch jo zeitlich 
hätte aufgehoben werben fünnen, daß er fich die Auslagen ber zweiten Auflage er- 
ipart hätte, jo dürfte wol die zweite Auflage als eine unnöthige und vworeilige, jo: 
mit ber Erfaganipruch des Herausgebers als unberechtigt erfannt werden.” 

Liszt, Das Öfterreichifche Preßrecht. 24 
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ftrafbaren Handlung begründe. Die dadurch gebotene 
Trennung bes objektiven und fubjeltiven Thatbejtantes, ihre gegen- 
feitige Abgrenzung von einander, bietet bedeutende Schwierigfeiten, 
über welche vie öfterr. Praxis bisher — mit Ausnahme eines einzigen 
weiter unten zu bejprechenden Falles — ohne fie zu ahnen, hinweg— 
gegangen ift, während in Deutjchland die Theorie die hier einjchlagen- 
den Fragen meift feitwärts liegen ließ, und die Rechtiprechung zu 
ſchwankenden jedes fejten Prinzipes entbehrenven Refultaten gelangte. 
Eine erfchöpfenve Löſung des Problenis würte ausführlichere, tief in 
das Wejen ves Deliktes eingehende Unterfuchungen vorausfegen, bie 
bier nicht am Plage wären. Nur die wichtigiten Punkte feien hervor: 
gehoben. 

Es ift nur eine Umschreibung, aber allerdings eine ſolche, vie uns 
dem Weſen der Sache näher bringt, wenn wir den Sat aufitellen: 
Gründe, durch welche die Straflojigfet des Thäters be- 
wirktwird — mögen fie thatſächlicher oder rechtlicher 
Naturfein — ohne daß dadurch die Strafbarkfeit der 
That eine Veränderung erleidet, ſtehen der Füllung 
des objektiven Erfenntnifjes nicht im Wege; dagegen 
entfällt viefes, ſobald vie Strafbarfeit der That jelbft 
von allem Anfange an ausgejhloffen war oder durch 
nachgefolgte Umſtände befeitigt worden ift. 

Wenn daher die Rechtswidrigkeit ber That ausgejchloffen ift, 
fann von einer Anwendung ber $$ 492 und 493 St.P.⸗O. feine Rebe 
mehr fein. Ein wichtiges Beijpiel. Durch 528 Abſ. 4 B.-&. wird bes 
ftimmt, daß für wahrheitsgetreue Mittheilungen öffentlicher Bertretungs- 
förper Niemand zur Verantwortung gezogen werden kann. Durch dieje 


Dre m 


des Gejeges kann allervings zu Zweifeln Anlaß geben, und es verdient 
darum volle Billigung, wenn die Pegierungsvorlage des Einfüh- 
rungsgejeges zum St.-©.-Entwurfe! durch die veränderte Faffung : 
„wahrbeitsgetveue Berichte... . . bleiben von jeder Verantwortlichkeit 
frei“ — ben legislatorifchen Gedanken in die denkbar bejtinmtefte Form 
Heivete. Aber auch auf Grund des geltenden Rechtes gelangen wir, 


4) Der Wortlaut wurde oben ©. 220 Anm. 4 mitgetheilt. 
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ſobald wir von der gerade in Preßfachen bei unferer Praxis beſonders 
beliebten Buchjtabeninterpretation abgehen, zu dem gleichen Refultate, 
In der fraglichen Beftimmung des $ 28 Abf. 4 Handelt es fich nicht 
etwa um ein Privilegium der Preffe, jondern um die Sicherung eines 
politiichen Geranfens: das Volk foll wiſſen, was feine Vertreter be- 
rathen und beichließen, die Deffentlichkeit ver Parlamentsverhandlungen 
ſoll weit hinaus über die Wände des Sigungsfaales erweitert werden 
bis in die entlegenjten Gebiete bes Reiches. Wird hier durch die Ein- 
leitung des objektiven Berfahrens, durch Verbot und Vernichtung bie 
Mittheilung an die unbegrenzten Kreiſe des Publitums unmöglich ge 
macht, jo heißt das, der Abficht des Geſetzgebers direkt entgegenhanveln. 
Leider kann unjerer Praris diefer Vorwurf nicht erfpart bleiben!. — 
Das Gleiche gift dann, wenn die durch die Drudichrift begangene 
Handlung im Zuftanvde der Nothwehr gejegt wurde; ein Fall, ver 
auf Grundlage des jedes Rechtsgut ohne Ausnahme, aljo auch die pe⸗ 
litiſchen Rechte der Staatsbürger ſchützenden St.-©.-Entwurfes, fich 
allerdings praktiſch verwirklichen fan. 

So wie hier die Unanwendbarkeit, ebenfo ift umgefehrt vie An— 
wenbbarfeit ver $8 492 und 493 St.-B.-D. nicht zweifelhaft, wenn 
wegen zufälliger, thatjächlicher oder rechtlicher Umſtände nur die Straf- 
barkeit des Thäters entfällt, während bie That immer noch ftrafbar 
bleibt. Hieher gehört es, wenn ver Thäter zurehnungsunfähig, 
wenn er vor oder nach Einleitung des Verfahrens, vor oder nach ver 
Rechtskraft des gegen ihn gefällten Erfenntnifjes geftorben tft, 
wenn er flüchtig, unbelannten Aufenthaltes oder abwejend tft, wenn 
er ald Ausländer nicht vor die einheimijchen Gerichte gejtellt wer- 
den fann, oder wenn ihn feine perſönliche Immunität als Ab- 
georoneter, jeine exterritoriale Stellung, fein privilegirter 
Gerichtsſtand u. ſ. w. gegen bie Verfolgung ſchützt. 

Schwieriger geftaltet fich die Entjcheidung, wenn e8 fich um bie 
Berjährung handelt. Wird durch dieſe die Strafbarkfeit ver That 
oder nur die des Thäters befeitigt? Die Anfichten gehen hier weit aus— 
einander. Während bie einen die erfte Alternative bejahen und bie ob- 


— 





1) Die richtige Anſicht vertritt Rüborff, Kommentar zum R.StG.⸗B. 
(2. Aufl.) 2 zu $ 42 auf Grund der E. des O.T. v. 46/4 1875 G.⸗A. XXI 
©. 190). 
24 * 
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jeftive Verurteilung daher für ausgefchloffen halten!, wird nad) Anficht 
der Anderen 2 durch die Verjährung nur die Strafbarfeit des Thäters, 
nicht die dev That, aufgehoben, fo daß die $$ 492 und 493 anwendbar 
bleiben. Beide Anfichten müffen als unhaltbar bezeichnet werden; vie 
Wahrheit liegt zwifchen beiden in ver Mitte. Gewiß ift, daß durch vie 
Verjährung zunächft nur die Strafbarfeit einzelner Betheiligter er- 
liſcht, während die übrigen, bei welchen die gefeglichen Borausfegungen 
nicht eingetroffen find, nach wie vor verantwortlich bleiben; gewiß ift 
aber ferner auch, daß, wenn bei allen Betheiligten durch Verjäh— 
rung die Verfolgung und Beitrafung ausgejchloffen worden ift, da— 
mit auch die objektive Strafbarkeit ver That befeitigt wird. Mit 
anderen Worten: durch die Verjährung erliicht die Strafbarfeit ver 
That, wenn bei allen Betheiligten gewiffe Umftände — Nichtver- 
folgung, Nichtunterbrechung u. j. w. — eingetreten, beziehungsmweife 
nicht eingetreten find; burch die Verjährung der Strafbarkeit ſämmt⸗— 
licher Thäter tritt die Verjährung ver That jelbit erſt ins Leben. 
Daraus ergiebt fich für unfere Trage die wichtige Konſequenz, daß in 
jedem einzelnen Falle unterfuht werben muß, ob noch 
Jemand von den Betheiligten für die That verantwortlich gemacht 
werben fann, oder ob objektiv, in Bezug auf bie That felbft, vie 
Strafbarfeit erlojchen ift. Nur im erften, nicht aber im zweiten Falle 
kann ein objeftives Erfenntniß im Sinne ver $$ 492 u. 493 ©t.-P.-D. 
gefällt werden?, Das Gleiche muß auch bezüglich ver Begnadi- 
gung angenommen werden, obwol die herrichenve Anficht hier ohne 
weiteres die Anwendung ber objektiven Verfolgung für zuläffig hält. 
Wie ift es ferner zu halten, wenn es an dem Antrage des 
berechtigten Anklägers fehlt? Kann bier das Gericht nichts 
deſto weniger den objektiven Thatbeſtand einer jtrafbaren Handlung 


1) Budelt, Kom. 3. R.-St.-G.-B. 3 zu $42, Rüdorff, 4 zu 866, 
Rubo, Kom. z. R.-St.-G.-B. 8 zu $42. 

2) Berner, Lehrb. des Strafr. S.323 (9. Aufl.), Oppenhoff, 6 zu $42, 
Schwarze, Kom. 3. R.St.G.B. 9.104; O.⸗T. 30/10 1854 (bei Oppen:» 
hoffa. O.). 

3) $15 des P.-B.-©. v. 47/12 1862 hatte das objektive Erkenntniß ausdrück— 
lich zugelaffen, „wenn bie Strafbarkeit der Handlung durch Berjährung ober Durch 
andere nachgefolgte Thatſachen erloſchen ift.“ Allein dieſe, micht in das geltende 
Recht Übergegangene Beſtimmung fann für diefes nicht als maßgebend betrachtet 
werben. 
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annehmen, und auf Grund diefer Annahme Verbot und Vernichtung 
ausfprechen? Zunächit ſcheiden jene Delikte aus, welche nur auf An- 
trag des Verletzten oder nur auf dem Wege der prinzipalen Brivat- 
klage des Verletzten verfolgt und beftraft werben können. Hier ift tie 
Stellung des Antrages, die Durchführung der Privatklage eine unerläß- 
liche Bedingung für bie Strafbarkeit der That; fie ericheint 
unter allen Umſtänden als eine normwidrige, fie fann und darf aber 
nicht verfolgt und beftraft werben, wenn jene Peringung fehlt, jet es 
von allem Anfange an, fer es in Folge einer Zurüdnahme des An- 
trages over eines Nüdtrittes von der Anklage!. 

Wefentlich anders fteht die Sache bei den von Amtswegen zu 
verfolgenven Delikten. Auch hier darf zwar das Gericht ohne Antrag 
des Staatsanwaltes oder des an feine Stelle tretenden (jubfiviaren) 
BPrivatanklägers nicht einfchreiten, auch hier hat ver Rücktritt von ber 
Anklage die Einftellung des Verfahrens oder die Freifprechung des An— 
geflagten zur nothwendigen nicht zu umgebenden Folge: aber hier ift 
der Antrag ein prozeſſuales Erforberniß, nicht die materiell» 
rechtliche Beringung ber Strafbarkeit, Hier handelt e8 fich um bie 
formelfe Bertheilung der Prozeßfunktionen an verſchiedene Organe, die 
das gleiche Intereffe, die, wenn ich. jo fagen darf, benjelben Klienten 
vertreten, nämlich das Intereffe der verlegten öffentlichen Rechtsord— 
nung. Durch ven Mangel des ftaatsanwaltfchaftlichen Antrages wird 
alfo vie Strafbarfeit ver That nicht berührt, das objektive Erkenntniß 
kann, foweit nicht pofitivrechtliche Anorbnungen im Wege ftehen, ge- 
fällt werben; nach geltendem öfterr. Recht hindert alfo der Rücktritt 
bes Staatsanwaltes von der Anklage die Anwendung des 8 492 


1) Im gleihen Sinne äußern fih: Rüdorff, 23u $42, 10 zu 861, Otto, 
Aphorismen (1873) 2 zu $42, 17 zu 864, Koh in G.-A. XIX S.729, Rubo, 
3 zu 342, 44 31864, Hugo Meyer, Lehrbud des deutſchen Strafr. (2. Aufl.) 
©. 296 Anm. 7; R.-0.:9.:6. 18/6 1875 Entſcheidungen XVII S. 123); Die 
entgegengejeste Anficht vertreten: Oppenhoff, 4 3u $42, 4 zu $61, Fuchs, 
Anklage u. Antragsbelikte (1873) S.154, Puchelt, 8 3u 564, Neffel, Antrags- 
berechtigungen (1873) ©. 32, Reber, Antragsbelifte 124 zu 542, Schwarze, 
Kom. 3. St.G.B. S. 104, 230 („ven eine objeltive Uebertretung des Gejetzes 
liegt dann vor, wenn ber Antrag Überhaupt nicht geftellt wird"); O.T. 6/3 1872 
(G.:U. XX ©. 182), 9/7 4873 (O.:R. XIV ©. 487), 23/4 4874 (G.A. XXII 
&.254), D.-W.:®. Münden 21/3 4874 (G.A. XXI S. 654). Die Nichtunter- 
fheidung von Normwibrigfeit und Strafbarleit fpielt hier meift eine Ausichlag 
gebende Rolle. 


un 
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St.P.O. nicht, während allerdings ohne ftantsanwaltichaftlichen 
Antrag von einer Verfolgung nach $ 493 &t.-P.-D. feine Rebe fein 
kann. 

Auch unſer Kaſſationshof hat ſich mit dieſer Frage beſchäftigt, und 
in der C. nom 41/5 4877 (G.⸗Z. 1877 No. 46) ven Grundſatz aus- 
geiprochen, daß, wenn ver Ankläger vor Beginn der Verhand— 
(ung von der Verfolgung zurüdtritt, und daher die Einftellung nach 
ben $$ 409 und 227 &t.-P.-D. erfolgen muß, gar kein Subftrat für 
ein gerichtliches Erfenntniß mehr vorliege, $ 492 aljo, der vorausjege, 
daß das Gericht über die Strafbarkeit eine Entjcheidung fälle, 
nicht angewendet werden könne!. Allein dieſer Anficht kann aus meh: 
reren Gründen nicht beigepflichtet werden. Denn 4) ift ver bochwich- 
tige Unterichied zwifchen öffentlicher und Privatanflage mit feinem 
Worte erwähnt; 2) darf ein Unterfchieb zwifchen dem Rücktritte vor 
und jenem nach Beginn der Verhandlung nicht gemacht werben, ba 
auch im leßteren Falle die Freifprehung des Angeklagten nothwendig, 
und ohne daß eine Berathung in merito irgend einen Sinn hätte, er 
folgen muß; 3) it es unvichtig, daß dem Gerichte das Subftrat zu 
einem Erkenntniſſe fehle, va es ja eben, gleichzeitig mit der Einftellung 
oder Freifprechung, auf Grund des vorliegenden Mlateriales, über ven 
Inhalt ver Drucdichrift zu urteilen bat; (allerdings kann und darf 
biefes „Erkenntniß“ nicht von dem die Unterfuchung durch einfache 
„Verfügung“ ($ 109 &t.-P.-O.) einftellenvden Unterjuchungsrichter 
ausgehen, hoch jteht ver Einholung eines Rathskammerbeſchluſſes nichts 
im Wege) 4) kann auch die Berufung auf die Bejtimmungen bes 
5. Entwurfes einer St.-P.-D.? nicht als beweiſend angejehen werben, 
da fich diefe Beftimmungen im Geſetze felbft nicht finden, dieſelben nur 
von den Antragsteliften, nicht aber von ber öffentlichen Anklage 
iprechen, und endlich die Unterjcheibung, ob der Rücktritt vor oder nach 
dem Beginne ver Verhandlung ftattfindet, tem 5. Entwurfe völlig 
fremb ift. 


1) Rulf, Die Praris des öfterr. Strafprogefles (1878) ©. 186. ſcheint fich, 
ba er bie Entſcheidung ohne eigenen Beilag wiedergiebt, derſelben anzuſchließen. 

2; „Wird aus anderen Gründen als wegen Mangels bed nad dem 
Geſetze erforderlichen Verlangens eines Betheiligten auf Einftellung der Borunter- 
ſuchung, Zurückweiſung der Anklage oder Freifprehung des Angellagten erfannt“, 
fo gr das objektive Erfenntnig gefällt werden. Vgl. bei S. Mayer, Handbuch 
1 8,4077. 
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Es bedarf endlich mit Rüdficht auf das oben ©. 41 und 42 Ge— 
iagte feiner weiteren Ausführung, daß bie Frage, ob ver Inhalt der 
Drudichrift den Thatbeſtand einer ftrafbaren Handlung begründe, 
immer nach dem zur Zeit ver Aburteilung geltenden, in— 
ländiſchen Rechte zu entfcheiden ift. Ebenſo wenig unterliegt es 
einem Zweifel, daß bie Stellung des Gerichtes zur Anklage auch bier 
durch die allgemeinen Grundſätze unferer Strafprozeßordnung beftimmt 
wird, daß alfo das Gericht an die vom Ankläger verfolgte That, 
nicht aber an die rechtliche Qualifikation derſelben durch den Ankläger, 
gebunden tft !, 


$ 90. Fortjegung 4) Das objektive Erfenntnif 
nach $ 492 St.-P.-dD. 


$ 492 ©t.-B.-D. beftimmt : 

„Wird in dem Inhalte einer Drucjchrift zwar der Thatbe- 
jtand einer ftrafbaren Handlung befunden, jedoch auf Einftellung 
der Borunterfuchung oder auf Freifprehung des Angeklagten er- 
fannt, jo hat das Gericht doch nach Mafgabe ver Gefete die 
gänzliche oder theilweife Vernichtung, ber für ftrafbar erklärten 
Drudichriften zu verfügen, und das Verbot der weiteren Verbrei- 
tung derſelben auszujprechen.“ 

Ueber die VBorausfegungen, unter welchen ver objektive Thatbejtand 
einer jtrafbaren Handlung als vorliegend angenommen werben kann, 
it auf das joeben in $ 89 Gefagte zu verweiſen. Die Worte: „wird 
... . erkannt“, find, wie die Entftehungsgefchichte des $ 4922, und 
die oben ©. 375 gegen bie &. vom 14/5 1877 geltend gemachten 
Gründe beweifen, nicht im technischen Sinne zu nehmen. 

Die Anwendung des $ 492 bietet im ſchwurgerichtlichen 
Berfahren beveutenne Schwierigkeiten, insbejondere mit Bezug auf 
die Frage, von wen in biefem Falle das objektive Erfenutniß zu 
ihöpfen ift. Zunächjt unterliegt die Kompetenz der gelehrten Rich— 
ter feinem Zweifel, wenn vor Beginn ver Verhandlung das Verfahren 


1) Vgl. darüber auch S. Mayer, Hanbb. II Noten 20 u. 84 zu $2, beffen 
Ausführungen jedoch nur mit jenen Modifikationen beigetreten werben kann, bie 
fih aus dem oben in $67 ©. 264 f. Geſagten ergeben. 

2) ©. Mayer 1 ©. 1077, 
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eingeftellt wird, oder wenn nach $ 317 St.-P.-O. die Frageftellung 
an die Gejchworenen entfällt und der Gerichtshof fofort auf Frei: 
iprechung des Angeklagten erfennt. Das Gleiche gilt von dem Falle, 
wenn der Wahripruch der Gefchworenen, welche 3. B. fowol die Haupt- 
frage als auch die auf Zurechnungsunfähigfeit gerichtete Zuſatzfrage 
bejaht haben, bie genügende Grundlage zur Fällung des objektiven Er- 
fenntnifjes im Sinne des Ausfpruches ber Geſchworenen bietet. Die 
Schwierigkeiten beginnen erft, wenn die Frageftellung an die Geſchwo— 
renen ein in Bezug auf ven objektiven Thatbejtand durchaus negatives 
Refultat ergab, z. B. die einzige geftellte Hauptfrage verneint worden 
iſt. Es entjteht die Frage, ob fich diefem Reſultate nicht dadurch vor— 
beugen ließe, daß eine den objektiven Thatbeſtand in fich ſchließende 
Frage neben der Schuldfrage ! in allen zweifelhaften Fällen an vie Ge- 
ſchworenen gerichtet würde. 

Eine derartige Frageftellung wurte vom D.-&.:H. in der E. vom 
21/10 4870 (®.:3. 1870 No. 89) für unzuläffig erflärt, und bie 
Kommentatoren? fchließen fich dieſer Anficht an. Allerdings find bie 
für dieſe Anficht geltend gemachten Grünte nicht überzeugend. Daf 
objektive Fragen an die Gefchworenen nicht nur nicht zuläffig, ſondern 
unter Umftänden fogar nothwenbig find, wurte bereits oben $ 85 nach— 
gewiefen, und von dem D.-©.-H. wieterholt anerfannt?. Auch läßt 
fich nicht behaupten, daß die Gefchworenen nur über Schuld oder Nicht: 
ſchuld des Angeklagten zu entjcheiden hätten: denn weder das Ge— 
feß vom 9/3 4869 noch Art. VI Einf.-Gejeg zur St.-P.-D. v. 1873 
enthalten diefen, in dem &t.-®.-®. vom 21/12 1867 R.-©.:B. 
No. 144 Art. IX allerdings fich findenden Sat; dem Wefen des 
Schwurgerichtes widerſpricht eine derartige Fragejtellung ebenfalls nicht: 
fonjt fünnten objektive Fragen überhaupt nicht an die Gejchworenen 
gejtellt werben, fonft wäre auch der Entwurf von 1874, ber, von einem 
ver bedeutendſten Autoritäten auf diefem Gebiete Glaſer) unterzeich- 


4) An und für fich Tiefe fih ein boppeltes Schema benten: 4) a. objektive 
Frage, b. ſubjektive Zuſatzfrage; 2) a. fubjeftive Schuldfrage, b. objektive Even- 
tualfrage. Aus progefinalen Gründen ($ 348) wirb bie erfte Kombination in den 
meiften Fällen unmöglich fein, obwol fie die logiſch richtigere und einfachere wäre. 

3) Mitterbaher und Neumayer S.944, Rulf S. 464. 

3) Bgl. die oben S. 355 angeführten Entſcheidungen. 
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net, die Stellung objektiver Fragen ausprüdlich anorbnete!, ein Ver: 
ftoß gegen das Wejen des Schwurgerichtes geweſen. Maßgebend er- 
Scheint mir, daß der Ausfpruch über den Inhalt der Druckſchrift mit 
ber Verfügung bes DVerbotes und der Vernichtung nach & 492 
&.:P.-D. ein untrennbares Ganzes bildet, in leterer Be— 
ziehung aber die ausfchließliche Kompetenz des vechtsgelehrten Richters 
feinem Zweifel unterliegt. 

Es fünnte nur noch die Frage aufgewworfen werden, ob nicht das 
trotz des Nichtfchuldig der Geſchworenen erfolgenve verurteilende Er- 
fenntniß nach & 492 ©t.-P.-D,. einen Widerfpruch zwifchen ven Aus— 
jprüchen der Gejchworenenbanf und des Gerichtshofes in fich jchließen 
würde, und fchon aus dieſem Grunde unzuläffig wäre. Die Frage tft zu 
verneinen. Aus vem Nichtichultig der Geſchworenen tft nicht zu entneh— 
men, ob dieſe ven objektiven Thatbeſtand als vorliegend oder nicht vor- 
liegend angenommen haben; ein Widerfpruch liegt in der Verurteilung 
der Drudjchrift trog der Freifprechung des Thäters ebenjo wenig vor, 
wenn leßtere auf das Verdikt ver Gefchworenen, als wenn fie auf ein 
gerichtliches Erkenntniß fich ſtützt?. Reſultat: auch im ſchwurge— 
rihtlihen Verfahren fteht der Ausfprucd über ven In- 
halt der Drudichriftimmer in dem Ermeſſen des ſrrechts— 
gelehrten) Gerichtshofes. 

Das Gericht hat „nach Maßgabe der Geſetze“ Verbot und Ver— 
nichtung auszufprechen. Dieje „Geſetze“ find ohne Zweifel die $$ 36 
und 37 B.:&. Daraus folgt?, daß 1) troß des fcheinbar obligatori- 
ichen „hat... . auszufprechen“ ver Ausspruch ver Vernichtung immer, 
jener des Verbotes dann, wenn e8 fich um ein Vergehen oder um eine 
Uebertretung hanvelt, in das freie Ermeffen des erfennenden Ge— 
richtes geftellt ift ?; 2) daß ein befonderer Antrag des öffentlichen ober 
Privat-Anflägers in feinem Falle, ebenfo wenig wie nach ven $$ 36 
und 37 P.⸗G. erforderlich ift 5. 


1) Oben ©. 97. 

2) Diefelbe Anficht vertreten für das preußiſche Recht: Rönne ©. 278, 
Shward S. 126, Hartmann ©. 279, 

3) Bgl. das oben in $$ 74 u. 72 Gefagte. 

4) Untihtig Mitterbader und Neumayer ©. 943. 

5) Unrichtig Rulf S. 464. 
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Das objektive Erfenntniß und der daran fich anjchließende Aus- 
ſpruch des Verbotes und der Vernichtung bilden ein einheitliches unzer- 
trennbares Ganzes, da jenes Erkenntniß eben nur zu dem Zwecke er- 
folgt, um viefen Ausspruch daran fnüpfen zu können, und biefer durch 
jenes bedingt ift!. 


89. Fortfegung. b) Das objektive Berfahrennad 
$ 493 St.P.“O. Geſchichte und Beurteilung. 

Il. Durch $ 16 des B.-P.-©. vom 17/12 1862 wurde das auch 
in anderen Gefeggebungen (jo Preußen P.-&. 1851 8 50, wenn auch 
mit gewiſſen Bejchränfungen) fich findenve fogenannte objektive 
Berfahren, die Berfolgung der einen ftrafbaren In— 
balt in ſich jchliefenden Druckſchrift ohne gleidh- 
zeitige Verfolgung einer beftimmten Perjon wegen 
des in der Drudichrift enthaltenen Deliftes, in das 
öfterr. Preßrecht eingeführt. 816 cit. verfügte: „Der Staatsan- 
walt fann, auch wenn er gegen feine bejtimmte Perſon eine An- 
lage erhebt ?, im öffentlichen Interefje begehren, daß das Gericht er- 
fenne, ob ver Inhalt einer im Aus- over Inlande erjchienenen 
Druckſchrift ein Verbrechen Öher Vergehen begründe. Hierüber 
erfennt das Prefgericht in nicht öffentlicher Sigung nach Anhörung 
des Staatsanwaltes, ohne daß durch ein folches Erfenntniß dem etwa 
ipäter gegen eine bejtimmte Perſon einzuleitenden Strafverfahren vor- 
gegriffen wird“. Gegen dieſes Erkenntniß ſtand jedem Betheiligten bie 
Berufung offen. 

Anfänglich, ehe die Tragweite diefer Beſtimmung — eine Trag- 
weite, über welche auch das Parlament fich Feine Rechenſchaft gegeben 
hatte — überjehen werden fonnte, wurde das objeftive Verfahren von 
ver Preſſe als eine beveutende Milderung mit Freude begrüßt, feine 
Anwendung wiederholt ausprüdlich begehrt, und von den Staatsan- 
waltichaften — von Lienbacher wenigſtens — als befonvere Be— 


4) Zu weit geben E. des öfter. O.-L.-G. v. 19/4 4871 und Stein ©.:2. 
1874 ©.46. Eine wichtige Konfequenz aus biefem Grundſatze unten im nächften $. 

2) Die Regierungsvorlage (bei Lienbacher IS. 220) fautete: „Kannder 
Staatsanwalt gegen feine beftimmte Perfon eine Anklage erheben, fo u. ſ. w.“ 
Der jubfidiäre Charakter der objektiven Verfolgung war damit auf das beflimmtefte 
anerkannt. Dem Abgeordnetenhauſe (A.-St.-P. 1. Seffion S. 2414) verdankte $46 
des Geſetzes feine das Gegentheil in fich ſchließende Faffung. 
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günftigung zugeſtanden!. Bald aber ſchlug die Stimmung um, als 
auf Grund der objektiven Erkenntniffe die Einftellung periopifcher 
Drudichriften im Sinne des $ 38 P.⸗G. begehrt, und von ben: Ge» 
richten verfügt wurde?. Schon im Jahre 1865 wurde dem Yuftiz- 
mimiftertum eine von Sournaliften aller Parteien unterzeichnete Denk; 
jchrift überreicht, welche gegen bie angeblich unrichtige Interpretation 
des Geſetzes gerichtet war?. Den Klagen wurbe, theilweife wenigjtens, 
Rechnung getragen durch den Entwurf einer St.-P.-D. v. Jahre 18674, 
in welchem, unter Rückkehr zu der Negierungsvorlage von 1861, das 
objektive Verfahren nur unter der VBorausjegung zugelafien war, daß 
die: Anklage gegen eine bejtimmte Perfon aus was immer für einem 
Grunde nicht erhoben werden fonnte, Aber auch jett fehlte dem 
Abgeorpnetenhaufe das Verſtändniß für die Bedeutung des objektiven 
Berfahrens, für die richtige Stellung desjelben in dem Syſteme bes 
Prehprozefrechtes. Im dem Art. V der Novelle vom 45/40 1868 
finden: wir die alte Faſſung: „ver Staatsanwalt kann, wenn er nicht 
.... Anklage erhebt, begehren, daß u. ſ. w.“ Dagegen fuchte bie 
Novelle die Nachtheile der, in nicht öffentlicher Sigung, ohne Anhörung 
tes Gegentheiles, ergehenden Entſcheidung durch die Einführung eines 
bejonveren NRechtsmittels zu paralyfiven : „Beber Betheiligte kann gegen 
das Verbot. binnen acht Tagen nach ver Kundmachung vesjelben Ein— 


1) Bol. Lienbacher II S. 181, Wuttfe ©.390, 

3) Da $38 P.-G. durch die Novelle von 1868 aufgehoben wurde, bat bie 
Kontroverfe über die Nichtigkeit Diefer Interpretation heute nur mehr biftorijches 
Sntereffe, und es muß daher auffallen, dag Rulf (Komm. 2. Aufl. ©. 465) die 
jelbe, als wäre fie heute noch eine offene, im Texte behandelt. Nur nebenbei fei 
bemerkt, daß Die jeinerzeit gegen die Einftellung geltend gemachten Argumente ohne 
Ausnahme nichts bemweilen. Daß „die Strafe nur den Schuldigen treffen bürfe“, 
ift richtig; aber bei den objektiven Strafen des Preßrechtee ift chen bie Drudihrift 
der Schuldige. Daß eine „analoge Ausdehnung“ des $46 nicht zuläffig fei, ift 
eben jo richtig; aber nicht darum, fondern um Interpretation bes Geſetzes 
handelte e8 fih. Die richtige Anficht findet fich bei Ludwig ©.-3. 1865 No, 21 f., 
in der €. v. 16/5 1865 (G.⸗H. 1865 No. 70), und in den Motiven 3. VIII Entw. 
(4874) der &t.-P.:D. (bei ©. Mayer I S. 1078). Im entgegengefehgten 
Sinne äußerten ih Glajer, ©.-3. 1865 No. 30 (gef. H. Schriften 11 S. 77 ff.), 
Zugſchwert, G.H. 1865 No. 11, Neuda, G.:9. 1865 No. 29; in neueſter 
Zeit Rulf a. O. 

3) Bgl. darüber die Mittheilungen Neuwirth's im Abgeordnetenhaufe 
1877 (A.-St.«P. VII, Seſſion S. 83418), welche Lieubacher vergeblich zu wiber- 
legen ſuchte. 

4) Bei S. Mayer IS. 1077. 
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jpruch erheben, über welchen das Prefgericht in öffentlicher 
Sigung, nah Anhörung des Staatsanwaltes und des Ein- 
ſpruch Erhebenden zu entjcheiven hat. Gegen viefe Enticheidung 
ftehen die gegen Enturteile .... . eingeräumten Rechtsmittel offen.“ 

Diefe Beitimmungen gingen zum großen Theile in die St.-P.-O. 
vom 23/5 1873 $ 493 über. Die wichtigften Abänderungen beſtanden 
darin, daß A) die Zuläffigfeit der objektiven Verfolgung auch auf 
Uebertretungen ausgedehnt, und 2) gegen das Einfpruchserfennt- 
niß die Beſchwerde nach $ 494 St.-B.-D. ertheilt wurde. 

I. Die Bedeutung des objektiven Verfahrens für die Neform 
bes Prefrechtes wird unten! näher beiprochen werden. Hier genügt 
e8, wenn feine Stellung im Syſteme des geltenden Rechtes, wenn bie 
Mängel ver lex lata befprochen werben. “Dieje beſtehen hauptjächlich 
in folgendem: 

1) Darin, daß der in den Entwürfen der St.-P.-D. immer und 
immer wieder betonte ſubſidiäre Charakter ber objektiven Ver— 
folgung im Geſetze jelbjt feinen Ausdruck gefunden hat, daß es viel- 
mehr, nach dem Wortlaute des Geſetzes wenigftens, durchaus in das 
freie Ermeſſen bes Staatsanwaltes geftellt ift, ob an Stelle des zu- 
nächft fompetenten Gerichte, von dem eine Verurteilung nicht zu er- 
warten ift, ein anderes mit den Anfichten des öffentlichen Anklägers 
bejjer übereinſtimmendes treten ſoll oder nicht 3. 

2) Allerdings wird das Einfpruchserfenntnig erft nach öffentlicher, 


4) Bol. unten VII. Bud). 

2) Vgl. die kurze aber treffende Kritik Glafer’s, geſ. Schriften II ©. 56 
Anm. 21: „Die neuefte öfterr. Geſetzgebung (1862) bat dem richtigen Gedanken 
injofern Rechnung getragen, als fie geftattet, daß eine Verfolgung der Drudjchrift 
ohne Anklage gegen eine beftimmte Perſon flattfinde. Ihre Mängel befteben aber 
darin, daß dieß lebiglich in das Ermeffen des Staatsanmwaltes geftellt 
ift, und daß die Vertheidigung durch Ausſchließung der Deffentlichleit und dadurch 
beeinträchtiget wird, daß die Betheiligten vor dem Berbote gar nicht vernommen 
werben, und daß fie daher auf eine fchriftliche Beichwerbeführung vor den höheren 
Snftanzen befchränkt find. Diefe Umftände, dann Die Dehnbarkeit der anzumendben- 
ben Strafgefetge, welche gerade nur durch das bier zurückgeſetzte fubjektive Moment 
einigermaßen beſchränkt find, und die daraus hervorgegangene Häufung von Ber- 
boten haben in neuefter Zeit ber fog. objektiven Verfolgung zahlreiche Gegner er- 
wedt; man follte aber ben gefunden und entwidlungsfäbigen 
Kern ber Einrihtung nicht verfennen.“ 

3) Man vgl. darüber tas oben S.25f. Gejagte. 
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mündlicher, kontradiktoriſcher Verhandlung gefällt; aber es liegt 
dann bereits ein Erkenntniß vor, das auf Grund der Aften- 
(age, auf den einfeitigen Vortrag bes Anklägers bin, ohne daß ber 
Gegner zum Worte gekommen wäre, ergangen ift. Und dasſelbe 
Gericht — wenn auch nicht gerade dieſelben Perfonen F von dem 
jener erjte Spruch ausgegangen ift, figt über ein gegen fein eigenes 


pe 
/,, 


Erkenntniß eingelegtes Nechtsmittel zu Gericht. Schen bei den Ber / u, Fk [% 


vathungen im Jahre 4868 Hatte Abgeorpneter Dr. Leonardit auf — 
diejen Umjtand aufmerkſam gemacht, die Ereigniffe haben feinen, mit 


72: * 
L 


„großer Unruhe“ angehörten Ausführungen, feinen mit bedeutender Ay. 


Majorität abgelehnten Anträgen Recht gegeben. Im ven Motiven zum 
Entwurfe von 1874 mußte zugegeben werben, daß e8 ebenjo mißlich 
für das Gericht fei, „für fein eigenes, fchon vor der Verurteilung ge: 
jälltes Erkenntniß einzuftehen, als wenn e8 dasjelbe aufzuheben in ver 
Lage ift.“ 

3) Diejes Berhältnig macht unfere heutige Einfpruchsverhandlung 
zu einem durchaus unnatürlichen, ungejunden, verkehrten Inſtitute. 
Wie Wahlberg? treffend bemerkt, wird durch fie gefördert, was ver- 
hindert werben joll: die Verbreitung des ftrafbaren Artikels, der vor 
verjammeltem Publitum verlefen wird, ven nach allen Richtungen zu 
zerglievern, deſſen Grundgedanken bloßzulegen, veffen äußerfte, unaus- 
geiprochen gebliebene Konfequenzen zu ziehen, beide Parteien mit glei- 
chem Eifer bemüht find. Ein Kampf pour l’honneur du drapeau, 
zum Boraus in Verlauf und Ausgang beftimmt, wie ein unblutiges 
Scheinduell; Plädoyers, die an den Gerichtshof adreffirt find, aber 
zum Senjter hinausgehalten werven ; eine Verhantlung, deren Schwer: 
gewicht in ven Zeitungsberichten über viefelbe ruht, Klagen des Staats: 
anwaltes gegen die bejtruftive Tenvenz des betreffenden Blattes, Klagen 
des Einfpruchswerbers gegen die einfeitig-tendenziöfe Verfolgung feines 
Klienten; ein Erfenntniß, das in berfelben Sache, von demſelben Ge- 
richte, zwijchen denſelben Parteien bereits vor wenigen Tagen gefällt 
worden ift, und fertig zur Verhandlung mitgebracht werden fönnte: 
das iſt das widerliche Schaufpiel jenes Einfpruchsverfahrens, mit dem 
uns die Geſetzgeber des Jahres 1868, in bejter Abficht, beſchenkt haben. 





1, A.⸗St.⸗P. IV. Seifion S. 3205. 
2) Sei. H. Schriften 1 ©. 173, 
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Kann es Wunder nehmen, wenn der Dank von allen Seiten ausge- 
blieben it? 


$ 92. Fortjegung. b) Das objektive Verfahrennad 
8493 ©t.:P.-D. Das geltende Redt. 


1. $ 493 St.P. O. verfügt: 

„Der Staatsanwalt kann, auch wenn er gegen feine beſtimmte 
Perjon eine Anklage erhebt, im öffentlichen Interefje be- 
gehren, daß das Gericht darüber erfenne, ob der Inhalt einer 
Drudichrift eine jtrafbare Handlung begründe, und daß es im 
biefem Falle das Verbot der weiteren Verbreitung ber Drudichrift 
ansipreche. Hierüber erfennt ver Gerichtshof erjter Inftanz, und 
wenn es fich um eine Uebertretung handelt, das zuftändige Be— 
zirkögericht nach Anhörung des Staatsanmwaltes in nicht öffent: 
licher Sigung, ohne daß durch ein folches Erfenntniß dem etwa 
jpäter gegen eine beftimmte Perſon einzuleitenden Strafverfahren 
vorgegriffen wird. 

Gegen die Entſcheidung des Gerichtes, welche im Falle ver 
Erlaffung des VBerbotes am Site des Gerichtes öffentlich anzu— 
ſchlagen und durch die amtliche Zeitung kundzumachen ift, kann 
von jedem Betheiligten binnen acht Tagen nach der Kundmachung 
der Einfpruch erhoben werden, über welchen das Gericht in 
öffentlicher Sigung nad Anhörung des Staatsanwaltes und bes 
den Einfpruch Erhebenden zu entjcheiden hat.“ 


Das Gefet ftellt e8 purchaus in das Ermeſſen des Staatsamwaltes, 
ob er die Anklage gegen eine bejtimmte Perſon erheben, oder aber bie 
Einleitung des objektiven Verfahrens beantragen will; das in der 
Praris außerordentlich häufige Begehren des Redakteurs, „als Ver— 
faffer vor die Gefchworenen gejtellt zu werben,“ hat demnach juriftiich 
nicht die geringfte Bedeutung. Aber nur „im öffentliden In— 
tereſſe“ ift vie objektive Verfolgung zuläſſig; fie Imst baher, ganz 
abgejehen tavon, daß fie ver — fei es prinzipale, fei es ſubſidiäre — 
Privatlläger unter feinen Umſtänden begehren kann, auch dann aus— 
geichloffen, wenn der Staatsanwalt nach $ 46 Abi. 3 St.-P.:D. die 
Vertretung des prinzipalen Privatanflägers übernimmt, 
weil jener hier nur in die von dieſem eingenommene Parteijtellung ein- 
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rückt!, während fie umgekehrt zuläſſig iſt, wenn ver Staatsanwalt die 
von dem Subſidiarkläger eingeleitete Verfolgung nachträglich nach 
8 49 Abſ. 1 &t.-B.-D. wieder an ſich zieht. 

Ueber vie Frage, unter welchen Borausjegungen ber objektive 
Thatbeftand einer jtrafbaren Handlung in dem Inhalte ver Drucichrift 
als vorliegend angenommen werden fann, ift das oben $ 89 Gefagte 
zu vergleichen. Verbot und Vernichtung tft auch hier „nach Maßgabe“ 
ber 88 36 und 37 P.G.? auszufprechen. Auch die Beichlagnahme 
fann in dem Erfenntniffe betätigt werten. 

Die örtliche Kompetenz richtet fich ebenjo wie die fachliche nach ven 
in den $$ 484 ff. St.-B.-D. ausgeiprochenen Grundfägen?; die In- 
fompetenz kann in dem Einjpruche angefochten werden. 


II. Der Einſpruch kann von jedem Betheiligten, d.h. von 
jedem durch das verurteilende Erfenntniß Betroffenen, alfo von 
Redakteur, Herausgeber, Verleger, den Injerenten, Abonnenten u. |. w. 
erhoben werten. Dagegen fteht vem Staatsanwalte, deſſen An- 
träge abgelehnt wurden, nicht der der Einjpruch, jondern nur bie Be— 
ſchwerde nach $ 494 St.-P. Te zu. 68 ergiebt fich dieß 1) aus dem 
MWortlaute des 2. Abj. des $ 493: „nach Anhörung des Stantsanwal- 
tes und des Einspruch Erhebenden“; 2) aus dem Umjtanvde, daß 
Art. V der Novelle vom 15/10 1868, an welcher in dieſer Beziehung 
durh die St.“P.-O. von 1873 nichts geändert werben jollte, aus- 
brüdlich fagte: „jeder Betheiligte fann gegen das Verbot Einſpruch 
erheben.“ 

Der Einſpruch ift gerichtet gegen das Erkenntniß, daß ver Inhalt 
der Drudichrift ven Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung begründe, 
und gegen die damit untrennbar verbundenen Neben- 
maßregeln des Verbots, der Vernichtung, ver Betätigung ber Be— 
ichlagnahme. Das ganze Erfenntniß in allen feinen Theilen muß 
entweder hingenommen, oder mit dem Einfpruche angefochten werben ; 
eine theil weiſe Anfechtung im Beſchwerdewege tft durchaus aus» 
gejchloffen. Allerdings hat ber O.-©.:H. in ver E. vom 6/7 1877 


In Vgl. Neuda, G.H. 1865 No. 23, 
3) Oben 8. 377 
3) Oben $$85 u. 86. r- 


Ant — 2* 


— — 


384 Sechſtes Buch. Das Preßprozeßrecht. 


G.-⸗Z3. 1877 No. 59)! die Behauptung aufgeſtellt, es könne der Be— 
theiligte, wenn er das Erfenntniß, durch welches die Strafbarkeit des 
Inhaltes ver Drudichrift anerkannt wurde, ruhig Hinnehme, dennoch) 
ven Ausſpruch des Verbotes u. |. w. mit ber Bejchwerde nach $ 494 
St.P.O. anfechten. Allein biefe Entjcheidung ift aus mehreren 
Gründen umvichtig. 1) Hat fie im Geſetze ſelbſt nicht die geringite 
Stüße, 2) fpricht gegen fie die Entjtehungsgejchichte des $ 493 
St.:P.:D., welcher, ohne daß in diefer Beziehung irgend eine Aende⸗ 
rung beabfichtigt worden wäre, an bie Stelle des das Gegentheil aus- 
vrüdlich anoronenden (verbis: „Segen das Verbot kann jeder Be- 
theiligte Einſpruch erheben“) Art. V ver Novelle vom 15/10 1868 
getreten ift ; 3) gegen fie jpricht der einheitliche Charakter des ganzen 
objektiven Erfenntnifjes, das eben nur feiner Konjequenzen wegen be— 
gehrt und gejchöpft wird, ohne dieſe aber nicht bie geringſte Eriftenz- 
berechtigung hat; 4) gegen fie fpricht der Umftand, daß, wenn einmal 
vie Strafbarkeit des Inhaltes feftfteht, die weiteren Maßregeln ent: 
weder ausgejprochen werben müjfen, oder von dem erfennenden 
Gerichte nach feinem freien Ermeſſen ausgefprochen werden fönnen, 
jo daß in beiven Fällen für die Reviſion durch die höhere Inftanz fein 
Kaum iſt; 5) gegen fie fpricht endlich die Erwägung, daß, felbft wenn 
die Anficht des D.-©.:H. richtig wäre, e8 dev Beſchwerdeinſtanz nicht 
verwehrt werden könnte, zu Gunften des Schuldigen, deſſen Stelle hier 
vie Drucdjchrift vertritt, in das Meritorifche ver Sache von Amts— 
wegen einzugehen, eventuell das Erkenntniß des erften Nichters feinem 
ganzen Umfange nach aufzuheben, jo daß thatjächlich die Beſchwerde 
die Wirkung des Einſpruchs, aber mit Verſchiebung bes gejeg- 
lihen Inftanzenzuges, haben würde, was gewiß der Abficht 
des Geſetzgebers zuwiderlaufend wäre, 


II. Das Gericht, welches über ven Einfpruch zu entjcheiden hat, 
iſt dasjelbe, von welchem das erjte Erfenntnig ausgegangen ift: ber 
Gerichtshof erjter Injtanz (in einer VBerfammlung von drei Richtern) 
bei Verbrechen und Vergehen, das Bezirksgericht bei Webertretungen. 
Die Richter, welche an dem erjten Erfenntniffe Antheil genommen 
haben, find nach der Analogie der $$ 68 und 69 von der Einfpruchs- 
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1) Ihr ſchließt ſich Rulf, Praxis S. 188 vollinhaltlich an. 
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verhandlung ausgeſchloſſen!. Die Oeffentlichkeit der Ver— 
handlung kann durch Gerichtsbeſchluß beſeitigt werden, wenn die Vor— 
ausſetzungen des $ 229 St.-P.-D. vorliegen; in dieſem Falle muß es 
vem Einjpruchswerber gejtattet werden, nach ber Analogie des $ 230 
St.⸗P.⸗O. die Zuziehung von drei Bertrauensmännern zu verlangen ?. 
Ueberhaupt gelten für die öffentliche, mündliche, fontrabiftorische Ein— 
ipruchsverhandlung alle die allgemeinen Grundſätze unferer Prozeß- 
ordnung, joweit $ 493 St.-B.-D. nichts abweichenves beftimmt 
8 483 &t.-P.-D.). It der Einfpruichswerber nicht erfchienen, jo 
muß die Verhandlung auf feine Koften vertagt werden; eine Entſchei— 
dung in feiner Abwefenheit würde jowol dem Wortlaute des 8 493 
St.:P.-D. (in ven Worten: „nach Anhörung“ u. |. w.) als auch ver 
Tenvenz des Gejetsgebers widerjprechen, ver ja die Einſpruchsverhand— 
lung als kontradiktoriſche, die Entſcheidung als eine nach Vernehmung 
beider Theile gefällte wollte. 

Durch das objektive Erkenntniß foll „dem fpäter gegen eine be: 
jtimmte Perfon einzufeitenden Strafverfahren nicht vorgegriffen 
werden“3, Die St.-B.-D. von 1873 ift mit diefer Formulirung 
zurüdgefehrt zu der Wortfaffung des P.-P.-®. von 1862, während 
bie Novelle vom 45/40 A868 bejtimmt hatte: „Eine auf Grund ber 
Vorſchrift diefes Artikels ergangene gerichtliche Entſcheidung kann in 
feinem, gegen eine beftimmte Perjon geführten Strafprozeffe zu deren 
Nachtheil geltend gemacht werden.” Die geänterte Tertirung fchlieft 
zugleich eine materielle Veränderung in fih. Nach geltendem Rechte 
fann nämlich der gegen den Antrag des Staatsanwaltes ergangene 
Ausspruch des Gerichtes, daß der Inhalt ver Drudichrift den That- 
bejtand eines Deliktes nicht enthalte, von dem fpäter Angeklagten auch 
zu jeinem Vortheile nicht geltend gemacht werben. So ficher 
diejes Reſultat ift, fo unficher tft die weitere Frage, über bie Tragweite 
der angeführten Beftimmung bes 8493 &t.-P.-D. Gewiß ift, daß das 


4) Entgegengefetster Anfiht Waſer, ©.-8. 1876 No. 15. Es muß betont 
werben, daß unfere öfterr. ‘Praxis auch auf dem Gebiete bes Strafprozehrechtes eine 
durchaus ungerechtfertigte Scheu vor der Anwenbung ber Analogie hat, ohne welche 
doch eine Fräftige Entwidlung der Prozefpraris geradezu unmöglich ift. 

2) A. A. O.L.-G. Graz 29/11 4870, G.H. 1871 No. 4. Bgl. die vorige 
Anmerkung. 

3) Ganz unrichtig Lien bacher II 8.127. 


Liszt, Das öfterreihiiche Preßrecht. 25 
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ipäter erkennende Gericht, foweit es fih um Schule orer Nichtſchuld 
bes Angeklagten handelt, an ven Ausspruch nach $ 493 nicht gebun- 
ben ift; daß es ben Angeklagten troß ber in bem erjten Erfenntnijfe 
ausgeiprochenen Strafbarkeit des Inhaltes jelbit mit der Motivirung 
freifprechen kann, daß nach feiner Anficht nicht einmal der objeftive That- 
beftand als vorliegend angejehen werben fann und umgekehrt; fowie 
ferner, daß es in dem Falle einer Verurteilung des Angeklagten, wenn das 
erſte Erkenntniß die Strafbarkeit des Inhaltes negirte, nunmehr felbft- 
ftändig über bie Verfügung bes Verbotes und der Vernichtung zu ent- 
jcheiben hat. Zweifelhaft find dagegen bie beiden folgenden Fragen: 
4) Das objektive Erfenntniß hat auf Grund der angenommenen Straf: 
barfeit des Inhaltes Verbot und Vernichtung ausgefprochen ; kann das 
jpätere fubjektive Erkenntniß, durch welches der Angeklagte wegen 
Diangel des objektiven Thatbeftandes freigefprochen wird, Verbot und 
Dernichtung aufheben? 2) Das objektive Erfenntniß hat die Strafbar- 
feit des Inhaltes angenommen, aber aus irgend einem Grunde Verbot 
oder Vernichtung nicht verhängt, können Jie in dem verurteilen- 
ben jubjektiven Erfenntniffe ausgejprochen werden? Mit anderen 
Worten: Hat das jpäter urteilende Gericht ganz ſelbſtſtändig 
über Verbot und Vernichtung zu entjcheiden, oder bindet das objektive 
Erkenntniß wenigitens in Bezug auf biefe Nebenmaßregeln? Der all 
gemein lautende Wortlaut des $ 493 St.-P.-D., der dem objektiven 
Erfenntniffe jeve präjudizivende Wirkung abfpricht, ferner bie nach ver 
entgegengefegten Anficht fich ergebenden kaum löslichen Schwierigfeiten 
Iprechen für die Bejahung ver er ften Alternative, für die Bejahung 
ber beiden unter 4) und 2) gejtellten Fragen, berechtigen — mag auch 
bie gewiß unflar gedachte und unklar ausgeiprochene Abficht des Gejet- 
gebers eine andere gewejen fein — zu dem Satze: Das über bie 
gegen eine beftimmte Perfon gerichtete Anflage er- 
fennende Gerichtijt in feiner Beziehungan das objel- 
tive Erfenntniß gebunden, erfennt durchaus jelbit- 
ftändig auch über die Strafbarfeit des Inhaltes der 
Drudfhrift, fowie über Verbot, Vernichtung, Be— 
Ihlagnahme!. 

1) Es können demnach über dasſelbe VPreßdelikt folgende Behörden ent: 


ſcheiden: a) die Sicherheitsbehörde, b) der Staatsanwalt ($$ 487, 488 St.-P.-D.), 
c) das Gericht im Redtfertigungsverfabren nach $489, d) das zur Entſcheidung 
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Die an keine weiteren Vorausfegungen gebunvene Zuläffigfeit ver 
fubjeftiven Verfolgung troß vorausgegangener objeftiver entjpricht dem 
Standpunkte unferer Gefetgebung, welche ven ſubſidiären Charakter 
bes objektiven Verfahrens durchaus verleugnet; wäre leterer richtig 
erkannt, jo müßte die nachfolgende Anklage gegen eine beftimmte Berjon 
von analogen Bedingungen abhängig gemacht werben, wie fie unjere 
Geſetzgebung bezüglich ver Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
aufitellt. 


8 93. Die Rechtsmittel im Preßverfahren. 


Abgejehen von den bereitS beiprochenen bejonderen Rechtsmitteln, 
unter welchen ver im vorigen $ behantelte Einſpruch hervorzuheben 
wäre, bejtimmt $ 494 St.-B.-D.: 

„Die Beichwerbe gegen die nach ven 99 487, 489, 494 und 
493 ergebenden Entjcheitungen geht, je nachdem fie von ben Be— 
zirfsgerichten oder den Gerichtshöfen erfter Inſtanz gefchöpft 
wurden, im erſten Falle an ven Gerichtshof erjter, im zweiten 
an den Gerichtshof zweiter Inftanz. Ein weiterer Rechtszug fteht 
nicht offen.“ 

Bei der Interpretation biefes zu manchen Zweifeln Anlaß geben- 
den $ muß daran fejtgehalten werben, baß ver Gejetgeber, wie bie 
Entſtehungsgeſchichte! ficher beweift, nur eine VBorjchrift über die Kom— 
petenz der Beſchwerdeinſtanz geben, nicht aber ein neues Rechtsmittel 
einführen wollte. Die Beſchwerdenach 5 494 ift mithin nur 
zuläffig, wenn fie, abgeſehen von viefems, ſchon nad 
den allgemeinen Regeln ver Strafprozeßordnung zu: 
läffig gewefen wäre Damit ift die fogenannte „Auffichts- 
beſchwerde“, welche fich auf die 99 15 und 144 St.⸗P.⸗O. ſtützt, 
immer nur an das Oberlandesgericht eingelegt werben kann, und fein 
Rechtsmittel ift, nicht berührt. 

Im Einzelnen iſt zu bemerfen : 


über die Beſchwerde gegen das ad c gefällte Erkenntniß berufene Gericht, e) das 
objektiv urteilende Geriht nah $493 St.“P.⸗O., f} die Einfprucheinftang, g) bie 
Beihwerbeinftang, wenn das Einfpruchserkenntniß angefochten wird, h) das über 
die ſubjeltive Verfolgung urteilende Gericht, und enblich i) auch hier wieder bie 
Beichwerbeinftanz. Alfo neun Entſcheidungen in derſelben Sache! Gewiß fein 
Beweis für die Klarheit der Gedanken, welche ben Geſetzgeber geleitet haben. 

1) Bei S. Mayer 1.1079. Bol. insbefondere den A.“B. v. 4869. 
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1) Gegen das nach $ 492 St.-P.-D. gefällte objektive Erfenntniß 
fonn dev Einſpruch nicht erhoben werden!. Abgeſehen von 
dem durchaus unzweideutigen Wortlaute des Gefetes jpricht für dieſe 
Anficht die Natur der Sache. Dasjenige, was durch den Einfpruch 
erreicht werben ſoll, die Beleuchtung der Sache von beiden Seiten, bie 
Anhörung der Gegenpartei, das hat, ehe das Gericht auf Grund des 
5 492 feine Anficht über den Inhalt der Drudjchrift zu äußern Ger 
legenheit hat, bereits ftattgefunden: ver Beſchuldigte wurde 
vernommen, und e8 liegt fein Grund vor, nun noch feinen Erfagmann, 
den Einfpruchswerber, mit feiner Anficht zu hören. Aber auch vie 
Beſchwerde ift al8 Rechtsmittel gegen das nach $& 492 ge- 
ſchöpfte Erfenntniß nur dann zuläffig ($ 481 St.-B.-D.), wenn dieſes 
von einem Bezirksgerichte ausgegangen ift. Die Frift beträgt hier brei 
Tage. 
2) Das Citat des $ 487 in $ 494 kann nur auf den einen Fall 
bezogen werten, wenn das Bezirksgericht dem Antrage des Privat» 
flägers feine Folge giebt. Die Frijt beftimmt $ 481. Gegen 
die Verfügung der Beichlagnahme findet eine abgefonverte Be— 
ſchwerde überhaupt nach $ 487 Abſ. 3 nicht ftatt, und gegen die Ver— 
weigerung bes Gerichtshofes wenigftens nicht als Rechts— 
mittel. 

3) In den Fällen der 88 489 und 493 ift die Beſchwerde als 
Rechtsmittel ebenfalls nur auf Grund des $ 481 St.-P.-D. zuläffig, 
alfo nicht gegen Verfügungen ver Gerichtshöfe. 

4) Die Beſchwerde gegen die nach $ 491 ©t.-P.-D. ergangene 
Verfügung regelt diefer & felbjt. Sie ift daher gegen Beſchlüſſe ver 
Gerichts höfe ebenjo gut zuläſſig, wie gegen jene ver Bezirksgerichte. 
Die Frift beträgt immer acht Tage. 

5) Welche Bebeutung bat num aber bie nach $ 494 St.P.O. 
allgemein zugelaffene Beſchwerde an den Gerichtshof zweiter In— 
ſtanz? Die Antwort liegt in dem bereits oben Gejagten. Sie ijt fein 
Rechtsmittel, fondern nichts als die allgemeine Aufjichts- 
beſchwerde nach den SS A5 und 144 ©t.-B.-D.2. Nur wenn 


1) Ebenjo Wafer, ©.:3. 1876 No. 21. 

2) Ueber das Wefen ber Auffichtsbeichwerbe vgl. Waſer, ©.:3. 1876 No. 57, 
Higinger, ©.-3. 1874 No. 62, Rulf, Praxis ©. 2ff., S. Mayer, Hanbb. 
1S. 368ff., 19.64 ff. 
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wir an biefer Anficht fefthalten, erklärt es fih, daß $ 494 mit fei- 
nem Worte der Frift erwähnt, innerhalb welcher dieſe Be— 
ſchwerde zu überreichen wäre, und daß e8 uns an jevem Anhaltspunfte 
fehlt, die Dauer verfelben aus anderen gejeglichen Bejtimmungen zu 
erſchließen; die entgegengejetste Anficht, welche die eben betonte Schwie- 
tigfeit zu befeitigen nicht im Stande ift!, muthet überbieß dem Geſetz— 
geber zu, ohne Sang und Klang, ganz nebenher, in das Prefverfahren 
ein Rechtsmittel allgemein eingeführt zu haben, welches er fonft, gegen 
Beſchlüſſe eines Gerichtshofes, nur im Ausnahmefällen zuge 
laſſen hat. 


4) Allerdings wurbe nicht einmal der Verfuch dazu gemacht. Mitterbader 
und Neumayer jagen ©. 945 ganz allgeittein: „die Beſchwerden find binnen 
3 Tagen einzubringen.“ Rulf betont ©. 466 die erzeptionelle Beftimmung des 
$ 491, fügt aber dann hinzu: „Für die Übrigen angeführten Fälle ift eine ausdrück— 
liche Friftbeftimmung zur Beſchwerde im Geſetze nicht enthalten, und dürfte daher 
die regelmäßige breitägige Beſchwerde Plat greifen.“ An bemfelben Fehler leidet 
die Aufammenftellung bei Ribitſch, Strafgerichte, Rechtsmittel, Friften und 
Nichtigkeiten nad der St.-P.-D. v. 1873 (1874) ©. 44 ff., welche S. Mayer, 
Handb. 11 S. 43 wiebergiebt. 


Siebented Bud). 
De lege ferenda. 





594. Die fahlihe Haftung. 


I. Die verfchiedenen Verantwortlichkeitsfyftene, durch welche vie 
einzelnen Gejeßgebungen bie Schwierigkeiten zu befeitigen oder doch zur 
mildern beftrebt find, die fich der Anwendung ver allgemein-ftrafrecht- 
lichen Grundſätze auf dem Gebiete des Prefrechtes entgegenjtellen, — 
waren bereit8 oben ($ 56 ff.) Gegenſtand eingehenver Erörterung. 
Ihre Beiprechung hat ung gezeigt, daß Feines dieſer Shiteme jenen 
Anforberungen entfpricht, welche die Wiffenfchaft im Namen ber Ge- 
rechtigfeit wie in jenem ber juriftifchen Logik zu ftellen nicht müde wer- 
ven darf, hat ung ven Beweis geliefert, daß die ganze Frage, wenn 
auch — insbejondere durch die Gejetgebung des deutſchen Reichs — 
zu einem vorläufigen Abjchluffe gebracht, noch lange nicht zu den end— 
giltig entjchievenen zu vechnen iſt, daß alſo Reformvorjchläge 
noch immer auf Beachtung Anfpruch machen fönnen. Dieſe Erwägung 
mag den, fofort näher auszuführenden und zu begründenven Vorſchlag 
rechtfertigen, baß, foweit e8 fih um Preßdelikte handelt, die in 
erjter Linie auch bier eintretende Haftung nach den 
Grundſätzen des allgemeinen Strafrehtes durd bie 
jnbfidiäre jahlidhe Haftung ergänzt werde. 

Allerdings ftimmt die eben ausgefprochene Ueberzeugung von ver 
Unhaltbarkeit der bisherigen Syſteme der preßrechtlichen Verantwort— 
lichkeit — mag num eines aus ihnen in ftrenger Konfequenz aus— 
ichließlich durchgeführt werben oder mag eine Kombination mehrerer 
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eine gegenfeitige Abihwächung bezweden und erzielen — nur zum 
Theile mit jenen Anſchauungen überein, die heute als bie herrſchenden 
bezeichnet werden müjjen. 

Daß die Grundſätze des allgemeinen Strafrehtes 
der Preſſe gegenüber nicht ausreichen, daß ihre ausschließliche Anwen- 
dung einer theilweijen Yahmlegung der Strafjuftiz gleich oder nahe 
fommen würde, wird heute beinahe von feiner Seite mehr in Abreve 
geftelft. Ebenjo mehren ſich von Tag zu Tag die Stimmen, welche das 
jogenannte belgiſche Syſtem als ein durchaus willfürliches, auf 
Fiktionen und Präfumptionen aufgebautes, Klar erkennen und mit Ent- 
Ichteenheit gegen jeine Uebertragung in das heimijche Recht Proteft 
erheben. Auch hier dürfte von einer herrſchenden, mit ven Anfchau- 
ungen bes Lehrbuches übereinjtimmenvden, Anficht gejprochen werden 
fönnen. 

Anders jteht die Sache, joweit e8 fich um das Syſtem ver Verant- 
wortlichleit des Nevdafteurs oder um jenes der Fahrläffigkeitsitrafen 
handelt. Hier mußte das Lehrbuch weit verbreiteten, von bedeutenden 
Autoritäten vertheidigten Anfichten entgegentveten. Im Allgemeinen 
jei hier auf das bereits Gefagte verwielen ; nur wenige ergänzenbe Be- 
merfungen können nicht vermieden werden. 

Jenes Syſtem, welches — man vgl. unter anderen das beutjche 
R.P.“G. — den verantwortlichen Redakteur wegen ber 
durch den Inhalt der periodiſchen Drudichrift begründeten Delikte mit 
ver Strafe des dolojen Thäters belegt, hat alle die Fehler bes 
belgiſchen Syitemes ohne deſſen Vorzüge. Wie dieſes geht e8 von 
einer durchaus willfürlichen Annahme aus, ohne wie dieſes mit einem 
fingirten Schulvdigen fich zu begnügen, ohne wie dieſes die Fiktion ver 
Schuld des Einen mit der Fiktion der Unjchuld ver Uebrigen zu kom— 
penfiren. Es jest, indem es die hochentwidelte Tagespreije unjerer 
Hauptſtädte an dem Maßftabe eines lofalen Wochenblättchens längjt 
entſchwundener Jahrzehnte mißt, an die Stelle ver das Blatt ohne 
mathematijche Arbeitstheilung leitenden vielglieprigen Redaktion 
ven einen allwijjenden und allgegenwärtigen, Leitartikel und Börſen— 
berichte, Feuilletons und den „Heinen Anzeiger“ verfaffenven Redakteur, 
um ihn offiziell in feine Stellung als Prügelfnabe einzuführen; e8 geht 
von dem Ideale eines Journaliften aus, um fich mit deffen widerwär- 
tigſtem Zerrbilve zu begnügen, und behauptet, beives „entipreche dem 
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wahren Sachverhalte“; vor feinen eigenen Konſequenzen zurüdicheuent, 
ſchräukt es die aufgeftellte Regel durch eine Reihe von Ausnahmen ein, 
die, ebenfo unflar gedacht wie die Regel ſelbſt, e8 der Praris geradezu 
unmöglich; machen, dem Gebanfengange des Gejegebers zu folgen 
(vgl. insbefondere oben S. 2142 Anm. 4); nur auf bie periodiiche 
Preſſe anwentbar, macht e8 die Ungleichheit wor dem Gefege zu dem 
Grundpfeiler des Preßrechts. 

Anders lauten die Vorwürfe, die gegen das Syſtem der Fahr— 
läſſigkeitsſtrafen erhoben werben müſſen. Dieſes iſt in dem 
Augenblicke gerichtet, in welchem bie in dem Lehrbuche (oben $ 60 
©. 224 ff.) vertretene Auffaffung ver prefrechtlichen Kulpa als vie 
richtige erkannt, in welchem zugegeben wird, daß es fich dabei um nichts 
anberes als um vie fahrläffige Begehung ber durch ben Inhalt der 
Drudichrift begründeten Delikte handelt, alſo um eine Ausdehnung ver 
Berantwortlichfeit für Kulpa auf eine Reihe von Handlungen, vie fonft 
nur wenn bolos begangen mit Strafe betroht find, deren Natur ver 
Annahme einer fahrläffigen Begehung wiberftrebt, um eine Ausdehnung 
ferner, die, nur der Preffe gegenüber eintreten, gewiß nicht als eine 
gerechte bezeichnet werben fann. So lange man die Beitrafung wegen 
fahrläffiger Aufreizung zu Haß und Verachtung und ähnlicher 
Delikte für pas hält was fie wirklich ift, für eine Sünde gegen ben ge- 
ſunden Menjchenverftand wie gegen den juriftiichen Takt, ebenfo lange 
muß auch bie Fahrläffigkeitsftrafe im Prefverfahren als eine traurige 
Berirrung der Gejeßgebung betrachtet werben, bie nur den einen Vor— 
zug aufzuweiſen bat, vaß fie außerordentlich bequem iſt für ven Staats: 
anwalt wie für ven Richter, daß ſie dem beliebten Grundfage mancher 
Praktiker entipriht: „Keine Strafe und doch eine Strafe!“ Aber 
jelbft vom Standpunkte der Anhänger dieſes Syſtemes aus follte es 
für jeden, ber bie öfterr. Geſetzgebung anders woher als aus ben Ver— 
handlungen der Juriftentage fennt, feinen Augenblick zweifelhaft fein, 
daß deren Anordnungen gerade in biefem Punkte (man vgl. oben 
SS. 246 ff., 332ff.) alles andere eher verdienen als Bewunderung 
oder Nachahmung, daß die Fahrläſſigkeitsſtrafe des deutſchen und vie 
bes öfterr. Rechtes, wenigſtens ſoweit es fih um Druder und Ber: 
breiter handelt, nichts, gar nichts, mit einander gemein haben. 

1. Die ſachliche Haftung kann beveutende wifjenjchaftliche 
Autoritäten unter ihren Vertretern namhaft machen. Schon Glajer 
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bat in feinem Gutachten an den 6. deutſchen Juriftentag unter ein- 
gehenver Motivirung (fl. Schriften II ©. 46 ff.) die Thefe verfochten : 
„Den eigentlichen Preßvelikten find nur objektive Repreffiv- 
maßregeln, über deren Zulaffung das Gericht im ordentlichen Ver— 
fahren entjcheidet, entgegenzufegen ; die perjönliche Beftrafung des Ur- 
bebers der Schrift oder jener Perfonen, welche zur Beröffentlichung 
mitwirken, liegt bier ebenfo wenig im Intereſſe ver öffentlichen Ord— 
nung, als in dem ber nothwendigen Preffreiheit.“ Zwei Umſtände 
machen dieſen Borjchlag Glaſer's zu einem unannehmbaren. Ein- 
mal die unrichtige Eintheilung der Prefpelifte (vgl. oben ©. 70 ff.), 
und bie daraus fich ergebende Beichränfung ver Objeftivirung des Ver— 
fahrens auf die von Glaſer fo genannten eigentlichen Preßdelikte; 
andrerſeits die Forberung Glaſer's (fl. Schriften ©. 50), daß bie 
fachliche Haftung durch „bejonvere Beftimmungen“, nämlich durch Kau— 
ttonsbeftellung, Kautionsverfall und durch Einftellung der Drudichrift 
bei innerhalb eines gewiſſen Zeitraumes wiberholter Verurteilung „ger 
regelt“ werben ſolle. 

Ganz allgemein und ohne ſich in weitere Auseinanderſetzungen ein- 
zulaffen, hat ſich Lentner (©. 106) zu Gunften diefer „in ihrem 
Kerne und Wefen ganz richtigen Idee“ ausgefprochen, währen Wahl- 
berg (fl. Schriften I ©. 475) mit voller Beftimmtheit die fachliche 
Haftung bei periopifchen Druckſchriften geradezu für „unentbehrlich“ er 
Härt. Mit ver gleichen Beſchränkung auf die periodische Prefje empfahl 
Merkel in der Sigung der Wiener jurift. Gejellichaft v. 9/12 1872 
(3.:B. 1872 No. 42) die Objektivirung des Verfahrens: „Eine be- 
ftimmte Zeitung erfcheint in fozialer Hinficht als eine ſelbſtſtändige und 
einheitliche Potenz, die als folche auch Seitens ber Juriſten begriffen 
und behandelt fein will. Der einzelne Artikel erlangt feine Bereutung 
und Färbung von ver Bedeutung und dem Charakter dieſes Ganzen, 
und ber einzelne Mitarbeiter wird in feiner Haltung bejtimmt durch bie 
Tendenz des Unternehmens, und fieht fich bezüglich derſelben gebedt 
durch die Solivarität aller Betheiligten. Die Verantwortlichkeit aber 
für ven Charakter des Unternehmens trägt der Unternehmer, nicht der- 
jenige, der dem Unternehmer nach deſſen Inftruktionen und ber be- 
fannten Tendenz bes Unternehmens gemäß dient.“ 

111. Es handelt fich darum, diejen mehr oder weniger allgemein 
gehaltenen Vorſchlägen eine bejtimmte greifbare Form zu geben, um 
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die geeignete Grundlage für eine eingehenvdere Diskuffion zu ge- 
winnen. 

Die VBorausjegungen, unter welchen ich bie fachliche Haftung für 
febensfähig, ihre Einführung in das dfterr. Recht für einen bebeuten- 
den, dem Intereſſe ver Preffreiheit, wie jenem ber öffentlichen Rechts» 
ordnung in gleicher Weiſe dienenden Fortichritt halte, find die folgenden: 

1) Strenge Wahrung ihres fubjipiären Charak— 
ters. In erſter Linie Haftung der ſchuldigen Perſon 
nad dv den Grundſätzen des allgemeinen Strafredhtes. 
Erjt „wenn die Verfolgung oder Verurteilung einer be» 
timmten Perjon nit ausführbar ift“, Eintritt des 
objeftinen Verfahrens. Es 

2) Sleihmäßige Anwendung des Syſtems der fad- 
lihen Haftung auf die periobifche wie auf die nicht 
periodiſche Preſſe. 

3) Gerichtliches Erkenntniß über die Strafbarkeit 
des Inhaltes der Druckſchrift; gefällt von demſelben 

9. Gerichte, bag für den Fall berjubieltiven Verfolgung 
Kant zultänbigwäre, gefällt nad öffentlicher, n mündlicher 
— Berbhandlung, in welcher dem Anklager der Vertreter 
— rang ber —— Druckſchrift gegenüber ſteht. 
Mit dem gerichtlichen Erkenntniſſe iſt (obliga- 
ER Ik 7 — ) ver Ausſpruch des Verbotes beziehungsweiſe 
der Vernichtung der für ſtrafbar erklärten Druckſchrift, 
RR ‘ ver periodiſchen Prejje gegenüber außerdem bie Ver— 
“  Hängung einer Geldſtrafe gegen das Zeitungsunter- 
nehmen und die Androhung der Einftellung für den Fall 
superbinden, wenn binnen acht Tagen nad Rechtskraft 
des Erfenntnijjes, gegen weldhes die regelmäßigen 
Rechtsmittel des Strafprozejfes zuläfjig find, der Er— 
lag der Geldſtrafe durch den Herausgeber der periodi— 
ſchen Druckſchrift nicht ausgewieſen wäre, 
5) Die Befreiung vom Zeugnißzwange wird allen an 
der Herſtellung einer Druckſchrift betheiligten Per— 
ſonen zugeſtanden. 


IV. Die gegen die Objektivirung des Verfahrens in Preßſachen 
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erhobenen Bedenken beruhen zum größten Theile auf leicht zu befeitigen- 
den Mißverſtändniſſen. 

Bor Allem muß es als ein grober Irrthum bezeichnet werben, 
wenn man behauptet, durch die fachliche Haftung würden „alle Grund— 
füge des Strafrechtes auf ven Kopf geſtellt.“ Ganz abgejehen tavon, 
daß dieſes Argument von den Vertheidigern der Fahrläſſigkeitsſtrafe 
am allerwenigften geltend gemacht werben jollte, jcheint den Gegnern 
ver $ 42 es deutſchen R.-&t.-©.-B., ver von allen Seiten als ver 
Ausdruck eines gefunden juriftiichen Gedaufens gebilligt und in $ 33 
des öſterr. Strafgefegentwurfes wörtlich wiederholt wurde, gänzlich 
unbefannt geblieben zu fein. Wenn nach $ 42 (33) eit. auf Grund 
des vein objektiven Erfenntnifjes: „dieſe oder jene jtrajbare Handlung 
iſt begangen worden“ der Verfall der durch das Delikt hervorgebrachten 
oder zur Verübung eines jolchen gebrauchten over bejtimmten Gegen» 
jtände, over des zur Begehung einer ftrafbaren Handlung verabreichten 
orer angebotenen Geſchenkes oder Lohnes ausgejprochen werben kann 
— was tft das Anderes, als eine Objektivirung des Berfahrens in 
demjelben Sinne, in dem fie hier vorgejchlagen wird? Hat auch das 
Reichsitrafgefegbuc, mit der Anordnung bes $ 42 die Grundſätze des 
Strafrehts auf ven Kopf gejtellt, oder — find die Gegner mit ver 
Poſtulirung diefer Grundjäge nicht etwas voreilig gewejen? Die Un: 
zulänglichfeit ver Grundfäge des allgemeinen Strafrechts behaupten, 
um damit die Fahrläſſigkeitsſtrafe zu rechtfertigen, und mit vemfelben 
Athemzuge jeve Abweichung von jenen Orunbjägen perhorresziven, das 
ift gewiß alles andere eher als Folgerichtigfeit. Reichen jene Grund— 
füge nicht aus, dann handelt e8 fich nicht mehr darum, ob, fondern 
leriglich um die Frage, in welcher Weife viejelben ergänzt werten 
jollen. 

Beachtung hätte es wol auch verdient, daß das objektive Verfahren 
auch, joweit es ſich um Preßdelikte handelt, feine Spezialität der dfterr. 
Geſetzgebung ift, ſondern, wenngleich in bejchränfterem Umfange, in 
einzelne deutſche Partifirlargefege, jo in das preußiiche P./G. von 1851 
$ 50 Eingang gefunden, und bier feineswegs jene Klagen hervorge- 
rufen bat, zu welchen das öſterr. Necht Anlaß giebt; Beachtung hätte 
e8 verdient, daß auch der öfterr. Entwurf v. 1871, ver unter Glafer’s 
Einfluß zu Stande fam, das objektive Verfahren, wenngleich in ver: 
änterter Gejtalt {vgl. oben S. 26.) beibehalten hat, und daß ter 
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dieſem zu Grunde liegende Gedanke denn doch eine andere Widerlegung 
verlangt als einige allgemeine, kaum diskutirbare Redensarten. 

V. Während die theoretiſchen Gegner des Syſtems der ſachlichen 
Haftung ſeine Haltbarkeit von dem Standpunkte der juriſtiſchen Kon— 
ſtruktion aus — wie wir geſehen haben, nicht mit beſonderem Ge— 
ſchicke — beſtreiten, betont die direkt von demſelben betroffene perio—⸗ 
diſche Preſſe die praktiſchen Nachtheile, die es im Gefolge hat, bekämpft 
dieſe es von dem Standpunkte ver Preßfreiheit aus. Und die Richtig— 
keit dieſer Argumente muß, in gewiſſem Umfange wenigſtens, zugegeben 
werden. Aber unſere Journaliſtik überſieht dabei einen, allerdings den 
entſcheidenden, Umſtand. Sie hat das objektive Verfahren in jener 
verunglückten Geſtalt im Auge, wie es die öſterr. Geſetzgebung der 
Jahre 1862 und 1868 geſchaffen hat; ſie ſieht nur dieſe Form, nicht 
das Weſen der ſachlichen Haftung; ihre Bedenken ſind nur gegen das 
öſterr. Recht gerichtet, wenn auch an das objektive Verfahren überhaupt 
adreſſirt, und treffen nur jenes nicht dieſes. Die Mängel des öſterr. 
Rechtes — fie wurden ſchon oben in $ 94 betont — find leicht zu be— 
heben ; und dahin zielen die hier gemachten Vorjchläge. 

Bor Allem muß an dem fubfipiären Charakter ver ſach— 
lichen Haftung unbedingt feitgehalten werden. Nicht das willkürliche 
Ermeffen des Staatsanwaltes darf darüber entfcheiten, welche Art ver 
Verfolgung eingeleitet werden foll, jondern das Gericht foll beurteilen, 
ob jene Vorausfegungen in ber That vorliegen, von welchen das Ge— 
jet die Zuläfjigfeit des objektiven Verfahrens abhängig macht. Die 
Grundfäge des allgemeinen Strafrechtes jollen nicht erſetzt, ſondern 
ergänzt werden; bie fachliche Haftung eintreten, wenn die perfönliche 
nicht ausreicht. Die Faffung, welche fih in $ 42 R.-St.-©.-B. 
(8 33 des öſterr. St.-©.-Entwurfes) findet, bringt diefen Gedanken 
in durchaus genügender Weife zum Ausdruck. „Iſt die Verfolgung 
oder Verurteilung einer beſtimmten Perſon nicht ausführbar, jo kann 
auf den Verfall jelbitftändig erfannt werden." Die Anwendung biefer 
Beſtimmung hat der Praxis nur nach einer Richtung hin Schwierig: 
feiten bereitet. Die Abgrenzung des objektiven und fubjeftiven That: 
beſtandes, die Entſcheidung ber Frage, in wieweit durch Diejenigen Um— 
jtände, welche die Verfolgung ober Verurteilung einer beftimmten Per— 
fon unmöglich machen, auch die objektive Strafbarkeit ver That 
befeitigt wirt, bat zu Kontroverfen Anlaß gegeben. Den vereinten 
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Bemühungen der Theorie und der Praxis wird e8 ohne Zweifel gelin- 
gen, auch hier zu feftftehenven Ergebniffen zu gelangen. Das Lehrbuch 
hat oben in $ 89 ven Verſuch gemacht, die eingehendere Erörterung 
diejer Frage anzuregen, die für ihre Entſcheidung ausjchlaggebenven 
Gefichtspunfte anzudeuten. Betont fei übrigens, daß die gleichen 
Schwierigkeiten entjtehen, wenn es fich um bie Fällung des objektiven 
Erfenntniffes nach $ 492 St.-P.-D. handelt, ein Paragraph, ber 
überhaupt ven Gegnern ver fachlichen Haftung zur eingehenden Wiür- 
bigung empfohlen ſei. Uebrigens fönnte auch die Geſetzgebung ſelbſt 
einzelne ber hier auftauchenden Kontroverjen durch eine genauere For: 
mulirung ber VBorausjegungen für ven Eintritt bes objektiven Verfah— 
vens ausdrücklich entſcheiden. 

Wird an dem ſubſidiären Charakter der ſachlichen Haftung feſtge— 
halten, ſo müßte auch die nachträgliche ſubjektive Verfolgung wegen 
der objektiv bereits abgeurteilten That ausgeſchloſſen werden, ſo weit 
nicht ob noviter reperta die Wiederaufnahme des Verfahrens be— 
willigt wird. 

Als weitere Forderung muß die Fällung des Erkenntniſſes im ob— 
jektiven Verfahren auf Grund einer öffentlichen, münd— 
lichen, kontradiktoriſchen BVerhandlung aufgeſtellt werben. 
Von jenen Garantien einer gerechten Entſcheidung, welche die Ein— 
ſpruchsverhandlung des geltenden öſterr. Rechts zu gewähren vergeblich 
beſtimmt iſt, muß bereits das erſte richterliche Erkenntniß umgeben 
ſein. Nicht erſt, wenn bereits ein ſchwerwiegendes fait accompli ge— 
ichaffen ift, fondern re integra ſoll ver Gegner des Anklägers zu Worte 
fommen. Die praftiiche Durchführung dieſes Gedankens läßt fich in 
verfchiebener Form denken. Als Beifpiel diene die Zuziehung der „Be- 
ihlagnahmsintereffenten“ im preußifchen Rechte (vgl. Oppenhoff 
12 zu 842 R.-©t.-©.-B.); diene ferner $ 9 des öfterr. Entwurfs 
von 1874 (oben ©. 27), nach welchem im objektiven Berfahren ver 
Herausgeber in die Prozefrechte des Angeklagten einzutreten hatte. 
Mir jchiene e8 am zweckmäßigſten, wenn bei periotifchen Drudfchriften 
der Redakteur, bei nicht periodiſchen ber Verleger von ber Einlei- 
tung bes Verfahrens verftändigt und zur Verhandlung vorgeladen, 
daneben aber jedem, ver privatrechtliches Interefje an der Entſcheidung 
zu bejcheinigen in ber Xage ift, vie Möglichkeit des Anſchluſſes geboten 
würde. 
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Der wichtigfte Fehler unferes heutigen objektiven Verfahrens, ein 
Tehler, der befeitigt werden mu, joll vasfelbe überhaupt lebenskräf— 
tig werten, befteht in der, nach geltendem Recht, mit demſelben noth- 
wendig verbuntenen Aenberung ber Kompetenz. Demfelben Ge— 
richte, welches bei der Verfolgung einer beftimmten 
Perfon zur Entſcheidung berufen wäre, muß aud die 
Deurteilung der objektiven Strafbarteit des Inhaltes 
der Drudichriftzuftehen. Gerade darin liegt ja das Ungerechte, 
das Gehäſſige des öfter. Syſtems, daß es dem Belieben des Staats- 
anmwaltes anheimgeftellt ift, bie ftaatsgrundgejegliche Kompetenz ver 
Schwurgerichte illuforifch zu machen, Verurteilungen durch den Be: 
amtenrichter herbeizuführen in Fällen, in welchen vie Gefchworenen nie 
verurteilt hätten. So lange aljo Gejchworene über die durch den In: 
halt von Drudicriften begangenen Verbrechen und Vergehen zu urtei- 
fen haben, eben jolange müffen fie dieß auch dort, wo es ſich um eine 
lediglich objektive Verfolgung handelt. Die Stellung rein objeftiver 
Fragen, in ber öfterr. Praxis längjt eingebürgert, bietet feine Schwie- 
rigfeiten, bie etwa befürchtete größere Belaftung ver Gejchworenen 
fönnte leicht dadurch aufgewogen werben, daß man, was übrigens in 
jeder Beziehung dringend zu wünfchen wäre, vie durch die Preſſe be- 
gangenen Beleidigungen | von Privaten ihrer Kompetenz entzöge. “Und” 
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wer man, vielleicht nicht ohne Grund, ungerechtfertigte Freiſprechun— 
gen bejorgt, jo vergeſſe man nicht, daß dieſe viel weniger gefährlich 
find, als der heutige Zuftand, der jeven objektiven Preßprozeß von allem 
Anfange als eine verlorene Sache erfcheinen läßt; jo vergefje man nicht, 
daß derartige Freifprechungen die nothwendige Folge jener auch im 
&t.-©.-Entmurfe nicht befeitigten Kautichulparagraphe iſt, vie bei 
jtrenger Interpretation jebe freie Meinungsäußerung unmöglich machen, 
daß mit den „Aufreizungen zu Haß und Verachtung“ und ähnlichen 
Deliftsbegriffen auch die Gefahr verartiger Freiſprechungen verjchwin- 
den wird. Eine Gefeßgebung, welche die großen geiftigen Strömungen 
des Yahrhunderts bannen zu können glaubt, indem fie einen neuen 
mehr oder weniger mißgeftalteten Strafparagraphen fabrizirt, die paßt 
freilich nicht für Schwurgerichte, die e8 nicht verjtehen, durch juriftiiche 
Sophismen Geſetz und Nechtsgefühl mit einander zu verſöhnen. 

Die fachliche Haftung nur auf die periopifche Preffe over gar nur 
auf einen Heinen Bruchtheil derſelben zu beſchränken, wie dieß der Ent- 
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wurf von 1871 gethan bat, dazu liegt feine Veranlaffung vor. Ueber- 
haupt bürfte ein näherer Vergleich viejes mehrfach erwähnten Ent- 
wurfes mit den bier vertretenen Vorfchlägen ven Beweis liefern, daß 
ich nicht ohne Grund die Identität diefer mit jenem in Abrede ftelle. 
MWird durch das objektive Erkenntniß die Strafbarteit des Inhaltes 
ber Drudichrift konftatirt, fo muß das Verbot der weiteren 
Berbreitung, fowie der Auftrag zur Bernidtung der 
etwa mit Beichlag belegten Eremplare ausgefprochen wer- 
ven. Das freie Ermefjen des Gerichtes hat hier feinen Spielraum ; 
das objektive Erkenntniß ohne dieſe objektiven Strafen ift ein Schlag 
in's Waffer, ein zweckloſes Spiel. Der nichtperiopifchen Preffe gegen: 
über dürften dieſe Maßregeln ausreichen; nicht aber der periobifchen 
gegenüber, bei welcher eine die ganze Auflage umfaſſende Beichlagnahme 
einfach unmöglich, bei welcher vie Koften einer neuen Auflage verhält: 
nißmäßig gering find, welche ven Kampf gegen Geſetz und Autorität 
jeden Tag mit neuen Kräften aufnehmen kann, die häufig genug als 
Siegerin aus den mit ihrer Verurteilung endenden Prozeffen hervor: 
geht. Hier müffen eingreifenvere Strafmittel zur Anwendung gelan- 
gen. Als einfachites und ficherjtes, als mildes und doch unter Um: 
Ständen fchwerempfinpliches Strafübel empfiehlt fich eine gegen das 
Zeitungsunternehmen auszuſprechende Geldſtrafe, die 
von dem Herausgeber ald dem Nepräjentanten ver gewerblichen Seite 
bes Unternehmens zu entrichten wäre. Gerade weil die Herausgabe 
eines periodifchen Blattes in erjter Linie als ein gemwerbliches Unter: 
nehmen, weil die Zeitung als eine einzelne ganz beftimmte Indi— 
vidualität erfcheint, gerade weil won ihrem Wohl und Wehe das all’ 
berjenigen abhängt, die durch ihre Betheiligung an Redaktion, Drud, 
Verlag, Verbreitung eine feite Xebensftellung gewonnen haben: gerade 
darum ift die gegen das Unternehmen verhängte Gelpftrafe geeignet, 
indirekt die Schulvigen zu treffen, durch ihre unmittelbaren wie durch 
ihre Refleg- Wirkungen ver öffentlihen Rechtsordnung genügenten 
Schuß zu gewähren. Die Geldſtrafe wäre abzuftufen nach der Schwere 
der begangenen jtrafbaren Handlung ; beifpielsweife: bei Uebertretun- 
gen —100 fl., bei Vergehen 5—500, bei Verbrechen 10-1000 ff. 
Ihre Entrichtung binnen einer beftimmten, kurz bemefjenen Frift müßte 
durch die Androhung der eventuellen Einftellung des Blattes gefichert 
werden. Damit entfällt jelbjtverjtändlich vie Nothwentigfeit der Bei- 
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behaltung der Kautionsbeſtellung, über deren VBerwerflichfeit und Ueber- ⸗ 
flüffigfeit denn doch feine Zweifel mehr beftehen follten. 

Die Einführung des objektiven Verfahrens müßte endlich, wie bie 
eines jeden über die Grundſätze des allgemeinen Strafrechtes hinaus: 
gehenden Verantwertlichkeitsiyftens (vgl. oben $ 84) die Befreiung 
von dem Zeugnißzwange für alle an ver Herftellung ver Drud- 
ichrift betheiligten Perjonen zur unabweislichen Folge haben. Wird 
von diefer Befreiung Gebrauch gemacht, jo find eben damit jene Vor: 
ausfegungen gegeben, an welche das Geſetz die Zuläffigfeit der objef- 
tiven Verfolgung knüpft. Von einer Gefährdung ver Rechtsordnung 
kann feine Rebe fein, da den vorgejchlagenen objektiven Strafen ge: 
nügende vepreffive und präventive Kraft innewohnt. 








Wenn es diefen Ausführungen gelungen ift, die Vorurteile, welche 
insbefondere die periodische Preffe dem objektiven Verfahren entgegen- 
bringt, zum Theile wenigftens zu zerſtreuen, bie Frage neuerdings in 
Fluß zu bringen, die Gegner zur Vertheidigung ihrer Anfichten zu ver: 
anlaffen, — dann ift der nächjte Zweck derjelben erreicht. Daß nicht 
nur das Verantwortlichkeitsſyſtem unferer Prefigefeßgebung, daß auch 
die meijten übrigen Anordnungen derſelben einer radikalen Reform 
pringend bedürfen, wurde in den früheren Abjchnitten des Lehrbuches 
wiederholt und mit möglichjter Beftimmtheit betont. Ich kann aus 
dieſem Grunde wol davon abjehen, meine Borjchläge zufammenzufajien 
und einen förmlichen Gejegentwurf vorzulegen. Hoffentlich ift Der 
Zeitpunkt nicht zu fern, in welchen bie Arbeiten unjerer legislativen 
Faktoren die Beranlaffung für einen derartigen Verfuch näher legen 
werben. i 
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